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Nr. 4853. (118) 


ROMISCHE CURIE. Allocution P. Pius’ IX. an die Bischôfe, welche 

zum Centenarium des h. Petrus nach Rom gekommen waren, ge- 

halten im öffentlichen Consistorium vom 26. Juni 1867. — Die 
Berufung eines ökumenischen Concils wird in Aussicht gestellt. — 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung der Aktenstücke zum ersten vaticanischen Concil. 
Tübingen 1872. Urk. I. 


[Auszug.] 
Ehrwürdige Brüder! 

Mit ausnehmender Freude und Tröstung erfüllt Uns inmitten Unserer Nr. 4858 
hittersten Prüfungen der so liebliche Anblick eurer zahlreichen Anwesenheit, Rone Corie. 
sowie dass es Uns gestattet ist, euch persönlich in dieser hochansehnlichen 26. Jani 1867. 
Versammlung anzureden, ehrwürdige Brüder. Aus allen Weltgegenden hat 
euch die blosse Kundschaft Unseres Verlangens und der eigene Antrieb curer 
Frömmigkeit in diese Stadt geführt . .... | Indessen aber, ehrwürdigo Brüder, 
sehet ihr vermöge eurer erprobten Weisheit wohl ein, wie ungemein viel zur 
Bekämpfung der Pläne der Gottlosen und zur Heilung so vieler Leiden der 
Kirche daran liege, dass die hellleuchtende Eintracht zwischen euch Allen und 
Uns und dem apostolischen Stuhle immer tiefere Wurzeln schlage und immer 
mehr erstarke. Ja, diese Liebe zur katholischen Einung, die, kaum dass sie 
in den Gemüthern sich befestigt hat, alsbald nach aussen sich weithin ergiesst 
zum Wohle des Nächsten, wird euch nicht ruhen lassen, bis ihr in der gleichen 
Eintracht und ungetheilten Einstimmung im Glauben, Hoffen und Lieben alle 
Geistlichen, an deren Spitze ihr steht, wie die euch anvertrauten Gläubigen 
insgesammt durch eurc gemeinsamen Anstrengungen befestigt habt. Fürwahr, 
es kann kein schöneres Schauspiel für Engel und Menschen geben, als wenn 
wir auf unserer Wanderschaft, die wir hienicden aus der Verbannung zur 
Heimath anstellen, ein Nachbild von jener Wanderschaft mit ihrer Gliederung 
darbieten, auf welcher die zwölf Stämme Israels vereint zum Lande der Ver. 
heissung reisten. Alle zogen sie einher, jeder Stamm mit. seinem besonderen An- 
führer, mit eigenem Namen und an seinem Orte aufgestellt; jede Familie ge- 


horchte ihrem Familienhaupte, die Kriegsschaar ihrem Feldobersten, die Masse 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchl. Actonstücke. II.) I 
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Xr. 4853 den Stammfürsten; aber gleichwohl war es nur ein Volk bei so vielen Ge- 


(118). 
ne schlechtern, das zu einem Gotte, an cinem Altare betete, das denselben Ge- 


24. Janl 167. setzen, einem und demselben Ilohenpriester, Aaron, einem und demselben 





Gottesgesandten, Moses, unterworfen war, das eins in den Mühsalen des 
Krieges, wie für die Beute des Sieges nur das gleiche Recht anwandte, das 
gleichermaassen unter Zelten wohnte und gemeinsam das Wunderbrod ass, wie 
es in einträchtigem Verlangen nach einem und demselben Ziele strebte. 

Dass ihr eine solche Vereinigung allezeit aufrecht zu halten euch bemühen 
werdet, dafür sprechen so viele Unterpfänder der Treue und Eintracht, die 
Wir von euch empfangen haben, dass Wir dessen vollkommen gewiss und ve 
sichert sind. Dafür bürgt uns cure erprobte Rechtschaffenheit und hervor- 
ragende Tugend, welche allezeit und überall sich gleich bleibt und desto heller 
erstrahlt, je grösser die Gefahr ist; es bürgt Uns dafür jener gewaltige und 
glühende Eifer für das ewige Heil der Seelen und für die Erhöhung der Ehre 
Gottes, von dem ihr ergriffen und bewegt seid; es bürgt Uns endlich di 
und zwar mit der höchsten Gewissheit, jenes erhabene Gebet, welches Christus 
vor Seinem letzten Leiden Seinem Vater dargebracht hat, worin er flehte, dass 
Alle eins seien, wie Du Vater in Mir und Ich in Dir bin, damit sie in Uns 
eins seien; cin Gebet, das unmöglich je unerhört bleiben kann beim himm- 
lischen Vater. || Uns aber, ehrwürdige Brüder, ist nichts wünschenswerther, 
als die Frucht, von welcher wir nur das höchste Maass von Heil und Segen 
für die Kirche hoffen können, aus eurer Verbindung mit dem apostolischen 
Stuhle zu gewinnen. Längst nämlich haben Wir bei Uns erwogen, wie dies 
bei besonderen Anlässen mehreren Unserer chrwitrdigen Brüder kundgeworden 
ist, und vertrauen, es auch cinmal ausführen zu können, sobald sich der er- 
wünschte Zeitpunkt dazu darbietet, nämlich ein heiliges ökumenisches all- 
gemeines Concil aller Bischöfe des katholischen Erdkreises zu Stande zu 
bringen, um durch gemeinsame Berathung und vercinte Anstrengung die nöthigen 
Heilmittel für so viele Uebelstände namentlich, unter denen die Kirche leid 
mit Hülfe Gottes in Anwendung zu bringen. Dadurch wird es sicherliel 
wie zuversichtlichst hoften, gelingen, die Finsternisse des Irrthums, wel 
sich über dem Geiste der Sterblichen lagern, zu zerstreuen und das Licht 
der katholischen Wahrheit zum Heile der Menschen leuchten zu lassen, damit 
diese den wahren Weg des Ileils und der Gerechtigkeit unter dem Beistande 
der göttlichen Gnade ancı 
dazu kommen, dass die Kirche als ein wohlgeurdnetes unbesiegliches Heerlager 
die feindlichen Bemühungen der Widersacher zu Schanden mache, ihre Angrifte 
zurückweise uud über sie triumphirend das Reich Jesu Christi auf Erden nach 
allen Seiten mehre und ausdehne, || Damit nun aber di Unsere Wünsche 
in Erfüllung gehen, und damit Unsere wie cure Sorgen reichliche Früchte der 
Gerechtigkeit unter den christlichen Völkern hervorbringen, lasst uns zu Gott, 
der Quelle aller Gerechtigkeit und Güte, die Augen erheben ..... || Damit 
aber Gott desto guädiger zu unserm Flehen Sein Ohr neige, lasset uns allı- 

















ennen und anf ihm beharren. Auch wird es se 
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zeit und inständig die Fürbitte anrufen, vor Allem der jungfräulichen Gottes- ms 8). 
mutter Maria, der unbefleckten, mit dercn Einfluss bei Gott nichts zu ver- Rim. Curie. 


gleichen ist; sodann der hh. Apostel Petrus und Paulus, deren Geburtsfest zu ?% Juni 1867. 
begehen wir eben uns anschicken; desgleichen aller Heiligen im Himmel, welche 

mit Christus dort oben herrschen und die Geschenke der göttlichen Freigebig- 

keit durch ihr Gebet den Menschen zuwenden. || Zum Schlusse ertheilen Wir 

Euch, ehrwürdige Brüder, und allen anderen ehrwürdigen Brüdern, den Bi- 

schöfen der katholischen Völker, ebenso allen Eurer und Jener Sorge an- 
vertrauten Gläubigen, von deren Frömmigkeit und Liebe Wir allezeit Beweise + 
empfangen haben und noch fortwährend erfahren, jedem einzeln, aus innerstem 
“ Herzensgrunde, mit innigster Liebe Unsern apostolischen Segen, indem Wir 

ihnen alles denkbare Gute damit wünschen. 


Quellenwerke zum ersten vaticanischen Concil: Friedrich, Prof. 
Dr. Joh., Documenta ad illustrandum concilium vaticanum anni 1870, 
Nördlingen 1871. — Officielle Actenstücke zu dem von Sr. Heiligkeit dem 
Papste Pius IX. nach Rom berufenen ökum. Concil. Berlin 1870. — 
— Schneemann, Priester G., Die Kanones u. Beschlüsse des hochheiligen 
ükumen. und allg. vatican. Concils. \Sacrosancti oeeumenici et generalis con- 
cilii Vaticani canones ct decreta.] Deutsch-lateinische Ausg. Mit den 
hauptsächlichsten conciliar. Actenstücken, einer statist. Uebersicht der kath. 
Hierarchie und einer historisch-dogmatischen Einleitung. Freiburg i. B. 1871. 
— Friedberg, Prof. E., Sammlung der Actenstücke zum ersten vatica- 
nischen Concil mit einem Grundriss der Geschichte desselben. Tübingen 
1871. (Giebt die vollständigste Sammlung aller auf das Coneil bezüglichen 
Actenstiicke und ein eingehendes Verzeichniss der Concilsliteratur.; — 
Martin, Bischof Dr. Konrad, Die Arbeiten des Vaticanischen Concils. 
Paderborn 1872. — Martin, Episc. Conr., Omnium Coneilii Vaticani quae 
ad doctrinam et disciplinam pertinent documentorum Collectio. Paderboru 
1373. (Enthält eine Sammlung der von Coneilsmitgliedern eingebrachten 
Anträge.) 

Geschichtliche Arbeiten über das Concil: Quirinus (Prof. Fried- 
rich, Römische Briefe zum Council München 1870. — Ce qui se passe 
au Concile. Paris 1870. — Friedrich, Prof. Joh., Tagebuch, während 
des vatican. Coneils geführt. Nördlingen 1871. — Acton, Lord, Zur Ge- 
schichte des vatieanischen Concils. München 1871. — Das Vaticanische 
Coneil, in Sybel’s histor. Zeitschrift. 13. Jahrg. 3. Heft. — Frommann, 
Lie. theol. Theod., Geschichte und Kritik des Vatieanischen Coneils von 
1869 und 1870. Gotha 1872. — Ketteler, Bisch. Freiherr von, Die 
Unwahrheiten der Römischen Briefe vom Coneil in der allgem. Zeitung. 
Mainz 1870. -— Fessler, Bisch Dr. Jos., Das Vatieanische Concilium, 
dessen äussere Bedeutung und inncrer Verlauf. Wien 1871. — Plantier, 
Bisch. C. I A., Die dogmatische Definition der päpstl. Unfehlbarkeit in 
ihrer geschichtlichen Entwicklung, Deutsche Uebers. a. d. Franz, Wien 
1871. — Ceeconi, Canon. Dr. Eug., Storia del Concilio Vaticano, seritta 
sui documenti originali. Rom. Tipografin Vaticana 1872. In deutscher 
Uchersetzung von W. Molitor. Regensburg 1873. ıBis jetzt ist vou 
dieser officicllen Geschichte des Coucils nur erschienen der erste Theil: 
die Vorereignisse des Concils.i 





Nr. 4858 
ans). 
Em. Curie. 


36. Jani 1867. 
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Bibliographien über die Concilsliteratur: Bonner Katholisches Lite- 
raturblatt. 1870 ff. — Hülskamp’s und Rump’s Liter. Handweiser zunächst 
f. d. kath. Deutschland. — Ein Beitrag zur Literatur der Kirchengeschichte. 
Leipzig 1871. — Friedberg a, a. O. 


Die erste Verlautbarung des im Vatican wohl schon seit lange ge- 
hegten Planes, ein allgemeines Concil zu berufen, erfolgte durch Pius IX. 
am 6. Dec. 1864 — zwei Tage vor Erlassung der Encyclica und des Syl- 
labus — zu den in der h. Congregation der Riten im Vaticane anwesenden 
Cardinälen. Zunächst wurden diese und dann überhaupt alle an der Curie 
thätigen Cardinäle aufgefordert, schriftlich und gesondert Gutachten über 
diesen streng geheim zu haltenden Plan an den Papst gelangen zu lassen. 
Von den einundzwanzig Gutachten, welche abgegeben wurden, erklärten sich 
vierzehn für die Berufung eines Concils, während sich zwei gegen die Be- 
rufung überhaupt und vier andere gegen die Berufung in der gegenwärtigen 
Weltlage aussprachen. Eines enthielt sich jedes Urtheiles und hebt nur 
die Vortheile und Nachtheile hervor, welche ein Concil bringen kann. Als 
Gegenstände, mit welchen sich ein Coneil zu beschäftigen haben würde, 
werden an erster Stelle genannt: die Verurtheilung der modernen Irrthümer, 
die Darlegung der katholischen Lehre, die Beobachtung der Disciplin und 
deren Anpassung an die Bedürfnisse der Gegenwart, die Reform des Welt- 
und Ordensclerus. Zwei Cardinale führen darunter auch die Frage der 
Unfehlbarkeit des Papstes an. (S. Cecconi L c. I Th. 1 p. 2 ff. giebt eine 
kurze Uebersicht des Inhaltes der Gutachten.) — Anfangs März 1865 be- 
rief Pius IX. eine aus fünf Cardinälen bestehende Commission zur „Präli- 
minar-Discussion“ bezüglich der Concilsfrage. Aus den Fragen, mit welchen 
sich diese Commission beschäftigte, heben wir hervor: a) Ob es relativ noth- 
wendig und zcitgemäüss sci, ein ökumenisches Concil zu berufen. b) Ob 
zuvor eine Anfrage an die katholischen Fürsten zu ergehen habe, c) Ob 
es zweckdienlich sei, zur Leitung der Concilsangelegenheiten eine aussi 
ordentliche Congregation zu bilden. d) Ob von dieser Congregation einige 
Bischöfe verschiedener Nationen zu Rathe zu ziehen seien, damit sie sun- 
marisch die Materien der Glaubenslehre sowohl wie der Diseiplin bezeich- 
nen, welche nach ihrer Ansicht und mit Rücksicht auf ihre Länder auf 
dem Concil zu verhandeln wären. Die Fragen a), c) und d) wurden be- 
jahend, die bh) verneinend beantwortet, jedoch mit dem Zusatze: Es sei 
indess zweckmässig, dass gleichzeitig mit der Publication der Bulle vom 
heiligen Stuhle bei den katholischen Fürsten die entsprechenden Schritte 
geschehen. (S. Cveconi J. ec. p. 22 ff. Daselbst auch im Auszuge das Gut- 
achten des Sccretürs dieser Commission, Monsignor Pietro Gianelli, Erz- 
bischofs v. Sardes, über die angeführten Fragen. In demselben wird unter 
Anderm hervorgehoben, dass es stets eine Uebung der Kirche war bei 
Berufung eines Councils in Uebereinstimmung mit den katholischen Fürsten vo 
zugehen, und dann darauf hiugewiesen, welch grossen Vortheil es bringen 
würde, könnte man Napoleon III. der Sache des Concils geneigt machen, 
um so das Erscheinen der französischen Bischöfe sicher zu stellen und den 
italienischen, was von der grössten Wichtigkeit wäre, dasselbe zu er- 
leiehtern, vielleicht auch den portugiesischen. „Es wird daher [so schliesst 
Gianelli} der hohen Weisheit des heiligen Vaters überlassen bleiben, zu er- 
wägen, ob nicht in dieser Sache mit Klugheit und Umsicht gewählte Schritte 
bei den katholischen Fürsten am Platze seien, insbesondere bei dem lIerr- 
scher Frankreichs. Sofern aber gewichtige Gründe dagegen sprächen, dürfte es 
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wenigstens unerlässlich erscheinen, dass man sich, so wie die Convocations- Nr. #833 


bulle veröffentlicht wird, zu gleicher Zeit unverweilt mit den Fürsten in 


das entsprechende Benehmen setze, um sie für das Concil günstig ZU 26, Jani1sa7. 


stimmen und sie einzuladen, an demselben mittels ihrer Gesandten Theil zu 
nehmen, wie dies der alte Brauch der Kirche war bis zum Coneil von 
Trient“) — Nachdem jene Commissionsbeschlüsse die Zustimmung des 
Papstes erhalten hatten, erfolgte Mitte März 1865 die Bestellung einer 
Specialcongregation zur Leitung der Angelegenheiten des künftigen allge- 
* meinen Concils. Vom Cardinalprafecten dieser Congregation wurde dann 
auf Anordnung Pius’ IX. an sechsunddreissig Bischöfe in vertraulichster 
Weise die Anfrage gerichtet (20. April), über welche Materien nach deren 
Ansicht ein Concil in der Gegenwart seine Berathungen zu verbreiten habe 
(„ ... ut Tu interim, accurata brevique ratione, praecipuas res significare 
atque exponere velis, quas, ratione habita tum errorum in istis regionibus 
grassantium, tum gravium gliscentium abusuum, aliarumque populorum ne- | 
cessitatum, in Concilio pertractari et agi expediens iudicaveris“ Cccconi 
lL oc. Urk. ID. Als solche werden in den Antwortschreiben im Wesent- 
lichen dieselben Gegenstände bezeichnet, welche auch die Cardinäle in den 
oben angeführten Gutachten der Berathung des Concils unterzogen wiinschten. 
Es scheint jedoch, dass viele Bischéfe mit mehr Nachdruck die Nothwendig- 
keit einer klaren Auseinandersctzung der Grundprincipien und Walırheiten 
der katholischen Kirche hervorhoben, als sie eine feierliche Verurtheilung 
der Irrthümer der Zeit durch das Concil betonten. Unter den Wahrhciten, 
welche das Concil auszusprechen hatte, wurde — nach Cecconi — auch 
von einigen Bischöfen die Unfchlbarkeit des Papstes aufgeführt. Als cin 
höchst wichtiger Gegenstand der Concilsverhandlungen wird von den 
Bischöfen dann insbesondere bezeichnet das Verhältniss zwischen Staat und 
Kirche. Die Hauptpunkte wären: Feststellung der wahren Principien über 
dieses Verhältniss; Verkündigung der Grundsätze, von welchen die Kirche 
unter keinerlei Voraussetzung abweichen könne; Erklärung, in welchem 
Maasse Pressfreiheit und Cultusfreiheit und der ihnen vom Staate ge- 
währte Schutz factisch annelımbar seien oder tolerirt werden können. — 
Daneben äusserten noch einzelne Bischöfe besondere Wünsche, so z. B. 
dass das Concil auf jenes „Decret über die Fürsten“ zurückkommen möge, 
dessen Erlassung auf dem Concil von Trient durch die schlecht berathene 
Politik der Könige und der Legisten vereitelt worden war. (S. Cecconi 1. c. 
p. 40 ff, wo eine Inhaltsangabe dieser Schreiben mitgetheilt wird.) — Vom 
Ende des Jahres 1865 bis zur Mitte des Jahres 1867 war, wohl infolge 
der politischen Umwälzungen dieser Zeit, ein Stillstand in der Vorbereitung 
für das Concil eingetreten. So konnte denn auch die ursprüngliche Absicht 
Pius’ IX., das Concil am Tage des achtzehnten Centenariums des Märtyrer- 
todes der Apostel Petrus und Paulus zu eröffnen (29. Juni 1867), nicht 
verwirklicht werden. Doch liess der Papst durch ein Rundschreiben des 
Präfecten der Congregation des Concils vom 8. Dec. 1866 die Bischöfe des 
katholischen Erdkreises einladen, zu dieser Feierlichkeit nach Rom zu kommen, 
um der Heiligsprechung von sieben Märtyrern beizuwohnen. (S. das Ein- 
ladungsschreiben bei Cecconi I. c. Urk. VIIL) — Am bezeichneten Tage hielt 
Pius IX. die oben mitgetheilte Allocution. — Den aus diesem Anlasse in 
Rom anwesenden fünfhundert Bischöfen wurden im Auftrage des Papstes, 
ohne Bezugnahme auf das beabsichtigte Concil, mittels Rundschreibens 
des Card. Caterini, Präfecten der Concilscongregation (vom 6. Juli 1867) 
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Nr. 453 17 Fragen über wichtigere Punkte der kirchlichen Disciplin zur Beantwortung 
PU binnen 8—4 Monaten vorgelegt. Sie betrafen vornehmlich Ehesachen, Bildung 


28.Juni187, der Cleriker, Besetzung kirchlicher Stellen, Unterricht der Jugend, Verhältniss 
zu Härctikern u. dergl. (S. lat. Orig. Friedberg 1. c. Urk.IV. Deutsche Uebers. 
Offic. Actenstücke p. 36.) — In der zweiten Hälfte des Jahres 1867 nahm 
die dirigirende Congregation ihre Sitzungen wieder auf und beschloss mit 
Zustimmung des Papstes die Bilduug von fünf Specialcommissionen, zu 
denen nachher noch eine sechste behufs der Vorbereitung der Materialien 
für das Concil kam. Diese waren die Consulten für theologisch - dog- 
matische und kirchlich-politische Angelegenheiten, für die Kirchendisciplin, 
das Ordenswesen, die Kirchen des Orients und die Missionen, das Cerc- 
moniell. (S. Cecconi 1. c. die Namen der 116 Consultatoren, von denen 
31 nach Rom berufene und 85 dort lebende Geistliche waren.) 








Nr. 4854. (119.) 


EPISCOPAT. Adresse der in Rom zur Feier des Centenariums des 
h. Petrus versammelten Bischöfe an P. Pius’ IX. — Freudige Zu- 
stimmung zur Berufung eines ökumenischen Concils. — 


Lat. Orig. Friedberg. Sammlung I. c. Urk. IL 


Heiligster Vater! 

Nr. 4854 Deine apostolische Stimme ist wiederum zu unseren Ohren gedrungen: in- 
ramet, dem sie einen nenen Sieg der ewigen Wahrheit verkündigt, welcher den Rubm 
1. Juli 1667. der himmlischen Heiligen und den alten Glanz der ewigen Stadt zurückstrahlt, 
die durch das Blut der heiligen Apostelfürsten Petrus und Paulus, deren 
hundertjährige Gedächtnissfeier ihres Märtyrertodes wiederkehrt, geweiht ist, 

erfüllt sie den christlichen Erdkreis heute mit Freuden und erhebt die Ge- 
mitther der Gläubigen zum segenvollen Gedanken an die höchsten Dinge. Die 

uns liebevoll zu solchem Fest einladenden Worte des stissesten apostolischen 
Mundes konnten wir nicht vernehmen, ohne dass die Erinnerung an jene Feier 

die Seele erfüllte, welche wir vor fünf Jahren an Deiner Seite in der heiligen 

Stadt erlebten, und ohne uns dankbar zu erinnern, mit welcher Güte und 
Freundlichkeit Du uns hegtest, von welcher väterlichen Liebe Du erfüllt warst 

bei jener seligen Beglückwünschung der Versammlung. Die süsse Erinnerung, 

diese Stimme des liebendsten Vaters, welcher uns nicht so sehr befichlt, als 

uns bittet, gewährte unseren Seelen für die zu unternehmende Reise nach Rom 

jene Freudigkeit, welche Dir, heiligster Vater, durch die zahlreiche Anwesen- 

heit der zum dritten Mal herbeigeströmten Bischöfe und durch die allgemeine 
Anhinglichkeit und trene Hingabe hinreichend deutlich bezengt wird. Der so 
ungemein grossen Anzahl der Bischöfe, welcher die vergangenen Jahrhunderte 

kaum etwas Achnliches an die Seite zn setzen haben, ist nur gleich Deine uns 
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bewiesene Liebe und Güte, einzig gleich die Grösse unseres Gehorsams und No) - 
unsere Liebe gegen Dich. Deshalb werden wir heut um so lebhafter angeregt, Episcopat. 
Deine ausgezeichneten Tugenden, welche den apostolischen Stuhl mit neuem !- Jui 1867. 
Licht erfüllen, auch mit neuen Ehren zu umgeben und Deinem hehren Geist 
unter den schweren Bekümmernissen, von denen Du gedrückt, aber nicht er- 
schüttert wirst, durch die wiederholten Beweise unserer Liebe und Verehrung 
Trost zu bringen. || Aber, indem wir Deinen Wünschen nachgekommen sind, 
haben wir noch eine andere uns schr willkommene Frucht erzielt, da wir 
nämlich unser durch so viel Leiden der Kirche verwundetes Herz durch den 
Anblick Deines väterlichen Antlitzes stärken, die brüderliche Eintracht unter 
uns kräftigen und den Dir und uns gemeinsamen Gegenstand des Trostes 
suchen. | Diesen Grund der Freude gewährst Du uns aber in hohem Maasse, 
indem Du durch Eintragung so vieler neuen Namen von Heiligen in die Jahr- 
bücher der Kirche die Menschen mächtig belehrst, wie gross und unerschöpflich 
die Fruchtbarkeit der mütterlichen Kirche ist. Geschmückt wird dieselbe durch 
das ruhmreiche Blut der siegreichen Märtyrer. Umgeben ist sie durch die 
reine Jungfräulichkeit des unverletzten Glaubens, unter dessen Blumen weder 
Rosen noch Lilien fehlen. Indem Du den Sterblichen den himmlischen Lohn 
der Tugend zeigst, lehrst Du das Auge vom Anblick der Eitelkeiten der Welt 
sich zum erfreulichen Ruhme des Himmels zu erheben. Indem Du die sicg- 
reiche Fahne der Heiligen Gottes hoch hältst, mahnst Du die Menschen, welche 
vor den bewunderungswürdigen Werken ihres Genies und ihres Fleisses hoch 
aufjauchzen, dass sie über den Prunk und die Pracht irdischer Herrlichkeit 
und menschlicher Freuden die Augen zu Gott, der Quelle aller Weisheit und 
Schönheit hinwenden, damit sie, zu denen gesagt wurde: „Unterwerft die Erde 
und beherrscht sie.“ niemals jene hohe Lehre vergessen: „Du wirst anbeten 
Gott deinen Herrn und ihm allein dienen.“ || Aber indem wir zum himmlischen 
Jerusalem aufblicken und um den Ruhm der neuen Ilciligen in Bewegung 
kommen, erkennen und bekennen wir demiithigen Herzens die Wunder des 
Herrn; sie zu verehren entbrennen wir um so mehr, da wir die durch die 
heutige Säcularfeier unbewegte Festigkeit jenes Felsen betrachten, worauf unser 
Herr und Erlöser die Macht und die Dauer seiner Kirche gründete. Denn 
wir sehen, wie es durch die göttliche Weisheit geschehen ist, dass der Stuhl 
Petri, das Werkzeug der Wahrheit, der Mittelpunkt der Einheit und der Grund 
und die Feste der Freiheit der Kirche unter so vielen Widerwärtigkeiten und 
unter den beständigen Angriffen der Feinde fast schon achtzehn Jahrhunderte 
lang fest und unversehrt ragt und, während die Reiche der Könige und Kaiser 
abwechselnd entstehen und vergehen, wie ein sicherer Leuchtthurm im sturm- 
vollen Meere des Lebens steht, die Wege der Sterblichen zu leiten und eine 
sichere Zuflucht und den Hafen des Heils mit seinem Licht zu bezeichnen. | 
In dieser Zuversicht, von diesem Sinn geleitet, sprachen wir einst, heiliger 
Vater, als wir vor fünf Jahren an Deinem Throne standen, Deinem Dienst das 
schuldige Zeugniss gaben und uns offen für Dich, für Deine weltliche Herr- 





Nr. 4554 
a). 
Épiscopat, 
1. Juli 1887. 
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schaft um der Gerechtigkcit und der Religion willen bekannten. In dieser 
Zuversicht haben wir mit Wort und Schrift bekannt, dass uns nichts theuerer 
und werther sei, als dass wir, was Du glaubst und lehrst, ebenfalls glauben 
und lehren, und dass wir die Irrthümer, welche Du verwirfst, ebenfalls ver- 
werfen. Unter Deiner Führung werden wir cinmüthig die Wege des Herrn 
beschreiten; Dir folgen wir; mit Dir streben wir und mit Dir werden wir, auf 
alle Wechselfälle und Schicksale gefasst, den Kampf für den Herrn bis zur 
Entscheidung kämpfen. (Hac fide ducti verbis scriptoque eo tempore professi 
sumus, nihil nobis potius et antiquius esse, quam ut, quae Tu Ipse credis ac 
doces, nos quoque credamus ct doceamus, quos rejicis errores, nos item reji- 
ciamus, Te duce unanimes incedamus in viis Domini, Te sequamur, Tibi ad- 
laboremus, ac Tecum pro Domino in omne discrimen fortunamque decertemus.} 
Alles dies, was wir damals bekannt haben, bestätigen wir jetzt aus tiefstem 
und innigstem Herzen, und der ganzen Welt gelte es als Zeugniss, indem wir 
in dankbarer Seele erwägen und laut preisen, was Du zum Heil der Gläubigen 
und zum Ruhm der Kirche seit jener Zeit gethan hast. | Was nämlich Petrus 
einst gesagt hat: „wir können über das, was wir geschen und gehört haben, 
nicht schweigen,“ hast Du ebenfalls heilig und feierlich gehalten, und dass Du 
es immer gehalten, beweisest Du auf’s herrlichste. Denn niemals ist Dein 
Mund verstummt. Du hast es für Dein höchstes Amt gehalten, die ewigen 
Wahrheiten zu verkündigen, die Irrthümer des Jahrhunderts und diejenigen, 
welche die natürliche und übernatürliche Ordnung der Dinge und selbst die 
Grundlagen der kirchlichen und weltlichen Gewalt umzustossen drohen, mit 
dem Schwert der apostolischen Beredsamkeit zu durchbohren, die durch die 
Verkehrtheit der neuen Lehren über die Gemüther ausgegossene Finsterniss 
zu zerstreuen, unverzagt, was für die einzelnen Menschen, wie für die christ- 
liche Familie und für die bürgerliche Gemeinschaft nöthig und heilsam ist, zu 
bekennen, anzurathen und einzuschärfen, damit endlich Alle das erreichen, was 
der katholische Mensch halten, bewahren und bekennen soll. Für diese un- 
gewöhnliche Sorgfalt statten wir Deiner Heiligkeit unseren grössten Dank ab 
und werden uns dazu immer verpflichtet halten. Indem wir glauben, dass 
Petrus durch den Mund Pius’ alles gesprochen habe, was Du gesprochen, he- 
stätigt und verkündigt hast, sagen, bestätigen, verkündigen auch wir; und 
eines Sinnes und Mundes, verwerfen auch wir alles, was Du als der göttlichen 
Verheissung, dem Heil der Seelen und dem Wohle der menschlichen Gesell- 
schaft zuwider, für abweisbar und verwerflich erklärt hast. Denn fest steht 
in unserer Seele und tief eingeprägt, was die Väter von Florenz in dem Decret 
der Vereinigung aufstellen: dass der römische Pontifex der Statthalter Christi, 
das Haupt der ganzen Kirche und der Vater und Lehrer aller Christen sei 
und dass ihm von unserem Herrn Jesus Christus im heiligen Petrus die Voll- 
macht ertheilt worden, die ganze Kirche zu weiden, zu führen und zu lenken. 
‘Romanum J’ontificem Christi Vicarium, totiusque Ecclesiae caput et omnium 
Christiauorum Patrem et Doctorem existere, et ipsi in beato Petro pascendi, 
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regendi et gubernandi universalem Ecclesiam a Domino Nostro Jesu Christo Pr 
plenam potestatem traditam esse.] || Es giebt aber noch andere Dinge, welche Episcop: 
unsere Liebe zu Dir und unsere Dankbarkeit herausfordern. Mit Freuden ' Juli 1867. 
bewundern wir jene heroische Mannhaftigkeit, womit Du bemüht bist, deu ver- 
derblichen Bestrebungen des Jahrhunderts zu widerstehen, die Heerde des 
Herrn auf dem Wege des Heils zu erhalten, gegen die Irrthümer der Ver- 
führung zu schützen und wider die Macht der Mächtigen, gegen die List der 
falschen Weisen zu bewahren. Wig bewundern jenen unermüdlichen Eifer, mit 
welchem Du, die Völker des Aufganges und Niederganges umfassend, die Mühe- 
waltungen der ganzen Kirche führst. Wir bewundern, wie Du dem täglich 
sich verschlimmernden Menschengeschlecht den Anblick des guten Hirten ge- 
währst, indem Du sogar die Gemüther der Feinde der Wahrheit nieder- 
schmetterst und ihre Augen durch die Erhabenheit und Würde der Gegen- 
stände unwillkürlich auf Dich zichst. || Fahre also fort, die statthalterliche 
Macht des Hirten der Hirten zu üben und die Obliegenheiten Deines göttlichen 
Amtes in Gottvertrauen wahrzunehmen; fahre fort, mit den Mitteln des ewigen 
Lebens die Dir anvertrauten Schafe zu weiden; fahre fort, die Schäden Israels 
zu heilen und die Lämmer Christi zu suchen, die verloren gingen. Möge der 
allmächtige Gott walten, dass die, welche, Deiner Liebe und ihrer Pflicht un- 
eingedenk, Deiner Stimme bisher widerstanden, besseren Rathschlägen folgend, 
endlich zu Dir zurückkehren und Deinen Schmerz in Freude verwandeln! 
Mögen die Früchte Deiner Hirtensaggen unter Gottes Güte täglich wachsen; 
möge die glückliche Wandelung der Seelen, welche Gott täglich durch Dich 
bewirkt, sich mehr und mehr ausdehnen; und mögest Du in der Kraft Deiner 
Tugenden und unter dem rühmlichen Erfolge, Christus um Seelen bereichert 
und die Grenzen seines Reiches erweitert zu haben, mit unserm Herrn und 
Gebieter wahrhaft ausrufen können: Alles, was der Vater mir giebt, wird zu 
mir kommen! || Das, heiligster Vater, schen wir als das Zeichen eines heil- 
samen und glücklicheren Zeitalters an. Zeuge ist jene Liebe, welche die Alles 
für Dich zu ertragen bereiten Gläubigen aller Nationen beweisen, während sie 
bemüht sind, die Kräfte des Körpers und des Geistes und selbst das Leben 
für die Rechte der Kirche und den Rulım des apostolischen Stuhles aufzubieten 
und zu opfern. Zeuge ist jene hingebende Ehrfurcht der katholischen Ge- 
müther, welche Dich gern als den höchsten Hirten betrachtet, welche die Aus- 
sprüche des katholischen Stuliles freudig aufnimmt. und ihren Ruhm darin sucht, 
ihnen in fester Zustimmung anzuhängen. Zeuge ist jene kindliche Neigung, 
womit die Christenheit den Spuren der Gläubigen folgt, welche cinst all ihr 
Vermögen freiwillig zu den Füssen der Apostel legten, Dir in Deiner Be- 
drängniss bis heute zu Ilülfe eilt und sie zu lindern beharrlich bemüht ist. 
In innerster Secle bewegt, sahen wir diese Beweise kindlicher Ergebenheit, 
immer bemüht, dass dieses in den Gemüthern der Gläubigen entziindcte heilige 
Feuer gepflegt werde und lebendig bleibe, damit Alle, durch unser sowohl wie 
des ganzen Clerus Beispiel bewegt, jenen ausgezeichneten Willen und jene 
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edle Denkungsart erzeugen und Dir zu ihrem reichlicher zu erzielenden Seelen- 
heil die materiellen Mittel bieten. || Die wir aber durch die Ergebenheit aller 
Gläubigen gegen Dich, heiligster Vater, so schr bewegt sind, finden den Grund 
besonderer Freude in jener Treue, in jener Liebe und jenem Gehorsam, wo- 
mit Dich die würdigen Bürger der ewigen Stadt als Vater und mildesten Fürsten 
umfangen. Glücklich das Volk und von wahrer Weisheit erfüllt! welches 
weiss, welche Ehre und welcher Ruhm ihm aus dem in dieser Stadt ge- 
gründeten Sitz Petri erwächst, welches einsicht, dass keine anderen Grenzen 
der göttlichen Güte für dasselbe vorhanden, als welche es sich selber in seiner 
Ergebenheit gegen den Statthalter Christi und in seiner Liebe gegen den ge- 
heiligtsten Fürsten setzte. Das erstrebe, dem trachte nach, römisches Volk; 
dieses Pflichtgefühl sei dauerhaft und unerschütterlich! Leuchte dieses Rom, 
welches die Christenheit bereitwillig als die erste der Städte anerkennt, als 
Beispiel voran; möge es in himmlischen Gnaden und Gaben erblühen und in 
Tugenden und Glücksgütern gesegnet sein! || Dies, heiligster Vater, bewirkte 
der Glanz Deines Pontificats, durch welchen nicht nur Deine Stadt, sondern 
der Erdkreis erhellt wird und dessen Bewunderung uns so ergreift, dass wir 
meinen, wir müssen ein Beispiel daran für unseren heiligen Dienst nehmen. 

Aber nicht minder durchdringt Deine sanft einströmende Stimme die Tiefe 
unserer Brust, als das Bild Deiner Tugenden als Pontifex. | Mit der höchsten 
Frende ist daher unsere Seele erfüllt, da wir aus Deinem geheiligten Munde 
vernehmen, es sei unter den zahlreicheg Nöthen dieser Zeit Dein Beschluss, 
wie Dein berühmter Vorgänger Paulus III. sagte, in der höchsten Gefahr für 
das Christenthum das äusserste Mittel anzuwenden, und das ökumenische 
Coneil zu berufen. || Gewähre Gott diesem Deinem Vorsatz, den er Dir selber 
eingab, seinen Segen; und mögen die Zeitgenossen, welche schwach im Glau- 
ben, welche immer lernen, nie zur Erkenntniss der Wahrheit gelangen, und 
von jedem Winde der Lehre umhergeworfen werden, in dieser heiligen Synode 


.die ihnen dargebotene Gelegenheit ergreifen, in die heilige Kirche, die Säule 


und Feste der Wahrheit, einzutreten, den seligmachenden Glanben und die 
Irrthümer des Wissens zu erkennen; und möge die Synode unter Gottes Gnade 
und unter der unbefleckten Gottesmutter Beistande ein grosses Werk der Ein- 
heit, der Heiligung und Segnung werden, von wo ein neuer Glanz sich über 
die Kirche ergiesse und ein neuer Sieg des Reiches Gottes sich ergebe! || Und 
mögen aus diesem Werk Deiner Weisheit der Welt von neuem unermessliche 
Wohlthaten erwachsen, der menschlichen Gesellschaft durch das römische 
Pontificat als Eigenthum zugesprochen! Werde Allen klar, dass die Kirche 
durch das, was auf den sichersten Fels gebaut ist, es vermöge, die Irrthümer 
zu verscheuchen, die Sitten zu verbessern, die Barbarei zu beschränken und 
die Mutter der bürgerlichen Ordnung zu heissen und zu sein! Begreite die 
Welt, dass in der göttlichen Einrichtung des Pontificats, als dem einleuchtend- 
sten Beweise der göttlichen Hoheit und des ihr schuldigen Gehorsams, alle 
die Dinge festgestellt und geheiligt sind, welche die Grundlage und die Dauer 
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der gesellschaftlichen Einrichtungen sichern! || Wenn Fürsten und Völker Nr. #54 
dies einsehen, werden .sie nicht gestatten, dass Dein erhabenes Recht, Episcopat. 
aller Gewalt, aller Rechte sicherste Bürgschaft, ungestraft niedergetreten !- Jali 1867. 
werde; sie werden vielmehr selber sorgen, dass Dir die gebührende Freiheit 
der Macht und die Macht der Freiheit verbleibe, dass Du die Mittel behaltest, 
um Dein erhabenes, jenen selber höchst dienliches Amt erfolgreich zu ver- 
walten; sie werden nicht dulden, dass Deine Stimme den der heiligen Kirche 
gehörenden Heerden entzogen werde, damit sie nicht der Nahrung der ewigen 
Wahrheiten beraubt, elend dahinschwinden; und damit nicht, wenn bei ihnen die 
für Dein göttliches Lehramt gestifteten Bande des Gehorsams und der Ehrfurcht 
zerrissen sind, auch jenes Ansehen, vermöge dessen die Könige regieren und die 
Gesetzgeber Gerechtigkeit üben, zum sicheren Verderben der bürgerlichen Ord- 
nung in’s Wanken gerathe. || Das ist unsere Hoffnung, welche wir im Herzen 
tragen. Das ist der beständige Gegenstand unserer Gebete und wird es sein. || 
Geliobenen Geistes fahre also fort, heiliger Vater, das Schiff der Kirche mitten 
durch die Stürme mit gewohnten sicheren Händen zum Hafen zu führen. Die 
Mutter der göttlichen Gnade, welche Du mit dem schönsten Ehrennamen be- 
grüsst hasc, wird mit hülfreicher Hand Deine Pfade schützen. Sie wird Dir 
der Stern des Mecres sein, welchen Du mit unbesieglichem Vertrauen im Auge 
behältst, und nicht vergebens wirst Du Deinen Lauf zu dem nehmen, welcher 
durch sie zu uns hat kommen wollen. Begleiten werden Dich die himmlischen 
Heerschaaren der Heiligen, deren Seligkeit Du mit grossem Eifer und unter 
beständigem apostolischem Streben der aufjauchzenden Welt in diesen Tagen 
wie vordem angekündigt hast. Zur Seite werden Dir stehen die Apostelfürsten 
Paulus und Petrus, indem sie Dir mit mächtigem Gebet in Deiner Bedrängniss 
zu Hilfe kommen. Auf dem Schiff, welches Du jetzt inne hast, sass einst 
Petrus; er wird selbst bei dem Herrn Fürsprache cinlegen, damit das Fahr- 
zeug, welches unter seiner Obhut achtzehn Jahrhunderte lang das hohe Meer 
des menschlichen Lebens glücklich durchfurchte, unter Deiner Führung, be- 
laden mit der reichen Last unsterblicher Seelen, unter vollen Segeln den 
himmlischen Hafen erreiche. Damit Dies geschche, wirst Du uns als treue 
und ergebene Genossen Deiner Sorgen, Gebete und Mühen haben, welche die 
göttliche Gnade auch jetzt anflehen, dass Deine Kräfte unter dem reichen, 
himmlischen Segen erhalten und gestärkt werden, Dein Leben in Zukunft reich 
sei an neu gewonnenen Seelen, es lange dauere auf Erden und einst im Ilimmel 
selig werde. || {Folgen die Unterschriften von ungefähr fünfhundert Bischöfen.) 


Mit der Abfassung dieser Adresse wurde Erzbischof Haynald von 
Calocza beauftragt, der dabei zumal von Monsignor Franchi unterstützt 
wurde. — Nach Acton I. c. p. 13 wollte ein Theil der Bischöfe die An- 
erkennung der päpstlichen Unfehlbarkeit in der Adresse bestimmt aus- 
sprechen, was jedoch namentlich an dem Widerspruche der französischen 
Pralaten, wie auch Haynald’s, scheiterte. 
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Nr. 4855. (120.) 


RÖMISCHE CURIE. Antwort P. Pius’ IX. auf die vorhergehend 
Adresse der Bischöfe. 


Lat. Orig. Friedberg. Sammlung I. c. Urk. Ill. 


Ehrwürdige Brüder! 
ae 4855 Acusserst angenehm war Uns, obgleich sie von eurer Treue und Er- 
Bom. are gebenheit durchaus zu erwarten stand, jene edle Einmüthigkeit, mit welcher 
1. Juli 1867. hr, weit getrennt und aus der Ferne, bekanntet, dass ihr dasselbe haltet und 
bekennt, was Wir lehrten, und dass ihr dieselben zum Verderben der reli- 
giösen und bürgerlichen Gesellschaft eingerissenen Irrthümer, welche Wir ver- 
urtheilen, ebenfalls verurtheilt. Aber viel erfreulicher war es Uns, dies aus 
enrem eigenen Munde zu erfahren und es jetzt von euch insgesammt wiederum, 
ausführlicher und feierlicher, zu vernehmen, indem ihr Uns mit denjenigen 
Diensten der Liebe und des Gehorsams überhäuft, welche eure Gemüths- 
bewegung deutlicher als selbst die Worte kundthun. Deun warum kamt ihr 
so bereitwillig unserem Wunsche nach und eiltet, jedes Ungemach hintan- 
setzend, vom ganzen Erdkreise zu uns herbei? Das geschah, weil ihr die 
Festigkeit des Felsen Petri kanntet, auf welchen die Kirche gebaut ist, weil 
ihr die belebenden Figenschaften desselben wahrnehmt und es euch nicht 
entging, welch’ hohes Zeugniss beiden durch die Canonisation der christlichen 
Helden zu Theil wird. In doppelter Hinsicht seid ihr dieses Fest zu feiern 
herbeigeströmt: nicht nur, damit ihr den Glanz dieser heiligen Tage vermehrt, 
sondern auch, damit ihr, gleichsam die ganze Familie der Gläubigen dar- 
stellend, nicht minder durch eure Gegenwart als durch euer lautes Bekenntniss 
bezeugtet, dass derselbe Glaube heute in Kraft steht, wie vor achtzehn Jahr- 
hunderten, dass dasselbe Band der Liebe Alle verbindet und dieselbe Tugend 
von diesem Sitze der Wahrheit ausgeht. Es gefiel euch, Unseren Hirteneifer 
anzuerkennen und alles, was Wir nach Kräften thaten, um das Licht der 
Wahrheit zu verbreiten, um die Finsterniss der Irrthümer zu zerstreuen, um 
das Verderben abzuhalten von den mit dem Blute Christi erkauften Seelen, 
damit die christlichen Völker durch die verbundene Meinungsäusserung ihrer 
Lehrer in dem Gehorsam und der Liebe gegen diesen heiligen Stuhl bestärkt 
werden und das geistige Auge desto schärfer auf ihn richten. Mit überall 
erbetenen Hülfen- seid ihr hierher gekommen, um Unsere weltliche Macht zu 
unterstützen, die mit so viel Treulosigkeit angegriffen wird, damit ihr mit 
dieser glänzenden Thatsache und durch das Zeugniss des katholischen Erdkreises 
die Nothwendigkeit derselben für die freie Regierung der Kirche bestätiget. 
Das geliebte römische Volk und die unzweifelhaften und rühmlichen Zeichen 
seines Gehorsams gegen Uns und seiner Liebe glanbtet ihr gebührend loben 
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zu müssen, um so die Gemüther desto mehr anzucifern, das Volk gegen die N°. #5 
auf dasselbe gehäuften Verleumdungen in Schutz zu nehmen und jenen das rom. Curie. 
Zeichen des Kirchenverrathes einzubrennen, welche unter dem Vorwande der! Jai 186 


Volksbeglückung den römischen Papst von seinem Platze zu vertreiben trach- 
ten. Und während ihr bemüht waret, durch diese Versammlung alle Kirchen 
der Erde mit den festen Banden der gegenseitigen Liebe zu verbinden, habt 
Ihr auch erreicht, dass Ihr mit dem reichlicheren Rauch des Evangeliums bei 
der Asche des heiligen Apostelfürsten Petrus und des Lehrers der Völker 
Paulus erfüllt, tapferer von da ausschreitet, um die Reihen der Feinde zu 
durchbrechen und die Rechte der Religion zu schützen, damit den Euch an- 
vertrauten Völkern der Eifer für die Einheit desto lebhafter eingeflösst werde, 
Das ist in der That ein Gelübde, welches sich noch deutlicher kundthat in 
dem allgemeinen Verlangen nach dem gemeinsamen ökumenischen Concil, welches 
ihr Alle nicht nur für sehr nützlich, sondern auch für nothwendig erklärtet. 
Der menschliche Stolz nämlich bemüht sich, indem er ein altes Wagniss 
wiederaufnehmen möchte, schon lange unter dem Fortschritt der Lügen diese 
Stadt und diesen Thurm zu zerstören, dessen Spitze in den Himmel reicht, 
damit Gott selbst von da heruntergezerrt werde. Aber dieser scheint herab- 
gestiegen zu sein, das Werk in Augenschein zu nehmen und die Zungen der 
Bauenden so zu verwirren, dass Keiner die Stimme seines Nächsten ver- 
stehe. So etwas zeigen nämlich die Verfolgungen der Kirche, die traurige 
Lage der bürgerlichen Gesellschaft, die Zerrüttung aller Dinge, worin wir uns 
befinden. Diesem schweren Elend kann in der That nur die göttliche Tugend 
der Kirche entgegengestellt werden, welche sich dann am meisten kundgiebt, 
wenn die Bischöfe vom obersten Pontifex zusammengerufen und unter seinem 
Vorsitz im Namen des Ilerrn zusammentreten, um über die Angelegenheiten 
der Kirche zu berathen. Und Wir freuen Uns durchaus, dass ihr in dieser Sache 
Unseren längst gehegten Entschlüssen zuvorgekommen seid, diese heilige Ver- 
sammlung unter die Obhut derjenigen zu stellen, deren Fusse vom Anfang der 
Dinge der Kopf der Schlange unterworfen war und welche allein seitdem alle 
Ketzercien vernichtete. Um daher dem allgemeinen Wunsche zu genügen, ver- 
kündigen Wir schon jetzt, dass jedes künftige Concil (futurum quandocumque 
concilium) unter den Auspicien der Gottesmutter, der von allem Fehl reinen 
Jungfrau, zu halten und an jenem Tage zu eröffnen sei, an welchem das Ge- 
dächtniss des ihr übertragenen Privilegiums gefeiert wird. Gebe Gott, gebe 
die unbefleckte Jungfrau, dass Wir aus jener heilsamen Versammlung die reich- 
sten Früchte zu schöpfen vermögen! Unterdess erflehe sie für die unter 
ihrem mächtigen Schutz Anwesenden und Uns Verbundenen die nöthige Hülfe, 
und Gott, welcher ihre Gebete erhört, giesse die Fülle seiner Barmherzigkeit 
anf Uns und die ganze Kirche aus! Wir werden in unauslöschlicher Be- 
wegung des liebevollsten und dankbarsten Gemüths angelegentlich von Gott 
erflehen, was er zu eurem geistigen Heil, was er zum Wohle der cuch an- 
vertrauten Völker, was zum Schutz der Gerechtigkeit, zur Beruhigung der 
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wr a bürgerlichen Gesellschaft gnädiglich wenden könne. Und da Wir erfahren, 
na Cia dass einige von euch, aus besonderen Sorgen für ihre Völker gezwungen, im 
1. Jali 1867. Begriff stehen, Uns schneller zu verlassen, so wünschen Wir ihnen, wenn Wir 


sie im Drange der Zeit nicht alle einzeln umarmen können, alles Glück und 
beten für sie von Grund des Herzens. Ihnen sämmtlich aber ertheilen Wir 
als Vorbedeutung aller himmlischen Ehren und der reichsten Hülfe Gottes und 
zugleich als Beweis Unseres besonderen Wohlwollens und Unserer Dankbarkeit 
den liebend dargebrachten apostolischen Segen. 





Nr, 4856, (121) 


RÖMISCHE CURIE. Bulle P. Pius’ IX. ,Aeterni Patris unogenitus 
Filius“ zur Ansage eines am 8. December 1869 im Vatican zu er- 
öffnenden ökumenischen Conciliums. 


Lat. Orig. Friedberg. Sammlung I. c. Urk. VI. 


Pius Bischof, Knecht der Kncchte Gottes, zum zukünftigen Gedächtniss. 
Des ewigen Vaters eingeborner Sohn ist aus übergrosser Liebe, womit 


29.Jani1868.er uns umfing, um das gesammte Menschengeschlecht vom Joche der Sünde, 


der Knechtschatt des Satans und der Nacht des Irrthums, unter welcher es 
so lange durch die Schuld des Stammvaters elendiglich seufzte, in der Fülle 
der Zeiten zu erlösen, von seinem himmlischen Throne herabgestiegen, ohne 
die Herrlichkeit des Vaters zu verlassen, und hat, aus der unbefleckten nnd 
heiligsten Jungfrau Maria mit sterblicher Hülle bekleidet, eine himmlische 
Lehre und Lebensregel geoffenbart und durch zahllose Wunder bekräftigt, in- 
dem Er sich selber für uns als Opfergabe zum angenehmen Wohlgeruche Gott 
darbrachte. Bevor Er jedoch nach Besiegnng des Todes triumphirend zum 
Himmel auffuhr, um von seinem Throne zur Rechten des Vaters Besitz zu 
ergreifen, sandte Er die Apostel in die ganze Welt, dass sie das Evangelium 
aller Creatur verkündigten, und gab ihnen die Gewalt, die mit seinem Blute 
erkaufte und begründete Kirche zu regieren, welche, eine Säule und Grund- 
feste der Wahrheit, mit himmlischen Schätzen bereichert, "den sicheren Wer 
des Heils und das Licht der wahren Lehre allen Völkern kundmacht und 
„einem Schiffe gleich auf die hohe See dieser Welt hinausfilrt, so dass sic, 
während die Welt zu Grunde geht, Alle, die sie in sich aufnimmt, vor dem 
Untergange bewahrt“, Damit aber die Regierung der Kirche allezeit recht 
und in Orduung vor sich gehe und das gesammte christliche Volk immer in 
einem Glauben, einer Lehre, Liebe und Gemeinschaft beharre, hat Er zunächst 
verheissen, dass er selber bei ihr verbleiben werde bis zum Ende der Zeiten, 
sodann aber auch aus allen Aposteln den einen, Petrus, als ihren Fürsten 
auserwählt und ihn zu seinem Statthalter hier auf Erden, zum lanpt der 
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Kirche und zu ihrem Grundstein und Mittelpunkt bestellt, dass er sowohl mit Nr. 4856 
seiner crhabenen Stellung und Ehre, als mit dem Umfang seiner überragenden yom, Curie. 
Fülle von Machtvollkommenheit, Gewalt und Jurisdiction die Lammer und die ?*-7ani1868. 
Schafe weide, die Brüder bestärke und die gesammte Kirche regiere; dass 
er „als der Himmelspförtner zu binden und zu lösen die oberste Gewalt habe 
und seine Entscheidung auch im Himmel gelte“. Und weil die Einheit und 
- Unversehrtheit der Kirche und ihre Regierung, wie sie von demselben Christus 
eingesetzt ist, allezeit unverändert bleiben muss, deshalb beharrt und lebt 
fort in den römischen Päpsten als den Nachfolgern Petri, welche eben diesen 
römischen Stuhl Petri einnehmen, in ihrer ganzen Fülle dieselbe oberste Ge- 
walt über die gesammtc Kirche, die Jurisdiction und der Vorrang, welche 
Petrus innegehabt (ipsissima suprema Petri in omnem Ecclesiam potestas, 
jurisdictio, Primatus plenissime perscverat ac viget.). _ Die römischen Päpste 
also, von der ihnen in der Person des hl. Petrus göttlich übertragenen Hirteu- 
gewalt und Obsorge über die ganze Heerde des Herrn Gebrauch machend, 
haben niemals aufgehört, allen Anstrengungen sich zu unterziehen, alles Nach- 
denken aufzubieten, um vom Aufgang der Sonne bis zu ihrem Niedergang alle 
Völker, Stämme und Nationen zur Anerkennung der evangelischen Lehre zu 
führen, auf dass dieselben, auf den Pfaden der Wahrheit und Gerechtigkeit 
wandelnd, das ewige Leben erlangten. Es ist ferner männiglich kund, wie 
eben dieselben römischen Päpste mit unermüdlicher Sorgfalt die Hinterlage 
des Glaubens, die Disciplin des Clerus und seine heilige wissenschaftliche 
Bildung und die Heiligkeit und Würde der Ehe zu schützen, die christliche 
Erziehung der Jugend beiderlei Geschlechtes immer mehr zu fördern, die” 
Religion, Gottesfurcht und Ehrbarkeit der Sitten unter den Völkern zu pflegen, 
die Gerechtigkeit zu vertheidigen und selbst der staatlichen Ruhe, Ordnung 
und Wohlfahrt auf alle Weise sich anzunehmen bestrebt waren. Auch haben 
es die Päpste nicht unterlassen, wo sie den Zeitpunkt gelegen erachtcten, 
während der schwersten Zerrüttungen der Verhältnisse und der Bedrängnisse 
unserer heiligsten Religion und der bürgerlichen Gesellschaft allgemeine Con- 
eilien zu berufen, um mit den Bischöfen des ganzen katholischen Erdkreises, 
welche der heilige Geist gesetzt hat, die Kirche Gottes zu regieren, in ge- 
meinsamer Berathung und Vereinigung der Kräfte mit Klugheit und Weisheit 
dasjenige festzusetzen, was vorab zur Bestimmung der Glaubenssätze, zur 
Vernichtung der herrschenden Irrthümer, zur Vertheidigung, Aufhellung und 
Entwickelung der katholischen Lehre, zur Aufrechthaltung und Wiederher- 
stellung der Kirchenzucht und zur Abstellung des Sittenverderbnisses unter 
den Völkern dienen könnte. Nun ist es aber Allen bekannt und liegt klar 
zu Tage, von welch’ schrecklichem Sturme gegenwärtig die Kirche erschüttert 
und von wie vielen und welch’ grossen Uebeln auch die bürgerliche Gesell- 
schaft daruirdergedrückt wird. Denn von den heftigsten Feinden Gottes und 
der Menschen wird die katholische Kirche und ihre heilbringende Lehre und 
ehrwürdige Gewalt, wie die höchste Autorität dieses apostolischen Stuliles 





Nr. 4856 
am. 
Rom, Corie, 
20, Juni 1868. 


16 Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 


angegriffen und mit Füssen getreten, wird alles Heilige verachtet, das Kirchen- 
gut geplündert, werden die Bischöfe, die angeschensten Geistlichen und katho- 
lisch gesinnten Männer auf alle Weise gequält, die religiösen Ordensfamilien 
aufgehoben, dazu gottlose Schriften jeder Art und pestartige Zeitungen mit 
vielgestaltigem höchst verderbten Sectenwesen allenthalben verbreitet, und der 
Unterricht der unglücklichen Jugend nahezu überall der Geistlichkeit ent- 
zogen, um dieselbe, was noch schlimmer ist, an nicht wenigen Orten den 
Lehrmeistern in der Schlechtigkeit und im Irrthum zu überantworten. Daher 
kommt, zu Unserem und aller Gutgesinnten Leidwesen und zum höchst be- 
klagenswerthen Unheil der Seelen, das überall zunehmende Umsichgreifen des 
Unglaubens, des Verderbnisses der Sitten, die zügellose Ausgelassenheit, die 
Ansteckung durch schlechte Grundsätze jeglicher Art und alle denkbaren 
Laster und Verbrechen, die Verletzung endlich göttlicher und menschlicher 
Gesetze, so dass nicht allein unsere heiligste Religion, sondern auch die 
menschliche Gesellschaft auf beklagenswerthe Weise mit Verwirrung und 
Elend heimgesucht wird. || Angesichts also dieser unsäglichen Bedrängnisse, 
unter deren Last Wir scufzen, fordert das oberste Uns göttlich übertragene 
Hirtenamt, dass Wir alle Unsere Kräfte immer mehr anstrengen, um die 
Schäden der Kirche auszubessern, für das Heil der gesammten Heerde des 
Herrn vorzusorgen, tödtliche Angriffe und Bestrebungen, welche es, wenn müg- 
lich, auf den gänzlichen Ruin der Kirche und der bürgerlichen Gesellschaft 
abgesehen haben, zurückzuweisen. Unserer Scits haben Wir beim Antritte 
Unseres Pontificates unter dem Beistande Gottes, der Pflicht Unseres schweren 
‘Amtes gemäss, unaufhörlich in mehreren Unserer Consistorialallocutionen, wie 
im apostolischen Sendschreiben Unsere Stimme erhoben, die Uns von Christus 
dem Herrn anvertraute Sache Gottes und seiner heiligen Kirche mit allem 
Fleisse beharrlich vertheidigt, die Rechte dieses apostolischen Stuhles, der. 
Gerechtigkeit und Wahrheit in Schutz genommen, die Nachstellungen feind- 
seliger Menschen enthüllt, die Irrthümer und falschen Lehren verdammt, die 
Secten der Gottlosigkeit geächtet und für das Heil der gesammten Heerde 
des Herrn Unsere Wachsamkeit und Sorge eingesetzt. || Nunmehr jedoch haben 
Wir, den erlauchten Fusstapfen Unserer Vorgänger folgend, aus den ange- 
gebenen Gründen den Zeitpunkt für gekommen erachtet, zu einem allgemeinen 
Coneil, wie es schon lüngst Unser Wunsch war, alle Unsere ehrwürdigen 
Brüder, die Bischöfe des ganzen katholischen Erdkreises, welche zur Theil- 
nalıme an Unserer Hirtensorgfalt berufen sind, zu versammeln. Auch sie, 
Unsere ehrwürdigen Brüder, die von einer nicht gewöhnlichen Liebe zur 
katholischen Kirche glühen, wie sie durch ausgezeichnete Gesinnung und Hin- 
gebung gegen Uns und diesen apostolischen Stuhl sich hervorthun, haben in 
ihrer Bekümmerniss ob dem Heil der Seelen, gemäss ihrer ausgezeichneten 
Weisheit, Gelehrsamkeit und Bildung, indem sie gleich Uns die traurige Lage 
von Kirche und Staat höchlichst beklagen, kein innigeres Verlangen als das, 
mit Uns vereint des Rathes zu pflegen und heilsame Mittel gegen so zahl- 
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reiche Missstände anzuwenden. Auf diesem Oekumenischen Concil nämlich 
soll alles auf’s sorgfältigste erwogen und festgesetzt werden, was insbesondere 
in diesen so schweren Zeitumständen die grössere Ehre Gottes, die unver- 
sehrte Reinheit des Glaubens, die würdige Feier des Gottesdienstes, das ewige 
Heil der Menschen, die Disciplin und eine heilsame und gründliche Bildung 
der Welt- und Ordensgeistlichkeit, die Beobachtung der Kirchengebote, die 
Verbesserung der Sitten, den christlichen Unterricht der Jugend, den ge- 
meinen Frieden und die Eintracht Aller vorab angeht. Auch soll mit der 
höchsten Beflissenheit darauf Bedacht genommen werden, dass unter dem Bei- 
stande Gottes alle Uebelstände von der Kirche und der bürgerlichen Gesell- 
schaft bei Seite geschafft, die unglücklichen Verirrten auf den rechten Weg 
der Wahrheit, der Gerechtigkeit und des Heils zurückgeführt werden; dass 
Laster und Irrthümer ausgerottet, Unsere erhabene Religion und ihre heil- 
same Lehre allenthalben wieder belebt, immer mchr verbreitet und zur Herr- 
schaft erhoben werden, und dass so Gottseligkeit, Ehrbarkeit, Rechtschaffen- 
heit, Gerechtigkeit, Liebe und alle christlichen Tugenden zum grössten Nutzen 
der menschlichen Gesellschaft gedeihen und erblühen. Denn Niemand wird 
je zu bestreiten vermögen, dass der Einfluss der katholischen Kirche und 
ihrer Lehre nicht allein das ewige Heil der Menschen berühre, sondern auch 
dem zeitlichen Wohl der Völker und ihrer wahren Wohlfahrt, Ordnung, Ruhe, 
sowie dem Fortschritt und der Befestigung der menschlichen Wissenschaft zu 
statten komme, wie dieses die Kirchen- und Profangeschichte durch hell- 
leuchtende Thatsachen sonnenklar vor Augen stellt und fest und überzeugend 
nachweist. Weil sodann Christus der Ilerr in jenen Worten: „wo Zwei oder 
Drei in meinem Namen versammelt sind, da bin ich mitten unter ihnen,“ Uns 
wunderbare Erquickung, Kraft und Trost gewährt, so können Wir nicht 
zweifeln, dass Er selber auf diesem Concil Uns mit dem Ueberflusse Seiner 
göttlichen Gnade zur Seite stehen und Uns helfen wolle, all’ das zu be- 
schliessen, was zum grösseren Nutzen Seiner hl. Kirche irgendwie beiträgt. 
Nachdem Wir also die glühendsten Gebete zu Gott, dem Vater des Lichtes, 
in der Demuth Unseres Herzens, Tag und Nacht gerichtet, haben Wir für 
gut befunden, dieses Concil zu versammeln. : Deshalb, gestützt auf die Voll- 
macht des allmächtigen Gottes des Vaters und des Sohnes und des hl. Geistes, 
sowie der hl. Apostel Petrus und Paulus, welche auch Wir hier auf Erden 
bekleiden, wie nicht minder auf den Ratlı und die Zustimmung Unserer ehr- 
würdigen Brüder, der Cardinäle der hl. R. K., sagen Wir an mit diesem 
Schreiben, verkünden, berufen und beschliessen ein heiliges, Oekumenisches, 
Allgemeines Concil, welches in dieser Unserer hehren Stadt Rom das künf- 
tige Jahr, da man zählt Ein Tausend Acht Ilundert und Neun und Sechszig, 
in der Basilica des Vatican abgehalten und am 8. Dezember, dem Feste der 
Unbefleckten Empfängniss der (rottesgebärerin und Jungfrau Maria eröffnet, 
fortgesetzt und mit Gottes Hülfe zu Seiner Ehre und zum Heil des gesammten 


christlichen Volkes, zum Abschluss und zur Vollendung gebracht werden soll. 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchliche Actenstü:ke. II.) 2 


Nr. 4856 
(121). 
Röm. Curie. 
29. Juni 1868. 
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Nr. 4856 Darum wollen und befehlen Wir, dass sowohl alle Unsere ehrwürdigen Brüder, 
kom. Curie. die Patriarchen, Erzbischöfe und Bischöfe aller Orten, als Unsere geliebten 
2u,Jani1868. Söhne, die Achte und Alle, welche kraft Rechtens oder Privilegs die Gewalt 


besitzen, den allgemeinen Concilien anzuwohnen und auf ihnen ihre Stimmen 
abzugeben, zu diesem von Uns angesagten Oekumenischen Concil kommen 
sollen, indem Wir heischen, fordern, ermahnen und nichtsdestoweniger in 
Kraft des Uns und diesem heiligen Stuhle geleisteten Eides und bei dem 
heiligen Gehorsame unter Androhung der vom Rechte oder der Gewohnheit 
bei der Feier der Concilien für die Nichterscheinenden üblichen Strafver- 
fugungen befehlen und streng auferlegen, dass sie in eigener Person, es sei 
denn, dass sie etwa durch ein gerechtes, jedoch mittels rechtmässiger Stell- 
vertreter der Synode zu erhärtendes Hinderniss abgehalten würden, diesem 
heiligen Concil beizuwohnen und an ihm Theil zu nehmen, gehalten sein 
sollen. | Wir leben aber der Hoffnung, Gott, in dessen Händen die Herzen 
der Menschen sind, werde Unseren Wünschen gnädig sein und in Seiner un- 
aussprechlichen Barmherzigkeit und Gnade bewirken, dass alle höchsten 
Fürsten und Lenker der Völker, besonders die katholischen, immer mehr 
durchdrungen von der Erkenntniss, dass von der katholischen Kirche der 
menschlichen Gesellschaft dic. grössten Güter zufliessen, und dass sie die 
festeste Grundmauer der Reiche ist, nicht allein Unsere ehrwürdigen Brüder, 
die Bischöfe und alle Anderen, die oben erwähnt, am Erscheinen auf dem 
Concil nicht hindern werden, sondern auch ihnen darin gern ihre Gunst und 
Beihülfe gewähren und, wie es katholischen Fürsten geziemt, zu allem, was 
zur grösseru Ehre Gottes und zum Wohl eben desselben Coneils gereichen 
mag, ihre Mitwirkung nicht versagen werden (ct studiosissime, uti decet Catho- 
licos Principes, iis cooperentur, quae in majorem Dei gloriam cjusdemque 
Concilii bonum cedere queant.) |... [Anordnungen über die Promulgation 
dieser Bulle]... : Gegeben zu Rom beim hl. Petrus im Jahre der Mensch- 
werdung Unseres Herrn Ein Tausend Acht Hundert Acht und Sechszig, den 
29. Juni, Unseres Pontificates im 23. Jahre. 
+ Ich Pius, 
der katholischen Kirche Bischof. 


[Folgt die Unterschrift aller bei 
der Curie auwesenden Cardinäle.! 


Diese Bulle wurde zunächst von den Bischöfen Hollands und Belgiens, 
dann aber auch von fast allen anderen, in zahlreichen Uirtenbricfen freudigst 
begrüsst. (S. bei Friedberg L c. p. 65 fl. ein Verzeichniss derselben.) — 
Mit der Frage: Sollen die katholischen Fürsten zum Concil eingeladen 
werden? beschäftigte sich, wie Cecconi L c. p. 132 mittheilt, die Concils- 
congregation zu wiederholten Malen, wobei die Unterlassung der Einladung 
als eine gefährliche Nenerung bezeichnet wurde. Schliesslich fasste man, 
wie es scheint auf Wunsch des Papstes, den Beschluss: Die Bulle soll 
keine ausdrückliche Einladung der Fürsten enthalten; aber die Fassung soll 
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der Art sein, dass ihrer Theilnahme am Concil nichts im Wege stünde, Nr. 48% 
falls sie ein solches Ansinnen stellen würden. In diesem Sinne sollte Car- Ri ie. 
dinal Antonelli den Höfen die Bedeutung der Worte „Et studiosissime etc.“ 39. Juni 1968. 
erklären. — Die Mittheilung der Bulle erfolgte an alle Souveräne, welche 

in Rom diplomatisch vertreten waren. — Durch die Bulle (Nemo certe 
ignorat) vom 11. April 1869 wurde allen Katholiken aus Anlass des Con- 

cils ein vollkommener Jubiläumsablass bewilligt. (S. Friedberg L c. p. 238 ff.) 





Nr. 4857. (122) 


RÖMISCHE CURIE. Sendschreiben P. Pius’ IX. (Arcano Divinae Provi- 

dentiae) an alle Bischöfe der Kirchen des orientalischen Ritus, 

welche mit dem apostolischen Stuhle nicht in Gemeinschaft 
stehen. — Einladung zum Concil. — 


Lat. Orig. Friedberg I. c. Urk. VII. 


[Auszug.] 


.... Da Wir nun aber unter dem Beirathe Unserer ehrwürdigen Brüder, Nr. 485: 
der Cardinale der heiligen römischen Kirche, eine Ockumenische Synode, Bont oie. 
welche im künftigen Jahre zu Rom gehalten und am 8. December, dem Feste 8. Sept. 1868. 
der unbefleckten jungfräulichen Gottesgebärerin Maria, eröffnet werden soll, 
angesagt und berufen haben, richten Wir Unsere Stimme von neuem an 
Euch und beschwören, ermahnen und bitten Euch flehentlich und wo möglich 
noch inständiger, dass Ihr bei dieser allgemeinen Synode Euch einfinden 
wollet, wie sich Eure Vorfahren bei dem zweiten Concil von Lyon, unter 
Unserem Vorgänger s. A. Gregor X., und beim Florentiner Concil, unter 
Unserem Vorfahren Eugen IV. s. A. eingefunden haben, damit so die alte 
Liebe wiederum die Herrschaft gewinne, dass der Friede, der unter den 
Vätern heimisch war, diese himmlische und heilsame Spendung Christi, welche 
mit der Zeit versiegte, mit seiner alten Frische wieder auflebe und der Gram, 
der so lange einem Nebel gleich die Gemüther umdüsterte, und die grässliche 
und widerliche Nacht langjährigen Haders endlich dem heiteren Tageslichte 
der von Allen ersehnten Wiedervereinigung weiche. . Möge dieses jene süsse, 
gebenedeite Frucht sein, womit Christus Jesus, unser Aller Herr und Erlöser, 

Seine unbefleckte, gelicbteste Braut, die katholische Kirche, erquicke und ihre 
Thränen in diesen schweren Zeiten stille und abtrockne, auf dass alle Spal- 
tung völlig verschwinde, der bisherige Missklang in eine vollkommene Har- 
monie der Geister zum Lobe Gottes sich löse, der nicht will, dass Spaltungen 
unter uns herrschen, sondern dass wir, wie Er mit den Worten Seines 
Apostels Uns befohlen hat, alle einer Rede und eines Sinnes seien; 


ye 
- 
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¥r. 4857 dass dem Vater der Barmherzigkeit fortwährend Danksagung dargebracht 
122). . a: : 5 . 

Bom. Curie. werde von allen Seinen Heiligen und vornehmlich von jenen glorreichen 
&8ept. 1808. Vitern und Lehrern der orientalischen Kirchen der Vorzeit, wenn sie vom 


Himmel herab erschauen die Wiederherstellung und Erneuerung der Gemein- 
schaft mit dem apostolischen Stuhle, dem Mittelpunkte der katholischen Wahr- 
heit und Einheit, einer Gemeinschaft, deren Pflege und zunehmende Förde- 
rung durch Lehre und Beispiel den Gegenstand aller ihrer Bestrebungen und 
unermiidlichen Anstrengungen bildete, so lange sie auf Erden lebten; war ja 
doch in ihre Herzen durch den hl. Geist die Liebe Desjenigen ausgegossen, 
welcher die Scheidewand gehoben und durch Sein Blut Alles versöhnt und 
zum Frieden geführt hat, welcher gewollt hat, dass das Erkennungszeichen 
Seiner Jünger in der Einigung bestehe, und von welchem das Gebet zum 
himmlischen Vater dargebracht wurde: Ich bitte, dass Alle eins seien, wie 
auch Wir eins sind. | Gegeben zu Rom beim hl. Petrus am 8. Sept. im 
Jahre 1868. Unseres Pontificates im 23. Jahre. 
Pius P. P. IX. 


Die Patriarchen und Bischöfe der Separatkirchen des Orients wiesen 
das Einladungsschreiben Arcano Divinae Providentiae zurück und erschienen 
beim Concile nicht. (S. Friedberg 1. c, wo nähere Angaben hierüber zu 
finden.) . 





Nr. 4858. (123) 


RÖMISCHE CURIE. Sendschreiben P. Pius’ IX. (Iam vos omnes no- 

veritis) an dic Protestanten und anderen Akatholiken. — Ermahnung 

das bevorstehende Concil zu benützen und in den Schooss der kath. Kirche 
zurückzukehren. 


Lat. Orig. Friedberg 1. c. Urk. VII. 


Es wird wohl euch Allen schon kund geworden sein, dass Wir, die Wir, 
wenn gleich unverdient, auf diesen Stuhl Petri erhoben und deshalb mit der 


13.Sept.1868. obersten Regierung der gesammten katholischen Kirche, sowie ihrer von 


Christus dem Herrn selber Uns göttlich übertragenen Obsorge betraut worden 
sind, es für passend erachtet haben, alle Unsere ehrwürdigen Brüder, die 
Bischöfe des ganzen Erdkreises, zu Uns zu berufen und zu einem im künf- 
tigen Jahre abzuhaltenden Concil zu versammeln, in der Absicht, mit eben- 
denselben, zur Theilnahme an Unserer Hirtensorge berufenen Ehrwürdigen 
Brüdern alle die Rathschläge zu fassen, welche besonders geeignet und noth- 
wendig wären, um theils die Finsternisse so vieler verderbenschwangeren Irr- 
thümer zu zerstreuen, deren Herrschaft zum höchsten Schaden der Seelen 
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allenthalben mehr und mehr um sich greift, theils um immer mehr das Reich “a 3). 

des wahren Glaubens, der Gerechtigkeit und des wahren Gottesfriedens unter kom. Curie. 
den Unserer Obhut anvertrauten christlichen Völkern zu begründen und zu !%Sertisse. — 
verbreiten. Und in starkem Vertrauen zu dem festesten und innigsten Band 
der Einheit, das ebendiese Ehrwürdigen Brüder mit Uns und dem aposto- 
lischen Stuhle wunderbar vereinigt, indem dieselben während der ganzen 
Dauer Unseres Pontificates ununterbrochen die glänzendsten Beweise ihrer 
Treue, Liebe und Hingebung gegen Uns und den apostolischen Stuhl gegeben 
haben, sind Wir von der Hoffnung beseelt, dass, nach dem Beispiele anderer 
allgemeinen Concilien in den verflossenen Jahrhunderten, auch dieses im 
gegenwärtigen von Uns ausgeschriebene Oekumenische Concil reichliche und 
erwünschteste Früchte zur grösseren Ehre Gottes und zum ewigen Heil der 
Menschen mit Gottes Gnade bringen werde. | Von dieser Hoffnung also ge- 
hoben und von der Liebe Jesu Christi, der Sein Leben für das Heil des ge- 
sammten Menschengeschlechtes hingegeben hat, angeregt und angetrieben, 
können Wir nicht umhin, aus Anlass dieses künftigen Concils Unsere aposto- 
lische und väterliche Ansprache an alle Jene zu richten, welche zwar den- 
selben Erlöser Christus Jesus anerkennen und sich des christlichen Namens 
rühmen, aber den wahren christlichen Glauben nicht bekennen und auch der 
Gemeinschaft der katholischen Kirche nicht anhängen. Wir thun dieses in 
der Absicht, um sie mit allem Eifer und mit aller Liebe auf's innigste zu 
ermahnen, aufzufordern und zu beschwören, dass sie ernstlich bei sich er- 
wägen und Acht haben wollen, ob sie sich auf dem von Christus dem Herrn 
vorgezeichneten Wege befinden, der zum ewigen Heile führt. Gewiss kann 
Niemand eine Einrede oder einen Zweifel dagegen erheben, dass Jesus 
Christus, um allen menschlichen Geschlechtern die Früchte Seiner Erlösung 
zuzuwenden, hier. auf Erden Seine Kirche als einzige, d. h. als eine heilige, 
katholische, apostolische, auf Petrus gegründet und ihr alle ihr nothwendige 
Gewalt verliehen habe, damit der Schatz des Glaubens unversehrt und unver- 
letzt bewahrt und eben derselbe Glaube allen Völkern, Stämmen und Nationen 
überliefert würde, auf dass durch die Taufe alle Menschen als Glieder in 
Seinen mystischen Leib aufgenommen, und in ihm allezeit erhalten und ver- 
vollkommnet würden; jenes neue Leben der Gnade, ohne welches Niemand 
das ewige Leben je verdienen und erlangen kann, und dass eben dieselbe 
Kirche, welche Seinen mystischen Leib bildet, in dem ihr eigenen Wesen fest 
und unerschütterlich bis zur Vollendung der Zeiten beharre, gedeihe und allen 
ihren Kindern alle Heilsmittel reiche. Nun aber betrachte man mit Auf- 
merksamkeit und Bedacht die Lage, worin sich die verschiedenen, von ein- 
ander abweichenden religiösen Gesellschaften befinden, die von der katho- 
lischen Kirche getrennt sind, dieser Kirche, die seit Christus dem Herrn und 
Seinen Aposteln ununterbrochen durch ihre rechtmässigen Hirten allezeit aus- 
geübt hat und auch gegenwärtig ausübt eine göttliche vom Herrn selber ihr 
übergebene Gewalt: so muss man mit Leichtigkeit zu der Ueberzeugung 
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geführt werden, dass weder eine einzelne aus diesen Gesellschaften, noch alle 
Rom. Curie, Zusammengenommen irgendwie jene eine katholische Kirche darstellen, welche 
1ASept.1868. Christus der Herr erbaut, begründet und in’s Leben gerufen hat, und dass 


sie auch in keiner Weise als Glied oder Theil eben dieser Kirche bezeichnet 
werden können, da sie von der Einheit der katholischen Kirche sichtbar ge- 
trennt sind. Nicht nur, dass solche Gesellschaften jener lebendigen, von Gott 
eingesetzten Autorität entbehren, welche die Menschen in den Glaubenssachen 
und in der Sittenlehre vornehmlich unterweist, leitet und in allen, zum ewigen 
Heil gehörigen Stücken lenkt, so haben auch diese Gesellschaften selber in 
ihren Lehren sich unaufhörlich verändert, und diese Beweglichkeit und Unbe- 
ständigkeit hört bei ihnen niemals auf. Jedermann sieht aber leicht ein und 
begreift klar und deutlich, dass dies im höchsten Grade der von Christus ge- 
gründeten Kirche widerstreite, in welcher eine allezeit beständige, keinem 
Wechsel je unterworfene Wahrheit beharren muss, als eine der Kirche zu 
unversehrter Bewahrung anvertraute Hinterlage, zu deren Hut das Verbleiben 
des hl. Geistes und seine Hülfe der Kirche für alle Zeiten verheissen ist. 
Niemandem ist es unbekannt, dass aus diesen Spaltungen der Lehren und 
Meinungen gesellschaftliche Zerklüftungen entspringen und zahllose Verbin- 
dungen und Secten herstammen, welche zum grössten Nachtheile für Staat und 
Kirche immer mehr an Ausbreitung zunehmen. | Denn wer immer in der 
Religion die Grundlage der menschlichen Gesellschaft erblickt, der muss an- 
erkennen und eingestehen, dass die Spaltungen und Widersprüche in den 
Grundsätzen und den religiösen Vereinen auf die bürgerliche Gesellschaft 
einen unermesslichen Einfluss ausgeübt haben, und dass die Läugnung der 
Autorität, die Gott bestellt hat zur Normirung der menschlichen Ueber- 
zeugungen, sowie zur Leitung der Handlungen im privaten und öffentlichen 
Leben ganz besonders dazu beigetragen, dic unglückseligen Bewegungen und 
Verwirrungen der Zeitverhältnisse und Dinge, wodurch die Völker so kläglich 
erschüttert und zu Grunde gerichtet werden, zu erregen, zu fördern und zu 
nähren. . Mögen deshalb Alle, welche an der Einheit und Wahrheit der 
katholischen Kirche nicht festhalten, die Gelegenheit ergreifen, die sich ihnen 
mit diesem Concil darbietet; durch dieses beweist die katholische Kirche, 
welcher ihre Vorfahren angehörten, auf's neue ihre innigste Einheit und un- 
versiegliche Lebenskraft; mögen sie den Bedürfnissen ihres Herzens gerecht 
werden und von einem Zustande sich losreissen, in welchem sie über ihr 
eigenes Seelenheil nicht sicher sein können. Mögen sie auch unaufhörlich 
zum Herrn der Erbarmung eifrige Gebete darbringen, dass er die Scheide- 
wand niederwerfe, das Dunkel der Irrthüner zerstreue und sie in den Schouss 
der heiligen Mutterkirche zurückführe, in welcher ihre Vorfahren die heil- 
same Weide des Lebens hatten, und in welcher allein die Lehre Christi un- 
versehrt erhalten und überliefert, und die Geheimnisse der himmlischen Gnade 
gespendet werden. Wir nun, verpflichtet, durch das Uns von Christus dem 
Tlerrn selber auferlegte höchste apostolische Amt, alle Obliegenheiten cines 
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guten Hirten auf's eifrigste zu erfüllen und alle Menschen auf dem ganzen m Piel 
Erdkreise mit väterlicher Liebe zu umfangen, richten insbesondere an alle von Rom. Curie. 
Uns getrennten Christen dieses Unser Schreiben, womit Wir sie abermals er- 13-Sept.1868. 
mahnen und beschwören, dass sie eilen mögen, sich zum einzigen Schafstalle 
Christi zurückzubegeben, da Wir nach ihrem Heil in Christus Jesus aus 

der innersten Tiefe des Herzens verlangen und fürchten, dass Wir einst 
Unserem Richter Rechenschaft darüber ablegen müssen, wenn Wir nicht, soviel 

an Uns liegt, ihnen den Weg zur Erlangung des ewigen Heiles zeigen und 
ebnen. Ja, in allem Gebet und Flehen mit Danksagung lassen Wir niemals 

ab, Tag und Nacht für sie um die Fülle himmlischer Erleuchtungen und 
Gnaden den ewigen Hirten demüthig und inständig anzuflehen. | Und weil 

Wir seine Stelle, obwohl unverdient, hier auf Erden vertreten, deshalb harren 

Wir auf die Rückkehr der irrenden Söhne zur katholischen Kirche mit 
offenen Armen, um sie in das Haus des himmlischen Vaters mit innigster 

Liebe aufzunehmen und mit seinen unerschöpflichen Schätzen bereichern zu 
können. Denn von dieser so ersehnten Rückkehr zur Wahrheit und Gemein- 

schaft mit der katholischen Kirche ist nicht allein das Heil der Einzelnen, 
sondern auch der gesammten christlichen Gesellschaft in höchstem Grade be- 

dingt, und die ganze Welt kann einen wahren Frieden nicht erlangen, wenn 

nicht ein Schafstall und ein Hirt wird. . Gegeben zu Rom, beim hl. Petrus 

am 13. September 1868. Unseres Pontificates im 23. Jahre. 


Pius P. P. IX. 





Nr. 4859. (124) 


PREUSSEN. — Circularschreiben des Ev. Oberkirchenrathes an 

alle Consistorien aus Anlass des apostol. Sendschreibens vom 

13. Sept. 1868. — Zurückweisung der Aufforderung in den Schooss der 
katholischen Kirche zurückzukehren. 


In einem offenen Sendschreiben vom 13. v. Mts. hat das Haupt der Nr. 4859 
römisch-katholischen Kirche eine Ansprache an alle Protestanten, also auch rae 
an die Mitglieder unserer evangelischen Landeskirche, gerichtet. || Wenn 9. Oct. 108. 
dieses Schreiben neben ungerechten Beschuldigungen in manchen seiner Worte 
Achtung und Wohlwollen gegen die Protestanten in beweglicher Sprache aus- 
drückt, so wollen wir hierüber uns aufrichtig freuen und möchten gerne darin 
eine Bürgschaft für ein immer freundlicheres und friedlicheres Verhältniss 
beider Confessionen in der Zukunft erblicken, zum Heil fiir den Staat und 
das bürgerliche Leben, zum Gewinn für die Wirksamkcit und den Sieg der 
christlichen Wahrheit. Ein jeder wahrhaft evangelische Christ erkennt die 
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Mr. 4859 Pflicht herzlicher Christenliebe gegen andere Confessionen an und beklagt 

Preussen. Buch seinerseits die kirchliche Trennung, zumal unter Gliedern desselben 

© Oct. 1868. gemeinsamen Vaterlandes. || Aber da in gedachtem Schreiben das Haupt einer 
anderen Kirche zugleich die Aufforderung an die Glieder der unserigen richtet 
und zwar in der angeblichen Autorität auch ihres Oberhirten, ihren theueren, 
auf das unantastbare Wort Gottes gegründeten, mit dem Blute seiner Be- 
kenner besiegelten Glauben zu verlassen und von der in der gesegneten Re- 
formation der Kirche wiedergewonnenen Wahrheit und evangelischen Freiheit 
abzufallen, ein Entgegenkommen auf dem Boden der evangelischen Wahrheit 
jedoch auch jetzt nicht in Aussicht nimmt, so weisen wir ein solches Vor- 
gchen als einen unberechtigten Uebergriff in unsere Kirche entschieden zurück, 
wobei wir uns bewusst sind, mit allen Evangelischen zusammenzustimmen. 
Einer Mahnung an die Glieder unserer Kirche, dieser Stimme nicht zu folgen, 
wird es nun zwar nicht bedürfen; wohl aber ziemt es uns, gegenüber diesen 
Ansprüchen um so mehr, so vieler unserer Glaubensgenossen, die inmitten 
römisch-katholischer Umgebung manchen Versuchungen zur Untreue gegen das 
evangelische Bekenntniss preisgegeben sind, zu gedenken und die Mittel zu 
beschaffen, um ihnen den Segen der Predigt des unwandelbaren Wortes Gottes, 
die stiftungsgemässe Verwaltung der Sacramente, die evangelische Schule und 
Seelsorge zu bringen, wie das der Zweck der in den nächsten Tagen und 
Wochen abzuhaltenden Collecten für die dringendsten Nothstände unserer 
Kirche und für die Gustav-Adolph-Stiftung ist. Darum lasset uns, friedsamen 
Geistes voll, Gutes thun an Jedermann, allermeist aber an des Glaubens Ge- 
nossen. ; Wir fordern das Königliche Cousistorium auf, die Geistlichen seines 
Sprengels zu einer wenn nicht wörtlichen, so doch dem Vorstehenden ent- 
sprechenden Eröffuung an die Gemeinden aus Veranlassung jener Collecten 
am Tage der Einsammlung der Kirchen-Collecte oder an einem der nächst- 
folgenden Sonntage anzuweisen. , Evangelischer Ober-Kirchen-Rath. 


Achnlich lauteten die ablehnenden Erklärungen des 15. deutsch-evan- 
gelischen Kirchentages und der Wormser Protestantenversammlung vom 
Sommer 1869, sowie das Rundschreiben des französischen Zweiges der 
evangelischen Allianz und das höflich ablehnende Schreiben der Professoren 
von Groningen. (S. Friedberg 1. c. p. 76 ff.) Ausserdem erliessen unga- 
rische Lutheraner und nordamerikanische Presbyterianer Proteste gegen die 
päpstliche Aufforderung. (S. erstere in der Allg. Kirchenzeitung. Jahrg. 1869.) 
Nur der anglicanisehe Bischof Dr. Cumming machte Miene auf die Ein- 
ladung einzugehen, und erkundigte sich, nachdem er von dem Erzbischof 
Manning von Westminster an den Papst gewiesen worden war, in einem 
offenen Schreiben, ob den Protestanten beim Coneil die freie Discussion der 
Gründe ihrer Trennung von der katholischen Kirche gestattet werden würde. 
Der Papst antwortete ihm in einem an Manning gerichteten Breve vom 
4. Sept. 1869 unter Hinweisung auf die katholische Lehre von der Un- 
fehlbarkeit der Kirche und dem Primat, als dem Angelpunkte der katlıo- 
lischen Wahrheit, dass auf dem Coneil „eine Vertheidigung der bereits ver- 
urtheilten Irrthümer nicht Platz greifen könne.“ Und in einem an dieselbe 
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Adresse gerichteten Breve vom 30. Oct. 1869 wird mitgetheilt, dass, wenn 
auch die Meinungen der Protestanten auf dem Concil selbst nicht erörtert 


Nr. 4859 
(124). 
Preussen. 


werden könnten, diese doch Männer finden würden, „welche der göttlichen 9, oct. 1868. 


Dinge kundig und von Uns selbst dazu ausersehen sind, bei denen sie mit 
vollem Zutrauen ihre Meinungen aussprechen und die Beweisgründe geltend 
-machen können.“ (S. Friedberg L c. Urk. XII und XIV.) 


Nr. 4860. (125) 


ROMISCHE CURIE. Instruction für die Consultoren der kirchlich- 
politischen Commission. 


Lat. Orig. Cecconi I. c. Urk, LXIII. 


Was über die Bezichungen zwischen der Kirche und der bürgerlichen 
Gesellschaft (dem Staate) für das ökumenische Concil vorzubereiten ist, das 
kann füglich in 3 Partien getheilt werden. Die Grundlagen dieser Eintheilung 
werden jene 3 allbekannten Hauptzweige aller kirchlichen Angelegenheiten 
bilden, nämlich das Magisterium, das Ministerium und das Regimen, welche 
schon der von Sr. Eminenz dem Präfekten ausgearbeitete und den H.H. Con- 
sultoren vorgelegte Entwurf ausweiset. Die Grundprincipien aber finden sich 
in dem, was von der dogmatischen Commission über die Beziehungen zwischen 
der Kirche und der bürgerlichen Gesellschaft ausgearbeitet wird. | Zuerst ist 
der gegenwärtige Stand der Kirche nach jenen 3 Richtungen in Bezug auf 
ihre Stellung zur weltlichen Gewalt darzulegen. So wird z. B. im ersten 
Theile vom Lehramte zu handeln, und zu erörtern sein, in wie weit desselben 
göttlich Recht und Pflicht von der weltlichen Gewalt in unserer Zeit aner- 
kannt wird oder nicht, welche Uebergriffe von dieser Macht, sei es m.t offener 
Gewalt, sei es mit Zuhilfenahme der gesetzlichen Autorität, verübt worden 
sind, sowie auch welche Fragen sich aufdrängen über die Erhaltung und 
Wiedererlangung dieser Rechte der Kirche u.s.w. | Diese Darlegung soll nicht 
nur mit der grössten Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit auf die Einzelnheiten 
eingehen, sondern sie soll nach Möglichkeit auf alle Nationen und Gebiete, 
in welchen die katholische Kirche besteht, und auf ihre Gesetzgebungen und 
Einrichtungen sich erstrecken. Vorzüglich sollen alle falschen Principien auf- 
gedeckt werden, aus denen die der Freiheit der Kirche feindlichen Gesetze, 
Verordnungen und alle besonderen Ungercchtigkeiten gegen dieselbe wie aus 
einer Quelle fliessen, und zugleich sollen die Gründe und Beweise, namentlich 
die sich in den öffentlichen Acten finden, beigefügt werden. |: Bei allem dem 
soll die Darlegung bündig sein und nicht zu weitläufig, damit die Häufung 
des Stoffes der Klarheit der Beweisführung nicht mehr schade als nütze. Alle 
einzelnen Abschnitte der Darstellung sind aus dem obgenannten Entwurfe zu 


Nr. 4860 
(125). 
Rôm. Curie. 
Jan. 1869. 
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Fr. 460 entnehmen, in welchem alle hieher gehörigen Punkte sorgfältig zusammen- 


Bae, Care Bestellt zu finden sind. || Weiter aber ist die Erörterung anzustellen über 
Jan. 1860. das, was geeignet und zweckmässig erscheinen dürfte, um in den einzelnen 


Decreten des ökumenischen Concils behandelt zu werden. Und dabei wird so 
vorzugehen sein. Der Consultor soll nach Rücksprache mit einem oder 
dem anderen Collegen, wenn er es für zweckdienlich erachtet, in seinem Be- 
richte: | 1) vortragen das, was über dieses specielle Thema schon vom heil. 
Stuhle oder sonst verordnet worden ist; |] 2) sprechen über die Nothwendig- 
keit oder Zweckmässigkeit der Abfassung eines Decretes; || 3) angeben, was 
im Decrete ausdrücklich zu sagen und was besser zu verschweigen ist; auch 
lege er die Gründe hiefür in Kürze dar; || 4) den Text des Decretes selbst 
schon vollständig fertig vorlegen; endlich |! 5) den Sinn der einzelnen Vor- 
schläge des Decretes, ja sogar auch der Worte, soweit ihm das als nöthig 
oder nützlich erscheint, erklären. || Bei dieser seiner Arbeit bediene sich der 
Verfasser einer möglichst klaren und zugleich kurzen Ausdrucksweise, und 
wenn z. B. manchmal die Erzählung dessen, was in irgend einer Provinz 
gegen die Rechte der Kirche begangen worden ist, oder die Anführung der 
staatlichen oder kirchlichen Gesetze oder die Darlegung der Gründe eine 
weitläufigere Darstellung zu verlangen scheinen, so gebe er das alles in einem 
Anhange bei. | Die in dieser Weise zu behandelnden Abschnitte dürften 
folgende sein: || I. Aus dem Capitel Magisterium: || 1) Von der freien 
Veröffentlichung der Constitutionen, Decrete und Insfructionen, welche ent- 
weder vom Papste oder von den Bischöfen in Betreff der Lehre ergehen. ‘ 
2) Von der Freiheit in der Verkündigung des Wortes Gottes und im reli- 
giösen Unterricht. || 3) Ueber die Volks- oder niederen Schulen. || 4) Ueber 
die Collegien und Gymnasien. || 5) Ueber die technischen und Gewerbsschulen. 

6) Ueber die Universitäten. | 7) Ueber die Priester und andere Cleriker, 
welche irgend ein Amt in Schulen, die von der Regierung abhängen, be- 
kleiden. || 8) Ueber den Unterricht und die Bildung der Cleriker. || II. Aus 
dem Capitel Ministerium: !! 1) Von der freien Uebung des Cultus, sowohl 
innerhalb als ausserhalb der heiligen Gebäude. ' 2) Von der Haltung der 
Feste. 3) Von der Spendung der Sacramente. | 4) Von der Sorge für die 
Soldaten und die Eingekerkerten. | 5) Ueber den religiösen Verkehr mit 
Häretikern. || 6) Von der Aufnahme Andersgläubiger in die Kirche, insofern 
die Staatsgesetze der Freiheit der Kirche hinderlich sind. || 7) Von Beerdigung 
und Friedhöfen. | II. Aus dem Capitel Regimen: !| 1) Ucber den Anspruch 
der Kirche auf die Freiheit, Gesetze zu geben, zu veröffentlichen und zu 
handhaben, wie auch ; 2) Ucber Errichtung und Einrichtung kirchlicher Tri- 
bunale, | 3) Ueber Vollstreckung der Rechtssprüche und Beschaffenheit der 
Strafe. || 4) Von der Zulassung der Jünglinge zum clerikalen Stande und den 
der Freiheit der Kirche feindlichen Bedingungen. || 5) Von den Rechten und 
Privilegien der Cleriker. || 6) Vom Antheil der Staatsgewalt bei der Nomi- 
nation und Wahl der Bischöfe. || 7) Von Mitwirkung der Staatsgewalt bei der 
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Nomination und Wahl für Beneficien und von deren Collation und Institution. 
| 8) Vom Recht und der Macht der Bischöfe, Coadjutoren in ihrem Amte zu 
ernennen. || 9) Vom Patronatsrechte. || 10) Vom Concurse bei Ertheilung von 
Benefizien. | 11) Von unbeweglichem Vermögen der Kirchen und von dem 
Eigenthum und der Verwaltung desselben. | 12) Von frommen Stiftungen und 
Körperschaften. | 13) Von religiösen Orden und Körperschaften. || 14) Von 
Bruderschaften. || 15) Von der Ehe. || Nota. Wahrscheinlich wird über diese 
Materie in einer anderen Commission verhandelt werden. ' 16) Von Ehe- 


gerichten, ihrer Macht, Einrichtung und der Vollstreckung ihrer Entschei- 
dungen. || 17) Ueber die verschiedenen Beziehungen zwischen Katholiken und 
Andersgläubigen, soweit jene durch Staatsgesetze bestimmt sind. ' 18) Ueber 
die verschiedenen Verträge zwischen dem apostolischen Stuhle und den Fürsten 
oder Staatsoberhäuptern. || 19) Von den Nuntien und Apostolischen Legaten. 


Ueber die Aufgaben der kirchlich-politischen Commission äusserte sich 
deren Präsident, Cardinal von Reisach, in folgender Weise: „Seine Eminenz, 
der präsidirende Cardinal (berichtet das Protocoll der ersten Sitzung vom 
17. Sept. 1867) ergriff hierauf das Wort, um den Zweck unserer Com- 
mission zu erklären, der darin bestehe, jene kirchlichen Fragen zu unter- 
suchen und zu erörtern, bei welchen der Staat berührt erscheine, und die 
entweder für sich oder im Zusammenhang mit anderen Fragen auf dem be- 
vorstehenden Concil zur Sprache kommen müssen. Zur Entwickelung seiner 
Gedanken übergehend, schickte dann der Herr Cardinal voraus, dass sich 
diese Materien in der That nicht sowohl zu Conciliarbeschlüssen eignen, 
und dies zwar wegen der Natur der kirchlich-politischen Angelegenheiten 
selbst. In diesen handele es sich im Allgemeinen darum, Vorkehrungen 
und Maassregeln zu treffen, wie sie durch die veränderlichen politischen 
Verhältnisse hervorgerufen werden, um dig unveränderlichen Principien 
der Kirche zu wahren und deren heiligen Gesetzen, so weit erreichbar, zum 
Vollzug zu verhelfen’ Wie jedoch viele Thatsachen in der Politik und 
Bestimmungen in der bürgerlichen Gesetzgebung, welche mancherlei Maass- 
nahme und legislative Thätigkeit der Kirche betreffs verschiedener Staaten 
und Regierungen hervorgerufen, ihre Quelle in den irrthümlichen Principien 
und den verkehrten Doctrinen des modernen Staatsrechtes haben, so werfe 
hinwieder die Handlungsweise des heiligen Stuhles in diesen Dingen nicht 
geringes Licht auf solche Irrthümer und falsche Doctrinen, welche Gegen- 
stand der Verhandlungen auf dem Concil sein dürften. Deswegen hielt 
Seine Eminenz dafür, dass sich die Arbeiten unserer Commission aucn auf 
die Punkte der Doctrin zu erstrecken haben, welche in den politisch-kirch- 
lichen Angelegenheiten der jüngsten Zeit von dem heiligen Stuhle behandelt 
und discutirt werden mussten. Er fügte bei, dass, wenn es auch nicht 
Sache unserer Commission sei, sich mit den Irrlehren und den entgegen- 
stehenden Doctrinen der Kirche zu befassen, es dennoch schr zweckmässig 
wäre, wenn ınan alle die Fragen der Doctrin, welche mit den politisch- 
kirchlichen in Beziehung stehen, zusammenstellte, sodann untersuchte, in 
welcher Weise sie hauptsächlich von der h. Congregation der ausserordent- 
lichen kirchlichen Angelegenheiten aufgefasst und angewendet worden, und 
das Ergebniss der Untersuchung zuletzt der Commission für die dogma- 
tischen Fragen mittheilte, damit diese ihm in ihren Arbeiten Rechnung 
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trage. Es unterliegt keinem Zweifel, sagte Seine Eminenz, dass das Ver- 
fahren und die Maassnahmen des heiligen Stuhles in politisch-kirchlichen 
Dingen nicht wenige und nicht geringe Modificationen in das gemeine 
Kirchenrecht eingeführt haben, welche deshalb als eine Entwickelung dieses 
Rechtes selbst betrachtet werden können, die nothwendiger Weise bei allen 
Verhandlungen des kommenden Concils über die Kirchendisciplin in Be- 
tracht zu ziehen sei. Daher sei es zweckmässig, ja nothwendig, dass alle 
die fraglichen Acte des heiligen Stuhles, seien es Concordate oder beson- 
dere Concessionen, Privilegien, Entscheidungen u.s. w., in ihrem Verhältnisse 
zu dem gemeinen canonischen Rechte studirt würden, um das Ergebniss 
dieser Studien der Disciplinarcommission mitzutheilen, wobei man haupt- 
sächlich die Motive und Rücksichten zu betonen hätte, wodurch sich der 
heilige Stuhl bei solchen Modificationen leiten liess. Endlich werde es 
auch sehr nützlich sein, gewisse allgemeine Fragen zu discutiren, welche in 
den gegenwärtigen Verhältnissen von grosser Bedeutung sind und dazu 
dienen können, die Principien festzustellen, nach welchen die Kirche in den 
auftauchenden politisch-religiösen Angelegenheiten zu verfahren habe. So 
könne zum Beispiel leicht die Frage aufgeworfen werden, ob die Concor- 
date, die Privilegien, die Concessionen u. s. w., welche in Zeiten zu Stande 
kamen, wo die Verhältnisse und Beziehungen der Kirche auf völlig anderen 
Grundsätzen beruhten, als diejenigen, welche jetzt in den Verfassungen oder 
Gesetzgebungen der Staaten zur Geltung gekommen sind oder allmählich 
kommen, aufrecht erhalten werden sollen und können; und auch die andere 
Frage, welches Verhalten der heilige Stuhl anzunelmen habe, wenn dic 
Concordate von den Regierungen ohne Einwilligung des heiligen Stuhles 
aufgehoben werden. Nach Vorausschickung dieser Bemerkungen war der 
Herr Cardinal der Ansicht, dass sich die Arbeiten unserer Congregation 
hauptsächlich mit folgenden Punkten zu befassen haben: 1) mit den Be- 
ziehungen und Verhältnissen, welche die Kirche in den verschiedenen 
Staaten mit der politischen Gesellschaft oder mit den Regierungen hat; 
2) mit den Modificationen, ‘welche durch die kirchlich-politischen Acte des 
heiligen Stuhles in das gemeine canonische Recht ‚eingeführt worden sind; 
3) mit den besonderen Privilegien und Concessionen, welche in Betreff ver- 
schiedener Punkte der Kirchendisciplin den Regierungen eingeräumt worden 
sind und fortwährend bestehen. Was dann die Art und Weise des Ver- 
fahrens bei den Arbeiten anlangt, so behielt sich Seine Eminenz vor, darauf 
bei anderer Gelegenheit zurückzukommen.“ (S. Cecconi 1. c. I. Th. 1. Bd. 
p. 322 ff.) — Die Arbeiten dieser Commission gediehen nicht bis zur Fest- 
stellung eines den Concilsvätern vorzulegenden Schemas (Entwurfes) über die 
kirchlich-politischen Fragen. — Aus der oben mitgetheilten Instruction 
lernen wir wenigstens die Gegenstände kennen, welche in dem Schema be- 
handelt werden sollten. Eine den Consultoren gleichfalls mitgetheilte Arbeit 
des Card. v. Reisach über die Beziehungen zwischen Kirche und Staat — 
— deren oben Erwähnung geschieht — gelangte nicht in die Oeftent- 
lichkeit. 








Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 29 


Nr. 4861. (126.) 


RÖMISCHE CURIE. Aus der Civilta cattolica. — Ueber die wahr- 
scheinliche Thätigkeit des Concils.. — 


Ital. Orig. Civiltà catt. ser. VII. vol. 5. p. 851. 


Ziemlich allgemein findet man die Ueberzeugung verbreitef, dass das sen 
künftige Concil ein kurzes, etwa wie das von Chalcedon, sein werde; denn man nom. Curie. 
fühlt die Schwierigheit, unter den gegenwärtigen Verhältnissen eine lang- © Febr. 1869. 
dauernde Versammlung zu halten, und vor Allem erwartet man von den 
Bischöfen, dass sie in den Hauptfragen einig sein werden, so dass die Mino- 
rität nicht lange wird opponiren können, wie beredt sie auch sein mag... || 
Was den dogmatischen Theil betrifft, so bemerkte ich schon, dass die Katho- 
liken wünschen, das zukünftige ökumenische Concil möge die Doctrinen des 
Syllabus promulgiren. Auch könnte es geschehen, dass das Concil, indem es 
die im Syllabus in negativer Form niedergelegten Sätze in affırmativer Form 
und mit den nöthigen Erläuterungen verkündet, die Missverständnisse ver- 
schwinden machte, welche nicht allein in den Sphären der Gewalt, sondern 
auch bei einer grossen Zahl im Uebrigen gebildeter und intelligenter, aber 
mit dem theologischen Styl nicht vertrauter Personen, über den Syllabus be- 
stehen. Wie dem auch sei, mit der Zeit werden die Vorurtheile entweichen, 
die Augen werden sich an das Licht gewöhnen und die Wahrheit, welche ja 
unsterblich ist, wird mit aller Macht durchdringen. || Die Katholiken werden 
mit Freude die Verkündigung dar päpstlichen Unfehlbarkeit durch das. zu- 
künftige Concil entgegennehmen. Dadurch würde es indirect gelingen, jene 
berüchtigte Declaration von 1682 zunichte zu machen, ohne dass eine spe- 
cielle Erörterung jener unseligen vier Artikel nöthig wäre, welche so lange 
Zeit hindurch die Seele des Gallicanismus bildeten. Niemand verhehlt sich 
jedoch, dass der Papst, aus einem Gefühle erhabener Zurückhaltung, nicht 
selbst die Initiative zu einem Vorschlage wird ergreifen wollen, der sich un- 
mittelbar auf ihn zu beziehen scheint. Aber man hofft, dass die einstimmige 
Kundgebung des heiligen Geistes durch den Mund der Väter des ökumenischen 
Concils die Unfehlbarkeit des Papstes per acclamationem definiren werde. 
Endlich spricht eine grosse Anzahl von Katholiken den Wunsch aus, das 
kommende Concil möge den Kreis der von der Kirche der unbefleckten Jung- 
frau dargebrachten Huldigungen durch die Verkündigung des Dogmas ihrer 
glorreichen [körperlichen] Himmelfahrt schliessen. 


Um das Aufsehen zu begreifen, welches diese in der Form einer Cor- 
respondenz aus Frankreich mitgetheilten Wünsche und Prophezeiungen der 
Civiltà cattolica hervorgerufen haben, genügt es, an das päpstliche Breve 
vom 12. Februar 1866 zu erinnern (Civiltà catt. ser. VI. vol. 6 p. 7 ff), 
das den der Gesellschaft Jesu angehörenden Herausgebern dieses Blattes 
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eine Sonderstellung einräumte. Uebrigens hatte die Civiltä cattolica schon 
im Herbste 1869 den Vorschlag gemacht, die Katholiken sollten es sich 
geloben, die päpstliche Unfehlbarkeit zu bekennen und zu halten usque ad 
effusionem sanguinis. Pius IX. belobt in eigenen Schreiben jene, die dies 
Gelübde abgelegt hatten. (S. bei Friedberg 1. c. Urk. XVI das Schreiben 
vom 11. Februar 1869 an die Priester der Diöcese Adria. Daselbst Urk. 
LXII auch eine Anzahl von Schreiben, welche Pius IX. im Laufe der 
Jahre 1869 und 1870 an Schriftsteller richtete, welche die päpstliche 
Unfehlbarkeit behaupteten.) 








Nr. 4862. (127) 


BAIERN. Circulardepesche des Ministers des Ausw. an die königl. 
Missionen im Auslande. — Anregung zu einer Verständigung der welt- 
lichen Regierungen über die dem bevorstehenden ökumenischen Concil gegen- 
über einzunehmende Haltung. — 
München, 9. April 1869. 

Es lässt sich gegenwärtig mit Bestimmtheit annehmen, dass das von Sr. 
Heiligkeit dem Papste Pius IX. ausgeschriebene allgemeine Concilium, wenn 
nicht unvorhergesehene Ereignisse dazwischen treten, wirklich im December 
stattfinden wird. Ohne Zweifel wird dasselbe von einer sehr grossen Zahl 
von Bischöfen aus allen Welttheilen besucht und zahlreicher werden, als 
irgend ein früheres, und wird also auch in der öffentlichen Meinung der 
katholischen Welt die hohe Bedeutung und das Ansehen, welches einem öku- 
menischen Concilium zukommt, entschieden für sich und seine Beschlüsse in 
Anspruch nehmen. |, Dass das Concilium sich mit reinen Glaubensfragen, mit 
Gegenständen der reinen Theologie beschäftigen werde, ist nicht zu vermuthen; 
denn derartige Fragen, welche eine conciliarische Erledigung erheischten, 
liegen gegenwärtig nicht vor. Die einzige dogmatische Materie, welche man, 
wie ich aus sicherer Quelle erfahre, in Rom durch das Concilium entschieden 
schen möchte, und für welche gegenwärtig die Jesuiten in Italien wie in 
Deutschland und anderwärts agitiren, ist die Frage von der Unfehlbarkeit des 
Papstes. Diese aber reicht weit über das rein religiöse Gebiet hinaus und 
ist hochpolitischer Natur, da hiermit auch die Gewalt der Päpste über alle 
Fürsten und Völker (auch die getrennten) in weltlichen Dingen entschieden 
und zum Glaubenssatz erhoben wäre. |; Ist nun schon diese höchst wichtige 
und folgenreiche Frage ganz geeignet, die Aufmerksamkeit aller Regierungen, 
welche katholische Unterthanen haben, auf das Concil zu lenken, so muss ihr 
Interesse, richtiger ihre Besorgniss, sich noch steigern, wenn sie die bereits 
im Gange befindlichen Vorarbeiten und die Gliederung der für diese in Rom 
gebildeten Ausschüsse ins Auge fassen. Unter diesen Ausschüssen ist nämlich 
einer, welcher sich: bloss mit den staatskirchlichen Materien zu befassen hat. 
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Es ist also ohne Zweifel die bestimmte Absicht des römischen Hofes, durch Nr. 4962 
das Concilium wenigstens einige Beschlüsse über kirchlich-politische Materien Baiern. 
oder Fragen gemischter Natur feststellen zu lassen. Hierzu kommt, dass die ? April 1869. 
von den römischen Jesuiten herausgegebene Zeitschrift, die ,Civiltà cattolica“, 
welcher Pius IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officiösen 
Organs der römischen Curie zugesprochen, es erst kürzlich als eine dem 
Concilium zugedachte Aufgabe bezeichnet hat, die Verdammungsurtheile des 
päpstlichen Syllabus vom 8. December 1864 iu positive Beschlüsse oder con- 
ciliarische Decrete zu verwandeln. Da diese Artikel des Syllabus gegen meh- 
rere wichtige Axiome des Staatslebens, wie es sich bei allen Kulturvölkern 
gestaltet hat, gerichtet sind, so entsteht für die Regierungen die ernste Frage, 
ob und in welcher Form sie theils die ihnen untergebenen Bischöfe, theils 
später das Concil selbst hinzuweisen hätten auf die bedenklichen Folgen, 
welche eine solche berechnete und principielle Zerrüttung der bisherigen Be- 
ziehungen von Staat und Kirche herbeiführen müsste. Es entsteht ferner die 
Frage, ob es nicht zweckmässig erscheine, dass die Regierungen gemein- 
schaftlich, etwa durch ihre in Rom befindlichen Vertreter, eine Verwahrung 
oder Protestation gegen solche Beschlüsse einlegten, welche einseitig, ohne 
Zuziehung der Vertreter der Staatsgewalt, ohne jede vorhergehende Mit- 
theilung über staatskirchliche Fragen oder Gegenstände gemischter Natur von 
dem Concilium gefasst werden möchten. || Es erscheint mir unumgänglich 
nöthig, dass die betheiligten Regierungen gegenseitiges Einverständniss über 
diese ernste Angelegenheit zu erzielen versuchen. Ich habe hisher gewartet, 
ob nicht von der einen oder anderen Seite eine Anregung ausgehen werde; 
nachdem dies aber nicht geschehen und die Zeit drängt, sehe ich mich ver- 
anlasst, Ew. ... zu beauftragen, vorstehende Angelegenheit bei der Regierung, 
bei welcher Sie beglaubigt sind, zur Sprache zu bringen, um über deren Ge- 
sinnungen und Anschauungen bezüglich dieser wichtigen Sache Erkundigung 
einzuziehen, | Ew.... wollen dabei der Erwägung vorgedachter Regierung 
die Frage unterstellen, ob nicht cine gemeinsame, wenn auch nicht collective 
Maassnahme der europäischen Staaten in einer mehr oder minder identischen 
Form zu ergreifen wäre, um den römischen Hof über die dem Concil 
gegenüber von ihnen einzunehmende Haltung im Voraus nicht im 
Ungewissen zu lassen, und ob nicht etwa eine Conferenz von Vertretern 
sämmtlicher betheiligten Regierungen als das geeignetste Mittel erachtet 
werden könnte, jene gemeinsame Haltung einer eingehenden Berathung zu 
unterziehen. || Ew. ... wollen, wenn es gewünscht wird, Abschrift dieser De- 
pesche in den Händen des Herrn Ministers der auswärtigen Angelegenheiten 
zurücklassen und über die Aufnahme, welche dieselbe gefunden hat, haldigst 
berichten. || Ich ergreife etc. 

gez. Fürst von Hohenlohe. 
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Nr. 4863. (128) 


BAIERN. Fragen, welche von der baierischen Regierung aus An- 
lass des bevorstehenden Concils den katholischen Universitäten zu 
München und Würzburg zur Beantwortung vorgelegt worden sind. 


1. Wenn die Sätze des Syllabus und die päpstliche Unfehlbarkeit auf 
dem nächsten Concilium zu Glaubenswahrheiten erhoben werden, welche Ver- 
änderungen würden hierdurch in der Lehre von den Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche, wie sie bisher in Deutschland praktisch und theoretisch 
gehandhabt wird, herbeigeführt? || 2. Würden in dem vorausgesetzten Falle 
die öffentlichen Lehrer der Dogmatik und des Kirchenrechts sich verpflichtet 
erachten, die Lehre von der göttlich angeordneten Herrschaft des Papstes 
über die Monarchen und Regierungen (sei es als potestas directa oder in- 
directa in temporalia) als jeden Christen im Gewissen verpflichtend zu Grunde 
zu legen? || 3. Würden die Lehrer der Dogmatik und des Kirchenrechts so- 
fort sich verpflichtet erachten, die Lehre, dass die persönlichen und realen 
Immunitäten des Clerus juris divini seien, also auch zum Gebiete der Glaubens- 
lehre gehören, — in ihre Vorträge und Schriften aufzunehmen? || 4. Giebt es 
allgemein anerkannte Kriterien, nach welchen sich mit Sicherheit bestimmen 
lässt. ob ein päpstlicher Ausspruch ex cathedra, glso nach der eventuell fest- 
zustellenden Conciliumsdoctrin, unfehlbar und für jeden Christen im Gewissen 
verpflichtend sei — und wenn es solche Kriterien giebt, welches sind die- 
selben? || 5. In wie weit dürften die angestrebten neuen Dogmen und ihre 
nothwendigen Consequenzen auch einen alterirenden Einfluss auf den Volks- 
unterricht in Kirche und Schule und auf die populären Lehrbücher (Kate- 
chismus u. s. w.) ausüben ? 


Diese Fragen beantwortete die theologische Facultät der Würzburger 
und Münchener Universität und die juridische der letzteren in ausführlichen 
Gutachten. Während sich die Würzburger Theologen einstimmig und mit 
aller Entschiedenheit für die nothwendige Unterwerfung unter die Concils- 
beschlüsse und für eventuelle Anerkennung der päpstlichen Unfehlbarkeit 
durch den Staat, die für ihn übrigens ungefährlich sei, aussprachen, trat 
unter den Theologen der Münchener Facultät ein Zwiespalt der Meinungen 
hervor. Die Majorität erklärte, durch die Dogmatisirung des Syllabus „würden 
allerdings möglicherweise einige nicht unerhebliche Alterationen in dem bis- 
herigen Verhältnisse zwischen Kirche und Staat eintreten“; doch erwarte sie von 
der Weisheit des Concils, „dass es nach Maassgabe der bestehenden Rechtsver- 
hältnisse derjenigen Staaten und Länder, aus denen Bischöfe zu dem Con- 
cilium kommen, in jener Form, welche es den Sätzen des Syllabus zu ' 
geben beschliessen wird, Vorsehung zu treffen vermag, dass nicht. unnoth- 
wendige und unabwendbare Conflicte zwischen diesen seinen Decreten und 
dem Gewissen der Katholiken einerseits und andererseits den zu Recht be- 
stehenden Verfassungen und Gesetzen der bürgerlichen Gesellschaft herbei- 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 33 


geführt werden“. Bezüglich der Dogmatisirung der päpstlichen Unfehlbar- 
keit spricht sie die Ansicht aus, „dass mit der päpstlichen Unfehlbarkeit 
auch diese päpstliche Gewalt über das Weltliche als Kirchenlehre, was 
bisher nicht war, eingeführt werden würde, im Falle jene durch das Con- 
cilium uneingeschränkt ausgesprochen wird. Inwiefern aber dadurch eine 
Aenderung in den Beziehungen des päpstlichen Stuhles zu den einzelnen 
Staaten eintreten würde, entzieht sich, da es grossentheils von den Persön- 
lichkeiten abhängt, einer näheren Erörterung.“ Doch glaube sie, „dass wenn 
wirklich auf der Kirchenversammlung in Rom ein Decret über die päpst- 
liche Unfehlbarkeit zu Stande gebracht würde, wohl zugleich auch der Be- 
griff der Entscheidung ex cathedra — definirt werden müsste, da sonst 
immer wieder Unsicherheit und Anlass zu Streit fortbestände;“ denn „bei 
den Theologen, welche jetzt schon die fragliche Lehre behaupten, finden 
sich etwa zwanzig verschiedene Hypothesen über die Bedingungen, welche 
zu einer Entscheidung ex cathedra erforderlich sein sollen.“ (Friedberg 
l. c. Urk. XXIII.) — Die Minorität der Münchener theologischen Facultät 
erklärte, es ergebe sich aus der Einzelbeantwortung der gestellten Fragen 
„als dogmatisches Gesammtresultat, dass eine von Seiten des Ökumenischen 
Concils etwa vorgenommene Sanctionirung des Syllabus, so wie er vorliegt, 
und eine von Seiten desselben vollzogene Dogmatisirung der Unfehlbarkeit 
des ex cathedra redenden Papstes unmittelbar als solche den zwischen 
Staat und Kirche bestehenden Status quo nicht verändern würde und die 
Lehre von einer göttlich angeordneten Herrschaft des Papstes über die 
Monarchen und Regierungen nicht als eine jeden Christen im Gewissen 
bindende Lehre mit sich bringen würde, und eben so wenig die weitere 
Lehre von einem göttlichen Ursprung der persönlichen und realen Immuni- 
täten des Clerus nicht bloss im Allgemeinen, sondern auch im Einzelnen, 
und rein als solche auch auf den Volksunterricht keine umgestaltenden 
Einflüsse ausüben würde, soweit die Beziehungen der Kirche zum Staate 
in Frage kommen.“ (S. Friedberg 1. c. Urk. XXXIII.) — Das Gutachten der 
Münchener Juristen-Facultät s. w. u. 





Nr. 4864. (129.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen an den 

k. k Gesandten (Grafen Ingelheim) in München. — Antwort auf die 

Circulardepesche des baier. Min. des Ausw. Fürsten v. Hohenlohe vom 9. April 
1869. — 


Wien, 15. Mai 1869. 
Der königlich bayerische Gesandte Herr Graf von Bray hat mir von 
einer Depesche Kenntniss gegeben, welche seine hohe Regierung an ihn ge- 
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richtet hat, um die Frage bei uns in Anregung zu bringen, welche Haltung 15. mai 1889. 


die europäischen Regierungen gegenüber dem nach Rom einberufenen öku- 
menischen Concil anzunehmen haben werden. Graf Bray hat diese Depesche 
mir in Händen gelassen, und ich übersende Euer Excellenz im Anschlusse 


eine Abschrift derselben zu persönlicker Kenntnissnahme. || Unter Berufung 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchl. Actenstücke. Il.) 3 
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auf die ihr zugekommenen Nachrichten über die Vorbereitungen zu der be- 
vorstehenden Kirchenversammlung und über vermuthete Absichten des rômischen 
Hofes richtet die königlich baierische Regierung an uns — wie ohne Zweifel 
auch an andere Cabinete — die Anfrage, ob nicht zum Schutze der modernen 
Staatsprincipien vorbeugende Maassregeln, wie z. B. Abmahnungen an die 
Bischöfe einzelner Länder oder Protestationen in Rom, in’s Auge zu fassen 
seien, und ob es nicht für angezeigt gehalten werde, ein Einverständniss über 
derartige, wenn nicht collective, doch möglichst identische Schritte durch ge- 
meinsame Berathungen, vielleicht selbst durch eine Conferenz von Vertretern 
sämmtlicher betheiligten Regierungen herbeizuführen. || Ich habe diese Mit- 
theilung, wie die hohe Wichtigkeit ihres Gegenstandes es erheischt, der auf- 
merksamsten Erwägung unterzogen und mich zugleich für verpflichtet ge- 
halten, vor Beantwortung der von dem Herrn Fürsten von Hohenlohe 
angeregten weittragenden Fragen mich vertraulich sowohl mit dem k. k. öster- 
reichischen wie mit dem k. ungarischen Ministerium zu berathen. || Im vollen 
Einverständnisse mit den Ministerien beider Reichshälften und mit aller- 
höchster Ermächtigung Sr. Majestät des Kaisers und Königs habe ich nun- 
mehr die Ehre, durch Ew. Excellenz gefällige Vermittelung dem Münchener 
Cabinete in Erwiederung auf seine Anfrage die nachstehenden Bemerkungen 
mitzutheilen. || Eine Regierung, welche, wie die österreichisch-ungarische, die 
Freiheit der verschiedenen Religionsbekenntnisse innerhalb der freiheitlich 
constituirten bürgerlichen Gesellschaft zum leitenden Grundsatze erhoben hat, 
würde nach unserer Auffassung die volle Consequenz ihres Princips nicht fest- 
halten, wenn sie einem in der Verfassung der katholischen Kirche begrün- 
deten Vorgange, wie es die Einberufung eines allgemeinen Concils ist, ein 
System präventiver einschränkender Maassnahmen gegenüberstellen wollte. 
Es wird, was diesen principiellen Ausgangspunkt für unsere Betrachtung be- 
trifft, zugleich darauf hingewiesen werden dürfen, dass, soviel bis jetzt be- 
kannt, keine derjenigen Mächte, von denen der Grundsatz der Unabhängigkeit 
der Kirche am vollständigsten anerkannt und in deren Bereich er am tiefsten 
in das öffentliche Bewusstsein eingedrungen ist, Besorgnisse über mögliche 
Beschlüsse des künftigen Concils an den Tag gelegt oder sich bereits mit 
dem Gedanken an abwehrende Gegenmaassregeln beschäftigt hat. || Steht es 
nun aber als allgemeine Regel fest, dass den anerkannten Religionsgesell- 
schaften in ihren inneren Lebensäusserungen, so lange diese nicht mit dem 
staatlichen Standpunkte collidiren, die vollste Freiheit gelassen werden müsse, 
so hat die kaiserliche und königliche Regierung in der Sachlage, wie sie sich 
bis heute darstellt, keine genügenden Motive des Rechts oder der Opportunität 
zu erblicken vermocht, um schon jetzt dem an sich so beachtungswerthen 
Vorschlage der königlich baierischen Regierung Folge zu geben. || Ueber den 
Verlauf des Concils können nämlich dermalen nur Vermuthungen, mehr 
oder weniger wahrscheinliche, aufgestellt werden. Nicht einmal über das 
Programm der Berathungsgegenstände des Concils sind andere officielle 
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Aufschlüsse, als die übersichtlichen Andeutungen der päpstlichen Einberufungs- De Fer 
bulle vorhanden. Das Gebiet der wirklich rein dogmatischen Fragen wird oesterreich. 
ohnehin Niemand dem allgemeinen Kirchenrathe streitig machen wollen. Was 15: Mai 1969. 
aber die staatskirchlichen Angelegenheiten, sowie diejenigen Materien betrifft, 
welche mit der Confession zugleich das bürgerliche Recht berühren, so lässt 
sich heute schwerlich schon ein Urtheil darüber gewinnen, ob die Gefahr 
vorhanden sei, dass die in diesem Bereiche seither hervorgetretenen Gegen- 
sätze durch die Verhandlungen und Beschlüsse des Concils noch geschärft 
und zu grösserer Gefährlichkeit für die Ruhe der Staaten gesteigert werden 
könnten. Wir können das Vorhandensein einer solchen Gefahr weder be- 
stätigen, noch in Abrede stellen. Doch dürfte im Allgemeinen kaum voraus- 
zusetzen sein, dass die Bischöfe der katholischen Welt, die der grossen Mehr- 
zahl nach in Ländern mit vollkommen säcularisirter Gesetzgebung leben und 
wirken müssen, nicht eine genaue Kenntniss der praktischen Nothwendigkeiten 
unseres Zeitalters nach Rom mitbringen sollten. Und wenn die Erwartung 
berechtigt ist, dass es dem Zwecke der Erhaltung des Friedens zwischen 
Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten des Concils nicht fehlen 
werde, so liegt es vielleicht nicht im Interesse der Regierungen, diese Stimmen 
als von Staatswegen patronisirt erscheinen zu lassen und dadurch in ihrer 
Autorität zu beeinträchtigen. Es lässt sich ferner dermalen noch nicht er- 
kennen, wie die päpstliche Curie, welche in der jetzigen Weltlage die Präce- 
dentien früherer Jahrhunderte in Bezug auf die Theilnahme der weltlichen 
Fürsten an den Concilien nicht wird erneuern können, noch wollen, gegen- 
über den Regierungen hinsichtlich derjenigen Verhandlungsgegenstände sich 
zu verhalten gedenkt, in welchen die Beschlüsse des Concils nicht ohne staat- 
liche Anerkennung zur Ausführung gelangen könnten. Nach unserer Auf- 
fassung sind aber die Regierungen vollkommen in der Lage, die in dieser 
Richtung etwa erforderlich werdenden Schritte des Kirchenregiments abzu- 
warten. | Würde demnächst das versammelte Concil sich wirklich anschicken, 
in die Rechtssphäre der Staatsgewalt überzugreifen, oder würden sich be- 
stimmte Indicien für eine derartige Absicht in authentischer Weise heraus- 
stellen, dann wäre auch nach der Ansicht der kaiserlichen und königlichen 
Regierung der Fall sicher nicht auszuschliessen, dass neben den abwehrenden 
und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch gemeinsame Be- 
rathungen der Cabinete zum Zwecke übereinstimmender Wahrung der Staats- 
hoheitsrechte sich als nöthig oder nützlich erweisen könnten. Dagegen ver- 
mögen wir nicht dafür zu stimmen, dass der blossen Präsumption möglicher 
Eingriffe in diese Rechte die Thatsache einer diplomatischen Conferenz ent- 
gegengestellt und dadurch — abgesehen von der erhöhten Schwierigkeit, auf 
so unsicherem Grunde zu festen Einverständnissen zu gelangen — vielleicht 
der Schein einer beabsichtigten Controle und Beschränkung der Freiheit der 
katholischen Kirche hervorgerufen und die Spannung der Gemüther ohne Noth 


vermehrt werden könnte. || Die hier dargelegte Auffassung hat übrigens die 
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a ait k. k. Regierung nicht abhalten können, die von dem kgl. baierischen Cabinete 

- Oesterreich. AUSSegangene Anregung zu einem Meinungsaustausche über diese bedeutungs- 

15. Msi 1869. volle Angelegenheit in ihrem ganzen Werthe anzuerkennen. Wir fühlen uns 
dem Herrn Fürsten von Hohenlohe für die Mittheilung seiner Ansicht und 
für den uns dadurch gebotenen Anlass, unser Verhältniss zur Sache darzu- 
legen, aufrichtig verpflichtet, und Ew. Excellenz wollen es übernehmen, dieser 
Gesinnung bei Seiner Durchlaucht den wärmsten Ausdruck zu verleihen. Eine 
Abschrift des gegenwärtigen Erlasses sind Sie ermächtigt dem Herrn Minister- 
präsidenten, falls es gewünscht wird, zur Verfügung zu stellen. || Em- 
pfangen etc. v. Beust. 


Der Vorschlag des Fürsten Hohenlohe, sich über eine gemeinsame 
Haltung gegenüber dem Concil zu verständigen, fand bei den Regierungen 
keinen Anklang und wurde fallen gelassen. — Preussen erklärte, es freue 
sich zwar über die durch einen katholischen Staat geschehene Anregung, halte 
jedoch präventive Maassregeln für nicht opportun und zeitgemäss. — 
Oesterreich lehnte ab, unter Hinweis auf die Unverträglichkeit präventiver 
Maassregeln mit der Religionsfreiheit Oesterreich-Ungarns. [S. Nr. 4864 
(129).] — Die italienische Regierung sprach sich in der Circulardepesche 
vom 30. April dahin aus, dass sie ein Einverständniss der Regierungen be- 
züglich der zu besorgenden kirchlichen Uebergriffe für nöthig und eine 
feierliche Declaration der Rechte des Staates für wünschenswerth halte. — 
Sie scheint jedoch diese Ideen, auf deren Unterstützung durch das Parla- 
ment sie nicht rechnen konnte, wieder bald aufgegeben zu haben. [S. Nr. 
4869 und 4870 (134 und 135)] — Belgien lehnte jedes Eingehen auf die 
Vorschläge Hohenlohe’s ab, da der von der Kirche getrennte Staat durch 
das Concil nicht berührt werde. — Der Schweizer Bundesrath erklärte, die 
Grundsätze der baierischen Depesche zu theilen, erachtete aber gleichfalls 

| präventive Maassregeln für ungeeignet. [S. Nr. 4879 (144)] — Frankreich 
erklärte in der Circulardepesche vom 8. Sept. 1869 sich jeder directen 
Einflussnahme auf das Concil enthalten zu wollen. [S. Nr. 4867 (133).] — 
England, welches seiner Zeit den Katholiken die Gleichberechtigung erst 
zugestanden hatte, nachdem diese die Unfehlbarkeit des Papstes für keine 
Glaubenswahrheit der katholischen Kirche erklärt hatten, glaubte die Ent- 
wicklung der Dinge ruhig abwarten zu können (s. diese Erklärung bei 
Friedberg 1. c. Urk. XXX). — Russland verbot seinen rémisch-katholischen 
- _ Bischöfen den Besuch des Concils. 





Nr. 4865. (130.) 


DEUTSCHLAND. Coblenzer Katholiken-Adresse, dem Bischof von 
Trier aus Anlass des bevorstehenden Concils überreicht. 


Nr. 4865 Hochwürdigster Herr! 
Do La Ew. Bischöflichen Gnaden als unserem geistlichen Hirten und Bischofe 


Juni 1869, nahen wir, die unterzeichneten Gläubigen der Diöcese Trier, in einer hoch- 
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wichtigen, ernsten, unsere h. Kirche und damit unsere tiefsten Lebensinteressen DM 4965 
unmittelbar berührenden Sache, von unserem Gewissen gedrungen, eine ehr- Deutschland " 
furchtsvolle, offene und freimüthige Erklärung vor Ihnen und vor der ganzen Tui 1869. 
Kirche abzugeben. || Hochwürdigster Herr! In Ihrem diesjährigen Fasten- 
hirtenbriefe, in welchem Sie die Gläubigen auf die Bedeutung des bevor- 
stehenden allgemeinen Concils hinwiesen, erwähnten Sie, dass in einem allge- 
meinen Concil zwar nur die Bischöfe als die Nachfolger der Apostel 
entscheidendes Stimmrecht haben, dass aber nicht bloss ihre, sondern aller 
Glieder der Kirche Erfahrung und Einsicht dort gehört und beachtet werde, 
dass nicht nur Priester, auch Laien, selbst in wichtigen Fragen Einfluss auf 
die Beschlüsse der Concilien zu üben berufen sein könnten. In der That 
sehen wir demgemäss auch heute eine Anzahl von Gläubigen, deren lauteste 
Stimmführer nicht Bischöfe, soudern Ordensmänner und Laien sind, eifrigst 
bemüht, der Wirksamkeit des künftigen Concils gleichsam eine bestimmte 
Richtung anzuweisen, und hören, wie sie, ihre Wünsche und Lieblings- 
meinungen mit dem Glauben und den Bedürfnissen der Kirche verwechselnd, 
alle diejenigen im Gegensatze zu den „eigentlichen“ für „liberale“ Katholiken 
erklären, welche ihre Lehrsätze als Dogmen anzuerkennen und ihre Be- 
strebungen als heilbringend zu betrachten ausser Stande sind. Diese Gläubigen 
haben im Mittelpunkte der Kirche, in Rom selbst, ein Pressorgan, die Civiltà 
cattolica, in welchem sie vor Kurzem in Form einer Correspondenz aus 
Frankreich folgende, auch in einer Zeitschrift deutscher Ordensmänner repro- 
“ducirte, durch spätere Erklärungen nicht wesentlich abgeschwächte Sätze ver- 
öffentlichten [s. dieselben Nr. 4861 (126). Hochwürdigster Herr! Wären das 
Aeusserungen irgend einer beliebigen, vereinzelten, durch keinerlei Gunst- 
bezeigungen von Seiten einer kirchlichen Autorität aufgemunterten katho- 
lischen Zeitung, wir dürften wohl schwerlich uns veranlasst gesehen haben, 
aus unserer Zurückhaltung hervorzutreten. Nun aber ist es nicht unbekannt, 
dass jene Gläubigen mit der Zuneigung kirchlicher Autoritäten und des 
h. Stuhles selbst sich schmeicheln, und hat es den Anschein, als ob ein 
grosser Orden mit der ganzen Wucht einheitlicher Organisation nach denselben 
Zielen dränge; es wäre demnach leicht erklärlich, wenn ein so planmässiges 
und energisches, die allgemeinste Zustimmung beanspruchendes Vorgehen, falls 
es von keiner Seite offenen Widerspruch erfahren sollte, über die Gesiunungen 
der Katholiken bedeutende, unter den gegenwärtigen Umständen doppelt be- 
klagenswerthe Irrthümer veranlasste. Angesichts einer solchen Lage aber 
dürfen und können auch wir nicht im Schweigen verharren, die wir nicht 
minder treue, gläubige und für das Wohl unserer gemeinsamen Mutter ohne 
Rückhalt begeisterte Kinder der Kirche zu sein bestrebt sind, als jene; wir 
müssen vielmehr unsere Stimme erheben und vor Ilınen, unserem Bischofe, es 
laut aussprechen: Wir theilen jene Ansichten, Hoffnungen und Wünsche der 
sogenannten eigentlichen Katholiken nicht, verwahren uns vielmehr gegen die- 
selben auf das entschiedenste; — uns .sind im Hinblick auf die vom h. Vater 
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we oe in seiner Berufungsbulle erläuterte Bedeutung des bevorstehenden Concils 
Deutschland. Gedanken anderer Art vor die Seele getreten, die Ew. Bischöflichen Gnaden 
Joni 1869. in Kürze ‘darzulegen uns vergönnt sein möge. || Ueberschauen wir die Ver- 


hältnisse, unter denen das allgemeine Concil zusammenzutreten im Begriffe 
ist, so sehen wir in neuerer Zeit nirgendwo eine häretische, Punkte des 
Glaubensbekenntnisses berührende Spaltung, wie sie frühere Concilien zur 
Formulirung kirchlicher Lehren veranlasste, hervortreten Der uns rings 
umgebende Unglaube stützt sich auf philosophische Meinungen, deren Falsch- 
heit längst durch die grossen christlichen Wahrheiten in helles Licht gesetzt 
ist, und eine Vereinigung mit unsern im Glauben getrennten christlichen 
Brüdern möchte kaum dadurch erleichtert werden, dass man die Summe der 
uns trennenden Glaubenssätze noch um einige neu formulirte vermehrte. || 
Hochwürdigster Herr! Unsere Zeit hat, wenn auch nicht in der eben be- 
zeichneten Richtung, in der That eigenthümliche, auch von uns lebhaft ge- 
fühlte Bedürfnisse, denen gerecht zu werden die Kirche, die Allen Alles zu 
sein bestimmt ist, aus dem unerschöpflichen Born ihrer göttlichen Kraft die 
Mittel zu schöpfen vermag. In der Befreiung der Kirche von der Staats- 
gewalt, in der Herstellung einer selbstständigen und harmonischen Bewegung 
der beiden Ordnungen, in denen nach Gottes Willen das Leben der Mensch- 
heit sich entfalten soll, in der organischen Regelung der Theilnahme der 
Gläubigen an der Gestaltung der kirchlichen Lebensbeziehungen, in der 
Zurückführung der getrennten Brüder zur Kirche, in der Bewältigung des 
socialen Elendes, im Aufsuchen der richtigen Stellung des Clerus und des” 
einzelnen Christen zur allgemeinen Bildung und zur Wissenschaft: an diesen 
das kirchliche Leben im weitesten Sinne umfassenden Aufgaben müht die 
Gegenwart in geistigem Ringen sich ab, und für ihre Lösung scheint sie 
sehnsuchtsvoll Hülfe und Beistand von dem vom göttlichen Geiste geleiteten, 
von der Einsicht der ganzen Kirche getragenen bevorstehenden Concil zu er- 
warten. | Wir verhehlen uns nicht, dass ein näheres, Einzelheiten bestimmen- 
des Eingehen auf alle diese in dem vielgestaltigen und reichgegliederten 
Leben der Kirche wurzelnden Bedürfnisse einem allgemeinen Concil kaum 
möglich sein würde. Der Organismus der Kirche selbst wird in seinen ein- 
zelnen Theilen die Formen hervorzubringen haben, in denen die Schäden 
Heilung finden, die gesunden Kräfte sich in segensreicher Wirkung entfalten 
können. Zunächst und vor Allem würden wir es daher als sichere Bürgschaft 
segensreicher Entwicklung mit Freude begrüssen, wenn vom bevorstehenden 
Concil eine Neubelebung des grossen kirchlichen Organismus durch allgemeine 
Wiedereinführung jener durch Jahrhunderte erprobten regelmässigen National-, 
Provinzial- und Diöcesansynoden ausginge. Solche Synoden, wenn ihre Be- 
schlüsse aus wahrhaft freier und gründlicher Berathung geschöpft und auf die 
Forderungen des wirklichen Lebens gerichtet waren, sind von jeher ein Quell 
des Heiles für die Kirche gewesen; ihr Aufhören war fast überall Beginn 
oder Zeichen der Erstarrung und des Hinwelkens; von ihrer Herstellung, nicht 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 39 


bloss der äusseren Form, sondern dem Geiste und Wesen nach, dürfen wir Nr. 488 
daher die Erfüllung derjenigen Wünsche hoffen, die wir in Bezug auf die Donna. 
kirchlichen Verhältnisse in unserm Vaterlande, so’ manchen betrübenden und Jui 1669. 
bedenklichen Erscheinungen der Gegenwart gegenüber, Ew. Bischöflichen 
Gnaden an’s Herz zu legen vertrauensvoll wagen werden. || Richten wir vorher 
noch unsere Aufmerksamkeit auf das allgemeine Verhältniss der Kirche zum 
Staate und zur modernen Gesellschaft überhaupt, so scheint es uns im Inter- 
esse der Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche auf’s dringendste gerathen, 
dass das bevorstehende Concil keinen Zweifel darüber lasse, die Kirche habe 
mit dem Wunsche, die theokratischen Staatsformen des Mittelalters herzu- 
stellen, vollständig gebrochen. Denn das ist es vorzüglich, was die Geister 
heute der Kirche entfremdet, dass man fürchtet, jene Zeiten möchten wieder- 
kehren, wo die Staatsgewalt mit weltlichen Zwangsmitteln für die Dogmen 
und Gesetze eines bestimmten, auf übernatürliche Offenbarung zurückgeführten 
religiösen Bekenntnisses eintrat, wo demnach das Gewissen gebunden und die 
Würde der Religion selbst, welche ohne die von staatlichem Zwange freie 
Hingebung der Gläubigen nicht zu bestehen vermag, geschädigt wurde. Wir 
verkennen nicht, dass auch das Staatsleben eine religiöse Grundlage hat, inso- 
fern die Ordnung des Staates und die obrigkeitliche Gewalt auf der Aner- 
kennung eines lebendigen persönlichen Gottes und des von ihm der Seele 
eingepflanzten Sittengesetzes beruhen; aber wir sind uns auch mit voller 
Ueberzeugung bewusst, dass die Sphäre des Staates, der in gleicher Weise, 
wie die Kirche, auf dem ihm eigenthümlichen Gebiete in voller Selbstständig- 
keit sich bewegt, innerhalb jener geistigen Erkenntnisse und sittlichen Gesetze 
beschlossen ist, welche durch die natürlichen Kräfte des Menschen erfasst 
werden. Gerade der Staat wird unserer Meinung nach der christlichste sein, 
der diese seine Schranken am gewissenhaftesten achtet und, während er der 
übernatürlichen Religion, der Kirche und den Confessionen, welche seine’ 
eigene religiös-sittliche Grundlage anerkennen, die freieste und selbstständigste 
Bewegung auf ihrem Gebiete und den Schutz ihrer Rechte sichert, seinerseits 
freiwillig, soweit es ohne Verletzung der Rechtsgleichheit geschehen kann, auf 
die religiöse Sitte des Volkes Rücksicht nimmt und die höhere Einsicht der 
durch das Christenthum erzogenen Bürger gern benutzt, um das natürliche 
Gesetz immer tiefer zu erfassen und in seinen Ordnungen immer reiner zum 
Ausdruck zu bringen. Auf diesem Wege wird sich eine vollkommnere Har- 
monie, eine fruchtbarere Wirksamkeit, eine idealere Ausgestaltung von Staat 
und Kirche erreichen lassen, als die Geschichte sie bis jetzt gesehen hat; und - 
wenn dennoch im Leben der Einzelnen Conflicte zwischen beiden Ordnungen 
eintreten, so werden es doch nur solche sein, die einerseits aus dem durch 
das Christenthum zuerst klar ausgesprochenen Unterschiede der Kirche und 
des Staates, andererseits aus der Schwäche und Fehlerhaftigkeit alles Mensch- 
lichen sich mehr oder weniger nothwendig ergeben. || Hochwürdigster Herr! 
Noch peinlicher und drückender, als die Störung der Harmonie zwischen 


Nr. 4865 
(130). 
Deutschland. 
Juni 1869. 
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Kirche und Staat, müsste es von uns empfunden werden, wenn das Band, 
welches Clerus und Laien, Seelsorger und Gemeinde umschlingen soll, ge- 
lockert wiirde oder gar eine tiefgreifende Disharmonie zwischen ihnen ent- 
stände. Mit schmerzlichem Bedauern wiirden wir daher jeden Versuch be- 
trachten, die gemeinsame Bildungsgrundlage zu zerstören, welche bisher ‘in 
Deutschland, wenigstens im Allgemeinen noch, den Clerus und die durch aka- 
demische Studien vorbereiteten weltlichen Berufsstände einigte. Wenn es 
schon an sich den Interessen der Kirche als der ersten Culturmacht wider- 
spricht, an den grossen Bildungsstätten unserer Nation, um die alle Nachbarn 
uns beneiden, nicht vertreten zu sein, so genügt ein Blick auf das Verhält- 
niss, in welchem der Clerus mehrerer romanischen Länder zu den gebildeten 
Laien steht, uns vor den Folgen einseitiger Erziehung und Bildung der künf- 
tigen Seelsorger zurückschrecken zu lassen. Würde man aber gar die theo- 
logische Bildung der angehenden Geistlichen beschränken, wollte man die 
Studirenden der Theologie, wie es in öffentlichen Blättern heisst, von den- 
jenigen Disciplinen ausschliessen, welche in die unmittelbaren Quellen des 
Glaubens und der kirchlichen Entwicklung einführen, so müssten wir darin 
geradezu eine unheilvolle Schädigung der kirchlichen Wissenschaft wie des 
kirchlichen Lebens erblicken. Wir sprechen daher den Wunsch aus, das be- 
vorstehende allgemeine Concil möge, falls es die Bildung des Clerus zum 
Gegenstande der Berathung machen sollte, auf die eigenthümlichen Verhält- 
nisse unseres Vaterlandes vorsorglich Rücksicht nehmen oder die endgültige 
Festsetzung dieses Gegenstandes nationalen Synoden überlassen. || Hochwürdig- 
ster Herr! Die Gefahren, welche der Kirche in unsern Tagen durch den uns 
von allen Seiten bekämpfenden Unglauben drohen, die bedeutenden Anforde- 
rungen, welche die socialen Uebel der Zeit an die christliche Liebesthätigkeit 
stellen, lassen es mehr als je nothwendig erscheinen, dass alle Gläubigen im 
engsten Verbande mit ihren Seelsorgern am kirchlichen Leben theilnehmen 
und in einmüthiger Gemeindethätigkeit die ganze Fülle christlichen Wirkens 
entfalten. Als in ähnlicher Lage die alte Kirche dereinst die heidnische Welt 
überwand, da war diese Einmüthigkeit vollkommen, da war der (remeinde- 
verband so innig und fest, dass die Stimme des Volkes bei der Wahl des 
Bischofs gehört wurde. Dic zeitgemässe Herstellung auch dieser Einrichtung 
wird freilich wohl erst einer ferneren Zukunft vorbehalten und von einer 
freundlichen Auseinandersetzung zwischen Kirche und Staat abhängig sein: 
schon jetzt aber scheint uns eine allgemeinere organisch geregelte Betheiligung 
der Laien am christlich-socialen Leben der Pfarrgemeinde höchst wünschens- 
werth. Denn heute giebt es kaum noch einen lebendigen regelmässigen 
christlich-socialen Verkehr der ganzen Gemeinde als solcher mit ihrem Scel- 
sorger, dem Pfarrer. Fast nur im Gotteshause oder bei den Cultushandlungen, 
steht der Pfarrer der ganzen Gemeinde gegenüber; die christlichen Licbes- 
werke sind religiösen Orden, Einzelnen, endlich freien Genossenschaften über- 
lassen, in die einzutreten sehr Viele durch Gleichgültigkeit, viele Andere durch 
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eine nicht unberechtigte Scheu sich hindern lassen. Die Gemeinde hat fast Nr Fr 
überall kein Organ; denn die Kirchenvorstände unserer Tage sind auf ein Deutschland. 
sehr kleines Gebiet beschränkt und kaum der Schatten einer wirklichen Ver- uni 1869. 
tretung. Und doch müsste nicht nur die Verwaltung des kirchlichen Ver- 
mögens, sondern auch die Sorge für Arme, Kranke und Elende aller Art und 
für die christliche Erziehung der Jugend, es müsste die Begutachtung der 
Niederlassung religiöser auf Unterstützung durch die Gläubigen oder öffent- 
liche Wirksamkeit innerhalb der Gemeinde angewiesener Orden, die Theil- 
nahme an der Missionsthätigkeit und den allgemeinen Angelegenheiten der 
Kirche, das alles müsste der Idee nach Sache der ganzen, mit ihrem Seel- 
sorger auch mit Rücksicht auf diese Verhältnisse in zeitgemässen Formen 
organisch verbundenen Gemeinde sein. Der freien Liebesthätigkeit Einzelner, 
der rühmlichen Aufopferung und Hingebung religiöser Orden und dem Hirten- 
walten des Seelsorgers auf diese Weise beengende Schranken zu ziehen, kann 
um so weniger unsere Absicht sein, als kirchliche Organe der bezeichneten 
Art ihrer Natur nach zwingende Entscheidungen nicht zu treffen hätten; wohl 
aber scheint uns die Hoffnung begründet, dass mit Hülfe solcher Organe, 
welche nicht nur eine allgemeinere Heranziehung der Laien, sondern auch 
eine angemessene Verbindung und planvolle Leitung aller betheiligten Kräfte 
ermöglichen würden, den socialen Uebeln der Gegenwart von der Kirche mit 
durchgreifenderem Erfolge begegnet, die Einwirkung des Clerus auf das Volk, 
die Durchdringung des Lebens mit christlichen Grundsätzen sicherer erzielt, 
religiöse Gleichgültigkeit eher gehoben, einseitige Richtungen besser hintan- 
gehalten, dass durch sie namentlich jene von Tag zu Tage sich erweiternde 
Kluft zwischen sogenannten guten und gewöhnlichen Katholiken am ersten 
überbrückt werden könnte. | Hochwürdigster Herr: Der heisse Wunsch, der 
den h. Vater, den ganzen hochwürdigen Episcopat, jeden gläubigen Katholiken 
und vor Allen uns deutsche Katholiken beseelt, der Wunsch, die Versöhnung 
der von uns getrennten protestantischen Confessionen mit der Kirche zu er- 
leben, hat wohl nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn von unserer Seite Ent- 
scheidendes geschieht, um die Furcht und das Misstrauen bei unsern Brüdern 
zn beseitigen, Vorurtheile zu überwinden und Vertrauen zu erwecken. Wie 
viele ihrer Vorurtheile aber würden nicht mit einem Male schwinden, wenn 
sie bei uns die grossen Organe der Kirche wieder lebendig thätig, wenn sie 
auch ein wahres die socialen Aufgaben des Christenthums erfüllendes Ge- 
meindeleben bei uns wieder blühen sähen und daher unmöglich länger die 
misstrauische Furcht zu hegen überredet werden könnten, dass eine herrsch- 
süchtige Hierarchie in der Kirche die Gläubigen ausbeute und die Geister 
gewaltsam in falsche Richtungen lenke oder niederdrücke! Was das Eintreten 
der Kirchenspaltung wahrscheinlich verhindert hätte, das wird auch wohl am 
besten sie aufzuheben vermögen; nun aber hat die Verzweiflung an der Hier- 
archie, welcher man den Verfall des kirchlichen Lebens Schuld gab, diese in 
jenen Tagen erklärliche, wenn auch kleingläubige Verzweiflung im Grunde 
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“ 50). jene Lehren geboren, welche die Hierarchie überflüssig machen sollten. Die 
Deutschland altchristliche Kirche, das altchristliche Gemeindeleben wollte man herstellen; 
Juni 1869. es gelang nicht, weil man das priesterliche verworfen hatte, auf welches allein 

eine kirchliche Gemeinde sich erbauen lässt: wir aber, die wir die festen 
Säulen uns bewahrt haben, können unschwer auf den unzerstörten Funda- 
menten die nur lose geschichteten Steine zum herrlichen Tempel zusammen- 
fügen, in dessen weit geöffnete Pforten nach Gottes gnädiger Fügung die 
heimkehrenden Brüder freudig wieder einziehen. || Eine andere nicht un- 
wichtige Frage endlich, welche wir Ew. Bischöflichen Gnaden und des ganzen 
zum allgemeinen Concil eingeladenen Episcopats Erwägung unterbreiten möch- 
ten, betrifft die Einrichtung des Index librorum prohibitorum. || Wir wissen, 
dass es der kirchlichen Autoritäten heilige Pflicht ist, über die Reinheit der 
Lehre zu wachen, Irrthümer zu bezeichnen und zu verbessern, Irrende auf 
den rechten Weg zu leiten. Allein das Verfahren, welches man in den letzten 
Jahrhunderten in Ausübung dieses Berufs eingeschlagen hat, die Eintragung 
solcher Schriften, die irrige oder bedenkliche und unsittliche Darstellungen 
enthalten, in einen demnächst veröffentlichten Katalog und das Verbot, solche 
Bücher ohne besondere Erlaubniss der kirchlichen Oberen zu lesen, dieses 
Verfahren scheint uns weder seinem eigentlichen Zwecke zu entsprechen, noch 
dem Geiste und der Würde der Kirche vollkommen angemessen, noch für die 
Entwicklung der Wissenschaften heilsam. Es erfüllt seinen Zweck nicht, weil 
unmöglich alle Schriften mit irrigen und bedenklichen Sätzen katalogisirt 
werden können und es daher oft von Zufälligkeiten, etwa von Denunciationen, 
abhängen muss, welche Bücher eingetragen werden, welche nicht; weil ferner 
nicht die irrigen und bedenklichen Lehren selbst, sondern nur die Bücher, , 
deren Lectüre nicht gestattet sei, und deren Autoren bezeichnet werden; weil 
das Verbot, solche Bücher zu lesen, von der Mehrzahl der gebildeten Katho- 
liken in sehr vielen Fällen gar nicht beachtet werden kann und, wie Ew. 
Bischôflichen Gnaden gewiss recht wohl bekannt ist, auch ganz allgemein‘ 
nicht beachtet wird; es ist der Würde und dem Geiste der Kirche nicht voll- 
kommen angemessen, weil öfter gläubige katholische Verfasser, die in der 
besten Absicht geirrt oder auch nur Missfälliges geäussert haben, durch Noti- 
rung ihres Namens, mitunter unmittelbar neben den Verfassern wahrer Schand- 
schriften, als gefährlich gekennzeichnet und für alle Zeit mit einem Makel 
behaftet werden, während Wissenschaft und Kirche ihnen für bedeutende 
Leistungen eher Dank schuldig wären; es ist endlich für den wissenschaft- 
lichen Fortschritt nicht heilsam, weil die Furcht, durch irgend einen unwill- 
kürlichen Fehltritt oder Missgriff, vielleicht gar in Folge der unberufenen 
Dienstfertigkeit eines Gegners, sich eine solche diffamirende Strafe zuzuziehen, 
sich wie ein Bleigewicht an die Forschungen der hatholischen Gelehrten hängt. 
Wir hegen daher den Wunsch, es möge dem bevorstehenden allgemeinen 
Concil gefallen, den Index librorum prohibitorum aufzuheben. Es ist das 
Recht der kirchlichen Autorität, uns durch den Mund unserer Seelsorger vor 
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irrigen Lehren und unsittlichen Büchern zu warnen, wann und so oft sie es Nr. 4865 
für nöthig hält; die unfreiwillig irrende Person aber darf von der christlichen Deutschland. 
Liebe der kirchlichen Oberen Schonung ihres Namens und Rufes erwarten, so ani 1860. 
lange sie in gläubiger Demuth bereit ist, den Irrthum aufzugeben und nicht 

eine äusserste Gefahr für das Seelenheil der Gläubigen Warnung vor dem 
Irrlehrer erheischt. || Das sind, hochwürdigster Herr, die Ueberzeugungen und 
Wünsche, welche vor Ihnen auszusprechen unser Gewissen uns gedrängt hat. 

Sie verdienen, dünkt uns, gehört zu werden, so gut wie alle anderen, die von 
treuer Anhänglichkeit an unsere heilige Kirche, von aufrichtiger Besorgniss 

für deren Wohl eingegeben und in langjährigem Nachdenken gebildet sind. 

Uns hat nichts anderes veranlasst, Öffentlich mit unserm Namen hervorzu- 
treten, als das Gefühl der Pflicht, lebhaft erregt durch die Wahrnehmung 
zunächst der weitverbreiteten Abneigung, mit der man in katholischen Kreisen 

die oben mitgetheilten Auslassungen der Civiltä aufgenommen, sodann der be- 
klagenswerthen Bedenklichkeit, mit der so manche, die es nicht sollten, vor 
freimüthigem Widerspruch zurückschrecken. Auch der traurigen Kirchen- 
‘spaltung des 16. Jahrhunderts ging ein allgemeines Concil unmittelbar voraus, 

ohne auf die Entwicklung der Dinge einen günstigen Einfluss auszuüben. 
Sollen heute die christlichen Völker durch das Concil für die Kirche wirklich 
wiedergewonnen werden, so muss einseitig absprechenden Behauptungen gegen- 

über die lehrende und regierende Kirche durch bestimmte und klare Bekennt- 

nisse von dem Zustande der Geister vollkommen unterrichtet, den wahren 
Bedürfnissen der Zeit entgegenzukommen in den Stand gesetzt sein, und dazu 

nach Kräften beizutragen fühlten auch wir uns verpflichtet, die wir als treue 

Söhne der Kirche in der Einheit mit ihr und ihrem Mittelpunkte, dem Stuhle 

zu Rom, und in kindlichem Gehorsam gegen Ew. Bischöflichen Gnaden mit 
Gottes Hülfe zu leben und zu sterben entschlossen sind. 


Die Adresse von Coblenzer Katholiken an den Bischof von Trier 
wurde hier mitgetheilt, weil sie, gleich der damit übereinstimmenden der 
Universität Bonn an den Erzbischof von Köln, den Anstoss zu einer Be- 
wegung unter den Katholiken Deutschlands gab, welche gegen die von der 
Civiltà cattolica als Hauptaufgabe des Concils bezeichnete Dogmatisirung 
der päpstlichen Unfehlbarkeit und des Syllabus gerichtet war. — Aus den 
zahlreichen Beitrittserklärungen zu diesen Adressen wollen wir hervorheben 
die des Grafen Montalembert: ... „Je ne saurais vous dire à quel point 
jai été ému et charmé par ce glorieux Manifeste de la conscience et de 
la raison des catholiques ... J’ai cru voir luire un éclair au milieu des 
ténèbres, et entendre enfin un accent viril et chrétien au milieu.des décla- 
mations et des adulations courantes dont nous sommes assourdis ... Tout 
m'y a paru irréparable dans la forme comme dans le fond. J’en aurais 
volontiers signé chaque ligne .... Vous avez eu cette fois l'initiative d’une 
démonstration qui convenait si bien aux antécédens des catholiques français, 
comme aux convictions qui pendant la première moitié du dix-neuvième 
siècle, nous ont valu l'honneur d’inaugurer la défense de la liberté reli- 
gieuse sur le continent“ .... 
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Nr. 4866. (131.) 


DEUTSCHLAND. Antwort des Erzbischofs von Köln auf die 
Coblenzer Adresse. 


„Ew. Hochwohlgeboren bescheinige ich hiermit den Empfang der Adresse, 
welche Sie im Vereine mit 34 anderen Unterzeichneten am gestrigen Tage in 
Beziehung auf das bevorstehende ökumenische Concil mir übersendet haben. 
Ich habe daraus Kenntniss genommen von den Ansichten und Wünschen, 
denen Sie im Anschluss an den Inhalt der bereits zur Oeffentlichkeit ge- 
langten Adresse, welche Coblenzer Katholiken an den hochwürdigsten Herrn 
Bischof gerichtet haben, in Betreff der auf dem bevorstehenden Concil zu 
fassenden Beschlüsse Ausdruck geben zu sollen geglaubt haben. Wenngleich 
ich keineswegs mit den darin ausgesprochenen Ansichten und Wünschen mich 
überall einverstanden zu erklären vermag, so werde ich es doch nicht unter- 
lassen, in geeigneter Weise von dem Inhalt Ihrer Mittheilung Gebrauch zu 
machen, und freue mich, auf Grund des in der Adresse zu wiederholten Malen 
enthaltenen ausdrücklichen Zeugnisses von der gläubigen Gesinnung und dem 
kindlichen Gehorsam der Unterzeichner gegen die heilige Kirche, mich fest 
überzeugt halten zu dürfen, dass Sie die Beschlüsse des bevorstehenden Con- 
cils, mögen dieselben mit denen von Ihnen kundgegebenen Ansichten und 
Wünschen übereinstimmen oder nicht, in gläubiger und demüthiger Unter- 
werfung als Aussprüche des heiligen Geistes annehmen und verehren werden. 
In dieser Ueberzeugung verbleibe ich unter freundlichem Gruss und ober- 
hirtlichem Segen Ihr ergebener 

+ Paulus, Erzbischof. 
An 
den Geh. Justizrath und Professor Herrn Dr. Bauerband 
in Bonn. 


Nr. 4867. (132) 


DEUTSCHLAND. Hirtenbrief der in Fulda versammelten Bischôfe 
über das bevorstehende Concil. 


Ihren geliebten Diöcesanen Gnade und Friede von Gott, unserem Heilande. 


Im Geiste Jesu Christi und seiner heiligen Kirche, welcher vor Allem 
ein Geist der Einheit und der Gemeinschaft ist, sind Wir deutschen Bischöfe 
auch in diesem Jahre in Fulda, am Grabe des heiligen Bonifacius, zu brüder- 
licher Berathung vereinigt gewesen. Der Zweck dieser Versammlungen ist 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 45 


nicht etwa der, bindende Beschlüsse in kirchlichen Angelegenheiten zu fassen, Nr: 4907 
was nach den Gesetzen der Kirche nur auf eigentlichen und in gehöriger Deutschland. 
Form abgehaltenen Kirchenversammlungen möglich ist, sondern geht lediglich Sert. 1869. 
dahin, durch gegenseitige Besprechung Uns zur besseren Erfüllung Unscres 
heiligen Amtes tüchtiger zu machen und jene Einigkeit und Liebe unter Uns 

zu pflegen, welche die Mutter und Ernährerin alles Guten ist. | In diesem 

Jahre war selbstverständlich ein Hauptgegenstand Unserer Berathungen die 
Vorbereitung auf das allgemeine Concil, zu dem Unser heiliger Vater Pius IX. 

alle Bischöfe der Erde berufen hat. | Im Hinblicke hierauf haben Wir es für 

gut und heilsam erachtet, bevor Wir Uns trennten, gemeinschaftlich ein 
kurzes Wort an Unsere geliebten Diöcesanen, Geistliche wie Laien, zu richten. 

| Als die Berufung eines allgemeinen Concils zur Gewissheit geworden war,  . 
erfüllte auf der einen Seite fromme Erwartung und frohe Hoffnung die Ge- 
müther der Gläubigen, und Tausende richten mit kindlichem Vertrauen ihre 
Blicke nach Rom. Nicht, als ob das Concil ein Zaubermittel wäre, um alle 

Uebel und Gefahren von uns hinwegzunehmen und mit einem Male das An- 
gesicht der Erde zu verändern, sondern weil nach der von Christus in seiner 
göttlichen Weisheit gegebenen Einrichtung die Vereinigung der Nachfolger 

der Apostel um den Nachfolger des heiligen Petrus in einer allgemeinen 
Kirchenversammlung das vorzüglichste Mittel ist, um die beseligende Wahrheit 

des Christenthums in ein helleres Licht zu setzen und sein heiliges Gesetz 
wirksamer ins Leben einzuführen. Was der heilige Papst Gregor der Grosse 

so schön sagt: dass im Laufe der Zeiten die Pforten der göttlichen Wahrheit 

und Weisheit für die Christenheit immer weiter geöffnet werden, das wird am 
grossartigsten durch die allgemeinen Concilien erfüllt. Davon aber, dass die 

Lehre Christi recht erkannt und sein Gesetz allgemeiner befolgt werde, hängt 
allerdings, wie das ewige, so auch das wahre zeitliche Wohl der Menschheit 

ab. Darum haben von je her die treuen Kinder der Kirche die allgemeinen 
Concilien mit Trost und heiliger Hoffnung begrüsst. Diese Gesinnung auch 
angesichts des bevorstehenden Concils in Uns selbst zu pflegen und bei 
Anderen zu verbreiten, ist eine heilige Pflicht. | Dagegen können wir uns 

nicht verbergen, dass auf der anderen Seite selbst von warmen und treuen 
Gliedern der Kirche Besorgnisse gehegt werden, welche geeignet sind, das 
Vertrauen abzuschwächen. Hierzu kommt, dass von den Gegnern der Kirche : 
Beschuldigungen ausgesprochen werden, welche keinen anderen Zweck haben, 

als weithin Argwohn und Abneigung gegen das Concil zu erregen und selbst 

das Misstrauen der Regierungen wachzurufen. | So werden Befürchtungen laut, 

als ob das Concil neue Glaubenslehren, welche in der Offenbarung Gottes und 

der Ueberlieferung der Kirche nicht enthalten sind, verkündigen und Grund- 

sätze aufstellen könne und werde, welche den Interessen des Christenthums 

und der Kirche nachtheilig, mit den berechtigten Ansprüchen des Staates, der 
Civilisation und der Wissenschaft, sowie mit der rechtmässigen Freiheit und 

dem zeitlichen Wohle der Völker nicht verträglich seien. Man geht noch 
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weiter: man beschuldigt den h. Vater, dass er unter dem Einflusse einer 
Partei das Concil lediglich als Mittel benutzen wolle, um die Macht des 
apostolischen Stuhles über Gebühr zu erhöhen, die alte und ächte Verfassung 
der Kirche zu ändern, eine mit der christlichen Freiheit unverträgliche geist- 
liche Herrschaft aufzurichten. Man scheut sich nicht, das Oberhaupt der 
Kirche und den Episkopat mit Parteinamen zu belegen, welche wir bisher 
nur im Munde der erklärten Gegner der Kirche zu finden gewohnt waren. 
Demgemäss spricht man dann ungescheut den Verdacht aus, es werde den 
Bischöfen die volle Freiheit der Berathung nicht gegeben sein, und es werde 
auch den Bischöfen selbst an der nothwendigen Erkenntniss und Freimüthig- 
keit, um ihre Pflicht auf dem Concil zu erfüllen, fehlen, und man stellte in 
Folge davon sogar die Gültigkeit des Concils und seiner Beschlüsse selbst in Frage. 
ı Woraus diese und ähnliche Reden auch entsprungen sein mögen, — aus 
lebendigem Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, aus einem unerschütter- 
lichen Vertrauen auf jenen Beistand, den Gott seiner Kirche niemals entzieht, 
sind sie es nicht. So haben niemals unsere Vater im Glauben, niemals die 
Heiligen Gottes gedacht; das widerstreitet, geliebte Diöcesanen, ohne Zweifel auch 
eurem innersten Glaubensbewusstsein. Aber Wir wollen euch auch ausdrück- 
lich ermahnen, durch solche Reden euch nicht irre führen und in eurem 
Glauben und Vertrauen erschüttern zu lassen. || Nie und nimmer wird und 
kann ein allgemeines Concil eine neue Lehre aussprechen, welche in der 
h. Schrift oder der apostolischen Ueberlieferung nicht enthalten ist, wie denn 
überhaupt die Kirche, wenn sie in Glaubenssachen einen Ausspruch thut, nicht 
neue Lehren verkündigt, sondern die alte und ursprüngliche Wahrheit in 
klareres Licht stellt und gegen neue Irrthümer schützt. || Nie und nimmer 
wird und kann ein allgemeines Concil Lehren verkündigen, welche mit den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit, mit dem Rechte des Staates und seiner Obrig- 
keiten, mit der Gesittung und mit den wahren Interessen der Wissenschaft oder 
mit der rechtmässigen Freiheit und dem Wohle der Völker im Widerspruche 
stehen. |! Ueberhaupt wird das Concil keine neuen und keine anderen Grund- 
sätze aufstellen, als diejenigen, welche euch Allen durch den Glauben und 
das Gewissen ins Herz geschrieben sind, welche die christlichen Völker durch 
alle Jahrhunderte heilig gehalten haben und auf welchen jetzt und immer das 
Wohl der Staaten, die Autorität der Obrigkeiten, die Freiheit der Völker be- 
ruht, und welche die Voraussetzung aller wahren Wissenschaft und Gesittung 
bilden. || Und warum können Wir dieses mit solcher Bestimmtheit und Zuver- 
sicht aussprechen? Weil wir durch den Glauben gewiss sind, dass Jesus 
Christus bei seiner Kirche bleibt alle Tage bis ans Ende der Welt, dass der 
h. Geist sie nie verlässt und sie an Alles erinnert und in alle Wahrheit cinführt, 
so dass sie ist und bleibt die Säule und die Grundfeste der Wahrheit, welche 
auch die Pforten der Hölle nicht zu tiberwältigen vermögen; weil wir endlich 
glauben und wissen, dass, wenn die Nachfolger Petri und der Apostel, der 
Papst und die Bischöfe, auf einem allgemeinen Concil rechtmässig versammelt, 
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in Sachen des Glaubens und des Sittengesetzes Entscheidungen geben, sie Nr. 4867 
durch Gottes Fürsicht und Beistand gegen jeden Irrthum sicher gestellt sind. Deutschland, 
Wie Christus gestern und heute und in Ewigkeit derselbe ist und sein Wort ® Sept. 1869. 
niemals vergeht, wenn auch Himmel und Erde vergehen, so bleibt auch seine 
Kirche alle Zeit dieselbe, und die Wahrheit Christi bleibt alle Zeit und un- 
wandelbar in ihr. Auch nur fürchten, ein allgemeines Concil könne in seinen 
Lehrbestimmungen gegen die überlieferte Wahrheit fehlen, könne die von Gott. 
gegründete Verfassung der Kirche irgend wie in ibrem Wesen umändern, 
heisst die Kraft der, der h. Kirche gegebenen, gôttlichen Verheissungen und 
die Wirkung des gôttlichen Gnadenbeistandes verkennen. | Auch braucht Nie- 
mand zu besorgen, das allgemeine Concil werde in Unbedachtsamkeit und 
Uebereilung Beschlüsse fassen, welche ohne Noth mit den bestehenden Ver- 
hältnissen und den Bedürfnissen der Gegenwart sich in Widerspruch setzen, 
oder es werde nach Weise schwärmerischer Menschen Anschauungen, Sitten 
und Einrichtungen vergangener Zeiten in die Gegenwart verpflanzen wollen. | 
Und wie kann man auch nur vernünftiger Weise so etwas von einer Ver- 
sammlung der Bischöfe der ganzen katholischen Welt befürchten, welche, mit 
den reichsten Lebenserfahrungen ausgestattet, mit den Zuständen der ver- 
schiedenartigsten Länder vertraut, mit der Verantwortlichkeit des heiligsten 
Berufes belastet, hauptsächlich zu dem Zwecke vom Oberhaupte der Kirche 
versammelt werden, um mit ihm zu berathen, wie am besten die ewigen 
Wahrheiten der Religion in der Gegenwart zu verwirklichen und die Wohl- 
fahrt des Christenthums den gegenwärtigen und zukünftigen Geschlechtern zu 
erhalten und zu übermitteln sei! || Unbegründet ist auch und überaus unge- 
recht der Verdacht, es werde da auf dem Concil die Freiheit der Berathung 
beeinträchtigt sein. Wie wenig kennen Diejenigen, welche so denken, die 
Gesinnungen des Papstes, die Gesinnungen der Bischöfe und die Handlungs- 
weise der Kirche! Wir wissen es auf das bestimmteste, dass es der erklärte 
Wille des heiligen Vaters ist, weder der Freiheit, noch der Zeit der Be- 
rathungen eine Schranke zu setzen, und das liegt auch in der Natur der 
Sache. Denn in einem Concil ringen nicht verschiedene Parteien mit allen 
Mitteln der Ueberredung um den Sieg, suchen nicht einzelne Mitglieder durch 
blosse Gewinnung einer Majorität das Uebergewicht über Gegner zu erlangen. 
Alle sind bei aller Verschiedenheit sonstiger Meinungen von vornherein einig 
in den Principien des Glaubens und streben nur nach einem Ziele, dem Heile 
der Seelen und dem Wohle der Christenheit; und Erörterungen finden da nicht 
statt, um den Gegner zu überwinden oder ein Sonderinteresse zu fördern, 
sondern um. die Wahrheit von allen Seiten zu beleuchten und nicht eher zu 
entscheiden, als bis jede Schwierigkeit erledigt, jede Dunkelheit aufgehellt ist. 
Besonders wo es sich um die ewigen Wahrheiten des Glaubens handelt, wird 
das Concil auch nicht das Mindeste beschliessen, ohne zuvor die Mittel der 
Wissenschaft und der reiflichsten Ueberlegung erschöpft zu haben. Und was 
sollen wir zu jener so unwürdigen Verdächtigung sagen, dass es den Bischöfen 
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aus Menschenfurcht an der pflichtmässigen Freimüthigkeit auf dem Concil ge- 
brechen werde? Eingedenk des Gebotes unseres Herrn, gegen die nicht zu 
schelten, die uns lästern, wollen wir nur schlicht und einfach sagen: die 
Bischöfe der katholischen Kirche werden auf dem allgemeinen Concil, in 
diesem wichtigsten Geschäfte ihres Amtes und Wirkens, der heiligsten aller 
Pflichten, der Pflicht, der Wahrheit Zeugniss zu geben, nie und nimmer ver- 


gessen; sie werden, eingedenk des apostolischen Wortes: dass, wer den 


Menschen gefallen will, nicht Christi Diener ist, eingedenk der Rechenschaft, 
die sie bald vor dem göttlichen Richterstuhl ablegen müssen, keine andere 
Richtschnur kennen als ihren Glauben und ihr Gewissen. Wir haben es nicht 
unser unwürdig erachtet, den katholischen Episkopat und das allgemeine 
Concil gegen diese traurigen Verdächtigungen zu vertheidigen; hat ja auch 
der Weltapostel um seines apostolischen Amtes willen und aus Liebe zur 
Kirche und den Seelen es nicht verschmäht, sich gegen die unbegründeten 


“ Anklagen zu vertheidigen. | Wenn man aber gar unter gänzlicher Verläugnung 


aller Ehrfurcht und Liebe, welche wir der Kirche und ihrem Oberhaupte 
schuldig sind, die Absicht des heiligen Vaters, den heiligen apostolischen Stuhl 
selbst anschwärzt und lästert; wenn man ihn, den Christus zum Hirten Aller 
und zum Felsen gesetzt hat, auf dem die ganze Kirche ruht, als Partei und 
als Werkzeug einer Partei darstellt; wenn man ihm herrschsüchtige und ehr- 
geizige Absichten ganz nach Weise jener Welt zuschreibt, die auch einstens 
Christus, den Stifter der Kirche, als einen Empörer und Aufwiegeler des 
Volkes vor Pontius Pilatus anklagte — so fehlen uns die Worte, um unseren 
ganzen Schmerz über solche Reden und gegen den Geist uns auszusprechen, 
aus dem sie entspringen. |; Nichts ist dem Wesen der katholischen Kirche so 
fremd und so entgegengesetzt, als Parteiwesen. Gegen nichts hat der gött- 
liche Heiland und haben seine Apostel sich bestimmter ausgesprochen, als 
gegen jegliche Parteiung und Spaltung; und gerade um alles derartige aus- 
zuschliessen und die Einheit des Geistes im Bande des Friedens zu bewahren, 
hat Christus unter allen Aposteln Einen zum Mittelpunkte der Einheit und 
zum Oberhirten Aller gesetzt, Alle seiner väterlichen Autorität untergeordnet, 
Alle, Bischöfe, Priester und Gläubige der ganzen Welt, durch ein unauflös- 
liches Band des auf Glauben und Liebe gegründeten Gehorsams mit ihm ver- 
bunden. || Wohl umschliesst die Kirche eine unermessliche Mannigfaltigkeit 
nationaler und menschlicher Eigenthümlichkeiten. Sie begreift die verschieden- 
artigsten Genossenschaften, Corporationen und Gestaltungen des religiösen 
Lebens in sich; sie duldet, ja sie schützt die Verschiedenheiten theoretischer 
und praktischer Meinungen; aber nie und nimmer duldet und billigt sie Par- 
teien, oder ist sie gar selbst Partei; ja, für jedes katholische Herz, so lange 
sein Glaube und seine Liebe durch Leidenschaften nicht getrübt worden, ist 
es unmöglich, dass es in religiöser und kirchlicher Beziehung einem Partei- 
geiste anheimfalle; denn sein Glaube bewegt es, das eigene Urtheil und noch 
mehr die besonderen Interessen und Leidenschaften in Demuth, Liebe und 
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unbegrenztem Vertrauen dem höchsten und unfehlbaren Lehramte unterzu- vr Fr 
ordnen, das Christus uns zu hören befohlen hat, und von dem sein Wort ewig Deutschiänd. 
gilt: Wer euch höret, höret mich. || Auf dem bevorstehenden allgemeinen ® Sept. 1869. 


Concil wird dieses höchste, unfehlbare Lehramt der Kirche, oder vielmehr es 
wird Christus und sein heiliger Geist durch es zu Allen reden, und Alle, die 
guten Willens, Alle, die aus Gott sind, werden seine Stimme hören: die 
Stimme der Wahrheit, der Gerechtigkeit, des Friedens Christi. Wie Christus 
und die Apostel auf dem ersten Concil zu Jerusalem nur Einer Meiner Mei- 
nung waren und nur Eine Sprache führten, so wird es auch heute der Fall 
sein, und es wird der ganzen Welt offenbar werden, dass, wie in der ersten 
Christengemeinde, so auch heute noch in der katholischen Kirche Alle Eines 
Herzens und Einer Seele sind. || Aus dieser Quelle der Einheit fliesst in der 
Kirche alles Grosse, Gute und Heilsame; alle Güter des Christenthums sind 
an sie geknüpft; nur in dieser Einheit wird uns das Licht und das Leben 
Christi zu Theil. Darum hat auch Christus in seinem hohenpriesterlichen 
Gebete vorzüglich um das Gut dieser Einheit für die Seinigen zu seinem 
himmlischen Vater gebetet, weil in dem Gute der Einigkeit alle anderen 
Güter des Heiles: der Glaube, die Liebe, die Stärke, der Frieden und aller 
Segen enthalten sind. || Und umgekehrt sind aus Spaltung und Trennung die 
grössten Uebel, von denen je die Christenheit und die Welt heimgesucht 
wurde, entsprungen, und hängt umgekehrt alle Heilung von der Versöhnung 
und der Herstellung der Einheit ab. | Wenn in unseren Zeiten, wie wir mit 
Dank gegen Gott bekennen müssen, so manche Schäden früherer schlimmerer 
Tage geheilt werden, wenn das kirchliche und religiöse Leben aller Un- 
gunst der Zeiten ungeachtet erstarkt ist und vieles Gute zum Heile der 
Seelen und zum Troste der Armen und Leidenden geschah, wenn unter Geist- 
lichen und Laien der Glaubensmuth und die Liebe zur Kirche sich gehoben 
hat, wenn auf der ganzen Welt das Reich Gottes mit neuer Frische wächst 
und Frucht bringt, wenn selbst alle Angriffe auf die Kirche und alle Leiden, 
womit sie heimgesucht wird, ihr nur zum Besten gereichen, so zweifeln wir 
nicht daran, dass solches hauptsächlich seiner innigen Eintracht und Einheit 
der Gesinnung zu danken ist, welche durch Gottes Gnade, einige traurige und 
unbedeutende Störungen abgerechnet, in der ganzen katholischen Welt herrscht. 
Es ist nicht ein eitles Rühmen, sondern eine gnadenvolle und offenbare 
Wahrheit, dass alle Bischöfe des apostolischen Erdkreises unter einander und 
mit dem apostolischen Stuhle in der vollkommensten Einheit verbunden sind, . 
und dass in gleicher Weise Klerus und Volk mit ihren Bischöfen überein- 
stimmen; und so besteht auch unter den verschiedenen Ständen der Kirche 
durchweg herzliche Eintracht, so fühlen sich auch die Katholiken aller 
Nationen eins und einig in dem Glauben und in der Liebe zur Kirche; die 
Noth und die Stürme der Zeiten haben diese Eintracht nur erhöht, und 
namentlich hat das liebende Zusammenwirken aller Nationen zum Schutze des 
hartbedrängten heiligen Vaters dieses Band der Einheit enger und enger ge- 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchl. Actenstücke. II.) 4 
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N foi knüpft. Im Geiste dieser Einheit, als Gesandte Christi, in Christi Namen und 
Dentschlana. aus Christi Herzen ermahnen, bitten und beschwören wir Alle, vor Allen 
6. Sept. 1869. unsere Mitarbeiter im Priesterthum und im heiligen Lehramte, dass sie, je 

nach ihrer Stellung, durch Wort, Schrift und Beispiel jene vollkommene Kin- 
tracht des Geistes unter gänzlicher Beseitigung aller etwaigen, hier oder dort 
vorausgegangenen Streitigkeiten pflegen und beférdern und sich alles dessen 
enthalten, was Zwietracht nähren und die menschlichen Leidenschaften an- 
fachen könnte. | In Kurzem werden wir auf längere Zeit Unsere Diöcesen 
verlassen, und unsere Herzen sind tief bewegt, indem wir auf die grossen 
Gefahren der gegenwärtigen Zeit hinblicken. Wir haben daher beschlossen 
und verordnen hiermit, dass eine dreitägige Andacht zum heiligen Herzen 

' Jesu, anfangend am 8. December d. J., in allen Pfarreien unserer Diöcesen 
abgehalten werde, in Anbetracht welcher Andacht wir uns nähere Anordnung 
vorbehalten. | Die Gnade und der Friede Jesu Christi, die Fürbitte der 
heiligen Jungfrau und aller lieben Heiligen sei und verbleibe mit euch allen. 
| Gegeben zu Fulda, den 6. September 1869. 


+ Paulus, Erzbischof von Cöln. + Gregorius, Erzbischof von München 
und Freising. } Heinrich, Fürstbischof von Breslau + G. Anton, Bischof 
von Würzburg. + Christoph Florentius, Bischof von Fulda. + Wilh. 
Emanuel, Bischof von Mainz. + Eduard Jakob, Bischof von Hildesheim. 
+ Ludwig, Bischof von Leontopolis i. p., apostolischer Vicar von Sachsen. 
+ Conrad, Bischof von Paderborn. + Pancratius, Bischof von Augsburg. 
+ Matthias, Bischof von Trier. + Nikolaus, Bischof von Halikarnassus, 
apostolischer Vicar von Luxemburg. + Johannes Heinrich, Bischof von 
Osnabrück und Provicar der nordischen, deutschen und dänischen Missionen. 
+ Franz Leopoldt, Bischof von Eichstätt. + Lothar, Bischof von Leuca 
i. p. und Capitularvicar der Erzdiöcese Freiburg. + Philipp, Bischof von 
Ermeland. + Johannes Nepomucenus, Bischof von Culm, vertreten durch 
Dr. Hasse, Dompropst und Generalvicar. + Nikolaus, Bischof von Speier, 
vertreten durch Dr. W. Molitor, Domcapilutar und geistlicher Rath. + Karl 
Joseph v. Hefele, erwählter Bischof von Rottenburg, kraft besonderer Voll- 
macht. 
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Nr. 4868. (133.) 


FRANKREICH. Circulardepesche des Ministers d. Auswärtigen an 
die kaiserl. Missionen. — Beabsichtigte Haltung gegenüber dem bevor- 
stehenden Concil. — 


Paris, le 8 septembre 1869. 


Monsieur, plusieurs cabinets se sont adressés au gouvernement de l’Em- Nr. 4868 

se s (138). -. 

pereur dans l'intention de connaître la ligne de conduite qu'il se propose de p,ankreich. 

suivre à l'égard du concile oecuménique convoqué à Rome pour le 8 décembre & Sept. 1860. 
prochain. | -Aucune question assurément ne mérite à un plus haut dégré de 
fixer l'attention que celle de savoir quelle part les gouvernemens doivent 
prendre à l'important événement dont nous allons être témoins, et il n’en est 
aucune, en même temps, pour laquelle il soit plus difficile de demander des 
enseignemens au passé, car tous ceux que l’on pourrait emprunter à l'histoire 

des conciles appartiennent à des époques déjà bien loin de nous, et très dis ° 
semblables de celle où nous vivons. Les rapports de l’Eglise et de l'Etat ont 
subi des changemens profonds, et c'est évidemment d’après la nature des liens 
qui existent aujourd'hui entre les deux pouvoirs que doit être determine le 
rôle des gouvernemens, en présence de l'assemblée que le Saint-Père appelle 
auprès de lui. || Dans les conciles antérieurs, les souverains avaient leur place 
marquée d'avance. Ils étaient conviés à y participer, soit en personne, soit 
par leurs envoyés. Les ambassadeurs siégeaient parmi les membres du clergé 
et souvent exerçaient sur la marche des délibérations une action considérable. 
Quelquefois même la tenue des conciles était provoquée par l'initiative des 
princes, qui s’entendaient avec les Papes sur l'opportunité des mesures à 
prendre dans l'intérêt commun. |! Rien n'était plus naturel dans un temps où 
les questions dé l’ordre civil se confondaient souvent avec celles de l’ordre 
religieux, par le fait même des institutions et des lois. || La liberté de con- 
science proclamée depuis lors a modifié cet état de choses; le pouvoir civil 
et le pouvoir ecclésiastique ont compris le besoin de se définir plus nette- 
ment, et notre législation a marqué les limites de leur compétence, tout en 
les maintenant unis l’un et l’autre, sous les conditions tracées par l'accord 
établi entre la France et le Saint-Siége au commencement de ce siècle. Le 
domaine de l'Eglise et celui de l'Etat sont ainsi devenus plus distincts. || Sans 
doute, le contact des intérêts n’a pas cessé avec la confusion des institutions, 
et il est, par la nature même des choses, des questions mixtes qui relèvent 
de l'autorité laïque et de l'autorité ecclésiastique. Les gouvernemens, en re- 
connaissant leur incompétence pour toutes les affaires de doctrine et d’en- 
seignement religieux, pourraient encore revendiquer comme un droit la faculté 
d'intervenir dans les discussions portant sur les priviléges que leur devoir est de 


conserver intacts. Mais le gouvernement de Sa Majesté verrait aujourd'hui dans 
4° 
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Ar. 4968 l'usage de ce droit de séricux inconvéniens. Son intervention pourrait avoir 
rnb. pour résultat de l’engager dans des débats pénibles, sans lui donner la certi- 
&8ept. 1869. tude de faire prévaloir ses avis, ct l’exposerait à des conflits qu'il ne pour- 

rait la plupart du temps éviter sans encourir les plus vives responsabilités. | 
Nos lois elles-mêmes nous offrent, sous ce rapport, toutes les garanties vou- 
lues. Elles ont maintenu en faveur du pouvoir civil la faculté qu'il avait 
déjà dans les époques antérieures de s'opposer à tout ce qui serait contraire 
à nos franchises nationales. Nous serions donc parfaitement en mesure de 
décliner, le cas échéant, celles des décisions du prochain concile qui seraient 
en désaccord avec le droit public de la France. C’est là, au surplns, une 
éventualité en présence de laquelle nous espérons ne pas nous trouver placés; 
nous avons confiance dans les vues élevées qui prévaudront au sein de cette 
assemblée, car il nous est permis de compter non moins sur la sagesse du 
Saint-Siége que sur les lumières ct le patriotisme des évêques. | Notre pensée 
west pas d’ailleurs de nous considérer comme entièrement désintéressés dans 
Yoeuvre pour laquelle le Saint-Père convoque les prélats de l'Eglise catho- 
* lique. L'importance d’une réunion de cette nature, au milieu de la crise que 
traversent les sociétés modernes, ne peut être mise en donte, et rien de ce qui 
regarde les destinées du monde catholique ne saurait nous trouver inattentifs 
ou indifférens. ! Le gouvernement de l'Empereur ne renonce donc point à 
faire usage de son influence. Il l’emploiera à recommander à tous les idées 
de conciliation dont le triomphe ne pourrait que contribuer à l’affermissement 
de l'ordre social et à la paix des consciences. Mais cette influence modéra- 
trice, c'est par l'entremise de nos représentans ordinaires que nous nous pro- 
posons de l'exercer, sans députer au concile un mandataire spécial, dont la 
présence engagerait la liberté d'action que nous désirons au contraire nous 
réserver entièrement. || Cette ligne de conduite concorde avec ce que nous 
connaissons des dispositions de la généralité des gouvernemens catholiques; et 
le Pape Pie IX semble lui-même préparé à l’abstention des’souverains, puis- 
qu’il n’a pas jugé à propos de faire appel à leur concours direct, et ne leur 
a point adressé, comme aux temps passés, l'invitation de se faire représenter. 
'| Lorsque le gouvernement de l'Empereur adopte le parti de ne point avoir 
d’ambassadeur au sein du concile, il n’obéit donc pas seulement à l'esprit de 
nos lois. La réserve qu'il croit sage de garder est en outre d’accord avec 
celle dans laquelle se renferme le Saint-Père lui-même, ct, en suivant à cet 
égard la politique qui nous paraît la plus propre à sauvegarder nos droits, 
nous sommes également fondés à espérer que la cour de Rome rendra pleine 
justice aux considérations qui ont inspiré notre résolution. || Vous êtes autorisé 
à donner lecture de cette dépêche à M. le ministre des affaires étrangères du 
gouvernement auprès duquel vous êtes accrédité, sans lui en laisser toute- 
fois copie. 
Agrécz, etc. Signé Prince de La Tour d'Auvergne. 
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In ähnlichem Sinne hatte sich der Justiz- und Cultusminister Baroche us) 4808 
schon in der Sitzung des gesetzgebenden Körpers vom 10. Juli 1868 aus- 2... 
gesprochen, indem er den Abgeordneten Guérault und Em. Ollivier auf g sept. 1869. 


deren Anfrage erwiederte: die französische Regierung fände in dem Con- 
cordate und den organischen Artikeln ausreichende Normen für ihr Ver- 
halten zur Kirche; bezüglich ihrer Stellung zum Concil sehe sie sich sorg- 
fältig nach den historischen Präcedenzien um, habe darüber aber noch 
keinen Beschluss gefasst, ob sie von dem ihr unzweifelhaft zustehenden 
Rechte, Gesandte zum Concil zu senden, Gebrauch machen werde, oder ob 
sie einem Concil in der Gegenwart nicht mehr die Bedeutung beilegen solle 
wie im 15. und 16. Jahrhundert. (S. Friedberg L c. Urk. XXVIL) — 
Ebenso erwiederte Baroche eine Anfrage ‚Em. Ollivier’s bezüglich der Hal- 
tung der Regierung zum Concil mit der Versicherung: Après le concile les 
droits de la France seront entiers. — Vergl. Nr. 4875 (140). 





Nr. 4869. (134) 


FRANKREICH. Berichte der diplomatischen Agenten des Kaiser- 
reiches über die Aufnahme der Circulardepesche vom 8. Sept. bei 
den fremden Höfen. 


A. Botschafter in Wien (Duc de Gramont) an den Min. d. Ausw. 


Vienne, le 21 septembre 1869. 


(Extrait.) Prince, Votre Excellence a bien voulu me faire connaître, na ru 
par sa lettre du 8 de ce mois, l'attitude que nous nous proposons de garder prankroich. 
vis-à-vis du concile oecuménique convoqué à Rome pour le 8 décembre pro- soo. 


chain. || Conformément à vos intentions, j'ai donné lecture de cette dépêche 
à M. le baron d’Aldenbourg, en l'absence de M. le comte de Beust. 
M. d’Aldenbourg m’a remercié de cette communication, à laquelle il s’atten- 
dait d’après une lettre qu'il venait de recevoir du chargé d’affaires d'Autriche 
à Paris. Il a ajouté que la ligne de conduite que nous comptions suivre 
était celle que le gouvernement de Sa Majesté apostolique se proposait déjà 
d'adopter. || Le cabinet de Vienne attendra, sans s’en inquiéter à l'avance, 
les décisions que pourra prendre le concile, et il espère que la prudence du 
Saint-Père, ainsi que le dévouement du Sacré-Collége, tendront à écarter, 
dans les questions qui touchent aux rapports des pouvoirs civils ct religieux, 
des solutions de nature à faire encourir une grave responsabilité à leurs 
auteurs. M. d’Aldenbourg m'a dit, au surplus, que, dans l'état actuel des 
esprits et avec l'interprétation donnée aujourd’hui à la législation que l’on 
rattache aux traditions de Joseph II, le droit public de la monarchie offrait 
sous ce rapport au gouvernement des garanties suffisantes; qu'ici, comme en 
France, le pouvoir civil aurait la faculté de s'opposer à tout ce qui serait 
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contraire aux priviléges de l'Etat et aux traditions nationales. | Après m'avoir 
fourni ces explications, qu’indiquent suffisamment que la politique du cabinet 
de Vienne à l'égard de l'assemblée oecuménique ne différera guère de la 
nôtre, le baron d’Aldenbourg m'a fait observer que, même en eussions-nous 
donné l'exemple, le gouvernement austro-hongrois aurait hésité à nommer, 
dans cette circonstance, un mandataire spécial à Rome. | Le comte Traut- 
mansdorff sera simplement invité à se tenir au courant, avec l'aide des 
évêques qui voudront bien lui prêter leur concours, des résolutions qui seront 
débattues au sein de la réunion oecuménique. Quant à des instructions spé- 
ciales, dont on ne verrait en ce moment ni l’objet ni l'utilité, on ne lui en 
transmettra que si elles sont rendues nécessaires par les tendances du concile 
et l'attitude du gouvernement pontifical. 
Veuillez agréer etc. | Gramont. 


B. Geschäftsträger in Rom (Vicomte de Croy) an den Min. d. Ausw. 


Rome, le 22 septembre 1869. 

(Extrait) Prince, j'ai reçu la dépêche que Votre Excellence m'a fait 
l'honneur de m'adresser le 8 de ce mois et qui accompagnait la circulaire 
par laquelle le Gouvernement de l'Empereur fait connaître sa résolution de 
ne pas envoyer de plénipotentiaire spécial auprès du Concile. | La question 
de la représentation des Etats formait une des principales préoccupations du 
cercle assez restreint qui compose en ce moment le monde politique et diplo- 
matique à Rome; de l'avis de tous elle est dès à présent tranchée. La dé- 
cision de la France était, en effet, impatiemment attendue, avec la conviction 
qu’elle servirait de règle à la conduite des autres Etats catholiques. | Le 
grand événement qui se prépare est un sujet trop ordinaire de conversation 
pour avoir tardé à me fournir l’occasion de faire connaître sommairement au 
Cardinal Secrétaire d'Etat le parti auquel s'était arrêté le Gouvernement de 
l'Empereur, Son Eminence, déjà instruite de cette résolution par la Noncia- 
ture Apostolique de Paris, m'a paru en recevoir sans regret la confirmation 
officielle. Cette solution lui semble la meilleure et la plus adaptée aux cir- 
constances dans lesquelles le Saint-Siége se trouve placé vis-à-vis de plusieurs 
Puissances. Sans entrer dans de nouvelles considérations, le Cardinal Anto- 
nelli s’est borné à rappeler en quelques mots les difficultés précédemment 
enumérées par Sa Sainteté et par lui-même. L'abstention de la France lève 
ici bien des embarras et met ordre à bien des situations fausses. 


Veuillez agréer, etc. Signé Cro y. 
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C. Gesandter in München (Marquis de Cadore) an den Min. d. Ausw. 


Munich, le 22 septembre 1869. 
(Extrait.) Prince, j'ai eu l'honneur, suivant en cela les directions de 
Votre Excellence, de donner lecture à M. le Ministre des Affaires Etrangères 
de Bavière de la dépêche relative à l’attitude que le Gouvernement de l’Em- 
pereur se propose d'observer à l'égard de la grande Assemblée catholique 


convoquée à Rome. | Le Prince de Hohenlohe m’a écouté avec la plus grande 


attention; il apprécie parfaitement, m’a-t-il dit, la valeur des motifs qui nous 
ont déterminés & ne pas nous faire représenter au Concile par un mandataire 
spécial, et il compte proposer au Roi de suivre la méme politique de réserve 
et d’abstention. 

Veuillez agréer, etc. Signé Cadore. 


D. Gesandter in Brüssel (Vicomte de la Guéronniére) an den Min. 


d. Ausw. 


Bruxelles, le 25 septembre 1869. 
(Extrait) Prince, suivant les instructions de Votre Excellence, jai 
donné connaissance à M. Van der Stichelen de votre dépéche en date du 
8 septembre sur le Concile. || Cette communication a été accueillie avec le 
plus vif intérêt. M. le Ministre des Affaires étrangères m'a prié de vous 
faire connaître que, sur la plupart des points traités dans la dépêche fran- 
çaise, le Gouvernement du Roi n'avait qu’à s'associer aux sentiments qui s’y 
trouvent exprimés. Il pense, comme le Cabinet des Tuileries, que le Concile, 
par la nature des questions qui devront y être examinées, par l'esprit qui 
semble en avoir inspiré la convocation, ne saurait laisser aucun rôle utile à 
une représentation officielle des Souverains. 
Veuillez agréer, etc. Signé La Guéronnière. 


E. Botschafter in Madrid (Baron Mercier de Lostende) an den 
Min. d. Ausw. 
Madrid, le 28 septembre 1869. 
(Extrait.) Prince, c’est hier seulement qu il m'a été possible de donner 
communication à M. le Ministre d’Etat de la dépêche que Votre Excellence 
m'a fait l'honneur de m'adresser au sujet du Concile oecuménique convoqué à 
Rome pour le 8 décembre prochain. || Après avoir écouté avec un vif intérêt 
la lecture de ce document, M. Silvela m’a dit qu'il ne pouvait que s'associer 
aux vues qui y étaient exprimées, et que Votre Excellence connaissait d’ailleurs, 
par ses entretiens avec M. Olozaga, quelles étaient, dans cette circonstance, 
les dispositions du Cabinet de Madrid. 
Veuillez agréer, etc. Signé Mercier de Lostende. 


Nr. 4869 
(184). 
Frankreich. 
September- 
October 1869. 
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F. Geschäftsträger in Lissabon (Baron de Maynard) an den Min. 
d. Ausw. 

Lisbonne, le 29 septembre 1869. 
Nr. 4869 (Extrait.) Prince, en recevant la dépêche de Votre Excellence, relative 
re à l'attitude que le Gouvernement de l'Empereur a l'intention de garder 
September- vis-à-vis du Concile oecuménique, je me suis rendu chez M. le Président du 
October 1869, Conseil, chargé par intérim du Département des Affaires étrangéres, et, aprés 
lui avoir fait connaître les vues du Gouvernement de Sa Majesté, exposées 
dans la dépêche de Votre Excellence, sur le désir que m’a exprimé M. le 
Duc de Loulé, je lui ai donné lecture in extenso de ce document, ainsi que 
vos instructions m’y autorisaient. || M. le Président du Conseil m’a déclaré 
aussitôt que le Gouvernement du Roi Dom Luiz se plaçait au même point de 
vue que celui de l'Empereur pour envisager la question du prochain Concile, 
et qu'il se proposait de suivre la même ligne de conduite. Toutefois, M. le 
Duc de Loulé a ajouté que le Cabinet Portugais s’abstiendrait de toute inter- 

vention, même officieuse, auprès de la Cour de Rome. 

Veuillez agréer, etc. Signé Maynard. 


G. Geschäftsträger in Florenz (Baron de la Villestreux) an den Min. 
d. Ausw. ; 
Florence, le 1 octobre 1869. 
(Extrait.) Prince, j'ai reçu la dépêche que Votre Excellence m'a fait 
l'honneur de m'adresser relativement à la résolution adoptée par le Gouverne- 
ment de l'Empereur à l'égard du Concile oecuménique. Je me suis rendu 
sans retard auprès de M. le Président du Conseil, et, conformément à vos 
instructions, je lui ai donné lecture de ce document. M. le général Menabrea 
m'a écouté attentivement et m’a déclaré qu'il partageait entièrement les idées 
du Gouvernement Impérial à l'endroit des décisions éventuelles du Concile. 
Il pense également, comme Votre Excellence, qu'il n’y a pas lieu pour les 
Paissances de se faire représenter par des ambassadeurs spéciaux au sein de 
cette assemblée. 
Veuillez agréer, etc. , Signe La Villestreux. 
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Nr. 4870. (135) 


ITALIEN. Erlass der königl. Regierung an die Generalprocuras 
toren bei den Appellhöfen. — Erlaubt den Bischöfen den Besuch des 
Concils. — 


Ital. Orig. Gazetta uffic. v. 2 Oct. 


Beim Herannahen des Zeitpunktes, in welchem die Abhaltung des öku- Nr. 4870 
. ws wae , . 1s (188). 
menischen Concils in Rom beabsichtigt wird, wendeten sich einige von den jtalien. 
Bischöfen des Königreiches an die Regierung, um zu erfahren, ob es ihnen 50.8ept. 1869. 
gestattet sein würde, sich dahin zu begeben. || Die Regierung erklärte, in Be- 
antwortung dieser Frage, und zuvorkommend jenen, welche noch gestellt 
werden könnten, dass sie der Betheiligung der Bischöfe und anderer Geist- 
licher an der erwähnten Versammlung kein Hinderniss entgegensetzen werde. 
Treu ihren Grundsätzen über religiöse Freiheit, will und beabsichtigt übrigens 
die Regierung, dass ein ausdrücklicher und bestimmter Vorbehalt zu machen 
sei, bezüglich ihrer ferneren Beschlüsse in Betreff alles dessen, was die Ge- 
setze des Königreiches und die Rechte des Staates verletzen könnte. || Die 
Generalprocuratoren werden ersucht, die ausgesprochene Verfügung den be- 
züglichen Bischöfen ihres Gerichtsbezirkes als Richtschnur und Vorschrift mit- 
zutheilen und dem unterzeichneten Ministerium den Empfang des Gegen- 
wärtigen zu bestätigen. 


Florenz, 80. Sept. 1869. 
Der Minister Pironti 


Nr. 4871. (136) 


PREUSSEN. Erlass des Cultusministers an die Bischöfe. — Auf- 
fassung der Regierung über ihre Stellung zum Concil. — 


Berlin, 8. October 1869. 


Euer ... Gnaden ermangle ich nicht in der Anlage Abschrift eines Nr Fe 
Schreibens, das ich an den Herrn Erzbischof von Cöln in Erwiederung auf preussen. 
eine von demselben unter dem 15. v. M. an mich gerichtete, das in Rom bevor- 10- Oct. 1868 
stehende allgemeine Concil betreffende Mittheilung erlassen habe, nachrichtlich 
ergebenst zu übersenden. 

v. Mühler. 


"Nr. 4871 
(138). 
Preussen. 
10. Oct. 1869. 
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An den Erzbischof von Céln, Herrn Dr. Paulus Melchers Erzb. 
Gnaden. 


Berlin, 8. October 1869. 


Euer erzbischöflichen Gnaden sage ich für die gefällige Mittheilung vom 
15. v. M., betreffend das. in Rom bevorstehende allgemeine Concil, meinen 
Dank. Zugleich unterlasse ich nicht, bei dieser Gelegenheit Ew. erzb. Gnaden 
in der Kürze von der Auffassung zu unterrichten, welcher die Regierung 
Sr. Maj. des Königs in dieser Angelegenheit folgt. || Wenn die preussischen 
Bischöfe der ergangenen Einladung gemäss an dem Concil in Rom Theil 
nehmen, um über Angelegenheiten der katholischen Kirche zu berathen, so 
machen sie damit nur von einem Rechte Gebrauch, welches die Verfassung 
des Landes ihnen gibt. Die bisher bewährten verfassungsmässigen Principien 
der religiösen und kirchlichen Freiheit finden auch auf den vorliegenden Fall 
ihre volle Anwendung. Auch haben die Gränzen, innerhalb deren sich die 
Freiheit der Kirche bewegt, sowie die Gegenstände und Fragen, für welche 
die Gesetzgebung des Staates und deren Handhabung durch staatliche Organe 
vorbehalten bleiben muss, durch die innere Entwickelung des preussischen 
Staatsrechtes, durch Legislation und Verwaltung im Einzelnen eine so klare 
und erschöpfende Bestimmtheit erhalten, dass über den Umfang derselben 
kaum noch in irgend einer einzelnen Beziehung ein Zweifel übrig ist. Diese 
Gränzen zu wahren und den Zustand gesicherter Rechtsordnung aufrecht zu 
erhalten, ist nicht ein Interesse des Staates allein, sondern in nicht geringerem 
Maasse ein Interesse und eine Aufgabe auch der Kirche. Die königliche 
Staatsregierung hegt das Vertrauen, dass die preussischen Bischöfe auch 
ausserhalb des Heimathlandes der Rechte und Pflichten sich bewusst bleiben, 
welche ihnen als Bürgern des Reiches und als Unterthanen Sr. Majestät des 
Königs zukommen. Sie ist aufrichtig gewillt, den bestehenden Rechts- und 
Friedenszustand innerhalb des Landes aufrecht zu erhalten. Sie wird aber 
darüber wachen, dass nicht Störungen herbeigeführt werden, und denselben, 
wenn nöthig, entgegentreten, und ist sich in diesem Punkte, sofern es sich 
nicht um die Abwehr von Uebergriffen auf das staatliche Rechtsgebiet handeln 
wird, der Uebereinstimmung mit allen christlichen Regierungen bewusst. 
Wird der hier bezeichnete Standpunkt von allen Seiten gleichmässig aner- 
kannt und gewahrt, so kann auch die Abhaltung des bevorstehenden Concils 
dazu beitragen, die Auffassungen zu klären, und eine richtige Würdigung der 
Verhältnisse zu fördern. 

v. Mühler. 
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Nr. 4872. (137) : 


OESTERREICH. Depesche des Reichskanzlers an den kaiserl. Bot- 
schafter (Graf Trautmannsdorff) in Rom. — Erneute Instruction über 
die gegenüber dem Concil zu beobachtende Haltung. — 


Vienne, le 23 octobre 1869. 


Au moment où approche l'époque fixée pour l’ouverture du Concile oecu- aad 
ménique, je crois utile de résumer ici brièvement les entretiens que j'ai CUS Qesterreich. 
à ce sujet avec Votre Excellence et de retracer ainsi encore une fois la ligne 23- Oct. 1869. 


de conduite que le Représentant de Sa Majesté l'Empereur et Roi près du 
Saint-Siége est appelé à suivre dans cette circonstance. Je dois avant tout 
Vous rappeler, Monsieur le Comte, la dépéche que j’ai adressée le 15 mai dr 
à M. le Comte d’Ingelheim en réponse aux ouvertures du Cabinet de Munich 
concernant l'attitude à prendre par les Puissances en face de la convocation 
du Concile. Le point de vue et les principes développés dans cette pièce 
doivent servir de règle à Votre Excellence et cela d'autant plus qu'ils sont le 
résultat d’une entente établie entre les différents Ministères de l’Empire 
austro-hongrois et qu'ils constituent ainsi l'expression la plus exacte de la 
pensée du Gouvernement Impérial et Royal. Fidèles aux doctrines sagement 
libérales dont s’inspirent nos institutions politiques actuelles, nous désirons 
laisser s’accomplir sans entraves cette imposante manifestation de l'esprit 
catholique. Nous espérons, d’ailleurs, que le plus grand nombre des digni- 
taires ecclésiastiques qui vont se réunir à Rome comprend trop bien les né- 
cessités des temps où nous vivons pour tenter des entreprises qui forceraient 
la plupart des Gouvernements à recourir à des mesures sévères. Si tel était 
malheureusement le cas, nous sommes persuadés que nos lois et l'appui que 
nous trouverions dans l'esprit public du pays nous permettraient facilement 
de repousser toute atteinte qu’on chercherait à porter au droits de l'Etat. 
Mais nous n'avons pas voulu, je le répète, nous inquiéter d'avance d'éven- 
tualités dont la réalisation est plus qu'incertaine ¢t contre lesquelles, en tous 
cas, nous nous croyons suffisamment armés. Le Gouvernement Impérial et 
Royal se maintient donc sur le terrain où il s’est placé dans sa dépêche 
déjà citée du 15 mai et il compte s'abstenir de tout ce qui pourrait troubler 
la liberté des délibérations du Concile. Nous ne méconnaissons toutefois 
nullement l'importance des questions qui vont être agitées au sein de cette 
Assemblée. Bien que nous ne soyons que fort imparfaitement au courant du 
programme de ses travaux qui s’élabore en secret, on peut supposer qu'il 
embrassera des matières qui touchent à des intérêts essentiels de l'Etat. Il 
nous importera de savoir si ces intérêts sont traités et dans quel esprit ils 
le seront. C'est Vous dire, Monsieur le Comte, que tout en ayant à Vous 
abstenir d'une ingérence directe dans les affaires du Concile, Vous devrez 


} - 


Nr. 4872 
(137). 
Oesterreich. 
23. Oct. 1889. 


Nr. 4873 
(138). 
. Beiern. 
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être un observateur attentif de ce qui se passera, afin de nous informer 
exactement et en temps utile des faits qui viendront à se produire. Le Gou- 
vernement Impérial et Royal n'aura pas de Représentant spécial auprès du 
Concile. Nous n'avons pas reçu d'invitation à cet effet et nous préférons 
qu’il en soit ainsi, car cela non permet de mieux marquer notre attitude de 
réserve et de garder une plus grande liberté d'action vis-à-vis de toute dé- 
cision éventuelle de cette Assemblée. C’est donc Votre Excellence seule qui 
sera chargée du soin de nos intérêts et de l'expression de nos vues. Pour 
Vous acquitter de cette double tâche, les indications générales qui précèdent 
suffiront dans le premier moment. En effet, nous n'avons pas à nous pré- 
occuper aujourd'hui des questions spéciales qui peuvent surgir. Nous risque- 
rions de nous égarer dans des hypothèses peut-être fort éloignées de la réalité 
et il nous semblerait puéril de vouloir nous prémunir contre les dangers dont 
l'existence n'est rien moins que prouvée. Toute en manifestant une sympathie 
bienveillante pour l’action favorable que le Concile peut exercer afin de forti- 
fier et de développer les sentiments religieux chez les nations catholiques, 
Votre Excellence ne devra laisser s'élever aucun doute sur la ferme résolution 
du Gouvernement Impérial et Royal de maintenir la ligne de démarcation 
qu'il a tracée entre les droits de l'Etat et ceux de l'Eglise et de se conformer 
invariablement à l'esprit de la législation actuellement en vigueur. Tel est 
le principe général qui doit servir de règle à l'attitude et au langage de 
Votre Excellence, En me bornant aujourd'hui à cet aperçu sommaire, je me 
réserve de Vous munir d'instructions plus détaillées selon que le besoin s’en 
fera sentir. La direction imprimée aux travaux du Concile et les décisions 
éventuelles de cette Assemblée nous dicteront la conduite que nous aurons à 
observer. Je dois donc Vous recommander encore une fois tout particulière- 
ment, Monsieur le Comte, de me fournir exactement tous les renseignements 
propres à éclairer le Gouvernement Impérial et Royal et à le mettre à même 
de prendre les mesures opportunes. Votre Excellence voudra bien appliquer 
tous Ses soins à remplir cette tâche dont l'importance ne saurait lui échapper, 
puisqu Elle sait à quel point la question des rapports entre l'Etat et l'Eglise 
réclame la sollicitude la plus constante du Gouvernement Impérial et Royal. 
Recevez etc. Beust. 





Nr. 4873. (138) 


BAIERN. Gutachten der Juristenfacultät zu München in Betreff 
der Conciliumsfrage. 


Von den fünf Fragen, welche dié hohe k. Staatsregierung der theolo- 
gischen und der juristischen Facultät unserer Universität zur Beantwortung 


2. Nov. 1869. vorgelegt hat, bietet der Juristenfacultät als solcher nur die erste Frage 
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directen Anlass und Stoff zur Aeusserung ihrer wissenschaftlichen Ueber- Nr. 4878 
zeugung dar. Aber auch hinsichtlich dieser Frage sieht sich die Facultät zu Breed 
einer engeren Begränzung des Thema’s veranlasst. | Wollte man nämlich den ? Nor. 1669. 
Einfluss der Dogmen, welche nach der Meinung der hohen k. Staatsregierung 
auf dem nächsten Concil formulirt werden dürften, auf die Lehre von den 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche in Deutschland einer Erörterung 
unterziehen, so würde bei einigem Eingehen ins Detail die Aufgabe Dimen- 
sionen gewinnen, welche über den praktischen Zweck der Fragestellung weit 
hinausgriffen. Die Facultét glaubt daher, der Intention der hohen k. Staats- 
regierung genugsam zu entsprechen, wenn sie sich bei Beantwortung der 
ersten Frage lediglich auf den Standpunkt des baierischen Staates stellt, zu- 
mal ja die Principienfragen für alle Staaten die gleichen sind. || Die also 
begränzte Frage nun lautet: || „Wenn die Sätze des Syllabus und die päpst- 
liche Unfehlbarkeit auf dem nächsten Concilium zu Glaubenswahrheiten er- 
hoben werden, welche Veränderungen würden hiedurch in der Lehre von den 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche, wie sie bisher in Baiern praktisch 
und theoretisch gehandhabt wird, herbeigeführt?“ || Die Facultät beehrt sich, 
hierauf folgende Antwort zu ertheilen: Wird — um zuvörderst beim Wort- 
laute der gestellten Frage stehen zu bleiben — nach Veränderungen gefragt, 
welche hiedurch, d. h. unmittelbar durch die blosse Thatsache der Dogmati- 
sirung fraglicher Lehrsätze, im Verhältniss von Staat und Kirche zu einander 
bewirkt werden würden, so muss die Facultät erwiedern: „Die Dogmatisirung 
der Syllabussätze und der päpstlichen Unfehlbarkeit vermag, an und für sich 
allein, gar keine Veränderungen zu bewirken in den Beziehungen zwischen dem 
Staat und der katholischen Kirche, wie sie zur Zeit verfassungs- und gesetz- 
mässig geregelt sind.“ || Denn kirchliche Glaubenssätze sind ihrer Natur nach 
noch keine Rechtssätze, die der Staat unmittelbar auch für sich, für seine 
Lebenssphäre als maassgebend anzuerkennen hätte. So wenig der Staat durch 
seine Gesetzgebung den kirchlichen Glaubensinhalt ‘zu bestimmen vermag, 
ebensowenig wohnt der gesetzgebenden Gewalt in der katholischen Kirche die 
Autorität inne, durch ihre Beschlüsse einseitig die geltenden rechtlichen Ver- 
hältnisse eines Staates zu verändern. Sollte daher das künftige Concil (wie 
die k. Staatsregierung berichtet) Beschlüsse fassen, welche mit den in Baiern 
geltenden Principien über das gegenseitige Verhältniss von Staat und Kirche, 
oder mit den hinsichtlich der rechtlichen Stellung der katholischen Kirche 
erlassenen Bestimmungen im Widerspruch stünden, so würde durch diese 
Thatsache allein der geltende Rechtsbestand zunächst in keiner Weise alterirt. 
Und sollte hiernach von irgendwelcher Seite her in Baiern der Versuch ge- 
macht werden, sich in Befolgung und mit Berufung auf solche (fragliche) 
Concilsbeschlüsse einseitig über das geltende Recht wegzusetzen, so wäre es 
offenbar Recht der Staatsgewalt, einem solchen Versuch mit allen gesetzlich 
zulässigen Mitteln zu begegnen. || Die gestellte Frage gibt indess noch einer 
anderen Betrachtung und Behandlung Raum. Wenn nämlich bei dem im 
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Nr. 4873 baierischen Volk lebenden Rechtssinn auch kaum zu befürchten steht, dass 
Re. solch illegale Versuche gemacht werden würden, so darf doch — da die 
2. Nov. 1869. katholische Kirche sich mit der blossen Formulirung von Dogmen nicht be- 
gniigen kann — mit Sicherheit erwartet werden, dass sowohl die kirchlichen 
Autoritäten als auch die glaubenseifrigen katholischen Laien alsbald ihr Be- 
streben darauf richten würden, den kirchlichen Dogmen auf legalem Wege 
praktische Wirksamkeit zu verschaffen, d. h. auf eine gesetzmässige Aenderung 
des bestehenden Rechtszustandes, soweit er mit den Dogmen der Kirche im 
Widerspruch sich befände, hinzuarbeiten. Mit Rücksicht auf diese Even- 
tualitat — und bis zum Eintritt derselben ware schon die blosse Thatsache 
der Existenz von sich widersprechenden Kirchen- und Staatsgesetzen in einem 
Staat mit überwiegend katholischer Bevölkerung aus naheliegenden Gründen 
ein grosser Uebelstand! — musste die hohe k. Staatsregierung sich veranlasst 
sehen, schon im Voraus über die Tragweite der in Aussicht stehenden Concils- 
beschlüsse ein möglichst klares Bild sich zu verschaffen, um rechtzeitig ihre 
Maassnahmen zur Verhütung jeglicher Störung des religiösen Friedens im 
Land und zur Aufrechterhaltung der im beiderseitigen Interesse gelegenen 
Harmonie zwischen den Staats- und Kirchengewalten treffen zu können. Von 
dieser Erwägung geleitet, irren wir wohl kaum in der Annahme, dass es die 
Intention der hohen k. Staatsregierung bei Erlassung ihrer Fragen gewesen 
sei: auch von -wissenschaftlichen Seiten her Gutachten zu erhalten über die 
Veränderungen, welche durch die fraglichen neuen Dogmen im Verhältniss 
von Staat und Kirche mittelbar bewirkt werden würden, mit anderen Worten: 
Gutachten zu erhalten über das Verhältniss, in welches nach der Absicht des 
päpstlichen Stuhles der moderne Staat zur katholischen Kirche gebracht werden 
soll — um je nach dem Ausfall derselben mit um so grösserer Aussicht auf 
Erfolg geeignete Schritte machen zu können. Indem nun die Juristenfacultät 
die gestellte Frage von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet, glaubt sie ihre 
Antwort nach reiflicher Erwägung kurz dahin formuliren zu können: || „Durch 
die Dogmatisirung der Syllabussätze und der päpstlichen Unfehlbarkeit würde 
das bisherige Verhältniss von Staat und Kirche principiell umgestaltet, und 
beinahe die gesammte Gesetzgebung bezüglich der Rechtsverhältnisse der 
katholischen Kirche in Baiern in Frage gestellt.“ || Wir wollen im Nach- 
stehenden sofort den Beweis für diese unsere Behauptung antreten, bemerken 
aber voraus, dass unsere Argumentation auf die von der hohen k. Staats- 
regierung wohl gleichfalls angenommene . Voraussetzung basirt ist: dass die 
bisher nur negativ gefassten und darum allerdings noch mehrfacher Deutung 
fähigen Syllabussätze, ins Positive übertragen, etwa so lauten werden, wie sie 
in den bekannten Werken des Jesuiten Pater Clemens Schrader („Der Papst 
und die modernen Ideen,“ zweites Heft. Wien 1865) und des Professors der 
Theologie Dr. Joseph Tosi („Vorlesungen über den Syllabus Errorum der 
päpstlichen Encyclica vom 8. Dec. 1864.“ Wien 1865) in deutscher Ueber- 
setzung sich finden — eine Voraussetzung, welche beim Mangel einer authen- 
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tischen Uebertragung des Syllabus aus der Negation in die Affirmation eine Nr. 4978 
zulängliche Begründung dadurch erhält, dass die erstere der beiden Schriften Raters 
von einem päpstlichen Belobungsschreiben begleitet, die zweite mit Appro- Nov. 1669. 
bation des fürstbischöflichen Seckauer Ordinariates gedruckt ist. || Von allen 
namhaften Vertretern der Staats- und Kirchenrechtswissenschaft wird einmüthig 
gelehrt: dass Staat und Kirche zwei selbstständige, von einander unabhängige 
Organismen seien, beide von Gott geordnet, der eine zur Realisirung der zeit- 
lichen Wohlfahrt, der andere zur Ermöglichung der ewigen Glückseligkeit der 
Menschheit — der eine demgemäss hauptsächlich mit physischen, der andere 
mit geistigen Mitteln und Kräften wirkend — beide somit nach Zweck und 
Mitteln verschieden, keiner dem anderen untergeordnet, vielmehr beide einander 
coordinirt, aber allerdings mit manchen Berührungspunkten, da ja beide Orga- 
nismen auf demselben räumlichen Gebiete sich bewegen und gleichzeitig die- 
selben Menschen umfassen. || Dieses grosse Princip der Geschiedenheit und 
Selbstständigkeit beider Gewalten — von Christus selbst in den vielsagenden 
Worten sanctionirt: „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers, und Gott, was Gottes 
ist“ (Matth. XXII, 21, Marc. XII, 17, Luc. XX, 25), — „Mein Reich ist nicht 
von dieser Welt“ (Joh. XVIII, 36), — „Wer hat mich zum Richter über euch 
bestellt?“ (Luc. XII, 14) — ist denn auch in allen modernen deutschen Ver- 
fassungsurkunden anerkannt und durchgeführt, wenn auch im Einzelnen noch 
manche durch die geschichtliche Entwicklung des Verhältnisses von Staat und 
Kirche bedingte und erklärbare Inconsequenzen sich finden mögen. (Vergl. 
die baierische Verfassungsurkunde Tit. I, §. 1, Tit. Il, $. 1, Tit. IV, §. 9 
Abs. 5.) | Mit diesem Fundamentalsatze der Unabhängigkeit und Coordination 
von Staat und Kirche würde nun aber zuvörderst das Dogma der Infallibilität 
des Papstes in einen, wie uns scheint, unlösbaren Widerspruch gerathen. Denn 
wenn die unter Kanonisten und Theologen seit langer Zeit allerdings lebhatt 
ventilirte, aber, soweit wir sehen, mit nicht durchschlagenden Gritnden ver- 
theidigte Lehrmeinung von der Unfehlbarkeit des „ex cathedra“ redenden 
Papstes (nebenbei bemerkt, ist das eine rein willkürliche und nicht sicher 
definirbare Bezeichnung) durch das künftige Concil in dem von einigen, z. B. 
Phillips Kirchenrecht Bd. IL S. 340, angenommenen Sinn entschieden würde: 
dass eine Erklärung des Papstes über einen Glaubenspunkt, oder über eine 
Frage in Betreff der Moral, dann als ein Ausspruch ex cathedra und als in- 
fallibel zu gelten habe, wenn der Papst sie mit Bezugnahme auf die Autorität 
des heil. Stuhles, oder an Christi Statt, oder im Namen der Apostelfürsten, 
oder in ähnlichen Ausdrücken, als oberster Lehrer der Kirche abgegeben 
habe: dann wäre damit eo ipso — weil nach katholischer Auffassung in 
Sachen des Glaubens ein Irrthum nicht möglich und folglich ex cathedra Aus- 
sprüche früherer Päpste dieselbe Kraft und Wirkung haben müssen wie solche 
künftiger Päpste — jene curialistische Theorie, wonach der Staat der Kirche 
untergeordnet wäre und die weltliche Gewalt in völliger Abhängigkeit von 
der geistlichen sich befände, für die Katholiken als Glaubenssatz proclamirt. 
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Denn mit einer keinen Zweifel über den Sinn seiner Worte zulassenden 
Deutlichkeit hat — um aus der Menge ähnlicher Kundgebungen nur ein 


. Beispiel herauszugreifen — der Papst Bonifaz VIII. in der allgemein als dog- 


matisch geltenden Bulle „Unam sanctam“ vom 18. Nov. 1302, welche Leo X. 
auf der 5. Lateranischen Synode bestätigt hat (c. 1 Extravag. comm. I, 8), 
die Unterordnung der weltlichen Gewalt, des Staates, unter die geistliche, die 
Kirche, als einen Satz hingestellt, den jeder Katholik bei Vermeidung des 
Verlustes der ewigen Seligkeit zu glauben habe. Der Staat würde darnach 
seine Autorität nicht unmittelbar aus dem göttlichen Willen, sondern nur von 
der Kirche (dem Papst) ableiten dürfen, in deren (dessen) Händen sich eigent- 
lich nach (vermeintlicher) Anordnung Christi beide Gewalten vereinigt fänden, 
und die Staatsgewalt hätte als blosses Organ der Kirchengewalt deren Willen 
blindlings zu vollstrecken: „In hac ejusque potestate — sagt Bonifaz — duos 
esse gladios, spiritualem videlicet et temporalem, evangelicis dictis instruimur 
-.. Certe qui in potestate Petri temporalem gladium esse negat, male verbum 
attendit Domini proferentis: „Converte gladium tuum in vaginam.“ Uterque 
ergo est in potestate ecclesiae, spiritualis scilicet gladius ct materialis. Sed is 
quidem pro ecclesia, ille vero ab ecclesia exercendus. Ille sacerdotis, is manu 
regum et militum, sed ad nutum et patientiam sacerdotis. Oportet aulem gla- 
dium esse sub gladio et temporalem auctoritatem spirituali subjici potestati 
..“ | Es sei — erklärt Papst Bonifaz weiter — ein göttliches Recht der 
obersten Kirchengewalt, die weltliche Gewalt einzusetzen und zu richten: 
„Nam veritate testante spiritualis potestas terrenam potestatem instituere habet 
et judicare si bona non fucrit. .. Ergo si deviat terrena potestas, judicabitur 
a potestate spirituali. . . Est autem haec auctoritas, et si data sit homini et 
exerceatur per hominem, non humana, sed potius divina. .. Quicunque igitur 
huic potestati a Deo sic ordinatae resistit, Dei ordinationi resistit.“ |] Dass 
aber der Papst bei Erlassung dieser Bulle „ex cathedra“ im oben bezeichneten 
Wortverstand gesprochen habe, geht aus der ganzen Haltung und insbesondere 
aus den Schlussworten derselben: „Porro subesse Romano Pontifici omni 
humanse creaturac declaramus, dicimus, diffinimus et pronunciamus omnino 
esse de necessitate salutis“ unwiderleglich hervor, und wir vermögen nach den 
gewöhnlichen Grundsätzen der Ausleguugskunst jener Auslegung der Bulle 
wonach nur dem einen oder anderen weniger verfänglichen Satze derselben dog- 
matischer Charakter beiwohnen soll, oder der Papst nur von der Unterwürfigkeit 
der Fürsten „in Betreff ihrer Sünde“ gesprochen habe (Phillips Kirchenr. III. 
8. 256—260), absolut nicht beizupflichten. Auch kann nach den geschicht- 
lichen Vorgängen jener Zeit kein Zweifel über den wahren von uns ange- 
gebenen Sinn der Bulle obwalten. || Durch diesen Hinblick Auf eine unabweis- 
bare Consequenz des Dogma von der päpstlichen Infallibilität glauben wir 
dargethan zu haben, dass durch dasselbe, falls es wirklich vom Concil im 
obigen Sinn formulirt würde, das bisherige Verhältniss der Coordination von 
Staat und Kirche grundsätzlich verändert werden müsste, und zwar zum Nach- 
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theil des Staats. Welche einzelnen praktischen Wirkungen jenes Dogma auf We 4878 
die Beziehungen von Staat und Kirche äussern würde, liegt ausser aller Balers, 
menschlichen Voraussicht; nur so viel lässt sich jetzt schon mit Bestimmtheit 2: Nov. 1800. 


behaupten, dass eine erneuerte Geltendmachung der Superiorität der Kirche 
über den Staat zu den unheilvolisten Wirrnissen und Kämpfen führen würde, 
aus welchen höchst wahrscheinlich zunächst nicht die Kirche siegreich hervor- 
gehen dürfte, sondern der von der Kirche sich dann völlig lossagende Staat. | 
Gleichwohl gewinnt es den Anschein, als ob man in Rom das Bestreben, der 
Kirche den Vorrang und die Herrschaft über den Staat zu verschaffen, auch 
heute noch nicht aufgegeben habe. Unter den Sätzen des Syllabus, auf die 
wir nun übergehen, befinden sich nämlich einige, welche diese Tendenz ganz . 
entschieden verrathen, und ihre Dogmatisirung würde daher ebenfalls die aller- 
‘bedenklichsten Folgen nach sich ziehen, da kein moderner Staat auf das Ver- 
langen nach Aenderung seiner Principien und seiner Rechtsinstitute im Sinn 
jener Thesen eingehen kann. und wird. || So verwirft in der 42. Thesis der 
Papst den Satz als einen Irrthum: dass im Conflict der Gesetze beider Ge- 
walten das weltliche Recht den Vorzug habe. Formulirt man nun zum Zweck 
der Dogmatisirung den Gegensatz davon, so würde es Glaubenssatz der katho- 
lischen Kirche: dass im Conflict der Gesetze beider Gewalten nicht das welt- 
liche Recht den Vorzug habe, sondern das Kirchengesetz (Schrader a. a. O. 
S.°29 und Tosi a. a. O. S. 105) — ein Satz, der in dieser Allgemeinheit 
schon deshalb von keinem Staat anerkannt werden kann, weil damit dem Un- 
gehorsam gegen die Staatsgesetze Thür und Thor geöffnet wäre, da es nicht 
schwer fiele, sich auf ein wirklich oder vermeintlich widersprechendes Kirchen- 
gesetz zu berufen; wir erinnern beispielsweise nur an die Widersprüche 
zwischen der weltlichen und kirchlichen Gesetzgebung bezüglich der Zinsen 
und des Zehnten. Derselbe Anspruch auf Unterordnung der weltlichen Gesetz- 
gebung unter die kirchliche wird in der Thesis 57 erhoben, worin es heisst: 
„die bürgerlichen Gesetze sollen und dürfen von der göttlichen Offenbarung 
und der Autorität der Kirche nicht abweichen.“ (!) (Schrader S. 34) | So 
wünschenswerth es auch ist, dass die weltlichen und kirchlichen Gesetze prin- 
cipiell ınit einander harmoniren, und so wenig wir geneigt sind, in Abrede zu 
stellen, dass ein Unterthan aus religiöser Ueberzeugung den Gesetzen seiner 
Kirche einen materiellen Vorzug vor den Staatsgesetzen einzuräumen sich ge- 
drungen sehen mag, so muss doch unter allen Umständen daran festgehalten 
werden, dass jeder Unterthan die formelle Autorität der Gesetze des Staates 
zu respectiren habe, und es wird Niemand zu behaupten vermögen, dass dieser 
Satz mit der Lehre und dem Beispiel Christi und der Apostel im Wider- 
spruch stehe. || Bereits hat der Papst die obigen Thesen ins praktische Leben 
einzuführen gesucht, indem er in seiner Allocution vom 22. Juni 1868 das 
österreichische Staatsgrundgesetz vom 21. Dec. 1867 und die confessionellen 
Gesetze vom 25. Mai 1868 für null und nichtig erklärt, und dadurch jene 
Conflicte zwischen der Staatsgewalt und den kirchlichen Organen in Oester- 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchl. Actenstücke. 11.) 5 
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reich erregt hat, welche sich vor unsern Augen abwickeln. Achnliche Con- 
flicte würden durch die Dogmatisirung der in Rede stehenden Thesen wohl 
auch in Bayern entstehen. Bekanntlich finden sich zwischen den Bestim- 
mungen des Concordats und der zweiten Verfassungsbeilage, dem sog. 
Religionsedict, mehrere nicht unerhebliche Widersprüche. Da nun ‘aber das 
Concordat laut der Publicationsworte im $. 103 des Religionsediets nur mit 
den durch das letztere gezogenen Einschränkungen als Staatsgesetz gilt, so 
besteht wenigstens unter Juristen kein Zweifel darüber, dass bei einem wirk- 
lichen Widerspruch zwischen den Bestimmungen beider Rechtsquellen das 
Edict den Vorzug habe vor dem Concordat. Würde nun der Satz: dass beim 
Widerstreite der Gesetze beider Gewalten das Kirchengesetz den Vorzug habe 
vor dem Staatsgesetze, zum Dogma erhoben, dann müssten die Katholiken 
dem Concordat, welches ja unzweifelhaft auch als ein Kirchengesetz betrachtet 
werden muss, den Vorzug einräumen vor dem Edict, und Anlässe zu Con- 
flicten aller Art würden sich bald einstellen. || Nur im Vorbeigehen erwähnen 
wir ferner des sehr vernehmbaren Anklanges an die Theorien der Bulle 
„Unam sanctam“ in der Syllabus-Thesis 54, welche lautet: „Könige und 
Fürsten sind nicht nur von der Jurisdiction der Kirche nicht ausgenommen, 
sondern sie stehen bei Entscheidung von Jurisdictionsfragen auch nicht höher 
als die Kirche“ (Schrader 1. c. S. 34), oder besser (nach Tosi L c. S. 158) 
„unter der Kirche“. Wer da weiss, wie dehnbar und unbestimmt die Aus- 
drücke ,Jurisdiction“ und „Jurisdictionsfragen“ im kirchlichen Sprachgebrauche 
sind, für den bedarf es keiner Erläuterung unserer Behauptung: dass nach 
der Dogmatisirung dieser 54. Thesis von der Souveränetätsqualität der Könige 
und Fürsten nur sehr bedingt mehr gesprochen werden könnte. Im Zusammen- 
halt mit der besprochenen 42. Thesis gewinnen auch einige andere Thesen 
die rechte Beleuchtung, und kann deren Tragweite nur unter fortwährender 
Berücksichtigung des dort aufgestellten, so bedenklichen Satzes völlig ge- 
würdigt werden. || Die Kirche vindieirt sich auf der einen Seite vollkommene 
Freiheit und Unabhängigkeit vom Staat: „die Kirche“ — besagt Thesis 19 
(Schrader 1. c. S. 23) — „ist eine wahre und vollkommene, völlig freie (!) 
Gesellschaft, und sie besitzt ihre eigenen, beständigen, von ihrem göttlichen 
Stifter ihr verliehenen Rechte, und es ist nicht Sache der Staatsgewalt, zu 
bestimmen, welches die Rechte der Kirche und welches die Schranken seien, 
innerhalb deren sie dieselben ausüben könne:“ — und die Thesen 41 und 44 
fügen ergänzend bei: „Die Staatsgewalt, um so weniger, wenn sie von einem 
ungläubigen Fürsten ausgeübt wird, hat nicht eine indirecte, negative Gewalt 
in religiösen Dingen ... .“ „Die Staatsgewalt kann sich in Sachen der 
Religion, der Moral(!) und des geistlichen Regiments nicht einmischen.“ 
(Schrader 1. c. S. 29.) | Auf der andern Seite aber nimmt die Kirche zu 
dieser ihrer Freiheit noch das Recht in Anspruch, eine zeitliche Gewalt aus- 
üben zu dürfen: „Die Kirche hat“ — lautet Thesis 24 — „die Macht, äussern 
Zwang anzuwenden; sie hat auch eine directe und indirecte zeitliche Gewalt“(!), 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 67 


wozu Schrader S. 25 bemerkt: „Nicht bloss die Geister sind der Gewalt der a Fre 
Kirche unterworfen“ (, | Wir wollen nun nicht versuchen, bis ins Detail nach- Baiern. 
zuweisen, dass diese bis jetzt nur vom Papste vorgenommene höchst auf-2 Nor. 1869. 
fallende Grenzbestimmung zwischen der kirchlichen und staatlichen Rechts- 
sphäre bis zur völligen Unbedeutendheit des Staats ausgedehnt werden könnte. 
Aber auf einige, unser geltendes Recht direct bedrohende Consequenzen aus 
den angeführten und andern einschlägigen Syllabus-Thesen aufmerksam zu 
machen, können wir uns nicht versagen. || Dem König steht bekanntlich hin- 
sichtlich der Religionsgesellschaften eine gewisse Summe von Befugnissen zu, 
deren Inbegriff man das Kirchen-Hoheitsrecht (jus circa sacra) zu nennen 
pflegt. Es äussert sich dieses, im Laufe der Jahrhunderte durch Zusammen- 
wirken verschiedener Ursachen erwachsene und der Hauptsache nach unver- 
äusserliche Majestätsrecht in den drei Richtungen des jus reformandi, oder 
richtiger recipiendi, des jus supremae inspectionis und des jus advocatiae. 
Der König kann demnach, unter Einhaltung der verfassungsmässigen mate- 
riellen und formellen Bedingungen, Religionsgesellschaften in den Staat auf- 
nehmen und ihnen dabei das Maass ihrer bürgerlichen und politischen Be- 
rechtigung in dem Staate vorzeichnen. Die sämmtlichen recipirten Kirchengesell- 
sehaften stehen sodann unter der obersten Aufsicht der Staatsgewalt, welche 
darüber zu wachen hat, dass keine über ihren eigentlichen Wirkungskreis 
hinausgreife, der äussere Friede unter den verschiedenen Confessionen auf- 
recht erhalten und die Harmonie zwischen der geistlichen und weltlichen Gc- 
walt nicht gestört werde, wogegen aber auch alle Kirchengesellschaften und 
die einzelnen Glieder derselben den Schutz der Staatsgewalt gegen jede Ver- 
letzung ihrer Rechte und Gesetze und gegen alle widerrechtlichen Handlungen 
‚anzurufen berechtigt sind. || In Bethätigung des jus recipiendi und advocatiae 
hat nun schon der Geber der Verfassungsurkunde jedem Einwohner des 
Reichs vollkommene Gewissensfreiheit und die freie Wahl des Glaubens- 
bekenntnisses nach erlangter Volljährigkeit zugesichert, die Religionsverhältnisse 
der Kinder aus gemischten Ehen normirt, die katholische und protestantische 
Kirche einander rechtlich vollkommen gleichgestellt, und zugleich jeden äussern 
Zwang in Sachen des Glaubens und Gewissens ausgeschlossen. Die Verfassungs- 
bestimmung der Freiheit der Presse und des Buchhandels besteht auch für 
die Werke religiösen Inhalts. (Vgl. Verf.-Urkunde Tit. IV $. 9 und IL Bei- 
lage 8. 1; 5 bis 11, 12 bis 23; 24; 8. 2, 42, 71; Tit. IV $. 11 und 
Beil. IIL) Alle diese staatsrechtlichen Normen hätten nach den Thesen 19, 
41, 44, 24 keinen Anspruch auf Wirksamkeit gegenüber der katholischen 
Kirche! | Um aber keinen Zweifel aufkommen zu lassen darüber, dass man in 
Rom gerade diese, wie uns scheint, dem Geiste des Christenthums vollkommen 
entsprechenden, in die allgemeine Rechtsüberzeugung des deutschen Volks 
übergegangenen und jedenfalls als geschichtliche Nothwendigkeit erscheinenden 
Principien der Glaubens- und Bekenntnissfreiheit und der Parität perhor- 


rescire, und die ganz entgegengesetzten Principien des Bekenntnisszwangs und 
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ma ps des exclusiven Staatskirchenthums begünstige, verweisen wir auf die keines 
Baiem, Commentars bedürfenden Thesen 15, 77, 78 und 79, welche lauten: „Es steht 
2 Nor. 1869. nicht jedem Menschen frei, jene Religion anzunehmen und zu bekennen, 
welche er, durch das Licht der Vernunft geführt, für die wahre hält“ (Thesis 
15), wozu Schrader 8. 22 noch bemerkt: „Sondern wer die geoffenbarte 
Wahrheit in der katholischen Religion erkannt hat, darf keine andere suchen 
und annehmen.“ „In unserer Zeit ist es auch noch nützlich, dass die katho- 
lische Religion als die einzige Staatsreligion unter Ausschluss aller andern 
Culte gehalten werde“ (Thesis 77); und: „Es war daher nicht gut gethan in 
gewissen katholischen Ländern den Einwanderern gesetzlich die freie Aus- 
übung ihres Cultus zu garantiren“ (Thesis 78. Schrader S. 40); „denn es ist 
nicht falsch, dass die staatliche Freiheit eines jeden Cultes und die Allen er- 
theilte Erlaubniss, allerlei Meinungen und Ansichten laut und öffentlich be- 
kanntzugeben, zur leichteren Verderbniss der Sitten und Gemüther der 
Völker und zur Verbreitung der Pest des Indifferentismus führen.“ (Thesis 79 
Schrader S. 41.) || Welch’ bedenkliche Beunruhigung der Gewissen und welch 
gefährliche Trübung des religiösen Friedens müssten solche Dogmen in einem 
paritätischen Staate wie Bayern erzeugen! || Dass ferner angesichts der 
mehrerwähnten Thesen von dem obersten Aufsichtsrecht des Königs auch über 
die katholische Kirche mit all den darunter begriffenen einzelnen Befugnissen 
keine Rede mehr sein könnte, braucht kaum erwähnt zu werden. Die zwei 
bekanntesten hieher gehörenden Institute des Placet und der Appellatio ab 
abusu (vgl. II. Edict $. 57—59, $. 51—54, 55, 56, 57, 60 und allerhöchste 
k. Verordnung vom 8. April 1852) sind obendrein durch den zweiten Satz der 
41. Thesis speciell mit den Worten verworfen: „sie“ (die Staatsgewalt) „hat also 
weder das Recht des Exequatur noch das Recht der Appellatio, welche ab 
abusu genannt wird.“ (Schrader S. 20.) || Da die katholische Kirche unbe- 
schränkte Erwerbsfreiheit für sich in Anspruch nimmt — Thesis 26 lautet: 
„Die Kirche hat ein angebornes und legitimes Recht auf Erwerb und Besitz“ 
(Schrader 1. c. 8. 25) — so wären die gemäss $. 44 des II. Edicts noch 
bestehenden Amortisationsgesetze zu beseitigen; ebenso könnte von der obersten 
Aufsicht des Staats über die Verwaltung der Kirchengüter, vorbehalten durch 
$. 75 des II. Edicts, keine Rede mehr sein. Wie jeder wohlorganisirte 
moderne Staat, so vindieirt sich auch der bayerische Staat das ausschliess- 
liche Recht der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit in Civil- und Criminal- 
sachen, das Recht der Besteuerung und der Heranziehung der Unterthanen 
zum Dienste der Waffen; jede Befreiung oder Bevorzugung irgendwelcher 
Unterthanenclasse in der einen oder andern Beziehung muss als ein vom 
Staate nach seinem freien Ermessen verlichenes und darum auch wieder ent- 
ziehbares Privilegium betrachtet werden. Demgemäss ist bei uns auch die katho- 
lische Kirche hinsichtlich ihrer Personen und Güter der staatlichen Gerichts- 
barkeit unbedingt, der Steuerpflicht principiell, aber mit einigen Begünsti- 
gungen unterworfen; von der Pflicht, die Waffen zu tragen, sind aber die 
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Cleriker befreit (vgl. Verf.-Urkunde Tit. VIII §. 1 und IL Edict §. 64—70, ir me 
Tit. IV §. 9, Abs. 6 und II. Edict $. 73, 74 und dazu die verschiedenen Bai 
Finanzgesetze; Tit. IX §. 1). || Dagegen nimmt nun die katholische Kirche 2 Nor. 188. 
eine nach dem kanonischen Rechte bekanntlich ins ungemessene sich er- 
streckende Immunität, d. h. Befreiung von weltlicher Gerichtsbarkeit, Be- 
steuerung und Militärpflicht, als ein gottverliehenes Recht in Anspruch, so 
dass jede Gewalt des Staats in einer der angegebenen Beziehungen nur als 
eine vom Papste der Staatsgewalt verliehene Concession erschiene. Die be- 
züglichen Thesen lauten: „Die Immunität der Kirche und der kirchlichen Per- 
sonen hatte ihren Ursprung nicht vom Civilrecht“, „sondern sie wurzelt“ — 
wie Schrader 1. c. S. 26 beifügt — „im eigenen, von Gott ihr verliehenen 
Rechte der Kirche“ (Thesis 30); „die geistliche Gerichtsbarkeit für weltliche, 
Civil- wie Criminalangelegenheiten der Geistlichen ist nicht gänzlich, selbst 
ohne Befragen und gegen den Einspruch des apostolischen Stuhls abzuschaffen“ 
(Thesis 31); „denn sie ist“ — fügt Schrader S. 26 bei — „im eigenen Rechte 
der Kirche begründet und kann nur mit ausdrücklicher Zustimmung des 
Papstes an die weltlichen Gerichte übertragen werden“ (!); die von der Mili- 
tärfreiheit handelnde Thesis 32 ist für Bayern von keinem praktischen Be- 
lang. Sollten diese Sätze dogmatisirt, und daraufhin von der Kirche die ent- 
sprechenden Ansprüche erhoben werden, dann müsste der Staat sein Hausrecht 
wahren. || Wir halten es nicht für nöthig, auf weitere Erörterungen uns 
einzulassen, wozu noch einige andere Thesen des Syllabus, z. B. Th. 22, welche 
ganz offenbar gegen die Freiheit der Wissenschaft gerichtet ist, Th. 45, durch 
welche in Verbindung mit Th. 44 der Staat von der obersten Leitung der 
Schulen ausgeschlossen werden will, allerdings Anlass biten. Das Angeführte 
mag genügen zum Beweis unserer Behauptung: dass durch die Dogmatisirung 
der päpstlichen Unfehlbarkeit und der einschlägigen Syllabussätze das actuelle 
Verhältniss des Staats zur katholischen Kirche principiell umgestaltet, und 
die bestehende Gesetzgebung bezüglich der rechtlichen Stellung der katho- 
lischen Kirche in Bayern total geändert werden müsste, wenn anders verlangt 
würde, dass der Staat in seiner Gesetzgebung und Verwaltung mit der kirch- 
lichen Gesetzgebung sich in Einklang setze, d. i. sich selbst aufhebe und sich 
der Kirche unterordne. || Indem wir in Vorstehendem unsere Ueberzeugung 
über die von der Staatsregierung an uns gestellte Frage ausgesprochen haben, 
mussten wir uns auf den Standpunkt der Regierung stellen. Wir mussten es 
als möglich ansehen, dass das bevorstehende Concil Beschlüsse des Inhalts 
fasse, wie sie in der Frage erwähnt sind. Ob dies wirklich der Fall sein 
werde, darf wohl noch immer als zweifelhaft erachtet werden. Es darf ge- 
hofft werden, dass das Oberhaupt der katholischen Kirche nicht die Initiative 
ergreifen werde, um Beschlüsse zu provociren, welche jedenfalls durch kein 
Bedürfniss gefordert sind. Man darf erwarten, dass sich das bevorstehende 
Coneil der Ueberzeugung nicht verschliessen werde, dass den Uebelständen, 
an welchen die menschliche Gesellschaft unbestreitbar leidet, nicht durch neue 
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ur Fe Dogmen, sondern nur durch Förderung wahrer Religiosität und Sittlichkeit 
Baiern. auf Grund der bestehenden Dogmen abgeholfen werden könne. 
2. Nov. 1869. Zur Beglaubigung 


B. Windscheid, z. Z. Dekan. 


Separat-Votum des Professors Dr. v. Bayer in der Sitzung der 
Juristenfacultät am 2. Nov. 1869 in Betreff der Conciliumsfrage. 


Hinsichtlich der ersten Frage, auf deren Beantwortung sich das gutacht- 
liche Referat allein beschränkt, glaubt der Unterzeichnete zweierlei unter- 
scheiden zu müssen, nämlich I. den unmittelbaren Einfluss der Dogmatisirung 
der in Frage stehenden Sätze auf die bestehenden verfassungsmässigen und 
gesetzlichen Institutionen des Staats, und II. die Wirkung derselben in Bezug 
auf die katholischen Staatsangehörigen. || Zu I. In der ersten Beziehung 
würde, wie ich glaube, dieser Act keine Veränderung hervorbringen. Aller- 
dings kann nicht in Abrede gestellt werden, dass mehrere Sätze des Syllabus 
mit den positiven Bestimmungen des modernen Staatsrechts in Widerspruch 
stehen. | Wenn ich nämlich auch nicht in allen Sätzen, welche das Referat 
für widersprechend hält, mit Sicherheit einen solchen Widerspruch zu finden 
vermag, weil die Umsetzung der einzelnen Thesen aus ihrer ursprünglich 
negativen Fassung in die affirmative nicht selten auf mehrfache Art möglich 
ist, auch auf eine solche, welche keinen Widerspruch enthält, wenn ich ferner 
auch die Befürchtung des Referats nicht theilen kann, dass durch die Dogma- 
tisirung der päpstlichen Unfehlbarkeit die Bulle „Unam sanctam“ von Boni- 
faz VIIL auch für die Gegenwart in Kraft gesetzt werden würde, weil diese 
Bulle nach dem Zeugnisse Döllinger’s in dessen Werke „Kirche und Kirchen“ 
(München 1861, S. 48) schon einige Jahre nach ihrer Erlassung durch Cle- 
mens V. zurückgenommen oder abrogirt worden ist, so kommen doch immer- 
hin in dem Syllabus einige Aussprüche vor, welche unzweifelhaft einzelnen 
Bestimmungen namentlich der bayerischen Verfassungsurkunde widersprechen. 
Ohne auf eine erschöpfende Vergleichung eingehen zu wollen, glaube ich als 
solche jedenfalls bezeichnen zu können die Thesis 15, durch welche ausdrück- 
lich verworfen wird, was in der bayerischen Verfassungsurkunde Tit. IV. 8. 9 
über die Gewissensfreiheit bestimmt ist, und ebenso die Thesis 41, in welcher 
der weltlichen Gewalt das Recht des Exequatur (Placet) und der Annahme 
einer Appellatio ab abusu abgesprochen wird, während doch diese Befugnisse 
in den bayerischen Verfassungsgesetzen ausdrücklich anerkannt sind. Verf.-Urk. 
Titel IV. $. 9, Abs. 5 und Religionsedict $. 52 fg. und $. 58. || Aber un- 
geachtet dieser materiellen Widersprüche glaube ich doch, dass durch Dogma- 
tisirung der betreffenden Thesen des Syllabus keine Veränderung in den Vor- 
schriften des bayerischen Staatsrechts bewirkt werden würde. Dass eine 
solche Veränderung durch die blosse Publication der Conciliumsbeschlüsse 
ipso iure nicht bewirkt werden könnte, versteht sich wohl von selbst. Dass 
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sich aber die Staatsregierung geneigt zeigen würde, das dermalen bestehende we 
Kirchenstaatsrecht auf verfassungsmässigem Wege mit den abweichenden Con- Baiern. 
ciliumsbeschlüssen in Einklang zu bringen, wird unter den gegenwärtigen Ver- * Nor. 1869. 
hältnissen und im Hinblick auf die neuesten Vorgänge in andern deutschen 
Staaten sicher Niemand für wahrscheinlich halten. Hat man doch selbst 
völkerrechtliche Verträge mit dem päpstlichen Stuhl ohne weiteres aufzuheben 
keinen Anstand genommen (Baden, Oesterreich); wie sollte zu erwarten sein, 
dass einseitige Beschlüsse der Kirchengewalt, welche mit dem Landesstaats- 
recht nicht harmoniren, eine willfährig entgegenkommende Berücksichtigung 
finden würden? || Zu I. Anders verhält sich die Sache, wenn man die 
Wirkung der Dogmatisirung auf die katholischen Staatsangehörigen ins Auge 
fasst. Diese würden durch die Erhebung der Sätze des Syllabus zu Glaubens- 
wahrheiten mehrfach in eine äusserst peinliche Lage versetzt werden, und 
zwar gerade diejenigen am meisten, welche es ehrlich mit der Kirche und 
dem Staate meinen. Einerseits wären sie nämlich — und zwar nicht bloss 
formell, sondern (in Folge des geleisteten Unterthanen-Eides und selbst in 
Folge der Thesis 63 des Syllabus) auch im Gewissen verpflichtet, den Ge- 
setzen und Anordnungen ihrer rechtmässigen Fürsten nachzukommen; anderer- 
seits wären sie aber ebenfalls im Gewissen verpflichtet, sich den wider- 
sprechenden kirchlichen Beschlüssen zu unterwerfen. | Die Folgen eines 
solchen Conflictes würden auch für die weltlichen Regierungen nicht gleich- 
gültig bleiben. Aber ungleich schwerer würden die Nachtheile desselben auf 
die Kirche selbst zurückfallen. Denn einige der Betheiligten würden, um sich 
der peinlichen Lage zu entziehen, offen und ausdrücklich ihren Austritt aus 
der katholischen Kirche erklären; andere aber — und diese würden gewiss 
die weit überwiegende Mehrheit bilden — würden zwar nicht äusserlich, aber 
doch innerlich von der Kirche abfallen, d. h. sie würden sich zwar immer 
noch Katholiken nennen und nennen lassen, aber sich weiter um die Dogmen 
der katholischen Kirche nicht im geringsten bekümmern, ja sogar unter Um- 
ständen ausdrücklich dagegen protestiren. Gerade dieser Indifferentismus aber 
war von jeher und ist auch jetzt noch, ja jetzt noch mehr als je, das gefähr- 
lichste Element, weil die Anhänger desselben von den offenen Feinden der 
Kirche als die wirksamsten Vorläufer bei der Ausführung ihrer Absichten 
benutzt werden. || In Erwägung dieser Gründe, insbesondere des zuletzt be- 
rührten, sehe ich mich veranlasst, wiederholt auf das zurückzukommen, was 
ich schon in meiner Bemerkung zu dem Circularschreiben des Dekanats vom 
3. Juni L J. anzudeuten mir erlaubt habe. Ich halte es nämlich jetzt noch 
mehr als damals für schlechthin unglaublich, dass die Väter des Conciliums, 
welchen die drohenden Gefahren unmöglich verborgen sein können, und deren 
Bestreben doch nur dahin gerichtet sein kann, das Beste der Kirche zu be- 
fördern, solchen Anträgen (wenn sie je gestellt werden sollten) ihre Zustim- 
mung geben werden, welche voraussichtlich, wenigstens in einem grossen 
Theile der katholischen Welt, sehr nachtheilige Folgen für die Kirche selbst 
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herbeiführen würden. || Ich bitte, diese meine Meinungsäusserung dem Berichte 
der Facultät an die höchste Stelle beizulegen. 
München, den 2. Nov. 1869. (gez.) Dr. v. Bayer. 
Zur Beglaubigung: 
B. Windscheid, z. Z. Dekan. 


Das Gutachten der juristischen Facultät wurde von Prof. Berchtold 
ausgearbeitet, von Prof. Pözl einer Revision unterzogen und dann von der 
ganzen Facultät mit Ausnahme des Prof. Bayer angenommen. 


i 





Nr. 4874. (139) 


BAIERN. Erlass der königlichen Regierung an die Bischöfe — 
Die Regierung erwartet, dass die Bischöfe nicht zu Beschlüssen mitwirken, 
welche mit den Principien der Staatsverfassung im Widerspruch stehen. — 


Das bevorstehende Ereignis einer allgemeinen Kirchenversammlung, 
welches nach dreihundert Jahren unserer Zeit wiederkehrt, erregt, wie be- 
kannt, allerorten lebhafteste Theilnahme. Auch in Bayern, dessen Bewohner 
zum grösseren Theile zur katholischen Kirche zählen, sieht man mit Spannung, 
zugleich aber auch nicht ohne Besorgnisse den Beschlüssen des Concils ent- 
gegen. Die Staatsregierung, welche dieser Erscheinung mit Aufmerksamkeit 
gefolgt ist, muss lebhaft wünschen, dass der Erfolg alle entstandenen Besorg- 
nisse als unbegründet erscheinen lasse. Sie begegnet hierbei mit Befriedigung 
der von den zu Fulda jüngst versammelten Bischöfen ausgesprochenen Ueber- 
zeugung, „nie und nimmermehr werde und könne ein allgemeines Concil 
Lehren verkündigen, welche mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit, mit dem 
Rechte des Staates und seiner Obrigkeiten, mit der Gesittung und den wahren 
Interessen der Wissenschaft oder mit der rechtmässigen Freiheit und dem 
Wohle der Völker im Widerspruche stehen würden.“ Wenn sich diese Vor- 
aussicht erfüllt, so wird kein Widerstreit der Consilsbeschlüsse mit der baye- 
rischen Staatsverfassung zu besorgen sein, und die nach Titel IV §. 9 der 
Verfassungsurkunde erforderliche und hiermit ausdrücklich vorbehaltene Ge- 
nehmigung Sr. Maj. des Königs zur Verkündigung und Vollziehung jener Be- 
schlüsse im Lande wird dann keinem Anstande begegnen. || Es ist der leb- 
hafteste Wunsch der Staatsregierung, mit der katholischen Kirche in Frieden 
zu leben und den derselben angehörenden Staatseinwohnern das volle Maass 
ihrer Segnungen ungeschmälert zu erhalten. In gleicher Weise muss aber 
auch die Staatsregierung wünschen, dass die ausserhalb der katholischen 
Kirche stehenden Staatsangehörigen nicht in Beunruhigung versetzt werden 
und dass insbesondere die bayerischen Bischöfe nicht zu Beschlüssen mit- 
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wirken, welche mit den Grundprincipien der bayerischen Staatsverfassung, mit vee) 
der allgemeinen Staatswohlfahrt, mit der Eintracht der verschiedenen Religions- Baiern. 
genossenschaften und mit der garantirten Gewissensfreiheit im Widerspruche ?- Nov. 1869. 
stehen würden. Unter diesen Voraussetzungen kann die Staatsregierung dem 

grossen historischen Ereignisse einer allgemeinen Kirchenversammlung mit 

voller Beruhigung entgegensehen und im glücklichen Verlaufe derselben segens- 

reiche Wirkungen für die Kirche sowohl als die staatliche Gemeinschaft er- 

hoffen. München, den 7. November 1869. Auf Sr. kgl. Majestät allerh. Befehl, 

(gez) v. Gresser. 





Nr. 4875. (140.) 


FRANKREICH. Depesche des Botschafters (Marquis de Banne- 


ville) in Rom an den kaiserl. Minister des Auswärtigen. — Unter- 
redung mit dem Papste über die Stellung der weltlichen Mächte zum 
Concil. — 


Rome, le 10 novembre 1869. 


(Extrait.) Prince, arrivé à Rome le 3 de ce mois, je me suis rendu Nr. 48% 
le lendemain chez le cardinal secrétaire d’Etat, et je l'ai prié de solliciter Frankreich, 
pour moi une audience du Saint-Père. , Le Pape m'a reçu hier. L'entretien 10: Nov.1869, 
n'a pas tardé à s'établir sur la question du concile. Le Pape connaît, ai-je 
dit, la résolution à laquelle s’est arrêté le gouvernement de l'Empereur en 
ce qui concerne la question de la représentation des gouvernemens, et les 
motifs qui l'ont dictée. Cette résolution, à laquelle se sont ralliés tous les 
cabinets, est en même temps celle qui répondait le mieux, ce me semble, aux 
désirs du Saint-Siége et aux idées que le Saint-Père lui-même m'avait fait 
l'honneur de m’exprimer; elle n’impliquait, du reste, de la part du gouverne- 
ment de l’Empereur, ni indifférence pour un acte aussi considérable que l'était 
la réunion d’un concile oecuménique, ni l'intention de se désintéresser des 
questions à débattre et des décisions à intervenir, en tant qu'elles pouvaient 
affecter la paix des consciences ou les rapports existans de l'Eglise et de 
l'Etat. J’espérais que, sous la direction du Saint-Père, la haute prudence, la 
sagesse consommée et l'expérience des évêques sauraient éviter de faire naître 
des conflits, toujours regrettables, et qui ne pouvaient être que préjudiciables 
à la religion, entre les principes qui sont aujourd'hui la base de presque 
toutes les législations civiles ou des institutions politiques, et les vérités de 
l’ordre moral et religieux qu’il appartient à l'Eglise de définir et d’affirmer. 

Le gouvernement de l'Empereur, en ce qui le concernait, avait, dans le passé 
et jusqu’au jour où nous parlions, aussi bien dans l'intérieur de l'Empire 
qu’au dehors, donné assez de gages des sentimens dont il est animé envers 
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l'Eglise pour espérer que ses intentions seraient comprises, et les conseils de 
modération et de prudence qu'il croirait devoir donner écoutés. ' A l'égard 
des travaux du concile, des questions qui y seront débattues et de ses dé- 
cisions éventuelles, le Pape a évité toute parole pouvant engager son opinion 
et ses prévisions personnelles; on devait s’en remettre à la sagesse des Pères 
du concile, qui, avec l’assistance de Dieu, pourvoiraient à tout ce qu’exigeaient, 
dans le temps où nous sommes, le bien de la religion et les intérêts de 
l'Eglise; on pouvait regretter les conjectures téméraires auxquels se livraient 
trop souvent des esprits ardens et impatiens, et la discussion prématurée de 
certaines questions qu'il eût mieux valu réserver au concile lui-même, s’il 
jugeait opportun de les examiner. Quant à la représentation des puissances, 
le Saint-Père a reconnu que la résolution du gouvernement de l’Emperaur 
était motivée par les circonstances du temps présent et en accord avec les 
idées qu'il m'avait lui-même exprimées. 
Veuillez agréer, etc. Banneville. 





Nr. 4876. (141) 


ROMISCHE CURIE. Das Breve Multiplices inter, durch welches 
P. Pius IX. die Geschäftsordnung für das Concil festsetzt. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. XXXIV. 


Pius IX. Papst. Zum künftigen Gedächtniss. 


Unter den mannigfachen Nöthen, welche Uns ängstigen, fühlen Wir Uns 
auf's Höchste zur Danksagung gegen die göttliche Güte, die Uns in all’ 
Unserer Betrübniss tröstet, angetrieben, da durch Ihre gnädige Fügung Uns 
nunmehr das Glück ganz nahe bevorsteht, das heilige allgemeine ökumenische 
Concil im Vatican, das bereits von Uns unter göttlichem Beistande angesagt 
ist, glücklich eröffnen zu dürfen. Mit Recht aber freuen Wir Uns jetzt schon 
in Gott darüber, dass Wir die heilbringenden Versammlungen eben dieses 
Concils am Feste der unbefleckten Empfängniss Maria’s, der allzeit jung- 
fräulichen Gottesmutter, also unter ihrem mächtigen mütterlichen Schutze be- 
ginnen werden, dass sie stattfinden in Unserer Vaticanischen Basilica vor den 
Ueberresten des hl. Petrus, der, beharrend in der einmal empfangenen Stärke 
des Felsens, die Regierung der Kirche, welche er übernommen, nicht aufge- 
geben hat, in welchem vielmehr die Sorgfalt aller Hirten sammt der Obhut 
über die ihm anvertrauten Schafe andauert. Eingedenk nun, dass dieses öku- 
menische Concil von Uns berufen worden ist, damit sich zur Ausrottung der 
Irrthümer, welche namentlich in diesem Jahrhundert durch den Unglauben 
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aufgekommen sind, zur Beseitigung der Uebelstände, unter denen die Kirche Nr. 4876 
leidet, zur Besserung der Sitten und Wiederherstellung der Disciplin in der Ris. Cie. 
Welt- und Ordensgeistlichkeit die geheiligten Vorsteher der Kirche mit Uns 27.Nov.186% . 
zu gemeinsamer Thätigkeit vereinigen; wohl wissend ferner, mit welchem 
Fleiss und mit welch’ angestrengter Sorgfalt wir darauf bedacht sein müssen, 
dass Alles, was zur rechten Besorgung, Behandlung und Vollführung eines so 
heilsamen Geschäftes gehört, der heiligen Ordnung und Vorschrift Unserer 
Vorfahren gemäss geregelt sein muss; deshalb beschliessen und schreiben 
Wir Allen zur Nachachtung in diesem Vaticanischen Concil mit Unserer apo- 
stolischen Vollmacht Nachstehendes vor: 

1. Von der Lebensweise im Concil. In Erwägung, dass jede gute 
Gabe und jedes vollkommene Geschenk von oben kommt, vom Vater der 
Lichter, und dass der Güte des himmlischen Vaters Nichts näher liegt, als 
Denen, welche Ihn darum bitten, den guten Geist zu verleihen, haben Wir 
schon in Unserem apostolischen Sendschreiben vom 11. April d. J., da Wir 
aus Anlass dieses hochh. Concils die Gnadenschätze der Kirche den Gläubigen 
erschlossen, diese nicht allein eindringlich ermahnt, ihr Gewissen von den 
todten Werken zu reinigen, um dem lebendigen Gott mit Gebet, mit Flehen, 
mit Fasten und andern frommen Werken inständigst zu dienen, sondern haben 
‘auch befohlen, das Licht des hl. Geistes und seinen Beistand täglich bei der 
Feier der hl. Messe in der ganzen katholischen Welt anzurufen, um vom 
Herrn einen glücklichen Ausgang für dieses Concil und heilsame Früchte für 
seine hl. Kirche dadurch zu erlangen. |: Diese Ermahnungen und Vorschriften 
erneuern und bekräftigen Wir nunmehr und befehlen ausserdem, dass in den 
Kirchen dieser Unserer hehren Stadt während der Dauer der hochheiligen 
Synode, an jedem Sonntage zu einer für die Gläubigen passenden Stunde 
Litaneien und andere diesem Zwecke entsprechende Gebete abgehalten werden. 
! Doch viel Bedeutenderes und Ausgezeichneteres müssen die Bischöfe und die 
übrigen dem Priesterstande Angehörigen, die an diesem Concil sich betheiligen, 
leisten, da sie als Diener Christi und Verwalter der Geheimnisse Gottes in 
allen Dingen persönlich das Beispiel guter Werke in der Lehre, in untadel- 
haftem Wandel, im Ernste, ein gesundes, untadelhaftes Wort bieten müssen, 
damit der Widersacher sich fürchte, weil er nichts Böses von uns zu sagen 
weiss. Daher ermahnen Wir, nach dem Vorgange der alten Concilien, nament- 
lich des Tridentinischen, alle jene im Herrn, sich des Gebetes, der geistlichen 
Lesung und der Betrachtung, je nach dem Maasse ihrer Frömmigkeit zu be- 
fleissigen, das hl. Messopfer, so oft es geschehen kann, rein und lauter dar- 
zubringen, die Geistesfreiheit den menschlichen Sorgen gegenüber zu be- 
wahren, in den Sitten Eingezogenheit, im Essen und Trinken Mässigkeit und 
bei jeder Handlung Gewissenhaftigkeit zu beobachten. Fern seien Zwietracht, 
Eifersucht und Streitigkeit; vielmehr herrsche über Alle jene Tugend, welche 
alle andern überragt, die Liebe, damit unter ihrer Herrschaft und Unver- 
sehrtheit von dieser heiligen Versammlung der Bischöfe der Kirche sich 
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sagen lasse: ,Siehe, wie gut und wie lieblich es ist, wenn Brüder einträchtig- 
lich bei einander wohnen!“ Endlich mögen die Väter ein wachsames Auge 
auf ihr Hausgesinde haben und dasselbe in der Zucht eines christlichen, heiligen 
Lebens halten, eingedenk, mit welch’ ernsten Worten der Apostel Paulus den 
Bischöfen einschärft, ihrem Hause gut vorzustehen. 

2. Von dem Rechte und der Weise, Vorschläge zu machen. 
Obwohl das Recht und Amt, die Gegenstände vorzuschlagen, welche in der hl. 
ökumenischen Synode zur Verhandlung kommen sollen, und die Gutachten der 
Väter darüber einzuholen, einzig Uns und diesem apostolischen Stuhle zu- 
steht, so ist es dessenungeachtet nicht bloss Unser Wunsch, sondern auch 
Unser ausdrücklicher Wille, dass, wer immer von den Vätern des Concils 
einen für das allgemeine Beste geeigneten Vorschlag zu machen weiss, dieses 
ungehindert thun möge. Weil Wir jedoch wohl erkennen, dass solche Vor- 
schläge, wenn sie nicht zur gehörigen Zeit und in passender Weise vorge- 
bracht werden, die nothwendige Ordnung der conciliarischen Verhandlungen 
nicht wenig stören können, so stellen Wir für derlei Vorschläge die folgende 
Ordnung fest: Sie sollen 1) schriftlich abgefasst sein und einer besonderen, 
zu diesem Zwecke von Uns eingesetzten Congregation, die aus einigen theils 
aus Unseren ehrwürdigen Brüdern, den Cardinälen der H. R. K., theils aus 
den Vätern der Synode erwählten Mitgliedern bestehen wird, privatim über-" 
geben werden; sie müssen 2) wirklich das allgemeine Beste der Christenheit 
betreffen, nicht bloss den besonderen Nutzen der einen oder andern Diöcese; 
sie sollen 3) die Gründe angeben, weshalb sie nützlich und angemessen er- 
scheinen; sie dürfen 4) nichts gegen den unwandelbaren Sinn und die unyver- 
letzlichen Traditionen der Kirche enthalten. , Die erwähnte besondere Con- 
gregation wird die ihr eingereichten Vorschläge sorgfältig prüfen und ihr 
Gutachten über deren Zulassung oder Zurückweisung Unserem Urtheile unter- 
breiten, damit Wir alsdann nach reiflicher Erwägung bestimmen, ob im Concil 
darüber berathen werden solle. 

3. Von der auf dem Concil zu beobachtenden Verschwiegen- 
heit. Die Klugheit verlangt von Uns, dass Wir für die ganze Dauer des 
Concils eine strenge Verschwiegenheit, wie sie auch in den früheren Concilien 
mehr als einınal, wenn wichtige Umstände es erheischten, anbefohlen worden, 
zu beobachten gebieten. Denn wenn jemals, so hat gerade in der jetzigen 
Zeit diese Vorsicht nothwendig geschienen, wo die Gottlosigkeit auf jede Ge- 
legenheit lauert, Hass gegen die katholische Kirche und Lehre anzufachen, 


. und wo ihr reichlichere Mittel zu Gebote stehen, Schaden anzustiften. Daher 


befehlen Wir sämmtlichen Bischöfen, den Officianten des Concils, den Theo- 
logen, den Kanonisten und den Uebrigen, welche den Bischöfen oder den ge- 
nannten Officianten in Angelegenheiten des Coneils ihre Dienste leihen, von 
den Decreten und allem Andern, das ihnen zur Erwägung wird vorgelegt 
werden, sowie über die Discussion und das Urtheil der Einzelnen nichts zu 
veröffentlichen, noch irgendwem ausser dem Gremium, des Concils etwas zu 
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verrathen; ebenso befehlen Wir auch, dass die Officianten des Concils, welche Ne. 486 
nicht Bischöfe sind, und alle Uebrigen, welche mit irgend einem Dienste bei pom. Curie. 
den conciliarischen Verhandlungen von Uns betraut sind, einen Eid abzulegen ?7.Nov. 186. 


haben, dass sie ihr Amt treu verwalten und über alles oben Erwähnte, sowie 
über das, was ihnen speciell anvertraut wird, die strengste Verschwiegenheit 
beobachten wollen. 

4. Von der Ordnung der Sitze und den zu wahrenden Rechten 
Aller gegen Präjudiz. Da es nicht wenig zur Erhaltung der Ruhe und 
Eintracht beiträgt, wenn bei den jedesmaligen conciliarischen Verhandlungen 
Jeder den seiner Würde angemessenen Platz getreu und bescheiden wahrt, 
so schreiben Wir, um jede Gelegenheit des Anstosses möglichst abzuschneiden, 
für die verschiedenenen Dignitäten die nachfolgende Ordnung vor. | Den ersten 
Rang werden einnehmen Unsere ehrw. Brüder, die Cardinal-Bischöfe, Cardinal- 
Priester, Cardinal-Diaconen; den zweiten die Patriarchen; den dritten aus 
Unserer besonderen Gnade die Primaten nach der Ordnung ihrer Erhebung 
zum Primat. Diesen Rang verleihen Wir ihnen bloss für dieses Mal und 
wollen nicht, dass aus dieser Unserer Bewilligung irgend ein Recht der Pri- 
maten, noch eine Beeinträchtigung Anderer hergeleitet werde. Den vierten 
Platz werden die Erzbischöfe inne haben, nach der Ordnung ihrer Erhebung 
zur erzbischöflichen Würde; den fünften die Bischöfe, ebenfalls nach dem 
Alter ihrer Erhebung; den sechsten die keiner Diöcese angehörenden Aebte; 
den siebenten die General-Aebte und die anderen Generale der religiösen 
Orden, in welchen feierliche Gelübde abgelegt werden, auch wenn sie nur den 
Titel von General-Vicaren haben, falls sie jedoch wirklich ihrem ganzen 
Orden mit allen Rechten und Privilegien des höchsten Oberen gesetzmässig 
vorstchen. || Wir beschliessen übrigens noch nach der Disciplin und Anord- 
nung der früheren Concilien, dass, wenn Jemand während der Dauer des Con- 
cils etwa nicht auf dem ihm gebührenden Platze sitzt und seine Stimme durch 
das Wort placet abgibt, bei den Congregationen betheiligt ist und was immer 
für andere Acte vornimmt, daraus keine Präjudiz, noch ein neues Recht her- 
zuleiten ist. 

5. Von den Richtern, welche die Entschuldigungen und Klagen 
zu prüfen haben. Damit die Verhandlung der wichtigeren Gegenstände, 
welche auf dieser heiligen Synode zur Sprache kommen müssen, durch Unter- 
suchung der bloss Einzelne betreffenden Sachen so wenig als möglich ge- 
hindert oder verzögert werde, so beschliessen Wir, dass die Synode selbst 
durch geheime Stimmzettel fünf Väter des Concils zu Richtern über die Ent- 
schuldigungen erwähle, deren Amt es sein wird, die Abordnungen von Procu- 
ratoren und die Entschuldigungen der abwesenden Prälaten, sowie die Gesuche 
Derer, welche einen gerechten Grund zu haben vermeinen, vor dem Schlusse 
des Concils abzureisen, entgegenzunehmen und nach der Norm der auf Con- 
cilien geltenden Disciplin und der heiligen Canones zu prüfen. Haben sie 
dieses gethan, so sollen sie über diese Angelegenheit nichts beschliessen, 
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a sondern über Alles an die General-Congregation ordnungsmässig Bericht er- 
Röm. Curie. Statten. Ausserdem beschliessen Wir, dass die Synode ebenso durch geheime 
27. Nov. 1869. Stimmzettel fünf andere von den Vätern zu Richtern über Klagen und Streit- 

fälle erwähle. || Diese sollen dann alle Streitigkeiten über die Ordnung im 
Sitzen, über das Recht des Vortritts und andere etwa unter den Versammel- 
ten vorkommenden Differenzen in summarischer Kürze und bestthunlich bei- 
zulegen suchen, und zwar so, dass kein Präjudiz für Jemand entstehe; und 
wenn sie solche nicht beizulegen vermögen, so sollen sie dieselben der Autori- 
tät der General-Congregation unterwerfen. 

6. Von den Officianten des Concils Weil aber ferner auch das 
von grossem Nutzen ist, dass zur ordentlichen und gesetzmässigen Verrichtung 
aller bei dieser Synode vorkommenden Geschäfte die nothwendigen und ge- 
eigneten Diener und Officianten der conciliarischen Gewohnheit und Disciplin 
gemäss ernannt werden, so haben Wir auch auf die Besetzung dieser Aemter 
Bedacht genommen und dazu die nachstehenden Männer ausersehen, die Wir 
hiermit ernennen, nämlich: ii 1. Zu allgemeinen Hütern des Concils Unsere 
geliebten Söhne Johann Colonna und Dominicus Orsini, römische Fürsten, 
Assistenten Unseres päpstlichen Thrones. || 2. Zum Secretär des Concils 
Unseren ehrwürdigen Bruder Joseph, Bischof von St. Pölten, welchem Wir 
mit dem Amte und Titel eines Untersecretärs beigesellen Unseren geliebten 
Sohn Ludwig Jacobini, apostolischen Protonotarius, und als Gehülfen Unsere 
geliebten Söhne, die Canonici Camillus Santori und Angelus Jacobini. || 3. Zu 
Notaren des Concils .... || 4. Zu Scrutatoren der Stimmen .... || 5. Zu 
Promotoren des Concils .... || 6. Zu Ceremonienmeistern des Concils .... 
|| 7. Zu Anweisern der Plätze .... 

7. Von den General-Congregationen der Väter. Indem Wir jetzt 
Unsere Sorgfalt der Anordnung der General-Congregationen zuwenden, be- 
stimmen und setzen Wir fest, dass in eben diesen Congregationen der Väter, 
welche den öffentlichen Sitzungen vorausgehen, fünf von Unseren ehrw. 
Brüdern, den Cardinälen der H. R. K., in Unserem Namen und mit Unserer 
Autorität den Vorsitz führen werden, zu welchem Amte Wir ausersehen und 
ernennen Unsern ehrw. Bruder, der H. R. K. Cardinal-Bischof von Sabina, 
von Reisach genannt, Unsere geliebten Söhne, Cardinal-Priester der H. R. K. 
Antoninus vom Titel der hl. vier Blutzeugen, genannt von Luca, Joseph 
Andreas vom Titel des hl. Hieronymus der Illyrier, genannt Bizzarri, Aloisius 
vom Titel des hl. Laurentius in Panisperna, genannt Bilio, und Unsern ge- 
liebten Sohn Hannibal, der H. R. K. Cardinal-Diacon von der hl. Maria in 
Aquiro, genannt Capalti. || Diese präsidirenden Cardinäle haben ausser der 
angemessenen Leitung der Congregationen noch dafür Sorge zu tragen, dass 
bei Verhandlung der Gegenstände der Anfang mit den Glaubenssachen ge- 
macht werde; es steht ihnen sodann je nach Ermessen frei, die Berathungen 
auf Punkte des Glaubens oder der Disciplin zu lenken. ' Da Wir aber bereits 


seit Erlassung der Bulle, durch die Wir dieses Concil ausgeschrieben haben, 
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Theologen und Kanonisten aus verschiedenen Gegenden der katholischen Nr. 4876 
Welt hierher in- Unsere geliebte Stadt berufen haben, damit sie sich zugleich Rn. Cara, 
mit andern, in denselben Wissenschaften erfahrenen Männern Unserer Stadt ?7-Nov.1869. 
mit der Vorbereitung derjenigen Gegenstände befassen sollten, welche dem 
Zwecke dieser allgemeinen Synode entsprechen, und so den Vätern die Ver- 
handlung der Materie erleichtern möchten, so ist es Unser Wille und Befehl, 
dass die von jenen Männern abgefassten und ausgearbeiteten Entwürfe von 
Decreten und Canones, die Wir ohne alle Approbation der freiesten Prüfung 
der Väter vorbehalten haben, diesen in der General-Congregation zur Prüfung 
und Beurtheilung vorgelegt werden. Die erwähnten Cardinäle werden daher 
Sorge tragen, dass einige Tage zuvor die Entwürfe der Decrete und Canones, 
worüber in der bevorstehenden General-Congregation berathen werden soll, : 
gedruckt und den einzelnen Vätern eingehändigt werden, damit sie inzwischen 
eine sorgfältige und allseitige Prüfung anstellen und sich ein bestimmtes 
Urtheil im Voraus bilden können. Wenn einer der Väter über den vorge- 
legten Entwurf in der Congregation einen Vortrag zu halten beabsichtigt, 
muss er, um unter den Rednern die geziemende Ordnung nach Maassgabe , 
ihrer Wirde aufrecht zu erhalten, seine Absicht den Cardinälen, welche das 
Präsidium führen, spätestens Tags zuvor mittheilen. || Wenn der vorliegende 
Entwurf in der Congregation keine Schwierigkeiten darbietet, oder doch nur 
solche, welche sich während der Zusammenkunft selbst leicht lösen lassen, so 
steht nichts im Wege, nach geschehener Verständigung die Form des con- 
ciliarischen Decretes oder Kanons, worüber verhandelt wird, durch Einsammeln 
der Stimmen festzusetzen. Wenn sich jedoch wegen eines solchen Entwurfs 
derartige Schwierigkeiten darbieten würden, dass sie während der Zusammen- 
kunft selbst wegen getheilter Ansichten nicht gehoben werden können, so soll, 
um für solchen Fall ein feststehendes und angemessenes Verfahren vorzu- 
zeichnen, der nachfolgende Gang eingehalten werden. Vom Anfang des Con- 
cils an sollen vier specielle und unterschiedene Congregationen oder Depu- 
tationen von Vätern eingesetzt werden, von denen die erste über Glaubens- 
sachen, die zweite über Sachen der kirchlichen Disciplin, die dritte über 
Gegenstände, welche die religiösen Orden betreffen, die vierte endlich über 
solche, welche sich auf den orientalischen Ritus beziehen, während der Dauer 
des Concils ihre Prüfungen und Verhandlungen anstellen soll. || Jede der ge- 
nannten Congregationen oder Deputationen soll aus 24 Vätern bestehen, 
welche die Väter des Concils durch geheime Stimmzettel erwählen werden; 
jede derselben soll einen von Uns Ernannten aus Unseren Ehrw. Brüdern, der 
H. R. K. Cardinälen zum Vorsitzenden haben, welcher zum Nutzen seiner 
Congregation oder Deputation einen oder mehrere von den Theologen oder 
Kanonisten des Concils herbeiziehen und einen derselben zum Secretär dieser 
Congregation oder Deputation bestellen wird. Wenn nun der oben bezeichnete 
Fall eintritt, dass in der General-Congregation eine Frage in Betreff des vor- 
gelegten Entwurfes sich nicht entscheiden lässt, dann werden die der General- 
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Congregation präsidirenden Cardinale dafür sorgen, dass der fragliche Entwurf 
zugleich mit den gemachten Einwendungen jener speciellen Deputation, zu 
deren angeführtem Ressort er gehört, zur Prüfung zugewiesen werde. Der 
Bericht über die in der besonderen Deputation gepflogenen Berathungen soll 
gedruckt und den Vätern nach obiger von Uns vorgeschriebenen Methode zur 
Entscheidung übergeben werden, damit dann in der nächsten General-Congre- 
gation, wenn nichts im Wege steht, die Stimmen gesammelt und die Form 
des conciliarischen Decretes oder Canons festgestellt werde. Die Stimmen 
sollen aber mündlich von den Vätern abgegeben werden, jeduch so, dass die- 
selben volle Freiheit haben, sie durch Ablesen vom Blatte kundzugeben. 

8. Von den öffentlichen Sitzungen. Wir haben nun auch geeignete 
Fürsorge zu treffen, dass die Feier der öffentlichen Sitzungen ordnungsmässig 
vor sich gehe. Nachdem in jeder öffentlichen Sitzung die Väter nach Rang 
und Platz sich gesetzt und die Ceremonien, welche Wir ihnen in einem 
eigenen Rituale übergeben werden, genau beobachtet sind, sollen die Formeln 
der Decrete und Canones, welche in den vorhergehenden General-Congre- 
gationen festgesetzt sind, mit lauter und vernehmlicher Stimme auf Unsern 
Befehl in folgender Ordnung vorgelesen werden: Zuerst sollen die Canones 
über Glaubensdogmen, darauf die Disciplinar-Decrete verkündigt werden, und 
zwar mit Beobachtung des vorausgehenden feierlichen Titels, dessen Unsere 
Vorgänger bei ähnlicher conciliarischer Verhandlung sich zu bedienen pflegten, 
nämlich: Pius, Bischof, Knecht der Knechte Gottes, mit Approbation des hei- 
ligen Concils, zum ewigen Gedächtnisse des Geschehenen. Dann sollen die 
Väter gefragt werden, ob die vorgelesenen Canones und Decrete ihre Zu- 
stimmung haben, und sogleich schreiten die Scrutatoren nach der oben be- 
stimmten Ordnung voran, um die Stimmen einzeln und der Reihe nach zu 
sammeln, welche sie genau zu notiren haben. In Bezug hierauf erklären Wir 
aber, dass die Stimmen mit folgenden Worten mündlich abgegeben werden 
sollen: placet oder non placet; und zugleich verordnen Wir, dass es den aus 
was immer für einem Grunde in den Sitzungen nicht Anwesenden nicht er- 
laubt ist, ihr Votum schriftlich einzuschicken. Nach Sammlung der Stimmen 
soll der Secretär des Concils zugleich mit den oben genannten Scrutatoren 
vor Unserem Throne dieselben genau sondern und zählen, sodann Uns darüber 
Bericht erstatten. Hierauf werden Wir Unsere höchste Entscheidung aus- 
sprechen und Befehl geben, dieselbe mit Anwendung folgender Formel zu 
verkünden und zu promulgiren: „Die eben verlesenen Decrete haben die Zu- 
stimmung sämmtlicher Väter erhalten, ohne Jemandes Widerrede;“ oder (wenn 
Etliche vielleicht nicht einverstanden wären) „mit Ausnahme von so vielen 
Stimmen; und Wir verfügen, beschliessen und bekräftigen dieselben mit Zu- 
stimmung des heiligen Concils in der Weise, wie sie sind verlesen worden.“ 
Ist dieses Alles zu Ende, dann haben die Promotoren des Concils die gegen- 
wärtigen Protonotarien aufzufordern, eine oder mehrere Urkunden über Alles 
und Jedes, was in der Sitzung verhandelt worden, auszufertigen. Nachdem 
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zuletzt auf Unseren Befehl der Tag der nächsten Sitzung angesagt ist, wird 
die Versammlung entlassen. 

9. Verbot, sich vom Concil zu entfernen. Wir gebieten ferner 
allen Vätern des Concils und auch den Uebrigen, welche bei demselben zu- 
gegen sein müssen, unter den durch die hl. Canones festgesetzten Strafen, 
dass keiner von ihnen, bevor dieses heilige allgemeine und ökumenische vati- 
canische Concil gesetzmässig geschlossen und von Uns entlassen ist, sich ent- 
ferne, wofern nicht der Grund der Abreise nach der oben festgesetzten Norm 
zuvor geprüft und gebilligt worden und von Uns die Erlaubniss zur Abreise 
ertheilt ist. 

10. Apostolisches Indult wegen der Nichtresidenz der Mit- 
glieder des Concils. Da Alle, welche verpflichtet sind, an den concilia- 
rischen Verhandlungen Theil zu nehmen, hierin der allgemeinen Kirche ihre 
Dienste weihen, so verordnen Wir, dem Beispiele Unserer Vorgänger folgend, 
mit Apostolischer Huld, dass sowohl die Bischöfe und die übrigen stimm- 
berechtigten Mitglieder dieses Concils, wie auch alle dem Concil unter was 
immer für einem Titel ihre Dienste leihenden Kleriker die Früchte, Ein- 
‘ künfte, Erträgnisse und täglichen Distributionen ihrer Beneficien beziehen 
können, mit alleiniger Ausnahme derjenigen Distributionen, die unter Gegen- 
wärtigen gemacht werden; diese Bewilligung hat Geltung während der ganzen 
Dauer des Concils urd so lange ein Jeder bei demselben zugegen ist oder 
ihm seine Dienste leistet. || Vorstehendes ist Unser Wille und Befehl; und 
Wir verordnen, dass dieses Unser Schreiben und Alles, was darin enthalten 
ist, in dem nächsten heiligen allgemeinen und ökumenischen vaticanischen 
Concilium von Allen und Jeden, welche es angeht, unverbrüchlich gehalten 
werde. Was immer Gegenwärtigem zuwider wäre, selbst wenn es ganz be- 
sondere und specielle Erwähnung und Derogation erforderte, soll nicht im 
Wege stehen. 

Gegeben zu Rom bei dem heiligen Petrus unter dem Fischerring, am 
27. November des Jahres 1869, im 24. Jahre Unseres Pontificates. 


N. Card. Paracciani-Clarelli. 


Das oben mitgetheilte Breve wurde den Concilsvätern in der Congre- 
gatio prosynodalis vom 2. Dec. 1869 mitgetheilt. — Gegen diese Geschäfts- 
ordnung, wie auch gegen die revidirte vom 22. Febr. 1870 [s. Nr. 4896 
(161)] richteten viele Concilsväter Vorstellungen an den Papst [s. Nr. 4882 f. 
(147). — Die auf dem Concilium von Trient befolgte Geschäftsordnung, 
welche von der für das Vaticanum gegebenen mannigfach abweicht, s. 
Friedrich, Documente 1. c. I. p. 265 ff. 
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Nr. 4877. (142.) 


RÖMISCHE CURIE. Allocution P. Pius’ IX, gehalten bei Eröff- 
nung des Vaticanischen Concils an die versammelten Väter. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. XXXVI. 


Ehrwürdige Brüder! 


Nr. 4817 Das hohe Glück, um das Wir Gott mit inständigem Gebet angefleht 
Rdn re haben, dass es Uns vergönnt sei, das dkumenische Concilium, welches Wir 
8. Dec. 1869. angesagt, mit Euch zu feiern, ist Uns durch Gottes ganz besondere und aus- 

gezeichnete Güte zu Unserer grössten Freude wirklich beschieden. Darum 
frohlockt Unser Herz im Herrn und empfindet unaussprechlichen Trost, dass 
Wir an diesem hehren Festtage der unbefleckten Empfängniss der heiligsten 
Jungfrau und Gottesmutter Maria Euch, die Ihr berufen seid, Unsere Hirten- 
sorge zu theilen, wiederum in noch grösserer Anzahl als sonst in dieser Burg 
der katholischen Religion um Uns geschart erblicken und Eurer liebsten Gegen- 
wart Uns freuen. : Ihr aber, ehrwürdige Brüder, seid jetzt im Namen Christi 
hier versammelt, um mit Uns Zeugniss zu geben dem Worte Gottes und 
Zeugniss Jesu Christo, um mit Uns allen Menschen den Weg Gottes in der 
Wahrheit zu lehren und unter Leitung des hl. Geistes mit Uns über die 
widersprechenden Lehren einer falschen Wissenschaft zu richten. | Denn wenn 
je, so fordert von Uns gerade jetzt, wo die von ihren Bewohnern ver- 
giftete Erde in Wahrheit trauert und zerfliesst, der Eifer für Gottes Ehre 
und der Seelen Heil, dass Wir Sion mit Mauern umgeben und befestigen, 
zählen ihre Thürme und auf ihre Stärke Unsere Herzen richten. || Denn Ihr 
sehet, ehrwürdige Brüder, welch’ ungestümen Angriff der alte Feind des Menschen- 
geschlechts auf das Haus Gottes, welches Heiligkeit zieren soll, gemacht hat 
und immerfort macht. Unter seiner Fahne breitet sich jene unheilvolle Ver- 
schwörung der Gottlosen aus, stark durch Einheit, mächtig durch Geld, fest 
durch ihre Organisation und die Freiheit missbrauchend als Deckmantel der 
Bosheit, und lässt nicht ab, gegen die hl. Kirche Christi einen äusserst 
wüthenden, verbrecherischen Krieg zu führen. Ihr kennt die Beschaffenheit, 
die Gewalt, die Waffen, die Fortschritte, die Ziele dieses Krieges. Ihr habt 
beständig vor Euren Augen den Umsturz und die Verwirrung jener obersten 
vernünftigen Grundsätze, welche die Grundlage und Regel aller menschlichen 
Verhältnisse bilden müssen, die klägliche Zerrüttung alles Rechtes, die viel- 
fachen unverschämten Trug- und Verführungskünste, wodurch die heilsamen 
Bande der Gerechtigkeit, Ehrbarkeit und Autorität aufgelöst, alle schlimmen 
Leidenschaften angefacht, der christliche Glaube von Grund aus in den Herzen 
zerstört wird, so dass ganz gewiss der Untergang der Kirche Gottes, könnte 
sie je durch der Menschen List und Anstrengung zerstört werden, gegenwärtig 
zu befürchten wäre. Doch nichts ist mächtiger als die Kirche, sprach der 
hl. Johannes Chrysostomus, sie ist stärker als selbst der Himmel. Himmel 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 83 


und Erde werden vergehen, meine Worte aber werden nicht vergehen. Welche ur wm 
Worte? Du bist Petrus, und auf diesen Felsen will ich meine Kirche bauen, pom Cat 
und die Pforten der Hölle werden sie nicht überwältigen. || Obwohl nun aber ® Dec. 198 
die Stadt des Herrn der Heerscharen, die Stadt Unseres Gotfès auf uner- 
schütterlichem Fundamente gegründet ist, so haben Wir doch beim Anblicke 
so grosser und zahlreicher Uebel und im tiefsten Schmerze über den Unter- 
gang so vieler Seelen, den abzuwenden, wir. sogar das Leben einzusetzen bereit 
sein müssen, es für Unsere heiligste Pflicht erachtet, Mittel und Wege auf- 
zusuchen, durch die so viele der Kirche geschlagene Wunden bestmöglich ge- 
heilt werden könnten. Uns vornehmlich liegt diese Pflicht ob, die Wir die 
Stelle des ewigen Hirten auf Erden vertreten; Wir müssen vor allen Andern 
von Eifer für das Haus Gottes brennen. Und indem Wir jene Worte bei 
lesaias: „Lass dir rathen, versammle den Rath“ oft bei Uns im Geiste er- 
wogen und Uns erinnerten, mit welch’ heilsamem Erfolge Unsere Vorgänger in 
Zeiten schwerer Bedrängnisse der Kirche dieses Heilmittels sich bedient, 
haben Wir Uns nach anhaltendem Gebete, nach vorausgegangener, mit Unseren 
ehrwürdigen Brüdern, den Cardinälen der Heiligen Römischen Kirche, ge- 
pflogener Berathung, endlich nach Aufforderung mehrerer Bischöfe, Uns ihr 
Gutachten darüber mitzutheilen, entschliessen zu müssen geglaubt, Euch, 
ehrwürdige Brüder, die Ihr der Erde Salz, der Heerde Christi Wächter und 
Hirten seid, hier, am Stuhle Petri, zu versammeln; und so begehen Wir denn 
heute durch Gottes gnädige Erbarmung, welche die solcher hochwichtigen 
Sache entgegentretenden Hindernisse beseitigt hat, die Eröffnungsfeier der 
heiligen Synode in altherkömmlicher feierlichen Weise. Unser Herz aber, 
ehrwürdige Brüder, ist in dieser Stunde von so vielen und so ‚lebhaften Ge- 
fühlen der Liebe bewegt, dass Wir sie in Unserem Innern nicht zu bergen 
vermögen. Es ist Uns nämlich bei Euerem Anblicke, als sähen Wir die 
gesammte Familie der katholischen Welt, Unsere theuersten Kinder, vor Uns 
gegenwärtig; Wir gedenken so vieler Unterpfänder der Liebe, so vieler Be- 
weise eines begeisterten Herzens, durch die sie, Eurer Aufforderung, Leitung 
und Euerem Beispiele folgend, ihre kindliche Liebe und Ehrfurcht gegen Uns 
und diesen apostolischen Stuhl wundersam bethätigt haben und immerfort be- 
thätigen; und bei diesem Gedanken können Wir Uns nicht erwehren, in Eurer hoch- 
ansehnlichen Versammlung gegen sie alle die Gesinnungen Unserer innigsten Dank- 
barkeit öffentlich und feierlich auszusprechen und Gott inständigst zu bitten, dass 
die Prüfung ihres Glaubens viel köstlicher als durch Feuer erprobtes Gold er- 
funden werde zum Lobe und Preise und zur Ehre bei der Erscheinung Jesu 
Christi. Wir gedenken sodann auch des traurigen Looses so vieler Menschen, 
die, in unseligem Irrthum befangen, den Weg der Wahrheit und Gerechtigkeit 
und darum auch der wahren Glückseligkeit verfehlen, und wünschen sehn- 
lichst, ihnen in dieser unglücklichen Lage zu helfen, eingedenk Unseres gött- 
lichen Erlösers und Lehrers Jesu Christi, der gekommen ist, zu suchen und 
selig zu machen, was verloren war. Wir richten ferner Unsere Augen auf 
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dieses Siegeszeichen des Apostelfürsten, bei dem Wir stehen, auf diese theure 
Stadt, welche durch Gottes Vorsehung vor der Plünderung durch die Völker 
bewahrt geblieben, auf dieses Unser geliebtes rômisches Volk, das mit stand- 
hafter Liebé, Treue und Ergebenheit an Uns hängt, und fühlen Uns ge- 
drungen, Gottes Güte zu preisen, der 2u dieser Zeit die Hoffnung auf seinen 
göttlichen Schutz immer mehr in Uns hat stärken und befestigen wollen. 
Vorzüglich aber umfangen Wir Euch im Geiste, ehrwürdige Brüder, deren Sorg- 
samkeit, Eifer und Eintracht, wie Wir wohl einsehen, jetzt von hoher Be- 
deutung ist, um für Gottes Ruhm zu wirken; Wir zollen Anerkennung dem 
glühenden Eifer, womit Ihr die Pflichten Eures Amtes erfüllt habt, und be- 
sonders jener ausgezeichneten und innigen Verbindung, welche Euch alle an 
Uns und an diesen Apostolischen Stuhl fesselt, welche Uns allezeit in Unseren 
grössten Trübsalen am meisten erfreut hat, jetzt aber Uns ganz besonders 
lieb und für die Kirche vom höchsten Nutzen ist; und Wir freuen Uns ganz 
ausserordentlich im Herrn, dass Ihr zu dieser Eurer Synodal-Versammlung 
so vortreffliche Gesinnungen bringt, dass Wir die reichlichsten und erwünsch- 
testen Früchte mit Zuversicht daraus erwarten dürfen. Wie es vielleicht nie- 
mals einen Krieg gegeben, der mit mehr Bosheit und Verschlagenheit gegen 
Christi Reich ist angeschürt worden, so gab es auch keine Zeit, wo die Ein- 
heit der Priester Gottes mit dem obersten Hirten seiner Heerde, die von so 
wunderbarem Einflusse auf die Kirche ist, mehr Noth that, als eben jetzt. 
Dank der besonderen Vorsehung Gottes und Eurer erprobten Tugend, blühet 
in der That diese herrliche Einheit und hat sich stets so bewährt, dass sie 
der Welt, den Engeln und Menschen zum Schauspiele geworden und, wie 
Wir zuversichtlich hoffen, täglich mehr sein wird. || Wohlan also, ebrwürdige 
Brüder, seid stark in dem Herrn und lehret mit Uns im Namen der hoch- 
heiligsten Dreifaltigkeit, geheiligt in der Wahrheit und angethan mit den 
Waffen des Lichts, den Weg, die Wahrheit und das Leben, nach welchem 
das von so vielen Uebeln geplagte Menschengeschlecht sich bereits nothge- 
drungen sehnt; bemüht Euch mit Uns, Frieden den Reichen, Gesetz den Bar- 


baren, Ruhe den Klöstern, Orduung den Kirchen, Zucht dem Klerus, und 


Gott ein angenehmes Volk wiederzugeben. Gott stehet in seinem Heilig- 
thum, ist mit Unseren Berathungen und Bemühungen, hat Uns in einem so 
erhabenen Werke seiner Barmherzigkeit zu seinen Dienern und Gehülfen aus- 
ersehen, und Wir müssen Uns darum während dieser Zeit diesem Dienste so 
ganz und gar widmen, dass Wir Geist, Herz und alle Unsere Kraft einzig 
dem weihen. || Aber im Bewusstsein Unserer Schwäche und voll Misstrauen 
auf Unsere eigene Kraft, erheben Wir zu Dir, o heiliger Geist, vertrauensvoll 
Unsere Blicke und Unser Flehen; lass Du, o Quelle des wahren Lichts und 
der Weisheit, das Licht Deiner göttlichen Gnade leuchten Unserem Geiste, 
damit Wir erkennen, was recht, heilbringend und gut ist; regiere, entzünde, 
leite Unsere Herzen, damit die Verhandlungen dieses Conciliums recht be- 
gonnen, glücklich fortgeführt und heilsam vollendet werden! | Du aber, Mutter 
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der schônen Liebe, der Erkenntnisss und heiligen Hoffnung, Kônigin und Be- “a a 
schützerin der Kirche, nimm Uns, Unsere Berathungen und Arbeiten in Deinen Röm. Curie, 


mütterlichen Schutz und Schirm, und bewirke durch Deine Fürbitte bei Gott, $ Dec. 1869. 
dass Wir beständig eines Geistes und Herzens bleiben. || Auch Euch rufen 

Wir um Euren Beistand an, Engel und Erzengel, Dich, Fürst der Apostel, 

heiliger Petrus, und Dich, seinen Mitapostel, heiliger Paulus, Lehrer der 

Völker und Prediger der Wahrheit in der ganzen Welt, und Euch Alle, Ihr 

Heiligen des Himmels, und besonders Euch, deren Asche Wir hier verehren, 

erwirket Uns durch Eure mächtige Fürbitte, dass Wir alle Unser Amt treu 

erfüllen und Barmherzigkeit finden bei Gott in Seinem heiligen Tempel, Dem 

Ehre und Ruhm sei in Ewigkeit! 


Am Morgen des 2. Dec. 1869 fand eine Vorversammlung der bis dahin 
in Rom anwesenden Prälaten in der Sixtinischen Capelle statt, wobei der 
Papst die Allocution „Sacri Oecumenici Vaticani Concilii conventus“ hielt, 
welche die zahlreich erschienenen Concilsväter freudigst begrüsst und ihnen 
mittheilt: „Zugleich haben wir für nöthig befunden, Euch jene Normen zu 
übergeben, die, bezeichnet und verkündet in Unserem Apostolischen Schreiben 
[Multiplices inter], Wir zur gehörigen und ordnungsmässigen Erledigung 
aller conciliarischen Geschäfte feststellen zu müssen glaubten.“ — Das 
Concil selbst wurde am 8. Dec. durch die oben mitgetheilte Allocution des 
Papstes eröffnet. (S. Friedberg L c. Lat. Orig. Urk. XXXVI.) Hiebei 
waren anwesend 719 Mitglieder, deren Zahl bis zum 15. Januar auf 744 
stieg. (S. Friedberg 1. c. Urk. XXXVII das Verzeichniss der Mitglieder.) 
— Die Eröffnungsrede (Festpredigt) hielt Luigi Puecher Pasavalli aus dem 
Capuzinerorden, Bischof von Iconium i. p., Vicar von St. Peter. Ueber die 

_ Aufgabe des Concils wird darin gesagt: „Fern sei es, dass ich Ihren weisen 
Berathungen irgendwie vorgreifen wollte, wenn ich, den lichtvollen Pfaden, 
welche unser erhabenster Hoherpriester gern und frei geöffnet hat, folgend, 
zu behaupten wage, dass Ihnen Allen die beste Gelegenheit geboten sei, 
sich in reichlicher Fülle mit jenem himmlischen Samen zu versehen. 
Gegenstand der Verhandlung soll nämlich sein, wie die christlichen Völker, 
die man zu den faulen und von allem Unrathe giftiger Irrthümer strotzen- 
den Cisternen verlockt hat, wiederum zu den reinen und unerschöpflichen 
Wasserquellen des Heilandes zurückgeführt werden mögen; wie die heil- 
bringende Wirksamkeit der Kirche, sei es, dass sie neue Gestalten an- 
nehme oder neue Hülfsmittel sich verschaffe, thatkräftiger sich zeigen möge, 
um auf neuen, zuvor nicht versuchten Pfaden ihr vorgestecktes Ziel zu er- 
streben, um neue Canäle zu erfinden, durch welche die Kraft und Gnade des 
göttlichen Geistes in alle Glieder des mystischen Leibes Christi leichter 
und sicherer sich ergiessen möge; wie ferner die Lebenskräfte der 
Gläubigen sich so enge einigen lassen, dass sie im Stande seien, den un- 
heilvollen Anschlägen des Atheismus, der Heuchelei und Ruchlosigkeit ent- 
gegenzutreten, sie zu vereiteln, ja zu Schanden zu machen und gänzlich zu 
vernichten; mit einem Worte, es gilt die Verjüngung des christlichen 
Lebens-Geistes, dass er auf’s neue in jenem himmlischen Lichtglanze er- 
strahlen möge, worin er sich zuerst auf Erden gezeigt hat, damals als 
diese unsere Religion, die schöne, vielgeliebte Himmelstochter, reinge- 
waschen in dem Wunderborne des Wassers und Blutes, welcher der Seite 
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des Erlôsers entquollen war, vom Kalvarienberge herniederstieg, um Besitz 
zu ergreifen von dem ganzen weiten Erdenrunde, das sie zu ihrem Erb- 
theil erhalten hatte.“ (S. Friedberg 1. c. Urk. XXXV.) 


Am 11. Dec. 1869 erfolgte die Bekanntmachung der Bulle „Cum Ro- 
manis Pontificibus“ vom 4. December, welche unter Berufung auf ähnliche 
Verfügungen früherer Päpste ausspricht: ..... „Wir halten es aber für 
zweckmässig, dass das, was Wir aus Anlass des genannten vaticanischen 
Concils, sowohl in Betreff der Papstwahl als der Suspension dieses Concils - 
[für den Fall des Todes Pius’ IX. während des Concils} bisher verordnet 
haben, eine in ähnlichen Fällen immer zu bewahrende, sichere und feste 
Richtschnur biete, und beschliessen und bestimmen daher aus gleicher Er- 
kenntniss und Macht, dass in aller Zukunft, so oft ein römischer Pontifex 
während der Abhaltung eines ökumenischen Concils, möge es zu Rom oder 
an irgend einem anderen Orte der Erde gehalten werden, stirbt, die Wahl 
des neuen Pontifex immer und ausschliesslich durch das eine Cardinal- 
collegium der heiligen römischen Kirche .... geschehen solle, und das 
Concil selbst, .... nach Empfang zuverlässiger Nachrichten vom Tode des 
Papstes, sofort und ohne Weiteres als suspendirt und für so lange ver- 
schoben angesehen werde, bis der kanonisch erwählte neue Papst befohlen 
hat, dass es wiederaufgenommen und fortgesetzt werde.“ (8. lat. Orig. 
Friedberg 1. c. Urk. XXXIX.) — Die Neuerung, welche durch diese Con- 
stitution verfügt wurde, besteht erstens in deren Allgemeingültigkeit — 
Papst Julius IL, Paul IIL und Pius IV. trafen nur Anordnungen für den 
Fall ihres Todes — und zweitens in der durch den Tod eines Papstes 
ipso facto eintretenden Suspendirung des Concils. — Ferner wurde am 
20. Dec. 1869 die vom 11. October datirte Bulle „Apostolicae sedis mode- 
ratione“ bekannt gemacht, durch welche die Kirchencensuren ohne Urtheils- 
spruch beschränkt werden. Ihr Inhalt — soweit derselbe für die Aufgabe, 
welche sich diese Sammlung stellt, in Betracht kommt — lautet: „Der 
Mässigung des apostolischen Stuhls ziemt es, Alles, was die alten Kirchen- 
gesetze heilsamer Weise angeordnet haben, der Art beizubehalten, dass, 
falls die veränderten Zeiten es erheischen sollten, Manches durch vorsich- 
tiges Abwägen zu mildern, dieser apostolische Stuhl, seiner höchsten Gewalt 
entsprechend, Abhülfe und Vorsorge eintreten lasse. Da Wir dieserhalb 
schon früher in Erwägung gezogen haben, dass die Kirchencensuren, welche 
ohne Urtheilsspruch und unmittelbar trafen und zu allen Zeiten auf die 
heiligste Weise sowohl zum Schutz des unverletzten Zustandes und der 
Disciplin der Kirche, als auch zur Bändigung und Verbesserung der zügel- 
losen Frechheit der Bösen veröffentlicht und angewandt worden sind, nach 
und nach zu einer grossen Zahl anwuchsen; dass ferner einige wegen Ver- 
änderung der Zeiten und Sitten dem Zwecke und den Ursachen, warum sie 
auferlegt waren, oder dem ursprünglichen Nutzen und der Anwendbarkeit 
nicht mehr entsprachen; dass endlich die durch dieselben erregten Zweifel, 
Aengstlichkeiten und Beunruhigungen des Gewissens nicht selten sind, unter 
den Seelsorgern sowohl wie unter den Gläubigen: so haben Wir, um diesen 
Uebelständen zu steuern, angeordnet, dass eine vollständige Zusammen- 
stellung derselben ausgearbeitet und Uns vorgelegt werde, damit Wir nach 
sorgfältiger Prüfung festsetzen, welche derselben als nützlich fortbestehen 
sollten, welche zu verändern, und welche abzuschaffen wären. || Nach vor- 
genommener Zusammenstellung verordnen Wir aus eigenem Antriebe mit 
vollster Kenntnissnahme und reifer Ueberlegung und in Unserer aposto- 
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lischen Machtfülle mittels dieser für ewige Dauer bestimmten Constitution, pd 
dass keine von allen Censuren, mögen sie Excommunication, Suspension Eh je 
oder Interdict sein, welche ohne Urtheilsspruch und unmittelbar trafen, s. Dec. 1869. 
ferner Geltung habe, ausgenommen diejenigen, welche Wir in dieser Con- 
stitution aufführen, und nur so, wie Wir sie aufführen. Zugleich erklären 
Wir, dass die aufrecht erhaltenen nicht nur kraft der alten Kirchengesetze, 
soweit sie mit dieser Constitution in Einklang stehen, sondern kraft dieser 
Unserer Constitution selbst ihr volles Gewicht erhalten sollen, gerade so, 
als wären sie durch dieselbe zum erstenmale verôffentlicht worden. || Ex- 
communicationen ohne Urtheilsspruch [d. h. unmittelbar an die 
That selbst geknüpft), die dem römischen Pontifex insbeson- 
dere vorbehalten sind. | Wir erklären daher, dass der dem Papst 
insbesondere vorbehaltenen Excommunication ohne Urtheilsspruch unter- 
liegen: || 1. Alle vom christlichen Glauben Abgefallenen und all’ und jeder 
Ketzer, wie sie auch heissen und zu was immer für einer Secte sie ge- 
hören; auch alle jene, welche an sie glauben, ihnen Aufnahme gewähren,  : 
Hülfe leihen und überhaupt Alle, welche sie vertheidigen. || 2. Alle jene, 
welche ohne Erlaubniss des päpstlichen Stuhls wissentlich die Bücher der 
Apostaten und Häretiker lesen, die den Unglauben verfechten, sowie auch 
alle jene, welche Bücher von was immer für einem Verfasser lesen, welche 
durch apostolische Schreiben ausdrücklich verboten sind, sowie auch alle 
diejenigen, welche solche Bücher bei sich halten, drucken und auf irgend 
eine Weise vertheidigen. © 3. Die Schismatiker und die, welche dem je- 
weiligen römischen Pontifex halsstarrig den Gehorsam verweigern, oder 
_ sich gegen denselben auflehnen. ji 4. Alle und jede, wess Standes, welcher 
Würde oder Stellung sie seien, welche von den Verordnungen oder Be- 
fehlen der zeitweiligen römischen Päpste an ein künftiges allgemeines Concil 
appelliren, sowie auch diejenigen, zu deren Hülfe, Rath und Vortheil appel- 
lirt wurde. | 5. Alle diejenigen, welche Cardinale der heiligen römischen 
Kirche, Patriarchen, Erzbischöfe, Bischöfe, Legaten des apostolischen Stuhls 
oder Nuncien tödten, verstümmeln, verwunden, gefangen nehmen, festhalten, 
oder feindlich verfolgen, oder sie aus ihren Diöcesen, Gebieten, Ländern 
und Besitzungen vertreiben, sowie auch diejenigen, welche so etwas auf- 
tragen, genehmigen, oder Hülfe, Rath oder Begünstigung gewähren. | 
6. Diejenigen, welche die Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit, sei es 
im innern oder äussern Forum, direct oder indirect verhindern und sich 
deshalb an die weltlichen Gerichtshöfe wenden oder deren Entscheidung 
herbeiführen, veröffentlichen, oder zu dergleichen Hülfe, Rath und Ver- 
günstigung leisten. || 7. Alle die, welche die weltlichen Richter direct oder 
indirect vermögen, im Widerspruch mit den kanonischen Anordnungen geist- 
liche Personen vor ihr Gericht zu ziehen, sowie auch jene, welche Gesetze 
oder Decrete gegen die Freiheit oder die Rechte der Kirche erlassen. | 
8. Diejenigen, welche die weltliche Macht zu Hülfe nehmen, um Briefe 
oder irgend welche vom apostolischen Stuhl, oder von dessen Legaten oder 
Delegaten ausgegangene Acte zurückzuhalten, und deren Veröffentlichung oder 
Vollziehung direct oder indirect verhindern, oder welche darum die Be- 
theiligten selbst oder Andere verletzen oder einschüchtern. | 11. Jene, 
welche die Gerichtsbarkeit, die Güter, die Einkommen usurpiren oder 
sequestriren, welche den der Kirche angehörigen Personen nach der 
Satzung ihrer Kirchen und Pfründen zustehen. || 12. Solche, welche in 
eigenem oder fremdem Namen die der römischen Kirche gehörenden Staaten, 
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Gebiete, Orte und Rechte überfallen, zerstéren oder zurückhalten, oder in 
ihnen die oberste Gerichtsbarkeit an sich reissen, stören, vorenthalten; 
nicht minder die, welche bei alledem Hülfe, Rath und Begünstigung 
leisten. || Wir erklären hiermit, dass die Absolution von allen den bisher 
aufgezählten Excommunicationen dem jezeitigen römischen Pontifex beson- 
ders vorbehalten bleibe und vorbehalten werde, und dass hierfür die all- 
gemeine Befugniss, von den dem Papst vorbehaltenen Fällen, Censuren und 
Excommunicationen zu absolviren, unter keiner Bedingung genügt, indem 
überdies all’ und jede in dieser Beziehung gewährten Begünstigungen wider- 
rufen werden, unter was für einer Form, und welchen Personen sie auch 
unter den Brüdern irgend eines Ordens, einer Congregation, einer Gesell- 
schaft, eines Instituts gewährt sein mögen, wenn diese auch einer beson- 
deren Rücksicht würdig und mit irgend einer Würde ausgestattet sind. 
Diejenigen aber, welche sich herausnehmen, ohne die gehörige Vollmacht 
und unter irgend einem Vorwande zu absolviren, sollen wissen, dass sie an 
die dem Papst vorbehaltenen Excommunicationen gebunden sind, so lange 
es sich nicht um Todesgefahr handelt, wobei jedoch für die Absolvirten die 
Verpflichtung feststeht, wenn sie genesen, den Vorschriften der Kirche zu 
genügen. | Excommunicationen ohne Urtheilsspruch, welche dem 
römischen Pontifex vorbehalten sind. | Für unterworfen der dem Papst 
vorbehaltenen Excommunication ohne Urtheilsspruch erklären Wir: | 1. Die, 
welche öffentlich oder privatim Sätze lehren oder vertheidigen, welche vom 
apostolischen Stuhl bei Strafe der Excommunication ohne Urtheilsspruch 
verworfen sind; .... || 2. Die, welche auf Eingeben des Teufels den Kle- 
rikern oder Klosterbewohnern beiderlei Geschlechts Gewalt anthun, .... || 
8. Die, welche einen Zweikampf vollziehen oder einfach dazu herausfordern 
oder ihn annehmen, und die Mitschuldigen, welche irgend weiche Hülfe oder 
Begünstigung leisteten; nicht minder die, welche absichtlich zuschauen, den 
Zweikampf erlauben oder, soweit es bei ihnen steht, nicht hindern, mögen 
sie einer Würde sein, welcher sie wollen, einer königlichen oder kaiser- 
lichen. || 4. Die sogenannten Freimaurer oder Carbonari oder andere Secten 
dieser Art, welche offen oder insgeheim gegen die Kirche oder die legi- 
timen Gewalten arbeiten; nicht minder die, welche diesen Secten irgend 
welchen Vorschub leisten und die geheimen Häuser und Führer derselben 
nicht anzeigen, so lange sie die Anzeige unterliessen. || 5. Die, welche die 
Unverletzlichkeit des kirchlichen Asyls zu brechen befehlen, oder in ver- 
wegner Absicht selber brechen. || 6. Die, welche die klösterliche Clausur 
verletzen, welcher Art und welches Standes, Geschlechts und Alters sie 
gewesen seien, indem sie ohne gesetzliche Erlaubniss in die Klöster ein- 
dringen; ingleichen die, welche einführen oder einlassen; ebenso die Kloster- 
angehörigen, welche ohne Grund und Form, wie sie von Pius V. in der 
Constitution Decori vorgeschrieben sind, die Clausur verlassen. || 16. Die, 
welche mit einem, namentlich vom Papst wegen eines Hauptverbrechens 
Excommunicirten verkehren, insofern sie ihm Hülfe und Beistand leihen. | 
17. Kleriker, welche wissentlich und freiwillig mit vom Papst ausdrücklich 
Excommunicirten in göttlichen Dingen verkehren und sie im Dienst em- 
pfangen. | Excommunicationen ohne Urtheilsspruch, die Nie- 
mandem vorbehalten sind. || Für unterworfen der Niemandem vorbehal- 
tenen Excommunication ohne Urtheilsspruch erklären Wir: || 1. Die, welche 
befehlen oder erzwingen, dass notorische Häretiker oder namentlich mit 
Excommunication oder Interdict Belegte des kirchlichen Begräbnisses theil- 
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haft werden. || 2. Die, welche Untersuchungsrichter, Denuncianten, Zeugen 
und andere Diener des Tribunals verletzen oder einschüchtern, oder 
Schriften jenes heiligen Tribunals entweder entwenden oder verbrennen, 
oder die den Vorbenannten Hilfe, Rath oder Beistand ertheilen. || Ebenso 
die, welche nach den päpstlichen Constitutionen nicht zu veräussernde 
Kirchengüter ohne apostolische Genehmigung veräussern oder anzunehmen 
bereit....“ sind. (S. lat. Orig. Friedberg 1.c. Urk. XL. Deutsche Uebers. 
Offic. Actenstücke 1. c. 2. Heft p. 84 ff.) 





Nr. 4878. (143.) 


RÖMISCHE CURIE. Schema (Entwurf) der dogmatischen Consti- 
tution von der katholischen Lehre gegen die aus dem Rationalis- 
mus abgeleiteten mannigfachen Irrthümer. 


Lat. Orig. Friedrich, Documenta I. c. II p. 3—85. Deutsche Uebers. der zweiten 
Revision in Officielle Actenstücke L c. 2. Heft p. 128. 


Die Vorlagen, welche dem Concil gemacht wurden, bestanden in Sche- 
mata (Entwürfen), die von den durch P. Pius IX. eingesetzten Special- 
commissionen ausgearbeitet worden waren. (S. eine eingehende Analyse der- 
selben bei Konrad Martin, Bischof von Paderborn, Die Arbeiten des 
vaticanischen Concils (Paderborn 1873), den Wortlaut derselben und die 
gestellten Anträge bei Konrad Martin, Documentorum Collectio L c., und 
bei Friedrich, Documenta 1. c.; eine Uebersicht des Inhalts giebt der von 
Friedberg I. c. Urk. XLV mitgetheilte Index schematum.) Von der dog- 
matischen Commission, deren Arbeiten für uns allein Bedeutung haben, 
wurden drei Schemata ausgearbeitet: de doctrina catholica contra multi- 
plices errores; de ecclesia christi; de matrimonio christiano. Letzteres ge- 
langte jedoch nicht zur Vertheilung unter die Concilsväter. — Das in der 
Ueberschrift genannte Schema enthielt in der ursprünglichen Form drei 
Theile. Die beiden ersten, die aus elf mit besonderen Ueberschriften ver- 
sehenen Kapiteln bestanden, stellen die katholische Lehre dar im Gegen- 
satz zu dem absoluten und vulgären Rationalismus und zu den aus einer 
verkehrten Auffassung des Verhältnisses der Vernunft zum Glauben ent- 
springenden Ansichten des sog. Semirationalismus, während der dritte Theil 
des Schemas die besonderen katholischen Doctrinen (Dogmen) im Gegensatz 
zu den Irrthümern, welche aus den formellen Principien des Semirationalis- 
mus entsprungen sind, darstellt. — Nachdem über dieses Schema wochen- 
lang sehr eingehende Verhandlungen, bei welchen die unter den Concils- 
vätern bestehenden Gegensätze scharf aneinander prallten, in den General- 
congregationen stattgefunden hatten, die eine wiederholte Revision desselben 
durch die Glaubensdeputation nöthig machte, gelangte der wesentliche In- 
halt der beiden ersten Theile zur Annahme in der Constitutio dogmatica 
de fide catholica. Da wir diese Constitution weiter unten mittheilen und 
der nicht zur Definition gelangte dritte Theil des Schemas für unsere Auf- 
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Nr. 4878 gabe von geringer Bedeutung ist, glauben wir hier von der Wiedergabe 
dieses Schemas und seiner verschiedenen Revisionen Umgang nehmen zu 
10. Dee. 1869. Können. 





Nr. 4879. (144) 


BAIERN. Instruction des Ministers des Auswärtigen (Fürsten 
von Hohenlohe) an den königl. Gesandten (Grafen Taufkirchen) in 
Rom über dessen Haltung bezüglich des Concils. 


Nr. 4879 Diese ihrem Wortlaute nach nicht bekannt gewordene Instruction 
oe. weist den Gesandten an: sich mit den übrigen deutschen Vertretern in 


10. Dec.1869. Stetem Einvernehmen zu halten, ungesucht mit den deutschen Bischöfen in 
Berührung zu bleiben und diesen in ihren Bestrebungen, extreme Schritte 
abzuwenden, eine Stätze zu gewähren. Der Gesandte soll ihnen Mässigung 
anrathen. Sollte er erfahren, dass Beschlüsse vorbereitet werden, welche 
auf die Stellung des Staates zur Kirche nachtheilig einwirken oder zu Ein- 
griffen in die Rechte des Staates führen könnten, so soll er keinen Zweifel 
darüber aufkommen lassen, dass die königliche Regierung die Gültigkeit 
der Concilsbeschlüsse, sobald dieselben das in Baiern bestehende ôffent- 
liche Recht verändern würden, nicht anerkennen, dass sie deren Verkün- 
digung nicht zulassen werde, und dass, wenn die päpstliche Curie eigen- 
mächtig und mit Umgehung der nach der baierischen Verfassung vorge- 
schriebenen Formen derartige Concilsbeschlüsse, wenn auch nur als 
Glaubenssätze publiciren und im Gewissen bindend allgemein promulgiren 
würde, die königliche Regierung darin nothwendigerweise eine Zuwider- 
handlung gegen einen Vertrag erblicken müsste, auf welchem zur Zeit in 
Baiern concordatsmässig das Verhältniss zwischen Staat und Kirche beruht. 
(S. Friedberg 1. c. p. 24) 


Nr. 4880. (145.) 


SCHWEIZ. Aus dem Bericht des politischen Departements des 
Bundesrathes über dessen Geschäftsführung i. J. 1869. 


Nr. 4880 ... Der Bundesrath ermangelte nicht, die Frage: welche Schritte im All- 
Rs gemeinen von Seiten der Schweiz gegentiber dem bevorstehenden Concil und 
Dec. 1869. speciell in Folge der Circulardepesche des Fürsten von Hohenlohe zu thun 
seien, in reifliche Erwägung zu ziehen. Ueber die Stellung, welche der Bund 
eventuell in dieser Angelegenheit einzunehmen hätte, konnte bei dem klaren 
Wortlaute des Art. 44 Absatz 2 der Bundesverfassung („den Kantonen sowie 


dem Bunde bleibt vorbehalten, für Handhabung der öffentlichen Ordnung und 
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des Friedens unter den Confessionen die geeigneten Maassregeln zu treffen“) 
kein Zweifel herrschen. Die Competenz des Bundesraths ist durch diese 
Verfassungsbestimmung klar vorgezeichnet, und es handelte sich daher vor 
Allem darum, zu untersuchen: ob der confessionelle Friede durch den da- 
maligen Stand der Concilsangelegenheit als verletzt oder gefährdet betrachtet 
werden könne. Eine unbefangene Prüfung der Verhältnisse musste offenbar 
zu dem Schlusse führen, dass von einer derartigen Verletzung oder auch nur 
von einer Gefährdung durch die über diesen Gegenstand bis zum Monat 
August 1869 angeordneten Maassnahmen des päpstlichen Stuhls nicht die 
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Rede sein konnte. Allerdings war es schon dazumal wahrscheinlich, dass auf 


dem Concil Grundsätze werden aufgestellt werden, die gegen mehrere wich- 
tige Axiome des Staatslebens, wie es sich bei allen Culturvélkern gestaltet 
hat, gerichtet sind, sowie dass, neben den rein dogmatischen Beschlüssen, auf 
dem Gebiete der gemischten staatskirchlichen Verhältnisse (Ehe, Civilstand, 
religiöser, Schulunterricht, Beerdigungsplätze u. s. w.) Decrete und Verord- 


nungen von einschneidender Tragweite erlassen werden dürften, und dass in | 


allen diesen Beziehungen die Rückwirkungen der Beschlüsse des Concils 
zwischen Staat und Kirche, wie zwischen den einzelnen Individuen, sich rasch 
genug bemerkbar machen werden. Wenn aber schon der Umstand, dass man 
sich einstweilen lediglich Vermuthungen und bloss möglichen Gefahren gegen- 
über befand, dem Bundesrathe die Ueberzeugung aufdrang, dass präventive 
Schritte von Seiten der Staatsregierungen ungerechtfertigt gewesen wären, so 
leitete ihn bei seiner diesfälligen Schlussnahme auch ganz besonders der Ge- 
danke, dass die innere Lebenskraft des schweizerischen Staats und seiner 
Cultur stark genug ist, um allen Gefahren zu begegnen, die demselben aus 
dem Concil erwachsen könnten, und dass man also getrost der Kirche ihre 
volle Freiheit lassen dürfe, sich zu vereinigen und nach Gutfinden ihre An- 
gelegenheiten zu ordnen. Der Missbrauch der Freiheit durfte nach seinem 
Dafürhalten auf diesem Gebiet ebensowenig wie auf andern präsumirt werden, 
und je liberaler wir uns dieser Frage gegenüber verhielten, um so mehr 
bleibt uns die Berechtigung, eintretenden Falls demselben fest entgegenzutreten. 
Gegenüber den geistlichen Behörden der Eidgenossenschaft durfte man sich 
um so eher solcher präventiven Maassregeln enthalten, als denselben die ver- 
fassungsmässigen Mittel schon hinlänglich bekannt sind, welche die Bundes- 
behörden in den Stand setzen, Beschlüssen des Concils zu begegnen, die sich 
mit den Principien unserer Staatsordnung im Widerspruch befinden, oder den 
Frieden unter den Confessionen gefährden würden. Es wurde daher die An- 
regung des Fürsten v. Hohenlohe durch Note an den baierischen Geschäfts- 
träger in Bern, datirt vom 6. September 1869, im angegebenen Sinne beant- 
wortet, wobei indess der Bundesrath die Erklärung abgab, dass er die in der 
Circulardepesche ausgesprochenen Grundsätze über die Pflichten der Staaten 
gegenüber den befürchteten Ausschreitungen des Concils vollkommen theile, 
und vorkommenden Falls nicht anstehen werde, denselben nachzukommen. 
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Soviel seither in Erfahrung gebracht wurde, hat sich auch, mit Ausnahme der 
italienischen, keine einzige Regierung unbedingt und rückhaltlos für den An- 
trag des baierischen Ministerpräsidenten ausgesprochen, und es wurde, wie 
bekannt, in der Folge von einem Eingreifen der Staatsregierungen in die vom 
päpstlichen Stuhl angeordneten Vorbereitungen zum Concil Umgang genommen. 
Wenn sich auch der Bundesrath während des Berichtsjahres nicht weiter mit 
dieser Frage zu befassen hatte, so verfolgte doch das politische Departement 
den Gang derselben mit der ihr gebührenden Aufmerksamkeit und versäumte 
nicht, sich über die Vorgänge in Rom selbst, sowie über das Verhalten der 
europäischen Staatsregierungen gegenüber dem päpstlichen Stuhl, bestmöglich 
unterrichtet zu halten. 





Nr. 4881. (146.) 


FRANKREICH. Aus dem Exposé de la Situation de l'Empire. 


sons A la faveur de la tranquillité qui règne dans les Etats 
du Saint-Siége,: les évêques du monde entier vont se réunir à Rome. Le 
Pape a convoqué au Vatican un concile occuménique. Les matières qui 
seront traitées dans cette assemblée échappent pour la plupart à la compé- 
tence des pouvoirs politiques de nos jours, et, sous ce rapport, la situation 
diffère manifestement de qu'elle était dans les siècles passés. Aussi, le gou- 
vernement de l'Empereur, renonçant à user d'une prérogative que les souve- 
rains de la France avaient toujours exercée sans contestation, a-t-il résolu 
de ne pas intervenir. dans les délibérations par l'envoi d’une ambassade accré- 
ditée auprès du concile. Il lui a paru non seulement que cette détermination 
était la plus conforme à l'esprit de notre temps et à la nature des relations 
actuelles entre l'Eglise et l'Etat, mais qu'elle était aussi la plus propre à 
dégager sa responsabilité à l'égard des décisions qui seront prises. Le Saint- 
Père lui-même, au surplus, semble avoir reconnu la valeur des considérations 
qui nous guident, puisqu'il s’est abstenu d'inviter les princes chrétiens à se 
faire représenter dans la réunion des évêques. Toutefois, notre intention n’est 
pas de demeurer indifférens à des actes qui peuvent exercer une si grande 
influence sur les populations catholiques de tous les pays. L’ambassadeur de 
l'Empereur à Rome sera chargé, s'il y a lieu, de faire connaître au Saint- 
Siége nos impressions sur la marche des débats et la portée des résolutions 
préparées. Le gouvernement de Sa Majesté trouverait au besoin dans nos 
lois les pouvoirs nécessaires pour maintenir contre toute atteinte les bases de 
notre droit public. Nous avons d'ailleurs trop de confiance dans la sagesse 
des prélats aux mains de qui sont remis les intérêts de la catholicité, pour 
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ne pas croire qu'ils sauront tenir compte des nécessités du temps où nous 
vivons et des aspirations légitimes des peuples modernes. , Les gouvernemens 
catholiques auxquels nous avons fait connaître nos intentions ont tous ap- 
prouvé notre manière de voir, et comptent s'abstenir d’avoir des représentans 
au sein du concile. | Dans cette grande question d'ordre moral, comes dans 
celles que soulève la rivalité des intérêts politiques, les cabinets sont dirigés 
par le désir d’écarter ce qui peut être une cause de trouble pour les esprits 
et susciter des complications. Le même sentiment se manifeste aujourd’hui 
à propos de tous les incidens qui viennent solliciter l'attention des puissances. 





Nr. 4882. (147) 


EPISCOPAT. Vorstellung deutscher und österreichischer Bischöfe 
an P. Pius IX. gegen die Geschäftsordnung des Concils (Breve, Mul- 
tiplices inter). 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung |. c. Urk. XLI, 2. 


Heiligster Vater! Der heisseste Wunsch der Bischöfe des ganzen Erd- 
kreises, und so auch der unsrige, die wir diese Schrift unterzeichnet haben, 
ist: es möge die heilige ökumenische Synode, unter den glücklichen Auspicien 
Ew. Heiligkeit bereits begonnen, auch fernerhin gedeihen und zum erwünsch- 
ten Ziel in einer Weise geführt werden, dass sowohl alle Völker in ihr neue 
Heilmittel für die so schwer auf ihnen lastenden Uebel, als auch die heilige 
Kirche Gottes neue Quellen und Wege zur wirksameren Ausübung ihrer gött- 
lichen Sendung finden. Um aber solches zuverlässiger und sicherer zu er- 
reichen, sei es uns gestattet, unser Anliegen im Hinblick auf einen bestimmten 
Gegenstand in den Schooss Ew. Heiligkeit mit derjenigen Ergebenheit auszu- 
schütten, von welcher zugleich mit uns der Episcopat des ganzen Erdkreises, 
besonders in diesen Tagen, dem heiligen apostolischen Stuhle gegenüber ge- 
tragen wird. || Es ist von grösster Bedeutung, was Ew. Heiligkeit in Punkt II. 
über innere Norm und Ordnung verfügt hat: nämlich über Recht und Befug- 
niss im Vorlegen der Geschäfte, welche in der heiligen ökumenischen Synode 
verhandelt werden sollen. Es fehlt nicht an Stimmen, welche das so auslegen, 
als würde dadurch das Recht der Väter nicht anerkannt, dass ein jeder dem 
Concile vorlegen darf, was er dem öffentlichen Wohle Förderliches beibringen 
zu können glaubt, sondern es werde dies lediglich als Ausnahme und Gnade 
gestattet. || Heiligster Vater! In unser aller Seele lebt die festeste Ueber- 
zeugung, dass von der Kraft und Festigkeit des Hauptes zu allermeist die 
Tüchtigkeit des ganzen Körpers der Kirche abhängt, und dass vor Allem die 
göttlichen Rechte des Primats gesichert und gedeckt sein müssen, auf dass in 
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der heiligen Synode Alles in der rechten und gehörigen Ordnung vorwärts 
gehe. Aber wenn dies unbedingt wahr ist, so ist nicht minder wahr, dass 
auch den übrigen Gliedern des mystischen Leibes Christi ihre Tüchtigkeit be- 
wahrt bleiben müsse und dem Collegium der Bischöfe diejenigen Rechte, 
welche demselben kraft seines Amtes und Charakters beständig innewohnen, 
damit das Haupt seine Thätigkeit zu bewahren und seine Thätigkeit ungestört 
zu üben vermöge. Durch göttlichen Rathschluss fürwahr sind diese zwei auf's 
Innigste verbunden und untrennbar vereint. Gleichwie also Ew. Heiligkeit 
mit bestem Recht und weisem Beschluss Alles zu bestimmen geruht hat, was 
sich auf Handhabung der rechten Ordnung und der in der heiligen Synode 
zu verhandelnden Gegenstände bezieht — so wird auch, wenn die Väter des 
Concils, von ihrem Gewissen gedrungen, etwas zum gemeinsamen Frommen 
der Kirche vorbringen oder vorschlagen wollen, dies mit Fug so anzusehen 
sein, dass dieselben hierbei nach Maassgabe ihres Rechtes und Amtes handeln, 
vorausgesetzt, dass solches mit der dem Haupte der Kirche schuldigen Unter- 
thänigkeit und Verehrung geschehe. Dies sprechen wir mit um so grösserer 
Zuversicht aus, als Ew. Heiligkeit selbst uns zu ermahnen geruht hat, dass, 
wenn wir einen dem gemeinen Nutzen förderlichen Vorschlag machen zu 
können glaubten, wir solches freimüthig thun möchten, und mit diesem Ver- 
fahren stellen wir uns in die Fusstapfen des hochgefeierten, hochheiligen tri- 
dentinischen Concils (24. Sitzung, Cap. 21). | Wir glauben daher, es könne 
keinem Zweifel unterliegen, dass unsern Rechten durch Punkt II der inneren 
Ordnung keineswegs präjudicirt werde. In dieser unserer Ueberzeugung würden 
wir sehr bestärkt werden, wenn Ew. Heiligkeit zu gestatten geruhte, dass zu 
der Deputation für Prüfung der bischöflichen Vorschläge noch mehr Mit- 
glieder, aus der Mitte der Väter und durch die Stimmen des Concils selbst 
zu wählen, beigezogen werden und dass denjenigen, welche Vorschläge machen 
wollen, der Zutritt zur Deputation selbst offen stehe, damit. sie so selbst an 
der Behandlung der Sache theilnehmen können. || Dieses, heiligster Vater, ist 
es, was wir mit kindlicher Demuth dem weisen Urtheil und Entscheidungs- 
spruch Ew. Heiligkeit anheimgeben. || Zu den Füssen Ew. Heiligkeit liegend, 
sind wir Ew. Heiligkeit gehorsamste Söhne. 


Cardinal Schwarzenberg, Erzbischof von Prag. Friedrich Fürstenberg, Erz- 
bischof von Olmütz. Gregorius Scherr, Erzbischof von München. Michael 
von Deinlein, Erzbischof von Bamberg. Ludwig Haynald, Erzbischof von 
Kalocsa-Bäcs. Heinrich Förster, Fürstbischof von Breslau. Pankraz Dinkel, 
Bischof von Augsburg. Valentin Viery. Bischof von Gurk. Gregor Symono- 
vicz, Erzbischof von Lemberg, armen. Ritus. Bartholomäus Legat, Bischof 
von Triest. Johannes Jirsik, Bischof von Budweis. Georg Dobrila, Bischof 
von Parenzo. Jakob Stepischnegg, Bischof von Lavant. Alexander Bonnaz, 
Bischof von Csänad. Matth. Eberhard, Bischof von Trier. Eduard Jakob, 
Bischof von Hildesheim. Michael Fogarassy, Bischof von Siebenbürgen. 
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Joseph Strossmayer, Bischof von Bosnien-Syrmien. Stephan Lipovniczky, Nr. 488 
Bischof von Grosswardein. Sigismund Kovacs, Bischof von Fünfkirchen. Eplscanat 
Ludwig Forwerk, Bischof von Leontopolis i. p. (Dresden). Johann Beckmann, sn. 1870. 
Bischof von Osnabriick. Georg Smiciklas, Bischof von Croatien. Hieronymus 
Zeidler, Abt von Strahow. Wilhelm Ketteler, Bischof von Mainz. Peter 


Kenrick, Erzbischof von St. Louis in den Ver. Staaten. 





Nr. 4883. (148.) 


EPISCOPAT. Vorstellung deutscher und Österreichischer Bischöfe 
an P. Pius IX. gegen die Geschäftsordnung des Concils mit be- ‘ 
stimmten Vorschlägen. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung |. c. Urk. XLI. 1. 


Heiligster Vater! Nach drei Jahrhunderten sind endlich die von Dir Nr. 4888 
berufenen Bischöfe des Erdkreises im allgemeinen Concil versammelt, damit, sent. 
wie Deine Heiligkeit in dem Einberufungsschreiben ankündigte, Alles, was 2. Jan. 1870. 
sich in diesen schlimmen Zeiten auf die grössere Ehre Gottes, das ewige Heil 
der Menschen und den gemeinsamen Frieden und die Eintracht Aller bezieht, 
in genauester Prüfung erwogen und festgestellt werde. Der apostolischen 
Worte eingedenk und stets die heilige Pflicht vor Augen, welche uns an dem 
glücklichen Erfolge des Concils mitzuarbeiten befiehlt, erachten wir uns ge- 
bunden, Deiner Heiligkeit die Schwierigkeiten auseinanderzusetzen, welche 
einer mit gebührender Sorgfalt vorzunehmenden Prüfung der uns gemachten 
Vorlagen entgegenstehen. || In der Synode, zu welcher mehr als 700 Bischöfe 
und Prälaten aus den fünf Welttheilen zusammengeströmt sind, reichen die 
allgemeinen Versammlungen zur eingehenden Érwägung der Angelegenheiten 
nicht hin, wenn denselben nicht Berathungen in minder zahlreichen Gruppen 
(coetus) vorhergehen. Nach sorgfältigen Besprechungen der letzteren Art 
werden zwanzig oder dreissig Väter, die ihre Meinungen in der allgemeinen 
Sitzung darlegen, zur Aufklärung der Sache meist mehr beitragen als sechzig, 
welche ohne vorherige gemeinsame Ueberlegung mit Anderen in die Verhand- 
lung eingreifen. Ueberdies giebt es unter den Prälaten Männer von hervor- 
ragender Gelehrsamkeit und Erfahrung, die, obgleich der lateinischen Sprache 
durchaus kundig, dennoch nicht gewohnt sind, in ihr zu reden. Dazu kommt, 
dass die für die allgemeinen Versammlungen angewiesene Oertlichkeit zwar 
eine hoch rühmliche ist, indem sie dem Grabe des heiligen Petrus nahe liegt, 
aber zu Redeverhandlungen nicht geeignet ist. In der ersten allgemeinen 
Sitzung fand sich unter den Rednern, deren einige sich sehr kräftiger Stimm- 
mittel erfreuten, auch nicht ein einziger, den alle Väter verstehen konnten, 
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Nr. 4883 und selbst, nachdem die Concilshalle verengert worden, war ein grosser Theil 
pepe. der Versammelten nicht im Stande, den Reden gänzlich zu folgen. || Glaub- 
2. Jan. 1850. würdigste Männer versicherten, dass die stenographischen Berichte an dem- 
selben Tage gedruckt zur Vertheilung kommen sollten, damit das, was den 
Ohren entgangen, aus der schriftlichen Wiedergabe ergänzt werden könne. 
In dieser Hoffnung aber sahen wir uns getäuscht. Daher möge Deine Heilig- 
keit gütigst erlauben, dass die Väter zum Druck der Reden, welche sie in 
der allgemeinen Sitzung halten, sich der Hülfe der Drucker ohne alle weitere 
Beschränkung bedienen, doch so, dass die Abdrücke nur den Mitgliedern des 
Concils mitgetheilt werden und derselben Vorschrift des Geheimnisses unter- 
liegen, wie die Vorlagen. Die Bischöfe des ökumenischen Concils haben für 
das, was sie in den Sitzungen aussprechen, ausser dem Concil selbst, dessen 
Haupt Du bist, sicherlich auf Erden keinen Richter oder Censor. Heiligster 
Vater! || In Deiner ausgezeichneten Weisheit wirst Du leicht einsehen, dass 
unter den jetzigen Verhältnissen, wo die Väter des Concils die gehaltenen 
Reden zum grossen Theil nicht verstehen und dieselben ihnen nicht zum 
Nachlesen übergeben werden, eine Berathung, wie sie gebührt, nicht gehalten 
werden kann. || Wenn sich übrigens auch eine Oertlichkeit fände, wo alle 
Prälaten, auch die nicht ausgenommen, welche eine schwache Stimme besitzen, 
ohne Schwierigkeit zu verstehen wären, so würde es doch von hohem Nutzen 
sein, dass den Vätern vor Augen läge, was in den vorhergegangenen Sitzungen 
geredet worden. Es handelt sich um Angelegenheiten von äusserster Wichtig- 
keit, und nicht selten ist die Hinzufügung oder Abänderung eines einzigen 
Wortes hinreichend, um den Sinn zu verfälschen. Ausserdem wäre es wün- 
schenswerth, wenn es den Vätern gestattet würde, den Collegen ihre Ansicht 
über bedeutendere Angelegenheiten schriftlich mitzutheilen; auf diese Weise 
könnte nämlich Vieles hinzugefügt werden, zu dessen Auseinandersetzung in 
der allgemeinen Sitzung weder Zeit noch Lungen der Redenden hinreichen. | 
Was sich auf den Glauben bezieht, hängt innig in sich zusammen; doch steht 
es auch in vielfacher Beziehung mit der Disciplin. Wenn daher den Vätem 
nicht alle Vorlagen, welche den Glauben und die Disciplin betreffen, mitge- 
theilt werden, so wissen sie, indem sie ihre Ansicht über das ihnen wirklich 
Mitgetheilte kundgeben, nicht, ob ihre Vorschläge dazu passen oder ob irgend 
eine ihnen noch unbekannte Vorlage der Art sei, dass sie sich auf eine 
andere Gelegenheit beziehen müssten. Wie gross der Nutzen, ja die Noth- 
wendigkeit von Privatberathungen der Prälaten sei, geht aus dem Angeführten 
klar hervor. Solche Berathungen werden schon gehalten, und wie die Sache 
selbst es erheischt, treten besonders die Väter zusammen, die sich derselben 
Muttersprache bedienen, oder, was noch mehr zu beachten ist, in solchen 
Ländern die Heerde des Herrn hüten, wo, wenn auch nicht dieselbe Sprache, 
so doch dieselben Sitten und bürgerlichen Institutionen bestehen, so dass die 
Kirche in jenen Gegenden eine gleichartige Stellung zum Staate und zur 
bürgerlichen Gesellschaft einnimmt und die Vorsteher der Kirche daher in 
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den jetzigen schweren Zeitläuften einen ähnlichen Kampf zu kämpfen haben. ve 2 
Demzufolge wären die Väter in ungefähr sechs Gruppen zu theilen, denen die ppiscopat. 
Ermächtigung verliehen würde, ihre Ansicht über die vorgelegten oder noch 2: Jan. 1870. 
vorzulegenden Anträge dem Ausschusse, vor welchen die Sache gehört, durch 

zwei Abgeordnete kundzuthun und ihre Beweisgründe einzeln vorzuführen. | 

Durch eine solche Anordnung werden die Ausschüsse nicht im Geringsten be- 
hindert in der Ausübung des ihnen von Deiner Heiligkeit übertragenen Amtes, 
sondern vielmehr in ihrer Pflichterfüllung unterstützt; die vom Concil zu 
fassenden Beschlüsse werden einer genauen Prüfung unterworfen und den 
Uebelwollenden der Vorwand zu Verleumdungen entzogen. || Daher wir es 
wagen, von Dir, heiliger Vater, zu erbitten: dass die vom Glauben und von 

der Disciplin handelnden Vorlagen den Vätern so bald wie möglich einge- 
händigt werden; dass es nach Abhaltung der Berathungen in der von uns 
auseinandergesetzten Weise den Vätern gestattet sei, ihre Ansicht über die 
Vorlagen in den Sitzungen der Ausschüsse durch Abgeordnete zu entwickeln 

und zu vertheidigen; dass es den Vätern freistehe, sowohl die in der allgemeinen 
Versammlung von ihnen gehaltenen Reden als die ergänzenden schriftlichen 
Ausführungen drucken zu lassen; Alles und Jedes jedoch unter derselben 
Vorschrift des Geheimnisses, der die Vorlagen unterworfen sind. 

Zu den Füssen Deiner Heiligkeit u. s. w. 
Rom, 2. Januar 1870. 


Friedrich Card. Schwarzenberg, Erzbischof von Prag. Josef Othmar Card. 
Rauscher, Erzbischof von Wien. Johann Simor, Erzbischof von Gran. Maxi- 
milian Tarnoczy, Erzbischof von Salzburg. Friedrich von Fürstenberg, Erz- 
bischof von Olmütz. Andreas Gollmayr, Erzbischof von Görtz. Georg Scherr, 
Erzbischof von München. Georg Mich. Szymonowicz, Erzbischof von Lemberg, 
rit. arm. Michael Deinlein, Erzbischof von Bamberg. Franz Xaver Wierz- 
chleyski, Erzbischof von Lemberg, lat. rit. Ludwig Haynald, Erzbischof von 
Kalocsa. Paul Melchers, Erzbischof von Köln. Heinrich Förster, Bischof von 
Breslau. Pankratius Dinkel, Bischof von Augsburg. Georg Smiciklas, Bischof 
von Agram. Joh. Georg Strossmayer, Bischof von Diakowar. Bartholomäus 
Legat, Bischof von Triest. Ed. Jakob Wedekind, Bischof von Hildesheim. 
Ant. Jos. Peitler, Bischof von Waitzen. Adolf Namszanowski, Bischof von 
Agathopolis i. p. i. (Militärpropst in Berlin). Johann Jirsik, Bischof von 
Budweis. Mathias Eberhard, Bischof von Trier. Ludwig Forwerk, Bischof 
von Leontopolis i. p. i. (Dresden). Valentin Wiery, Bischof von Gurk (Klagen- 
fart), Michael Forgarasy, Bischof von Siebenbürgen (Karlsburg). Bartholo- 
meus Widmer, Bischof von Laibach. Johann Zolka, Bischof von Raab. Joh. 
Perger, Bischof von Kaschau. Ladislaus Bird, Bischof von Szathmär. Stefan 
Liprovniczki, Bischof von Grosswardein. Georg Dobrilla, Bischof von Pola. 
Sigmund Koväcs, Bischof von Fünfkirchen. Alexander Bonnaz, Bischof von 


Csanad (Temesvar). Philipp Krementz, Bischof von Ermland (Frauenburg). 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchliche Actenstücke. 11.) 7 
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Nr. 4888 Jak. Max. Stepischnegg, Bischof von Lavant (Marburg). Johann Kruesz, Abt 

Episcopat. von St. Martisberg. Vinzenz Zubranich, Bischof von Ragusa. Johann Hein- 

2. Jan. 1870. rich Beckmann, Bischof vou Osnabrück. Hieronymus Zeidler, Abt von Stra-- 

how (Prag). Johann Ludwig Pukalski, Bischof von Tarnow. August Wahala, 

Bischof von Leitmeritz. Wilh. Emmanuel Ketteler, Bischof von Mainz. Valentin 
Baranowski, Bischof von Lublin. | 





Nr. 4884. (149.) 


BPISCOPAT. Die Infallibilitäts - Petition. 
Lat. Orig. Friedberg, Sammlung |. c. Urk. LI. 
An das heilige ökumenische Concil. 


on Von der heiligen ökumenischen Vaticanischen Synode erbitten die unter- 
Episcopst, Zeichneten Väter demüthig und inständig, mit klaren und jeden Anlass zum 
8. Jan. 1870. Zweifel ausschliessenden Worten sanctioniren zu wollen, dass die Autorität 
des römischen Papstes die höchste und deshalb irrthumslos sei, wenn sie in 

Sachen des Glaubens und der Sitten feststellt und vorschreibt, was von allen 
Christgläubigen zu glauben und zu halten, oder zu verwerfen und zu ver- 
dammen sein soll. | (A sacra oecumenica synodo vaticana infrascripti Patres 
humillime instanterque flagitant, ut apertis omnemque dubitandi locum exclu- 
dentibus verbis sancire velit, supremam ideoque ab errore immunem esse Ro- 

mani. Pontificis auctoritatem, quum in rebus fidei et morum ea statuit ac 
praecipit, quae ab omnibus christifidelibus credenda et tenenda, quaeve reji- 


cienda et damnanda sint.) 


Gründe, aus denen dieser Vorschlag für nützlich und nothwendig gehalten wird. 


Der Primat der Jurisdiction des römischen Papstes, des Nachfolgers des 
heiligen Apostels Petrus, über die ganze Kirche’ Jesu Christi, und folglich der 
Primat des höchsten Lehramtes, wird deutlich in den heiligen Schriften ge- 
lehrt. || Die allgemeine und beständige Tradition der Kirche beweist uns 
durch die Thaten und Worte der heiligen Väter wie durch das Verhalten und 
die Beschlüsse einer grossen Anzahl von Concilen, selbst von ökumenischen, 
dass die Lehrentscheidungen des römischen Papstes über den Glauben und die 
Moral unveränderlich sind. || Unter Zustimmung der Griechen und Lateiner 
wurde auf dem zweiten Lyoner Concile das Glaubensbekenntniss angenommen, 
in welchem erklärt wird: „Die Streitigkeiten in Glaubenssachen sollen durch 
das Urtheil des römischen Papstes entschieden werden.“ Desgleichen ward 
auf dem ökumenischen Concil von Florenz ausgesprochen: „Der römische 
Papst ist der wahre Statthalter Jesu Christi, das Haupt der ganzen Kirche, 
der Vater und der Lehrer aller Christen, auf welchen, in der Person des 
heiligen Petrus, von unserem Herrn Jesus Christus die volle Gewalt über- 
tragen wurde, die allgemeine Kirche zu hüten, zu regieren und zu verwalten.“ 
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Die gesunde Vernunft beweist selbst, dass Niemand in Gemeinschaft des 
Glaubens mit der katholischen Kirche bleiben kann, wenn er nicht einig mit Episcopat. 


ihrem Haupte bleibt, weil es unmöglich ist, selbst in Gedanken die Kirche > Jar. 1870. 
von ihrem Haupte zu scheiden. | Indessen hat es gegeben und gibt es noch 
sich so nennende Katholiken, welche diesen Namen zum Schaden des Glaubens 
der Schwachen missbrauchen, und zu lehren wagen, dass alle der Autorität 
des römischen Papstes schuldige Unterwürfigkeit darin bestehe, seine Decrete 
über den Glauben und die Moral mit ehrfürchtigem Stillschweigen — so 
nennen sie es — aufzunehmen ohne innere Zustimmung im Geiste, oder auch 
nur unter Vorbehalt, bis die Zustimmung oder Nichtzustimmung der Kirche 
festgestellt sei. Es ist augenscheinlich für Jedermann, dass diese verderbliche 
Lehre die Autorität des römischen Papstes zerstört, die Einheit des Glaubens 
bricht, allen Irrthümern freie Bahn öffnet und ihnen reichliche Zeit gewährt 
sich in die Seelen einzuschleichen. Darum haben sich die Bischöfe, Hüter 
und Vertheidiger der katholischen Wahrheit, vorzüglich in dieser Zeit be- 
müht, die höchste Lehrgewalt des apostolischen Stuhles zu festigen, besonders 
‚durch Synodal-Decrete und gemeinsame Kundgebungen*) || Je klarer die 


*) 1) Das Kölner Provinzial-Concil im Jahre 1860, das von fünf Bischöfen unter- 
zeichnet wurde, ausser dem Cardinal-Erzbischof von Köln, Johannes v. Geissel, lehrt 
‚ausdrücklich: „Er, der römische Papst, ist der Vater und Lehrer aller Christen, und 
sein Urtheil in Glaubenssachen ist an sich unveränderlich.“ 

2) Die 1865 im Concile von Utrecht versammelten Bischöfe sagten von dem römi- 
‚schen Papste: „Wir glauben fest, dass sein Urtheil in den Sachen, die den Glauben 
und die Sitten betreffen, unfehlbar ist.“ 

3) Das im Jahre 1860 gefeierte Concil von Kalocsa (Ungarn) stellt Folgendes auf: 
Æbenso wie Petrus ... der unumstössliche Meister der Lehre war, was den Glauben 
betrifft, für den der Herr selbst gebeten hat, damit sein Glaube nicht wanke .... 
ebenso seine gesetzlichen Nachfolger auf dem Stuhle Petri... . bewahren die Grund- 
lagen des Glaubens durch ihren höchsten und unumstösslichen Ausspruch... Darum 
verwerfen wir auf’s neue die Aufstellungen des gallikanischen Clerus von 1682, die 
schon öffentlich in demselben Jahre verworfen wurden durch Georg, frommen Ange- 
denkens, Erzbischof von Gran, und die andern ungarischen Bischöfe; wir verdammen 
sie und wir verbieten allen Gläubigen dieser Provinz, zu wagen, sie zu lesen, sie zu 
behalten und noch mehr, sie zu lehren.“ 

4) Das Plenar-Concilium von Baltimore (Vereinigte Staaten), versammelt 1866, 
lehrt in von 44 Erzbischöfen und Bischöfen unterzeichneten Decreten unter anderen 
Sachen: „Die lebendige und unfehlbare Autorität besteht nur in der Kirche, welche, 
‚erbaut von unserm Herrn Jesus Christus auf Petrus, dem Haupte, dem Fürsten und 
Hirten der ganzen Kirche, von dem er zugesagt hat, dass sein Glaube niemals wanken 
werde, immer ihre gesetzmässigen Päpste bewahrt, die ohne Unterbrechung ihren Ur- 
sprung in Petrus selbst finden und, auf seinen Stuhl gesetzt, Erben und Vertreter der 
Autorität, der Würde, der Ehre und der Macht Petri sind. Und weil da, wo Petrus 
ist, die Kirche ist, Petrus durch den römischen Papst redet, Er immer lebt und Er 
immer sein Gericht durch seinen Nachfolger ausübt und die Wahrheit des Glaubens 
«denen, die danach verlangen, ertheilt, so muss man die göttlichen Worte auftassen in 
dem Sinne, worin sie dieser römische Lehrstuhl des heiligen Petrus genommen hat und 
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katholische Wahrheit gelehrt wurde, desto kräftiger ist sie in diesen letzten 
Zeiten in Broschüren und Zeitungen angegriffen worden mit dem Zwecke, das 
katholische Volk gegen die heilige Lehre aufzureizen und das vaticanische 
Concil abzuhalten, dieselbe zu proclamiren. | Deshalb, wenn früher die Zweck- 
mässigkeit einer Definition dieser Lehre durch das ökumenische Concil für 
Manche zweifelhaft erscheinen konnte, so erscheint jetzt die Nothwendigkeit 
derselben offenbar. Denn die katholische Lehre wird von neuem an- 
gegriffen mit denselben Gründen, deren sich früher Leute, die durch ihr 
eigenes Urtheil verdammt sind, gegen sie bedienten; diese Gründe würden 
selbst den Primat des römischen Papstes und die Unfehlbarkeit der Kirche 
vernichten, wenn man sie weiter triebe, und sind häufig begleitet von ab- 
scheulichen Invectiven gegen den apostolischen Stuhl. Ueberdies schämen 
sich die erbittertsten Gegner der katholischen Lehre nicht, obschon sie sich 
Katholiken nennen, zu behaupten, dass das Concil von Florenz, welches in 
einer so klaren Weise die höchste Gewalt des römischen Papstes definirt hat, 
kein ökumenisches gewesen sei. | Wenn also das heute berufene vaticanische 
Coneil schwiege und vernachlässigte, Zeugniss abzulegen für die katholische 
Lehre, so müsste das katholische Volk an der wahren Lehre zu zweifeln an- 
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nimmt, welcher als Ursprung und Lehrer aller Kirchen immer unberührt und unantast- 
bar den Glauben bewahrt hat, der ihm überliefert worden durch unsern Herrn Jesum 
Christum, und ihn gelehrt hat den Gläubigen, Allen den Weg des Heiles und die unver- 
änderliche Wahrheit der Lehre weisend.“ 

5) Das erste Provinzial-Concil in Westminster, im Jahre 1852 abgehalten, be- 
kennt: „Da unser Herr uns mit den Worten ermahnt: Achtet auf den Felsen, aus dem 
Ihr ausgehauen seid, achtet auf Abraham, Euren Vater, so ist es billig, dass wir, die 
wir unmittelbar vom apostolischen Stuhle den Glauben, die Priesterwürde, die wahre 
Religion erhalten haben, mit um so festeren Ketten der Liebe und des Gehorsams uns 
gebunden erachten. Wir nehmen daher an als die Grundlage des wahren und orthodoxen 
Glaubens das, was unger Herr Jesus Christus als unerschütterlich festgestellt hat, näm- 
lich den Stuhl Petri, die Lehrerin und Mutter des ganzen Weltkreises, die heilige 
römische Kirche. Was von dieser einmal festgesetzt ist, halten wir eben deshalb für 
sicher und feststehend; ihre Ueberlieferungen, Riten, frommen Gebräuche und alle 
apostolischen Verordnungen, die sich auf die Disciplin beziehen, verehren und halten 
wir mit ganzer Seele. Dem höchsten Papste, als dem Stellvertreter Christi, geben wir 
daher von Herzen unsern Gehorsam und unsere Verehrung zu erkennen und hangen 
ihm auf’s engste in der katholischen Gemeinschaft an.“ 

6) Ungefähr 500 Bischöfe, von dem ganzen Erdkreise zur Feier des Martyriums 
der heiligen Apostel Petrus und Paulus im Jahre 1867 in Rom versammelt, trugen 
nicht das geringste Bedenken, den Papst Pius IX. in folgender Weise anzureden: „Da 
wir glauben, dass Petrus durch den Mund Pius’ gesprochen hat, so sagen, bestätigen 
und verkündigen auch wir, was von dir gesagt und bestätigt worden ist, und verwerfen 
einhellig alles, was du selbst für verwerflich hieltest, weil es dem göttlichen Glauben, 
dem Heile der Seelen, dem Wohle der menschlichen Gesellschaft zuwiderläuft, Denn 
es steht fest in unserem Sinne, was die Väter in Florenz in dem Unionsbeschlusse auf- 
stellten: „dass der römische Papst Christi Stellvertreter, der ganzen Kirche Haupt und 
aller Christen Vater und Lehrer sei.“ 
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fangen, und die Neuerer würden sich überall rühmen und behaupten, das ia) 
Concil habe auf die von ihnen vorgebrachten Gründe geschwiegen. Ausser- Episcopat. 
dem würden sie dieses Schweigen immer missbrauchen, selbst um den ®- Jan. 1870. 


Urtheilen und Decreten des heiligen Stuhles über den Glauben und die Moral 
Gehorsam zu verweigern, unter dem Vorwande, dass der römische Papst in 
solchen Entscheidungen habe irren können. || Das allgemeine Wohl der 
Christenheit scheint daher zu verlangen, dass das heilige vaticanische Concil 
den zu Florenz gefassten Beschluss über den römischen Papst von neuem 
ausspreche und eingehender erkläre, und mit klaren und jeden Anlass zum 
Zweifel ausschliessenden. Worten sanctioniren wolle: dass die Autorität 
des römischen Papstes die höchste und deshalb irrthumslos sei, wenn sie in 
Sachen des Glaubens und der Sitten feststellt und vorschreibt, was von allen 
Christgläubigen zu glauben und zu halten, oder zu verwerfen und zu ver- 
dammen sein soll. | Zwar sind Einige der Meinung, dass man sich der De- 
finition dieser katholischen Wahrheit enthalten müsse, damit die Schismatiker 
und Ketzer nicht noch weiter von der Kirche getrennt würden. Aber ins- 
besondere hat das katholische Volk das Recht, von der ökumenischen Synode 
belehrt zu werden, was in einer so gewichtigen und auf so ruchlose Weise 
angefochtenen Sache zu glauben sei, damit nicht ein gefährlicher Irrthum 
viele einfältige und ungelehrte Geister verderbe. Daher hielten die Väter von 
Lyon und Trient dafür, dass die wahre Lehre festzustellen sei, wenn auch 
den Schismatikern und Ketzern dadurch Anstoss gegeben werden sollte. Wenn 
diese aufrichtig die Wahrheit suchen, so werden sie sich nicht abgestossen, 
sondern vielmehr angelockt fühlen, indem ilınen gezeigt wird, auf welcher 
Grundlage die Einheit und Festigkeit der katholischen Kirche vornehmlich 
beruhe. Wenn jedoch Etwelche nach Aufstellung der wahren Lehre von 
Seiten des ökumenischen Concils von der Kirche abfallen sollten, so wird 
ihrer doch nur eine geringe Zahl sein, und schon schiffbrüchig im Glauben, 
werden sie nur einen Vorwand suchen, um sich durch einen äusserlichen An- 
_ lass von der Kirche zu lösen, welche sie, wie sie öffentlich darthun, in ihrem 
Innern schon verlassen haben. Diese sind es, die sich nicht gescheut haben, 
das katholische Volk fortwährend aufzuregen, und vor deren Ränken die 
vaticanische Synode die gläubigen Kinder der Kirche schützen muss. Denn 
das katholische Volk, stets belehrt und gewohnt den Beschlüssen des römi- 
schen Papstes den vollsten Gehorsam mit Herz und Mund zu leisten, wird 
den Beschluss der vaticanischen Synode über die höchste und irrthumslose 
Autorität des Papstes mit frohem und gläubigem Geiste entgegennehmen. 
[Folgen die Unterschriften von 369 Concilsvätern.] 


Begleitschreiben zur Infallibilitäts-Adresse. 
Rom, den 3. Januar 1870. 
Hochwürdigster und gnädigster Herr. Wie aus beigefügter Petition zu 
ersehen ist, sind die unterzeichneten mit anderen Bischöfen übereingekommen, 
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vom ökumenischen Concil die Bestätigung jener katholischen Lehre zu ver- 
langen, durch welche wir bekennen, dass die Autorität des römischen Papstes. 
unumschränkt und folglich unfehlbar ist, sobald er kraft seiner apostolischen 
Vollmacht den Gläubigen die Wahrheiten des Glaubens und der Sitten lehrt. 
i Es ist also von höchster Wichtigkeit, dass die grösstmögliche Anzahl der 
Väter des Concils aus diesen und ähnlichen Gründen diese Bestätigung ver- 
lange. | Wir bitten Sie demnach, hochwürdigster Herr, sowohl diese Propo- 
sition oder Petition zu unterzeichnen, als auch jene anderen Väter zur 
Unterzeichnung aufzufordern, deren Gesinnungen Ihnen, als der unsrigen ent- 
sprechend, bekannt sind. | Hierauf wollen Sie gefälligst das mit Ihrer Unter- 
schrift und, wenn möglich, noch mit den Unterschriften anderer Väter ver- 
sehene Petitum, sobald als möglich, an einen der Endes unterzeichneten 
Bischöfe gelangen lassen. | Wir werden hierauf die also gesammelten Unter- 
schriften der von unserem heiligsten Vater, dem Papst Pius IX., zur Prüfung 
der Anträge besonders ernannten Congregation übergeben. Fällt Ihnen eine 
bessere, geeignetere Art bei, um das nämliche Verlangen einzuführen, so ver- 
säumen Sie gefälligst nicht, Ihren eigenen Vorschlag der nämlichen Congre- 
gation zu unterbreiten. |: Wir zeichnen etc..... 


Antonio Hassun, Patriarch von Cilicien; Johannes Zwyssen, Bischof von Her- 
zogenbusch in Holland; Georg Anton von Stahl, Bischof von Würzburg in 
Baiern; Peter de Preux, Bischof von Sitten in der Schweiz; Stephan Mer- 
millot, Bischof von Lausanne und Genf; Ludwig Kobes, Bischof von Modone 
in Griechenland; Theodor von Montpellier, Bischof von Lüttich in Belgien; 
Joseph Crixal y Estrade, Bischof von Quimper in Frankreich; Franz Roullot 
de la Bouillière, Bischof von Carcassonne in Frankreich; Claude Henri Plan- 
tier, Bischof von Nismes in Frankreich; Louis Delalle, Bischof von Rhodez 
in Frankreich; Vincenz Gasser, Bischof von Brixen in Tirol; Charles Fillion, 
Bischof von Le Mans in Frankreich; Ignaz von Senestrey, Bischof von Regens- 
burg in Baiern; Nikolaus Adames, Bischof von Halicarnass i. p. i., Apostol. 
Vicar von Luxemburg; Joseph Pluym, Bischof von Nikopolis in der Bulgarei; 
Franz Leopold von Leonrod, Bischof von Eichstädt in Baiern; Michael Heiss, 
Bischof von La Crosse in Nordamerika. 


Der oben mitgetheilte Antrag wurde im Namen der Unterzeichner vom 
Patriarchen Hassun und vom Primas von Polen Ledochowski unter dem 
Datum vom 28. Januar 1870 den Concilspräsidenten mitgetheilt. An diesen 
Hauptantrag schlossen sich danu noch mehrere Anträge an, die theils von 
einzelnen Concilsvätern, theils von mehreren zusammen eingebracht wurden 
und sich von jenem, sei es in der Motivirung, sei es in der Formulirung 
der beantragten Definition, unterscheiden. (S. Martin, Documentor. Collectio 
J. c. p. 68 ff.) Der beachtenswertheste derselben, welcher 41 Unterschriften 
trägt, spricht aus: Die unterzeichneten Väter, vornehmlich aus italienischen 
Diöcesen, welche sich gegenwärtig halten die Worte des heiligen Evan- 
geliums, die Lehren und Urkunden der Kirche und den Ausspruch des 
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Engels der Schule, des heiligen Thomas von Aquin, dieses strahlenden 
Ruhmes der ganzen Christenheit und unseres Vaterlandes, welcher aus- 
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drücklich lehrt: „dass es Sache der Autorität des Papstes sei, endgiltigs, Jan. De 


darüber zu entscheiden, was zum Glauben gehöre, damit es unwandelbar 
von Allen geglaubt und festgehalten werde, und dass daher die Feststellung 
des Glaubensbekenntnisses und alles desjenigen, was die gesammte Kirche 
betrifft, seiner Autorität allein zustehe“, im Anschluss an einen nicht min- 
der entsthiedenen Ausspruch des heiligen Alphons von Liguori, dieser 
anderen strahlenden Leuchte der Kirche und Italiens, erbitten ehrfurchtsvoll 
und inständig von dem heiligen ökumenischen Concil, dasselbe wolle mit 
den eigenen Worten des heiligen Alphonsus feststellen: „dass der römische 
Papst, wiewohl er als Privatperson oder als Gelehrter irren könne und 
auch in allen rein thatsächlichen Fragen, bei denen es hauptsächlich auf 
das Zeugniss des Menschen ankommt, dem Irrthume ausgesetzt sei, gleich- 
wohl vom Irrthume frei sei, wenn er, als Lehrer der ganzen Kirche ex 
cathedra, das heisst, vermöge der höchsten, dem heiligen Petrus verliehenen 
Gewalt, die Kirche zu lehren, Lehrentscheidungen in Streitigkeiten über 
Glauben und Sitten trifit (8. Friedberg 1. c. Lat. Orig. Urk. LIV.) — 
Die Gesammtzahl der Väter, welche den Hauptantrag und diese modificirten 
Anträge unterzeichneten, betrug nach Martin 416. 
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NORDDEUTSCHER BUND. Instruction des Bundeskanzlers (Grafen 
Bismarck) an den Gesandten (v. Arnim) in Rom. — Haltung gegen- 
über den Concilsvorgängen. — 


Berlin, 5. Januar 1870. 

Die Berichte Ew. Hochwohlgeboren vom 22. bis 29. December sind mir 
nunmehr zugegangen. Wenn ich dieselben zusammenfasse und mir ein Bild 
von der bisherigen Entwicklung der Dinge zu gewinnen suche, soweit dies 
fiberhaupt bei der augenblicklichen Sachlage môglich ist, so erscheint mir 
diese bis jetzt noch als eine so chaotische, dass es unmöglich ist, über die 
Wahrscheinlichkeiten des weiteren Verlaufs ein Urtheil zu gewinnen. Was 
für greifbare und wirkliche Gestaltungen sich aus diesen kreisenden Nebeln 
berausbilden mögen, lässt sich noch nicht voraussehen. Ich würde es nicht 
für weise halten, wenn wir in dieses nebelhafte Chaos hineingreifen wollten, 
in welchem wir die richtige Operationsbasis zu wählen noch ausser Stande 
sind. Wir könnten durch ein voreiliges Eingreifen möglicherweise der Ent- 
wicklung eine uns unerwartete Richtung geben und Elemente, auf welche wir 
gern zählen, nach der andern Seite hinüberdrängen. Was sich von wirklich 
lebenskräftiger Thätigkeit der freieren geistigen Elemente entwickeln soll, 
muss sich aus sich selbst heraus entwickeln, und an uns kann die Aufforde- 
rung zum Handeln erst herantreten, wenn eine solche Thätigkeit eine be- 
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stimmte Gestalt und einen festeren Boden gewonnen hat. Die abwartende 
Stellang wird uns um so leichter, weil gerade wir, was auch schliesslich das 
Ergebniss sein möge, keine Ursache zu Besorgniss vor wirklichen Gefahren 
haben, die unserem Staatsleben drohen möchten. Ich habe Ew. etc. schon 
früher bemerklich gemacht — und ich bitte Sie, vor allem sich dies immer 
gegenwärtig zu halten —, dass wir vom Standpunkte der Regierung aus keinerlei 
Befürchtungen Raum geben, weil wir die Gewissheit haben, auf dem Felde 
der Gesetzgebung, unterstützt von der Macht der öffentlichen Meinung und 
dem ausgebildeten staatlichen Bewusstsein der Nation, die Mittel zu finden, 
um jede Krisis zu überwinden und die gegnerischen Ansprüche auf das Maass 
zurückzuführen, welches sich mit unserm Staatsleben verträgt. Wir sind in 
Norddeutschland des nationalen und des politischen Bewusstseins, auch der 
katholischen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, sicher und haben in der über- 
wiegenden Mehrheit der evangelischen Kirche einen Stützpunkt, welcher den 
Regierungen rein oder wesentlich katholischer Länder fehlt. Es bedarf für 
uns der Versicherung des Papstes, dass durch die Ergebnisse des Concils die 
hergebrachten und festgestellten Beziehungen der Curie zu den Regierungen 
nicht geändert werden sollten, in keiner Weise. Jeder Versuch, dieselben 
umzugestalten, würde schliesslich nicht zu unserem Nachtheile ausfallen. Un- 
geachtet dieser Zuversicht sind wir natürlich weit davon entfernt, zu wünschen, 
dass die Sachen auf die Spitze getrieben werden. Im Interesse der katho- 
lischen Unterthanen Seiner Majestät des Königs und einer friedlichen Weiter- 
entwicklung des nationalen Lebens können wir nur wünschen, dass der Orga- 
nismus der katholischen Kirche, auf dessen Grunde sich bisher gedeihliche 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche gebildet haben, nicht gestört oder 
unterbrochen werde. Wir haben ein lebhaftes Interesse daran, dass die Ele- 
mente des religiösen Lebens, verbunden mit geistiger Freiheit und wissen- 
schaftlichem Streben, welche der katholischen Kirche in Deutschland eigen- 
thümlich sind, auch in Rom auf dem Concil im Gegensatz gegen die fremden 
Elemente zur Geltung kommen und nicht durch die numerische Mehrheit 
unterdrückt und vergewaltigt werden. Aber wie dieser Wunsch nicht aus 
dem staatlichen Interesse der Regierung, sondern aus der Sympathie für das 
religiöse Leben unserer katholischen Bevölkerung hervorgeht, so kann er 
auch nicht in einer von der Regierung ausgehenden Action seinen Ausdruck 
finden, sondern wir müssen erwarten, dass die Action von dem deutschen 
Element auf dem Concil selbst ausgehe, und wir unsererseits müssen uns 
darauf beschränken, dem deutschen Episcopat die Gewissheit unserer Sym- 
pathie und, wenn der Fall des Bedürfnisses eintreten und von dem Episcopat 
erkannt werden sollte, unsere Unterstützung zu geben. Unsererseits im Namen 
der Regierung Forderungen von dem Episcopat an die Curie oder das Concil 
zu stellen, betrachte ich nicht als unsere Aufgabe. || Abgesehen davon, dass 
es schwer sein würde, einen praktischen Boden dafür zu finden — wie denn 
schon die Forderung eines Abstimmungsmodus nach Nationen eine sehr schwer 
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definirbare sein würde — wirden wir uns in eine falsche Stellung zu dem ar D. 

Concil und zu der Curie bringen und eine Art Anerkennung der dort bean-  xora- 

spruchten Autorität aussprechen, deren Folgen sich schwer berechnen liessen. fencer 
|| Was sollen wir thun, wenn die Forderung, wie es wahrscheinlich ist, abge-s. Jan. 1870, 
wiesen wird, weil es sich dabei um ein reines Internum des Concils handle? 
Und wenn gar römischerseits darauf eingegangen würde — was freilich nicht 
wahrscheinlich ist — würden uns nicht gerade dadurch die Hände gebunden 
werden für die Zukunft? Würden wir damit nicht den für uns einzig mög- 
lichen Standpunkt aufgeben, dass wir als Regierung dem Concil völlig fremd 
und frei gegenüberstehen und seine Beschlüsse vor das Forum unserer Ge- 
setze und unseres Staatslebens zu ziehen berechtigt sind? Schon aus diesem 
Grund können wir eine ständige Conferenz der Vertreter der Regierungen in 
Rom, welche Ew. etc. mit dem Namen eines Anticoncils bezeichnen und selbst 
zwar nicht empfehlen wollen, aber doch als eine ins Auge zu fassende Even- 
tualität anführen, nicht für angemessen, erachten, selbst wenn sie möglich 
wäre. Sie dürfte aber auch praktisch sich nicht als möglich erweisen, schon 
weil sich nur sehr wenige Vertreter von Regierungen darin zusammenfinden 
würden, wie denn Ew. etc. selbst mit Recht ein Zusammenwirken mit dem 
österreichischen Botschafter als schwierig bezeichnet haben. Frankreich, 
welches das Concil ganz in seiner Hand hat ‘und durch ein Zurückziehen 
seiner Truppen dasselbe gefährden kann, würde sich sicherlich abseits halten; 
von England, von Russland, van Italien sind keine Vertreter vorhanden, und 
welches Gewicht würde in Rom eine Conferenz haben, die sich aus den Ver- 
tretern des norddeutschen Bundes, Bayerns (welches die andern süddeutschen 
Staaten nicht mit repräsentiren würde, da Würtemberg wenigstens sich nicht 
geneigt zeigt, Bayern mit zu beauftragen) und Portugals zusammensetzte ? 
Alle diese Betrachtungen können nur dazu dienen, die Ueberzeugung zu ver- 
stärken, dass jede Action auf das Concil nur von den Bischöfen, d. h. wo- 
möglich den deutschen, in Verbindung mit den Österreichischen und unga- 
rischen, eventuell auch den französischen und den einzelnen Elementen in 
anderen Nationalitäten, ausgehen muss, Es wird für jetzt mehr nicht thun- 
lich sein, als dass wir die deutschen und die ihnen zustimmenden Bischöfe 
ermuthigen und moralisch unterstützen, und ihnen die Zuversicht geben, dass 
wir auch im schlimmsten Fall ihre Rechte im eigenen Lande wahren würden. 
Ich ersehe aus Ihren Berichten mit Vergnügen, dass Ihnen die Fühlung mit 
den Bischöfen nicht fehlt} und ich wünsche dringend, dass Sie dieselbe dazu 
benutzen mögen, um auf die Bischöfe in diesem Sinne vertraulich einzuwirken. 
Inwieweit Ew. etc. bei den einzelnen Prälaten Gelegenheit und Boden dafür 
finden, kann nur von Ihnen selbst beurtheilt werden. Hierüber bitte ich 
Ew. etc. auch mit dem Grafen Tauffkirchen, dessen Uebereinstimmung Ihnen 
sicherlich nicht fehlen wird, und mit dem portugiesischen Gesandten sich zu 
verständigen. Den Bischöfen gegenüber werden Sie aber auch hervorheben 
können, was ich oben schon andeutete, dass tief eingreifende Aenderungen in 
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dem. Organismus der katholischen Kirche, wie sie durch die absolutistischen 
Tendenzen der Curialpartei angestrebt werden, allerdings auch nicht ohne Einfluss 


auf die Beziehungen der Kirche zum Staat und damit auf ihre eigene Stel- 


lung der Regierung gegenüber bleiben würden. Diese Beziehungen und das 
bisher von der Staatsregierung gezeigte wohlwollende Entgegenkommen für 
die Bedürfnisse und Wünsche der Kirche beruhen auf dem bestehenden Orga- 
nismus der Kirche und auf der anerkannten Stellung der Bischöfe in dem- 
selben. Werden diese alterirt, so werden auch die Pflichten der Regierung 
andere, nicht nur in moralischer, sondern auch in juristischer Hinsicht; und 
letztere muss sich fragen, ob die veränderte Stellung der Bischöfe, welche 
ihr gegenüber die nächsten Vertreter und Organe der Kirche sind, nicht eine 
veränderte Behandlung in legislatorischer und administrativer Hinsicht er- 
forderlich mache. In dieser Beziehung erscheint mir auch die Argumentation 
des französischen Botschafters, welche Ew. etc., ich weiss nicht recht, warum, 
als eine subtile bezeichnen, durchaus gerechtfertigt; und ich glaube, dass Sie 
ähnliche Erwägungen gegenüber den Bischöfen geltend machen können. In- 
dem ich noch bemerke, dass diese Instruction Seiner Majestät dem König 
vorgelegen hat und von Allerhöchstdemselben genehmigt worden ist, fasse ich 
dieselbe noch einmal darin zusammen: dass ich Ew. etc. bitte, dem Concil 
und der Curie gegenüber eine vollkommee ruhige und abwartende Stellung zu 
bewahren, und vertraulich, in Uebereinstimmung mit Ihren gleichgesinnten 
Collegen, eine möglichst ermuthigende und stärkende Einwirkung auf die 


Bischöfe geltend zu machen, 
v. Bismarck. 


In dieselbe Zeit fällt ein Brief des norddeutschen Gesandten in Rom, 

v. Arnim, an den Stiftspropst von Döllinger: 
Rom, 8. Januar 1870. 

Ich benutze heute die Gelegenheit einer Courriersendung, um Ihnen — 
der mir ertheilten Erlaubniss gemäss — einige Worte zu schreiben. Ueber 
das, was auf und neben dem Concil sich zuträgt, haben Sie so viele Quellen 
der Information, dass ich Ihnen in dieser Beziehung nichts Neues sagen 
kann. Namentlich wird Ihnen bekannt sein, dass die Bischöfe von Pader- 
born und Regensburg die Hauptpromotoren einer Kundgebung sind, welche 
die Definirung der Infallibilität verlangt und nach übereinstimmenden An- 
gaben 500 Unterschriften gefunden hat. Dieser Kundgebung stehen gegen- 
über zwei Petitionen der ungarisch-deutschen Gruppe. Die eine derselben, 
welche nur 25 Namen trägt, ist eine Rechtsverwahrung im Allgemeinen; die 
andere (mit 40 Unterschriften) richtet sich gegen die alle Discussion ver- 
hindernde Akustik der Aula und bittet um die bisher verenthaltene Er- 
laubniss, die stenographischen Berichte einsehen und die Abhandlungen der 
Bischöfe über die vorgelegten Fragen behufs Mittheilung an die Bischöfe 
ohne Censur drucken lassen zu dürfen. Sie sehen, man ist bescheiden, und 
die Organisation ist so mangelhaft wie der Muth. Was nun die Definirung 
der Infallibilität und die praktische Wirkung der Martin-Senestrey’schen 
Adresse betrifft, so bin ich nicht vollständig überzeugt, dass man im Vati- 
can die Definirung wirklich vornehmen will. Es ist im Gegentheil sebr 
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wohl möglich, dass man sich dort durch die Demonstration der Fünfhundert Nr. 4% 
befriedigt fühlen und ein tugendhaftes Beispiel grosser Mässigung geben nl: 
wird. Hiermit würde aber meines Erachtens gar nichts gewonnen sein. aeutscher 
Denn wenn man auch die ärgsten Zumuthungen an die Gewissen in dieser Bund. 
Weise umgehen kann, so bleibt doch um so sicherer ein Bodensatz curia- 5. Jan. 187@ 
listischer und rechtsbeständig gewordener Usurpationen zurück, mit dem 
neue papalistische Uebergriffe und die im Vatican für unzweifelhaft ge- 
haltene Infallibilität fröhlichst gedeihen können. Diess ist die Folge der, 
wie mir scheint, unpraktischen Taktik der Anti-Definitionisten. Es kam 
vor allem darauf an, die Rechtsbeständigkeit des Concils in seiner jetzigen 
Zusammensetzung und die Verbindlichkeit der Organisation und Geschäfts- 
ordnung anzugreifen, welche die Curie dem Concil octroyirt hat. Wenn 
man von vornherein das Netz zerreisst, welches Vatican und Gesü den 
Vätern über die weisen, aber schüchternen Häupter geworfen hat, fällt die 
Infallibilität von selbst durch die Maschen. Jetzt kann die Curie wohl die 
Infallibilität bis auf weiteres beiseite liegen lassen; das Netz bleibt aber 
unversehrt, sollte man es auch etwas elastischer machen an den Stellen, 
wo es zu empfindlich drückt. Im Grunde — wozu braucht die Curie die 
Infallibilität, wenn sie jederzeit ein Concil berufen kann, wie das erste vati- 
canische, und dem Concil vorschreiben darf, wie und was es sagen soll? 
Unter den Vätern sind wohl einige, welche begriffen haben, dass sie in ge- 
wissem Sinn Gefangene des Papstes sind, seitdem sie sich schwankenden 
eFusses auf den Rechtsboden gestellt haben, auf welchen man sie verlockt 
hat. Aber im Allgemeinen ist doch die Stimmung zu mächtig geworden, in 
welche man sich bei verschiedenen Anlässen seit zwanzig Jahren hinein- 
phantasirt hatte. Die Feststimmung war nun freilich, als es mit dem Concil 
Ernst wurde, einigermaassen durch die Erwägung verbittert worden, wie 
wohl die katholischen Bevölkerungen sich zu den Dingen stellen würden, 
welche in Rom vorbereitet und Schwarz auf Weiss nach der Heimath zu- 
rückgebracht werden sollten. Aus solchen Erwägungen ging Fulda hervor, 
und die Quasi-Opposition der deutschen Bischöfe ist dadurch hervorgerufen. 
Indessen je länger man von der Heimath entfernt bleibt, und je länger 
man den Einwirkungen des spirito Romano ausgesetzt ist, desto mehr 
schwindet die Erinnerung an Fulda aus den Gedächtnissen. „Ils sont tous 
excellents,“ sagt man hier, „mais ils ont perdu les grandes idées de 
l'Eglise: il ieur faut deux mois de Rome et tout le monde sera d'accord.‘ 
Bis auf eincn gewissen Grad ist das vollkommen wahr. Einen grossen 
Theil der Schuld dieser allmähligen Annäherung an die grandes conceptions 
trägt aber die katholische Welt in Deutschland, welche, soweit ich sehe, 
kein Lebenszeichen gibt und durch ihre Haltung den Vätern des Concils 
nicht hinreichend Stütze gewährt, oder, wenn man so will, nicht unbequem 
genug wird. Es scheint mir daher von der grössten Wichtigkeit, die öffent- 
liche Meinung auf die Lage der Dinge aufmerksam zu machen, um eine 
bis nach Rom wirkende Manifestation zu organisiren, welche namentlich 
darauf sich stützen müsste, dass die katholische Welt in Deutschland un- 
möglich dazu bestimmt sein kann, von 500 Italienern, unter denen 300 
Kostgänger des Papstes sind, Gesetze zu empfangen. Wenn man sich auf 
diesen Standpunkt stellte, würde man Interesse an dem kirchlichen Leben 
auch da erwecken, wo es in Indifferentismus erstorben zu sein scheint, und 
Stützpunkte da finden, wo man sie nicht sucht. Die Kirche soll freilich 
über den nationalen Trennungen stehen. Aber dieser allgemeine Satz darf 
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doch nimmermehr in seiner praktischen Anwendung dahin führen, dass 
unter dem Vorwande der Katholicität ausschliesslich römisch-italienische 
Formeln den katholischen Geist aller Nationen einengen. Ich habe mir 
gestatten wollen, in grosser Eile Ihnen diese Erwägungen anheimzugeben, 
da Niemand so wie Sie in der Lage ist, dasjenige zu verwerthen, was etwa 
brauchbar darin sein möchte. Mit aufrichtiger Verehrung Ihr sehr er- 
gebener Arnim. Ä 





"Nr. 4885a. (150a.) 


NORDDEUTSCHER BUND. Depesche des Gesandten (von Arnim) in 

Rom an den Bundeskanzler (Grafen Bismarck)!). — Beurtheilung der 

Concilsdepesche Hohenlohe’s. Vorschlag, die Zulassung von Oratores beim 
Concil zu verlangen. — 


Rom, 14. Mai 1869. 


Ew. Excellenz hohen Erlass vom 2. d. M. mit der Circulardepesche des 
Fürsten Hohenlohe vom 9. April habe ich zu erhalten die Ehre gehabt. Die 
Voraussetzung, dass die baierische Depesche auch hier mitgetheilt worden Si, 
trifft nicht zu. Herr v. Sigmund hat nicht den Auftrag gehabt, im Vatican 
sich im Sinne der Depesche zu äussern. Er bestreitet auch, durch seine Be- 
richte Anlass zu derselben gegeben zu haben. Wahrscheinlich ist der Fürst 
Hohenlohe zu diesem Schritte von dem Stiftspropst Döllinger inspirirt worden, 
welcher in seiner Verstimmung gegen Rom ohne Zweifel sehr geneigt sein 
wird, die Gefahren in etwas übertriebener Weise hervorzuheben, welche dem 
„modernen Staat“ aus den vermutheten Concilsbeschlüssen erwachsen können. 
Es ist nun natürlich, dass Herr v. Döllinger, dessen theologische Tendenzen 
von Rom auf Antrieb der ultramontanen deutschen Wissenschaft unterdrückt 
werden, dessen persönliches Selbstgefühl noch kürzlich verletzt worden ist, 
als man ihn bei den Vorarbeiten für das Concil überging — in den welt- 
lichen Regierungen Bundesgenossen zu finden wünscht, welche er zu anderen 
Zeiten nicht gesucht haben würde. Wie dem auch sei — es ist gewiss voll- 
kommen richtig, dass die Persönlichkeiten, welche auf den Gang der Concils- 
arbeiten tonangebend einwirken, die Indiscretionen, welche über dieselben in 
die Oeffentlichkeit gelangen, und vor allem auch die unberechenbare Indivi- 
dualität des Papstes den Regierungen hinreichende Veranlassung geben, der 
Entwicklung der Dinge mit Aufmerksamkeit zu folgen und zu eventueller 
Wahrung ihrer Rechte bei Zeiten Vorkehrung zu treffen. Der Fürst Hohen- 
lohe wird zunächst durch die Befürchtung beunruhigt, dass die Infallibilität 


1) Die nachfolgenden drei Stücke, welche erst jüngst zur Veröffentlichung gelangten, 
bilden eine Ergänzung der unter Nr. 4862 ff. (127 ff.) mitgetheilten Actenstücke über 
die Haltung der Regierungen zu dem bevorstehenden Concil. 
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des Papstes von dem Concil auf Betrieb der Jesuiten dogmatisch festgestellt Nr- 4885» 


werden könnte. Gerade diese Frage dürfte jedoch nicht zu denjenigen ge- 
hören, deren Lösung in dem einen oder dem andern Sinne für den Staat von 


(150 a). 
Nord- 
deutscher 


. . 2.48 . . Bund. 
wesentlicher Bedeutung ist. Wenn es möglich wäre, der Theorie des Baseler 14. Mai 1982 


Concils Anerkennung zu sichern, dass das Concil über dem Papst steht, 
könnte das durch die Regierungen vertretene Laienelement ein Interesse daran 
haben, für die Definirung des Dogma’s in diesem Sinn einen ernstlichen Kampf 
zu beginnen. Das Baseler Concil ist aber in Rom nie anerkannt worden, und 
innerhalb der katholischen Kirche sind die Anhänger dieser Definition so 
selten wie die Hussiten in Böhmen. Der Streit dreht sich jetzt nur um die 
Frage: ob der Papst- ohne das Concil infallibel ist, oder ob die Infallibilität 
nur dem Papst mit dem Concil zukommt. Ein müssiger Wortstreit, der auf 
die Stellung der weltlichen Regierung ohne Einfluss bleibt. Kirchengesetze 
und Kirchendecrete können den Regierungen unbequem oder unannehmbar er- 
scheinen und ihnen die Pflicht des Widerstandes auferlegen. Wie diese Ge- 
setze und Decrete aber zu Stande gekommen sind, ob durch eine Willens- 
äusserung des inspirirten absoluten Papstes oder durch einen Beschluss der 
constitutionellen Kirchenlegislative, wird meistens ganz gleichgültig sein. Es 
wäre zu bedauern, wenn die Regierungen in den Streit um diese theologischen 
Schulmeinungen sich einmischen wollten. Wesentlich anders liegt die Sache 
in Bezug auf die Beschlüsse, welche die kirchlich-politische Commission vor- 
bereitet. Dieselben werden zwar für den Staat — sei er feudal oder modern 
— nicht so gefährlich sein wie die Tendenzen und Maassregeln der „Inter- 
nationale“. Aber unzweifelhaft bleibt, dass die Regierungen die Berechtigung 
und vielleicht die Verpflichtung haben, rechtzeitig Stellung zu nehmen gegen 
die möglicherweise vorliegende Absicht, über das Verhältniss des Staates zur 
Kirche mit dogmatischer Autorität Grundsätze zu proclamiren, welche den ge- 
setzlich oder vertragsmässig bestehenden Zustand in Frage stellen. Auf den 
ersten Blick scheint es, dass dieses „Stellungnehmen“ verschoben werden 
könnte, bis bestimmte Beschlüsse vorliegen, durch welche ein Conflict ge- 
schaffen wird. Man könnte meinen, dass dann immer noch Zeit sein wird, 
dem unberechtigten und einseitigen Anspruch die vis inertiae des bestehenden 
Rechtes entgegenzustellen. Hiebei wird jedoch ein Factor von immenser 
Wiehtigkeit übersehen. Es ist zwar richtig, dass die Concilsbeschlüsse in 
diesen Materien für die weltlichen Regierungen zunächst keine andere Be- 
deutung haben als die Thesen eines wissenschaftlichen Vereins. Aber es ist 
ebenso unleugbar, dass das einmal feststehende Concilsdecret Millionen in 
ihrem Gewissen bindet, und dass die Regierungen — wenn sie auf dem 
Widerstand beharren — was ihnen in der Regel nicht zu gelingen pflegt — 
darüber in eine verschobene Stellung zu ihren Unterthanen gerathen, welche 
für lange Zeit eine Quelle von Unannehmlichkeiten für die Regierung und 
von Klagen seitens der Unterthanen werden kann. Hier drängt sich nun die 
Frage auf, ob und auf welche Weise es möglich ist, diesen Unannehmlichkeiten 
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zu entgehen. Der Fürst Hohenlohe sieht das Mittel in einem Einverständniss 
aller europäischen Regierungen über die Haltung, welche sie gegenüber den 
Tendenzen und Beschlüssen des Concils einnehmen wollen. Das Ziel, welches 


‚der baierische Ministerpräsident sich gesteckt hat, liegt etwas zu hoch. Die 


Besorgniss liegt nahe, dass durch das jedenfalls resultatlose Bemühen, für zu 
viele widerstreitende Elemente einen Boden gemeinschaftlicher Interessen zu 
finden, auch das Erreichbare erschwert worden ist — nämlich das Einver- 
ständniss der vereinigten Staaten Deutschlands über ein identisches Verhalten 
in der bevorstehenden kritischen Epoche. Sollte dies jedoch nicht der Fall 
sein, sollte in Paris, Florenz, Wien die baierische Initiative nicht den Wunsch 
rege gemacht haben, die dargebotene Gelegenheit zu allerhand eigenen 
Zwecken zu benutzen, so würde es rathsam sein, Zunächst mit dem Fürsten 
Hohenlohe und dann mit den übrigen deutschen Regierungen die Schritte zu 
vereinbaren, welche, nach Maassgabe der veränderten Umstände, den geschicht- 
lichen Traditionen entsprechen und nach Lage der Dinge unerlässlich er- 
scheinen. || Der Fürst Hohenlohe glaubt, dass es zweckdienlich sein werde, 
wenn die Vertreter der Regierungen angewiesen würden, schon jetzt gegen 
solche Beschlüsse Verwahrung einzulegen, welche das Concil einseitig und 
ohne Berathung mit den Staatsgewalten fassen möchte. Hiefür ist jedoch, 
wie Ew. Excellenz in dem Erlass vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in 
keiner Beziehung reif. Es ist vollständig unmöglich, auch nur eine ann&hernde 
Kenntniss von dem Resultat der Berathungen zu haben, welche im Schoosse 
der Commission für kirchlich - politische Fragen gefasst sein mögen. Und 


- selbst wenn diese Beschlüsse uns im Einzelnen bekannt wären, würde ein 


Protest gegen dieselben nicht gerechtfertigt sein, da das Gutachten einer 
Commission immer noch kein Concilsbeschluss ist. Die Personen, welche in 
der Commission den Ton angeben, der Cardinal Reisach, und von Deutschen 
Moufang und Molitor, von Franzosen der Abbé Gibert, Vicar des Bischofs 
von Moulins, Monsignore de Dreux-Brézé, rechtfertigten die Besorgniss vor 
unannehmbaren Beschlüssen im hohem Grade. Dagegen ist in dieselbe Com- 
mission von französischen Geistlichen der Abbé Freppel eingetreten, und es 
sitzen darin Italiener, die ganz anderen Richtungen angehören, aus deren 
Mittheilung geschlossen werden darf, dass die gemässigten Elemente nicht 
ohne allen Einfluss geblieben sind. Mit einem Wort, es ist unmöglich über 
die Natur der bis jetzt gemachten Vorarbeiten Daten zu erhalten, welche die 
Grundlage eines Protestes oder überhaupt irgend einer diplomatischen Dé- 
marche werden könnten. Eine Thatsache aber steht fest, gegen welche die 
Regierung eines jeden Landes protestiren kann, in dem die katholische Kirche 
eine durch Gesetze oder Verträge geregelte Stellung hat — die Thatsache, 
dass in Rom über das Verhältniss des Staates zur Kirche mit dem Anspruch 
verhandelt wird: bindende Normen aufzustellen, ohne den bei diesen Dingen 
interessirten Staat als andern Paciscenten oder gleichberechtigten legislativen 
Factor zur Berathung zu ziehen. Gegen diese Thatsache könnte die Regie- 
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rung protestiren, und hier ist der Punkt, auf welchem der Hebel eingesetzt ir soe) 
werden muss, wenn es sich darum handelt, Deutschland den legitimen Einfluss Nora 
zu sichern, den es zu allen Zeiten auf Concilsbeschlüsse gehabt hat. Der deutsièer 
Protest allein genügt jedoch nicht, wenn nicht gleichzeitig der Anspruch auf 14 wai rose. 
Zulassung eines oder mehrerer oratores zu den Verhandlungen des Concils 
erhoben wird. Die Theilnabme des durch den Staat vertretenen Laienelements 
an den Verhandlungen des Concils erscheint als das einzige Mittel, rechtzeitig 
von dem Gange der Verhandlungen unterrichtet zu sein, rechtzeitig — das 
heisst: nicht zu früh und nicht zu spät — zu protestiren, Einfluss zu ge- 
winnen, schüchterne Elemente zu sammeln und politischen Machinationen vor- 
zubeugen, welche unter dem Deckmantel kirchlicher Berathungen versucht 
werden könnten. Die Maassregel, über welche zwischen dem. norddeutschen 
Bunde mit dem Fürsten Hohenlohe und den übrigen deutschen Regierungen 
ein Einverständniss herbeigeführt werden müsste, wäre demnach: „das in Rom 
eventuell zu stellende Verlangen, dass zu den Berathungen des Concils ein 
oder mehrere Botschafter des vereinigten oder zu diesem Zwecke verbündeten 
Deutschlands zugelassen werden.“ Einen weiteren. Bericht zur Erörterung 
einiger hier in Frage kommenden Schwierigkeiten und zur weiteren Motivirung 
der Form des gedachten Vorschlags behalte ich mir vor. An dieser Stelle 
gestatte ich mir nur noch zu erklären, warum ich die Abordnung eines 
deutschen Botschafters zum Concil als eine „eventuelle“ Maassregel bezeichnet 
habe. Nach allen hier eingehenden Nachrichten ist der Kaiser Napoleon über 
sein Verhalten in der Concilsfrage eben so unschlüssig, wie er es in der Regel 
-am Vorabende wichtiger Entscheidungen zu sein pflegt. Namentlich scheint 
über die Theilnahme eines französischen Botschafters am Concil noch keine 
Eintscheidung getroffen zu sein. Auf der andern Seite liegt am Tage, dass 
der Kaiser an dem Ausgange des Concils mehr directes Interesse hat als 
irgend ein anderer Souverän. Sollte er aber dennoch für angemessen erachten, 
Rom und das Concil sich selbst zu überlassen, und sich vorbehalten, gegen 
etwaige mit dem französischen Staatsrecht unverträgliche Beschlüsse nach- 
träglich zu reagiren, so würde er das Odium des Conflicts auf sich nehmen 
müssen, und die andern europäischen Regierungen würden die Verantwortung 
ihrer etwaigen Proteste in viel geringerem Maasse tragen als die kaiserliche 
Regierung. Dazu kommt, dass die Rechte des Staates in Frankreich viel 
ausgedehntere und eingreifendere sind als in Deutschland, namentlich in 
Preussen, so dass ein Concilsbeschluss, der die geringe Prärogative der 
preussischen Krone verletzt, nothwendig auch in Frankreich einen Conflict 
hervorrufen müsste. In Berücksichtigung dieses Verhältnisses scheint es ge- 
rathen, die etwaigen Verabredungen mit Baiern geheimzuhalten und nicht 
zur Ausführung zu bringen, so lange wir nicht über die Absichten der fran- 
zösischen Regierung vollständige und sichere Information haben. 


v. Arnim. 
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Aus Anlass der Veröffentlichung dieser Depesche richtete v. Arnim 

den nachfolgenden Brief an den Stiftspropst v. Döllinger: 
| Paris, den 21. April 1874. 

Hochwürdigster Herr! Die „Nordd. Allg. Ztg.“ hat vor einigen Tagen einen 
Bericht von mir aus dem Mai 1869 veröffentlicht, der Ihrer Aufmerksamkeit 
nicht entgangen sein wird. Zu meinem Bedauern hat die Rücksicht auf den 
Zweck, zu welchem diese Veröffentlichung erfolgt zu sein scheint, nicht ge- 
stattet die Stellen zu unterdrücken, an welchen Ew. Hochwürden Name er- 
wähnt wird. Ich sehe mich daher gezwungen Ew. Hochwürden um Ent- 
schuldigung zu bitten, dass ich im Mai des Jahres 1869 Ihre Person 
incidenter in einer Weise erwähnt habe, welche nicht deutlich genug die 
Verehrung ausdrückt, mit welcher ich Ew. Hochwürden ergeben bin. Sie 
werden mir um so eher die Bitte um Nachsicht mit meiner damaligen 
Ausdrucksweise gewähren, als Sie sich erinnern dürften, dass ich im Mai 
1869 noch nicht die Ehre hatte, von Ihnen gekannt zu sein. Der jüngst 
veröffentlichte Bericht vom 14. Mai 1869 soll einen Widerspruch zwischen 
meinen damaligen Auffassungen und denjenigen constatiren, welche ich in 
einem Promemoria resumirt hatte, dessen Veröffentlichung in der Wiener 
„Presse“ stattgefunden hat. Ich bemerke bei dieser Gelegenheit, dass ich 
jene Veröffentlichung nicht veranlasst habe. Von dem Promemoria habe 
ich eine Abschrift, welche in Einzelheiten von dem veröffentlichten Acten- 
stück abweicht. Es würde indess nur Silbenstecherei sein, wenn ich die 
publicirte Pièce für apokryph erklären wollte. Die Aenderungen sind offen- 
bar von dem Einsender gemacht worden, um Persönlichkeiten zu schonen. 
‘ Was aber den Widerspruch zwischen meinen Auffassungen vom Mai 1869 
und denen vom Juni 1870 betrifft, so ist derselbe an und für sich nicht 
erheblich. Auch im Juni 1870 kam es mir weniger auf das Dogma an 
als auf die Art, wie es gemacht werden sollte. Hätten die deutschen 
Bischöfe vom ersten Augenblick an die Infallibilität für eine Theorie er- 
klärt, deren Annahme selbstverständlich und daher auch praktisch gleich- 
gültig sei — die Regierungen hätten wahrlich nicht in dieser Frage inter- 
veniren können. Aber das Verhalten der deutsch-österreichischen Bischöfe 
im Herbste 1869 und während des Concils belehrte mich über die Trag- 
weite des päpstlichen Unternehmens. |} Ich musste mich überzeugen, dass 
die Infallibilität nicht bloss ein kostbares, aber leeres Gefäss sein sollte — 
bestimmt, den Vatican zu zieren, sondern eine Pandora-Büchse, aus welcher 
eventuell sehr gefährliche Ingredientien über die christliche Welt ausge- 
schüttet werden konnten. Sollte mir also ein Vorwurf daraus gemacht 
werden, dass ich vom Mai 1869 bis zum Juli 1870 an der Hand der Er- 
fahrung meine Meinung berichtigt habe,. so ist dies ein Vorwurf, den ich 
mir nicht ungern machen lasse. Wenn ich in dieser Zeit etwas gelernt 
habe, so verdanke ich es wesentlich den deutschen Bischöfen, die mich über 
die Consequenzen des Dogma’s aufzuklären die Güte gehabt haben. Es ist 
bei dieser Gelegenheit auch der ganz unfruchtbare Streit darüber aufge- 
nommen worden, ob die Absendung eines Botschafters zum Concil den 
Dingen eine andere Wendung gegeben haben würde. Wer will das heute 
noch entscheiden? Ich meinerseits beharre dabei, dass die Unternehmer 
der Campagne — wenn verfahren worden wäre, wie ich es im Sinne hatte 
— an den Helden erinnert haben würden, der auszog, die Welt zu erobern, 
und nach Hause ging weil es regnete — infecta re — colle trombe al sacco. 
Am meisten bedaure ich, dass die durch den Fürsten Hohenlohe angeregten 
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Berathungen nicht den Anlass zu eingehenderen Verhandlungen gegeben Nr. 48852 


haben. Wenn es gelungen wäre, die Wucherpflanzen, welche auf dem (fs) 


Concil gross gezogen worden sind, im Keime zu ersticken, würden wir UNS goutscher 
hente nicht in den unbegreiflichen Wirren befinden, die so ziemlich alles Bund. 
in Frage stellen, was seit langer Zeit Gemeingut der Christen geworden zu 14. Mai 1869. 
sein schien? Genehmigen Ew. Hochwürden bei diesem Anlass den er- 
neuerten Ausdruck ehrerbietiger Hochachtung, mit der ich die Ehre habe 

zu sein Ihr sehr ergebener Arnim. 


Nr. 4885b. (150b.) 


NORDDEUTSCHER BUND. Depesche des Bundeskanzlers (Grafen 
Bismarck) an den Gesandten (v. Arnim) in Rom. — Widerlegung des 
v. Arnim’schen Vorschlages, Oratores zum Concil zu senden. Beabsichtigte 
Verständigung mit den süddeutschen Staaten über nach Rom zu richtende 


Warnungen. 
Berlin, 26. Mai 1869. 


Ich benutze den diesmaligen Feldjäger zu einer sofortigen Mittheilung in — 
Bezug auf die in Ihren eingehenden Berichten vom 14. bis 17. Mai über das  Nord- 
ükumenische Concil behandelten Fragen. Nachdem ich Sr. Maj. dem Konig pro 
darüber Vortrag gehalten, kann ich in Uebereinstimmung mit den allerhöchsten 28. mai 1869. 
Intentionen Ew. etc. Folgendes darüber eröffnen. Mit dem Vorschlage Ew. 
etc., dass Preussen sich, eventuell in Gemeinschaft mit dem übrigen Deutsch- 
land, nach dem Gebrauch der Regierungen bei früheren Concilien, durch be- 
stimmte Abgesandte oder Regierungsbevollmächtigte (Oratores) als Staat auf 
dem ökumenischen Concil selbst vertreten lassen solle, hat Se. Maj. der König 
sich nicht einverstanden erklären können. Ew. etc. haben selbst die Schwierig- 
keiten einer solchen Maassregel nicht unbeachtet gelassen; dieselben würden 
sich aber bei jedem Versuch einer praktischen Verwirklichung noch viel 
grösser herausstellen, als sie schon im voraus erscheinen müssen. Es ist mir 
kaum zweifelhaft, dass Rom den Anspruch protestantischer, d. h. ketzerischer 
Regierungen — und als solche wird man in Rom Preussen und die Mehrheit 
der deutschen Regierungen immer ansehen und über das persönliche Glaubens- 
bekenntniss des Souveräns nicht so leicht hinweggehen, wie Ew. etc. es zu 
glauben scheinen — auf Vertretung nicht anerkennen werde; eine Forderung 
aber zu stellen, welche nicht durchgesetzt werden kann, würde die Regie- 
rungen nur in eine schiefe Lage bringen, ihrem Protest aber sicherlich keine 
grössere Kraft verleihen. Aber selbst wenn man in Rom den Anspruch zu- 
gestehen wollte, in welcher Lage würden sich die Oratores auf dem Concil 
befinden, dessen immense Mehrheit sie als Eindringlinge, als (wenn auch ihrer 
Person nach katholisch) Abgesandte ketzerischer Regierungen ansehen und 
jede ihrer Aeusserungen mit Misstrauen und Missgunst aufnehmen würde! 

Eine fortwährende Verletzung der Würde der Souveräne wäre dabei kaum 
vermeidlich. || Ew. etc. haben selbst die Frage aufgeworfen: welche Stellung 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchl. Actenstücke. II.) 8 


Nr. 4885b 
(150b). 
Nord- 
deutscher 
Bund. 

26. Mai 1869. 
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die Abgesandten auf dem Concil einnehmen sollen. Als Individuen waren sie, 
wie Ew. etc. mit Recht bemerken, Einzelne gegen Hunderte, und ihr indivi- 
duelles Stimmrecht würde von gar keiner Bedeutung sein; ihr persönlicher 
Einfluss aber würde eben von ihren Persönlichkeiten abhängen, welche für 
diesen Zweck auszuwählen schwer genug sein würde. Als „Regierungsbevoll- 
mächtigte‘“ dagegen müssten sie im Namen der Regierungen ein Veto einlegen 
können; dass man ihnen dies nicht zugestehen wird, versteht sich von selbst. 
Protest einzulegen aber ist immer eine undankbare Mühe und hat nur dann 
eine Bedeutung, wenn es in der Macht des Protestirenden liegt, dasjenige zu 
verhindern, wogegen er protestirt. Ein Protest der Abgesandten aber, über 
den das Concil ohne Zweifel ohne alle Rücksicht mit weiteren Beschlüssen 
hinwegginge, würde die Regierungen nur in eine schwierigere Lage bringen, 
als wenn sie einfach Beschlüssen gegenüberständen, die ohne Betheiligung 
von ihrer Seite und ohne Gegenwart von ihren Bevollmächtigten zu Stande 
gekommen wären. || Ich habe nur einen Theil der Schwierigkeiten flüchtig be- 
rühren wollen, welche sich der praktischen Ausführung des Vorschlags ent- 
gegensetzen würden. Die Hauptsache bleibt immer, dass die ganze Theil- 
nahme der Staatsgewalten an einem Concil auf einem ganz fremden, für uns 
nicht mehr vorhandenen Boden, auf einem der Vergangenheit angehörigen Ver- 
hältnisse des Staats zur Kirche beruht und nur so lange einen Sinn hatte, als 
der Staat der katholischen Kirche, als der Kirche, der einzigen, allumfassenden 
Kirche, gegenüberstand. Selbst bei dem tridentinischen Concil, wenigstens bei 
den Anfängen und Vorbereitungen desselben, war dieses alte Verhältniss noch 
vorhanden, und die protestantischen Regierungen, wie die protestantischen Ge- 
meinden, konnten noch zu dem Concil eingeladen werden, weil sie noch nicht 
als unwiederbringlich aus der Kirche ausgeschieden angesehen werden konnten. 
Die Kirche stand damals noch in einem bestimmten intimen und gewisser- 
maassen rechtlich festgestellten, d. h. von der Kirche in ihrem Recht aner- 
kannten Verhältniss zum Staat; das kanonische Recht mit dem ganzen Arsenal 
seiner Bestimmungen auch über das Grenzgebiet zwischen Staat und Kirche 
hatte damals noch eine Bedeutung für den Staat. Darum konnten die Regie- 
rungen auch unter bestimmten rechtlichen Formen in die Berathung und 
Regelung der kirchlichen Dinge eingreifen, wie sie es durch ihre Oratores auf 
dem Concil thaten. Ebenso trat an sie nachher die Frage heran: ob sie 
durch Acceptation der Concilsbeschlüsse die von den letzteren in kirchlich- 
staatlichen Dingen getroffenen Aenderungen als einen Theil ihres öffentlichen 
Rechts anerkennen wollten. Dieses Verhältniss hat sich jetzt, wenigstens für 
uns, vollständig geändert. Bekanntlich hat eine Anzahl der europäischen 
Staaten die Beschlüsse des tridentinischen Concils ausdrücklich acceptirt und 
publicirt, andere nicht. Für Preussen hat davon nie die Rede sein, oder auch 
nur die Frage aufgeworfen werden können. Ebensowenig könnte oder 
dürfte jetzt für Preussen die Frage entstehen: ob es die Beschlüsse des 
neuen Ökumenischen Concils acceptiren und damit als einen Bestandtheil seines 
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geltenden öffentlichen Rechtszustandes anerkennen wolle. Wenn es aber durch “ so). b 
abgesandte Vertreter an den Berathungen des Concils theilnähme, so würde  xord- 
es eben dadurch in den Fall kommen, sich über die Beschlüsse desselben zu fier 
erklären und sie eventuell als Theil seines Staats- und Kirchenrechts anzu- 26. Mai 1869. 
nehmen oder zu verwerfen — einen Fall, dessen Verwirklichung Ew. etc. 

sich nur einen Augenblick vorzustellen brauchen, um die volle Unmöglichkeit 
einzusehen. Für Preussen gibt es verfassungsmässig wie politisch nur einen 
Standpunkt, den der vollen Freiheit der Kirche in kirchlichen Dingen und 

- der entschiedenen Abwehr jedes Uebergriffs auf das staatliche Gebiet. Zu der 
Vermischung beider selbst die Hand zu bieten, wie es durch die Absendung 

von Oratores geschehen würde, darf die Staatsregierung sich nicht gestatten. ” 

Ew. etc. bitte ich, sich von diesem Standpunkt der königlichen Regierung für 

Ihre ganze Haltung möglichst lebendig zu durchdringen. Ew. etc. werden 
alsdann auch anerkennen, dass uns diese Haltung durch unsere eigene Stellung 

zur Sache vorgeschrieben wird, und dass es für uns nicht maassgebend sein 

kann, welche Haltung der Kaiser Napoleon dem Concil gegenüber einnehmen, 

und ob er dasselbe beschicken werde oder nicht. Etwas ganz Anderes aber 

als müssige und nicht berücksichtigte Proteste sind die auf dem Gefühl der 
eigenen Macht beruhenden Kundgebungen der Regierungen, Uebergriffe nicht 

dulden zu wollen. Diese können als heilsame Mahnungen und Warnungen 

auch im voraus dienen, und ich bin mit Ew. etc. vollkommen einverstanden, 

dass die blosse Thatsache der Existenz einer kirchlich-politischen Commission 

für das Concil, das Factum: dass in Rom über das Verhältniss zwischen 
Staat und Kirche mit dem Anspruch verhandelt wird, bindende Normen auf- 
zustellen, ohne den bei diesen Dingen interessirten Staat als gleichberech- 

tigten Factor zur Berathung zu ziehen, den Regierungen hinreichenden Anlass 

zu solchen Mahnungen und Warnungen darbiete. || Se. Maj. der .König 

haben mich demgemäss ermächtigt, mit der königlich baierischen Regierung 

. und eventuell mit den übrigen süddeutschen Regierungen in vertrauliche Ver- 
handlungen zu treten, um, wo möglich im Namen des gesammten Deutschlands, 

auf welches es uns zunächst hier nur ankommen kann, gemeinsame Ein- 
wirkungen auf die Curie zu versuchen, welche ihr die Gewissheit geben 
würden, dass sie bei etwa beabsichtigten Ausschreitungen einem entschiedenen 
Widerstande der deutschen Regierungen begegnen werde. Wenn diese Ver- 
handlungen zu einem Ergebniss geführt haben, werde ich Ew. etc. mit weiterer 
Instruction für die zunächst vertraulichen und nach Umständen zu verstärken- 


den Schritte in Rom versehen. 
v. Bismarck. 
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Nr. 4885c. (150c.) 


NORDDEUTSCHER BUND. Schreiben des Bundeskanzlers (Grafen 
Bismarck) an den baierischen Minister des Auswärtigen (Fürsten 
Hohenlohe). — Bedeutung des Einverständnisses der deutschen Regierungen 
bezüglich der Concilsfrage. 
(Auszug.) 
Eurer Durchlaucht wird es zur Genugthuung gereichen, dass schon 


deutscher Jetzt die Besprechungen der deutschen Regierungen untereinander, wie 


Bund. 
’ 11. Aug. 1869. 
ù e 


Nr. 4886 
(151). 
Episcopat. 
22. Jan. 1870. 


sie auf die von Baiern ergangene Anregung stattgefunden, in Rom im Sinne 
der Vorsicht und des Friedens nicht ohne Wirkung geblieben sind. Es giebt 
dort eine Partei, welche mit bewusster Entschlossenheit den kirchlichen und 
politischen Frieden Europa’s zu stören bestrebt ist, in der fanatischen Ueber- 
zeugung, dass die allgemeinen Leiden, welche aus Zerwirfnissen hervorgehen, 
das Ansehen der Kirche steigern werden, anknüpfend an die Erfahrungen von 


1848 und auf die psychologische Wahrheit fussend, dass die leidende Mensch- 


heit die Anlehnung an die Kirche eifriger sucht als die irdisch befriedigte. 
Der Papst indessen soll angesichts des Widerstandes, der sich in Deutschland 
ankündigt, bedenklicher und dem Einflusse jener Partei weniger zugänglich 
geworden sein. Wir haben ohne Zweifel in der parlamentarischen Gesetz- 
gebung, in Norddeutschland wenigstens, eine durchschlagende Waffe gegen jeden 
ungerechten Uebergriff der geistlichen Gewalt. Aber besser ist es gewiss, 
wenn wir nicht gezwungen werden, von derselben Gebrauch zu machen, und 
ich halte es daher fir cine Wohlthat, die den geistlichen wie den weltlichen 
Obrigkeiten erwiesen wird, wenn der Conflict zwischen beiden sich durch die 
von uns besprochenen Warnungen und Vorsorgen verhüten lässt. Auf unsern 
Episcopat hat das Cultusministerium sich bemüht in vertraulichem Wege vor- 
beugend einzuwirken. Genehmigen Sie etc. v. Bismarck. 





Nr. 4886. (151.) 
EPISCOPAT. Vorstellung gegen die Infallibilitäts-Petition. 
Lat. Orig. Friedberg, Sammlung |. c. Urk. LVI. 


Es sind uns gedruckte Briefe zugekommen, in denen man von den 
Vätern des Concils die Unterschrift verlangt für eine Petition, in welcher 
die ökumenische Synode ersucht wird, dieselbe möge sanctioniren, dass die 
Autorität des römischen Papstes die höchste und deshalb irrthumlos sei, wenn 
sie in Sachen des Glaubens und der Sitten mit apostolischer Macht- 
vollkommenheit allen Gläubigen Vorschriften ertheilt. Es ist gewiss ver- 
wunderlich, die Richter des Glaubens einzuladen, dass sie noch vor der Ver- 
handlung eine mit ihrer Unterschrift bekräftigte Erklärung über den erst zu 
fällenden Spruch veröffentlichen. Aber wir haben in einer so wichtigen An- 
gelegenheit uns an Dich selbst, heiligster Vater, zu wenden beschlossen, der 
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Du vom Herrn eingesetzt bist, die Schafe und Lämmer zu weiden, der Du “ D. 
die zarteste Sorgfalt hegst für die durch Christi Blut erlösten Seelen und Episcopat. 
sie mit väterlicher Liebe wegen der ihnen drohenden Gefahren bemitleidest. 12: Jar- 1870. 
Die Zeiten sind verschwunden, in welchen es vorkam, dass die Rechte des 
apostolischen Stuhles von Katholiken in Zweifel gezogen wurden. Es giebt 
Niemanden, der nicht wüsste, „dass, gleichwie der Leib ohne Haupt ver- 
stümmelt ist, so auch nicht ein die ganze Kirche repräsentirendes Concil ohne 
den Nachfolger des heiligen Petrus gehalten werden kann“ — und Alle ge- 
horchen den Geboten des heiligen Stuhles mit willigstem Herzen. Ueberdies 
ist das, was über die Autorität des römischen Pontifex von den Gläubigen zu halten 
sei, von dem Tridentiner Concilium ausgesprochen, wie auch von dem Floren- 
tinischen, dessen Beschluss über diesen Punkt im Ganzen und Einzelnen um 
so heiliger gehalten werden muss, weil derselbe durch die Uebereinstimmung 
der lateinischen und griechischen Kirche festgestellt ist und die Grundlage 
für die Wiederherstellung der Vereinigung sein wird, wenn der Herr auf das 
von so vielen Leiden heimgesuchte Morgenland den Blick seiner Barmherzig- 
keit wendet. Dazu kommt, dass die Kirche in dieser stürmischen Zeit 
gegen Jene, welche sich wider die Religion wie eine dem menschlichen 
Geschlechte verderbliche Erfindung erheben, einen neuen, seit Jahrhunderten 
unerhörten Kampf führen muss, so dass es keineswegs angemessen erscheint, 
den von so vielen und allseitigen Umtrieben in Versuchung geführten katho- 
lischen Völkern Grösseres als die Väter’ von Trient aufzuerlegen [majora 
imponere]. Uebrigens, obschon Bellarmin mit der ganzen katholischen Kirche 
‚ausspricht: „Entscheidungen in Sachen des Glaubens hängen vorzüglich von 
der apostolischen Ueberlieferung und der Zustiramung der Kirchen ab“, und 
obwohl die allgemeine Synode den kürzesten Weg bietet, die Meinung der 
ganzen Kirche kennen zu lernen, so sind dennoch von dem erhabenen Concil, 
welches die Apostel mit den Aeltesten von Jerusalem gehalten haben, bis zu 
dem von Nicäa, unzählige Irrthümer durch Entscheidungen der Einzelkirchen 
unter Zustimmung des Nachfolgers des heiligen Petrus und der ganzen Kirche 
niedergeschlagen und vernichtet worden. Es ist zweifellos, dass alle gläubigen 
Christen den Beschlüssen des apostolischen Stuhles aufrichtigen Gehorsam 
schulden, ausserdem lehren unterrichtete und fromme Männer, dasjenige, was 
der Papst über den Glauben und die Sitten ex cathedra redend festsetzt, sei 
auch ohne die auf was immer für eine Weise kundgegebene Zustimmung der 
Kirchen unumstösslich. Dennoch darf man nicht stillschweigend darüber hin- 
weggehen, dass nichtsdestoweniger noch gewichtige Schwierigkeiten übrig 
bleiben, die aus den Schriften und Handlungen der Kirchenväter, aus echten 
Urkunden der Geschichte und der katholischen Lehre selbst hervorgehen, vor 
deren vollständiger Lösung die in dem oben genannten Schreiben empfohlene 
Lehre dem christlichen Volke als eine von Gott enthüllte unmöglich vorgelegt 
werden könnte. Wahrlich, vor diesen Erörterungen scheut sich unsere Seele, 
und dass uns die Nothwendigkeit einer solchen Berathung nicht auferlegt 


Nr. 4886 
(151). 
Episcopat. 
12. Jan. 1870. 
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werde, darum bitten wir im Vertrauen auf Dein Wohlwollen. Ueberdies, da 
wir unter den bedeutendsten katholischen Nationen das bischöfliche Amt ver- 
walten, so kennen wir ihre Verhältnisse aus täglicher Erfahrung; für uns 
aber steht fest, dass die Definition, welche verlangt wird, den Feinden der 
Religion eine Waffe geben würde, um gegen die katholische Sache auch bei 
anerkannt besseren Männern Groll zu erregen, und wir sind gewiss, dass 
diese Sache in Europa, wenigstens den Regierungen unserer Sprengel, den 
Grund oder doch den Vorwand bieten würde, die noch übrig gebliebenen 
Rechte der Kirche anzugreifen. (Attamen silentio premere non licet, graves 
nihilominus superesse difficultates ex Patrum Ecclesiae dictis gestisque, genui- 
nis historiae documentis et ipsa doctrina Catholica enatas, quae nisi penitus 
solutae fuerint, nequaquam fieri posset, ut doctrina praedictis litteris commen- 
data populo Christiano tamquam a Deo revelata proponeretur. Verum ab 
hisce discutiendis refugit animus, et ne ejusmodi deliberationum necessitas 
nobis imponatur, Benevolentiae Tuae confidentes flagitamus. Praeterea cum 
inter potiores nationes Catholicas munere episcopali fungimur, rerum apud eas 
statum quotidiano noscimus usu; nobis autem constat, definitionem, quae 
postulatur, religionis inimicis nova suppetituram arma ad rei catholicae etiam 
apud melioris notae viros invidiam concitandam, certique sumus rem in Europa, 
saltem nostrarum regionum guberniis, causam praebituram sive praetextum in 
jura Ecclesiae residua invadendi.) | Das haben wir Deiner Heiligkeit mit 
jener Aufrichtigkeit auseinandergesetzt, die wir dem gemeinsamen Vater der 
Gläubigen schulden, und wir bitten Dich, anzuordnen, dass die Lehre, um 
deren Sanctionirung gebeten wird, dem allgemeinen Concile zur Berathung. 
nicht vorgelegt werde. || Auch erbitten wir, zu Deinen Füssen liegend, für uns. 
und für die Völker, die uns anvertraut sind, um sie zu Gott zu führen 
den apostolischen Segen. 
Deiner Heiligkeit demüthigste, gehorsamste und ergebenste Diener. 


Schwarzenberg. Rauscher. Simor. Tarnoczy. Fürstenberg. Gollmayr. Scherr. 
Scymonowicz. Deinlein. Wierzchleyski. Haynald. Melchers. Förster. Dinkel. 
Smiciklas. Strossmayer. Legat. Wedekind. Peitler. Namszanowski. Jirsik. 
Eberhard. Forwerk. Wiery. Fogarasy. Widmer. Zalka. Perger. Biro. 
Lipovniczky. Koväcs. Bonnaz. Krementz. Stepischnegg. Beckmann. Abbas 
Zeidler. Pukalski. Wahala. Ketteler. Baranowski. Bosagi. Vancsa. Jekel- 
falusi. Greith (Erzbischof von Cäsarea i. p. i., Generalabt der Mechitoristen 
in Wien). Hefele (Bischof von Rottenburg). Mrak (Bischof von Marienstadt 
und Marquitten, in Michigan). 


Die oben mitgetheilte Vorstellung, als deren Verfasser Cardinal Erz- 
bischof v. Rauscher gilt, wurde, da der Papst deren Annahme — wie es hiess 
wegen eines Formfehlers — verweigerte, vom Cardinal Erzbischof v. Schwarzen- 
berg unterm 29. Januar dem Präsidenten des Concils mitgetheilt. Ausser 
dieser Vorstellung wurden noch vier andere, ganz ähnliche Eingaben in der- 
selben Weise eingebracht. Diese waren: Erstens die sogenannte fran- 
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zösische Gegenadresse, in welcher jedoch die Sätze weggelassen wurden: Nr. 4886 
„Uebrigens, obschon Bellarmin ...“ bis zu: „Ueberdies da wir unter den „ boat. 
bedeutendsten katholischen Nationen ....“ Sie trägt das Datum vom 12.Ja- 12 Jan. 1870. 
nuar und folgende Unterschriften: Georgius Darboy, Paris. Ludovicus 
Dubreil, Avignon. Joannes Paulus Lyonnel, Alby. Joannes Landriot, Rheims. 
Athanasius Ciarchi, Babylonien. Fridericus Marguerye, Autun. Franciscus 
Victor Rivet, Dijon. Jacob. Maria Achilles Ginoulhiac, Grenoble. - Joannes 
Devoucoux, Evreux. Francisc. Joseph. Le Courtier, Montpellier. Ludovicus 
Delcusy, Viviers. Paulus Dupont des Loges, Metz. Joannes Bélaval, 
Pamiers. Joannes Dours, Soissons, Augustinus David, S. Brieuc. Petrus 
Sola, Nizza. Stephanus Ramadié, Perpignan. Josephus Toulon, Nancy. 
Petrus Jos. de Preux, Sion, Sitten (Schweiz). Henricus Maret, Suren i. p. i. 
(Paris). Franciscus Guellette, Valence. Augustinus Hacquard, Verdun. 
Benedictus Thomas, La Rochelle. Flavianus Hugonin, Bayeux. Guillelmus 
Renatus Meignan, Châlons. Joannes Bravard, Coutances. Carolus Philip- 
pus Place, Marseille. Joannes Callot, Oran (Algier. Felix De Las Cases, 
Constantine (Algier. Amatus Guilbert, Gap. Carolus Colet, Luçon. Felix 
Dupanloup, Orléans. Anton. de Vasconcellos Perreira de Mello, Lamego 
(Portugal). Ignatius Moraes Cardoso, Faro (Portugal). Josephus Alves 
Feijö, S. Jacob (grünes Vorgebirg. Ed. Hurmuz (Erzb. Siracen. rit. arm. 
Mechitorist in Venedig). Georgius Hurmuz (Abt der Michit. in Venedig). 
Placidus Casangian (Erzb. v. Antiochien, rit. arm., Generalabt der Anto- 
nianerménche). — Zweitens die Vorstellung -italienischer Bischöfe vom 
18. Januar, welche mit der französischen im Wesentlichen übereinstimmt 
und folgende Unterschriften trägt: Alex Riccardi di Netro, Erzb. v. Turin. 
Ludovic. Nazari di Calabiana, Erzb. v. Mailand. Joh. Pet. Lasanna, Bischof 
v. Biella. Laurentius Renaldi, Bischof v. Pinerolo. Raphael Biale, Bischof 
v. Albenga. Joh. Mantixi, Bischof v. Iglesias. Lud. Moreno, Bischof v. 
Ivrea. (S. dieselbe Friedberg 1. c. Urk. XL) — Drittens die sehr kurz 
gefasste Vorstellung amerikanischer Bischöfe‘, in der gebeten wird, die In- 
fallibilität nicht zu definiren, da die Discussion darüber den Mangel an 
Einigkeit und vorzüglich an Einstimmigkeit unter den Bischöfen zeigen 
würde; da in ihren Sprengeln, wo die Häretiker überwiegen, diese Defi- 
nition Widerspruch hervorrufen und manche der Kirche entfremden würde; 
und da daraus langwierige Streitigkeiten entstehen würden, welche die 
Früchte dieses Concils für die Akatholiken vielleicht ganz vereiteln könnten. 
Sie trägt folgende Unterschriften: .Joh. Purcell, Erzb. v. Cincinnati. Peter 
Kernick, Erzb. v. St. Louis. Joh. Mac Closkey, Erzb. v. New-York. Georg 
Errington, Erzb. v. Trapezunt i. p. i Thomas Connolly, Erzb. v. Halifax. 
Richard Whelan, Bischof v. Wheeling. Augustinus Verot, Savannah. Ja- 
cobus Roosevelt Bayley, Newark. Joannes Sweeny, S. Johann (Neu-Braun- 
schweig). Bernardinus Mac Quaid, Rochester. Tobias Müller, Eric. Fran- 
ciscus Mac Farland, Hartford. Jacob. O’ German, Ap. Vicar v. Nebrawska. 
Jacobus Rogers, Chatham. Michael Domencc, Pittsburg. Patricius Lynch, 
Charleston. Thaddaeus Amat, Monterey und Los Angelos. David Moriarty, 
Kerry. Guillelmus Jos. Clifford, Clifton. Eduardus Fitzgerald, Little-Rock. 
Joannes Leahy, Dromore. Joannes Hennessy, Dubuque. Patricius Feehan, 
Nashville. Joannes Hogan, Ver. Staaten. Joannes Henny, Milwaukie. David 
Bacon, Portland. Josephus Melcher, Green-Bay. (S. dieselbe Friedberg 
lc. Urk. LVIIL) — Viertens die Vorstellung von 17 orientalischen 
(chaldäischen und melchitischen) Bischéfen vom 18. Januar, in der daran er- 
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Nr. 4886 innert wird, dass das Concil von Florenz ja ohnehin schon, in Ueberein- 
Au stimmung zwischen den Griechen und Lateinern, ausgesprochen habe, was 
12 Jan 1870, bezüglich des römischen Papstes zu glauben sei, und worin dringend ge- 
beten wird, die grossen Schwierigkeiten, mit denen diese Bischöfe ohnehin 
zu kämpfen hätten, durch die Definition der Unfehlbarkeit nicht noch mehr 
vergrössern zu wollen. (S. dieselbe Friedberg 1. c. Urk. LIX.) — Die 
Gesammtzahl der Unterschriften auf diesen fünf Vorstellungen betrug nach 

Martin l. c. 137. — | 
Das Hervortreten der Unfehlbarkeitsfrage gab auch den Anstoss zu 
einer lebhaften Bewegung in der katholischen Laienwelt und zu einem 
heftigen literarischen Kampfe. (S. die Literaturangabe bei Friedberg 1. c. 
p. 38 ff.) Im Januar erschienen die offenen Briefe des Oratorianers P. Gratry 
und in der Augsburger Allgem. Zeitung die Erklärung des Stiftspropstes 
J. v. Döllinger gegen die Unfehlbarkeit. (S. dieselbe Friedberg 1. c. Urk. LXIV.) 
Die Briefe Gratry’s wurden von einer grösseren Zahl von Bischöfen ver- 
dammt und deren Verbreitung verboten, von anderen in Schutz genommen 
(s. Friedberg 1. c. p. 111 ff). Döllinger’s Erklärung rief zahlreiche Zu- 
stimmungsadressen hervor; so von den Universitäten Breslau, Bonn, Prag, 
München, Münster, von den Städten München, Köln, Kempten, Pforzheim 
u. v. a. Dagegen erschienen dann auch wieder Gegenadressen und Er- 
klärungen einzelner Bischöfe contra Döllinger. (S. Friedberg 1. c. p. 122 ff. 
und Urk. LXV. LXVI) Ebenso richtete der niedere Clerus mancher Diö- 
cesen, auch solcher deren Bischöfe zur antiinfalliblen Partei gehörten, Ge- 
suche an den Papst um die Definirung der Unfehlbarkeit. Die Eingaben 
der letzteren Art wurden nicht nur angenommen, sondern meist auch durch 
besondere Schreiben des Papstes beantwortet, die voll des Lobes sind für 

die Gesinnungen der Unterzeichner. (S. Friedberg 1. c. Urk. LXVIL) 


Nr. 4887. (152.) . 


RÖMISCHE CURIE. Ermahnung (Monitum) der Coneilspräsidenten 
wegen Wahrung des Geheimnisses. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung |. c. Urk. XLIX. 


Nr. 4887 Beim heiligen Concil von Trient warnten die Cardinalpräsidenten am 
Rint One. 17. Februar 1562 die Väter gegen Ausstreuung der zur Untersuchung vor- 
14. Jan. 1870. jjegenden Gegenstände in folgenden, vom Secretär Angelo Masserelli verlesenen 

Worten: „Ehrwürdigste Väter, Euere Gnaden wissen, wie unwürdig und un- 
passend cs ist, dass Decrete und andere zur Untersuchung den Vätern vor- 
liegende Gegenstände unter das Volk gebracht werden, ehe sie beschlossen, 
gezeichnet und in öffentlicher Sitzung promulgirt sind. Deshalb warnen und 
ermahnen die erlauchten Legaten und Präsidenten Euer Gnaden um der Ehre 
und des guten Namens dieses heiligen Concils willen und um möglichem Scan- 
dal vorzubeugen, nicht die Decrete oder sonstigen zu Erörterungen vorliegen- 
den Gegenstände unter die Leute zu bringen, noch abschriftlich irgend 
Jemandem ausserhalb des Concils zu zeigen, noch endlich irgend Jemandem 
ausserhalb der Stadt zu übersenden und Euren Dienern alles dieses ebenfalls 
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strengstens zu untersagen.“ — Da aber zu unserem grossen Kummer und 
zum Aergerniss aller Guten sich das jetzt zugetragen hat, worüber zur Zeit 
die Cardinalpräsidenten des Concils von Trient in gleicher Weise klagten, so 
sehen wir uns genöthigt, eine Warnung zu erlassen und allen denen, welche 
in unserem Apostolischen Briefe „Multiplices inter“ genannt sind, nämlich 
allen Vätern, Civilbeamten, Theologen, Sachverständigen des canonischen 
Rechts und anderen, welche in irgend einer Weise den Vätern oder den 
genannten Beamten in Concilangelegenheiten Beistand leisten, Verschwiegen- 
heit einzuschärfen, besonders da bei der Zügellosigkeit der Tagesblätter viele 
grosse Uebelstände aus dem Bruche des Geheimnisses hervorgehen und in 
dem genannten Apostolischen Briefe ein besonderes Gebot wegen Geheim- 
haltung sich befindet, welches von Niemandem ohne schwere Sünde gebrochen 
werden kann. 

Aus dem Bureau des Secretärs: Joseph (Fessler), Bischof von St. Pölten. 


Wurde in der Sitzung der Generalcongregation vom 14. Januar mit- 
getheilt. In derselben Sitzung wurde den Vätern ein Monitum der Präsi- 
denten mitgetheilt, worin den Rednern möglichste Kürze auf's eindringlichste 
ans Herz gelegt ward. (S. Friedberg L. c. Urk. L.) 


\ 


Nr. 4888. (153.) 


FRANKREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grafen 
Daru) an den kaiserlichen Botschafter (Marquis Banneville) 


in Rom. . 
Paris, janvier 1870. 


Monsieur le marquis, un de mes premiers soins en prenant la direction 
du ministère des affaires étrangères, a été de me faire présenter les instruc- 
tions qui vous ont été adressées par mon prédécesseur au sujet du concile 
en ce moment réuni à Rome. J’avais à examiner dans quelle mesure le 
cabinet pouvait y donner son assentiment, et je m’empresse de vous faire 
savoir qu'après en avoir délibéré en conseil, les ministres de l'Empereur 
adhèrent à la ligne de conduite qui vous a été tracée. | L'oeuvre entreprise 
_par le Pape Pie IX est considérable et digne par elle-même, comme par les 

intérêts élevés auxquels elle touche, de toute la sympathie du Gouvernement 
de Sa Majesté et de la France. Mais elle est aussi difficile que grande, dans 
l’état des esprits au sein du monde moderne et du clergé lui-méme, et pour 
être conduite à bonne fin, elle exige avant tout un sentiment éclairé des né- 
cessités de notre temps. | Ce qui nous préoccupe, ce ne sont pas les dangers 
que telle ou telle décision supposée pourrait faire courir aux principes de 
notre droit public. Ces dangers ne sauraient exister. Nos maximes natio- 
nales en matière religieuse, l'indépendance du pouvoir civil et la liberté de 
conscience ne peuvent être menacées. || Inscrites dans notre constitution 
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garanties par toutes nos lois, elles sont mieux défendues encore par la raison 
publique et par l’attachement inébranlable de tous les Francais. | Mais ce 
que nous avons à coeur, c'est le maintien, entre l'Eglise et l'Etat de ces 
bons rapports, de cette confiance mutuelle, nécessaires à la paix des con- 
sciences comme au repos de la société. Ces bonnes relations subsistent en 
France depuis le commencement de ce siècle. Le concordat de 1801 a 
heureusement concilié parmi nous la liberté de l'Eglise et les droits de l'Etat. 
Il a fait aux membres de l’épiscopat une situation digne et respectée qui leur 
assure le plein exercice de leur saint ministère et leur permet de remplir 
dans toute leur étendue les doubles devoirs de ministres de la religion et de 
citoyens français. || Quand de pareils résultats sont acquis et consacrés par 
soixante ans d'expérience, on ne court plus le risque de voir s'élever, soit dans 
la société, soit dans l'Eglise, des débats qui, mettant en question les principes 
mêmes sur lesquels, de l’aveu de tous, cette union repose, auraient pour con- 
séquence inévitable d'en diminuer le bienfait. On ne s’engage pas dans cette 
voie quand on sait qu'elle doit conduire tout au moins à des discussions irri- 
tantes où pourrait s’égarer une opinion publique fort impressionable en 
pareille matière et dont l'influence s’exerce souverainement sur toutes les 
institutions politiques et sociales. Qui peut dire quel serait l'écho et le 
contre-coup de pareilles controverses en un moment où toutes les croyances 
religieuses sont en butte à tant d'attaques, où tant de prudence unie à tant 
d'efforts est nécessaire pour conserver à l'Eglise, avec la liberté de son chef, 
la garantie de son indépendance ? | Nous avons l'espoir que ces considérations 
n'échapperont pas à la haute assemblée réunie au Vatican. Nous comptons, 
pour en apprécier la gravité, sur la raison élevée du saint-père, sur son 
attachement pour la France, sur les lumières de l'Eglise réunie, enfin, sur le 
patriotisme de l’épiscopat français, juge éminent, fort éclairé des besoins et 
des aspirations des esprits au sein de notre société française, et qui ne 
voudra certes pas encourir la responsabilité qui péserait sur lui s’il coopérait 
à des actes de nature à compromettre les avantages du concordat. : C’est en 
ce sens que vous pouvez vous exprimer hautement dans toutes les circon- 
stances où vous aurez à faire connaître l'opinion du Gouvernement de l’Em- 
pereur, et tel est le langage que les ministres de Sa Majesté se proposent 
eux-mêmes de tenir lorsqu'ils seront appelés à exposer devant les grands . 
corps de l'Etat la politique que le cabinet croit devoir suivre à l’égard du 
concile. 

Recevez, etc. Le ministre des affaires étrangères, 

Comte Daru. 


Diese Depesche theilte Graf Daru in der Sitzung des französischen 
Senates vom 11. Januar als Antwort auf eine an ihn gerichtete Inter- 
pellation des Mr. Rouland mit. (S. das Protokoll derselben Friedberg 1. c. 
Urk. LXVIIL) — Ungefähr in dieselbe Zeit fällt ein Privatbrief Daru’s an 
einen französischen Prälaten in Rom: ,J’ai vu avec regret quelques-unes 
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des choses qui se sont passées, et cependant je ne peux pas croire à de Nr. 1888 
trop grande imprudence de la part de la cour de Rome. On ne peut pas ra 
sy aveugler assez pour supposer que le maintien de nos troupes serait sitte Jan. 
possible le lendemain du jour où le dogme de l’infallibilité serait prononcé. 1870. 
Nous voudrions les laisser à Rome que nous ne le pourrions pas. Il y 

aura un mouvement irrésistible de l'opinion en France, auquel il ne sera 

pas possible de ne pas céder. || Certainement, le Saint-Père lé sait, le voit, 

le croit. Il se rendra, je l'espère, aux conseils plus modérés des plus 
illustres membres de l'Eglise de France, || Recevez etc. Daru. 








Nr. 4889. (154. 


ROMISCHE CURIE. Schema (Entwurf) der dogmatischen Consti- 
tution von der Kirche Christi, den Vätern zur Prüfung vorgelegt. 


Lat. Orig. Friedrich, Documenta 1. c. Bd. II. p. 85 ff., und Friedberg, Sammlung |. c. 
Urk. XLVIIL 


Pius, Bischof etc., unter Gutheissung des heiligen Concils, zum ewigen 
Gedächtniss. 


Des höchsten Hirten apostolisches Ministerium, in welches wir durch Nr. 4889 
Gottes unaussprechliche Vorsehung und Barmherzigkeit eingesetzt sind, legt RE oie: 
uns angelegentlich und unausgesetzt die Pflicht auf, nichts zu unterlassen, um 21. Jan. 1870. 
den Weg, der zum ewigen Leben und Heile führt, allen Menschen offen dar- 
zulegen .... Daher halten Wir es für unsere Schuldigkeit, die hauptsäch- 
licheren Hauptstücke der wahren und katholischen Lehre, über das Wesen, 
die Eigenthümlichkeiten und die Gewalt der Kirche aufzustellen und die be- 
stehenden dawider laufenden Irrthümer in nachfolgenden Artikeln der Canones 
zu verdammen. 


Cap. 1. Die Kirche ist der geheimnissvolle Leib Christi. || ...... | 
Cap. 2. Die christliche Religion kann nur in der von Christus gegründeten 
Kirche und durch dieselbe gelehrt werden. ...... | Cap. 3. Die Kirche 


ist die wahre, vollkommene, geistige und übernatürliche Gemeinschaft. | Wir 
lehren aber und erklären, dass der Kirche alle Eigenschaften einer wahr- 
haften Gemeinschaft innewohnen; diese Gemeinschaft ist weder unbestimmt 
noch unausgeführt von Christus hinterlassen, sondern sie ist so sehr in sich 
selbst vollkommen, dass, während sie sich von allen menschlichen Gemein- 
schaften unterscheidet, sie doch über alle aufs höchste erhaben ist. ||... . | 
Cap. 4. Die Kirche ist eine sichtbare Gemeinschaft. || ..... || Cap. 5. 
Ueber die sichtbare Einheit der Kirche. '..... | Cap 6. Die Kirche ist 
die zur Erreichung des Heils durchaus nothwendige Gemeinschaft. |..... 
| Cap. 7. Ausser der Kirche kann niemand selig werden. || Ferner ist es 
ein Grundsatz des Glaubens, dass niemand ausser der Kirche selig werden 
könne. Doch sind diejenigen, welche über Christus und dessen Kirche in 
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unüberwindbarer Unwissenheit befangen sind, um dieser Unwissenheit willen 
nicht zu ewiger Strafe zu verdammen, da sie dieses Umstandes wegen keine 
Schuld trifft vor den Augen Gottes, der da will, dass alle Menschen selig 
werden und zur Erkenntniss der Wahrheit gelangen, und der demjenigen seine 
Gnade nicht versagt, welcher nach seinem besten Wissen handelt, damit der- 
selbe die Rechtfertigung und das ewige Leben erlangen könne: zu diesen 
wird aber keiner glangen, der in schuldvoller Abtrennung von der Einheit 
des Glaubens oder von der Verbindung mit der Kirche aus diesem Leben 
scheidet. Wer nicht in dieser Arche befindlich sein wird, der wird in der 
Sündfluth umkommen. Deswegen verwerfen und verfluchen Wir jene so gott- 
lose wie der Vernunft selbst widerstrebende Lehre von dem religiösen In- 
differentismus, welche die Kinder dieses Jahrhunderts mit Aufhebung jedes 
Unterschiedes zwischen Wahrheit und Irrthum aufstellen . . . Ingleichen ver- 
werfen Wir die Gottlosigkeit jener, welche ... behaupten, es sei ungeziemend 
oder keineswegs zum Heile nothwendig, die, obgleich falsche, Religion zu ver- 
lassen, in der jemand geboren oder erzogen und unterwiesen worden; denu 
sicherlich verunglimpfen diese die Kirche selbst, welche von sich behauptet, 
dass sie die einzig wahre Religion sei, und die alle anderen, von ihrer Ge- 
meinschaft getrennten Religionen und Secten verurtheilt und verdammt, in 
gleicher Weise, als ob jemals irgend eine Gemeinsamkeit zwischen der Ge- 
rechtigkeit und der Ungerechtigkeit oder eine Verbindung des Lichtes mit 
der Finsterniss und eine Beziehung Christi zu Belial bestehen könnte. || 
Cap. 8. Von der Wandellosigkeit der Kirche. || . . ... || Cap. 9. Von der 
Unfehlbarkeit der Kirche. || ..... Deshalb lehren Wir, dass die Unfehl- 
barkeit in so weit selbstverstandlich sei, als sie als Hinterlage des Glaubens 
erkannt wird, und als das Amt der Bewahrung desselben es fordert, und dass 
also die Prärogative der Unfehlbarkeit, welche die Kirche Christi besitzt, so- 
wohl das gesammte offenbarte Wort Gottes umfasse als alles das, was seiner 
Natur nach kein Gegenstand des Offenbarten sein kann . . . . ohne welches 
jenes nicht unverletzlich bewahrt und nicht sicher und bestimmt zum Glauben 
aufgestellt und erklärt werden oder nicht gegen die Irrthümer der Menschen 
und die Einwürfe der fälschlich sogenannten Wissenschaft kräftig geschützt 
und vertheidigt werden kann. Diese Unfehlbarkeit aber . . . . ist dem Lehr- 
amte eigen, welches Christus in seiner Kirche für alle Zeit eingesetzt hat, da 
er zu den Aposteln sagte: Gehet also und lehret etc. und sehet, ich bin bei 
euch etc., und denen Christus den Geist seiner Wahrheit verhiess, der bei 
ihnen bleibe etc. || Cap. 10. Von der Gewalt der Kirche. | ...... Von 
dieser andern (Gewalt der Gerichtsbarkeit) lehren Wir insbesondere, dass die- 
selbe nicht bloss eine innere und sacramentale Gerichtsbarkeit, sondern auch 
eine äussere und öffentliche Gerichtsbarkeit sei, eine uneingeschränkte und 
durchaus vollständige, insonderheit gesetzgebende, richterliche und strafende. 
Die Inhaber dieser Gewalt aber sind die von Christus gesetzten Hirten und 
Lehrer, welche dieselbe frei und von jeglicher weltlichen Herrschaft unab- 
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hängig ausüben; und also regieren sie mit aller Machtvollkommenheit die Nr. 4889 
Kirche Gottes, sowohl durch nothwendige, auch das Gewissen verpflichtende pom. Curie. 


Gesetze, als durch richterliche Erlasse sowie durch heilsame, wenn auch 
gern verhängte Strafen, nicht bloss in Bezug auf diejenigen Gegenstände, 
welche den Glauben und die Sitten, den Cultus und die Heiligung betreffen, 
sondern auch. in Bezug auf diejenigen, welche die äussere kirchliche Zucht 
und Verwaltung angehen. Daher ist die Kirche Christi als eine vollkommene 
Gesellschaft zu erachten; diese wahre Kirche Christi aber ist eine glückselige; 
eine andere giebt es nicht als die alleinige heilige katholische und aposto- 
lische römische. || Cap. 11. Vom Primat des römischen Bischofs. || Der 
ewige Hirt und Bischof unserer Seelen, der, bevor er verherrlicht wurde, den 
Vater bat, dass die an ihn Glaubenden alle eins seien wie der Vater und 
der Sohn eins sind, bestellte zur immerwährenden Erhaltung der Einheit des 
katholischen Glaubens und der katholischen Gemeinde in dem h. Apostel 
Petrus die beständige Führerschaft und die sichtbare Grundlage der Einheit 
beider, indem er nach dem Zeugnisse des Evangeliums dem Apostel Petrus 
den Primat der Gerichtsbarkeit über die gesammte Kirche Gottes unmittelbar 
und direct verheissen und übertragen hat. Denn zu dem Petrus allein 
sagte Christus, der Sohn des lebendigen Gottes: Du bist Petrus etc. und 
Dir etc. Und dem einzigen Simon Petrus übertrug Jesus nach seiner Auf- 
erstehung das oberste Hirten- und Richteramt, d. i. seine ganze Heerde, indem 
er sagte: Weide etc. Daher verdammen und verwerfen Wir die dieser offen- 
baren und von der katholischen Kirche stets so verstandenen Lehre der 
heiligen Schrift zuwiderlaufenden Meinungen derjenigen, welche, die von 
Christus in seiner Kirche aufgerichtete Form der Herrschaft verwerfend, 
leugnen, dass Petrus allein vor den übrigen’ Aposteln, sei es vor einzelnen 
derselben allein oder vor allen mitsammen, mit dem wahren und eigentlichen 
Primat der Gerichtsbarkeit bekleidet worden sei, oder die behaupten, selbiger 
Primat sei nicht unmittelbar und direct dem heiligen Petrus, sondern der 
Kirche und durch diese ihm als ihrem Diener verliehen worden. || Was aber 
der erste aller Hirten und der grosse Hirt der Schafe, Christus Jesus, im 
heiligen Petrus zum ewigen Heile und immerwährenden Wohle der Kirche 
einsetzte, das muss vermöge desselben Urhebers in der Kirche, welche auf 
den Felsen gegründet, bis ans Ende der Jahrhunderte feststehen wird, immer- 
dar fortdauern. Das also steht als unumstössliche Wahrheit fest, und der 
heilige Petrus verliess die übernommene Leitung der Kirche nicht. Denn in 
seinen Nachfolgern lebt der Bischof des heiligen römischen Stuhls, den er 
selbst zuerst gegründet und mit seinem Blute geheiligt hat, und führt den 
Vorsitz und übt das Richteramt, so dass jeder, der auf diesem Stuhle Petrus 
nachfolgt, nach Christi eigener Einsetzung den Primat Petri über die ganze 
Kirche erhält. Indem Wir daher sowohl die Decrete unserer Vorgänger, der 
römischen Bischöfe, als die gelehrten und unzweideutigen Erklärungen früherer 
Kirchenversammlungen erneuern und in allem befolgen, lehren und erklären 


un- 21. Jan. 1870. 
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Wir, dass es ein Gegenstand des Glaubens für alle Christgläubigen ist, dass 
dieser heilige römisch-apostolische und päpstliche Stuhl den Primat über den 
ganzen Weltkreis habe; dass der römische Papst selbst der Nachfolger des 
heiligen Petrus, des Apostelfürsten, der wahre Statthalter Christi, das Haupt 
der ganzen Kirche, der Vater, Lehrer und oberster Richter aller Christen ist; 
dass ihm ferner im heiligen Petrus von unserem Herrn Jesus Christus die 
Vollmacht übertragen ist, die ganze Kirche zu weiden, zu lenken und zu 
regieren, und dass diese der Gerichtsbarkeit eigene Macht eine regelmässige 
und unmittelbare ist, welcher sich die Hirten und Gläubigen der einzelnen 
Kirchen sowohl einzeln als insgesammt durch hierarchische Unterordnung und 
wahrhaften Gehorsam zu unterwerfen haben, damit, vom römischen Bischof 
gehütet in Einheit sowohl der Gemeinde als deren Glaubensbekenntnisses, die 
Kirche Christi eine Heerde unter einem Hirten sei. Das ist die Lehre katho- 
lischer Wahrheit, von der Niemand ohne Gefährdung seines Glaubens und 
seiner Seligkeit abweichen kann. Daher verdammen und verwerfen Wir die 
Lehrsätze derer, welche, abweichend vom Glauben und den Geistern des Irr- 
thums anhängend, leugnen, dass die Macht des Primats von Christo so dem 
heiligen Petrus übertragen sei, dass derselbe ununterbrochen Nachfolger in 
dem ihm übertragenen Primat haben müsse, oder die da behaupten, die Ge- 
richtsbarkeit der römischen Bischöfe sei keine regelmässige und unmittelbare 
über die Kirchen der besonderen Hirten, sei es über alle mitsammen, sei es 
über einzelne gesondert, oder auch die da behaupten, es sei erlaubt, von den 
Aussprüchen der römischen Päpste an eine künftige allgemeine Kirchen- 
versammlung wie an eine über den römischen Bischöfen stehende Auto- 
rität zu appelliren. | Aus dieser obersten Gewalt der Gerichtsbarkeit aber 
sowohl über die gesammte Kirche als über alle und jede einzelnen Hirten und 
Gläubigen der Kirchen folgt, dass der römische Bischof ein Recht habe, in 
Ausübung dieses seines Amtes frei mit den Hirten und Heerden der ganzen 
Kirche zu verkehren, damit dieselben von ihm in dem Wege des Heils be- 
lehrt und geleitet werden können. Daher verdammen und verwerfen Wir die 
verderblichen Lehrsätze derjenigen, welche sagen, dass dieser Verkehr des 
obersten Hauptes mit den Hirten und Heerden gehindert werden müsse, oder 
denselben als der weltlichen Macht gefährlich erklären, so dass sie behaupten, 
was von dem apostolischen Stuhle oder in dessen Auftrage zur Regierung der 
Kirche verordnet werde, habe keine Kraft und Giltigkeit, wenn es nicht durch 
das Placet der weltlichen Gewalt bestätigt würde. | Cap. 12. Von der zeit- 
lichen Herrschaft des jetzigen Papstthums. || Damit aber der heilige Papst 
das Amt des ihm von Gott übertragenen Primats in gebührender Weise er- 
fülle, bedurfte er jener Schutzvorrichtungen, welche den Verhältnissen und 
Erfordernissen der Zeit entsprachen. Es geschah daher durch besonderen 
Rathschluss der göttlichen Vorsehung, dass in der grossen Vielheit und 
Mannigfaltigkeit der weltlichen Fürsten auch die römische Kirche ein welt- 
liches Herrschgebiet besitzt, damit der römische Papst, der ganzen Kirche 
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hôchster Hirt, keinem Fürsten unterworfen, mit vollster Freiheit die oberste ari 
Gewalt, die gesammte Heerde des Herrn zu weiden und zu regieren, und die Rom. Curie. 
von Christus dem Herrn selbst für den ganzen Erdkreis empfangene Autorität 2! Jar. 1870. 
üben und so leichter die göttliche Religion von Tag zu Tage mehren und 
wirksamer ausführen könne, was er nach Umständen und Zeit als erforderlich 
für den grösseren Nutzen des ganzen christlichen Staates erkannte. || Da aber 
gottlose Menschen, die alles Recht auf Erden zu verändern trachten, auch 
darauf ausgehen, diese weltliche Herrschaft der heiligen römischen Kirche, die 
zum Wohle und Nutzen des Christenthums angeordnet und von ihr (der 
Kirche) mit allen Rechtstiteln so viele Jahrhunderte hindurch in legitimer 
Weise besessen ist, durch Ränke und Gewaltthaten aller Art zu stürzen, so 
verdammen und verwerfen Wir, unter Beistimmung des heiligen Concils und in 
Erneuerung der Urtheile und Decrete dieses apostolischen Sitzes und der 
früheren Concilien, sowohl die ketzerische Lehre derjenigen, welche die Ver- 
bindung der weltlichen und der geistlichen Macht in den römischen Päpsten 
für einen Widerspruch mit dem göttlichen Recht erklären, als auch die falsche 
Ansicht derer, welche behaupten: es sei nicht Sache der Kirche, über dieses 
Verhältniss der weltlichen Herrschaft zu dem Besten der ganzen Christenheit 
irgend etwas mit Autorität festzusetzen, und es stehe deshalb den Katholiken 
frei, von den in dieser Angelegenheit erfolgten Entscheidungen abzuweichen 
und eine andere Meinung zu haben. || Cap. 13. Ueber die Eintracht zwischen 
der Kirche und bürgerlichen Gesellschaft . . . . . Da demnach Gott als der 
Urheber beider Gesellschaften je nach der verschiedenen Art, wie es deren 
Ordnung und Zweck mit sich bringt, anzunehmen ist, so folgt daräus natur- 
gemäss, dass zwischen der Kirche und der bürgerlichen Gesellschaft (dem 
Staate) oder zwischen den Gewalten, von denen beide regiert werden, wahrlich 
kein Streit oder Gegensatz sein kann. || Vielmehr verleiht die Kirche dem 
Staate die grösste Festigkeit und beschützt ihn und sorgt für dessen Sicher- 
heit. || Denn jene die Menschen heiligende Gerechtigkeit macht mittels der 
christlichen Tugend und Frömmigkeit auch gute Bürger, und wenn dieselben 
so sind, wie es die christliche Lehre ihnen vorschreibt, so wird es ohne 
Widerrede um das Wohl des Staates sehr gut stehen. Da ausserdem die 
irdische Gewalt die Befolgung der von ihr vorgeschriebenen Gesetze auf 
irdischen Vortheil und Furcht vor Strafen gründet, so stärkt die wahre Reli- 
gion, deren Hüterin und Lehrerin die katholische Kirche ist, das Ansehen der 
Herrschenden durch eine wirksame Lehre und göttliche Gesetze. Denn die 
katholische Religion lehrt auf ihre göttliche Autorität, dass die Menschen der 
gesetzmässigen Obrigkeit unterthan seien, nicht bloss aus Furcht, sondern 
aus Gewissenspflicht. | Wenn aber die Kirche die Unterthanen ermahnt und 
ihnen befiehlt, nach dem von Gott erlassenen Gebote den Königen zu ge- 
horchen, so ziemt es nicht minder den Königen für die Völker zu sorgen, 
dass sie einsehen und lernen, es sei denen, welche die Erde regieren, nicht 
um der Herrschsucht willen, sondern als ein Amt der Schutzwehr vom Herrn 
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die Gewalt und vom Hôchsten die Kraft gegeben, dass sie gleichsam als die 
Diener seines Reichs recht richten und das Gesetz der Gerechtigkeit voll- 
strecken, weil er den Geringen geschaffen hat wie den Grossen und gleiche 
Sorge trägt für alle. || Die katholische Kirche schützt daher sowohl die 
Rechte der Könige und Völker und aller einzelnen Menschen insbesondere 


‚mittels der göttlichen Religion, als sie die Pflichten lehrt und vorschreibt 


und so den menschlichen Gesetzen eine heiligere Grundlage verleiht und den 
Gehorsam der Gläubigen vermittelt. Wenn daher dieser Staat Gottes so viel 
beiträgt zur Sicherheit und zum Glücke des irdischen Staates, so muss wohl 
aus diesem einen Umstande jeder einsehen, dass bei solcher Weisheit und 
Güte Gott, der Schöpfer der Natur und der Verleiher der Gnade und beider 
Staaten Urheber, die priesterliche und fürstliche Gewalt nicht feindselig gegen 
einander stellte, sondern mit Friedensbanden verknüpfte. Diese Verbindung 
beider Staaten aber, aus welcher dem bürgerlichen Staate so viel Gutes er- 
wächst, ist nicht dem freien Belieben der Menschen anheimgestellt, sondern 
durch göttliches Gesetz vorgeschrieben. Denn weil nicht allein die ein- 
zelnen Menschen privatim, sondern auch alle im öffentlichen Leben und der 
Staat selbst zur wahren Religion gegen Gott angehalten und durch die Gesetze 
der Religion verpflichtet werden, so wird der Staat selbst, dessen Bürger zugleich 
Gläubige sind, durch grosse Pflichten und Verbindlichkeiten der Kirche Gottes 
verbunden, welche die Lehre der wahren Religion und die Gesetze und Rechte 
kraft göttlichen Auftrags behütet und schützt. - Daher solle niemand zu sagen 
sich anmaassen, dass die Autorität und die Rechte der Kirche nicht mit den 
Rechten tind der Autorität der weltlichen Gewalt vereinbar seien, und dass 
zum Wohle der menschlichen Gesellschaft die Trennung des Staates von der 
Kirche nothwendig sei, so dass der weltlichen Gewalt das Recht und die 
Pflicht abgesprochen werde, weiter hinaus, als der öffentliche Friede es fordere, 
mit bestimmten Strafen diejenigen zu züchtigen, welche die katholische Reli- 
gion verletzen, oder gar, dass die menschliche Gesellschaft ohne Rücksicht auf 
die Religion, als ob diese gar nicht bestünde, geregelt und regiert werden 
könne, oder endlich, ohne dass ein Unterschied zwischen wahrer und falschen 
Religionen zu machen sei. | Wenn zwischen dem Priesterthum und der welt- 
lichen Macht Zwistigkeiten entstanden sind und fernerhin erwachsen, so wird 
niemand zu behaupten wagen, dass dieselben aus dem innern Wesen und der 
Natur der kirchlichen Gewalt hervorgingen. Der wahre Friede zwischen 
beiden Gewalten und die Eintracht, welche die Kirche immer wünscht und 
mit demäthiger Bitte von Gott erfleht, kann nimmer erhalten werden, wenn 
die Freiheit des Bekenntnisses Jesu Christi unterdrückt und die Rechte ver- 
gewaltigt werden, deren Ausübung und unverletzte Erhaltung die Kirche nicht 
allein wahrnehmen kann, sondern auch muss, weil dieselben mit den Pflichten 
zusammenhängen, welche ihr von: ihrem göttlichen Stifter zum Heile der 
Seelen auferlegt sind. | Dergleichen höchst ungerechte Kriege würden die- 
jenigen, welche Kinder der Kirche sein wollen, nie gegen ihre Kirche unter- 
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nehmen, wenn in den Gemüthern der Herrscher und der Völker beständig die Nr: 4889 
Wahrheit in Ehren gehalten würde, welche unser Herr mit den eindring- pom. Curie. 
lichsten Worten eingeschärft hat, dass es den Menschen nicht fromme, die ?1. Jan. 18:0. 


ganze Welt zu gewinnen, wenn sie an ihrer Seele Schaden leiden, und dass 
über jenes Glück des Menschenlebens, welches die weltliche Gewalt für sich 
zu gewähren vermag, die Erreichung der ewigen Glückseligkeit erhabener und 
einzig nothwendig sei, zu welcher die Menschen von der Kirche zu führen 
sind, und dass daher die blosse Vernunft lehrt, dass in den Endzwecken 
beider Gewalten die Kirche Jesu Christi so sehr über dem bürgerlichen Staate 
stehe, wie die Annehmlichkeiten und Güter dieses Lebens übertroffen werden 
von dem Heile der nicht mit Gold oder Silber, sondern dem kostbaren Blute 
Christi erkauften Seelen und von der Glückseligkeit des ewigen Lebens. * 
Mag daher die Neigung der bürgerlichen Gesellschaft an sich und unmittelbar 
nicht auf die ‚übernatürliche Glückseligkeit, sondern auf das zeitliche Wohl 
ihrer Gemeinschaft gerichtet sein, so ist bei christlichen Menschen nicht 
allein dahin zu arbeiten, sondern von ihnen zu verlangen, dass sie ihrem 
zeitlichen Glücke das ewige vorziehen und nicht minder bei ihren Staats- 
angelegenheiten als bei ihren Privatgeschäften den untergeordneten Zweck 
nicht so hoch anschlagen, dass sie das letzte und unvermeidliche Ende aus 
den Augen lassen, damit sie, wenn der zeitlichen Herrschaft nützlich er- 
scheint, was den erhabenen Gütern der Kirche und des ewigen Heils zuwider 
ist, solches nicht für ein wirkliches Gut erachten, sondern aufrichtig nach 
dem Worte zu handeln trachten, welches der grosse Gregorius sprach: dass 
das irdische Reich dem himmlischen Reiche unterzuordnen sei. || Cap. 14. 
Ueber das Recht und die Anwendung der bürgerlichen Gewalt nach der Lehre 
der katholischen Kirche. : Gegen die Lehre und Autorität der katholischen 
Kirche und deren wohlbegründete Rechte auf die menschliche Gesellschaft 
haben sich in unseren Tagen trügerische Lehrer erhoben, welche nicht allein 
der Kirche, sondern jeder menschlichen Gemeinschaft Feinde, aller Herrschaft 
feind sind, so dass sie von keinem Gesetze als dem ihrer eigenen Wahl ent- 
sprossenen sich gebunden behaupten und jede höhere, von ihnen unabhängige 
Gewalt für einen ungerechten Zwang erklären, den sie nach ihrem Belieben 
abwerfen und ausrotten dürfen, ja die gegen das offenbare Gesetz Gottes be- 
haupten, alle Menschen seien nach dem Naturgesetze in solchem Grade 
gleichen Rechtes, dass man sowohl das Privatrecht des Besitzes, als jeglichen 
andern Vorzug des einen vor den anderen für ungerecht erklären und ab- 
schaffen müsse. | Noch andere haben sich in ihrem Geiste eine falsche Ge- 
stalt und Form der bürgerlichen Gesellschaft ausgedacht, einen sogenannten 
politischen Zustand, den sie als die Quelle aller Autorität und alles Rechtes 
unter den Menschen aufstellen, so dass aus diesem politischen Zustande und 
dessen Gesetzen sowohl das Recht des Privateigenthums einzig und allein ab- 
zuleiten sei, als für die häusliche Gesellschaft oder Familie jeder Grund ihrer 
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durch bestimmt und geregelt werden müssen, und dass diese Quelle in dem 
Staatsgesetze oder in der Stimmenmehrheit der Bürger und der sogenannten 
öffentlichen Meinung beruhe, welche die oberste Norm für das Gewissen und 
die Pflichten bei allen öffentlichen und socialen Handlungen so der Regieren- 
den wie der Untergebenen bilden. Ja, nicht wenige gehen sogar so weit, dass 
sie glücklichen Ereignissen die Bedeutung des Rechts beilegen und zu sagen 
sich erdreisten, wenn etwas nach moralischem Gesetze ungerecht sei, aber 
durch einen glücklichen Ausgang gekrönt werde, so erlange es durch diesen 
Umstand in Staatsangelegenheiten und Händeln nach politischem Gesetze den 
Charakter der Gerechtigkeit und Achtbarkeit, als ob es ein wirkliches mora- 
lisches Gesetz wäre für alle socialen und politischen Handlungen, ohne dass 
dies jedoch in gleicher Weise bei Privathandlungen der Fall wäre. || Aber 
diese Einbildungen menschlichen Stolzes führen zu nichts anderm, als dass 
die unwandelbare Heiligkeit und Gerechtigkeit des ewigen Gottes aus den 
Herzen der Kinder der Menschen gerissen, in ihren Gemüthern der Sinn für 
Recht und Unrecht erlöscht und die Erde von ihren Bewohnern verpestet 
wird, die unter der Form des Gesetzes das Recht verkehrten und das ewige 
Bündniss zerrissen. || Gegen dergleichen Irrthümer, die auch unter katho- 
lischen Völkern sich einzuschleichen begonnen, haben wir beschlossen, Allen 
die katholische Lehre ins Gedächtniss zu rufen, damit sie lauter und unver- 
fälscht beobachtet werde. Wir lehren daher, was als Ueberlieferung der 
Apostel die Kirche immer gelehrt hat, dass alle legitime Gewalt, folglich auch 
die bürgerliche, Gott zum Urheber habe. „Jedermann,“ schreibt der Apostel, 
„sei unterthan der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat, denn es ist keine 
Obrigkeit olıne von Gott; wo aber Obrigkeit ist, die ist von Gott verordnet“; 
und nach dem Ausspruch desselben Apostels, wer diese Gewalt in Händen 
hat, ist Diener Gottes, der gute Thaten mit Gutem und böse Thaten mit 
Strafe vergilt und also kraft seines Rechtes den Gehorsam der Untergebenen 
fordert. |; Niemand soll sich daher zu lehren erdreisten, es sei erlaubt, jener 
legitimen Macht mit Gewalt zu widerstreben, oder mit abscheulicher Frevel- 
that dieselbe durch Verschwörungen und Rebellion umzustürzen; denn wer der 
Macht widerstrebt, widerstrebt der Anordnung Gottes; die aber, so wider- 
streben, bereiten sich selbst die Verdammniss. | Im Sinne des Friedens aber 
lehren wir, dass die Regierenden in dem Gebrauche ihrer Macht sich von 
derselben Norm des göttlichen Gesetzes leiten lassen. Denn das moralische 
Gesetz, mag es durch das Licht der Vernunft oder durch übernatürliche 
Offenbarung gewonnen sein, ist, wie für die Privatleute und deren Handlungen, 
so nicht minder für diejenigen gegeben, welche die Regierung führen, und für 
die Verwaltung öffentlicher Aemter, wie auch für sociale und politische Hand- 
lungen. Die Richtschnur des Handelns ist daher nicht nach dem Nutzen zu 
wählen oder nach der Meinung und dem Willen des grossen Haufens, wann 
dieselben zu Verbotenem und dem Gesetze Gottes Widerstrebendem anreizen, 
sondern die nothwendige Sitteuregel für Unterthanen wie für Herrscher bei 
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der Erfüllung ihrer Berufspflichten ist das Gesetz Gottes, der befiehlt und Nr. 4889 
verbietet; nach diesem werden alle im letzten Gerichte vor dem gemeinschaft- pon. Cre. 
lichen Herrn bestehen oder fallen. Die Entscheidung aber über diese Richt- 2!- Jen. 1870. 
schnur des Handelns, soweit sie die Ehrbarkeit der Sitten, Erlaubtes und Un- 
erlaubtes betrifft, gehört für die bürgerliche Gesellschaft und für öffentliche 
Geschäfte vor die oberste Lehrgewalt der Kirche. Wabrlich, auf dem Wege 
des ewigen Heils ist für Alle, Unterthanen wie Herrscher, die von Gott ein- 
gesetzte Kirche Führerin und Lehrerin. Und für die Herrscher ist es nicht 
minder wahr, dass diejenigen, welche die Kirche nicht zur Mutter haben, Gott 
nicht zum Vater haben. Damit sie also den König der Könige zum gnädigen 
Vater haben, sollen sie durch Werk und That beweisen, dass sie die Kirche 
zur Mutter haben, und nicht wähnen, dass es ihnen gestattet sei, in Privat- 
angelegenheiten oder in Öffentlichen Geschäften aus politischen Gründen die 
Gesetze und Rechte Gottes und der heiligen Mutter Kirche zu verletzen. | 
Cap. 15. Von einigen besonderen Rechten der Kirche in ihren Beziehungen 
zum bürgerlichen Staate. | Unter den Verletzungen der heiligsten Rechte, 
welche in unserer Zeit die Verleitung der Völker zum Irrthum und die Ver- 
derbung ihrer christlichen Sitten anstreben, ist wohl das allergefährlichste 
jene Behauptung betrügerischer Menschen, dass alle Schulen der Leitung und 
‘dem Ermessen der alleinigen Laienverwaltung zu unterwerfen seien, so dass 
der Autorität der Kirche der religiöse Unterricht und die Erziehung der 
christlichen Jugend ganz aus der Hand genommen würde; ja, man geht so 
weit, dass man selbst die katholische Religion vom öffentlichen Unterrichte 
ausschliesst und allgemein confessionslose Schulen, die nur den Wissen- 
schaften gewidmet sind, fordert. Die hieraus entspringende Verderbniss einer 
heilsamen Lehre und der Sitten erhellt aus dem Zwecke selbst der von 
Christus unserm Heiland gegründeten Kirche, welcher ist, die Menschen durch 
heilsamen Glauben und Zucht mittels Lehre und Leitung zum ewigen Leben 
zu führen, und dessen Anerkennung Jedermanns Recht und Pflicht ist, damit 
sie wache, dass die katholische Jugend vor allen Dingen im walıren Glauben 
und frommen Sitten ordnungsmässig unterrichtet werde. |: Jene Ungerechtig- 
keit ist noch durch andere Eingriffe vermehrt worden. Man will selbst die 
Erziehung und Bildung der Geistlichen in den kirchlichen Wissenschaften, so- 
wohl in öffentlichen Lehranstalten, als selbst in den Seminarien, der wirk- 
samen Leitung und Ueberwachung der Kirche entziehen u.d der Laiengewalt 
unterwerfen — gegen das eigene Recht der Kirche, welche dafür zu sorgen hat, 
dass ihre Diener sich der höchsten Heiligkeit der katholischen Glaubenslehre 
und der Heiligkeit des geistlichen Wandels befleissigen. Ja, man hat sich 
nicht gescheut, selbst diejenigen, welche sich dem Dienste des Herrn widmen, 
von ihrem heiligen Berufe gewaltsam wegzureissen und dem höchst unbilligen 
Gesetze der weltlichen Militärpflicht zu unterwerfen, und so unterfangen sie 
sich, soweit es in ihrer Macht steht, die Kirche von den zum Lehren, Re- 
gieren und Heiligen des Volkes Gottes nöthigen Dienern zu berauben. Des- 
9° 
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halb erklären und lehren wir, dass vorbesagte Rechte und Pflichten zur 
Kirche gehören und mit deren Lehramte von Gott angeordnet und mit der 
Verfassung und dem Zwecke derselben innigst verbunden sind, also durch 
menschliche Gesetze nicht aufgehoben werden können. || Noch ein anderes 
schweres, Unrecht wird der Kirche durch diejenigen zugefügt, welche die 
Uebung evangelischer Vollkommenheit in den von der Kirche genehmigten 
Orden und religiösen Anstalten durch schnöde Anfeindungen bekämpfen, und 
zu behaupten wagen, ein klösterlicher Beruf sei den natürlichen Rechten und 
der menschlichen Freiheit zuwider und aus den modernen Staaten und Ge- 
bieten zu verbannen, weil er dem Fortschritt und Wohle der Völker ent- 


. gegen sei; diese Aufhebung müsse um so mehr geschehen, weil es selbst 


unter den Gesetzgebern, die sich zum Katholicismus bekennen, nicht an Leuten 


- fehle, welche sich nicht scheuen, in dieser Hinsicht das Recht der Kirche zu 


bestreiten und demselben durch unbillige Gesetze mit. allen Kräften entgegen- 
zuarbeiten. || ..... (Es folgt eine Begründung der religiösen Orden.) || Da 
nun diese Rechte der Kirche und der Gläubigen, sowie die eingegangenen 
Pflichten der Gelübde in Gottes übernatürlichem Gesetze und seiner Anord- 
nung begründet sind, sintemal Christus, die ewige Weisheit, in seiner heiligen 
Kirche den Weg der evangelischen Vollkommenheit zeigte und aufstellte, so 
können jene politischen Gesetze dies weder ändern noch abschaffen. | Wir 
verdammen daher sowohl die Lehre, welche den klösterlichen Beruf für un- 
statthaft und dem wahren Wohlergehen der Völker schädlich erklärt und des- 
halb die Einschränkung desselben fordert, als auch die gottlosen An- 
strengungen der Menschen, welche die erwähnten Rechte der Kirche und der 
Gläubigen antasten und damit Gott selbst und der heiligen katholischen 
Religion grossen Schaden zufügen. || Sodann müssen wir eine andere gottes- 
lästerliche Ungerechtigkeit, welche gegen die Mutter Kirche grausam und ° 
täglich ärger wüthet, wiederum verdammen und die verderblichsten Täuschungen, 
womit betrügerische Menschen dieselbe zu beschönigen suchen, brandmarken. 
| Man sagt, das Recht, zeitliche Güter zu erwerben und zu besitzen, hänge 
von dem Ermessen des politischen Staates und von dessen freier Ertheilung 
ab, so dass die öffentliche Gewalt kraft ihrer höchsten Autorität dieses Recht 
aufheben und sich durch Erlassung von Gesetzen die gleichsam herrenlosen 
Güter zuerkennen dürfe, welche durch rechtskräftige Eigenthumstitel im Be- 
sitze der Kirche sind; auch behauptet man, das Verfügungs- und Bestimmungs- 
recht über geistliche Güter stehe gleich dem über die der ganzen Nation 
eigenen Güter als ein angeborenes Recht der höchsten politischen Gewalt zu. 
Auf solche Weise tastet man mittels verworfener Lehren die unzweifelhaftesten 
Rechte der Kirche an, welche aus deren von Gott gegebener Verfassung her- 
vorgehen. Denn da die Kirche eine vollkommene Gemeinschaft ist, die durch 
göttliches Recht angeordnet, zwar übernätürlich ist, allein auch als eine sichtbare 
Gesellschaft von Menschen und zum Heile der Menschen auf Erden besteht, 
so bedarf sie auch sichtbarer und äusserlicher Dinge und darunter auch der 
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zeitlichen Güter. . . . . .. | Wahrlich, jenes Recht, Eigenthum zu erwerben N. a 
und zu besitzen, welches rein menschlichen Gesellschaften zukommt, fehlt der Rom. Carie. 
Kirche nicht, sondern ist ihr eigen, als einer von Gott zu höheren Zwecken ?1- Jan. 1870. 
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eingesetzten Gesellschaft, die unabhängig von weltlichen Befehlen ist, auch 
heiliger und von höherem Range, weil die Güter auf solche Weise dem ge- 
heimnissvollen Leibe Christi und dadurch dem Gotte Christus selbst insbe- 
sondere gewidmet sind. || Deshalb lehren wir: die Kirche als eine sichtbare 
von Gott unter den Menschen eingesetzte Gemeinschaft hat das Recht, zeit- 
liche Güter zu erwerben und zu besitzen, und kann dieses Rechtes durch 
keine weltliche Macht beraubt werden, und deswegen verdammen wir die vor- 
benannten Irrthümer und erklären, dass die Gesetze, kraft welcher der poli- 
tische Staat wie aus einem ihm innewohnenden höchsten Rechte Kirchengüter 
in Besitz nimmt, ungerechte Beraubungen sind. | Dies ist es, was, nach unserm 
Dafürhalten, überhaupt den Christgläubigen über die Kirche zu lehren; was 
aber diesem widerspricht, ist in bestimmten und eigenen Canones, in der 
nachfolgenden Weise zu verdammen, damit Alle, welche unter dem Beistande 
Christi im Glauben sind, die katholische Wahrheit leichter zu erkennen und 


an ihr festzuhalten vermögen, 


Canones 
de 


Ecclesia Christi. 


Canon I. Si quis dixerit, Christi 
religionem in nulla peculiari socie- 
tate ab ipso Christo fundata exstan- 
tem et expressam esse, sed a singulis 
seorsum, non habita ratione ad ullam 
societatem, quae vera ipsius Ecclesia 
sit, rite observari et excoli posse; 
anathema sit. 


Can. II. Si quis dixerit, Eccle- 
siam a Christo Domino nullam cer- 
tam ac immutabilem constitutionis 
formam accepisse, sed aeque ac reli- 
quas hominum societates, pro tempo- 
rum diversitate vicissitudinibus et 
transformationibus subjectam fuisse 
aut subjici posse; anathema sit. 


Glaubenssätze 
über 
die Kirche Christi 


1. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Religion Christi sei in keiner beson- 
deren, von Christus selbst gegrün- 
deten Gemeinschaft vorhanden und 
ausgedrückt, sondern könne von Ein- 
zelnen für sich, ohne Rücksicht auf 
irgend eine Gemeinschaft, welche 
Christi wahre Kirche sei, in rechter 
Weise beobachtet und ausgeübt wer- 
den: der sei im Bann (anathema sit). 

2. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Kirche habe von dem Herrn Christus 
keine sichere und unveränderliche 
Verfassungsform empfangen, sondern 
sei, gleich den übrigen Gesellschaften 
der Menschen, nach der Verschieden- 
heit der Zeiten Wechselfällen und 
Umgestaltungen unterworfen gewesen 
oder könne solchen unterworfen wer- 
den: der sei im Bann. 
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Can. III. Si quis dixerit, divina- 
rum promissionum Ecclesiam non esse 
societatem externam ac conspicuam, 
sed totam internam ac invisibilem; 
anathema sit. 


Can. IV. Si quis dixerit, veram 
Ecclesiam non esse unum in se cor- 
pus, sed ex variis dissitisque Christi- 
ani nominis societatibus constare, per 
easque diffusam esse; aut varias SO- 
cietates ab invicem fidei professione 
dissidentes atque communione sejunc- 
tas, tanquam membra vel partes unam 
et universalem constituere Christi Ec- 
clesiam; anathema sit. 


Can. V. Si quis dixerit, Ecclesiam 
Christi non esse societatem ad aeter- 
nam salutem consequendam omnino 
necessariam; aut homines per cujusvis 
religionis cultum salvari posse; ana- 
thema sit. 


Can. VI. Si quis dixerit, intole- 
rantiam illam, qua Ecclesia catholica 
omnes religiosas sectas a sua com- 
munione separatas proscribit et dam- 
nat, divino jure non praecipi; aut de 
veritate religionis opiniones tantum, 
non autem certitudinem haberi posse, 
ideoque omnes sectas religiosas ab 
Ecclesia tolerandas esse; anathema sit. 


Can. VII. Si quis dixerit, eandem 
Christi Ecclesiam posse offundi tene- 
bris, aut infici malis, quibus a salu- 
tari fidei morumque veritate aberret, 
ab originali sua institutione deviet, 
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3. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Kirche der göttlichen Verheissungen 
sei keine äusserliche und sichtbare 
Gemeinschaft, sondern ganz und gar 
eine innerliche und unsichtbare: der 
sei im Bann. 

4. Wenn Jemand sagen sollte, die 
wahre Kirche sei nicht ein Körper 
in sich, sondern bestehe aus ver- 
schiedenen und getrennten Gesell- 
schaften christlichen Namens und sei 
durch diese hin verbreitet; oder die 
verschiedenen Gesellschaften, welche 
unter einander im Glaubensbekennt- 
nisse abweichen und in der Gemein- 
schaft von einander getrennt sind, 
bildeten gleichsam als Glieder oder 
Theile die eine und allgemeine Kirche 
Christi: der sei im Bann. 

5. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Kirche Christi sei keine zur Er- 
langung des ewigen Heiles unum- 
gänglich nothwendige Gemeinschaft, 
oder es könnten die Menschen durch 
die Uebung jedweder Religion selig 
werden: der sei im Bann. 

6. Wenn Jemand sagen sollte, jene 
Unduldsamkeit, mit welcher die ka- 
tholische Kirche alle von ihrer Ge- 
meinschaft gesonderten religiösen Sec- 
ten ächtet und verdammt (proscribit 
et damnat), sei durch das göttliche 
Recht nicht vorgeschrieben, oder über 
die Wahrheit der Religion könne man 
nur Meinungen, nicht aber Gewissheit 
haben, und es seien daher alle reli- 
giösen Secten von der Kirche zu 
dulden: der sei im Bann. 

7. Wenn Jemand sagen sollte, sel- 
bige Kirche Christi könne von Fin- 
sterniss überzogen oder von Uebeln 
befallen werden, wodurch sie von der 
seligmachenden Wahrheit des Glaubens 
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aut depravata et corrupta tandem de- 
sinat esse; anathema sit. 


Can. VIII. Si quis dixerit, prae- 
sentem Christi Ecclesiam non esse 
ultimam ac supremam consequendae 
salutis oeconomiam, sed exspectandam 
esse aliam, per novam vel pleniorem 
divini Spiritus effusionem; anathe- 
ma sit. 

Can. IX. Si quis dixerit, Ecclesiae 
infallibilitatem ad ea tantum restringi, 
quae divina revelatione continentur, 
nec ad alias etiam veritates extendi, 
quae necessario requiruntur, ut reve- 
lationis depositum integrum custodia- 
tur; anathema sit. 


“= 


Can. X. Si quis dixerit, Ecclesiam 
non esse societatem perfectam, sed 
collegium, aut ita in civili societate 
seu in statu esse, ut saeculari domi- 
nationi subjiciatur; anathema sit. 


Can. XI. Si quis dixerit, Ecclesiam 
institutam divinitus esse tanquam so- 
cietatem aequalium, ab episcopis vero 
haberi quidem officium et ministerium, 
non autem propriam regiminis pote- 
statem, quae ipsis divina ordinatione 
competat, quaeque ab iisdem sit li- 
bere exercenda; anathema sit. 


Can. XII. Si quis dixerit, a Chri- 
sto Domino et Salvatore nostro Ec- 
clesiae suae collatam tantum fuisse 
potestatem dirigendi per consilia et 
suasiones, non vero etiam jubendi per 
leges, ac devios contumacesque ex- 
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dorbenheit aufhöre, zu bestehen: der 
sei im Bann. 

8. Wenn Jemand sagen sollte, die 
gegenwärtige Kirche Christi sei nicht 
die letzte und höchste Heilsveran- 
staltung, sondern eine andere sei noch 
zu erwarten durch eine neue oder 
vollere Ausgiessung des heiligen Gei- 
stes: der sei im Bann. 

9. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Unfehlbarkeit der Kirche beschränke 
sich nur auf das, was in der gött- 
lichen Offenbarung enthalten ist, und 
erstrecke sich nicht auch auf andere 
Wahrheiten, deren man nothwendig 
bedarf, damit der Inhalt der Offen- 
barung unverkürzt gewahrt bleibe: 
der sei im Bann. 

10. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Kirche sei keine vollkommene Ge- 
meinschaft, sondern ein Verband, oder 
stehe so in der bürgerlichen Gesell- 
schaft oder im Staate, dass sie der 
weltlichen Herrschaft unterworfen sei: 
der sei im Bann. 

11. Wenn Jemand sagen sollte, die 
von Gott eingesetzte Kirche sei ge- 
wissermaassen eine Gesellschaft Gleich- 
stehender, und die Bischöfe hätten 
zwar Amt und Dienst, nicht aber eine 
eigentliche Regierungsgewalt, welche 
ihnen kraft göttlicher Anordnung zu- 
stehe und von ihnen frei auszuüben 
sei: der sei im Bann. 

12. Wenn Jemand sagen sollte, von 
Christus unserem Herrn und Erlöser 
sei seiner Kirche nur die Macht über- 
tragen, durch Rath und Zuspruch zu 
leiten, nicht aber durch Gesetze zu 
befehlen und die Irrenden und Wider- 
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teriori judicio ac salubribus poenis 
coércendi atque cogendi; anathema sit. 


Can. XIII. Si quis dixerit, veram 
Christi Ecclesiam, extra quam nemo 
salvus esse potest, aliam esse praeter 
unam, sanctam, catholicam et aposto- 
licam Romanam; anathema sit. 


Can. XIV. Si quis dixerit, Beatum 
Petrum Apostolum a Christo Domino 
constitutum non esse Apostolorum 
omnium principem et totius Ecclesiae 
militantis visibile caput; vel eum tan- 
tum honoris, non autem verae pro- 
priaeque jurisdictionis primatum acce- 
pisse; anathema sit. 


Can. XV. Si quis dixerit, non esse 
ex ipsius Christi Domini institutione, 
ut beatus Petrus in primatu super 
universam Ecclesiam habeat perpetuos 
successores; aut Romanum Pontificem 
non esse jure divino*) Petri in eo- 
dem primatu successorem; anathe- 
ma sit. 

Can. XVI. Si quis dixerit, Roma- 
num Pontificem habere tantummodo 
officium inspectionis vel directionis, 
non autem plenam et supremam po- 
testatem jurisdictionis in universam 
Ecclesiam; aut hance ejus potestatem 
non esse ordinariam et immediatam 
in omnes ac singulas Ecclesias; ana- 
thema sit. 

Can. XVII. Si quis dixerit, pote- 
statem ecclesiasticam independentem, 
quam Ecclesia Catholica sibi a Christo 
tributam esse docet, supremamque 
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spenstigen durch äusseres Gericht und 
heilsame Strafen zu zwingen und zu- 
rückzuhalten: der sei im Bann. 

13. Wenn Jemand sagen sollte, die 
wahre Kirche Christi, ausserhalb wel- 
cher Niemand selig werden kann, sei 
eine andere als die einige, heilige, 
katholische und römisch-apostolische: 
der sei im Bann. 

14. Wenn Jemand sagen sollte, der 
heilige Apostel Petrus sei von unse- 
rem Herrn Christus nicht zum ersten 
aller Apostel und zum sichtbaren 
Haupte der ganzen streitenden Kirche 
eingesetzt, oder es habe derselbe nur 
die höchste Stelle der Ehre, nicht 
aber der wahren und eigentlichen 
Gerichtsbarkeit empfangen: der sei 
im Bann. 

15. Wenn Jemand sagen sollte, es 
sei nicht die Anordnung unseres Herrn 
Christus selbst, dass der heilige Pe- 
trus in dem Primat über die ge- 
sammte Kirche beständige Nachfolger 
habe, oder der Papst sei nicht durch 
göttliches Recht der Nachfolger Petri 
in selbigem Primate: der sei im Bann. 

16. Wenn Jemand sagen sollte, der 
Papst habe nur das Amt der Aufsicht 
und Leitung, nicht aber die volle und 
höchste Gewalt der Gerichtsbarkeit 
über die gesammte Kirche, oder diese 
seine Gewalt sci keine regelmässige 
und unmittelbare über alle und jeg- 
liche Kirchen: der sei im Bann. 


17. Wenn Jemand sagen sollte, die 
unabhängige kirchliche Gewalt, die 
der katholischen Kirche nach ihrer 
Lehre von Christus zuertheilt ist, und 


*) In dem bei Martin, Documentorum Collectio l.c. p.58 mitgetheilten Texte fehlen 


die Worte „jure divino“. 
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potestatem civilem non posse simul 
consistere, ita ut jura utriusque salva 
sint; anathema sit. 


Can. XVIIL Si quis dixerit, po- 
testatem, quae ad regendam civilem 
societatem necessaria est, non esse a 
Deo; aut cidem ex ipsa Dei lege 
subjectionem non deberi; aut cam 
naturali hominis libertati repugnare; 
anathema sit. 


Can. XIX. Si quis dixerit, omnia 
inter homines jura derivari a statu 
politico, aut nullam nisi ab ipso com- 
municatam dari auctoritatem; ana- 
thema sit. 


Can. XX. Si quis dixerit, in lege 
status politici, vel in publica hominum 
opinione constitutam esse pro publicis 
ac socialibus actionibus supremam 
conscientiae normam; aut ad easdem 
non extendi Ecclesiae judicia, quibus 
ea de licito et illicito pronuntiat; aut 
vi juris civilis fieri licitum, quod jure 
divino vel ecclesiastico est illicitum; 
anathema sit. 


Can. XXI. Si quis dixerit, leges ” 


Ecclesiae vim obligandi non habere, 
nisi quatenus civilis potestatis sanctio- 
ne firmentur; aut eidem civili pote- 
stati vi suae supremae auctoritatis 
competere, in causis religionis judi- 
care et decernere; anathema sit. 


tastet blieben: der sei im Bann. 

18. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Gewalt, welche zur Regierung der 
bürgerlichen Gesellschaft nothwendig 
ist, sei nicht von Gott, oder man 
schulde ihr nach dem Gesetze Gottes 
selbst keine Unterwerfung, oder sie 
widerstreite der natürlichen Freiheit 
des Menschen: der sei im Bann. 

19. Wenn Jemand sagen sollte, 
alle unter den Menschen bestehenden 
Rechte: stammten vom politischen 
Staate her, oder es gebe keine andere 
Autorität als die von diesem er- 
theilte: der sei im Bann. 

20. Wenn Jemand sagen sollte, im 
Gesetze des politischen Staates oder 
in der öffentlichen Meinung der Men- 
schen sei für öffentliche und gesell- 
schaftliche Handlungen die höchste 
Richtschnur des Gewissens enthalten; 
oder es erstreckten sich auf dieselben 
nicht die Urtheile der Kirche, in 
welchen diese sich über das, was er- 
laubt und was nicht erlaubt ist, aus- 
spricht; oder es werde kraft des 
bürgerlichen Rechtes erlaubt, was , 
nach göttlichem oder kirchlichem 
Rechte unerlaubt ist: der sei im 
Bann. 

21. Wenn Jemand sagen sollte, die 
Gesetze der Kirche hätten nur inso- 
weit bindende Kraft, als sie durch 
die Bestätigung der bürgerlichen Ge- 
walt bekräftigt würden, oder es stehe 
dieser selbigen bürgerlichen Gewalt 
kraft ihrer höchsten Autorität zu, in 
Sachen der Religion zu richten und 
zu entscheiden: der sei im Bann. 
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Am 21. Januar 1870, also zu einer Zeit, wo in Folge der im Schoosse 
des Concils entstandenen Bewegung für und gegen die Lehre von der päpst- 
lichen Unfehlbarkeit sich die Gemüther noch in. stets steigender Unruhe 
befanden, wurde den Vätern unter dem Siegel der allergrössten Ver- 
schwiegenheit das oben im Auszuge mitgetheilte Schema übergeben. Es 
besteht aus drei Theilen. Im ersten wird die römische Lehre von der 
Kirche in fünfzehn Capiteln ausführlich dargelegt. Der zweite Theil ent- 
hält die Schlussfolgerung aus dem ersten in 21 Canones, in welchen eine 
grosse Zahl der negativen Sätze des Syllabus von 1864 in positiver Um- 
formung erscheint und zudem mit dem Anathema belegt wird. Und der 
dritte Theil giebt in eingehenden „Adnotationes“ Erläuterungen und Moti- 
virungen der aufgestellten Sätze. (S. dieselben Friedrich, Documenta L c. 
I. Bd. p. 105—176.) — Von diesem Schema gelangte jedoch nur das. 
11. Capitel (De Romani Pontificis primatu) im Zusammenhang mit dem am 
6. März vertheilten Zusatzcapitel, in dem die Unfehlbarkeit des Papstes in 
bestimmtester Weise formulirt wird, zur conciliarischen Verhandlung Aus 
beiden ging dann, nach wiederholter Umarbeitung, die erste dogmatische 
Constitution von der Kirche Christi hervor (s. w. u). Alle die Lehren, 
welche dieses Schema ausserdem darstellte, liess man einstweilen zur Seite 
liegen, da der Mehrheit der Concilsväter die Verkündigung der Unfehlbar- 
keit doch als die Hauptaufgabe des Concils erschien. — Die Bemerkungen 
und Anträge der Väter zum 11. Capitel sind enthalten in: Synopsis analy- 
tica observationum, quae a patribus in Caput et Canones de Romani Ponti- 
ficis primatu factae fuerunt. (Friedrich, Documenta 1. c. p. 179—211.) — 
Von den Anträgen, welche durch das Schema von der Kirche, und nament- 
lich durch die Capitel 13—15 vom Verhältniss der Kirche zum Staat, ver- 
anlasst wurden, sind hervorzuheben: a) Ein von acht Vätern unterzeichneter 
Antrag, der vom Concil die Proclamirung der heiligen Principien der 
socialen Ordnung gegenüber dem Socialismus fordert. 6) Ein von maro- 
nitischen und chaldäischen Bischôfen cingebrachter Antrag, der die aus der 
Missachtung der göttlichen Gebote und der Principien des Natur- und 
Völkerrechts entsprungene Öffentliche Rechtsunsicherheit und den Zerfall 
der öffentlichen Verhältnisse in fast allen Staaten und Ländern der Welt 
beklagt und den Papst bittet, diesem reissenden Strom durch eine klare 
und laute Verkündigung der ewigen Rechtsprincipien Einhalt zu thun und 
die menschliche Gesellschaft zu retten. c) Ein von 40 Concilsvätern unter- 
zeichneter Antrag verlangt „eine Declaration, welche in authentischer Weise 
jene Seiten des kanonischen Rechtes promulgirt, die Bestimmungen über 
das Völker- und Kriegsrecht enthalten, und das öffentliche Urtheil darüber 
aufklären, wann der Krieg gerecht und wann er ein Verbrechen sei“. 
d) Ein von 20 armenischen Bischöfen unterzeichneter Antrag, der in Form 
einer vom Concil über das Kriegswesen und den Krieg zu erlassenden Con- 
stitution abgefasst ist. Die einzelnen Capitel führen folgende Ueberschriften: 
de solemnitatibus Belli; de necessitate ac legitimis causis ad bellum justum 
requisitis; de officiis et obedientia Ducum ac Militum; de auctoritate et 
consilio in bellis suscipiendis, et forma Judicii de Justitia belli. (S. diese 
Anträge bei Martin, Documentorum collectio L c. p. 101—112.) 
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Nr. 4890. (155) 


EPISCOPAT. Erzbischof Spalding s Schema (Entwurf) über die Un- 

fehlbarkeit des Papstes, wie dieselbe nach den von der gesammten 

Kirche bereits angenommenen Principien klar und logisch zu de- 
finiren ist. 


Lat. Orig. Martin, Documentorum Collectio 1. c. p. 80 ff. 


In dem Capitel vom rémischen Papst wird, nachdem in erster Linie dic 
Irrthümer gegen dessen Primat verdammt sind, Folgendes oder Aehnliches, 
wenn es belieben sollte, beigefügt werden können: 1. Durchaus. verwerfen wir 
die Vermessenheit derjenigen, welche von den höchsten Urtheilssprüchen des 
Papstes an das ökumenische Concil zu appelliren wagen. | 2. Ferner ver- 
dammen wir gänzlich das verkehrte Gerede derjenigen, die da zu behaupten 
wagen, dass den Urtheilssprüchen (judiciis) des Papstes zwar ein äusserlicher 
Gehorsam, nicht aber eine innere Zustimmung im Geiste und Herzen zu 
leisten sei. | 3. Dazu verwerfen wir ganz und gar die Rede- und Lehrweise 
derjenigen, welche — eine leichtfertige und verkehrte Trennung zwischen dem 
Verein der Bischöfe (inter coetum Episcoporum) und dem Papste ersinnend 
— darüber streiten, welcher von diesen beiden grösser zu sein scheine, und 
so das Haupt vom Körper, Petrus von der Kirche zu reissen und zu ent- 
fernen unternehmen; als könnte der Verein der Brüder, die zu stärken dem 
Petrus auch in seinen Nachfolgern aufgetragen wurde, jemals von dem abfallen, 
dessen Glaube nach der Verheissung Christi niemals schwinden wird; oder als 
ob jenen, welche von Petrus zu lehren und zu stärken sind, im Gegentheil ge- 
stattet wäre, eben diesen zu lehren und zu stärken (ipsum contra docere et confir- 
mare). || 4. So erachten wir für nicht minder verwerflich die Denk- und Handlungs- 
weise jener, welche, um die vom Papste verdammten Irrthümer desto unge- 
hinderter in der Welt verbreiten zu können, sich nicht scheuen, zu behaupten: 
der wahre Sinn der Bücher, aus welchen derartig verdammte Sätze ausgezogen 
sind, sei von dem Papste nicht richtig verstanden worden. | Dies alles wird 
erläutert und bestätigt durch Folgendes: 1. Dass solches seine Gesinnung ist, 
das hat der neuestens in Rom versammelte Episcopat fast der gesammten 
katholischen Welt klar bezeugt, als er an den Papst folgende herrliche Worte 
richtete: . . [folgen die in der Adresse des Episcopats vom 1. Juli 1868 
“(8 Nr. 4854 [119] p. 8) an Pius IX. gerichteten Sätze] . . . || 2. .... [folgt 
der oben p. 100 mitgetheilte Beschluss des Provinzialconcils von Baltimore 
vom’ 9. Nov. 1846.] . . . | Gründe, aus welchen obiges Schema zu mehrerem 
Nutzen zu gereichen erachtet wird. || 1. Es darf zuversichtlich gehofft werden, 
dass ein solches Schema fast sämmtlichen Vätern besser einleuchten und durch 
ihre so ziemlich einstimmige Abstimmung werde bekräftigt werden; denn es 
enthält die bereits in der gesammten Kirche angenommenen sicheren und un- 
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erschütterlichen Grundsätze christlicher Lehre, sowie das, was Alle anerkennen 
und bekennen, mit Ausnahme weniger, deren Zahl so gering ist, dass eine 
Berücksichtigung derselben für unnôthig erachtet werden darf. || 2. Eine voll- 
zühlige Uebereinstimmung aller (oder wenigstens beinahe aller) Väter ist nicht 
nur nützlich, sondern sie scheint durchaus erforderlich, wo es sich um Defi- 
nirung eines Capitels über die Lehre handelt, sonderlich in einer so hoch- 
bedeutsamen Sache, welche in der That ohne eine einzige Gegenstimme, wenn 
das möglich wäre, festgestellt werden sollte. || 3. Im jetzigen Augenblick 
aber erscheint eine derartige Einstimmigkeit dringendst nothwendig wegen der 
in der Menge ausgesprengten und überall geglaubten Gerüchte, welche von 
grosser Uneinigkeit der Väter in dieser Frage reden. Eine einstimmige De- 
finition durch die Väter würde diesen unsern leichtfertig pochenden Feinden 
vollständig den Mund stopfen und der Kirche Gottes die grösste Erbauung 
bereiten. Fürwahr, wir haben der äusseren Feinde schon genug, als dass wir 
im Lager der Kirche selbst Zwiespalt wecken oder in irgend welcher Weise 
zu hegen scheinen sollten! | 4. Das vorgeschlagene Verfahren, die Sache 
implicite zu definiren, ist zwar ein indirectes, scheint aber doch in Anbetracht 
der Wirksamkeit wie der Einfachheit den Vorzug zu verdienen. Denn es ist 
klarer und enthält vielleicht mehr, als eine förmliche und ausführliche Defi- 
nition. Eine solche nämlich wird den Theologen mehr Punkte zu Spitzfindig- 
keiten bieten: es wird ein beständiges Disputiren zwischen ihnen sein, wann 
und unter welchen hinzutretenden Umständen zu glauben sei, dass der römische 
Papst eine Ansprache an sämmtliche Christgläubigen gehalten und (folglich) 
einen unfehlbaren Spruch verkündet habe. Unentschieden würden noch bleiben 
alle jene bisher auch zwischen den frömmsten Vorkämpfern der päpstlichen 
Unfehlbarkeit erörterten Fragen über die Person des Papstes, wenn er dffent- 
lich und privatim eine Lehre ausspricht; über die wahre Bedeutung des Aus- 
drucks „ex cathedra“; über das, was in Wirklichkeit auf Glauben und Sitten 
sich bezieht. Ja, es werden derartige Fragen vielleicht noch stürmischer sich 
erheben und mit weit grösserer Leidenschaft behandelt werden. || 5. In dem 
vorgeschlagenen Definitions-Schema dagegen wird eine ausdrückliche Unter- 
scheidung weder gegeben noch erfordert; denn es verbindet die Irrthums- 
losigkeit (inerrantiam) des Papstes mit der Unfehlbarkeit (infallibilitas) der 
Kirche selbst, und stellt dieselbe dar gleichsam als logische Folge des Pri- 
mats selbst und gleichsam als Ergänzung (desselben), so dass sie sich so 
weit erstreckt und in den gleichen Grenzen hält, wie die Unfehlbarkeit 
der Kirche selbst und wie der von Gott gestiftete Primat selbst; Glaubens- 
principien, welche ja schon vom Anfange der Kirche an selbst genugsam fest- 
gestellt und bestimmt sind. | Durch (unsere) Art der Definition also wird 
weder den Theologen noch den Gläubigen ein Anlass gegeben zum Zweifel 
oder zu Spitzfindigkeiten über Befehle und Decrete des heiligen Papstes, 
dessen hochweisestem Rathe, während er so Lämmer wie Schafe weidet, in 
Ehrfurcht und Liebe, wie es dem Sohne gegen den Vater geziemt, alle Ent- 
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scheidungen überlassen würden. || 6. .... Eine formelle Definition aber Nr. 480. 


(155). 


würde, wenn ihre Bedeutung (vi sua) auf alle Jahrhunderte rückwirkend aus- ppiscopat. 


gedehnt würde, leicht das ganze Feld der Kirchengeschichte und die ganze 
Bullensammlung den Spitzfindigkeiten der Theologen und den fast schon be- 


schwichtigten Beschuldigungen der Ketzer und Gottlosen gegen die Päpste 


wieder öffnen. 


Das oben mitgetheilte Schema — ein Vorschlag von fünf Concilsvätern, 
an deren Spitze der als eifriger Anhänger der Infallibilitätslehre bekannte 
Erzbischof Spalding von Baltimore stand — verfolgte den Zweck, die noch 
schwankenden Concilsvater durch Aufstellung einer gleichsam vermittelnden 
Formel zu gewinnen, und die Tragweite des beabsichtigten Dogma’s vor der 
Welt zu verhüllen. Doch fand dieser Vorschlag eben so wenig Anklang wie 
einige andere, die den gleichen Zweck verfolgten. (S. darüber Quirinus 
p. 166 und Friedrich, Tagebuch p. 147 f. und 308.) . 





Nr. 4891. (156) 


EPISCOPAT. — Petition über den bei Verhandlung des Schema’s de 
Ecclesia zu beobachtenden Vorgang. 


Lat. Orig. Friedberg 1. c. p. 749. 


Der Entwurf der dogmatischen Constitution „von der Kirche Christi“, 
welcher nächstens der Berathung der Vater übergeben werden wird, enthält 


Ende Jan. 
1870. 


Nr. i891 
(156). 


Episcopat. 


die wichtigsten Dinge. | So wie die hauptsächlichsten Angriffe der Feinde des 9. Febr. 1870 : 


Glaubens gegen die göttliche, das Heil der Menschen vermittelnde Einrichtung 
und deren fundamentale Glaubenssätze gerichtet sind, so ist es nothwendig, 
dass die genaue Darlegung der Lehre von der Kirche und von deren Autorität 
den vorziiglichsten: Gegenstand der Verhandlungen dieses Concils bilde. Be- 
sonders ist aber zu wünschen, dass eine Sache von solcher Wichtigkeit mit 
reifer Einsicht und ebenso in einer Art und Ordnung behandelt werde, dass 
auch der Kürze der Zeit so viel wie möglich Rechnung getragen werde. Denn 
die Verhandlungen, welche bisher gepflogen worden, haben genügend darge- 
than, welche Bedeutung der richtigen Art und Reihenfolge der Berathungen 
beizulegen sei. | Deshalb wünschen die Unterzeichneten gar schr, dass dieses 
überaus wichtige Schema (Entwurf) nicht in seinem ganzen Umfange und nicht 
auf einmal geprüft werde, sondern dass sein Inhalt zum Zwecke einer gründ- 
licheren Discussion in gewisse Abschnitte getheilt werde. || Dabei lassen sich 
deutlich drei Hauptabtheilungen unterscheiden. Cap. I bis inclusive IX han- 
deln von der Kirche und ihren Eigenschaften, Cap. X und XI von der 
Kirchengewalt, wozu gleichsam als ein Anhang kommt Cap. XII von der welt- 
lichen Herrschaft des heiligen Stuhles. Der dritte Theil, Cap. XIII, XIV und 
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"a 8). XV umfassend, handelt von dem äusserst wichtigen Verhältniss der Kirche 
Episcopat. zum Staate. | Die einzelnen Punkte in diesen drei Abtheilungen waren der 
9.Febr. 180.Sache gemäss wieder in kleinere Unterabtheilungen zu bringen. || Wenn 
das nicht geschieht, sondern jedem einzelnen Redner freisteht, über ein be- 
liebiges Capitel in einer beliebigen Ordnung seine Rede vorzubringen, so 
werden der Besprechung Schwierigkeiten und thatsächlich eine Verzögerung 
derselben erfolgen. | Ausserdem erscheint es nicht nur nützlich, sondern bei- 
nahe nothwendig, die allgemeinen Betrachtungen (die Generaldebatte) von der 
speciellen Behandlung jeder einzelnen Materie zu trennen, damit sich die 
Aufmerksamkeit leichter auf den Hauptinhalt des Gegenstandes und erst nach- 
her auf die einzelnen vorliegenden Materien richten könne. || Weshalb an 
Euere Eminenzen die Unterzeichneten die dringende Bitte stellen: 1) Ehe 
das besagte Schema der Erörterung des Concils unterbreitet wird, möge den 
Vätern des Concils der für das vorbereitende Studium nöthige Termin ge- 
geben werden, vielleicht gleich nach Abschluss der Discussion des Schema’s 
über den Catechismus. | 2) Vor der speciellen Behandlung der einzelnen 
Capitel werde eine allgemeine Debatte in der Weise eröffnet, dass im Anfang 
der ganzen Berathung jene zum Sprechen aufgefordert werden, welche viel- 
leicht über den gesammten Entwurf Bemerkenswerthes vorzubringen haben. || 
3) Die Berathung in der oben angegebenen Weise zerfalle in drei Theile, 
so dass nicht vor Durchsprechung des einen Theiles zur Discussion des 
anderen geschritten werde. 4) In ähnlicher Weise gehe jedem einzelnen 
Haupttheile eine allgemeine Discussion über denselben vorher, und erst 
nach deren Abschluss möge an die einzelnen Capitel gegangen werden. Wei! 
aber 5) einige Capitel, wenigstens im ersten Theile, welcher von der Wesen- 
heit und den Eigenschaften der Kirche handelt, so innig zusammenhängen, 
dass es gerathen erscheint, dieselben gemeinsam und auf einmal zur Be- 
sprechung zu bringen, könnten am besten Cap. I mit II, dann Cap. IV zu- 
gleich mit V, weiter Cap. VI mit VII und dann Cap. VIII mit IX zur Be- 
rathung gezogen werden. | Sehr besorgt um einen glücklichen und erwünschten 
Fortgang und Erfolg dieses hochansehnlichen ökumenischen Concils, das Aller 
Gedanken so sehr beschäftigt und fortfährt den christlichen Angelegenheiten 
für künftige Zeiten Maass und Regel vorzuschreiben, richten wir diese Petition 
an Euere Eminenzen, die Vorsitzenden, fest überzeugt, dass diese Art der 
Bestimmung des Vorgehens nicht nur zum rascheren Fortgange der Discussion, 
sondern auch zugleich zum sichereren und ausgiebigeren Erfolg der Concils- 
arbeiten schr heilbringend, ja selbst nöthig sein dürfte. || Mit der tiefsten 
Verehrung etc. 
Rom, 9. Februar 1870. 


Friedr. Card. Schwarzenberg, Prag. Joh. Simor, Gran. Max. v. Tarnöczy, 
Salzburg. Friedrich Landgraf Fürstenberg, Olmütz. Andr. Gollmayer, Görtz. 
Greg. v. Scherr, München. Mich. v. Deinlein, Bamberg. Lud. Haynald, 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 143 


Kalocsa. Paul Melchers, Köln. Gregor Michael, Lemberg, arm. rit. Heinr. Nr. a 
Forster, Breslau. Wilh. Em. Ketteler, Mainz. Jos. Georg Strossmayer, Bos- Episcopat. 
nien. Barth. Legat, Triest. Jos. Pukalski, Tarnow. Joh. Valerian, Budweis. 9 Febr. 1870. 
Georg Dobrila, Parenzo und Pola. Ed. Jakob, Hildesheim. Valentin Viery, 

Gurk. Ant. Jos. Peitler, Waitzen. Alex. Bonnaz, Csänad. Johann Heinrich, 
Osnabrück. Pancr. Dinkel, Augsburg. Ludw. Forwerk, Leontopolis i. p. i. 
(Dresden). Michael Fogarassy, Siebenbürgen. Jos. Stepischnegg, Lavant. Joh. 

Zolka, Raab. Lad. Biro, Szäthmar. Phil. Krementz, Ermeland. Georg 
Smiciklas, Kreutz. Math. Eberhard, Trier. Stef. Lipovniczki, Grosswar- 

dein. Sigm. Kovacs, Fünfkirchen. Ign. Mrak, Marianopolis und Marquetten. 

K. Jos. v. Hefele, Rottenburg. Hieronymus Josef v. Zeidler, Abt v. Strahow. 

Adolf Namszanowski, - Agathopolis i. p. i. Karl Johannes, St. Gallen. Joh. 

Perger, Kaschau. Franz X. Wierschleyski, Lemberg r. 1. 


Nr. 4892. (157.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grafen 

Beust) an den k. k. Botschafter (Grafen Trauttmansdorff) in Rom. 

— Besorgnisse, welche das Schema de Ecclesia hervorgerufen. Auftrag, die 
Curie vor Uebergriffen in die Rechtssphäre des Staates zu warnen. — 


Vienne, le 10 février 1870. 


Les instructions dont je Vous ai muni le 23 octobre dernier, lors de Votre Nr. 4892 
retour à Votre poste, Vous traçaient la ligne de conduite que Vous aviez à oo. 
suivre vis-à-vis du Concile qui allait se réunir et indiquaient en même temps 10.Febr. 1870. 
l'attitude que le Gouvernement Impérial et Royal entendait observer en pré- 
sence d’un fait d'une aussi grande portée. || Prenant pour point de départ la 
dépêche que j'avais adressée le 15 mai 1869 à M. le Comte d’Ingelheim, 
après m'être concerté à cet effet avec les deux Ministres Présidents de l'Em- 
pire austro-hongrois, je constatais que les opinions du Gouvernement de Sa 
Majesté Impériale et Royale Apostolique n'avaient pas varié depuis cette 
époque. || Fidèles aux principes de sage liberté qui forment la base de notre 
Constitution, nous étions entièrement disposés à laisser l'Eglise catholique 
régler ses affaires intérieures dans la plus grande indépendance. De même 
que nous étions fermement résolus à ne point laisser entraver l'action de 
l'Etat dans le domaine de la législation civile, de même nous voulions éviter 
soigneusement toute apparence d'une intervention de l'Etat dans des matières 
appartenant au domaine ecclésiastique. | Telles étaient les vues qui guidaient 
le Gouvernement Impérial et Royal à l’époque de l'ouverture du Concile, et 
notre attitude subséquente ne les a pas démenties un seul instant. Loin de 
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Nr. 4502 
(157). 
Oesterreich. 
10.Febr. 1870, 


témoigner un esprit de défiance inquiète, nous étions prêts à entourer d’une 
sympathie confiante l’action favorable que le Concile pouvait exercer afin de 
fortifier et de développer les sentiments religieux chez les nations catholiques. 
Ce sont là les expressions mêmes dont je me servais dans ma dépêche du 
23 octobre dernier. Tout en invitant Votre Excellence à nous rendre exacte- 
ment compte de la marche imprimée aux travaux de cette Assemblée, je Lui 
recommandais de s’abstenir de toute ingérence qui aurait pu être interprétée 
comme une tentative d’empietement sur les droits de l'Eglise. En montrant 
un respect aussi scrupuleux pour la liberté d'action du Concile, nous étions 
fondés à espérer que ses décrets éviteraient de toucher à des questions sur 
lesquelles sa compétence pouvait être contestée. || Les premiers rapports de 
Votre Excellence ne nous ont point fait dévier de la ligne de conduite que 
nous nous étions ainsi tracée. Bien qu'ils fusent de nature à nous inspirer 
quelques appréhensions sur l'esprit qui présidait aux délibérations du Concile, 
nous espérions que les conseils de la prudence finiraient par prévaloir et 
qu'on se garderait se heurter ouvertement de front les idées qui servent de 
fondement à la société civile de nos jours. || Ma dépêche du 26 décembre der- 
nier Vous enjoignait donc de persister dans Votre réserve et de continuer seule 
ment à suivre avec attention la marche des délibérations. L’attitude prise 
par une minorité imposante au sein du Concile, — minorité formée par des- 
prélats appartenant aux pays à la fois les plus éclairés et les plus dévoués 
au catholicisme et parmi lesquels nous voyons avec une vive satisfaction 
figurer les noms les plus illustres de l’Episcopat austro-hongrois, — nous 
permettait de croire à un résultat final plus conforme à nos voeux que les 
premières manifestations parvenues jusqu'à nous. || Cet espoir n'est assurément 
point encore détruit et les plus récents rapports de Votre Excellence nous 
dépeignent même les idées de modération comme gagnant graduellement du 
terrain. Cependant des symptômes dont nous ne pouvons méconnaître la gra- 
vité nous inspirent de séricuses préoccupations. Ils prouvent en effet, à n’en 
pas douter, qu'il existe toujours dans les sphères les plus élevées de l'Eglise 
une tendance marquée non seulement à ne point accepter, mais mème à ne 
point tolérer cette liberté que nous revendiquons pour l'Etat dans toutes les 
matières qui sont du ressort de la législation civile. Nous ne savons, si cette 
tendance réussira à l'emporter sur l'opposition qu’elle a suscitée dans le sein 
mème du Concile, mais son existence, la source dont elle part, les auxiliaires 
qu’elle trouve et la persévérance qu'elle déploie, peuvent à juste titre nous 
alarmer. L'opinion publique s’émeut, non sans motif, de certaines mani- 
festations qui, bien qu’elles ne soient encore qu’à l’état de projets, viendraient, 
si elles se réalisaient, à creuser un abîme infranchissable entre les lois de 
l'Eglise et celles qui régissent la plupart des sociétés modernes. L'approche 
de ce péril suffit pour jeter un trouble profond dans les esprits, et le Gou- 
vernement Impérial et Royal manquerait à son devoir si, par respect pour la 
liberté d'autrui, il n’essayait pas d'élever la voix afin d'indiquer le mal et 
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d’en arréter les conséquences, autant que cela dépend de lui. || Parmi les aN. 
symptômes et les manifestations offrant le caractère que je viens de signaler Oesterreich 
se place en première ligne la publication des 21 canons soumis aux délibé- on 
rations du Concile, qui reproduisent sous une forme positive les principales 
dispositions de l’Acte connu sous le nom de Syllabus?). Je sais que ce projet 
doit encore passer par toutes les phases d’une délibération mûre et appro- 
fondie. Il peut subir un rejet, ou tout au moins d'importantes modifications. 
J’admets, d'un autre côté, que le texte publié pour la première fois, je crois 
par la gazette universelle d’Augsbourg, ne soit pas entièrement authentique, 
bien que les feuilles catholiques les mieux informées n'en révoquent point 
en doute l'exactitude et en fassent déjà l’objet d’une vive polémique destinée 
À en présenter l'apologie. || Malgré toutes ces réserves, on ne peut douter 
de l'existence de ce projet de décret et de la volonté qui se manifeste en haut 
lieu de le faire passer pour loi de l'Eglise. Or, ce fait seul suffit pour justifier 
les appréhensions de l'esprit public et forcer le Gouvernement Impérial et 
Royal à se départir de l'attitude d’abstention qu'il avait si strictement observée 
jusqu'ici Le contenu de quelques-uns de ces canons est d’une portée qui 
tend tellement à paralyser l’action de la législation civile et à détruire le 
respect que chaque citoyen doit aux lois de son pays, que nul Etat ne sau- 
rait être indifférent à la libre propagation de semblables doctrines. | En ce 
qui nous concerne spécialement, nous avons nettement tracé dans la dépêche 
qui a été adressée à Votre Excellence le 2 juillet 1869?) la ligne de dé- 
marcation qui doit exister entre les attributions du pouvoir de l'Etat et de 
celui de l'Eglise. Les principes que nous avons établis alors, doivent rester 
la base invariable de notre conduite; quelque disposés que nous soyons à 
accorder à l'Eglise la plus large part de liberté dans la sphère d’actian qui 
lai est propre, nous sommes toujours déterminés à ne pas en laisser franchir 
les limites et à maintenir intacts les droits que nous avons revendiqués pour 
l'Etat. || Personne ne déplorerait plus sincèrement que nous de voir s’éle- 
ver un nouveau conflit entre deux pouvoirs qui pourraient si bien vivre en 
paix l’un à côté de l’autre; personne ne regretterait plus vivement de voir se 
réveiller les passions hostiles à l'Eglise qui donneraient à un semblable conflit 
des proportions d’une gravité redoutable. .Nous ne pourrions reculer, toute- 
fois, devant laccomplissement d’un devoir impérieux tel que d’assurer aux 
lois de l'Etat le respect qui leur est dû par chaque citoyen, sans aucune 
exception et dans toute circonstance. Le Gouvernement Impérial et 
Royal devra donc se réserver la faculté d'interdire, selon que le texte lui 
en imposera la nécessité, la publication de tout acte lésant la majesté de la 
loi, et toute personne enfreignant une pareille défense serait responsable de 
sa conduite devant la justice du pays. | Notre conscience nous ordonne 
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3) St. Arch. Bd. XXIII. Nr. 4852 (117). 
®) Bd. XVII. No. 8912. 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchl. Actenstücke. II.) 10 


146 . Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 


“as D d'exposer dès à présent à qui de droit les suites graves, mais inévitables, 
Ossterreich. GU entrainerait l’adoption par le Concile de décrets pareils à ceux sur les- 
10.Fobr. 1870. quels j'appelle l'attention de Votre Excellence. Il ne faut pas qu'on puisse 
nous reprocher un jour, soit dans le pays, soit à Rome, d'avoir encouragé 
par notre silence des décisions capables de jeter le trouble le plus profond 
dans les relations de l'Etat et de l'Eglise. Tout en réitérant donc notre 
ferme espoir de voir la sagesse des prélats réunis à Rome écarter spontané- 
ment des dangers aussi évidents, nous devons envisager l'éventualité contraire 
et faire acte de loyauté en ne dissimulant pas l'attitude que nous prendrions 
en pareil cas. Veuillez, avec toute la réserve et le tact nécessaires en des 
circonstances aussi délicates, expliquer confidentiellement à Mgr. le Cardinal 
Secrétaire d'Etat le point de vue du Gouvernement Impérial et Royal, lui 
rappeler les principes de l'application desquels sa Majesté Impériale et Royale 
Apostolique ne saurait dévier, et prier enfin Son Eminence de ne point laisser 
ignorer au Saint Père les observations dont Votre Excellence est chargée de 

se rendre l'interprète. | Recevez etc. Beust, 


Nr. 4893. (158.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (GrafBeust) 
an den K. u. K. Gesandten (Graf Wimpfen) in Berlin. — Rechtfertigung 
des Heraustretens aus der zuwartenden Haltung gegenüber dem Concil. 


Wien, den 17. Februar 1870. 


Nr. 4893 Ich habe in Angelegenheiten des Concils am 12. d. M. an unseren 
or. Botschafter in Rom eine Depesche gerichtet, von welcher ich Euerer Excellenz 
17.Febr.1870. zu Ihrer persönlichen Kenntnissnahme anliegend eine Abschrift übersende. 
| Veranlassung und Zweck dieser Instruction sind zwar darin vollständig aus- 
gedrückt; ich glaube jedoch, in der Voraussicht, dass der dem Grafen ‘von 
Trauttmansdorff aufgetragene Schritt nach Berlin berichtet und dort vielleicht 

nicht ohne den Eifer erörtert werden wird, den dieser Gegenstand so leicht 
erweckt, Euer Excellenz noch einige weitere Bemerkungen zur Benutzung für 

Ihre eventuellen Aeusserungen vertraulich an die Hand zu geben. || Es ist 
möglich, dass man Sie fragen wird, warum gerade die Kaiserliche und König- 

liche Regierung, die sich so bestimmt und früher als alle anderen für eine 

einfach abwartende Haltung gegenüber den Concils-Berathungen ausgesprochen 

hat, und hierin den anderen Mächten mit ihrem Beispiel vorangegangen ist, 
nunmehr aus ihrer Zurückhaltung heraustretend, allein und ohne vorgängiges 
Einvernehmen mit anderen Cabineten sich zu einem diplomatischen Schritte 

bei der Curie entschlossen hat. Werden Sie in diesem Sinne interpellirt, so 

bitte ich zu antworten, dass Ihre Regierung durch die Verhältnisse im Innern 

der Monarchie sich gegenüber dem Concil in eine ungleich fühlbarere Lage 
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wie jede andere versetzt sehe. Die Thatsache, dass unmittelbar vor dem Nr. 493 
Coneil die confessionellen Fragen in Oesterreich-Ungarn einen so grossen peter ich. 
Platz in der öffentlichen Discussion eingenommen, die Gemtither so mächtig 17.Febr.1870. 
aufgeregt haben und mit dem Uebergange der Monarchie zu parlamentari- 
schen Regierungsformen in so engem Zusammenhange gestanden sind, diese 
Thatsache übt bei uns auf die moralische Situation der Regierung einen Ein- 
fluss, welcher anderwärts nicht, oder doch bei weitem nicht in gleichem 
Grade sich geltend macht. Die Regierung darf, wie die Dinge stehen, es nicht 
darauf ankommen lassen, dass man an ihrem entschiedenen Willen zweifle, 
die Hoheitsrechte des Staates gegenüber den Ansprüchen der katholischen 
. Hierarchie wachsam und energisch zu vertreten. Sie bedarf hierin des ôffent- 
lichen Vertrauens im vollsten Maasse, und zwar nicht nur um ihrer eigenen 
Stellung willen, sondern auch im Interesse des inneren Friedens und der all- 
mäligen Versöhnung der Gemüther; denn sie wird nur dann, wenn sie als 
verlässliche Wächterin der Verfassung und unabhängigen Legislative des 
Staates allgemein gekannt und anerkannt ist, Kraft und Autorität genug be- 
sitzen, um die Uebertreibungen zurückzudrängen und die Leidenschaften zu 
zügeln, die sich in der entgegengesetzten, den Interessen der Kirche feind- 
lichen Richtung Bahn zu brechen suchen. Die Linie, jenseit welcher unsere 
Regierung sich nicht mehr auf blosses Schweigen beschränken durfte, war 
unter diesen Umständen für uns dadurch bezeichnet, dass allerdings blosse 
Vermuthungen und nicht-officielle Programme für die künftigen Concils-Be- 
schlüsse von uns ohne präventive Einsprache hingenommen werden konnten, 
unsere Enthaltung aber ihre Grenze finden musste, sobald authentische Do- 
cumente uns die Gefahr eines ernstlichen Conflictes zwischen den Concils- 
Beschlüssen und den Staatsgesetzen vor Augen stellten. Die von der Augs- 
burger Allgemeinen Zeitung jüngst veröffentlichten Canones gehören zwar nur | 
zu den in Rom ausgearbeiteten Vorlagen, welche den Berathungen des Concils 
zu Grunde gelegt werden sollen. Sie unterliegen daher jeder Aenderung, und 
die Haltung eines Theiles der Väter des Concils lässt vorhersehen, dass es 
an Opposition gegen manche dieser Sätze nicht fehlen werde. Aber sie sind 
als Vorlagen authentisch und gewähren als solche bestimmten Aufschluss 
über die in Rom gehegten oder zugelassenen Intentionen. Ich habe daher 
nicht säumen dürfen, unsere warnende Stimme dort hören zu lassen, und es 
hat mich hierzu nicht etwa eine von den Ministerien der beiden Reichshälften 
ausgegangene Anregung veranlasst, sondern der Erlass an den Grafen von 
Trauttmansdorff vom 10. d. M. ist ganz das Werk meiner eigenen Initiative. . 
Und da es eben Rücksichten auf unsere inneren Zustände und Entwickelungen 
sind, die unseren Schritt speciell motiviren, so habe ich weder anderen Mächten 
die Theilnahme an demselben ansinnen, noch ihn von deren durch andere 
Verhaltnisse bestimmten Ansichten abhängig machen wollen und kônnen. || 
Ein Einwand ferner, der einen gewissen Schein für sich hat, und den auch 


Graf von Trauttmansdorf in einem Bericht, welcher sich mit der mehrer- 
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" 8). wähnten Depesche gekreuzt hat, anticipirt, besteht darin, dass den Bischôfen 
Oesterreich. welche in Rom eine achtunggebietende Minorität bilden, ihre oppositionelle, 
17.Febr.1870. Haltung gegen die Ansichten und Projecte der Mehrheit erschwert werde, 

wenn sie durch eine diplomatische Einmischung der Regierung gewissermaassen 
als auf der Seite der weltlichen Autorität kämpfend hingestellt werden. Als 
durchschlagend vermag ich jedoch diesen Einwand keineswegs anzuerkennen; 
denn so hoher Werth im allgemeinen Interesse auf die erwähnte Opposition 
zu legen ist, und so sehr wir uns zu der Erfahrung Glück wünschen, dass 
der Oesterreichisch-Ungarische Episcopat fast ungetheilt die Reihen derselben 
stärkt, so besteht doch zwischen dem staatlichen Standpunkte und jenem der 
Minorität der Bischöfe in Rom kein Verhältniss der Identität, die Wahrung 
des ersteren liegt nicht in den Händen der letzteren, und es steht nicht im 
voraus fest, dass Compromisse zwischen der Majorität und Minorität der Mit- 
glieder des Concils auch vom Staate als Compromisse zwischen ihm und der 
Kirche annehmbar gefunden werden müssten. Gegenüber den möglichen Er- 
gebnissen der römischen Berathungen müssen wir vielmehr der Staatsgewalt 
ihre ganze Freiheit wahren. Es ist dies der Zweck unseres Schrittes, und 
man wird, wie ich glaube, Euer Excellenz nicht widerlegen können, wenn Sie 
etwaigen Hinweisungen darauf, dass schon in der Mitte des Concils die ge- 
mässigten und dem Frieden zwischen Staat und Kirche günstigen Ansichten 
hinreichend vertreten seien, und die Regierungen der Minorität der Bischöfe 
nicht Concurrenz machen sollten, den Gesichtspunkt des eigenen Rechtes und 
der eigenen Pflicht des Staates entgegenst ellen. Empfangen etc. Beust. 





Nr. 4894. (159.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den K. u. K. Gesandten (Graf Ingelheim) in München. — 

Rechtfertigung des Heraustretens aus der zuwartenden Haltung gegenüber 
dem Concil. 


Wien, den 19. Februar 1870. 
Eurer Excellenz übersende ich die anliegende Abschrift einer Depesche 
an den Grafen von Trauttmansdorff, zu welcher eine in der Augsburger All- 
° nS). gemeinen Zeitung unlängst erfolgte Publication mir die nächste Veranlassung 
Oesterreich. gegeben hat. Ich füge auch die Abschrift eines Erlasses bei, womit ich die 
10.Febr.1579. owähnte Depesche dem K. K. Gesandten in Berlin mitgetheilt und diesem 
zugleich einige weitere Bemerkungen über die Motive des unserem Botschafter 
in Rom aufgetragenen ernsten Schrittes an die Hand gegeben habe. || Zur 
Mittheilung an andere Höfe sind diese beiden Actenstücke nicht bestimmt; 
doch möchte ich sie der Kenntniss des Herrn Fürsten zu Hohenlohe am 
0 wenigsten entziehen und’ ermächtige daher Euer Excellenz, Se. Durchlaucht 


LA 
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vertraulich von denselben Einsicht nehmen zu lassen. || Ich laëse dahingestellt, Nr. 4804 
~ ob nicht vielleicht Fürst Hohenlohe ein gewisses Bedauern darüber empfinden a teh. 
werde, dass wir zu einem ähnlichen Entschlusse nicht schon in Folge einer !9-Febr.1870. 
früher gegebenen Anregung gelangt seien. Im voraus bin ich jedoch über- 
zeugt, dass. ein solches Gefühl, falls es überhaupt entstehen sollte, nicht länger 
als einen Augenblick im Geiste des Fürsten würde haften bleiben. Als das 
Concil noch nicht versammelt, ja sein Zustandekommen noch nicht absolut 
sicher war, als die Vorstellungen, die man sich von den beabsichtigten Be- 
schlüssen machte, auf blossen Hypothesen und privaten Vermuthungen be- 
ruhten, schien es uns nicht angezeigt, durch präventive Berathungen zwischen 
den Cabineten auf so unsicherer Grundlage ein Misstrauen an den Tag zu 
legen, für welches die officiellen Anhaltspunkte damals noch fehlten. Auch 
haben wir sicher nichts dadurch verloren, dass wir das Concil in ruhiger 
Haltung, ja mit sympathischem Vertrauen auf heilsame Ergebnisse haben er- 
öffnen und bis jetzt seine Berathungen pflegen lassen. Wir haben dadurch 
‘unsere Achtung vor der Freiheit der katholischen Kirche auf ihrem Gebiete 
bethätigt und offenen Raum für die Opposition gelassen, die sich mit voller 
Spontaneität im Innern des Concils extremen Beschlüssen entgegenstellt. 
Heute aber, da in Rom die Zeit der Decrete gekommen zu sein scheint und 
authentische Programme für dieselben vorliegen, kann man uns keiner Incon- 
sequenz zeihen, wenn wir nunmehr es für nöthig und unaufschieblich halten, 
zur Wahrung der staatlichen Hoheitsrechte das Wort zu ergreifen. Wir 
. führen vielmehr nur aus, was ich gerade für den jetzt gegebenen Fall bereits 
in meinem Erlasse an Euer Excellenz vom 15. Mai v. J. mit ausdrücklichen . 
Worten in Aussicht gestellt habe. Wenn Sie dieses Actenstück wieder zur Hand 
nehmen, finden Sie darin den positiven Vorbehalt, dass, sobald das versammelte 
Concil sich wirklich anschicken würde, in die Rechtssphäre der Staatsgewalt 
einzugreifen, oder bestimmte Indicien für eine derartige Absicht in authen- 
tischer Weise sich herausstellten, sowohl abwehrende und abmahnende 
Schritte der einzelnen Staaten, als gemeinsame Berathungen der Cabinete 
als nöthig oder nützlich sich erweisen könnten. Uns auf die letzteren zu 
beschränken, also jeden unserer Schritte gegenüber dem Concil von einem 
Einverständnisse mit anderen Mächten ahhängig zu machen, erlauben die 
Nothwendigkeiten unserer inneren Lage uns nicht, wie ich dies bereits in der 
unter den Beilagen befindlichen Depesche an den Grafen von Wimpffen aus- 
einandergesetzt habe. Principiell ein solches Einverständniss auszuschliessen, 
ist aber keineswegs unser Gedanke, und ich bitte daher Euer Excellenz zum 
Schlusse, den Herrn Fürsten zu Hohenlohe nicht etwa unter dem Eindrucke zu 
lassen, als wollten wir nicht gerne und bereitwillig die Hand dazu bieten, in 
einer Angelegenheit, die so evident das gemeinsame Interesse aller Regierungen 
berührt, womöglich die Grundlagen übereinstimmenden Handelns zu gewinnen. 
| Empfangen etc. Beust. 





‘ 


Nr. 4805 
(160). 
Oesterreich. 


| 19.Febr. 1870, 
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Nr. 4895. (160.) 


OESTERREICH. Depesche des K. u. K. Botschafters (Graf Trautt- 

mansdorff) in Rom an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust) 

— Bericht über Aufnahme der österreichischen Depesche vom 10. Februar bei 
der Curie. — 


Rome, le 19 février 1870. 

. Ainsi que j'ai eu l'honneur d'en rendre compte sommairement le 16, je 
me suis acquitté, il y a plusieurs jours, vis-à-vis de Son Eminenence le Car- 
dinal Secrétaire d'Etat des ordres que renferme la haute dépêche du 10. 
J'ai fait valoir la réserve que le Cabinet Impérial s'était imposée jusqu'ici, 
par respect pour la’ liberté du Concile, et la confiance qu'il avait témoignée 
dans la sagesse et la modération des illustres membres de l’auguste assemblée. 
| Après avoir fait ainsi les réserves exigées par la nature de la démarche 
qui m'était ordonnée, j'ai informé Son Eminence de la résolution bien arrêtée 
du Gouvernement Impérial de prendre les mesures qui lui paraîtraient néces- 
saires dans le cas où les décisions conciliaires auraient le caractère dangereux 
pour l’État que celui-ci devait attribuer aux 21 canons formant aujourd’hui, 
d’après les publications des journaux, une proposition à discuter. || La nature 
de la démarche ne permettait guère de s'attendre à une réponse précise et 
concluante; aussi n’ai-je pu m'étonner de voir le Cardinal se retrancher derrière 
l'argument, qu'il s'agissait 14 de décisions conciliaires qui seraient prises 
après une discussion approfondie, guidée uniquement par la conviction et la 
conscience des Prélats; que l'Eglise avait le droit et le devoir d'établir ses 
principes et que la non-publication d’un décret dans un état ou dans tel autre, 
n’en invalidait pas l’existence au point de vue de l'Eglise. Le Cardinal me 
promit de se conformer à ma demande en informant le Pape de mes déclara- 
tions et finalement ne me cacha pas que l'exécution de la résolution prise 
par le Gouvernement Impérial pour l'éventualité prévue lui montrerait un 
article de plus du Concordat déchiré, et il releva la difficulté qu'il y avait 
pour lui de concilier l'intention d'interdire une publication avec la ferme 
résolution de maintenir avec conséquence et impartislité des institutions prenant 
pour base la liberté de tout publier. || C’est & cela que se borna la partie 
strictement ad rem de notre entretien. || L'effet que cette démarche produira, 
soit dans un sens, soit dans l'autre, on n’en sera pas informé par une com- 
munication verbale, on s'en apercevra peu à peu et indirectement. || Respec- 
tant les limites que trace le caractère tout particulièrement délicat de la 
matière, j'ai insisté autant que cela m'était possible sur les dangers que ferait 
naître dans la plus grande partie des pays européens la publication de décrets 
conciliaires méconnaissant entièrement certaines exigences des principes sur 
lesquels reposent les Gouvernements civilisés de nos jours; j'ai ajouté que 
même ceux des Gouvernements qui aimeraient à appuyer l'Eglise afin de voir 
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le sentiment religieux exercer une influence salutaire, verraient leur tâche u 0). 

rendue bien plus difficile, si le concile aboutissait effectivement à un résultat Oesterreich. 

de cette nature. || D’après le récit fidèle qui précède, tout comme je devais 19.Febr.1#%0. 

m'y attendre aucun effet ou résultat ne s'est mauifesté dans cette première 

conversation. || Mais comme j'ai eu l'honneur de le dire, il faut avant de pro- 

noncer un jugement définitif, attendre si l'on verra se manifester un effet in- 

direct et non avoué. | J’ai des raisons, puisées à bonne source, pour croire 

que la voix des Gouvernements parviendra à se faire écouter. Je n'attends 

que peu d’une action isolée; ainsi que j'ai eu l'honneur de le dire il y a 

plusieurs jours dans un autre rapport, l'attitude de notre épiscopat est entiè- 

rement telle que nous devons la désirer; il n'y a pas lieu pour le Gouverne- 

ment de chercher à la renforcer par son action, de plus, nul ne saurait nier 

que les précédents des dernières années et la récente reprise des débats par- 

lamentaires contre les restes du Concordat ont considérablement affaibli la 

force de la voix et de l’action du Gouvernement Impérial sur ce terrain-ci, 

‚et que mème l’invalidation partielle du concordat déjà consommée nous prive 

entiérement de ce moyen d'action dont peut-être la France pourra encore se 

servir avec une efficacité incontestable. || Notre démarche, dût-elle rester 

isolée, je ne saurais donc lui présager un véritable effet. || Mais si d'autres 

viennent s’y joindre, surtout et en première ligne, si la France s'y associe, 

ces démarches se renforceront réciproquement et je me tiens convaincu qu’alors 

elles formeront un élément avec lequel on devra compter. | Agréez, etc. 
Trauttmansdorff. 





Nr. 4896. (161) 


ROMISCHE CURIE. Die revidirte Geschäftsordnung des Concils. 
Decret der Concilspräsidenten. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. LXII.. 


Durch Apostolisches Schreiben vom 27. November letztverflossenen Jahres, Nr. 4896 
welches mit den Worten „Multiplices inter“ beginnt, haben Seine Heiligkeit (161). 
der Papst eine allgemeine Ordnung für die Feier des vaticanischen Concils Rôm. Curie. 
festgestellt und darin nebst Anderem gewisse Regeln vorgeschrieben, welche den po Bebe 1870. 
Verhandlungen der V&ter zur Richtschnur dienen sollen. || Da indess Seine 
Heiligkeit das beabsichtigte Ziel auf einem leichteren Wege zu erreichen 
wünschen und zugleich den wiederholten Beschwerden der meisten Väter des 
Coneils, dass die conciliarischen Verhandlungen unnöthigerweise in die Länge 
gezogen würden, Rechnung zu tragen gedenken, so haben Sie, Ihrer Aposto- 
lischen Sorge eingedenk, für die Verhandlungen der Generalcongregationen 
einige besondere Normen festzusetzen beschlossen, welche die vorgezeichnete 
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on allgemeine Ordnung nur entwickeln und unbeschadet der Freiheit der Verhand- 
Böm. Curie. lung, wie sie den Bischöfen der katholischen Kirche ziemt, eine allseitigere 
20.Fobr.1870. und raschere Prüfung, Erörterung und Berathung der zu verhandelnden Ge- 
genstände ermöglichen könnten. || Nachdem darum Seine Heiligkeit, Unser 
Herr, die in den Generalcongregationen präsidirenden Cardinäle zu einer Be- 
rathung berufen und ausserdem noch die Väter jener besonderen Congregation, 
welche die Vorschläge der Bischöfe in Empfang zu nehmen nnd zu prüfen hat, 
um ihre Meinung gefragt haben, sollen auf Ihren allerhöchsten Befehl die 
nachfolgenden Verordnungen bekannt gemacht und befolgt werden: 1) Nach 
Vertheilung des Schema’s an die Väter des Concils sollen die den Generalcongre- 
gationen präsidirenden Cardinäle einen angemessenen Zeitraum festsetzen, 
innerhalb dessen die Väter ihre etwaigen Bemerkungen, welche sie über das 
Schema machen zu müssen glauben, schriftlich abfassen sollen. || 2) Die Be- 
merkungen sollen in der Ordnung niedergeschrieben werden, dass zuerst die 
das Schema im Allgemeinen betreffenden aufgezeichnet werden, mag es sich 
nun um ein ganzes Schema oder auch nur um eine Abtheilung desselben han- 
deln, je nachdem die Präsidenten es ankündigen werden; darauf sollen die 
auf einzelne Theile des Schema’s bezüglichen Bemerkungen folgen, jedoch mit 
Beobachtung der im Schema eingehaltenen Ordnung. || 3. Wer von den Vätern 
Bemerkungen über das vorgelegte Schema, mögen sie einzelne Worte oder 
ganze Paragraphen betreffen, machen zu müssen glaubt, soll eine neue Formel 
für die betreffenden Worte oder Paragraphen beilegen, welche er an die Stelle 
der früheren, im Schema enthaltenen substituirt wissen will. {| 4. Die auf 
besagte Weise von den Vätern des Concils aufgeschriebenen und mit eigener 
Namensunterschrift beglaubigten Bemerkungen sollen dem Secretär des Concils 
eingehändigt werden, durch welchen sie dann den betreffenden Commissionen 
der Bischöfe zugewiesen werden sollen. || 5. Nachdem die genannten Be- 
merkungen in einer Versammlung der betreffenden Commission geprüft sind, 
wird das verbesserte Schema an die einzelnen Väter vertheilt werden, zugleich 
mit einem summarischen Berichte, worin von den vorgelegten Bemerkungen 
Erwähnung geschehen soll. || 6. Ist das Schema nebst dem besagten Berichte 
an die Väter des Concils vertheilt, so werden die präsidirenden Cardinäle 
den Tag der allgemeinen Congregation bestimmen, an welchem die Verhandlung 
ihren Anfang nimmt. || 7. Die Verhandlung soll zuerst über das Schema, sei 
es im Ganzen oder nach Abtheilungen, wie die präsidirenden Cardinäle es für 
gut finden werden, im Allgemeinen sich verbreiten, und erst nach Vollendung 
der allgemeinen Prüfung soll die Verhandlung auf die Prüfung der einzelnen 
Theile des Schema’s übergehen, wobei zu bemerken ist, dass bei dieser Er- 
örterung der einzelnen Theile die Redner stets eine der betreffenden Periode — 
oder dem betreffenden Paragraphen des schon geprüften Schema’s zu substi- 
tuirende Formel vorschlagen und nach Beendigung der Rede den Präsidenten 
schriftlich einhändigen sollen. || 8. Wer über das verbesserte Schema reden 
will, soll bei Kundgebung dieser seiner Absicht den Präsidenten zugleich er- 
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öffnen, ob er über das ganze Schema im Allgemeinen, oder über dessen Theile “en. 
im Besonderen zu sprechen gedenkt, in welch’ letzterem Falle der betreffende rom. Curie. 
Theil noch speciell anzugeben ist. | 9. Es soll jedem von den zur betreffen- ?0-Febr.1870. 
den Commission gehörigen Bischöfen freistehen, nach eingeholter Bewilligung 
von Seiten der Präsidenten, auf die von den Rednern erhobenen Schwierig- 
keiten und vorgebrachten Bemerkungen zu antworten, wobei es ihnen ganz 
unbenommen sein soll, entweder sogleich nach der jedesmaligeu Rede das 
Wort zu ergreifen, oder auch mehreren Rednern, welche über den nämlichen 
Gegenstand sprechen, zusammen Antwort zu ertheilen, und dieses sollen sie 
entweder an demselben oder an einem andern Tage thun dürfen. || 10. Die 
Redner sollen sich in ihren Vorträgen streng an das vorgelegte Thema halten. 
Sollte einer der Väter vom Thema abschweifen, so ist es Pflicht der Präsi- 
denten, ihn zum vorliegenden Gegenstande zurückzurufen. | 11. Wenn nach hin- 
länglicher Erörterung eines Gegenstandes der Gang der Verhandlung sich 
übermässig in die Länge zieht, soll es den präsidirenden Cardinälen, nash 
einem von wenigstens zehn Vätern schriftlich eingereichten Postulate, gestattet 
sein, die Generalcongregation zu fragen, ob sie eine längere Fortsetzung der 
- Verhandlung wünsche, und, wenn die Mehrzahl der versammelten Väter sich 
durch ihr Aufstehen oder Sitzenbleiben für den Schluss der Verhandlung er- 
klärt hat, dieselbe zu beschliessen. | 12. Nach dem jedesmaligen Abschlusse 
der Verhandlung über einen Theil des Schema’s sollen die präsidirenden 
Cardinäle, bevor zu einem neuen Theile übergegangen wird, von der General- 
congregation die Stimmen einfordern, und zwar zuerst über die in selbiger 
Verhandlung vorgeschlagenen Verbesserungen, sodann über den unveränderten 
Text des schon geprüften Theiles. || 13. Die Stimmen sowohl über die Ver- 
besserangen, wie über den Text der einzelnen Theile sollen von den Vätern des 
Concils in der Weise abgegeben werden, dass die Präsidenten zu verschiede- 
nen Malen zum Aufstehen einladen, zuerst jene, welche der Verbesserung oder 
dem Texte beistimmen, darauf diejenigen, welche entgegengesetzter Meinung 
sind: nach Zählung der Stimmen soll das beschlossen werden, was der Mehr- 
zahl der Väter genehm ist. || 14. Nachdem die Abstimmung über die sämmt- 
lichen Theile des Schema’s auf die besagte Weise vorgenommen ist, sollen die 
den Vorsitz führenden Cardinäle die Väter über das geprüfte Schema abstimmen 
lassen. Diese Abstimmung soll aber mündlich durch die Worte „placet“ oder 
„non placet“ geschehen; wer jedoch irgend eine Bedingung beifügen zu müssen 
glaubt, soll seine Stimme schriftlich abgeben. 
Gegeben zu Rom, am 20. Februar 1870. 
Philipp Card. de Angelis, Präsident. Anton Card. de Luca, Präsident. 
Andreas Card. Bizzarri, Präsident. Alois Card. Bilio, Präsident. 
Hannibal Card. Capalti, Präsident. | Joseph Bischof von St. Pölten, 
Secretär. 





Nr. 4897 
(162). 
Frankreich. 
20.Pebr.1870. 
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Nr. 4897. (162.) 


FRANKREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Daru} 

an den Kaiserlichen Botschafter (Marquis Banneville) in Rom. — 

Verlangen: durch einen speciellen Bevollmächtigten an den Berathungen des. 

Concils theilzunehmen und Mittheilung zu erhalten von allen die Politik be- 
rührenden Vorlagen. 


In dieser Depesche weist Graf Daru darauf hin, dass die franztsische 
Regierung nur deshalb den Beschluss gefasst habe, an den Berathungen des 
Concils nicht theilzunehmen, weil sie geglaubt habe, dasselbe wirde sich 
ausschliesslich mit den geheiligten Interessen des Glaubens beschäftigen und 
würde sich enthalten, an Fragen durchaus politischer Natur zu rühren. Da 
jedoch die durch die Augsb. Allg. Zeitung in die Oeffentlichkeit gelangten 
Canones zum Constitutionsentwurf tiber die Kirche und den Papst darthun, 
dass es sich darum handelt, zu entscheiden, ob die Gewalt der Kirche und 
ihres Oberhauptes sich auf die Gesammtheit der politischen Rechte er- 
streckt, so nimmt sich die kaiserliche Regierung doch vor — wenn auch 
entschlossen, selbst über diesen Punkt den Berathungen des Concils volle 
Freiheit zu lassen — das Recht auszuüben, welches ihr kraft des Con- 
cordats zustehe, dem Concil ihre Meinung über Sachen solcher Natur mit- 
zutheilen. — Nachdem hierauf der erwähnte Entwurf einer Prüfung unter- 
. worfen und gefragt wird, ob man sich denn einbilden könne, dass die Fürsten 

ihre Souveränetät unter die Oberherrschaft des römischen Hofes beugen 

würden, — wird dann das Verlangen gestellt, die Regierungen zum Concile 
zuzulassen, damit sie Zeugniss ablegen von den Gesinnungen der Völker, 
die sie vertreten. Frankreich habe insbesondere auf Grund des Schutzes, 
den es seit zwanzig Jahren den päpstlichen Staaten angedeihen lasse, specielle 

Pflichten zu erfüllen. Dieser Regierung muss es erlaubt sein, ihr Recht 

auszuüben: Mittheilungen zu erhalten von den die Politik berührenden Pro- 

jecten, und die nöthige Zeit zu begehren, damit ihre über diese zu machen- 
den Bemerkungen an das Concil gelangen, bevor dasselbe irgend welche Be- 
schlüsse fasse. | 

Die Mittheilung dieser Depesche an die Curie erfolgte jedoch erst An- 
fangs März, weil Marquis de Banneville, ein Gegner derConcilspolitik Daru’s,. 
mit deren Uebergabe zögerte. — Interessanten Aufschluss über Daru’s Be- 
urtheilung der Vorgänge am Concil giebt auch dessen Privatbrief an einen 
französischen Prälaten (?) vom 5. Februar: 

Je vous remercie, monsieur, des renseignements que vous voulez bien me 
donner. Je crains que le parti en majorité dans le concile ne veuille abuser 
de ses avantages, et qu'il n’aille avec emportement vers le but. Les 
passions religieuses sont encore plus difficiles à manier que les passions 
politiques. || J’honore beaucoup la résistance que leur oppose la ferme atti- 
tude de la minorité des évéques, et je la seconde de tous mes efforts. 
J'ai envoyé à plusieurs reprises les instructions du gouvernement à M. de 
Banneville, qui me tient au courant de tout, et par sa bouche j'ai fait 
entendre la vérité au cardinal Antonelli. I est bien évident que tout 
peut-être remis en question par la conduite des prélats italiens, espagnols, 
missionnaires et vicaires apostoliques, qui semblent vivre dans un monde 
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à part. || Il est bien évident que l’on peut nous rendre impossible le Nr. 4807 

maintien de notre garnison à Rome, aussi bien que l’arrangement des (162). 
Frankreich. 

affaires financières du Saint-Siége, dont j'étais si bien disposé à m'occuper; 30.Fehr.1870. 

que Jon peut infirmer gravement les engagements concordataires, dont la 

Propagande ne paraît pas tenir le moindre compte, et briser le pacte qui 

nous unit. | J'en ai prévenu le cardinal; je ne cesserai pas de lui repré- 

senter le danger de la position dans laquelle il se place, et il nous place; 

mais je ne suis pas sûr que ces représentations soient écoutées; on ne 

raisonne pas, on se laisse entraîner aux ardeurs du moment. Si la mino- 

rité peut gagner du temps, elle fera ce qu'il y a de mieux à faire dans 

ce moment-ci. || Le parti révolutionnaire qui se remue depuis quelque 

temps nous donne ici un peu d’embarras. || Il conspire et semble vouloir 

agir prochainement. || Combien on est aveugle à Rome, si l’on ne s’aper- 

çoit pas qu'on lui donne des armes, que là est le danger; que briser la 

force conservatrice en face d’un tel péril est un acte insensé! que compro- 

mettre la religion par des syllabus, c’est jouer le jeu de ceux qui l’atta- 

quent audacieusement tous les jours à visage découvert, dans leurs paroles 

comme dans leurs écrits! Je crois que les complots révolutionnaires ne 

réussiront pas, et que ses tentatives seront réprimées, mais ils sont un 

symptôme de l’état des esprits, et l’on devrait en tenir quelque compte à 

Rome. | Recevez, etc. Daru. 





Nr. 4898. (163) 


OESTERREICH. Depesche des K. u K. Gesandten (Graf Wimpfen) 
‘an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust) — Aufnahme der von 
österreichischer Seite in Rom gemachten Vorstellungen. 


Berlin, den 20. Februar 1870. 

[Auszug.] In Folge der Ermächtigung Eurer Excellenz habe ich dem _ nr. 4808 
Grafen Bismarck gestern Abends sowohl die Depesche an Graf Trauttmans- ich. 
dorff vom 10. 1. M. als auch den bezüglichen Erlass an mich vom 17. L M. 20.Febr.18:0. 
durch Vorlesung bekanntgegeben. || Der Bundeskanzler folgte meinen Mit- 
theilungen mit lebhaftem Interesse, welches er mir wiederholt mit der Bitte 
aussprach, Eurer Excellenz dafür seinen wärmsten Dank zu übermitteln. Er 
ersuchte mich ferner, Eurer Excellenz zu sagen, dass er Ihre darin entwickel- 
ten Auffassungen und Ansichten vollkommen theile und dass ihm daher auch 
der Schritt, zu dem sich Euer Excellenz der römischen Curie gegenüber ver- 
anlasst fanden, zur grossen Befriedigung gereiche. Graf Bismarck zeigte mir 
dabei eine gewisse persönliche Geneigtheit, sich derartigen Mahnungen der 
katholischen Mächte anzuschliessen, mich versichernd, dass, wenn er es nicht 
thue, ihn davon nur die Ansicht und Besorgniss abhalte, dass ein ähnlicher 
Schritt, Seitens einer protestantischen Macht, wie Preussen, in Rom leicht 
die gewünschte Wirkung verfehlen und erfolglos bleiben dürfte. Dagegen ver- 
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hehlte er mir nicht seinen lebhaften Wunsch, die übrigen katholischen Mächte 


unserem Beispiele folgen zu sehen, und, er bezog sich dabei hauptsächlich auf 


die französische Regierung, welche wegen der zu treffenden Wahl in bedeutende 
Verlegenheit gerathen könnte, wenn in Folge äusserster und gefährlicher Be- 
schlüsse des Concils zwischen der römischen und gallicanischen Richtung eine 
offene Spaltung entstünde. |: Der Bundeskanzler sieht zwar von den Concils- 
beschlüssen keine Gefahr für die Regierungen des norddeutschen Bundes vor- 
her, aber im Interesse der Kirche und der vielen Katholiken theilt er alle 
unsere Befürchtungen. Auch seine letzten Nachrichten aus Rom lauten beun- 
ruhigend und lassen besorgen, dass die freie Discussion nächstens eine Be- 
schränkung erleiden werde. 
Genehmigen etc. Wimpfen. 





Nr. 4899. (164.) 


OESTERREICH. Depesche des K. u. K. Gesandten (Graf Ingelheim) 
in München an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust). — Auf- 
nahme der von österreichischer Seite in Rom gemachten Vorstellungen. — 


München, den 21. Februar 1870. 


[Auszug] Eurer Excellenz hohe Depesche vom 19., sowie den ihr in Ab- 
schrift beigegebenen hohen Erlass an den kaiserlichen Botschafter in Rom vom 
10. dieses, in Sachen des Concils, habe ich in anbefohlener Weise zur Kennt- 
niss des Fürsten Hohenlohe gebracht. Der Fürst, welcher mit grossem Inter- 
esse Einsicht von beiden Actenstücken nahm, lässt Eurer Excellenz seinen 
verbindlichsten Dank für die Mittheilung aussprechen. | Er sähe hierin, be- 
merkte er, eine ganz besondere Rücksicht für ihn, könne mich aber ver- 
sichern, dass er schon gleich beim Empfang der Antwort Eurer Excellenz 
auf seine erste Anregung bezüglich des Concils die Richtigkeit der darin ent- 
haltenen Bedenken vollständig erkannt, wie er dies selbst auch später in 
einer Unterredung in Wien Eurer Excellenz entschieden geäussert habe. || 
Noch bemerkte mir Fürst Hohenlohe, dass aach seiner Ansicht nach von 
irgend einem gemeinsamen Schritt der Regierungen jetzt in Rom keine Rede 
sein könne. Diesseits beschränke man sich daher nur darauf, den Grafen 
Tauffkirchen dahin zu instruiren, die Ansichten der Minorität im Concil so viel 
als thunlich zu unterstützen und zur Mässigung zu ratlıen. 

Genehmigen etc. Ingelheim. 
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Nr. 4900. (165.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) 
an den K. u. K. Botschafter (Graf Trauttmansdorff). — Erwiederung 
auf die vom Card. Antonelli bezüglich der österreichischen Depesche vom 
10. Febr. 1870 gemachten Bemerkungen. — [Vergl. Nr. 4895 (160)]. 


Vienne, le 27. février 1870. 
Par Votre expédition du 19 de ce mois Vous m'avez rendu compte de „,. 4900 

la manière dont Vous Vous êtes acquitté auprès du Cardinal Secrétaire d'Etat (16). 
des ordres contenus dans ma dépêche du 10. Nous nous attendions en quel- ee. 
que sorte à ne pas recevoir de réponse plus précise que celle qui Vous a 
été donnée par Son Eminence, mais nous regardions comme un devoir d’aver- 
tir la Cour de Rome d'un péril qui nbus semblait grave et nous aimons à 
croire que notre démarche, empreinte à la fois de fermeté et de modération, 
ne restera pas sans produire l’effet désiré. Parmi les observations que le 
Cardinal Antonelli a faites à Votre Excellence au sujet de notre dépèche, il 
en est surtout deux qui me semblent mériter d'être relevées et que Votre 
Excellence n’aura certainement pas laissé passer sans chercher à les réfuter. 
La remarque que la défense de publier un décret du Concile n’en invaliderait 
pas l'existence au point de vue de l'Eglise, est assurément fort juste. Aussi 
n'était-ce pas un résultat semblable qui nous paraissait à redouter pour le 
Saint-Siége. C’est sur les conséquences d’un pareil décret et non pas sur son 
degré de validité que nous voulions appeler l'attention de la Cour de Rome. 
Ce qui nous paraît à craindre, c’est ce conflit inévitable qui naîtrait entre 
l'Eglise et l'Etat précisément si un décret parfaitement valide pour la pre- 
mière, était déclaré inadmissible par l’autre. Cette situation créerait des dan- 
gers considérables qu'il ne peut être dans l'intérêt de l'Eglise de provoquer. 
Tel est le point de vue qui devait, selon nous, préoccuper le Saint-Siége et 
le faire hésiter à s'engager dans une voie aussi périlleuse. Quant à la diffi- 
culté „de concilier l'intention d'interdire une publication, avec la ferme réso- 
lation de maintenir avec conséquence et impartialité des institutions prenant 
pour base la liberté de tout publier“, cette objection nous paraît vraiment peu 
sérieuse. Le respect de la loi est la base de toute liberté et forme en même 
temps la limite qu’elle ne doit pas franchir sous peine de dégénérer en licence. 
Les institutions les plus libres doivent toujours assurer aux lois du pays le 
respect nécessaire au maintien de l’ordre social. Nous ne saurions donc ad- 
mettre qu’on püt nous reprocher une inconséquence si nous étions placés dans 
la nécessité de nous défendre contre une atteinte portée à nos lois. Je ne 
désire pas d’ailleurs rouvrir la discussion sur les observations du Cardinal 
Secrétaire d'Etat. Je suppose que Votre Excellence aura, de sa propre ini- 
tiative, fait valoir les arguments que je me borne à indiquer. Ainsi que nous 
en sommes confidentiellement instruits, notre démarche a été suivie de près 
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par une communication du Gouvernement francais qui en aura sans nul doute 
augmenté l'effet. Dans cette pièce, le Gouvernement français réclame comme 
un droit la communication préalable des propositions portées devant le Concile 
qui touchent à la politique. Il demande, de plus, qu'avant de prendre aucune 
décision sur de telles propositions, on lui laisse le temps nécessaire de les 
examiner, de prononcer son avis et de l’exposer au Concile. Bien que cette 
démarche ne soit pas identique à la nôtre, elle est cependant inspirée par les 
mémes préoccupations et elle devrait également démontrer au Saint-Siége les 
dangers éventuels de la situation. L’attitude du Gouvernement français nous 
est en cette occasion un auxiliaire précieux et Votre Excellence ‘pourra en 
profiter pour donner encore plus d’autorité à son langage et à ses avertissements. 
Recevez, etc. Beust. 


Eine formelle Beantwortung durch die Curie erfuhr die Depesche des 
Grafen Beust vom 10. Februar erst in der Note Antonellis an den päpst- 
lichen Nuntius in Wien vom 20. April. S. w. u. 





Nr. 4901. (166.) 


EPISCOPAT. Vorstellung gegen die revidirte Geschäftsordnung des 
Concils, gerichtet an deren Präsidenten. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. XLIII. 


Hocherlauchte Vater! Sei es uns gestattet, Euch folgende Bemerkungen 
vorulegen, welche sich vielen Concilsvätern rücksichtlich der letzthin, d. i. 
am 20. Februar 1870, verôftentlichten, die Verhandlungsform des Concils be- 
treffenden Regeln aufgedrängt haben. || Vor Allem scheint uns nöthig, dass 
man sich bei den Verhandlungen des Concils immer vor Augen halte, was 
in ausdrücklicher Weise in dem Vorwort jenes Decretes ausgesprochen ist: es 
sei nimlich die Absicht des heiligen Vaters gewesen, dass die festgestellten 
Regeln auf vorsichtige und gemässigte Weise angewendet würden, derart, dass 
die Freiheit der Erörterung, welche den Bischöfen der katholischen Kirche 
gebührt, und die durchaus nothwendig ist, stets unverletzt aufrecht erhalten 
werde. | Das hauptsächlichste Bedenken, welches nach Durchsicht des neuen 
Reglements vor Allem auffallen muss, ist folgendes: dass durch dasselbe in 
vielen Stücken die Freiheit der Erôrterung für die Vater als vermindert, ja 
sogar als aufgehoben erscheinen kann. || Niemand wird aber die Gefahr eines 
solchen Vorganges in Abrede stellen; denn wenn auch dem Frieden zu Liebe 
in Fragen von geringerer Wichtigkcit, wie in Art. 6, 10 und in einigen an- 
deren, diese Einschränkung zugegeben werden kann, in der Hoffnung, dass 
Alle von der ihnen verlichenen Ermächtigung mit Billigkeit und im Geiste der 
Versühnung Gebrauch machen werden, so kénnte sich doch keiner von uns 
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solchen Gefahren bei Sachen von der höchsten Bedeutung aussetzen, und i 0). 
hauptsächlich bei solchen nicht, welche Entscheidungen in Glaubenssachen ppiscopat. 
enthalten und mehr als alle anderen vorzugsweise das Gewissen berühren. ||}: Mrs 1870. 


Nun schreiten wir zu den besonderen Bemerkungen. I. „Es hängt gänzlich 
von den Präsidenten ab, die Zeitdauer (der Berathungen) zu bestimmen.“ || 
Mag es immerhin sein, dass in Fragen von geringerer Bedeutung und leich- 
terer Lösung diese Ermächtigung der Präsidenten keine allzugrosse Unzu- 
kömmlichkeit mit sich bringt, so können doch Fragen von grosser dogma- 
tischer Wichtigkeit und gleichzeitig von so bedeutender Schwierigkeit vor- 
kommen, deren Lösung ferner so vielseitige und anhaltende Studien in der 
heiligen Schrift, den Kirchenvätern, der Kirchengeschichte, den Concilien und 
päpstlichen Constitutionen erheischen, dass es ‘sehr gefährlich wäre , den 
Vätern zu deren Erörterung einen zu kurzen Zeitraum vorzuschreiben. Des- 
halb ersuchen wir, dergleichen Möglichkeiten voraussehend, dringlichst, dass 
in ähnlichen Fällen dem diesfälligen Ersuchen der Väter um Verlängerung 
der Frist nachgekommen werde, und zwar derart, dass kein Zweifel übrig 
bleiben kann, man habe die zu entscheidenden Fragen auch gründlich und 
erschöpfend zu prüfen vermocht. || IL. Im Artikel 3 des Reglements heisst 


“es: Diejenigen Väter, welche Bemerkungen machen, müssen die geänderte 


Wort- oder Paragraphenformel angeben, welche an die Stelle der im vorge- 
schlagenen Schema enthaltenen zu setzen wäre.“ | Das mag wohl manchmal 
nützlich sein, ist aber nicht immer nöthig. Es lässt sich nämlich sehr gut 
denken, dass einige Väter ganz nützliche Bemerkungen vorbringen, ohne dass 
es deshalb nöthig wäre, einen oder mehrere Paragraphen gänzlich abzu- 
ändern oder neu zu stylisiren. Obige Maassregel scheint um so weniger 
nöthig, als zur Umarbeitung der einzelnen Schemata besondere Special- 
deputationen erwählt worden sind, denen es zu dieser Arbeit voraussichtlich 
weder an genügender Hilfe noch an Gelehrsamkeit gebricht. || IL In 


. Artikel 5 liest man: „Den einzelnen Vätern wird das umgeänderte Schema 


urter Begleitung einer summarischen Angabe der vorgeschlagenen Abände- 
rungen eingehändigt werden.“ || Hier sei es gestattet, zu erklären, dass uns 
diese summarische Angabe und die einfache Anführung der gemachten Be- 
merkungen nicht hinreichend erscheinen, und zwar insbesondere in Fragen 
von grosser Wichtigkeit, wie vor Allem in dogmatischen Definitionen. Denn 
der Werth der Bemerkungen beruht hauptsächlich auf den angeführten Be- 
weggründen, und werden diese letzteren nicht mit angegeben, so können wir 
nicht einsehen, wie die Bemerkungen selbst zu verstehen sind Wo solche 
Motive von den Vätern ihren Voten beigefügt sind, müssen auch sie berück- 
sichtigt werden. Umsomehr ist dies aber nothwendig, da eine neue, allen 
früheren Concilen ungekannte Methode eingeführt worden ist, nämlich eine 
sehriftliche Behandlung der Gegenstände, und da Niemandem die Berechtigung 
eingeräumt wird, die eigenen Bemerkungen durch den Druck mitzutheilen, 
und so kein anderer Ausweg übrig bleibt, die Fragen, nachdem die darauf 
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Nr. on bezüglichen Gutachten abgegeben sind, in der Synode selbst zu erörtern. ! 
Episcopat. Ferner bemerken wir, dass der Beurtheilung der genannten Deputationen oder 
1. März 1870.der Theologen und Secretäre derselben anheimgestellt ist, zu entscheiden, 
welche von den ihrer Durchsicht ttberantworteten Schriften vorgelegt, und 
welche mit Stillschweigen übergangen werden können. || Deshalb glauben wir 
berechtigt zu sein, dreierlei in dieser Sache zu verlangen, und erwarten von 
der Billigkeit der Präsidenten zuversichtlich diese Zugeständnisse: || 1. Dass 
alle Bemerkungen genau referirt werden sollen; sonst wäre die Deputation 
das ganze Concil und in vielen Fällen der einzige Richter. || 2. Dass der 
Aufzählung und Erwähnung der Bemerkungen stets die Beweggründe, auf 
welchen sie beruhen, beigeschlossen werden. || 3. Dass dem Verfasser der Be- 
merkungen die Befugniss eingeräumt werde, bei der Spezialdeputation zu er- 
scheinen, sobald er es für nützlich hält, um daselbst seine Bemerkungen 
allenfalls persönlich zu vertheidigen. || IV. Im Artikel 8 heisst es: „Diejenigen 
Redner, welche speziell über einen Theil des Schema’s sprechen wollen, müssen 
vorerst bei den Präsidenten angeben, über welchen Theil des Schema’s sie das 
Wort ergreifen wollen.“ Das soll, so scheint es uns, nicht derart ausgelegt 
werden, dass ein einzelner Redner bloss berechtigt sei, über einen Theil eines 
Schema’s zu sprechen. Denn jedem soll es freistehen, über jedes Schema, 
nicht nur in seinem ganzen Umfange, sondern auch in den einzelnen Theilen, 
das Wort zu ergreifen. Sonst wäre die Freiheit der Discussion keineswegs 
gewahrt. || V. Hinsichtlich des Artikels 9 bitten wir eine Hinweglassung auszu- 
füllen, welche gewiss ihren Grund bloss in einem Versehen hat, dass nämlich 
einem Redner gestattet sei, nachdem ihm die Mitglieder der Deputation ge- 
antwortet haben, in derselben oder «in einer nächsten Sitzung eine einmalige 
Erwiederung vorzubringen. Sonst hörte jede Discussionsfreiheit auf, und die 
versammelten Väter kämen sehr häufig in die missliche Lage, weder das Ge- 
wicht der angeführten Gründe, noch den Sinn der Bemerkungen erfassen zu 
können. || VI. In Bezug auf Artikel 11 haben wir mehrere höchst wichtige 
Bemerkungen zu machen: || Erstens, dass aus dem so gefassten Artikel hervor- 
geht, es hänge von dem Ermessen der Präsidenten ab, oder von der Stimmen- 
mehrheit der Concilsväter, d. h. von dem Uebergewichte auch nur einer ein- 
zigen Stimme, ob die Discussion erlaubt, eingeschränkt oder geschlossen 
werden solle, ohne dass der Minorität gegen dieses Uebergewicht der Mehr- 
zahl ein Mittel der Vertheidigung zu Gebote gestellt ist. Aus dem Gesagten 
erhellt für Jedermann, welcher Gefahr man sich aussetzt, wenn über Fest- 
stellung von Dogmen und das göttliche Recht der Bischöfe entschieden wird, 
welche nach dem heiligen Thomas die oberste Gewalt in der Kirche inne- 
haben; um so mehr als solch’ gewichtige Entscheidungen in unwiderruflicher 
und unumstösslicher Weise, mittels einer durch Aufstehen und Sitzenbleiben 
festzustellenden Abstimmung, beschlossen werden, durch einen Act, welcher 
oft überstürzt, oft wenig erwogen, oft ungewiss und auf die leichteste Weise 
entstellt ausfällt, so dass, um nicht weitere Reclamationen darüber zuzulassen, 


' 
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nichts anderes übrig bleiben dürfte, als die Stimmen zu zählen, durch welche Nr. 4! 
die Decrete entschieden und in unumstösslicher Weise gebilligt werden. || Ein Episcopat. 
derartiges Verfahren ist in parlamentarischen Versammlungen von weit ge-!- Mars 1870. 


ringerer Gefahr, indem es sich bei diesen nur darum handelt, Gesetze zu 
geben, welche in diesem Jahre beschlossen und in einem anderen Jahre von 
derselben oder einer folgenden Versammlung wieder zurückgenommen werden 
können. — Aber bei der Festsetzung von Dogmen, welche, wenn einmal auf- 
gestellt, nimmermehr widerrufen, noch von irgend einer Autorität einer noch- 
maligen Untersuchung unterworfen werden können, stellt sich diese tbereilte 
Verfahrungsweise als höchst gefährlich und deshalb als ganz unzulässig 
heraus. || Deshalb glauben wir verlangen zu können: || 1. Die Discussion darf 
nicht als geschlossen angesehen werden, so lange noch einer der Väter, 
welcher über die vorliegende Frage das Wort noch nicht ergriffen hat, sich 
seines Rechtes als Zeuge und Richter des Glaubens bedienen und darüber 
sprechen will. Denn es wäre die Entscheidung der Sache als überstürzt zu 
betrachten, ehe allen Zeugen erlaubt worden, ihr Zeugniss abzugeben. || Viel 
wird in dieser Sache von der Discretion der Präsidenten abhängen, welche 
zwar die Concilsversammlung befragen können, aber nicht befragen müssen, 
ob sie die Discussion beschliessen wolle. Im Reglement heisst es bloss, sie 
können so thun. || 3. Die Ordnung der Redner werde derart eingetheilt und 
mit der Abwechslung, dass, wenn verschiedene Meinungen bestehen, immer ein 
Redner für und einer gegen den Antrag zum Sprechen zugelassen werde. || 
4. Sobald der Schluss der Discussion verlangt worden ist, sei es wenigstens 
dem einen oder dem andern von den Vätern gestattet, gegen diesen Antrag 
zu sprechen und die dagegen sprechenden Gründe anzuführen. Solch’ ein 
Zugeständniss ist nur billig und in den Gewohnheiten aller berathenden Ver- 
sammlungen zugelassen. || 5. In Fragen von grosser Wichtigkeit, insbesondere 
bei solchen, welche sich auf den Glauben beziehen, darf die Discussion nicht 
geschlossen werden, wenn sich wenigstens fünfzig Concilsväter gegen den 
Schluss erklären. || Wird dieses alles nicht zugestanden, so kann es leicht 
vorkommen, dass die Redner der einen Partei in zu grosser Anzahl und 
durch zu lange Zeit die Catheder inne haben, dass die Redner der anderen 
Partei später nur mit Ungeduld angehört werden und der Schluss der Dis- 
cussion, als zu lange hinausgezogen, wie sie sagen, von zehn Vätern vorge- 
schlagen werden kann, was zum. offenbaren Nachtheile der Berathungsfreiheit 
geschehen würde. || VII. Artikel 12 sagt: „Die Präsidenten sammeln die 
Stimmen zuerst über die in dieser Discussion vorgeschlagenen Abänderungen 
und erst hiernach über den ganzen Text der untersuchten Frage ab.“ || Dieser 
Punkt scheint uns derart verstanden werden zu müssen, dass, falls die vorge- 
schlagenen Verbesserungen von den Vätern angenommen worden sind, nicht sofort 
der ganze Text der untersuchten Frage zur Abstimmung gebracht werden soll, 
sondern dass dieselbe auf eine andere Sitzung verlegt werde, damit der Depu- 


tation die nöthige Zeit bleibe, sowohl das zu Verbessernde mit allem Fleisse 
Staatsarchiv XXIV. (Kirchliche Actenstäcke. IL)- AN 
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zu bessern, als auch die angenommenen Verbesserungen mit dem ganzen 
Texte genau zusammenzustellen, und sodann die neu verbesserte Redaction 
den Vätern vorzulegen, bevor deren Abstimmung vorgenommen wird. || VIII. Im 
Artikel 13 steht geschrieben: „Die Stimmen sowohl über die Verbesserungen, 
wie auch über den Text der einzelnen Theile, werden von den Vätern derart 
gegeben, dass die Präsidenten zuerst Jene abgesondert zum Aufstehen ein- 


‚ laden, welche die Verbesserungen oder den Text billigen, und erst nachher 


Jene, welche dagegen stimmen. Nach wiederholter Abstimmung gilt aber das 
als entschieden, was der Mehrzahl der Väter genehm war.“ || Hierüber haben 
wir mehrere sehr gewichtige Bemerkungen zu machen: Erstens haben wir 
die Gefahren der Abstimmungsweise mittels Aufstehens und Sitzenbleibens 
bereits früher gekennzeichnet, wo gesprochen wurde tiber die Abstimmung 
bezüglich des Schlusses der Discussion. Weit gefährlicher wird aber die 
Sache, wenn es sich darum handelt, über die Decrete selbst und insbesondere 
über Glaubensartikel abzustimmen. || Wir sind der Meinung, dass in keinem 
der vorhergegangenen Concile je auf ähnliche eilfertige Weise abgestimmt wurde, 
welche so wenig der Wichtigkeit der Erwägung und der Freiheit der Ver- 
handlungen entspricht. In den politischen Versammlungen hilft man diesem 
Uebelstande dadurch ab, dass man ein Scrutinium oder den namentlichen 
Aufruf verlangt, welcher durch mehrere Mitglieder beantragt und schriftlich 
entworfen sein muss. || Worauf es bei den Concilien hauptsächlich ankommt, 
das ist nicht, dass die Sachen rasch abgemacht, sondern dass sie mit aller 
Vorsicht und Sicherheit behandelt werden. Weit besser ist es, wenige 
Fragen einer überlegten Discussion zu unterziehen und dieselben mit Vorsicht 
zu entscheiden, als eine grosse Anzahl derselben vorzuschlagen und mit Ab- 
kürzung der Berathungen und überstürzter Abstimmung zu erledigen, — zu- 
mal so schwer zu definirende Fragen. || Die zweite Bemerkung betrifft die 
Ordnung, in welcher die Stimmen zu sammeln sind. Diese ist derart fest- 
gesetzt, dass zuerst jene Stimmen abgenommen werden, welche für den Antrag 
sind, und erst dann diejenigen, welche denselben bestreiten. In Glaubens- 
sachen ist aber der weit sicherere Weg das Zögern und die Aufschiebung der 
Entscheidung, als das übereilte Verfahren. Aus diesem Grunde soll die 
Stellung der Gegner eines Vorschlags die begünstigtere sein und diesen bei 
der Abstimmung der Vortritt eingeräumt werden. || Drittens: Diese Ab- 
stimmungsweise soll niemals angewandt werden, wenn es sich um das Fest- 
stellen von Glaubensartikeln handelt, oder um einen Canon, der mit der 
Strafe des Anathems belegt ist. Derlei Fragen sollen auf keine andere Weise 
als durch die Worte „placet“ oder „non placet“ entschieden werden. || Die 
vierte Bemerkung bezieht sich auf die zum endgültigen Abschlusse erforder- 
liche Stimmenzahl. || Der in den ökumenischen Concilien allgemein befolgte 
Gebrauch war der, dass Glaubensartikel nicht durch eine numerische Stimmen- 
mchrheit, sondern durch eine moralische Stimmeneinheit entschieden wurden. 
Dies fasste Pius IV. im Concile von Trient so auf, dass er, als es sich um 
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die Entscheidung einer höchst wichtigen dogmatischen Frage handelte, „nichts pe pre 
definiren wollte ausser dem, was unter dem einstimmigen Einverständnisse der Epiecopat. 
Väter angenommen wurde.“ Und in der That entspricht diese Gepflogenheit !- März 1870. 
vollkommen dem berühmten Ausspruche des Vincenz von Lerin: „was immer, 
was überall und was von Allen geglaubt worden ist“. Da die katholischen 
Dogmen aus der Uebereinstimmung der Kirchen entstehen, wie Bellarmin sagt, 
so folgt daraus, dass die Feststellung der Dogmen in den Concilien durch 
die moralische Einstimmigkeit der die Kirchen vertretenden Väter zu Stande 
kommt. (Diese Voraussetzung dürfte für das vaticanische Concil umsomehr 
hervorzuheben sein, weil zur Abgabe eines Votums viele Väter beigezogen 
sind, bezüglich deren es nicht sicher feststeht, ob ihnen nur nach dem Kirchen- 
recht oder auch nach göttlichem Recht ein entscheidendes Votum zustehe.) | 
In Folge des bereits Gesagten ersuchen wir mit Bezug auf den Art. 14, dass 
die Stimmen der Väter zum mindesten bei Definirung von Glaubenssätzen, wie. 
bei Canones, welche mit dem Anathem belegt sind, nicht über das ganze Schema, und 
gleichsam im Haufen (in globo), sondern getrennt über jede einzelne Definition, über 
jeden einzelnen Canon, mit den Worten „placet“ oder „non placet“ einzeln abge- 
fordert und bekanntgegeben werden. || Auch sei es den Vätern gestattet, schriftlich 
abzustimmen, wie hiefür auch.in dem apostolischen Briefe $. VII (Geschäfts- 
ordnung) vorgesorgt wurde. || (Was aber die Anzahl der zur Entscheidung in 
Glaubensfragen für nöthig gehaltenen Stimmen betrifft — das ist sicherlich 
die Hauptsache und die Achse des ganzen Concils — so ist dies von solcher 
Wiehtigkeit, dass, wenn uns nicht zugestanden wird, warum wir achtungsvoll 
aber entschieden ersuchen, unser Gewissen sich von einem unerträglichen Ge- 
wichte erdrückt fühlen würde. Wir würden besorgen, dass der ökumenische 
Charakter des Concils in Zweifel gestellt, dass den Feinden ein Vorwand 
eingeräumt würde, den heiligen Stuhl und das Concil zu tadeln, und so würde 
gerade die Autorität dieses Concils bei den christlichen Völkern erschüttert 
werden, gleich als ob es der Wahrheit und Freiheit entbehrt hätte, was in 
unseren aufgeregten Zeiten ein so grosses Unheil wäre, dass kein grösseres 
gedacht werden könnte.) || In der Hoffnung, dass diese unsere gewichtigen 
Bemerkungen von Ew. Eminenzen in wohlwollender Weise aufgenommen und 
Deren Berücksichtigung erfahren werden, verbleiben wir Ew. Eminenzen etc. 


Rom, 1. März 1870. 
[Unterschrift von über hundert 
Prälaten aller Nationen.| 


Die Anregung zu dieser von Dupanloup verfassten Verwahrung ging 
von den französischen Bischöfen aus. Die im oben mitgetheilten Texte ein- 
geklammerten zwei Stellen sind Zusätze der deutsch-österreichischen Bischöfe. 
— Nach übereinstimmenden Angaben trug dieser Protest über 110 Unter- 
schriften, darunter von 34 französischen und 33 deutschen Prälaten. Eine 
Berücksichtigung, ja sclbst nur eine Beantwortung erfuhr diese Verwahrung 
der Minoritätsbischöfe ebensowenig wie alle vorhergegangenen und alle nach- 

1° 
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Nr. 4901 folgenden. Gleichen Misserfolg hatte die im Namen vieler Bischôfe an 
Enscopat . die Präsidenten gerichtete Eingabe Cardinal Rauscher’s vom 13. Marz, 
1. Mars 1870. welche die Abhaltung bischôflicher Conferenzen, zusammengesetzt aus gleich 
vielen Anhängern beider Parteien, vorschlug. (Friedrich, Docum. I. p. 226, 
IL p. 215.) Deren Aufgabe sollte sein, die Tradition über die Lehre von der 
päpstlichen Unfehlbarkeit mit der Glaubenscommission gewissenhaft zu 
prüfen, und das Ergebniss dieser Untersuchung der Versammlung zur Ab- 
stimmung vorzulegen; — denn die oft getadelte und doch nie durchgreifend 
verbesserte schlechte Akustik der Concilsaula machte eine gemeinsame Er- 
örterung der Vorlagen kaum möglich. (S. Friedrich, Docum. I. p. 226, 

I. p. 215.) " 
In gleichem Sinne wie die Bischöfe der Minorität unterzog Stiftspropst 
Döllinger in der Augsburger Allgemeinen Zeitung vom 11. März die neue 
Geschäftsordnung einer eingehenden Kritik. Wir theilen dieselbe hier mit, 
sowohl wegen der Bedeutung, die solch entschiedenes Auftreten dieses Mannes 
in Deutschland hatte und haben musste, als auch wegen der geschichtlichen 
Belege, die. sie für manchen Satz der bischöflichen Vorstellung (s. 0.) 


bringt: 


Döllinger über die neue Geschäftsordnung des Concils und ihre 
theologische Bedeutung. 


Die neue Geschäftsordnung, welche dem Concil durch die fünf Cardinal- 
Legaten auferlegt worden, ist völlig verschieden von allem, was sonst auf 
Concilien gebräuchlich war, und zugleich maassgebend und entscheidend für 
den ferneren Verlauf dieser Versammlung und für die zahlreichen Decrete, 
welche durch sie zu Stande gebracht werden sollen. Sie verdient daher 
die sorgfältigste Beachtung. Zur geschichtlichen Orientirung mag nur in 
der Kürze erwähnt werden, dass für die allgemeinen Concilien der alten 
Kirche im ersten Jahrtausend eine bestimmte Geschäftsordnung nicht exi- 
stirtee Nur für römische und spanische Provincial-Concilien gab es ein 
liturgisches Ceremoniell*). Alles wurde in voller Versammlung vorgetragen; 
jeder Bischof konnte Anträge stellen, welche er wollte, und die Präsidenten, 
die weltlichen sowohl, welche die Kaiser sandten, als die geistlichen, sorgten 
für Ordnung und leiteten die Verhandlungen in einfachster Weise. Die 
grossen Concilien zu Constanz und Basel machten sich eine eigene Ord- 
nung, da die Theilung und Abstimmung nach Nationen eingeführt wurde. 
In Trient wurde diese Einrichtung wieder verlassen; aber die Legaten, 
welche präsidirten, vereinbarten die Geschäftsordnung mit den Bischöfen; 
der Cardinal de Monte liess darüber abstimmen, und alle genehmigten 
sie**). Von keiner Seite erfolgte ein Widerspruch. So ist denn die heu- 
tige römische Synode die erste in der Geschichte der Kirche, in welcher 
den versammelten Vätern, ohne jede Theilnahme von ihrer Seite, die Proce- 
dur vorgeschrieben worden ist. Das erste Regolamento erwies sich so 
hemmend und unpraktisch, dass wiederholte Gesuche um Abänderung und 
Gestattung freierer Bewegung von verschiedenen Fractionen des Episcopats 
an den Papst gerichtet wurden. Dies war vergeblich; aber nach dritthalb 





*) Aufgenommen von Pseudo-Isidor und abgedruckt bei Mansi, Concil. Coll. I, 10. 
**) Le Plat, Monumenta, III, 418: Dicunt Patres, utrum hic modus procedenli eis 
placeat. Worauf abgestimmt wurde. 
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Monaten fanden die fünf Legaten endlich selber, dass, wenn das Concil Nr #01 
nicht ins Stocken gerathen solle, eine Aenderung und Ergänzung dringend Episcopat. 


nothwendig sei. Auf die Petitionen der Bischöfe ist indess in der neuen, Mars 1870. — 


Einrichtung keine Rücksicht dabei genommen worden. Zwei Züge treten 
darin vor Allem hervor. Einmal ist alle Macht und aller Einfluss auf den 
Gang des Concils in die Hände der präsidirenden Legaten und der Depu- 
tationen gelegt, so dass das Concil selbst ihnen gegenüber machtlos und 
willenlos erscheint. Sodann sollen die gewichtigsten Fragen des Glaubens 
und der Lehre durch einfache Mehrheit der Kopfzahl, durch Aufstehen und 
Sitzenbleiben, entschieden werden. | Man hat bekanntlich in den zwei 
Jahren, welche der Eröffnung des Concils vorhergegangen, eine Menge von 
Abhandlungen mit dazu gehörigen Decreten und Canones ausarbeiten lassen; 
diese sollen nun von dem Concil angenommen und dann vom Papst, „appro- 
bante Concilio,“ als Gesetze, als Lehr- und Glaubensnormen für die ganze 
katholische Christenheit verkündigt werden. Es sind im Ganzen einund- 
fünfzig solcher Schemata, von welchen bis jetzt erst fünf discutirt sind. | 
Das Verfahren, welches bei der Berathung und Abstimmung stattfinden soll, 
ist nun folgendes: : 1. Das Schema wird mehrere (zehn) Tage vor der Be- 
rathung den Vätern des Concils ausgetheilt, welche dann schriftliche Er- 
innerungen, Ausstellungen, Verbesserungsanträge machen können. || 2. In 
diesem Falle müssen sie sogleich eine neue Formel oder Fassung des be- 
treffenden Artikels statt des von ihnen beanstandeten in Vorschlag bringen. 
3. Solche Anträge werden durch den Secretär der einschlägigen Depu- 
tation (es sind deren vier) übergeben, welche dann nach ihrem Ermessen 
davon Gebrauch macht, indem sie das Schema, wenn sie es für zweck- 
mässig hält, reformirt, und dann in einem, aber nur summarisch ge- 
haltenen Berichte dem Concil von den gestellten Anträgen eine Notiz giebt. 
_ 4. Die Präsidenten können jedes Schema, entweder bloss im Ganzen oder 
auch in Abschnitte getheilt, der Berathung unterstellen. |; 5. Bei der Be- 
rathung können die Präsidenten jeden Redner unterbrechen, wenn es ihnen 
scheint, dass er nicht bei der Sache bleibe. || 6. Die Bischöfe der Depu- 
tation können in jedem Moment das Wort ergreifen, um den Bischöfen, 
welche den Wortlaut des Schema’s beanstanden, zu erwiedern. |: 7. Zehn 
Väter reichen hin, um den Schluss der Discussion zu beantragen, worüber 
dann mit einfacher Mehrheit durch Aufstehen oder Sitzenbleiben entschieden 
wird. || 8. Bei der Abstimmung über die einzelnen Theile des Schema’s wird 
zuerst über die vorgeschlagenen Veränderungen, dann über den von der 
Deputation vorgelegten Text durch Aufstehen oder Sitzenbleiben abgestimmt, ° 
so dass die einfache Mehrheit entscheidet. || 9. Hierauf wird über das 

ganze Schema mit Namensaufruf abgestimmt, wobei jeder der Vater mit 

„placet“ oder „non placet“ antwortet. Ob auch hier die blosse Mehrheit der 

Kopfzahl entscheiden solle, ist nicht angegeben. Es scheint aber nach der 

Analogie bejaht werden zu müssen; denn das ganze Schema ist ja doch 

nur wieder ein Stück oder Theil von einem grössern Ganzen, und es liegt 

durchaus kein Grund vor, mit dem grössern Stück anders zu verfahren als 

mit dem kleinern. Würde das Princip der schlechthinigen Mehrheit hier 

verlassen, so würden wohl gerade die wichtigern, tiefer einschneidenden, 

Schemata verloren gehen. || Man sieht nun wohl, dass einige parlamen- , 
tarische Formen in diese Geschäftsordnung herübergenommen sind. Aber, 

wenn in politischen Versammlungen gewisse den hier gegebenen ähnliche 

Einrichtungen bestehen, so sollen sie gewöhnlich zum Schutze der Minder- ' 


Nr. 4901 
(168). 
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heit gegen Majorisirung dienen, während sie hier umgekehrt zu dem Zwecke 
gegeben zu sein scheinen, die Mehrheit noch mächtiger und unwiderstehlich 
zu machen, wie sich dies besonders in dem ihr eingeräumten Rechte zeigt, 
die Discussion, sobald es ihr gefällt, abzuschneiden und also der Minderheit 
das Wort zu entziehen; dies wird um so peinlicher wirken, als bekanntlich 
auch die Möglichkeit, sich in gedruckten Gutachten oder Aufklärungen den 
übrigen Mitgliedern des Concils mitzutheilen, weder für einzelne noch für 
ganze Gruppen von Bischöfen gegeben ist. '| In politischen Versammlungen 
können Beschlüsse gefasst, selbst Gesetze gegeben werden durch einfache 
Mehrheit, da keines der folgenden Parlamente oder Kammern durch die Be- 
schlüsse der früheren gebunden ist. Jede kann zu jeder Zeit eine Satzung 
ihrer Vorgängerinnen ändern oder abrogiren. Aber die dogmatischen Beschlüsse 
und Gesetze eines Concils sollen, wenn es wirklich ein ökumenisches ist, für 
alle Zeiten unantastbar und unwiderruflich gelten. || Voraussichtlich wird 
bei den nun folgenden Abstimmungen die Mehrheit dieses Concils nicht 
etwa eine flüssige, auf- und abwogende sein, sie wird nicht wechseln mit 
den zu fassenden Beschlüssen, sondern sie wird sich, mit geringen Schwan- 
kungen der Zahl, in ihrer Zusammensetzung wesentlich gleichbleiben. 
Denu es ist bekannt, dass die Theilung der Bischöfe in eine Mehrheit und 
eine Minderheit sich gleich von Anfang an schon bei der Wahl der Depu- 
tationen, und ehe noch eine einzige Abstimmung stattgefunden, scharf 
und entschieden herausgestellt hat. So musste es kommen, weil in der 
Frage von der päpstlichen Unfehlbarkeit sich alsbald ein durchgreifender 
und principieller Gegensatz ergab, und man sofort erkannte, dass diese 
Frage die Hauptangelegenheit der Versammlung bilde, und alle andern von 
ihr beherrscht würden. Es steht zu erwarten, dass die Anhänger der Un- 
fehlbarkeitstheorie die Vorlagen, sowie sie aus den Händen der Depu- 
tationen hervorgehen, auch unbedenklich votiren werden; denn für sie ist 
ganz folgerichtig alles maassgebend, was vom römischen Stuhle ausgeht, 
und dafür ist ausreichend gesorgt, dass in den Deputationen, welchen jetzt 
über alle auf die Verbesserung der Schemata bezüglichen Anträge die um- 
fassendste und inappellable Gewalt übertragen ist, nur eine Ansicht sich 
geltend machen kann. Ein Blick auf das Personal der wichtigsten Depu- 
tation, de fide, genügt. Vor Allem findet sich da der Römer ‚Cardoni, der 
schon” in der Vorbereitungs-Commission das Dogma der päpstlichen Unfehl- 
barkeit in einer eigenen Denkschrift empfohlen und in seiner Commission 
hat annehmen lassen. Neben ihm der Jesuit Steins, sodann die beredten 
Namen Dechamps von Mecheln, Spalding von Baltimore, Pie von Poitiers, 
Ledochowski, Hassun der Armenier, de Preux von Sitten, von Deutschen 


-Martin, Senestrey, Gasser von Brixen, zwei Spanier, drei Südamerikaner, 


drei Italiener, ein Irländer, endlich Simor, Regnier und Sharpman. || Seit 
1800 Jahren hat es in der Kirche als Grundsatz gegolten, dass Decrete 
über den Glauben und die Lehre nur mit einer wenigstens moralischen 
Stimmeneinhelligkeit votirt werden sollten. Dieser Grundsatz steht mit dem 
ganzen System der katholischen Kirche im engsten Zusammenhange. Es 
ist kein Beispiel eines Dogma bekannt, welches durch eine einfache 
Stimmenmehrheit unter dem Widerspruche einer Minderheit beschlossen und 
darauf hin eingeführt worden wäre. || Um dies klar zu macheu, muss ich 
mir Raum für eine kurze theologische, aber hoffentlich allgemein verständ- 
liche, Erörterung erbitten. || Die Kirche hat ein ihr von Anfang an 
tibergebenes Depositum geoffenbarter Lehre zu bewahren und zu ver- 
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walten*). Sie empfängt keine neuen Offenbarungen, und sie macht keine Nr. 4901 
neuen Glaubensartikel. Und wie mit der Kirche selbst, so ist es auch mit Episcopat. 
dem allgemeinen Concil**) Das Concil ist die Repräsentation, die Zu- 1. Marz 18%. 
sammenfassung der ganzen Kirche; die Bischöfe auf demselben sind die 
Gesandten und Geschäftsträger aller Kirchen der katholischen Welt: sie 
haben im Namen der Gesammtheit zu erklären, was diese Gesammtheit der 
Gläubigen über eine religiöse Frage denkt und glaubt, was sie als Ueber- 
lieferung empfangen hat. Sie sind also als Procuratoren anzusehen, welche 
die ihnen gegebene Vollmacht durchaus nicht überschreiten dürfen***), 
Thäten sie es, so würde die Kirche, deren Vertreter sie sind, die von 
ihnen aufgestellte Lehre und Definition nicht bestätigen, vielmehr als etwas 
ihrem gläubigen Bewusstsein Fremdes zurückweisen. || Die Bischöfe auf dem 
Coneil sind also vor Allem Zeugen; sie sagen aus und constatiren, was 
sie und ihre Gemeinden als Glaubenslehre empfangen und bisher bekannt 
haben; sie sind aber auch Richter, nur dass ihre richterliche Gewalt 
über den Glauben nicht über den Bereich ihres Zeugenthums hinausgehen 
darf, vielmehr durch dieses fortwährend bedingt und umschrieben ist. Als 
Richter haben sie das Gesetz (die Glaubenslehre) nicht erst zu machen, 
sondern nur zu interpretiren und anzuwenden. Sie stehen unter dem ëffent- 
lichen Rechte der Kirche, an welchem sie nichts zu ändern vermögen. Sie 


*) Die Theologie hat sich in der Entwicklung dieser Fragen angeschlossen an die 
allgemein als classisch und völlig correct angenommene Schrift des Vincentius von 
Lerin, das Commonitorium, das schon um das Jahr 484 erschien. Auf diese beziehe 
ich mich daher in dem Folgenden. 


**) So sagt der Bischof Fisher von Rochester, der für den Primat des Papstes 
sein Leben opferte, in seiner Streitschrift gegen Luther (Opera ed. Wirceburg. 1597, 
p. 592) mit Berufung auf den gleichen Ausspruch des Duns Scotus: In eorum (des Con- 
cils mit dem Papste) arbitrio non est situm, ut quicquam tale vel non tale faciant, sed 
spiritu potius veritatis edocti, id quod revera pridem de substantia fidei fuerat jam de- 
clarant esse de substantia fidei. Und der Minorit Davenport, Systema fidei, p. 140: 
secandum receptam, tam veterum, quam modernorum doctorum sententiam ecclesia non 
potest agere ultra revelationes antiquas, nihil potest hodie declarari de fide, quod non 
habet talem identitatem cum prius revelatis. — — — Unde semper docet Scotus: Quod 
illae conclusiones solum possunt infallibiliter declarari et determinari per ecclesiam, 
quae sunt necessario inclusae in articulis creditis. Si igitur per accidens con- 
junguntur, vel si solum probabiliter sequuntur ex articulis, fidem non attingent per . 
quascumque determinationes, quia Concilia non possunt identificare, quae sunt ex objecto 
diversa, nec necessario inferre ea, quae Rolum apparenter, seu probabiliter sunt inclusa 
in articulis creditis. 

***) Concilium non est ipsamet ecclesia, sed ipsam tantum repraesentat; — — id 
est episcopi illi qui concilio adsunt, legati mittuntur ab omnibus omnium gentium catho- 
licarum ecclesiis, qui, ex nomine totius universitatis, declarent, quid ipsa universitas 
sentiat et quid traditum acceperit. Itaque ejusmodi legati omnium ecclesiarum sunt 
velati procuratores, qnibus nefas esset procurationem sibi creditam tantillum excedere. 
Unde constat, quod si quingenti episcopi, ut videre est in exemplis Ariminensis et Con- 
stantinopolitanae contra imagines coactae synodi, suam de fide communi declaranda pro- 
curationem tantillum excederent, universa ecclesia, cujus sunt tantummodo procuratores 
et simplex repraesentatio, definitionem factam ab illis ratam non haberet, imo repu- 
diaret. Oeuvres de Fénélon, Versailles 1820, II, 361. 
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üben ihr Richteramt, erstens: indem sie die von ihnen abgelegten Zeug- 
_nisse unter einander prüfen und vergleichen und deren Tragweite erwägen; 
zweitens, indem sie nach gewissenhafter Prüfung: ob an einer Lehre die 
drei unentbehrlichen Bedingungen der Universalität, der Perpetuität und 
des Consensus (ubique, semper, ab omnibus) zutreffen; ob also die Lehre 
als die allgemeine Lehre der ganzen Kirche, als wirklicher Bestandtheil 
des göttlichen Depositums, allen gezeigt und ihr Bekenntniss jedem Christen 
auferlegt werden kénne*). Ihre Prüfung hat sich demnach sowohl über 
die Vergangenheit als die Gegenwart zu erstrecken. So ist von dem Amte 
der Bischöfe auf Concilien jede Willkür, jedes bloss subjective Gutdünken 
ausgeschlossen. Es würde da frevelhaft und verderblich sein; denn, da die 
Kirche keine neuen Offenbarungen empfängt, keine neuen Glaubensartikel 
macht, so kann und darf auch ein Concil die Substanz des Glaubens nicht 
ändern, nichts davon wegnehmen und nichts hinzufügen. Ein Concilium 
macht also dogmatische Decrete nur über Dinge, welche schon in der 
Kirche, als durch Schrift und Tradition bezeugt, allgemein geglaubt 
wurden**), oder welche als evidente und klare Folgerungen in den bereits 
geglaubten und gelehrten Grundsätzen enthalten sind. Wenn aber eine 
Meinung Jahrhunderte lang stets auf Widerspruch gestossen und mit allen 
theologischen Waffen bestritten worden, also stets mindestens unsicher ge- 
wesen ist, so kann sie nie, auch durch ein Concilium nicht, zur Gewissheit, 
das heisst zur Dignität einer göttlich geoffenbarten Lehre erhoben werden. 
Daher der gewöhnliche Ruf der Väter auf den Concilien nach der Annahme 
und Verständigung eines dogmatischen Decrets: haec fides Patrum. |) 


*) So der Jesuit Bagot in seiner Institutio Theologica de vera religione. Paris. 
1645, p. 395: Universitas sine duabus aliis, nimirum antiquitate et consensione stare 
pon potest. Quod autem triplici illa probatione confirmatur, est haud dubie ecclesiasti- 
cum et catholicum. Quod si universitatis nota deficit et nova aliqua quaestio exoritur, 
novaque contagio ecclesiam commaculare incipit, tunc hac universitate praesentium 
ecclesiarum deficiente recurrendum est ad antiquitatem. Notat enim Vincentius, posse 
aliquam haereseos contagionem occupare multas ecclesias, sicut constat de Ariana; adeo 
ut aliquando plures ecclesiae et episcopi diversarum nationum Ariani quam Catholici 
reperirentur. Et quantumvis doctrina aliqua latissime pateat, si tamen novam esse 
constat, haud dubie erronea est, nec enim est apostolica, nec per successionem et tra- 
ditionem ad nos usque pervenit. Deinde, ut notat idem Vincentius, antiquitas non 


__ potest jam seduci. Verum enimvero quia et ipse error antiquus esse potest: idcirco 


cum consulitur vetustas, in ea quaerenda est consensio. 


**) So Vincentius: Hoc semper nec quidquam aliud Conciliorum decretis catho- 
lica perfecit ecclesia, nisi ut quod a majoribus sola traditione susceperat, hoc deinde 
posteris per scripturae chirographum consignaret. Commonit. cap. 32. Der Triden- 
tinische Theolog Vega, ap. Davenport p. 9: Concilia generalia hoc tantum habent, ut 
veritates Jam alias, vel in seipsis, vel in suis principiis a Deo, ecclesiae vel SS. Patribus 
revelatas vel per scripturas vel traditionem prophetarum et apostolorum tum declarent, 
tum confirment et sua autoritate claras et apertas et absque ulla ambiguitate ab omni- 
bus Catholicis tenendas tradant. Addit: et ad hoc dico: praesentia Spiritus sancti illu- 
strantur, primo ut infallibiles declarent veritates ecclesiae revelatas, et secundo, ut 
ad terminando dubia in ecclesia suborta, extirpandosque errores et abusus infalli- 
biliter etiam ex revelatis colligant populo Christiano credenda et usurpanda in fide et 


emawhan 
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Soll also z. B. an die Stelle der früher geglaubten und gelehrten Irr- Nr. 490! 
thumsfreiheit der ganzen Kirche die Unfehlbarkeit eines Einzigen gesetzt „ (168). 
. . . . DE Rare piscopat. 

werden, 50 ist das keine Entwickelung, keine Explication des vorher implicite 1. Mars 1870. 
Geglaubten, keine mit logischer Folgerichtigkeit sich ergebende Consequenz, 
sondern einfach das gerade Gegentheil der früheren Lehre, die damit auf 
den Kopf gestelit würde. Gerade wie es im politischen Leben keine Fort- 
bildung oder Entwickelung, sondern einfach ein Umsturz, eine Revolution 
wäre, wenn ein bisher freies Gemeinwesen plötzlich unter das Joch eines 
absolut herrschenden Monarchen gebracht würde. |; Die Zeit, in welcher ein 
ökumenisches Concil über den Glauben der Christen beräth, ist also stets 
eine Zeit der lebhaftesten Erweckung des religiösen Bewusstseins, eine Zeit 
der abzulegenden Zeugnisse und der offenen Erklärungen für alle treuen 
Söhne der Kirche, Geistliche wie Laien, gewesen. Man glaubte, wie die 
Geschichte der Kirche beweist, allgemein, dass man gerade durch solche 
Kundgebungen dem Concil seine Aufgabe erleichtere und nicht die Väter 
dadurch störe oder hemme. Zeugniss ablegen, Wünsche aussprechen, auf 
die Bedürfnisse der Kirche hinweisen, kann und darf jeder, auch der Laie’). 
|| Ganz besonders, wenn es sich um die Einführung eines neuen Dogma’s 
handelt, welches etwa, von einer Seite her gefordert, dem Bewusstsein der 
Gläubigen fremd ist und ihnen als eine Neuerung erscheint, dann ist der 
sich erhebende Protest der Laien ein ebenso gerechter als nothwendiger, 
und unvermeidliches Zeugniss der Anhängliehkeit an den ihnen überlieferten 
Glauben, und sie erfüllen damit cine Pflicht gegen die Kirche. | Auf dem 
Concil selbst aber beweist der Widerspruch, den eine Anzahl der Bischöfe 
gegen eine als Dogma zu verkündende Meinung erhebt, dass in den von 
ihnen repräsentirten Theilkirchen diese Meinung nicht für wahr, nicht für 
göttlich geoffenbart gehalten worden ist und auch jetzt nicht dafür gehalten 
wird. Damit ist aber schon entschieden, dass dieser Lehre oder Meinung 
die drei wesentlichen Erfordernisse der Universalität, der Perpetuität 
und des Consensus abgehen, dass sie also auch nicht der ganzen Kirche 
als göttliche Offenbarung aufgedrungen werden darf. | Darum hat man 
es in der Kirche stets für nothwendig erachtet, dass, sobald eine nur 
einigermaassen beträchtliche Anzahl von Bischöfen einem von der Mehr- 
heit etwa vorgeschlagenen oder beabsichtigten Decret widersprach, dieses 
Decret beiseite gelegt ward, die Definition unterblieb. Die wahrhafte 
Katholicität einer Lehre soll evident und unzweifelhaft sein; sie ist es aber 
nicht, sobald das Zeugniss, wenn auck einer Minderzahl, den Beweis liefert, dass 
ganze Abtheilungen der Kirche diese Lehre nicht glauben und nicht be- 
kennen. : Darum war bei jedem Concil die Hauptfrage: „Sind die Glaubens- 
decrete von allen Mitgliedern genehmigt worden?“ Sogleich auf dem ersten 


— —— ne 


*) So sagt der Cardinal Reginald Pole, einer der Präsidenten des Tridentini- 
schen Concils, in seinem Buche De Concilio, 1562, fol. 11: Patet quidem locus omni- 
bus et singulis exponendi, si quid vel sibi vel ecclesiae opus esse censeant, sed de- 
cernendi non omnibus patet, verum iis tantum, quibus rectionem animarum ipse 
unicus pastor et rector dedit. — Papst Nikolaus I. bemerkt, dass die Kaiser an den 
Concilien theilgenommen haben, wenn vom Glauben gehandelt worden sei. Ubinam 
legistis, imperatores antecessores vestros synodalibus conventibus interfuisse? nisi 
forsitan in quibus de fide tractatum est, quae universitatis est, quae omnium communis 
est, quae non solum ad clericos, verum etiam ad Laicos et ad omnes omnino pertinet 
Christianos. Diese Stelle fand auch in Gratian’s Decret Aufnahme. 


Nr. 4901 
(168). 
Epiacopat. 
1.März 1870. 
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allgemeinen Concil zu Nicäa, wo unter 318 Bischöfen zuletzt nur zwei sich 
der Unterschrift weigerten. Zu Chalcedon zögerte man so lange mit den Ent- 
scheidungen, liess sich immer wieder auf neue Erörterungen ein, bis end- 
lich alle Bedenken, welche besonders die illyrischen und die palästinensischen 
Bischöfe gegen das Schreiben Leo’s anfänglich hegten, gehoben waren. Noch 
ehe Kaiser Marcian die Synode entliess, drang er auf eine Erklärung: ob 
wirklich alle Bischöfe (es waren über 600) der Glaubensdefinition zustimm- 
ten, was denn auch alle bereitwilligst bejahten, und worauf Papst Leo 
selbst Gott dankte, dass sein Schreiben „nach allen Zweifeln und Bedenken 


“doch endlich durch die unwiderlegliche Zustimmung des gesammten Epi- 


scopats“ bestätigt worden sei. So versicherten auch auf dem sechsten 
allgemeinen Concil die Bischöfe auf die Frage des Kaisers: dass die dog- 
matische Entscheidung unter Zustimmung Aller aufgestellt worden sei. Das- 
selbe geschah auf dem siebenten im Jahre 787. Und wiederum meldete 
Karl der Grosse von dem Concil zu Frankfurt 794 den spanischen Bischöfen: 
alles sei geschehen, quatenus Sancta omnium unanimitas decerneret etc. || 
In Trient gab Papst Pius IV. den Legaten die Weisung: nichts entscheiden 
zu lassen, was nicht allen Vätern genehm sei. Einer der dort befindlichen 
Theologen, Payva de Andrada, berichtet: mehrmals habe man ein Decret 
Wochen, Monate lang unentschieden gelassen, weil einige wenige Bischöfe 
widerstrebten oder Bedenken äusserten; erst dann, wenn endlich nach 
langen und sorgfältigen Berathungen Einstimmigkeit der Väter erzielt wor- 
den, habe man das Decret publicirt. Payva führt einige Beispiele davon 
an*). Und Bossuet bemerkt über die Vorschrift Pius’ IV.: dies sei eine 
treffliche Regel, um das Wahre vom Zweifelhaften zu scheiden. Alle 
Theologen machen es zur Bedingung der Oekumenicität eines Concils, dass 
völlige Freiheit auf demselben herrsche: Freiheit des Redens, Freiheit 
des Stimmens. Niemand, sagt Tournely, darf zurückgewiesen werden, der 
gehört werden will. Nicht bloss physischer Zwang würde die Beschlüsse 
eines Concils kraftlos und werthlos machen. Die Freiheit, diese Lebens- 
luft eines wahren Concils, wird auch durch die gar mannigfaltigen Formen, 
in denen moralischer Zwang eintritt, oder der Mensch sich willig knechten 
lässt (z. B. durch die verschiedenen Arten der Simonie), zerstört, und die 
Legitimität des Concils dadurch aufgehoben. Tournely nennt als die auf 
Synoden wirksamen und die conciliarische Freiheit aufhebenden Leiden- 
schaften Furcht, Stellengier, Geldgeiz und Habsucht**). | Als der grosse 
Abfall zu Seleucia und Rimini gleichzeitig stattfand, als an sechshundert 
Bischöfe das gemeinsame Bekenntniss verleugneten und preisgaben, da war 
es „Geistesschwäche und Scheu vor einer mühseligen Reise“ (partim imbe- 
cillitate partim tacdio peregrinationis evicti," Sudp. Sever. 2, 43), was sie 
überwand. || Die blosse Thatsache einer, wenn auch noch so zahlreichen, 
bischöflichen Versammlung ist also noch lange kein Beweis der wirklichen 


*) Defensio fidei Tridentinae, f. 17: Cum quindecim fere aut viginti dubitare se 


aiebant, ne vero quicquam praeter Conciliorum vestustum morem concluderetur, horum 
paucorum dubitatio plurimorum impetum retardavit, atque effecit, ut res in aliam 
sessionem dilata omnium fere calculis tandem definiretur. Man vergl. dort das 
Weitere. Man sieht, dass zu Trient die Ueberzeugung herrschte, es müsse alles in 
der Weise der alten Concilien behandelt und entschieden, wenigstens die wesentliche 
Form derselben beibehalten werden. 


**) De ecclesia, I, 384. 
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Oekumenicität eines Concils; oder, wie die Theologen, z. B. Tournely, sich Nr. 491 
ausdrücken, es kann wohl ökumenisch der Berufung nach sein, ob es dies „ on st. 
aber auch dem Verlauf und Ausgang nach sei, darüber kann das Concil 1. Marz 1870. 
selbst nicht entscheiden, kann nicht selber sich Zeugniss geben; da muss 

erst die doch auch noch über jedem Concil stehende Autorität, oder das 
Zeugniss der ganzen Kirche als entscheidend und bestätigend hinzutreten. 

Die Concilien als solche haben keine Verheissung — auch in den gewöhn- 

lich angeführten Worten des Herrn von den „zwei oder drei“ kommt eben 

alles auf das „in seinem Namen Versammeltsein“ an, und dies enthält, wie 

alle Theologen annehmen, mehrere Bedingungen, die z. B. Tournely anfihrt*). 

Aber die Kirche hat die Verheissungen, und sie muss erst sich üherzeugen, 

oder die Gewissheit besitzen, dass physischer oder moralischer Zwang, 
Furcht, Leidenschaften, Verführungskünste — Dinge, wie sie zu Rimini und 

noch gar oft gewirkt haben — nicht auf dem Concil übermächtig geworden 

sind, dass also die wahre Freiheit dort geherrscht habe. In diesem Sinne 

sagt Bossuet von einem Ökumenischen Concil: der Bischöfe auf demselben 
müssten so viele und aus so verschiedenen Ländern und die Zustimmung 

der übrigen so evident sein, dass man klar sehe, es sei nichts anderes 

da geschehen, als dass die Ansicht der ganzen Welt zusammengetragen 
worden**). Sollte sich also zeigen, dass auf dem Concil keineswegs „die 
Ansicht der ganzen katholischen Welt zusammengetragen“ worden, dass viel- 

mehr Mehrheitsbeschlüsse gefasst worden seien, welche mit dem Glauben 

eines beträchtlichen Theils der Kirche in Widerspruch stehen, dann würden 

gewiss in der katholischen Welt die Fragen aufgeworfen werden: Haben 


*) Quaeres: quibus conditionibus promisit Christus se conciliis. adfuturum? Resp. 
Ista generali: Si in nomine suo congregata fuerint, hoc est servata suffragiorum liber- 
tate; invocato coelesti auxilio; adhibita humana industria et diligentia in conquirenda 
veritate. — — Deus scilicet, qui omnia suaviter disponit ac moderatur, via super- 
naturali aperta et manifesta non adest conciliis, sed occulta Spiritus subministratione. 
(Deus) permittit, episcopos omnibus humanae infirmitatis periculis subjacere et ali- 
quando succumbere: neque enim unquam promisit, se a conciliis ejusmodi pericula 
Certo semper propulsaturum; sed hoc unum, se iis semper adfuturum, qui in suo 
nomine congregarentur. Congregari autem in suo nomine censentur, quoties eas ob- 
servant leges et conditiones, quas voluit observari. Tournely, praelectiones theolo- 
gicae de Deo et divinis attributis, I, 165. Tournely führt denselben Gedanken in seinen 
praelectiones theologicae de ecclesia Christi, I, 384 noch weiter aus: (Deus) episcopos 
permittit omnibus humanae infirmitatis periculis obuoxios esse, metus scilicet, ambitio- 
nis, avaritiae, cupiditatis etc. 

** Et que les autres consentent si évidemment à leur assemblée, qu’il sera clair 
qu’on n’y ait fait qu’apporter le sentiment de toute la terre. (Histoire de variations, 
I. 15, n. 1000.) Und darum fordert der Papst Gelasius in einer bene gesta synodus 
nicht nur, dass sie nach Schrift und Tradition und nach den kirchlichen Regeln ihre 
Entscheidungen gefasst habe, sondern auch, dass sie von der ganzen Kirche ange- 
nommen sei: quam cuncta recepit ecclesia (Epist. 13 bei Labbé Concil. IV, 1200 und 
1203 Und Nicole bemerkt gegen die Calvinisten: Ils ont une marque évidente que 
le Concile qui se dit Universel doit être reçu pour tel, dans l’acceptation qu’en fait 
l'Eglise (Prétendus Réformés convaincus de schisme. 2, 7. p. 289.) Die Kirche giebt 
den Concilien Zeugniss (nicht erst Autorität), sowie sie durch ihren biblischen Canon 
den einzelnen Büchern der Bibel Zeugniss giebt, während natirlich die innere Autori- 
tat derselben nicht von der Kirche ausfliesst. Sie ist auch da testis, non autor fidei. 


Nr. 4901 
(168). 
Episcopat. 
1. März 1870. 


Nr. 4902 
(167). 
Oesterreich. 
2. März 1870. 


i 
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unsere Bischöfe richtig Zeugniss gegeben von dem Glauben ihrer Diöcesen ? 
und wenn nicht, sind sie wahrhaft frei gewesen? Oder wie kommt es, dass 
ihr Zeugnisss nicht beachtet worden ist? dass sie majorisirt worden sind ? 
Von den Antworten, die auf diese Fragen ertheilt werden, werden dann die 
ferneren Ereignisse in der Kirche bedingt sein. Und darum ist auch in 
der ganzen Kirche die vollste Publicität stets als zu einem Concil gehörig 
gewährt worden; denn es liegt der gesammten christlichen Welt höchlich 
daran, nicht nur zu wissen, dass etwas dort beschlossen wird, sondern auch 
zu wissen, wie es beschlossen wird. An diesem Wie hängt zuletzt alles, 
wie die denkwürdigen Jahre 359, 449, 754 u. s. w. beweisen. Auf das 
Concil von Trient hätte man sich bezüglich des zwangsweise auferlegten 
Schweigens nicht berufen sollen; denn erstens wurde dort bloss eine 
Mahnung gegeben, und zweitens betraf die Erinnerung nur die Bekannt- 
machung von Entwürfen, welche, was heutzutage bei dem Stande der Presse 
nicht mehr möglich wäre, damals in der Ferne mit wirklichen Decreten 
verwechselt wurden. 


Den 9. März 1870. 


Nr. 4902. (167.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) 
an den K. u. K. Botschafter (Graf Trauttmansdorff) in Rom — 
Befriedigung über das Vorgehen Frankreichs in Betreff der Concilsverhand- 


lungen. Vienne, le 2. mars 1870. 


J’ai pris connaissance avec beaucoup d'intérêt du texte de la dépêche 
adressée le 20 février dernier par M. le Comte Daru au Marquis de Banne- 
ville. Veuillez exprimer à M. le Ministre des affaires étrangères mes vifs 
remercimens de ce qu’il Vous a mis à même de me donner confidentiellement 
connaissance de cette pièce importante || Nous ne pouvons que nous féliciter 
de voir le Gouvernement français entreprendre de son côté une démarche de 
nature à éclairer la Cour de Rome sur les graves conséquences qu’entraîne- 
raient certaines décisions du Concile. | En nous rendant compte de l’accueil 
qu'a rencontré auprès du Cardinal Antonelli la communication de notre dépêche 
du 10 février, le Comte de Trauttmansdorff observait lui-même, qu'il serait 
utile que notre démarche ne restät point isolée, afin de produire l'effet désiré. 
Le Cardinal Secrétaire d'Etat ne s'était pas montré disposé à répondre d’une 


manière précise; il avait surtout fait ressortir que les considérations politiques 


étaient étrangères aux délibérations des Prélats réunis à Rome qui n’6contaient 
que la voix de leur conscience et celle de leurs convictions religieuses pour 
former leurs décisions. | Malgré ce langage du Cardinal Antonelli, notre 
ambassadeur croyait que notre attitude ne manquerait pas d’exercer une in- 
fluence indirecte sur la marche des événements. Il s'attendait surtout à un 
effet satisfaisant, si le Gouvernement français élevait 4 son tour la voix dans 
un sens analogue; car le Saint-Siége attache naturellement un grand prix à ne 
voir se troubler en rien la bonne harmonie qui existe en France dans les 
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relations de l'Eglise avec l'Etat. || Nous devons donc considérer la dépêche de Nr. 4902 
M. le Comte Daru comme arrivant d'une manière très-opportune pour soutenir Det ich. 
nos propres efforts et nous sommes heureux de voir notre entente avec le 2. März 1870. 
Gouvernement français se manifester de nouveau sur un point aussi important. 

| Recevez, etc. | Beust. 





Nr. 4903. (168) 


RÖMISCHE CURIE. Zusatzkapitel zu dem Decrete über den Primat 
des römischen Papstes. — Der Papst kann in der Definirung von Sachen 
des Glaubens und der Moral nicht irren. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung L c. Urk. XXXIV. 


Die heilige römische Kirche besitzt den höchsten tnd vollen Primat und Nr. 4903 

Principat über die gesammte katholische Kirche, welche sie von dem Herrn N 
selbst in dem heiligen Petrus, dem Apostelfürsten, dessen Nachfolger dere. März 18:0. 
römische Papst ist, mit der Fülle der Macht empfangen zu haben wahrhaftig 
und demüthig erkennt. Und wie sie vor den Uebrigen gehalten ist, die 
Glaubenswahrheit zu vertheidigen, so müssen auch, wenn etwa Fragen in Be- 
zug auf den Glauben entstehen möchten, dieselben durch ihr Urtheil definirt 
werden?), zumal der Ausspruch unseres Herrn Jesu Christi nicht zu übergehen ist, 
der sagt: „Du bist Petrus und auf diesen Felsen will ich meine Kirche bauen“. 
Was hier gesagt ist, wird durch die thatsächlichen Folgen bewiesen, indem 
beim apostolischen Stuhl die katholische Religion immer unbefleckt bewahrt 
und die heilige Lehre hochgehalten worden ist?). Daher lehren wir mit Zu- 
stimmung des heiligen Concils und definiren es als ein Dogma des Glaubens, 
dass kraft des göttlichen Beistandes der römische Papst, von dem in der 
Person des heiligen Petrus gleichfalls von unserem Herrn Jesu Christo gesagt 
ist: „Ich habe für dich gebetet, dass dein Glaube nicht wanke“, wenn er in 
Vebung des Amtes als höchster Lehrer aller Christen mit seiner Autorität 
definirt, was in Sachen des Glaubens und der Moral von der ganzen Kirche zu 
halten sei, nicht irren könne, und dass diese Prärogative der Irrthumlosigkeit 
oder Unfehlbarkeit des Papstes sich auf denselben Bereich erstrecke auf 
welchen die Uefehlbarkeit der Kirche sich ausdehnt (quid in rebus fidei et 
morum ab universa ecclesia tenendum sit, errare non possit; et hanc Romani 
Pontificis inerrantiae seu infallibilitatis praerogativam ad idem objectum porrigi, 
ad quod infallibilitas ecclesiae extenditur). | Wenn aber Jemand, was Gott ab- 
wenden möge, dieser unserer Definition zu - widersprechen sich anmaassen 
sollte, so wisse er, dass er von der Wahrheit des katholischen Glaubens und 
der Einheit der Kirche abgefallen sei. 


1) Aus dem von den Griechen am II. Lyoner Concil abgelegten Glaubensbekenntniss. 
*) Aus der von den Vätern am VIII. ökum. Concil unterschriebenen Formel des 
heil. Papstes Hormisdas. 
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Aufforderung (Monitum), bei Vertheilung des Zusatzkapitels den 
Vatern übergeben. 


es 4908 Da die meisten Bischöfe unseren heiligsten Herrn gebeten haben, einen 


Rôm. de Satz über die Unfehlbarkeit des Rémischen Pontifex dem Concil vorzulegen 
6. März 1670. und unser heiligster Herr auf den Beirath der besondern Congregation, welche 
für die Entgegennahme und Prüfung der Anträge der Väter niedergesetzt ist, 
dem erwähnten Gesuche zu willfahren geruht hat, so wird an die hochwürdigsten 
Väter des Concils die Formel eines neuen über diesen Gegenstand handelnden 
Capitels zur Prüfung vertheilt, welche Formel in das Schema der dogmati- 
schen Verordnung „Ueber die Kirche Christi“ nach dem 11. Capitel einzu- 
schalten ist. Zugleich aber werden diejenigen hochwürdigsten Väter, welche 
über dieses elfte Capitel wie über die erwähnte Formel und ebenso über die 
Canones 14, 15, 16 etwas zu bemerken haben, aufgefordert, ihre Bemerkungen 
dem Secretär des Concils innerhalb 10: Tagen, vom 8. bis zum 17. März ein- 
schlüssig, gemäss dem Decret vom 20. v. Mts. sehriftlich einzureichen. 

Aus dem Secretariate des vaticanichen Concils am 6. März 1870. 


Josef, 
Bischof v. St. Pölten, Secr. des vat. Conc. 


Der für die schriftliche Begutachtung des Unfehlbarkeitsentwurfes so 
überaus kurz bemessene Termin wurde dann, auf vielfach dringende Vor- 
stellungen, um einige Tage (bis 25. März) verlängert; doch erfolgte die 
Mittheilung der Gutachten an die Väter erst in den letzten Tagen des 
April. Im Ganzen kamen tiber das Zusatzkapitel 139 Gutachten ein. Die 
Zusammenstellung derselben, durch die dogmatische Commission und die dieser 
von der Curie beigegebenen Theologen besorgt, führt den Titel: Synopsis - 
analytica observationum quae a patribus in caput addendum decreto de Ro- 
mano Pontifice factae fuerunt. (S. Friedrich, Documenta p. L. c. II. 212—289.) 
Manche der abgegebenen Gutachten wurden übrigens in dieser Synopsis Obser- 
vationum nur gekürzt und unvollständig wjedergegeben, und bei allen fehlt, 
was gerade hier so wichtig gewesen wäre, die Angabe der Autorschaft. 
Trotzdem wird dieses Actenstück stets zu den merkwürdigsten Erscheinungen 
der Kirchengeschichte gehören, weil in ihm Alles enthalten ist, was für 
und gegen die päpstliche Unfehlbarkeit vorgebracht werden konnte, und 
weil es stets Zeugniss ablegen wird von der Entschiedenheit und dem Frei- 
muthe, mit dem viele Bischöfe ihren Bedenken gegen jene Lehre Ausdruck 
gaben. — Diese Observationes, wie die früher angeführten Observationes 
de primatu, erfuhren in der durch die genannte Commission ausgearbeiteten 
Relatio de Observationibus Rom. Conc, Patrum in schema de Rom. Ponti- 
ficis primatu“ eine sehr summarische und kategorisch abgefasste Beant- 
wortung. (S. dieselbe Friedrich, Docum. 1. c. II. p. 294— 313, und in 
deutscher Uebersetzung in: Bericht über die Bemerkungen etc. München, 
1870. Oldenburg.) 
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Nr. 4904. (169.) 


OESTERREICH. Depesche des K. u. K. Botschafters (Fürst Metter- 
nich) in Paris an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust), — 
Die französische Regierung verlangt, dass vor dem Eintreffen des Specialbe- 
vollmächtigten keine Concilsbeschlüsse gefasst werden —; wünscht übereinstim- 
mendes Vorgehen bezüglich des Concils. 
Paris, le 10. mars 1870. 
(Extrait. — Les événements semblent vouloir se précipiter à Rome. | Nr. 4908 . 
Le Comte Daru a été très effrayé de l’annonce de la discussion du Schema cu. 
de l’Infaillibilité pour le 17. | Le Ministre 8 immédiatement télégraphié à 10.Märzı870. 
Rome pour demander qu'aucune décision ne soit prise dans le concile avant 
l'arrivée du Représentant de France. Il n'attend que la réponse à sa dépêche 
pour le faire partir. Le Cardinal Antonelli a soumis la dépêche en question 
au Saint Père et Sa Sainteté a réuni les Légats du Concile (les Présidents) afin 
d'avoir leur avis motivé. | Le Comte Daru a demandé que les décisions 
soient immédiatement prises et la réponse envoyée. || Il m’a demandé si Votre 
Excellence ne ferait pas représenter l’Autriche-Hongrie au Concile, ou si tout 
au moins Elle n’appuyerait pas sa démarche à Rome. || Je lui ai répondu 
que pour ce qui concerne le premier point, Vous ne m’aviez pas fait con- 
naître Votre résolution, mais que sur le second point on ne pouvait avoir de 
doutes à Rome, — les deux démarches, quoique différentes sur les conclusions, 
étant presqu'identiques sur le fond de la question. || Le Ministre avoue que 
les arguments employés de part et d'autre se ressemblaient beaucoup, — que 
nous avions même la priorité des protestations, mais que cependant une ad- 
hésion des puissances catholiques à sa démarche en première et des puissan- 
ces protestantes en seconde ligne produirait un effet nouveau et peut-être des 
plus salutaires. | Je Vous soumets ces considérations selon le désir que le 
Comte Daru m'en a exprimé. Metternich. 
Die im Eingang dieser Depesche mitgetheilte Forderung Frankreichs 
unterstützte Graf Beust in einem an Graf Trauttmansdorff gerichteten Tele- 
gramm vom 13. März: Le Comte Daru nous ayant demandé d'appuyer sa 
dépêche du 20. février, je vous charge de vous employer pour amener la 
Cour de Rome à prendre en considération la demande française et à s’abs- 
tenir de toute décision précipitée, surtout tant qu'on na pas laissé au 
Gouvernement français le temps de faire entendre ses objections. 





Nr. 4905. (170.) 


ROMISCHE CURIE. Breve Papst Pius’ IX. an den Abt Prosper Guéran- 
ger. — Brandmarkt die Bekämpfer der Infallibilitätslehre und belobt deren 
Vertheidiger. 
Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. LXIII. 8. Nr. 4905 
Es ist sehr zu beklagen, dass es unter den Katholiken mehrere gibt, die, _ (19. 


DR | . > Rom. Curie. 
obgleich sich dieses Namens rühmend, mit verderbten Grundsätzen erfüllt sind 12.Mära1820. 


Nr. 4905 
(170). 
Röm. Curie. 
12. Marz1870. 
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und daran mit solcher Hartnäckigkeit festhalten, dass sie gar nicht mehr 
ihren Verstand dem entgegenstehenden Urtheile dieses heiligen Stuhles zu 
unterwerfen wissen, selbst dann nicht, wenn dasselbe von der gemeinsamen 
Zustimmung und Empfehlung der Bischôfe gestützt wird; indem sie den Fort- 
schritt und das Glück der menschlichen Gesellschaft von diesen Grundsätzen 
abhängig machen, bestreben sie sich vielmehr, die Kirche nach ihren Ansichten 
zu beugen; sich selbst allein für weise haltend, erröthen sie nicht, die ganze 
übrige anders denkende katholische Familie mit dem Namen der ultramontanen 
Partei zu bezeichnen. | Diese wahnsinnige Kühnheit treiben sie so weit, dass 
sie selbst die göttliche Constitution der Kirche umzugestalten und sie den 
neueren weltlichen Regierungsformen anzupassen streben, um dadurch das 
höchste, von Christus derselben vorgesetzte Oberhaupt, dessen Vorrechte sie 
scheuen, um so leichter zu erniedrigen. Deshalb stellen sie gewisse schon 
öfter verworfene verderbliche Lehren als unzweifelhaft oder doch wenigstens 
ganz frei dar; deshalb stoppeln sie aus deren alten Vorfechtern verfängliche 
Geschichtchen, verstümmelte Sätze aus Schriftstellern, den römischen Päpsten 


“ angehängten Verleumdungen und allerlei Sophismen zusammen, und mit gänz- 


licher Ausserachtlassung all der gewichtigen Gründe, mit denen alles dies 
hundertmal widerlegt worden ist, mischen sie es in höchster Unverschämtheit 
immer wieder auf, zu dem Zwecke, die Gemüther aufzuregen und die Leute 
von ihrer Partei, sowie die unwissende Menge gegen die allgemeine Ueber- 
zeugung der Uebrigen aufzureizen. || Bei solchem Beginnen müssen wir ausser 
dem Uebel, dass die Gläubigen verwirrt gemacht und die wichtigsten Fragen 
auf die Gasse hinausgezerrt werden, auch noch den Unverstand beklagen, der 
eben so gross ist wie die Verwegenheit. Denn wenn sie mit den übrigen 
Katholiken fest daran hielten, dass das ökumenische Concil vom heiligen Geiste 
geleitet und nur unter dessen Walten definirt und festgesetzt wird, was 
geglaubt werden soll, würde es ihnen niemals in den Sinn kommen, es 
möchte als Glaubenssache definirt werden, was in der That nicht geoffenbart 
oder der Kirche schädlich ist, oder es könnten menschliche Künste die Kraft 
des heiligen Geistes daran hindern, das, was geoffenbart und der Kirche nütz- 
lich ist, definiren zu lassen. Sie würden es freilich nicht für verboten halten, 
wenn in gebührender Weise den Vätern die Schwierigkeiten vorgehalten wür- 
den, die nach ihrer Meinung dieser oder jener Definition entgegenstehen, da- 
mit aus der Erörterung die Wahrheit klarer hervorgehe. Indess, wenn dieses 
allein ihre Absicht wäre, würden sie auf die Künste gänzlich verzichten, mit 
denen man in den Volksversammlungen die Stimmen zu gewinnen sucht; still 
und ehrerbietig würden sie die Wirkung der höheren Erleuchtung abwarten. | 
Wir halten deshalb dafür, dass du der Kirche einen höchst nützlichen Dienst 
geleistet hast, indem du es unternahmst, das Hauptsächliche aus den Schriften 
dieser Art zu widerlegen, und deren feindseligen, gewaltthätigen und trugvollen 
Geist aufdecktest, mit Gründlichkeit, Klarheit und einer solchen Fülle von 
Beweisen aus der heiligen Alterthumskunde und der kirchlichen Wissenschaft, 


x 
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dass du, sehr viel in wenigen Worten zusammenfassend, jenen, die ihre Ge- on 
danken in unvernünftige Reden gehüllt, das ganze Prästigium der Weisheit Röm. Carie. 
entrissen und durch Wiederherstellung der Wahrheit des Glaubens, des Rechtes '* "+"-1870. 
und der Geschichte den gelehrten und ungelehrten Gläubigen gute Dienste 
geleistet hast. Wir sagen dir also für dein dargebrachtes Buch grossen Dank 
und stellen deiner Arbeit einen glücklichen und umfassenden Erfolg in Aus- 
sicht. Als Vorverkündigung dessen und als Pfand Unseres väterlichen Wohl- 
wollens ertheilen Wir dir in liebevollster Weise den apostolischen Segen“, 

Gegeben zu Rom bei St. Peter, am 12. März 1870. Im 24. Jahre | unseres 
Pontificates. 


Dom Prosper Guéranger, Abt des Benedictinerstiftes Salesmens, — an 
den dieses Breve gerichtet — hatte sich vorzüglich durch seine Schrift „de 
la monarchie pontificale à propos du livre (Du Concil général et de la paix 
religieuse) de M. Maret, l’évêque de Sura“ als eifriger Vertheidiger der In- 
fallibilitätslehre hervorgethan. — Der eigentliche Zweck dieses Breve’s dürfte 
aber wohl der gewesen sein, den Bischöfen, welche am Concil die Verkün- 
digung der päpstlichen Infallibiltät bekämpften — zu deren rührigsten Mit- 
gliedern ja Maret gehörte — in unzweifelhafter Weise die Anschauungen und 
Wünsche des Papstes kundzuthun. Dies geht ebensowohl aus dem Wort- 
laute dieses Schreibens, wie daraus hervor, dass dasselbe schon Ende März 
in den Organen der Curie veröffentlicht wurde. — Vergl. auch die bei 
Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. LXIII mitgetheilten Schreiben Papst Pius’ IX. 
an andere Vertheidiger der Infallibilität. 


Nr. 4906. (171) 


NORDDEUTSCHER BUND. Depesche des Bundeskanzlers (Graf Bis- 

marck) an den Gesandten (v. Arnim) in Rom. — Gegenüber den Concils- 

vorgängen einzunehmende Haltung. Die Regierungen des nordd. Bundes nicht 
dazu berufen, den Kampf gegen das Concil und die Curie zu beginnen. 


Berlin, 13. März 1870. 
Nr. 4906 


Eurer Hochwohlgeboren durch den Feldjäger überbrachte Berichte haben an). 
Sr. Maj. dem Könige vorgelegen. Allerhöchstderselbe hat mit lebhafter Sym- xord- 
pathie von dem Actenstück Kenntniss genommen, in welchem die deutsch- aesescher 
österreichischen Bischöfe ihre Bemerkungen zu der neuen Geschäftsordnung 13. Marzis70. 
niedergelegt haben und Abänderungen derselben verlangen, welche sie für 
nothwendig erklären, um den ökumenischen Charakter des Concils für die 
katholische Kirche zu wahren. Die Sprache dieses Actenstückes ist eine eben 
so würdige als feste, und namentlich scheinen auch mir die Bischöfe in dem 

Staatsarchiv XXIV. (Kirch!. Actenstücke. IT.) 12 


Band. 
13.März1870. 
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Protest gegen die Anwendung des Mehrheitsprincips auf dogmatische Ent- 
scheidungen den Punkt getroffen zu haben, auf welchen sich der Kampf inner- 


‚ halb der katholischen Kirche hauptsächlich richten muss. Für die Geheim- 


haltung dieses Actenstückes habe ich Sorge getragen und dasselbe nach keiner 
Seite hin mitgetheilt. Doch sehe ich, dass eine unbestimmte Nachricht darüber 
schon von Rom aus telegraphisch in die Zeitungen gedrungen ist. Es kommt 
nun allerdings darauf an, wie lange und wie weit die Bischöfe den Muth haben, 
für diese ihre Ueberzeugungen einzustehen und für ihr Handeln die natür- 
lichen Folgerungen daraus zu ziehen; für uns ist diese Frage der Cardinal- 
punkt in allen unseren Entschliessungen in Bezug auf das Concil. Wir, d. h. 
die Regierungen des norddeutschen Bundes, sind nicht berufen, einen Kampf 
gegen das Concil und die Curie zu beginnen, solange die Fragen formal inner- 
halb des kirchlichen Gebietes discutirt werden. In den Augen der Curie sind 
und bleiben wir die vorwiegend protestantische Macht. Die Bischöfe sind 
es vielmehr, welche ihre eigene Stellung und die kirchlichen Interessen ihrer 
Diöcesen, die Gewissen der ihrer Seelsorge anvertrauten Didcesanen zu wahren 
haben. Die Regierungen können die Fürsorge dafür nicht übernehmen. Sie 
können dem Episcopat nur die Versicherung geben, dass, wenn er selbst seine 
eigenen Rechte und die Rechte seiner Diöcesen wahren will, die Regierungen 
hinter ihm stehen und keine Vergewaltigung dulden werden. Wie weit die 
Bischöfe in dieser Wahrung ihrer Rechte gehen wollen oder können, das 
haben sie mit ihrem Gewissen abzumachen; die Regierungen können nur gerade 
soweit darin gehen‘, wie die Bischöfe selbst. Wollten wir weiter gehen, eine 
Führung der Bischöfe übernehmen oder sie auch nur zu bestimmten Schritten 
auffordern, würden wir uns auf ein Gebiet begeben, auf welchem die Curie 
im Vortheil gegen uns wäre. Für uns ist die katholische Kirche Deutsch- 
lands in ihrem Episcopat vertreten, und wir sind bereit, den letzteren kräftig 
zu schützen, sobald und soweit er diesen Schutz verlangt. Aber die eigent- 
liche Action auf dem kirchlichen Gebiete müssen wir ihm selbst überlassen; 
unsere Action kann erst eintreten, wenn Folgen auf dem äusserlichen Gebiet 
in Aussicht stehen. Durch ein vorzeitiges Einmischen würden wir die Gewissen ver- 
wirren und die Stellung der Bischöfe selbst erschweren. Eu. etc. werden hier- 
nach Ihr Verhalten gegenüber den deutschen Bischöfen abmessen können. 
Wir wünschen, dass ihnen jede Ermuthigung zu Theil werde, woraus sie die 
Ueberzeugung schöpfen können, dass die Regierungen sie keinesfalls im Stich 
lassen, sondern ihnen jeden Schutz gewähren werden, den die Umstände for- 
dern, solange und soweit sie selbst in der Wahrung ihrer Rechte und ihrer 
Stellung gegenüber dem kirchlichen Absolutismus gehen wollen. || Was die in 
Ihrem Berichte vom 4. d. M. enthaltene Darstellung der Sachlage und Vorschläge 
zur Abhilfe betrifft, so theile ich Ihre Befürchtungen über die üblen Nach- 
wirkungen des Concils allerdings nicht in dem Maasse, in welchem Sie die- 
selben aussprechen, und glaube, dass dabei doch noch eine Anzahl anderer Fac- 
toren in Rechnung zubringen ist. Die Gefahren sind indess immer gross genug, 
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um eine ernste Erwägung der Frage: ob ihnen noch vorgebeugt werden könne, Nr. 4906 | 
zu fordern. Aber selbständig vorzugehen sehe ich nicht als unseren Beruf Noe 
an, und wenn die katholischen Regierungen nicht vorgehen wollen, so bleibt pros 
fir uns nichts anderes übrig als dem den deutschen Episcopat beseelenden ;3 4rz1870. 
Geiste zu vertrauen und denselben in der oben angegebenen Weise durch die 
Versicherung zu stärken, dass, solange und soweit er selbst wolle, er auf 

uns rechnen könne. | v. Bismarck. 





Nr. 4907. (172) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf 

Beust) an den K. u. K. Botschafter (Fürst Metternich) in Paris. — 

Unterstützung der französischen Schritte in Rom; — die Politik gegenüber 

dem Concil im Allgemeinen; — Bedenken gegen diesseitige Absendung eines 

Specialbevollmächtigten, den Erlass eines Protestes gegen eventuelle Beschlüsse 
und gegen den Anschluss an die Minorität des Concils. 


ABeigefiigt zwei Erlasse an die Gesandtschaft in Florenz vom 12. u. 13. März.) 


Vienne, le 15 mars 1870. 
Mon télégramme du 12 Vous a fait connaître les intructions que je me 
suis empressé de transmettre par le fil électrique au Comte de Trauttmansdorff, Be 
dès la réception de Vos rapports du 10, afin d'appuyer à Rome les démarches oesterretch. 
françaises, selon le désir exprimé par M. le Comte Daru. | J'avais adressé le !%-März1R0. 
même jour au Baron de Kübeck, à la suite d’un entretien avec le Chargé 


d'affaires d'Italie, une dépêche dont je joins ici la copie en autorisant Votre 


* Altesse à en donner confidentiellement connaissance à M. le Ministre des 


affaires étrangères. ‘ Cette pièce qui était déjà expédiée lorsque Vos rapports 
du 10 me sont parvenus, répond en quelque sorte d'avance à la question qui 
Vous a été posée par M. le Comte Daru concernant nos intentions sur l'envoi 
d'un Ambassadeur spécial auprès du Concile. || Ainsi que Votre Altesse le 
verra, tout en nous réservant le droit de suivre à cet égard l'exemple de la 
France, ou de toute autre puissance, nous avouons franchement que ce ne 
serait pas sans une certaine répugnance que nous prendrions ce parti. Il me 
paraît superfiu de répéter ici les objections que j’expose dans ma dépêche au 
Baron de Kiibeck. Plus j’y réfléchis et plus je les crois bien fondées. Quel- 
ques-unes s'appliquent, il est vrai, à la situation particulière dans laquelle 
nous nous trouvons places et peuvent exercér moins de poids sur l’esprit d’un 
Ministre français. Néanmoins, jengage M. le Comte Daru à leur vouer uno 
Attention sérieuse et je me flatte qu'il n’en méconnaîtra pas l'importance. | 
12* 


Nr. 4907 
(172). 
Oesterreich. 
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L'intérêt bien naturel que le Gouvernement italien attache à ce qui se passe 
actuellement à Rome et le désir de maintenir un accord intime avec te Cabinet 
de Florence, m'ont engagé à informer de suite le Baron de Kübeck de la 
démarche dont le Comte de Trauttmansdorff était chargé pour appuyer auprès 
du Saint-Siége les demandes du Gouvernement français. || C'est ce que j'ai 
fait par ma dépêche du 13 qui se trouve également en copie dans l’annexe 
et que Votre Altesse pourra aussi communiquer à M. le Comte Daru. Cette 
pièce, ainsi que celle datée du 12, explique avec assez de développement les 
vues qui ont dicté notre conduite vis-à-vis .de la Cour de Rome depuis ma 
dépêche du 10 février jusqu'à ce jour. Je crois devoir, à ce titre, appeler 
l'attention spéciale de Votre Altesse sur ces deux pièces qui se complètent 
mutuellement. , Dans la première j’expose surtout les motifs qui m'éloignent 
de toute démarche ayant le caractère d’une protestation contre les déci- 
sions éventuelles du Concile. | Je fais observer, en outre, que si une démarche 
collective des Puissances devenait nécessaire, ce que j'admets parfaitement 
comme possible, il me paraitrait de l'intérêt général de laisser à la France le 
soin de l'initiative et de l’organisation, car ce pays se trouve vis-à-vis du Saint- 
Siege dans une situation qui lui donne à Rome une autorité particulière. |: 
Dans la seconde des annexes de la présente dépèche j’explique pourquoi j'ai 
cru devoir me borner à appuyer les démarches françaises à Rome, sans rien 
demander directement au nom du Gouvernement Impérial et Royal. Par deux 
rapports consécutifs, le Comte de Trauttmansdorff m'avait exprimé le désir 
d'être autorisé à s'unir aux efforts de la minorité du Concile, afin d'obtenir 
que certaines décisions importantes fussent remises à une époque plus éloignée. 
‘Les instructions que j'ai transmises à notre ambassadeur et qui se trouvent 
reproduites presqu’integralement dans ma dépêche du 13 au Baron de Kübeck 
font ressortir les inconvénients qu’il y aurait, selon nous, à s'associer étroi- 
tement à l'attitude actuelle de la minorité des Prélats réunis à Rome Il 
me semble essentiel que l’action des Puissances reste tout-à-fait indépendante 
et distincte de celle des Evêques qui désapprouvent les tendances que nous 
cherchons à combattre. Si les Puissances et ces Prélats s’cfforcent aujourd’hui 
d'atteindre à peu près le même but, les motifs qui les font agir, ainsi que 
les arguments qu'ils emploient, sont et doivent rester différents. | Au moment 
où nous représentons à la Cour de Rome qu'elle ne doit pas prétendre tran- 
cher, de sa seule autorité, des questions qui ne sont pas de la compétence 
exclusive du pouvoir religieux, il ne faut pas s’exposer à encourir le reproche 
de nous mêler à des débats qui ne concernent point le pouvoir civil. | C’est 
ce motif qui me fait surtout hésiter à reconnaître l'opportunité d’une parti- 
cipation, même indirecte, aux délibérations du Concile par l'entremise d’un 
Ambassadeur special. || C’est ce même motif qui me ferait désirer qu’on pesät 
avec une extrême prudence les termes et la portée de toute démarche collec- 
tive des Puissances qu'il serait trouvé nécessaire de faire à Rome, soit pour 
prévenir des décisions regrettables, soit pour en arrêter les conséquences. | 
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Veuillez Vous énoncer dans ce sens auprès de M. le Comte Daru, en le priant 
de vouloir bien continuer à nous tenir au courant des déterminations du Gou- 
vernement francais. '| Recevez, etc. Beust. 


Annexe A. — Copie d’une dépêche du Comte de Beust au Baron de 
Kübeck à Florence en date du 12 mars 1870. 

M. le Chargé d'affaires d'Italie s’est acquitté dernièrement auprès de moi 
d'une communication de son Gouvernement relative à l'attitude qu'il convien- 
drait de prendre vis-à-vis du Concile. D’après ce que m’a dit M. le Chevalier 
Curtopassi, le Cabinet de Florence se préoccupe vivement des mesures à em- 
ployer pour sauvegarder efficacement les droits de l'Etat contre toute atteinte 
qui pourrait leur être portée par les décrets du Concile. M. Visconti-Venosta 
pense qu'une démarche collective, ayant la forme d’une protestation éventuelle, 
serait peut-être opportune; il désirerait savoir quelles sont nos vues à cet 
égard et si nous serions disposés à nous entendre pour cet objet avec le 
Gouvernement italien. || J'ai répondu à M. Curtopassi que nous étions avant 
tout fort sensibles au désir exprimé par le Cabinet de Florence de se mettre 
d'accord avec nous sur cette importante question. De mon côté, j'attachais 
assurément un grand prix à établir ce concert pour le cas où une action 
COmmune paraîtrait nécessaire; mais, dans les circonstances actuelles, la sug- 
Sestion de M. Visconti-Venosta ne laissait pas que de soulever dans mon 


Nr. 4907 
(172). 
Oesterreich. 
15.März1870. *. 


esprit quelques objections. || Le Gouvernement Impérial et Royal était deter-- 


miné, tout comme le Gouvernement italien, à ne souffrir aucun impiètement 
de l'Eglise sur les droits réservés à l'Etat. Cependant, s’il tenait à repousser 
Avec fermeté chaque tentative de ce genre, il voulait également s'abstenir de 
tout acte pouvant présenter le caractère d’une ingérence dans des matières 
Appartenant au domaine ecclésiastique. Or, il était difficile qu'une démarche, 
ayant la forme d’une protestation pdt étre regardée comme une simple mesure 
défensive, surtout lorsqu'elle n’était dirigée que contre des décisions éventuelles 
et non pas contre des faits accomplis. Cela devenait plutôt en quelque sorte 
hue immixtion des Cabinets dans des délibérations auxquelles leur droit de 
Participer pouvait aisément être contesté et c'était là une attitude tout-à-fait 
Contraire aux maximes libérales que nous tenions à professer. | Le Concile 
est une Assemblée légalement convoquée et qui, comme représentation légitime 
de l'Eglise catholique, a le droit incontestable de prendre des décisions et de 
formuler des décrets en tout ce qui concerne les affaires ecclésiastiques. Pro- 
tester d'avance contre la tendance de ces décrets, ou contre une partie de 
leur contenu, pourrait être considéré, non sans raison, comme une tentative 
de Etat d’invalider, ou tout au moins de restreindre, le droit de l'Eglise 
de régler ses propres affaires. (C'est là un terrain sur lequel nous ne 
Youdrions pas nous laisser entraîner, car plus nous montrons un respect scru- 
puleux pour le droit d’autrui, et plus nous conservons d'autorité à notre 
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parole quand nous prenons la défense de nos droits menacés. | En écrivant 
au Comte de Trauttmansdorff ma dépêche du 10 février, j'ai eu soin de ne 
pas franchir la limite de ce que l'Etat peut revendiquer comme sa stricte 
prérogative. L’interdiction de toute publication excitant au mépris des lois et 
la poursuite devant les tribunaux de toute personne contrevenant à la loi sont 
deux actes de défense que la législation impose à tout Gouvernement régulier. 
En avertissant la Cour de Rome que nous ne saurions à cet égard faire au- 
cune exception en faveur de certains décrets éventuels du Concile, on ne peut 
nous reprocher d’avoir transgressé nos droits, ou d'avoir cherché à infirmer ceux 
de l'Eglise. Il n’en serait peut-être pas de même si nous entrions dans la 
voie suggérée par M. Visconti-Venosta, et cette considération, dont le Gou- 
vernement italien ne méconnaîtra sans doute pas la portée, suffit pour nous 
inspirer de sérieux scrupules. || Outre cette objection que soulèverait, selon 
moi, la forme d’une protestation, j'ai encore cru devoir exposer à M. le Che- 


- valier Curtopassi quelques observations au sujet de l'opportunité d’une dé- 


marche qui serait concertée entre le Royaume d'Italie et l’Empire austro- 
hongrois. || Dans l'entretien dont rend compte le rapport de Votre Excellence 
du 1° de ce mois Nr. 19 A, M. Visconti-Venosta a expliqué lui-même par 
des motifs fort concluants la réserve qu’impose au Gouvernement italien vis- 
à-vis du Saint-Siége l’état actuel des relations entre l'Italie et la Cour de Rome. 
Nos propres différends avec le Saint-Siége, à l’occasion des modifications 
apportées par nos nouvelles institutions au Concordat de 1855, ont plutôt 
diminué l'influence que la voix de l’Autriche pouvait exercer à Rome. Dans 
cette situation, nous devons nous demander si une démarche concertée seule- 
ment entre l'Italie et la Monarchie austro-hongroise aurait tout le poids né- 
cessaire pour obtenir le résultat désiré. Si une action collective quelle re- 
vête ou non la forme dune protestation, était jugée utile afin de mieux 
sauvegarder les droits de l'Etat en face de prétentions excessives de l'Eglise, 
il me semblerait indispensable de s'assurer du concours de tous les Etats au 
moins où la majorité des habitants professe la religion catholique. C'est sur- 
tout la participation de la France dont on ne saurait se passer en pareil cas 
et même, eu égard à la position exceptionnelle où se trouve ce pays vis-à-vis 
du Saint-Siége, tant à cause de la protection matérielle qu'il exerce à Rome 
que des bons rapports qui depuis de longues années y existent sans interrup- 
tion entre l'Eglise ct l'Etat, nous croyons qu’il faudrait abandonner au Gou- 
vernement français le soin de l'initiative. De toutes les Puissances dites 
catholiques, c’est sans contredit la France qui est aujourd'hui le plus en mesure 
de faire entendre avec avantage sa voix à Rome. II serait donc évidemment 
de l'intérêt général de la laisser se placer au premier rang, dès qu'il s'agirait 
d'organiser une démarche commune à plusieurs Gouvernements et non plus 
dictée par la situation spéciale d'un seul, comme l’a été celle que nous avons 
entreprise isolément. | Une autre question sur laquelle a porté mon entretien 
avec le Chargé d'affaires d'Italie a été celle de l'opportunité d’accréditer 
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auprès du Concile des Ambassadeurs ou des Représentants spéciaux chargés ‘aay. 
d’exposer les vues de leurs Gouvernements et d’en défendre les intérêts. || Oesterreich. 
J'ai franchement avoué à M. Curtopassi que j'avais évité exprès jusqu'ici de !M&r='870- 
me prononcer à ce sujet et que je préférais ne pas voir cette question se 

poser devant moi. Si la France ou quelqu'autre Puissance venait à réclamer 

et A exercer ce droit, il serait assurément difficile pour la Monarchie austro- 
hongroise de ne pas le revendiquer ‘à son tour. Cependant j'avais des doutes 

graves sur l'utilité d’une pareille représentation spéciale. Elle me paraissait 

même plutôt de nature à susciter des embarras qu'à procurer des avantages. 

Cette participation de l'Etat aux délibérations du Concile me semblait d’abord 
contraire à l'indépendance que nous désirions voir s'établir dans les relations 

de l'Etat avec l'Eglise. Ensuite la liberté d'action que nous tenions à con- 

server intacte vis-à-vis des décisions éventuelles du Concile pourrait être moins 
complète, si nous étions intervenus dans les délibérations d'où ces décisions 
seraient sorties. Enfin la présence de ces Envoyés, la position qui leur serait 

faite, les attributions qui auraient à leur être reconnues, donneraient lieu à 

des difficultés continuelles et sans doute à des contestations qui ne feraient 

que détourner l'attention des Gouvernements sur des points secondaires, en 
affaiblissant l'efficacité de leur intervention dans les moments les plus impor- 

tants. S’usant ainsi dans des questions de détail et dans des débats journa- 

liers, l'influence des Puissances irait s’amoindrissant et ne produirait plus 

l'effet qui pourrait être attendu aujourd'hui de leurs représentations, si les 
principales Cours catholiques étaient forcées à sortir de leur réserve. La 
position d’un délégué pareil serait enfin non seulement difficile, mais même à 

la longue insoutenable, car nous le verrions placé continuellement dans l’alter- 

native ou d'irriter la majorité du Concile et le Siege Apostolique par une 
attitude prononcée ou de s’attirer à lui-même aussi bien qu’au Gouvernement 

qu'il représente des reproches incessants de faiblesse et de défaillance. || Telle 

est à peu près la substance des observations que j'ai présentées à M. Curto- 

passi en réponse aux communications qu'il était chargé de me faire. Je crois 
. devoir en informer votre Excellence afin qu'Elle puisse, le cas échéant, s’énon- 
cer dans le même sens vis-à-vis de M. Visconti-Venosta. || Recevez etc. 


Annexe B. — Copie d’une dépèche du Comte de Beust au Baron de 
Kübeck à Florence en date du 13 mars 1870. 


Un rapport du Prince de Metternich m'a informé que le Comte Daru 
désirait voir appuyer par nous auprés de la Cour de Rome la démarche dont 
l'Ambassadeur de France avait été chargé et qui tendait à faire remettre 
toute décision du Concile sur les matières touchant à la politique jusqu’à ce 
que le Gouvernement français pit présenter les observations qu’il avait à faire 
valoir, | Je n'ai pas hésité à répondre au voeu du Gouvernement français et 
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notre Ambassadeur à Rome a reçu des instructions dans ce sens. | Nous 
avons voulu ainsi contribuer, de notre côté à peser sur la Cour de Rome 
afin d’obtenir le résultat que le Gouvernement francais, ainsi que la minorité 
des Evéques, cherche en première ligne à atteindre, c’est-à-dire, la remise de 
toute décision définitive à une époque éloignée. Nous préférons à une action 
plus directe la manière d'agir que nous avons choisie, parce que, tout en re- 
connaissant qu'il pouvait être opportun pour nous d'élever encore en ce 
moment notre voix à Rome, nous ne croyons devoir nous placer ni entièrement 
sur le même terrain que le Gouvernement français, ni sur celui où se trouve 
la minorité des Pères du Concile. | Le Gouvernement français réclame un 
droit qu'il dit lui appartenir en vertu de son Concordat avec le Saint-Siége. 
Nous ne pouvons nous fonder sur un argument semblable pour revendiquer le 
même privilége en faveur de l’Empire austro-hongrois et demander que toute 
décision demeure suspendue jusqu'à ce que nous ayons pu présenter nos ob- 
jections. || Je ne désire pas non plus faire absolument cause commune avec 
la minorité des Prélats. |: D'abord ils fondent leur opposition sur une argu- 
mentation dogmatique dans laquelle il ne peut nous convenir d'entrer. Appelés 
uniquement à défendre les intérêts de l'Etat, nous n’avons aucun droit de 
prendre la parole au nom des intérêts de l'Eglise. Plus nous voulons rester 
les seuls juges de ce qu'il convient de faire pour protéger les intérêts qui 
nous sont confiés, ainsi que pour repousser toute ingérence de l'Eglise dans 
notre sphère d'action, et plus nous devons éviter l'apparence d’une immixtion 
dans le domaine des matières ecclésiastiques. - Il ne nous appartient donc pas, 
selon moi, d’énoncer un avis sûr l'opportunité que la proclamation de tel ou 
tel dogme peut avoir au point de vue du catholicisme. Nous voulons seule- 
ment avertir la Cour de Rome lorsque nous voyons un conflit devenir immi- 
nent et la prévenir que nous n’entendons pas céder devant ces décisions, quand 
celles-ci s'étendent à des questions qui sont de la compétence de la législation 
civile. || Notre position en cela est donc fort différente de celle des Prélats 
qui parlent au nom des intérêts de l'Eglise. De plus, bien que nos voeux 
puissent souvent se rencontrer avec ceux de la minorité au sein du Conoile, 
nous ne devons pas nous rendre solidaires, même indirectement, de la conduite 
future des membres de cette minorité. En nous plaçant aujourd'hui tout-à- 
fait sur leur terrain et en leur donnant un appui formel et direct, nous nous 
engageons en quelque sorte à accepter à l'avenir, comme eux, les décisions 
auxquelles ils acquiésceront. Or, si nous sommes maintenant d'accord avec 
plusieurs Evêques pour détourner le Saint-Siége de prendre certaines résolu- 
tions, nous ne sommes point assurés que cet accord subsistera toujours et que 
nqus pourrons approuver plus tard tout ce que ces mêmes Evêques adopteront. 
Les considérations que je viens d'indiquer fournissant quelques explications 
utiles sur nos vues et notre attitude à l'égard du Concile, j'ai cru devoir en 
faire part à Votre Excellence qui pourra S’en servir pour régler Son langage 
dans Ses entretiens sur cette matière avec M. Visconti-Venosta. || Recevez etc. 
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Der österreichische Gesandte in Florenz, Freiherr v. Kübeck, beantwortete Nr. 497 


die beiden an ihn gerichteten Depeschen unter dem 19. März u. 2. April NS 


durch die Mittheilung, der Minister Visconti-Venosta habe ihm erklärt „la 15. Mars1850. 
parfaite identité des vues entre les deux Cabinets sur les matières impor- 

tantes dont il s’agit“, und es beruhe auf einem Missverständniss des italieni- 

schen Geschäftsträgers in Wien, wenn dieser die Ansicht ausgesprochen 

habe, die italienische Regierung beabsichtige einen formellen Protest gegen 

gewisse Beschlüsse des Concils zu richten. (S. Oesterr. Rothbuch Nr. 4. 

p. 110. ff.) 


Nr. 4908. (173) 


RÖMISCHE CURIE. Depesche des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli 
an den apostolischen Nuntius (Msgr. Chigi) in Paris. — Erwiederung 
auf die Depesche Daru’s vom 20. Februar. — 


Ital. Orig. Friedberg, Sammlung |. c. Urk. LXIX. 


Rom, 19. März 1870. 
Der Herr Marquis de Banneville, Gesandter Sr.Maj.,hat mir in den letzten Tagen x, 4908 

eine Depesche, datirt vom 20. Febr., vorgelesen, welche Herr Graf Daru, Minister (178). 
der auswärtigen Angelegenheiten, wegen des Concils an ihn gerichtet hat. Inn 
dieser Mittheilung, von welcher der Herr Gesandte mir eine Abschrift hinter- 

lassen hat, erklärt der ehrenwerthe Herr Minister, indem er auf den Beschluss 

der französischen Regierung, an den Berathungen des Concils nicht theil- 
nehmen und demselben die vollständigste und unbeschränkteste Freiheit lassen 

zu wollen, hinweist: dass dieser Beschluss gegründet sei auf die Voraussetzung, 

dass die ehrwürdige Versammlung sich ausschliesslich mit den geheiligten 
Interessen des Glaubens beschäftigen und sich enthalten würde, an Fragen 
durchaus politischer Natur zu rühren. Da aber die in der Augsb. Allgem. 
Zeitung erfolgte Veröffentlichung der Canones zum Constitutionsentwurfe tiber die 

Kirche und den Papst darthut, dass es sich darum handele, zu entscheiden, ob 

die Gewalt der Kirche und ihres Oberhauptes sich auf die Gesammtheit der 
politischen Rechte erstreckt, so nimmt sich die Regierung vor, immer fest 
entschlossen, selbst über diesen Punkt den Berathungen der erhabenen Ver- 
sammlung volle Freiheit zu lassen, das Recht auszuüben, welches ihr kraft 

des Concordats zusteht, dem Concil ihre Meinung über die Sachen solcher 

Natur mitzutheilen. ‘ Indem die Depesche weiter auf die Betrachtung der vor- 
genannten Canones übergeht, fasst sie das Wesen derselben in den zwei fol- 

genden Sätzen zusammen: 1) Die Unfehlbarkeit der Kirche erstreckt sich nicht 

nur auf den Schatz des Glaubens, sondern auf alles, was nöthig ist, diesen 

Schatz zu bewahren. 2) Die Kirche ist eine göttliche, vollkommene Gesell- 

schaft. Ihre Macht erstreckt sich sowohl auf das innere wie auch auf das 
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äussere Forum; sie ist unbeschränkt in ihrer gesetzgebenden, richterlichen 
und Strafgewalt, und diese muss ausgeübt werden mit völliger Freiheit und Un- 
abhängigkeit von aller civilen Autorität. : Aus diesen beiden Sätzen leitet man 
als Schlussfolgerungen ab, dass die Unfehlbarkeit der Kirche sich auf alles 
erstreckt, was als nothwendig zur Vertheidigung der geoffenbarten Wahrheit 
angegeben wird. Somit fallen in dieses Gebiet sowohl die "historischen als 
die philosophischen Thatsachen, welche nicht zur Offenbarung gehören; es geht 
ferner daraus hervor die uneingeschränkte Unterordnung der constituirenden 
Grundprincipien der bürgerlichen Gesellschaft unter die höchste Autorität der 
Kirche, ferner die der Rechte und Pflichten der Regierungen, der politischen 
Rechte und Pflichten der Bürger, des Wahlrechts etc., überhaupt von allem, 
was sich auf die rechtliche und gesetzliche Ordnung bezieht, in Beziehung 
auf Personen wie ‘auf Sachen, die der Regeln öffentlicher Verwaltung, der 
Rechte und Pflichten der Corporationen, mit einem Wort: aller Rechte des 
Staats, einschliesslich des Rechts der Eroberung, des Kriegs und des Friedens. 
|| Der Herr Minister hebt dann den tiefen Eindruck hervor, den die einfache 
Anzeige dieser Doctrin auf die ganze Welt hervorbringen muss. Er fragt 
sich zu gleicher Zeit: wie es möglich sein könnte, dass die Bischöfe zustimm- 
ten, ihrer Autorität zu entsagen und sie in den Händen eines Einzelnen zu 
concentriren, und wie man sich einbilden könne, dass die Fürsten ihre Sou- 
veränetät unter die Oberherrschaft des römischen Hofes beugen würden. Somit 
aus diesen Aufstellungen schliessend, dass im Concil über politische und nicht 
über religiöse Interessen verhandelt werde, verlangt Herr Graf Daru, dass die 
Regierungen gehört oder doch wenigstens zugelassen werden, um von dem 
Charakter, den Neigungen, den Gesinnungen der Völker, die sie vertreten, 
Zeugniss abzulegen. Frankreich habe namentlich auf Grund des besonderen 
Schutzes, den es seit zwanzig Jahren dem päpstlichen Staat angedeihen lässt, 
eigene Pflichten zu erfüllen; es muss also der Regierung dieser Nation erlaubt 
sein, ihr Recht auszuüben: Mittheilung zu erhalten von den Projecten, welche 
die Politik berühren, und die nöthige Zeit zu begehren, damit an das Concil ihre 
Bemerkungen gelangen können, bevor dieses irgend welche Beschlüsse fasse. '' Das 
ist der Sinn der Depesche, welche mir der Herr Marquis de Banneville mitge- 
theilt hat. Ich habe es angemessen gefunden, Ihre erlauchtigste und hochehr- 
würdigste Herrlichkeit davon zu unterrichten, indem ich zugleich die Absicht 
hege, derselben einige kurze Betrachtungen zu unterbreiten, die ich für nôthig 
halte, um die von dem Herrn Minister berührten Punkte besser aufzuklären 
und auf die Schlussfolgerungen zu antworten, welche er aus den den Be- 
rathungen des Concils unterworfenen Propositionen zieht. || Und vor allem kann 
th mir nicht versagen, Ihrer erlauchten und hochwürdigen Herrlichkeit die 
Befriedigung auszusprechen, womit der heilige. Vater die im Anfange der 
Depesche des Herrn Grafen Daru gemachte und im weitern wiederholte Er- 
klärung aufgenommen hat in Betreff des festen Entschlusses der französischen 
Regierung, in allen Fällen die volle Freiheit des Concils zu achten und achten 
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zu wollen, sowohl in der Discussion derjenigen Constitutionen, mit welchen Nr. 4908. 
man sich beschäftigt, als in Bezug auf die, welche etwa späterhin den Be- Ros. Cie 
rathuigen der ehrwürdigen Versammlungen vorgelegt werden möchten. Eine 19.März1870 
solche Erklärung macht der Regierung einer katholischen Nation die grösste 
Ehre, und der heil. Stuhl betrachtet sie als die natürliche Folge jenes Schutzes, 
mit welchem Frankreich ihn seit mehr als zwanzig Jahren deckt. Dieser 
Schutz hat mehr als einmal öffentliche Kundgebungen der Dankbarkeit des 
heiligen Vaters hervorgerufen, welcher zu allen Zeiten und insonderheit in 
den jetzigen Umständen die ganze Wichtigkeit desselben erkennen und würdi- 
gen muss. | Aber ich komme dem Gegenstande der Depesche des Grafen Daru 
näher. Ich muss freimüthig bekennen: es ist mir nicht möglich, zu begreifen, 
wie die Erklärungen in dem Entwurfe der Constitution über die Kirche und 
die darauf bezüglichen canonischen Sätze — welche die „Augsburger Allge- 
meine Zeitung“, Dank dem Bruche des päpstlichen Geheimnisses, veröffentlicht 
hat — auf das französische Cabinet einen so tiefen Eindruck haben machen 
können, dass es sich getrieben fühlte, von der Haltung abzugehen, welche es 
sich in so zweckmässiger Weise den Verhandlungen des vaticanischen Concils 
gegenüber vorgeschrieben hatte. Die in diesem Constitutionsentwurf und in den 
darauf bezüglichen canonischen Sätzen behandelten Thesen schliessen — was 
für spätere Abänderungen die Berathungen des Episcopats auch daran machen 
könnten — nur die Darlegung der fundamentalen Grundsätze und Maximen 
der Kirche ein. Diese Grundsätze sind zu wiederholtenmalen in den früheren 
allgemeinen Concilien bestätigt worden; sie sind in mehreren päpstlichen Con- 
stitutionen, die in allen katholischen Staaten verkündigt worden sind, und 
ganz besonders in den berühmten dogmatischen Bullen Unigenitus und Auc- 
torem fidei, wo dieselbe Lehre in aller Weise bestätigt und sanctionirt ist, 
gelehrt und entwickelt worden. Diese Grundsätze haben endlich immer die 
Grundlage der katholiscben Unterweisung ausgemacht, zu allen Zeiten der 
Kirche und in allen katholischen Schulen; sie haben als Vertheidiger ein un- 
zähliges Heer kirchlicher Schriftsteller, deren Werke in den öffentlichen Lehr- 
anstalten, selbst in den von der Regierung abhängigen, als Text dienen, und 
zwar ohne irgendwelchen Einspruch der Civilbehörde, mehr als einmal sogar 
mit ihrer Billigung und Ermunterung. , Es wäre mir noch viel weniger mög- 
lich, mit der Deutung einverstanden zu sein, welche der Herr Minister der 
Lehre der oberwähnten canonischen Sätze gegeben hat, und mit der Tragweite, 
die er ihnen beilegt. Diese canonischen Sätze verleihen weder der Kirche 
noch dem römischen Papst die directe und absolute Macht über die Gesammt- 
heit der politischen Rechte, von denen in der Depesche die Rede ist. Ebenso 
ist die Unterordnung der bürgerlichen Gewalt unter die kirchliche nicht in 
dem Sinne jener Auseinandersetzung aufzufassen; sie bezieht sich vielmehr auf 
eine durchaus verschiedene Classe von Dingen. || Und in der That hat die 
Kirche niemals eine directe und absolute Macht über die politischen Rechte 
des Staats ausgeübt noch ausüben wollen. Sie hat von Gott die erhabene 
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Aufgabe empfangen, die Menschen einzeln oder in Gesellschaften vereinigt zu einem 
übernatürlichen Ziel binzuleiten; sie hat also eben hiedurch die Macht und 
die Pflicht über die Moralität und Gerechtigkeit aller Handlungen, innerer wie 
äusserer, in ihrem Verhältniss zu den natürlichen und göttlichen Gesetzen zu richten. 
Da nun jede Handlung, sei sie von einer höheren Gewalt anbefohlen, oder gehe 
sie von der Freiheit des einzelnen Menschen aus, dieses Charakters der Mora- 
lität und der Gerechtigkeit nicht entkleidet werden kann, so ergiebt sich, 
dass das Urtheil der Kirche, wiewohl es sich direct auf die Moralität der 
Handlungen bezieht, sich indirect auch auf alle Dinge erstreckt, mit denen 
diese Moralität in Verbindung steht. Das aber heisst nicht, sich direct in die 
politischen Angelegenheiten mischen, welche nach der von Gott aufgerichteten 
Ordnung und nach der Unterweisung der Kirche selbst in den Bereich der 
weltlichen Macht fallen, ohne irgendwelche Abhängigkeit von irgend einer an- 
dern Autorität. Die Unterordnung der bürgerlichen Gewalt unter die 
kirchliche entspringt mithin aus dem Vorrang des Priesterthums 
über den Staat, mit Rücksicht auf den höhern Rang der Bestimmung des 
einen gegen die des andern. So hängt die Autorität des Staats von 
derjenigen des Priesterthums ab, wie die menschlichen Dinge von 
den göttlichen, die weltlichen Dinge von den geistigen abhängen. 
Wenn das weltliche Glück, welches das Ziel der bürgerlichen Macht ist, der 
ewigen Seligkeit, die das geistige Ziel des Priesterthums ist, untergeordnet ist, 
folgt daraus dann nicht, dass in Anbetracht des Zwecks, wozu Gott sie aufgerichtet 
hat, eine Gewalt der andern untergeordnet ist, wie sich ihre Macht und das 
Ziel, das sie verfolgen, untergeordnet sind? ' Es ergiebt sich aus diesen Grund- 
sätzen, dass, wenn die Unfehlbarkeit der Kirche alles umfasst — aber nicht 
in dem schon angedeuteten Sinne der französischen Depesche — was zur 
Wahrung der Reinheit des Glaubens nothwendig ist, daraus weder der Wissen- 
schaft, noch der Geschichte, noch der Politik ein Nachtheil erwächst. Das 
Vorrecht der Unfehlbarkeit ist in der katholischen Welt keine unbekannte 
Thatsache; das oberste Lehramt der Kirche hat zu allen Zeiten die Glaubens- 
regeln vorgeschrieben, ohne dass die innere Ordnung der Staaten davon berührt 


worden wäre, und ohne dass die Fürsten Grund gehabt hätten, sich zu beun- 


ruhigen. Diese selbst sind oft, in weiser Würdigung des Einflusses dieser 
Regeln vom Gesichtspunkte der guten Ordnung der bürgerlichen Gesellschaft 
aus," als Rächer und Vertheidiger der aufgestellten Lehren aufgetreten und 
haben denselben durch die Mitwirkung der königlichen Macht vollen und ehr- 
erbietigen Gehorsam verschafft. | Folgt daraus nicht ferner, dass, wenn die 
Kirche durch ihren göttlichen Stifter als eine wahre und vollkommene Gesell- 
schaft, unterschieden und unabhängig von der bürgerlichen Gewalt, mit einer 
vollen und dreifachen gesetzgeberischen, richterlichen und vollstreckenden 
Autorität bekleidet, eingerichtet worden ist, daraus keinerlei Verwirrung in 
dem Gange der menschlichen Gesellschaft und in der Ausübung der Rechte 
beider Gewalten entspringe? Der Zuständigkeitsbereich der einen wie der 





x  Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 189 


andern ist klar entschieden und bestimmt durch die Zwecke, die sie verfolgt. u Be 
Kraft ihrer Autorität mischt sich die Kirche keineswegs in directer und abso- nom. Curie. © 
luter Weise in die Grundgesetze der Regierungen, in die Formen der !®Mérsl8*0. 
verschiedenen bürgerlichen Regierungssysteme, in die politischen Rechte 
der Bürger, in ihre Pflichten gegen den Staat und die andern in der 
Note des Herrn Ministers angedeuteten Materien ein. Aber keine Gesellschaft 
kann bestehen ohne ein oberstes Princip, welches die Moralität ihrer Hand- 
lungen und Gesetze regelt. Das ist die erhabene Aufgabe, welche Gott der 
Kirche anvertraut hat in Anbetracht des Glücks der Völker, und ohne dass 
die Erfüllung dieses Amtes das freie und unabhängige Handeln der Regie- 
rungen hemme. Die Kirche ist es in der That, die, indem sie ihnen den 
Grundsatz einprägt, Gott zu geben, was Gottes, und dem Kaiser, was des Kaisers 
ist, ihren Söhnen zugleich die Pflicht auferlegt, gewissenhaft der Autorität der 
‚Fürsten zu gehorchen. Aber diese müssen auch anerkennen, dass, 
wenn irgendwo Gesetze gegeben werden, die den Grundsätzen der 
ewigen Gerechtigkeit zuwiderlaufen, der Gehorsam nicht mehr den 
Sinn haben würde, dass man dem Kaiser gibt, was des Kaisers ist, 
sondern Gott raubt, was Gottes ist. | Ich habe nun ein Wort über den tiefen 
Eindruck zu sagen, der nach der Voraussicht des Herrn Ministers sich in der 
ganzen Welt bei dem einfachen Aussprechen der in dem Constitutionsentwurf, 
dem Gegenstand seiner Depesche, entwickelten Principien kundthun würde. 
Es ist in Wahrheit nicht leicht, sich zu überreden, dass die in jenem Entwurf 
enthaltenen Lehren, in dem eben erwähnten Sinn aufgefasst, den tiefen Ein- 
druck hervorrufen könnten, wovon der Herr Minister spricht. Man müsste 
dann entweder den Geist oder die Tragweite vollständig missverstehen, oder 
diejenigen Leute meinen, welche sich zu Grundsätzen bekennen, die von den 
Lehren der katholischen Kirche verschieden sind, und es daher gewiss nicht 
billigen können, dass diese Lehren von neuem eingeprägt und bestätigt wer- 
den. Ich sage: von neuem; denn, wie ich schon bemerkt, sind die im oben 
erwähnten Document enthaltenen Lehren, weit entfernt davon, neu und uner- 
hört su sein, in ihrer Gesammtheit nur die Wiederholung der von allen Zeiten 
her und in der ganzen Kirche anerkannten katholischen Unterweisung, wie sie 
alle Hirten der katholischen Kirche, von dem obersten Haupte der Hierarchie 
einberufen, um im Schoosse des Concils von dem Glauben und den Ueber- 
lieferungen der allgemeinen Kirche Zeugniss abzulegen, in feierlicher Weise 
beurkunden. Es steht im Gegentheil zu hoffen, dass die katholiche Lehre, 
indem sie eine neue und feierliche Bestätigung von den Vätern des vaticani- 
schen Concils empfängt, von dem gläubigen Volk als der Regenbogen des 
Friedens und das Morgenroth einer besseren Zukunft begrüsst werden wird. : 
‚Der einzige Zweck der Bestätigung dieser Lehren ist in der That der: 
der modernen Gesellschaft die Principien der Gerechtigkeit und der 
Redlichkeit wieder ins Gedächtniss zu rufen und solchermaassen der Welt 
jenen Frieden und jene Wohlfahrt zurückzugeben, welche allein von der voll- 
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kommenen Beobachtung des göttlichen Gesetzes ausfliessen können. Dies ist 
die feste Hoffnung aller Wohlmeinenden, welche mit Frohlocken die Ankündi- 
gung des Concils begrüsst haben; dies ist die Ueberzeugung der Väter der 
Kirche, die mit Freuden auf die Stimme des obersten Hirten herbeigeeilt 
sind; dies ist das Gebet, welches der Statthalter Jesu Christi ohne Unterlass 
zu Gott sendet, inmitten der Mühen und Schwierigkeiten seines Pontificats. || 
Man begreift übrigens nicht, warum die Bischöfe ihrer bischöflichen Autorität 
in Folge der Festellung der päpstlichen Unfehlbarkeit entsagen sollten. Nicht 
nur ist dieses Vorrecht eben so alt wie die Kirche selbst, sondern ist auch 
stets thatsächlich in der römischen Kirche ausgeübt worden, ohne dass die 
von Gott den Hirten der Kirche übertragene Autorität und Rechtsbefugniss 
dadurch die mindeste Einbusse erlitten hätten. Die Feststellung dieser Un- 
fehlbarkeit könnte daher in keiner Weise die Beziehungen der Bischöfe zu 
ihrem Oberhaupt ändern. Die Rechte der einen und die Vorrechte des an- 


- dern sind in der göttlichen Verfassung der Kirche wohl definirt. Die Bestä- 


tigung des Magisteriums und der obersten Autorität des römischen Papstes, 
weit entfernt davon, den Rechten der Bischöfe Eintrag zu thun, wird eine neue 
Stütze ihres Lehramts und ihrer Autorität werden, weil die Glieder um so 
grössere Kraft und Stärke erlangen, jemehr ihnen das Haupt davon mittheilt. || 
Aus einem ähnlichen Grunde, wie verstärkt werden wird durch die feierliche 
Bestätigung der päpstlichen Unfehlbarkeit die Autorität der Bischöfe, wird nicht 
minder die der Fürsten, besonders der katholischen, gestärkt werden. Das Gedeihen 
der Kirche und die Ruhe des Staats hängen von der innigen Vereinigung der beiden 
höchsten Gewalten ab. Wem wird es demnach nicht einleuchten, dass das Ansehen 
der Fürsten nicht nur keine Einbusse von der Suprematie des Papstes erleiden, son- 
dern in derselben im Gegentheil eine festere Stütze finden wird? Welchen Gehor- 
sam, welche Ehrfurcht, welchen Schutz verdanken doch die Söhne der Kirche 
der von Gott eingesetzten Autorität, um die Fürsten und Völker dem höchsten 
Ziele des ewigen Heiles entgegenzuführen! Diese Monarchen können nicht 
verkennen, dass die königliche Gewalt ihnen auch zur Vertheidi- 
gung und zum Schutze der christlichen Gesellschaft verliehen ward. 
Aber eben weil das Autoritätsprincip in der Kirche und in ihrem Oberhaupt ver- 
stärkt werden wird, wird eine neue Kraft und Anregung der souveränen Gewalt 
ertheilt werden, welche denselben göttlichen Ursprung und gemeinschaftliche 
Interessen hat. Wenn daher die Verkehrtheit der Zeiten die beiden 
Gewalten geschieden und sie gegen einander in eine schwierige und pein- 
liche Stellung zu grossem Schaden der menschlichen Gesellschaft gebracht hat, 
so werden engere Beziehungen sie alle beide mit einem unlösbaren 
Bande verbinden zur Vertheidigung der grossen religiösen und socialen 
Interessen, und es wird der Weg zu einer fröhlicheren und gedeihlicheren 
Zukunft gebahnt werden. | Aus obigen Betrachtungen erhellt endlich, dass das 
Coneil nicht berufen ist, politische Angelegenheiten zu berathen, wie es die 
Depesche des Grafen Daru anzudeuten schien. Die französische Regierung dürfte 
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daher keinen zureichenden Grund finden, um von der Richtung und Haltung Nr. #08 
abzuweichen, die sie sich in Bezug auf das Concil vorgezeichnet hatte, und RES ie 
sie wird nicht auf der Bitte um Mittheilung der Decrete bestehen, welche der 19.März1870. 
Prüfung und Berathung der ehrwürdigen Versammlung der Bischöfe unter- 
breitet werden sollen. In dieser Hinsicht muss ich bemerken, dass das vom 
Herrn Minister in seinem Antrag beanspruchte Recht, das er durch das zwischen 
dem heiligen Stuhl und Frankreich in Kraft stehende Concordat begründet, 
sich meiner Ansicht zufolge in keiner Weise durch diesen Act stützen lässt. 
Keinerlei Erwähnung dieses besonderen Punktes geschieht in den Artikeln 
dieses Vertrages. Andererseits dürften, da die Beziehungen zwischen Kirche 
und Staat über Gegenstände gemischter Competenz durch diesen Vertrag ge- 
ordnet wurden, die Beschlüsse, welche das vaticanische Concil in ähnlichen 
Angelegenheiten gefasst hat, keineswegs die durch den heiligen Stuhl sowohl 
mit Frankreich als mit anderen Regierungen abgeschlossenen besonderen 
Stipulationen verletzen, wofern letztere ihrerseits der vollständigen Beobachtung 
der bestehenden Verträge keinerlei Hinderniss entgegensetzen. Ich will daher 
diese Gelegenheit ergreifen, um hinzuzufügen, dass, wenn der heilige Stuhl es 
nicht für zeitgemäss erachtet hat, die katholischen Fürsten zum Concil zu laden, 
wie dies ehemals geschehen ist, jedermann einsehen muss, dass dies haupt- 
sächlich den Zeitumständen, die andere geworden, zuzuschreiben ist. Dieselben 
haben den Stand der Beziehung zwischen der Kirche und den weltlichen 
Regierungen verändert und ihr gegenseitiges Einvernehmen bei Ordnung der 
religiösen Angelegenheiten schwieriger gemacht. | Ich möchte nichtsdestoweniger 
hoffen: die Regierung Sr. Maj. des Kaisers, völlig befriedigt von den Er- 
klärungen, die ich im Namen des heiligen Stuhls über die verschiedenen Punkte 
der Depesche des Herrn Grafen Daru gegeben habe, und zugleich die Schwierig- 
keiten anerkennend, in welche der heilige Vater gebracht werden könnte, 
werde nicht länger auf ihrer Forderung der vorgängigen Mittheilung der Con- 
stitutionsprojecte bestehen, welche der Beurtheilung der Väter des Concils 
unterbreitet werden. Muss man nicht alle Vorgänge, die der Art sind, die 
freie Handlung dieser ehrwürdigen Versammlung zu behindern, vermeiden’? 
Andererseits, da die Kirche in den Grenzen bleibt, die ihr angewiesen sind 
durch ihren göttlichen Gründer, darf der Regierung Sr. Maj. keine Sorge 
bleiben über den Ausgang der Berathungen der bischöflichen Versammlung. 
Schliesslich wird die französische Regierung damit ein neues Zeugniss geben 
von den wohlwollenden Gesinnungen, welche sie zu Gunsten der Freiheit der 
conciliarischen Berathungen kundgegeben hat, und von dem Zutrauen, welches 
sie der Weisheit und Vorsicht des apostolischen Stuhls zu hegen erklärt. 
| Ew. erlauchteste und hochehrwürdigste Herrlichkeit wollen gefälligst die 
gegenwärtige Depesche dem Herrn Grafen Daru vorlesen, ihm Abschrift davon 
lassen u. s. w. (Gez.) G. Cardinal Antonelli. ° 
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Nr. 4909. (174) 


FRANKREICH. Denkschrift des Ministers des Auswärtigen (Graf 
Daru) an Papst Pius IX. — Vorstellung gegen die dem Concile vorgelegten 
Schemata, insofern dieselben die staatliche und bürgerliche Ordnung berthren. 


Le Saint-Siége connaît déjà, par la dépêche en date du 20. février, que 
l'Ambassadeur de France a remis à Son Eminence M. le Cardinal-Secrétaire 
d'Etat, les graves motifs qui ont déterminé le Gouvernement de Sa Majesté 
l'Empereur des Français à se départir de l'attitude d’abstention dans laquelle 
il s’etait jusque là renfermé. | Le Souverain-Pontife sait que pleins de respect 
pour la liberté de l'Eglise et reconnaissant l’incompetence des pouvoirs civils 
dans les questions religieuses, nous ne prétendons en aucune façon intervenir 
dans les questions religieuses, nous ne prétendons en aucune façon intervenir 
dans les délibérations synodales sur les matières d’ordre spirituel. , L'Empereur 
a donné, dès le principe, un témoignage éclatant de la politique réservée qu’il 
entendait suivre en n’usant pas du droit de se faire représenter au Concile, 
droit qui a appartenu de tout temps à la Couronne de France, et qui n’a ja- 
mais jusqu'ici été contesté à aucun Souverain catholique. Des questions d’ordre 
politique et civil ont été récemment soulevées au sein de l’Assemblée con- 
ciliaire. Les rapports de l'Eglise et de l'Etat ont été l’objet d’un ensemble 
de propositions qui seront prochainement discutées. Le Gouvernement de Sa Ma- 
jesté a cru dès lors qu'il était de son devoir et de son droit de faire enten- 
dre, sur ce point spécial, des observations, et de montrer le trouble que 
pourrait jeter dans les esprits l'adoption de maximes qui porteraient atteinte 
aux lois du pays. || Dans l'exercice de ce droit, pour l’accomplissement de ce 
devoir il n’use d’aucune pression qui puisse, à quelque degré que ce soit, géner 
les délibérations de l’auguste Assemblée. Son intervention est purement morale, 
et il la restreint aux choses qui sont de la compétence indiscutable des pou- 
voirs publics. En venant demander qu'on respecte les droits et les libertés de la 
Société civile, il n’a garde de se montrer irrespectueux pour les droits et les 
libertés de la Société religieuse. Il intervient parceque la limite des deux domaines 
lui semble franchie. Il ne veut pas la franchir à son tour. Confiants, respectueux, 
sûr de nos sentiments, nous nous adressons à l'esprit généreux du Saint-Père, nous 
Jui rappelons ces rapports de mutuelle bienveillance, qui, depuis soixante-dix ans, 
ont uni les deux «Gouvernements, et qui ont assuré la paix sociale religieuse. 
C’est pour conserver ses bons rapports que nous demandons instamment à la 
sagesse du Souverain-Pontife et des Pères du Concile d’écarter du Schema de 
Ecclesia tout ce qui, dans le texte publié et non désavoué, aurait, nous le 
craignons, les plus grayes conséquences sur l’ordre légal et sur l’ordre social 
de tous les Etats de l'Europe. Plus on examine, en effet, la doctrine résumée 
dans ce document, moins il est possible de méconnaître que cette doctrine, au 
fond équivaut, à la subordination complète de la société civile à la société 
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religieuse. Nous désirons que des explications plausibles ou des modifications 
heureuses nous permettent de donner à ces projets de résolution une inter- 
prétation différente. Mais dans l'état présent des choses, à moins de refuser 
aux lois leur sens naturel et vrai, on ne peut se soustraire à cette convic- 
tion que le Schema de Ecclesia aurait pour but et pour objet de rétablir 
dans le monde entier l’ascendant de doctrines subordonnant à l'empire du 
clergé la société civile. || En effet suivant les dispositions que ce Schema ren- 
ferme et sous la sanction redoutable de l’anathème, l’Infaillibilité et l'autorité 
de l'Eglise doivent s'étendre non seulement aux vérités transmises par la Ré- 
vélation, mais à toutes celles qui peuvent paraître nécessaires pour défendre 
le depôt de la tradition. En d’autres termes, cette Infaillibilité et cette auto- 
rité n'ont de limites que celles que l'Eglise leur assigne, et tous les principes 
de l'ordre civil, politique, scientifique, rentrent directement ou indirectement 
dans leur compétence. C’est dans ce champ à peu près illimité que s’exer- 
cerait le droit pour l'Eglise de rendre des décisions et de promulguer des lois 
obligeant la conscience des fidèles indépendamment de toute confirmation de 
l'autorité politique, et même en opposition directe avec les lois émanées de 
l'autorité politique. : C’est dans ce domaine, dont l'Eglise seule paraît devoir 
fixer les bornes, que les canons lui attribuent un pouvoir complet, à la fois 
législatif, judiciaire et coërcitif, applicable aussi bien au for extérieur qu'au 
for intérieur, pouvoir dont il serait même permis à l'Eglise d'assurer l'exercice 
par des peines matérielles, et auquel les Princes et les Gouvernements chrétiens 
seraient tenus de prêter leur concours en chätiant tous ceux qui essaicraient 
de s’y soustraire. | Il est évident que, si de tels principes étaient appliqués, 
les Gouvernements ne conserveraient de puissance et les sociétés civiles de 
liberté, que la puissance et la liberté qu'il conviendrait à l'Eglise de leur 
constitution politique, les bases de leur législation civile en matière de pro- 
priété, de famille, d'enseignement, pourraient être mis tous les jours en question 
par l'autorité Ecclésiastique. Comme complément de ce système on a demandé 
de comprendre dans le même décret l’'Infaillibilité personnelle et séparée du 
Pape c'est-à-dire qu'après avoir concentré tous les pouvoirs politiques et reli- 
gieux entre les mains de l'Eglise, on concentre tous les pouvoirs de l'Eglise 
dans les mains de son chef. || Telles sont les maximes que le Concile oecu- 
ménique serait appelé à proclamer à la face du XIX. siècle, ct comme ces 
maximes ne sont admises et reconnues nulle part dans l'Europe chrétienne 
un anathème universel serait jeté, au nom du Saint-Père, à toutes les institutions, 
et à toutes les sociétés. On nous dit, il est vrai, que l'Eglise déclare des 
vérités abstraites, mais n’exige pas qu'on les applique. Si ces doctrines sont 
en désaccord avec les lois existantes, ce désaccord, dit-on, porte uniquement 
sur les principes; en fait, elles s’accommodent de toutes les formes de gouver- 
heMent, de toutes les législations. | Une pareille déclaration ne suffirait pas 
pour mous rassurer. Peut-on, en effet, admettre que, demain, dans les 40,000 


Paissses de France, on enseignera aux hommes qu'ils sont libres de faire ce 
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qu'ils ne sont pas libres de croire; qu'on doit penser d’une manière, que l'on 
peut agir de l’autre? Cette distinction infligerait aux consciences délicates 
les plus douloureuses tortures. Nous avons trop de respect pour l'Eglise, 
nous avons une trop haute idée de sa puissance, pour admettre un tel argu- 
ment. Nous sommes convaincus qu'elle fait et veut faire une oeuvre sérieuse 
et que, par conséquent, elle tend toujours 4 faire entrer dans la pratique 
les maximes quelle aura inscrites dans les croyances comme des vérités im- 
muables. Nous ne saurions admettre que le plus vénérable des Pontifes ait 
réuni autour de son tréne tous les évéques de la Catholicité pour rédiger et 
promulguer des lois stériles, pour prendre des résolutions vaines. || On ajoute 
que ces maximes ne sont pas nouvelles, qu'elles reproduisent simplement les 
dogmes d’un enseignement théologique ancien, que le monde ne doit pas en 
être étonné, puisque l'Eglise a toujours tenu le même langage. Nous le re- 
connaissons; ce n’est pas d'aujourd'hui que ces doctrines font leur apparition 
au milieu des sociétés; elles y ont été présentées à d’autres époques, à plu- 
sieurs reprises. Mais toute l’histoire atteste qu’elles n’ont jamais été acceptées 
sous cette forme et dans les temps où la foi Catholique régnait sans partage. 
Toujours et partout l'indépendance absolue du domaine temporel et de l’auto- 
rité souveraine a été énergiquement revendiquée par les peuples, par les rois, 
souvent par un clergé national. Même au moyen-äge, l'essai tenté de faire 
prévaloir ces principes, a été l’occasion des plus sanglants conflits. La longue 
lutte du sacerdoce et de l'Empire en est la preuve. Les schismes et les 
hérésies, qui ont enlevé tour à tour à la Société Catholique l'Eglise d'Orient 
tout entière et la moitié de l’Eglise d'Occident, n'ont pas eu d’autres causes. 
|| Certes, dans l’état présent des Sociétés, la déclaration de ces principes ne 
saurait entraîner de si graves conséquences. L'indépendance de la Société 
civile, que l’on pouvait autrefois croire menacée, est, de nos jours, en fait 
aussi bien qu'en droit, au-dessus de toute controverse, comme au-dessus de 
toute atteinte. La liberté de conscience et la liberté des cultes, universelle- 
ment reconnues, rendent impossible même la supposition de la société politique. 
Ne craignons rien de pareil. Ceux mêmes qui poussent le plus ardemment le 
Concile à transformer cette doctrine en dogme, reconnaissent que la nécessité 
des temps condamnera de tels décrets à rester à l’état de lettre morte. : Les 
principes modernes ont pris place définitivement dans le droit public européen, 
et n'en sortiront pas, parcequ’ils sont indispensables à la dignité comme à la 
liberté des hommes et des gouvernements. Ce n'est pas un sentiment d’in- 
quiétude politique qui nous pousse et nous dicte les représentations que nous 
croyons devoir adresser au Concile. C'est une crainte à la fois plus sérieuse 
et plus désintéressée, c'est la crainte de voir se créer, si la sagesse du St.- 
Siege n'y met obstacle, entre les Sociétés civiles et l'Eglise, une sorte d’anta- 
gonisme également redoutable pour toutes deux. : Le gouvernement de l’Em- 
pereur considère et a toujours considéré ce bon accord au sein des nations 
chrétiennes comme une des bases essentielles de la paix sociale. Comment le 
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maintenir, si la plus haute autorité religieuse qui existe au monde, celle du 
Concile oecuménique, condamnait les maximes sur lesquelles repose la légis- 


lation, et déclare les principes du droit public contraires aux principes en- 4. April 1870. 


seignés par l'Eglise? Lorsque l'écho de telles déclarations, au parti du Vati- 
can, ira retentir dans les chaires du moindre village comme dans la conscience 
du plus humble des catholiques, ne sera-t-il pas tort à craindre que, semés 
dans les esprits, les germes de dissidences ne se développent et ne se tra- 
duisent tôt ou tard dans les faits? ‘| Le gouvernement de l'Empereur a cédé 
du sentiment du plus impérieux des devoirs en appelant sur ces périls l’atten- 
tion sérieuse des Pères du Concile. En ce qui le touche personellement, 
rien ne lui aurait été plus aisé que de laisser se consommer en silence les 
résolutions projetées, sauf à user plus tard du pouvoir qui lui appartient de 
déclarer nulle et de nul effet toute maxime contraire au droit public comme 
au sentiment général de la nation francaise. Les conseils de ce genre ne lui 
ont pas manqué; il n'a pas cependant hésité un seul instant à repousser ces 
timides suggestions. La politique qui consiste à attendre que le mal soit fait 
et irréparable pour aviser, est une politique imprévoyante, et qui ne serait 
digne ni de l'Empereur ni d’une grande nation comme la nôtre. Amis éprou- 
vés de l'Eglise, il ne nous appartient pas de rappeler les témoignages de de- 
vouement que nous lui avons donnés. Mais nous pouvons dire que nous 
restons fidèles à nos traditions, et que jamais nous ne lui aurons rendu un 
plus signalé service que le jour où, parlant aux augustes représentants de la 
Catholicité réunis à Rome, nous les avertissons du danger auquel ils s’exposent. 
. Nous ne voulons pas restreindre leur liberté; nous n’élevons la voix que pour 
leur signaler les conséquences de leurs actes. | Nous sommes près d'eux les 
interprètes fidèles de l'opinion publique qui partout se prononce, qui, loin de 
demeurer silencieuse, éclate et se manifeste à des signes certains. Il est 
périlleux de la braver, utile de la consulter, nécessaire de l'écouter. C’en est 
fait de la paix publique, de‘la concorde entre les sociétés politiques et les 
sociétés religicuses, si l’on soulève, si l’on provoque un mouvement de réaction 
daus les esprits, et si l'on donne aux ennemis de l'Eglise une arme dont ils 
sauront trop bien se servir contre elle. . Monsieur le Cardinal Secrétaire d'Etat, 
en-répondant à la communication que le gouvernement de l'Empereur avait 
cru devoir lui faire parvenir aussitôt après la présentation du Schema de 
Ecclesia, a lui-même compris la nécessité d’atténuer l’inquiétude que les vues 
manifestées dans ce document avaient partout causée. Son Eminence, dans sa 
dépêche du 19 Mars, a dit, en parlant des deux pouvoirs: „Que la compétence 
de chacun d’eux étant parfaitement distincte et déterminée d'après le but en 
vue duquel ils sont établis l'Eglise n’exerce pas en vertu de son autorité 
une ingérence directe ct absolue en ce qui regarde les principes constitutifs 
des gouvernements, les formes des institutions civiles, les droits politiques des 
citoyens, les devoirs de l'Etat, et les autres points signalés dans la note du 


20 février“, Traitant plus loin du Concordat le Cardinal Antonelli a dit 
13° 
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Nr. #0 encore „que les points de la compétence mixte étant réglés par cet acte, les 
PER décisions qui séront prises en Concile sur de telles matières n’altéreront en rien 
4.April 1870. los stipulations spéciales convenues par le Saint-Siége tant avec la France 
qu'avec les autres puissances“, '' Le Gouvernement de l'Empereur est loin de 
méconnattre l'importance de ces déclarations. Il en prend acte et il y puise 
une grande confiance dans les résolutions définitives du St.-Pére et du Concile, 
en effet en s'inspirant des règles de conduite indiqnées par son Eminence le 
Cardinal-Secrétaire d'Etat, que l'on parviendra à dissiper les préoccupations 
dont nons avons fait parvenir l'expression au Saint-Siége, et que nous exposods 
en ce moment à l’auguste assemblée elle-même. C’est par des déclarations 
basées sur ces sages maximes que les Pères du Concile pourront se rapprocher 
du point de vue d’où l'opinion, jusque-là calme et sympathique, mais aujourd’hui 
anxieuse et alarmée, envisage la grande tâche dévolue à leur sagesse. IL dé- 
pend d'eux de modifier en ce sens les propositions qui leur ont été soumises, 
ct d’en faire disparaître ainsi les prescriptions qui seraient de nature à trou- 
bler et à compromettre les rapports de l'Eglise et de l'Etat. Gardiens de la 
paix sociale, les gouvernements ont pour principale mission de prévenir tout 
ce qui peut l'atteindre. Ils manqueraient à ce devoir si, dans les circon- 
stances actuelles, ils gardaient le silence. L’agitation provoquée dans le monde 
chrétien par l’attente des résolutions du Concile les avertit de la nécessité 
impérieuse de parler, de réclamer contre des propositions qui, si elles étaient 
adoptées, auraient pour conséquence inévitable d'amener des troubles doulou- 
reux. Les propositions n’intéressent pas moins les Etats que la religion, l'Eglise, 

et le Saint-Siége. 


Diese Denkschrift Daru’s, welche dem Papste erst am 22. April über- 
reicht werden konnte, war von ciner Note an den Botschafter M. de Banne- 
ville begleitet, in der ausgesprochen wird: Il est nécessaire qu'il ne puisse 
exister d’équivoque pour personne .et qu’il fait bien entendu que le Saint- 
Père accepte notre communication pour la soumettre à l'assemblée des évé- 
ques réunis au Vatican. Je m'en rapporte à votre sagesse pour remplir 
notre mission de la maniére la plus respectueuse pour le Souverain pontife 
et la plus conforme aux droits dont nous revendiquons l'usage. {S. Jules 
Favre, Rome ct la république française. Paris 1871. p. 25) — M. de 
Banneville berichtete unter dem 23. April über den Misserfolg dieser Mission 
an Daru: Le Pape m'a répondu qu'il acceptait volontiers le Mémoire que 
je lui présentais, mais il m'a déclaré qu'il ne lui paraissait pas possible de 
faire au concil la communication que je lui demandais“ (S. J. Favre |. 
c. p. 25.) Die in den Worten des Papstes iiegende Zurückweisung der For- 
derungen Frankreichs veranlasste Daru seine Demission zu geben, da man 
von den zwei Wegen, welche der französischen Regierung nun nur mehr offen 
blieben: mit der Curie zu brechen und die Truppen aus Rom abzuberufen, 
oder zur alten abwartenden Haltung gegenüber dem Concil zurückzukehren, 
den zweiten wählte. (S. N.) 

Anfangs April richtete ein am Concil anwesender französischer Bischof das 
nachfolgende Schreiben an den Grf. Daru, in welchem er diesen auffordert 
zu handeln, um die Freiheit des Concils zu schützen: 
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On sait à Rome que vous aviez l'intention de rédiger une note ou un Nr. 19% 


memorandum qui devrait être appuyé par les puissances. | Si vous agissez 


vous serez appuyés. Jci les diplomates se plaignent de votre inaction. |4 april 1570. 


Mais il faut agir immédiatement, on veut introduire Vinfaillibilité après 
Pâques. | Vous ne pouvez rien faire par Mr. de Banneville. Ses collègues 
ne le comptent pour rien, sinon pour un obstacle. | Il ne faut pas vous 
mettre exclusivement sur le terain des canons de Ecclesia, On vous re- 
pondrait, soit en supprimant les canons auxquels vous vous opposez; soit 
en disant “que cela ne vous touche pas, à cause du concordat; soit, enfin, 
en les expliquant dans un sens qui vous paraîtra satisfaisant, quitte à dé- 
créter après tous les Canons, tous les Syllabus qu'ils voudront, et les plus 
formidables. Mais il y a un terrain où vous êtes invincibles, et sur lequel 
les puissances vous suivent. C’est celui de la liberté du Concile et du droit 
publique de l'Eglise, sous la protection duquel vos évêques ‘sont venus à 
Rome. | Cette liberté n'existe plus. Ce droit est violé sur un point que 
plus de 100 évêques ont déclaré de la dernière importance. | Leur prote- 
station vous donne un point de départ et des arguments invincibles. |: Ces 
évêques déclarent que le Règlement est contraire à la loi de l'Eglise 
sur le point décisif de la Majorité. Car ce droit, depuis Nicée jusqu'à 
Trente, déclare la règle indisputable et certaine pour les définitions dogma- 
tiques c'est l'unanimité morale, et non la majorité. : Un nombre immense de 
faits confirment leur protestation: 


Les scènes de violence faites à Haynald et à Strossmayer. — Les Pré- 
sidents n'ont pas cherché à protéger leur droit et liberté de parole, tout 
au contraire. , La précipitation de la discussion par les Présidents. |; Le 
Sc'ema de fide, 4 chapitres, 20 pages, canons avec anathèmes, a été dis- 
tribué 24 heures seulement avant l'ouverture de la discussion, on a voté 
sur 47 amendements en 5 quarts d'heure. : Le lendemain de-là scène avec 
Strossmayer, on a lu un Monitum, non pas pour admonéter les interrupteurs, 
mais pour recommander aux orateurs de se presser, de peur qu'ils n’en- 
nuyent l’assemblée, et n'en provoquent des manifestations. ; Ce Monitum 
est une provocation aux interruptions. Quelquefois un ‘évêque est reçue 
avec des murmures avant de commencer. |, Les demandes de la Minorité: 
D'une salle où on puisse les entendre. , De bureaux, pour les discussions 
préliminaires, qui enverraient des Commissaires à la Députation. ! De la 
liberté d'imprimer leurs discours ct mémoires pour les distribuer parmi les 
pères. Que les auteurs d’amendements puissent les expliquer et les défendre 
dans la Commission, et puissent avoir le droit de répondre dans les dis- 
cussions. | D’un procès-verbal des séances. Sur la majorité et l'unanimité. 
| Toutes ces demandes sont restées sans réponse et sans effet. Sa pression 
exercée sur les Orientaux. | La scène faite au patriarche Chaldéen. ‘| 
L’emprisonnement intime à l’archévèque d’Antioche et au chef de sa commu- 
naute. , L’arrestation et les coups donnés au prètre, secrétaire de l’arch. 
de Diarbelair. Les menaces aux Melchites, Maronites, et Chaldéens. | 
Le langage tenu par le pape lui-même. Les cas de Montalembert et de 
Falloux. || Les lettres du pape à Guéranger, Cabriéres ctc., traitant les 
évêques de l'opposition en ennemis. !| Les allocutions publiques roulant 
presque toutes sur l'Infaillibilité. |; Les cadeaux faits aux Vicaires apostoli- 
ques en les priant de ne pas l’abandonner. |; Attitude de la presse approuvée 
par le Vatican, exploitant ces lettres, et appelant les évêques à se rétrac- 
ter, en les dénonçant à leur clergé. | Même le journal officiel de Rome 
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traitant la minorité d'alliés des franc-maçons. Après tout cela, il n’y a pas 
de liberté au Concile. ' L’ambassadeur que vous enverrez en recevra des 
preuves péremptoires. Les autres puissances sont déjà plus avancées que 
la France: la Prusse, la Hongrie, même la Turquie. || Au nom de l'ordre 
publique menacé par l'inévitable refus de reconnaître ce Concile. Au nom 
de votre droit, ayant rendu possible la réunion du Concile, de protéger la 
liberté de vos évêques. j} Dire — „Ce Concile ne peut pas continuer dans 
les conditions actuelles. |; Nous protestons dès à présent contre la Non- 
liberté manifeste du Concile. j; Achevez ce que vous avez déjà‘ commencé. 
Il y a des points sur lesquels vous pouvez espérer l'unanimité morale, sans 
violation de liberté. |! Tenez une session publique sur les Schema de Fide 
et de Disciplina assez pour sauver votre honneur. || Et prorogez une assem- 
blée qui, aux yeux des évêques et du monde, ne possède plus ces conditions 
d'ordre et de liberté sans lesquelles ce n’est pas un Concile. | Nous desi- 
rons que nos évêques retournent dans leurs diocéses jusqu'à ce que les con- 
ditions soient plus favorables pour la célébration d'un Concile“ (S. Quiri- 
nus p. 670 ff.) — In einem ähnlichen Sinne äussert sich ein anderer 
französischer Prälat — wahrscheinlich der Bischof von Marseille — in einem 
durch das Journal des Debats (6. Mai) veröffenlichten Brief, in dem es unter 
Anderm heisst: 

Notre faiblesse, en ce moment, ne vient, ni des Ecritures, ni de la 
tradition des Pères, ni des monuments des conciles généraux et de l’histoire. 
Elle vient de notre défaut de liberté, qui est radical. Une minorité impo- 
sante qui représente la foi de plus de 100 millions de catholiques, c’est-à-dire 
de presque la moitié de l'Eglise universelle, est écrasée par le joug imposé de 
règlements restrictifs et contraires aux traditions conciliaires. Par des députa- 
tions que nous n'avons pas réellement choisies et qui osent introduire dans le 
texte discuté des paragraphes non discutés, par une commission pour les inter- 
pellations imposée par l'autorité; par le défaut absolu de discussion, répli- 
que, objection, interpellation; par des journaux que l’on encourage pour la 
traquer, pour soulever contre elle le clergé des diocèses; par les noncia- 
tures qui viennent à la recousse, quand les journaux ne suffisent pas pour 
tout houlerverser, c'est-à-dire pour ériger en témoins de la foi les prêtres 
contre les évéques, et ne plus laisser à ces juges divins que le rôle de dé- 
putés du clergé secondaire avec mandat impératif, et blâme si on ne répond 
pas au mandat. La minorité est écrasée surtout par tout le poids de la 
suprème autorité qui fait peser sur elle les éloges et encouragements qu’elle 
adresse, par brefs, aux prêtres, et par toutes les manifestations à Dom 
Guéranger contre M. de Montalembert ct autres. | La majorité n’est pas 
libre; car elle se produit par un appoints considérable de prélats qui ne 
sauraient être témoins de la foi d’Eglises naissantes ou mourantes. Or, cet 
appoint, qui se compose du chiffre énorme de tous les vicaires apostoliques 
du chiffre relativement trop fort des évèqnes italiens et des Etats ponti- 
ficaux, cet appoint n'est pas libre. C’est une armée toute faite, toute acquise, 
endoctrinée, enrégimentée, disciplinée, que l'on menace, si elle bronche, de 
la famine ou de la disponibilité, et l'on a été jusqu’à donner de l'argent 
pour ramener quelques transfuges. Donc, il est évident qu’il n’y a pas de 
liberté suffisante. — La conclusion ultérieure est qu'il n'y a pas oecuménicité 
nette ct plausible. Et ceci n’infirme en rien les vrais principes: l'Eglise 
est et reste infaillible dans les conciles généraux; seulement il faut que les 
conciles présentent tous les caractères d'occuménicité: convocation légitime, 
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liberté pleine pour les jugements, confirmation par le Pape. Si une seule Nr. 4909 
de ces conditions manque, tout peut être révoqué en doute. On a eu le, Are 
brigandage d’Ephése, ce qui n'a pas empêché d’avoir eu ensuite un vrais. april1870. 
concile de ce nom. On pourrait avoir ludibrium vaticanum; ce qui n’em- 
pécherait pas de tout réparer dans de nouvelles et sérieuses assises . . . || 

Vous pourrez répandre ces réflexions, je crois que le grand remède au- 
jourd’hui nous doit venir du dehors . ..(S. Quirinus p. 656 ff., wo auch 

noch einige andere Briefe franzôsischer Prelaten mitgetheilt werden), — 

Eine eingehende Darstellung und Bestätigung der oben characterisirten 
Concilsvorgänge enthält die vom Erzbischof Darboy von Paris ausgegangene 

Schrift „La liberté du Concil et Yinfaillibilit&“ (S. Friedrich, Docum. 1. c. 

I. p. 129—185.) 


’ 








Nr. 4910. (175) 


0ESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen(Graf Beust) 
an den K. u. K. Botschafter (Graf Trauttmansdorff) in Rom — — 
Unterstützung der erneuten französischen Vorstellungen. 


Vienne, le 10 avril 1870. 

Après avoir reçu la réponse du Saint-Siége à la dépêche du 20 février, „, sro 
remise par M. le Marquis de Banneville à Mgr. le Cardinal Secrétaire (1%). 
d'Etat, le Gouvernement français s’est cru obligé d'appeler encore une fois Nyse 
la plus sérieuse attention de la Cour de Rome sur les graves conséquences 
qu'entraînerait l'adoption par le Concile de certaines propositions soumises 
à ses délibérations et touchant à des questions d'ordre politique et civil. 

M le Comte Daru a bien voulu nous communiquer confidentiellement le 
texte du Memorandum qu'il compte adresser à ce sujet au Représentant de 
la France à Rome. Je transmets à Votre Excellence dans l'annexe copie 
de cette communication, qui ne peut tarder à se trouver entre les mains de 
Son Eminence le Cardinal Antonelli. Ce n'est pas sans une vive satisfaction 
que je constate ici le parfait accord qui, dans cette importante occasion, 
comme dans tant d’autres, existe entre les vues du Gouvernement francais et 
celles que je suis appelé 4 représenter. Par la dépéche que je Vous adressai 
le 10 février dernier, je Vous ai parlé déjà des préoccupations qui m’étaient 
inspirées, au point de vue des intérêts spéciaux de l’Empire austro-hongrois, 
par la voie dans laquelle la majorité du Concile semblait disposée à entrer. 
J'avais chargé alors Votre Excellence d’exposer confidenticllement au Gouver- 
nement Pontifical les suites facheuses qui pourraient résulter de décisions con- 
ciliaires se trouvant en contradiction formelle avec l'esprit ou les principes 
de la législation civile en vigueur. Se plaçant aujourd'hui à un point de vue 
plus général le Gouvernement français aborde les mêmes questions et arrive 
à des conclusions auxquelles le Gouvernement Impérial et Royal ne peut, pour 
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Nr. 4910 sa part, qu’adhérer entièrement. Il serait superflu de reproduire ici l’argu- 
(175). : Ri ° 
Oesterreich, mentation du Memorandum français dans tous ses développements. Nous ne 
10.4pril1870. saurions démontrer avec plus de force et d’éloquence les dangers de la situa- 
tion qui serait créée par l'établissement d’un antagonisme ouvert entre les 
doctrines de l'Eglise catholique et les maximes les plus généralement pro- 
fessées par tous les Gouvernements, comme par toutes les sociétés. De même 
que le Gouvernement français, nous voulons entourer d’un respect scrupuleux 
les droits et les libertés de l'Eglise. Nous ne prétendons exercer aucune con- 
trainte sur les délibérations du Concile, ni nous immiscer en quoi que ce soit 
dans des débats d'une nature dogmatique. Nous voulons seulement élever 
aussi notre voix pour dégager notre responsabilité et signaler Yes conséquences 
presqu’inévitables d'actes qui devraient être regardés comme une atteinte portée 
aux lois qui nous régissent. Comme le Gouvernement français, c’est à un 
devoir de conscience que nous pensons obéir, en avertissant la Cour de Rome 
des périls de la voie dans laquelle des influences prépondérantes semblent 
vouloir pousser le Concile. Ce qui nous émeut, ce n’est pas le danger dont 
nos institutions sont menacées, mais bien celui que courent la paix des esprits 
et le maintien de la bonne harmonie dans les relations de l'Etat avec l'Eglise. 
Le sentiment qui nous fait agir doit paraître d'autant moins suspect au Saint- 
Siege qu'il correspond à l'attitude d’une fraction importante des Pères du 
Concile dont le dévouement aux intérêts du Catholicisme ne saurait être l’objet 
d'un doute. Placés sur un tout autre terrain que cette fraction, puisque nous 
n’obéissons qu’à des considérations politiques, nous nous rencontrons toutefois 
aujourd’hui dans le désir commun d’écarter certaines éventualités. Cette coin- 
cidence de nos efforts nous permet de croire qu’en prenant la parole au nom 
des seuls intérêts de l'Etat, nous ne méconnaissons pas ceux de l'Eglise. Si 
la démarche du Gouvernement français que nous désirons seconder de tout 
notre pouvoir vient en ce moment donner un appui à la minorité du Concile 
et l'aider à faire prévaloir des idées de modération ou de prudence, nous ne 
pourrons que nous féliciter d’un tel résultat, bien que, je le répète, notre 
action soit parfaitement indépendante et doive rester en tous cas indépendante 
de celle des membres du Concile. Les observations et les demandes que le 
Gouvernement français présente au Saint-Siége, répondent trop à nos propres 
sentiments, ainsi qu'aux exigences de la situation, pour que nous n’y accédions 
pas avec empressement. Nous devons les recommander instamment à la con- 
sidération de la Cour de Rome et j'invite Votre Excellence à S’exprimer dans 
ce sens auprés du Cardinal Secrétaire d'Etat en L’autorisant même à laisser 
à Son Eminence une copie de la présente dépêche. Votre Excellence ne devra, 
bien entendu, s'acquitter de cette démarche que lorsque la communication 
française sera déjà remise au Gouvernement Pontifical. Recevez etc. Beust. 
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Nr. 4911. (176) 


EPISCOPAT. Vorstellung an die Concilspräsidenten. — Begründung 

der Nothwendigkeit, vor Berathung der Lehre vom Primat (Cap. XI. de eccl.) 

die Lehre vom Verhältniss der kirchlichen zur staatlichen Gewalt (Cap. XII u. 
XIV) prüfen zu wollen. — 


Lat. Orig. Friedrich, Documenta |. c. II p. 388. 
Hocherlauchte und Hochwürdigste Präsidenten! 


Da dem Vaticanischen Concil nichts obliegt, als für die Vermehrung von 
Gottes Ruhm und die Förderung des Wohles der Menschen aufs bestmögliche 
zu sorgen, ist die Angelegenheit aller Väter eine und dieselbe, und obgleich es 
nach der menschlichen Dinge Natur kaum geschehen kann, dass in dieser heil. 
Versammlung nicht verschiedene Meinungen vorkommen, sei es doch fern, dass 
in entgegengesetzte Theile gespalten werden, die zur Schützung und Aufhellung 
der Wahrheit, welche eine ist, versammelt sind. Wir können daher nicht 
glauben, es gebe zahlreichere Väter, welche die genaueste Prüfung, die der 
Frage von des Papstes Unfehlbarkeit gebührt, zurückweisen. Obgleich aber 
mehrere Schwierigkeiten bleiben, welche unbedingt eine Untersuchung fordern 
der Art, wie sie in einer Gencralcongregation nicht angestellt werden kann, 
gibt es doch eine, deren höchste Wichtigkeit niemandem entgehen kann, der 
Gott über der Seelen Heil Rechnung legen muss: denn sie berührt die dem 
christlichen Volke von den Geboten Gottes zugebende Unterweisung 
und betrifft direct das Verhältniss der katholischen Lehre zur 
bürgerlichen Gesellschaft. || Wir sind weit entfernt vom unbilligen Urtheile 
jener, welche die Päpste des Mittelalters bezüglich ihrer Urtheile über die 
Könige und Reiche des ungebändigten Ehrgeizes und der Störung der bürger- 
lichen Ordnung anklagen. Vielmehr sind wir vollkommen überzeugt, dieselben 
haben gesetzmässig eine ihnen vom öffentlichen Rechte der abendländischen 
Völker zugeschriebene Gewalt ausgeübt, und daraus seien grosse Wohlthaten 
für das christliche Volk entprungen. Da aber jene Päpste, wie auch der Ge- 
lehrteste damals pflegte, nach dem Maassstabe ihrer Zeit die vergangenen Dinge 
beurtheilten, auch durch falsche Erzählungen von Päpsten früherer Jahrhun- 
derte, welche die Kaiser abgesetzt hätten, getäuscht worden waren, so glaub- 
ten sie sowohl fest, als sie auch in Decreten und Rescripten aussprachen, von 
Gott sei ihnen das Recht verliehen, über alle zeitlichen Angelegenheiten aus 
dem Gesichtspunkte der Sünde Vorschriften zu geben und Urtheile zu fällen; 
insbesondere habe Christus der Herr dem hl. Petrus und den an dessen Stelle 
Nachfolgenden zwei Schwerter übergeben, das eine das geistliche, welches sie 
selbst führten, das andere das weltliche, welches die Fürsten und Krieger 
nach ihrer Vorschrift führen müssten. Diese Lehre von dem Verhältniss der 
päpstlichen Gewalt zur staatlichen hat Bonifaz VIII. durch die Bulle „Unam 
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Sanctam“ verkündigt und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es gibt Leute, 
welche zur Hebung der Schwierigkeit behaupten, Bonifaz habe nichts definirt 
als: alle Menschen seien gehalten, den römischen Papst als das von Christus 
gesetzte Haupt der Kirche anzuerkennen; aber dem, welcher die Vorgänge 
zwischen Bonifaz und Philipp dem Schönen kennt, muss die Meinung des 
Papstes, der auf einer über die Angelegenheiten Frankreichs gehaltenen Synode 
die Bulle erliess, evident sein. Dieser Evidenz zu widerstreben erlaubt die 
Liebe zur Wahrheit nicht; auch entspricht diess der Klugheit nicht; denn die 
solche Waffen benutzen, bieten den Gegnern der Kirche die glänzendsten Vor- 
wände dar sie zu verleumden, und die Zeugnisse der Geschichte, welche für die 
Kirche sprechen, zu entkräften. Uebrigens haben die Päpste bis ins sieb- 
zehnte Jahrhundert öffentlich gelehrt, die Gewalt in weltlichen Dingen sei 
ihnen von Gott gegeben, und sie haben die entgegengesetzte Meinung ver- 
worfen. '| Eine andere Lehre über das Verhältniss der kirchlichen 
Gewalt zur staatlichen tragen wir mit fast allen Bischöfen der 
katholischen Welt dem christlichem Volke vor. Denn wir lehren: 
ungleich zwar sei beider Gewalten Würde, da, wie der Himmel die Erde 
überrage, so die ewigen Güter, welche den Menschen durch das Amt der geist- 
lichen Gewalt zukommen, höher seien als die zeitlichen, auf deren Erhaltung 
oder Vermehrung die unmittelbare Thätigkeit der bürgerlichen Gewalt sich 
beschränke: eine jede von beiden Gewalten sei aber in den ihr anvertrauten 
Dingen unter Gott die höchste und in ihrem Amte der anderen nicht unter- 
worfen. Der weltliche Fürst als Glied der Kirche unterstehe der kirchlichen 
Gewalt, welcher durch göttliche Einrichtung das Recht verliehen sei, auch die 
Könige mit Kirchenstrafen zu züchtigen, niemals aber das Recht zustehe, sie 
abzusetzen und die Untertanen vom Bande des Gehorsams zu lösen Die 
Gewalt, über Könige und Reiche zu urtheilen, welche die Päpste des Mittel- 
alters ausgeübt, habe ihnen zufolge einer gewissen eigenthümlichen Gestaltung 
des öffentlichen Rechts zugestanden; aber mit den veränderten öffentlichen 
Einrichtungen und auch den privaten sei dieselbe zugleich mit der Grundlage, 
auf der sie geruhet, hinweggefallen. | Was wir von dem Verhältniss der kirch- 
lichen Gewalt zur staatlichen lehren, ist nicht neu, sondern uralt und durch 
die Uebereinstimmung der heiligen Väter und die Aussprüche und Beispiele 
aller Päpste bis auf Gregor VII. bestärkt: weshalb wir nicht zweifeln, dass 
es die volle Wahrheit sei; denn Gott wolle verhüten, dass wir wegen der 
Zeiten Bedürfnisse den ursprünglichen Sinn des göttlichen Gesetzes fälschen! 
Dennoch müssen die Gefahren angezeigt werden, welche für die Kirche aus 
einem Decrete entstehen werden, das mit dieser unserer Lehre nicht überein- 
stimmen würde. Es entgeht niemandem, dass es unmöglich ist, die staatliche 
Gesellschaft nach der in der Bulle „Unam Sanctam“ festgesetzten Regel zu 
reformiren. Gleichwohl kann durch den Wechsel der Meinungen und mensch- 
lichen Einrichtungen weder ein von Gott verliehenes Recht noch die diesem 
entsprechende Pflicht aufgehoben werden. Wenn der römische Papst im hl. 
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Peter die Gewalt empfangen hätte, welche figürlich durch die zwei Schwerter Nr. 4011 
bezeichnet wird, und, wie in der Bulle „Cum ex Apostolatus officio“ versichert PR 
wird, aus göttlichem Rechte über die Völker und Reiche die Fülle der Ge-!%-April1870. 
walt innehätte, dann stände es der Kirche nicht frei, dies den Gläubigen zu 
verbergen; denn sie muss den Spuren des heiligen Paulus folgen, der die, 
welche er zu unterrichten bekommen, versichert: „Ich habe nicht unterlassen, 
Euch den ganzen Plan Gottes zu verkündigen.“ Wäre aber der christliche 
Unterricht auf diese Art umgestaltet, so würde es wenig nützen, weitläufig 
(multis asseverare) zu versichern: was zu der Gewalt des heiligen Stuhles im 
Zeitlichen gehöre, halte sich in den Grenzen der Theorie und sei von keinerlei 
Gewicht rücksichtlich der Angelegenheiten und Ereignisse; Pius IX. denke 
nicht entfernt daran die Lenker der staatlichen Angelegenheiten abzusetzen. 
Hohnlachend würden die Gegner antworten: die päpstlichen Urtheile fürchten 
wir nicht; aber nach langen und verschiedenen Verstellungen ist es endlich 
evident gemacht worden, dass jeder Katholik, dessen Werke durch den Glauben, 
den er bekennt, geleitet werden sollen, ein geborener Feind des Staates ist, 
da er sich im Gewissen für gebunden erachtet, soviel er kann dazu beizutragen, 
dass alle Reiche und Völker dem römischen Papste unterworfen werden. Es 
ist wohl überflüssig, die vielerlei Machinationen und Verleumdungen, welche 
von den Feinden der Kirche daraus abgeleitet werden könnten, weitläufiger 
auseinanderzusetzen. || Da sich dies so verhält, kann es wenigstens dem 
diese Schwierigkeit recht aufmerksam Erwägenden nicht zweifelhaft sein, dass 
dieselbe, bevor über die Unfehlbarkeit des Papstes verhandelt werde, auf das 
genaueste discutirt werden müsse. Unsere Anträge vom 11. März werden zu 
deren Beleuchtung schon sehr viel beitragen können; aber die Frage, ob 
Christus der Herr dem hl. Petrus und dessen Nachfolgern die Gewalt über 
die Könige und Reiche gegeben habe, ist, zumal in unserer Zeit, von einer so 
grossen Wichtigkeit, dass sie dem Concil direct: unterbreitet und nach jeder 
Richtung erwogen und geprüft werden muss. Es würde nicht Recht sein, die 
Väter zu verleiten, dass sie über eine Sache, deren Consequenzen sich so weit 
ausdehnen und die Bezichungen der Kirche zu der menschlichen Gesellschaft 
so mannigfaltig und tief afficiren, ohne ausdrückliche und volle Untersuchung 
der Sache entschieden. Deshalb ist es nöthig, dass ihnen die angegebene 
Frage, bevor das 11. Capitel des Schema’s von der Kirche in Angriff genommen, 
zur Erwägung übergeben werde. Wenn dies beliebt, möge sie abgesondert vor- 
gelegt werden: da sie aber nicht gründlich entschieden werden kann, ohne dass 
das Verhältniss der kirchlichen Gewalt zur staatlichen nach jeder Seite geprüft 
wird, so scheint es uns schr nützlich zu sein, dass die Capitel XIII. und XIV. 
vor dem eilften verhandelt werden. !: Wir benutzen übrigens diese Gelegen- 
heit, um uns mit ausgezeichneter Verehrung und Hochachtung zn bekennen 
Rom, 10. April 1870. 
Euer Hocherlauchten und Hochwürdigsten 
demüthigste, ergebenste und wahre Knechte. 





Wr. m 
78). 
Episcopat. 
10-April1870. 
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Friedrich von Schulte. Die Macht der römischen Päpste über Fürsten 
Länder, Völker, Individuen nach ihren Lehren und Handlungen seit Gregor VIL 
Prag 1871. — J. Hergenröther, Anti-lanus. München 1871. 

Die oben mitgetheilte, vom Cardinal J. O. v. Rauscher verfasste Vor- 
stellung, führte im Original den Titel: Petitio a pluribus Galliae, (Germaniae), 
Austriae et Hungariae, Italiae, Angliae, Hiberniae et Americae' septemtrionalis 
archiepiscopis et episcopis. Die Namen der Unterzeichner wurden bisher nur 
unvollständig veröffentlicht; wir gehen aber wohl nicht irre, wenn wir daraus, 
dass Card. Rauscher dieselbe verfasste, den Schluss ziehen, sie habe die 
Unterschrift sämmtlicher s. g. Minoritätsbischöfe getragen. 

Die oben angeführte Bulle „Unam Sanctam“ von Bonifaz VIIL (a. 13U2) 
lautet in wortgetreuer deutscher Uebersetzung: 

Dass in der Gewalt des Petrus zwei Schwerter, das geistliche und welt- 
liche, sind, lehrt uns das Evangelium. Denn als die Apostel sagten: „Hier sind 
zwei Schwerter“, antwortete der Herr nicht, es sei zu viel, sondern genug. 
Wahrlich, wer das weltliche Schwert in Petri Gewalt leugnet, versteht schlecht 
das Wort des Herrn: „Stecke dein Schwert in die Scheide“. Jedes der 
beiden Schwerter ist also in der Gewalt der Kirche, das geistliche 
nämlich und das weltliche. Aber das letztere ist für die Kirche, jenes von 
der Kirche zu handhaben. Ersteres ist des Priesters, letzteres in der Hand 
der Könige und Krieger, aber nach dem Winke und der Zulassung 
des Priesters. Ein Schwert muss unter dem andern sein, und die welt- 
liche Autorität der geistlichen Gewalt unterworfen werden; denn 
wenn der Apostel sagt: „Es gibt keine Gewalt ausser von Gott; was aber 
ist, ist von Gott geordnet“: so wäre keine Ordnung, wofern nicht ein Schwert 
unter dem andern stände und das niedrigere gewissermassen durch das 
andere erhoben würde. Denn nach dem hl. Dionys ist es ein göttliches 
Gesetz, dass die niedrigsten Dinge durch die mittleren zu den höchsten 
gebracht werden. Nach der Weltenordnung werden also nicht alle Atome 
gleichmässig und unmittelbar, sondern das unterste durch das mittlere und 
das niedrigere durch das höhere zur Ordnung geleitet. Dass die geistliche 
Gewalt aber an Würde und Adel jegliche weltliche übertreffe, müssen wir 
um so offener bekennen, als das Geistliche das Weltliche überragt. Und 
das schen wir ja mit hellem Auge an der Entrichtung der Zehnten, der 
Segnung, Heiligung, aus dem Empfange der Gewalt selbst, aus der Ver- 
waltung der Dinge selbst. Denn Zeuge ist die Wahrheit: die geistliche 
Gewalt hat die irdische einzusetzen und zu richten, wenn sie 
nicht gut gewesen ist. So bewahrheitet von der Kirche und der kirchlichen 
Gewalt die Weissagung Jeremiä: „Siehe. ich habe dich- heute gesetzt über 
die Völker und Reiche“ u. s. w. Folglich, wenn die weltliche Gewalt 
abweicht, wird sie abgeurtheilt werden von der geistlichen Gewalt; 
wenn aber die geringere geistliche Gewalt abweicht, (wird sie abgeurtheilt 
werden) von ihrem Obern; wenn aber die höchste, wird sie von Gott allein, 
nicht von einem Menschen abgeurtheilt werden, nach des Apostels Zeugniss: 
„Der geistliche Mensch beurtheilt Alles, wird aber selbst von niemandem be- 
urtheilt“. Es ist aber diese Autorität, obgleich verliehen einem Menschen 
und ausgeübt durch einen Menschen, keine menschliche, sondern vielmehr 
eine göttliche, aus göttlichem Munde dem Petrus gegeben und ihm und 
seinen Nachfolgern in demjenigen, welchen bekannte der Fels, gefestigt, als 
der Herr zu Petrus sprach; „Was immer du binden wirst“ u. s. w. Wer 
immer demnach dieser von Gott also geordneten Gewalt widersteht, wider- 
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strebt Gottes Ordnung, es gäbe denn nach des Manichäus Truglehre zwei Nr. 4911 
Principien; das aber erklären wir für falsch und ketzerisch, weil nach Moses’ PAR 
Zeugniss der Herr nicht in den Anfängen, sondern in dem Anfange Himmel 10.4priti950. 
und Erde schuf. Und so erklären wir, sagen wir, entscheiden wir: . 
Dem römischen Pontifex unterworfen zu sein, ist für jegliches 
menschliche Geschöpf zum Heile nothwendig.“ (8. lat. Text cı 1. de 
majoritate et obedientia, in Extrav. comm. I 8. Vergl. auch das Münchner 
Minoritätsgutachten Nr. 4873 (138) p. 64) — In der gleichfalls oben an- 
geführten Bulle „Cum ex Apostolatus officio’ von Paul IV. (8. 1559) — 
gerichtet an die ganze Kirche und von den Cardinalen unterschrieben — 

wird ausgesprochen, „dass der römische Papst, der Gottes und unseres 

Herrn Jesu Christi Stelle auf Erden führt“, „über die Völker und die Reiche 

die Fülle der Gewalt besitzt und über Alle richtet“. (S. Magnum Bullarium 
Romanum. Luxemb. 1727. Tom. I. p. 840.) 


- Nr. 4912. (177) 


EPISCOPAT. Petition um nnverzügliche Vornahme der Berathung 
des Schema’s über die päpstliche Unfehlbarkeit. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. LXXXVI. 


Heiligster Vater! 

Da man mit täglich wachsendem Eifer Schriften verbreitet, durch welche oe 
die katholische Tradition angegriffen, die Würde des Concils erschüttert, die Episcopat. 
Gemither der Gläubigen verwirrt, die Spaltung unter den Bischöfen selbst 2-Aprilise. 
vermehrt, der Friede und die Einheit der Kirche ernstlich bedroht werden, 
da andererseits die Zeit herankommt, wo es vielleicht nothwendig sein wird, 
die Zusammenkünfte des Concils zu unterbrechen, und somit die Gefahr nahe 
liegt, dass die Frage, welche die Gemüther in Aufregung hält, ungelöst bleibe; 
damit ferner die Seelen der Gläubigen nicht länger von jedem Winde der 
Meinungen hin- und hergetrieben werden, das ökumenische Concil und die katho- 
lische Kirche nicht länger den Beschimpfungen der Häretiker und der Ungläubigen 
ausgesetzt bleiben und das Uebel, welches bereits einen so bedenklichen Charakter 
angenommen, nicht unheilbar werde — so bitten die unterzeichneten Väter 
Deine Heiligkeit eben so demüthig wie dringend, in Erfüllung der dir von 
Christus unserm Herrn anvertrauten Aufgabe, die Schafe und die Lämmer zu 
weiden, und der dir auferlegten Pflicht, deine Brüder zu stärken, das einzige 
Mittel zur Abwehr jener grossen Uebel anwenden zu wollen, indem du be- 
fiehlst, dass das Schema über die Infallibilität des Papstes ohne allen Verzug 
dem Coneil zur Berathung vorgelegt werde. 

(Ueber 300 Unterschriften). 





Wr. 4912 
am). 
Episcopat. 
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Als dann in der Generalcongregation vom 29. April den Vatern die 
baldmöglichste Vorlage eines umgearbeiteten Schema’s über den Primat und 


20.Apriligre. die Untehlbarkeit des Papstes angekündigt wurde, richteten die oben ange- 


Nr. 4913 
(178). 
Rom, Curie. 


führten Bischöfe die nachfolgende Denkschrift an den Papst: 


So gewaltig der Schmerz war, von dem erfüllt, wir kürzlich genöthigt 
waren, uns Deiner Heiligkeit bittend zu nahen, so gross ist die Freude, die 
uns nun treibt, Dir ergebenst Dank zu sagen. Denn damals wählten die 
Winde der Meinungen wie ein heftiger Wirbelwind die Gemüther auf; die 
Unfehlbarkeit des heil, Stuhles war zum Zeichen des Widerspruchs gesetzt, 
und so schr wurde diese seine Prärogative von Vielen bekämpft, d«ss durch 
ihre Argumente sogar der Primat Petri und seiner Nachfolger, nämlich der 
Grundstein der Kirche, angegriffen wurde. || Inzwischen frohlockten die Feinde 
der Kirche; die Schwachen im Glauben, durch die Kunst oder das Ansehen 
der Schriftsteller bewogen, schwankten zweifelnd; die frommen Gläubigen aber 
wurden alle von nicht geringer Sorge und von Kummer gedrückt. || Dem leider 
allzu schwer werdenden Uebel hast Du, heiligster Vater, endlich ein wirksames 
Heilmittel gebracht, indem du gestattetest, dass jenes Dekret dem Concil vor- 
gelegt werde, durch welches allein ein so grosser Sturm gestillt werden kann. 
Denn durch diese Vorlage allein schon werden die betrübten Gemüther auf- 
gerichtet, wird die Frechheit der Bekämpfer des heil. Stuhles gebrochen und 
ersteht die sichere Hoffnung auf die so sehr ersehnte Eintracht. Dieses Dein 
Wort also, heiligster Vater, wird in dieser unserer stürmischen Zeit das be- 
wirken, was einst auf dem Meere geschah, als der Nachen, während Christus 
schlief, vom Sturme umhergeschleudert wurde; als er aber aufstand und dem Winde 
gebot, wurde eine grosso Stille. || Dass wir das so schnell wie möglich erfahren, 
wird Deine Heiligkeit durch Dein Flehen zu dem, dessen Statthalter Du bist, 
erlangen; wir aber werden unsere Gebete mit dem Deinigen vereinen, damit 
die Freude derjenigen, deren Sache eine gemeinsame ist, auch eine gemein- 
same sei, und auf dass wir, nachdem deine Prärogative sichergestellt sind uns 
auch der Befestigung unserer Autorität über die Völker erfreuen. Rom, am 
Feste des heiligen Petrus des Martyrers (29. April) 1870. 





Nr. 4913. (178.) 


RÖMISCHE CURIE. Depeschedes Cardinal-Staatssecretärs(Antonelli) 
an den apostolischen Nuntius in Wien (Faleinelli). — Erwiederung 
auf die österreichische Depesche vom 20. Februar. (Vergl. Nr. 4895). 
Ital. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. LXXXII. 

Rom, 20. April 1870. 
Hochwohlgeborener und Hochwürdigster Herr! 
Der Botschafter seiner kaiserlichen und königlich apostolischen Majestät, 


%.Aprill8io. Herr Graf Trauttmansdorff, hat mir kürzlich cine schon unter dem 10. Febr. . 
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1. J. vom Herrn Reichskanzler Grafen Beust in Bezug auf das Concil an ihn wr a 
gerichtete Depesche vertraulich mitgetheilt. Nachdem der Herr Graf in dieser pom. Carie. 
Depesche der Geneigtheit Erwähnung gethan, welche auf Seite der k. u. k.2-Aprili80. 
Regierung vorhanden sei, der katholischen Kirche die grösste Unabhängigkeit 
bei Regelung ihrer inneren Angelegenheiten zu lassen, in der Erwartung, dass 
dieselbe vermeiden werde, in ihren Dekreten Fragen zu berithren, in Betreff 
deren ihre Competenz angefochten werden könnte, zeigt er sich sehr besorgt 
wegen des Ganges der Dinge auf dem Concil und führt dies — in nicht 
sehr zarten Ausdrücken — auf gewisse, hier auch hohen Orts herrschende 
Tendenzen und auf gewisse Kundgebungen zurück, welche, wenn auch bis 
jetzt noch im Stadium des Projektes, die k. u. k. Regierung beunruhigen und 
die Öffentliche Meinung erregen, und welche, wenn sie sich verwirklichen sollten, 
dazu führen würden, eine nicht zu überbrückende Kluft zwischen den Gesetzen 
der Kirche und jenen zu schaffen, welche der Mehrheit der modernen Ge- 
sellschaft zur Richtschnur dienen, || Unter diese Kundgebungen reiht der Herr 
Kanzler in erster Linie die durch die Augsburger Zeitung stattgefundene Ver- 
öffentlichung der 21 Canones, welche der Berathung des Concils vorliegen, 
und betrachtet diese Thatsache als hinreichend, um dadurch die Befürchtungen . 
der öffentlichen Meinung zu rechtfertigen und die k. u. k. Regierung zum 
Aufgeben der bis nun strenge beobachteten zurückhaltenden Stellung zu 
zwingen, da aus dem Inhalte von manchem der erwähnten Canones eine Rich- 
tung zu entnehmen sei, welche dahin abziele,' die Wirksamkeit der bürger- 
lichen Gesetzgebung lahmzulegen und die Achtung, welche jeder Staatsbürger 
den Gesetzen seines Landes schulde, zu zerstören, so zwar, dass kein Staat 
sich gegen die freie Verbreitung von ähnlichen Lehren gleichgiltig verhalten 
könne. || Der Herr Graf Beust führt dann an, dass er im Monate Juli 1869 
die Demarkationslinie gezogen habe, welche zwischen den Wirkungssphären 
der Staats- und Kirchengewalt bestehen müsse, und indem er sodann aufs 
Neue bekräftigt, dass die damals aufgestellten Grundsätze dem Verhalten der 
k. u. k. Regierung zur unabweichlichen Richtschnur dienen müssten, erklärt 
er, eine gebieterische Pflicht zu erfüllen, wenn er den Staatsgesetzen die 
ihnen von Seite eines jeden Staatsbürgers ohne irgend eine Ausnahme und 
bei jeder Gelegenheit gebührende Achtung durch den Vorbehalt sichere, je 
nachdem der Text der vorerwähnten Canones es ihm nothwendig erscheinen 
liesse, die Veröffentlichung eines jeden Dokumentes zu verbieten, welches die 
Majestät des Gesetzes verletzen könnte; ebenso müsse Jedermann, wer es auch 
sei, der diesem Verbote zuwiderhandle, hiefür vor der Justiz des Landes zur 
Verantwortung gezogen werden. || Dies ist in Kurzem der Inhalt der mir ge- | 
machten Mittheilung, an welche ich einige kurze Bemerkungen zu knüpfen für 
geboten erachte. Indem ich vor Allem und nicht ohne Befriedigung von der 
vom Herrn Reichskanzler ausgesprochenen Absicht, der Kirche die volle Frei- 
heit in ihrer Wirkungssphäre zu lassen, Act nehme, kann ich Euerer Hoch- 
wohlgeboren und Hochwürden nicht verhehlen, dass ich mir nicht erklären 
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Fr. 4918 kann, wie die im Entwurfe der Constitutio de Ecclesia und der betreffenden, 


mit Verletzung des bischöflichen Geheimnisses in der Augsburger Zeitung ver- 


W.Aprill8i0. üffentlichten Canones enthaltenen Erklärungen bei der k. u. k. Regierung Be- 


sorgnisse und Befürchtungen in solchem Maasse erweckt haben können, um 
sie zu einer Aenderung jener Verhaltungslinie zu veranlassen, welche sie sich 
zweckmässigerweise (opportunamente) in Betreff der Verhandlungen des vati- 
canischen Coneils vorgezeichnet hatte. Die Materien, welche in diesem Con- 
stitutionsentwurfe und den dazu gehörigen Canones behandelt werden, ent- 
halten nichts Anderes als die Darlegung von Maximen und Grundsätzen, die 
sich in voller Uebereinstimmung mit der von Gott der Kirche geoffenbarten 
Lehre befinden, und woran letztere als Verwahrerin dieser Lehre nicht das 
Geringste zu ändern sich erlauben darf; übrigens hat sie das Recht und sogar 
die Pflicht, dieselbe zu erklären und zu erläutern, besonders dort, wo ihr 
entgegenstehende Irrthümer diese Nothwendigkeit auferlegen. Es ist ausser- 
dem zu erwähnen, dass die Maximen und Grundsätze, welche in den vorerwähnten 
Canones dargelegt werden, nunmehr nicht zum ersten Male verkündet werden, 
da dieselben mehrmals in den Akten der vorausgegangenen Allgemeinen Concile 
wiederholt, durch verschiedene päpstliche Constitutionen wieder in Erinnerung 
gebracht (richiamati) und entwickelt, von unzähligen Kirchenschriftstellern be- 
leuchtet und in den katholischen Schulen gelehrt worden sind. || Dann weiss 
aber auch die Kirche vollkommen gut, bis wohin sich ihre eigene Macht er- 
streckt, und ist sich der Grenzen der bürgerlichen Gewalt wohl bewusst; 
und so wie sie über ihre eigenen Vorrechte eifersüchtig wacht, achtet sie 
auch die Befugnisse jener. Der blosse Verdacht, die Kirche strebe darnach, 
die eigenen Grenzen zu überschreiten, ist daher auch ein Gegenstand uner- 
freulicher Ueberraschung, da man dadurch beinahe zur Vermuthung gebracht 
werden könnte, sie wolle sich über die Grenze ihrer göttlichen Autorität aus- 
dehnen. Wenn sich aber die Kirche gewissenhaft innerhalb der eigenen Grenzen 
hält, so kann sie doch keineswegs zugeben, dass ihr in der Ausübung ihres 
heiligen Amtes im Mindesten die Hände gebunden werden (inceppato). Sie findet 
diese Grenze in der Aufgabe klar bezeichnet, welche sie von ihrem gött- 
lichen Gründer erhalten hat, und da diese ihre Aufgabe darin besteht, die 
Menschen zur ewigen Seligkeit anzuleiten und zu führen, so hat die Kirche 
das Recht und die Pflicht, die Völker zu belehren; ihnen in allem Jenem den 
Geist zu erleuchten und den Willen zu lenken, was zu den moralischen Ver- 
pflichtungen und den Vorschriften der Gerechtigkeit und Rechtschaffenheit in 
irgend einem Bezuge steht, da deren Beobachtung zur Erreichung des Zweckes 
selbst unerlässlich ist. Die Kirche könnte nie und nimmer und aus keinerlei 
Grund und unter keinerlei Zeit-, Orts- und persönlichen Verhältnissen auf 
dies Recht verzichten oder sich dieser Pflicht entziehen. |] Daraus, ergibt sich 
denn, dass die Kirche zu allen Zeiten Glaubens- und Moral-Vorschriften ge- 
lehrt hat, ohne dass dadurch die Ordnung der Staaten zu leiden oder die 
Fürsten zur Beunruhigung Anlass gehabt hätten; dass dieselben im Gegentheil 
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in weiser Würdigung des Einflusses, den die Thätigkeit der Kirche auf das 4918 
Verhalten der bürgerlichen Gesellschaft ausübte, wie genügend bekannt, häufig we. 
selbst als Vorkämpfer und Vertheidiger der verkündeten Lehren auftraten %-April1870. 
und durch Mitwirkung der fürstlichen Macht ihre genaue Befolgung förderten. 
Es ist hier auch der Ort dieses hinzuzufügen, dass die Kirche in der Ausübung 
ihres höchsten Lehramtes, weit davon entfernt, in irgend einer Weise die freie 
und ungehinderte Action der Regierungen zu hemmen oder zu lähmen, im 
Gegentheil deren Weg dadurch geebnet hat, dass sie beständig den Gläubigen 
die göttliche Vorschrift vor Augen hielt, Caesar zu geben, was Caesar’s ist, 
und gleichzeitig Caesar erinnerte, er möge die Staatsbürger nicht hindern Gott 
zu geben, was Gottes ist. || Die Geschichte bietet übrigens unzählige Beweise, 
dass die Kirche immer die gebührende Unterwerfung unter die rechtmässigen 
Obrigkeiten eingeschärft und bei jeder Gelegenheit die Lehren verworfen und 
verdammt hat, welche sich für Ordnung und öffentliche Ruhe bedrohlich er- 
wiesen. Die Vergangenheit gibt in dieser Hinsicht die giltigste und sicherste 
Bürgschaft, dass die erlauchte vaticanische Versammlung niemals irgend einen 
Beschluss im Sinne der von der k. u. k. Regierung befürchteten Vorhersehungen 
fassen wird. || Was übrigens die Aufregung der öffentlichen Meinung betrifft, auf 
welche der Herr Graf Beust in seiner angeführten Depesche hinweist, so ist 
nicht leicht zu begreifen, wie die im oberwähnten Constitutionsentwurf ent- 
haltenen Lehren hiezu Anlass geben sollten, da selbe doch in ihrer Gesammt- 
heit nichts Anderes sind als die neuerliche Darlegung (riproduzione) der, wie 
oben gesagt, zu jeder Zeit verkündeten katholischen Lehre, wie dies die Bi- 
schöfe in authentischer Weise und mit voller Freiheit im Schoosse des vati- 
canischen Concils bezeugen werden. Es ist jedoch zu hoffen, dass die katho- 
lische Lehre, durch einen feierlichen Act von den Concils-Vätern auf's Neue 
bekräftigt (riconfermata), von dem Volke der Gläubigen als ein Himmelszeichen 
des Friedens und als Morgenroth einer schöneren Zukunft aufgefasst werden 
wird, nachdem der Zweck dieser Neubekräftigung kein anderer ist, als der 
modernen Gesellschaft die Grundsätze der Gerechtigkeit und der Rechtlichkeit 
ins Gedächtniss zurückzurufen und auf diese Weise der Welt jenen Frieden 
und jene Ruhe wiederzugeben, welche einzig und allein in der Beobachtung 
der göttlichen Gesetze gefunden werden können. , Schliesslich dürfte es nicht 
ohne Nutzen sein, zu bemerken, dass es mit dem mehrerwähnten Constitutions- 
eutworf gar nicht darauf abgesehen war, Aenderungen oder Modifikationen in 
den vom Heiligen Stuhle mit den Regierungen zur Regelung der Beziehungen 
der Kirche zum Staate in Angelegenheiten gemischter Competenz abge- 
schlossencn Concordaten anzubahnen (introdurre), da die Entschliessungen, welche 
ds vaticanische Concil über die im Entwurfe selbst dargelegten Materien zu 
fassen haben wird, in keiner Weise die erwähnten Verträge alteriren werden, 
insolange die Regierungen in dem, was sic betrifft, die übernommenen Ver- 
Pfichtungen getreulich erfüllen. |: Indem ich mich weiterer Bemerkungen, zu 
denen die Depesche des Herrn Grafen Beust noch Anlass gibt, enthalte, 
Staatsarchiv XXIV. Kirchl. Actenstäcke. (II) 4 
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“i oO glaube ich, dass die oben ausgesprochenen mehr als hinreichend sind, um die 
Rom. Curie, K. u. k. Regierung zu überzeugen, dass die von derselben in Beziehung auf 
x0.apuill8. die Berathungen des vaticanischen Concils gehegten Befürchtungen keinerlei 

Begründung haben, und dass dieselbe sich dadurch bewogen finden wird, von 
der Verhaltungslinie nicht abzuweichen, welche sie sich in Bezug auf dasselbe 
vorgezeichnet hatte. | Euer Hochwohlgeboren und Hochwürden sind ermäch- 
tigt, die oben ausgesprochenen Bemerkungen dem Herrn Reichskanzler in ver- 
traulicher Weise zur Kenntniss zu bringen, und wollen indessen den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung genehmigen. | Euer Hochwohlgeboren 
und Hochwürden Diener G. C. Antonelli 


Nr. 4914. (179) 


BAIERN. Depesche des Ministers des Auswirtigen (Graf Bray) an 
den K. Gesandten (Graf Tauffkirchen) in Rom. — Unterstützung der 
neuerlichen franzôsischen Vorstellungen. 


Munich, le 20 avril 1870. 
oO Monsieur le comte! Ainsi que vous en avez été informé par ma dépéche 
Baier, 00. 35 du 7 courant, le gouvernement français avait bien voulu nous com- 
RAIN. muniquer le texte d’un mémoire qu’il se proposait de faire remettre à Son 
Eminence le cardinal Antonelli au sujet. des délibérations actuelles du Concile 
oecuménique. || J'ai lieu de croire que depuis lors cette communication, pour 
laquelle M. le comte Daru avait réclamé notre appui, a eu lieu, et que, par 
conséquent, le gouvernement de Sa Sainteté a été mis à même de prendre en 
considération le contenu de cette pièce importante. || Nous le croyons digne 
en effet, de la plus sérieuse attention du Saint-Siége et du Concile, et de 
tous ceux pour lesquels la paix et l'indépendance de l'Eglise, le respect de 
la religion et le repos des consciences sont des objets de haute sollicitude. 
y Représentants d'une nombreuse population catholique, dont les vives et 
loyales convictions ne font l’objet d'aucun doute, et animés nous-mêmes du 
plus sincère attachement à nos institutions religieuses ct d’un profond respect 
pour l'autorité légitime du Saint- Siége, nous sommes obligés, d’autre part 
de nous opposer énergiquement à toute atteinte aux rapports entre l'Eglise 
et l'Etat, dont chez nous le Concordat conclu avec le Saint-Siége et la Con- 
stitution du royaume forment les bases solides et inattaquables. || C'est à ce 
double titre, monsieur le comte, que le gouvernement du roi se joint aux 
représentations que lo gouvernement de l'Empereur Napoléon vient d'adresser 
avec tant de ménagement et pourtant avec tant de vérité au Saint-Siége, 
dans le but de lui signaler les craintes légitimes que fait naître dans tonte 

l'Europe catholique la voie où la majorité du Concile paraît vouloir s'engager. 
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Nous joignons nos instances aux remontrances du gouvernement français, et Nr: 4914 
nous nous croyons appelés à le faire d'autant plus que, dans le sein du Con- Lin. 
cile lui-même, une grande partie des représentants de l'Eglise de l'Allemagne, 20-April1870. 
dont le dévouement religieux est bien connu, atteste, par son attitude, que 
nos craintes sont loin d’être vaines. Je vous invite, monsieur le comte, à 
présenter ces observations à M. le cardinal secrétaire d'Etat et à les recom- 
mander à sa sérieuse et bienveillante attention. |; D'accord avec les gouverne- 
ments intéressés dans cette grave question, nous croyons remplir un devoir 
sacré en élevant notre voix dans l'intérêt commun de l'Eglise et de l'Etat, et 
en garantissant autant qu'il est en nous le maintien des droits de l'une et de 
l'autre, ainsi que la paix religieuse, qui jusqu'ici a été l’heureux partage de 
notre patrie. || Agréez, monsieur le comte, l'expression réitérée de ma haute 
considération. Comte de Bray. 
Graf Beust hatte unter dem 20. April an den österr. Geschäftsträger 
in München, v. Zwierzina, eine Note gerichtet, in der unter Anderem gesagt 
wird: „Nach sorgfältiger Erwägung der uns vor ihrer Absendung nach Rom 
vertraulich mitgetheilten neuesten Depesche des Grafen Daru in Angelegen- 
heiten des Concils haben wir uns gern entschlossen, den darin enthaltenen 
Erklärungen, da sie nach unserer Auffassung die Stellung und Aufgabe der 
weltlichen Regierungen gegenüber der Kirchengewalt vollkommen kennzeichnen, 
unsere volle Unterstützung zu leihen und zu diesem Zwecke den k. u. k. 
Botschafter in Rom mit einer zur Mittheilung an den Cardinal-Staatssecretär 
bestimmten Instruction zu versehen. || Von letzterem Actenstücke, welches 
ich heute an den Graf Trauttmansdorff absende, beehre ich mich Eur. 
gleichzeitig eine Abschrift mit dem Ersuchen zu übersenden, solche sofort 
dem k. baierischen Herrn Minister des Aeusseren zur Verfügung zu stellen. 
Ich zweifle nicht, dass Herr Graf v. Bray cs dem gemeinsamen Interesse 
entsprechend finden werde, an den k. Gesandten am päpstlichen Hofe ana- 
loge Aufträge zu erlassen“, Ueber die Aufnahme dieser Mittheilung durch 
den Grafen Bray berichtet der österr. Geschäftsträger unter dem 12. April: 
derselbe lässt Eur. Excellenz seinen verbindlichsten Dank aussprechen, und 
er wird eine mit der kaiserlichen Depesche vollkommen übereinstimmende an 
Graf Taufkirchen richten, während er schon in einer früheren vom 7. d., 
welche Se. Excellenz mir vorzulegen die Güte hatte, den baierischen Herrn - 
Gesandten in Rom aufforderte, sich den Schritten des Grafen Trauttmaus- 
dorff anzuschliessen: Der Herr Minister sprach seine Hoffnung aus, dass 
durch solch’ eine sich fast gleichmässig begegnende Haltung der grossen 
Mächte die Entscheidung der päpstlichen Curie und des Concils noch zu- 
letzt in beruhigender Weise beeinflusst werde, während er ernstlich be- 
sorgt, dass, wenn diese Eintracht der Cabinete nicht vorhanden wäre, man 
sicher in Rom einen unbeugsamen Willen treffen würde“. 
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Nr. 4915. (180) 


NORDDEUTSCHER BUND. Depesche des norddeutschen Gesandten 
(v. Arnim) in Rom an den Cardinal-Staatssecretär Antonelli. — 
Unterstützung der neuerlichen französischen Vorstellung. 


Rome, le 28 avril 1870. 

oo Monseigneur! Le Gouvernement Impérial de France nous a donné con- 
© Nord: naissance du memorandum relatif au Concile que Sa Sainteté a daigné re- 
ner cevoir des mains de l'Ambassadeur de France. | Le Cabinet des Tuileries, ayant 
æ.Aprili870. demandé au Gouvernement de la Confédération de l'Allemagne du Nord d'appuyer 
les observations qu’il vient de soumettre au Saint-Pére, comme président du Concile, 

nous n'avons pu hésiter à nous associer à unc démarche, considérée comme 
opportune, comme urgente même, par beaucoup de catholiques, désireux de voir 
aboutir les délibérations du Concile à une oeuvre de paix religieuse et sociale. 

; En effet, le Gouvernement de la Confédération, témoin de l'agitation pro- 

fonde qui règne au sein de l'Eglise en Allemagne, manquerait à ses devoirs, 

sil ne voulait pas constater l'identité des appréciations, développées dans la 

pièce française, avec les graves préoccupations qui, en Allemagne, se sont 
emparées des esprits, effrayés à l'idée que des résolutions conciliaires, prises 

en dépit de l'avis presqu’unanime de l’Episcopat Allemand, ne puissent créer 

des situations pénibles, en imposant aux consciences des luttes sans issue. 

Ce n’est pas tout. Il est de notoriété publique que les Evêques Allemands qui, 

à nos yeux comme au yeux du Saint-Siége, sont les représentants légitimes 

des catholiques allemands — pas plus que l’Episcopat de l'Empire Austro- 
Hongrois — n’ont pu s'approprier les vues qui paraissent dominer au Concile. 

Par des documents publiés dans les journaux et dont l'authenticité n’a jamais 

été contestée, nos Evéques ont rempli le devoir de signaler d’avance les dé- 
plorables résultats qui seraient à craindre, si l'autorité suprême de l'Eglise et 

la majorité du Concile voulaient, sans tenir compte des votes contraires d’une 
“minorité importante, procéder à la déclaration de certains décrets qui, en in- 
troduisant sous forme de définitions dogmatiques des modifications profondes 

dans la délimitation de l'autorité attribuée à chaque degré de la hiérarchie, 

ne pourraient manquer d’altérer en même temps la position réciproque des 
pouvoirs, civil et ecclésiastique. De tels décrets, loin d'être seulement une 
menace vague pour l'avenir, semblent plutôt calculés de manière à faire re- 

naître et à entourer d’une nouvelle sanction dogmatique d'anciennes constitu- 

tions pontificales suffisamment connues et constamment combattues par la so- 

ciété civile de toute époque et de toute nation. Vouloir proclamer ces prin- 

cipes aujourd’hui du haut de la Chaire Pontificale, les vouloir soutenir par 

tous les moyens de persuasion dont l'Eglise dispose, ce cerait, nous le craignons, 

jeter le trouble dans l'ensemble des rapports de l'Eglise avec l'Etat, et 
amener des crises dont le Gouvernement Pontifical, malgré sa sagesse tradi- 
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tionnelle, ne se rend peut-être pas compte, parce qu'il est moins que nous en ‘io. 
mesure de juger de la disposition des eprits dans nos pays. || Il y a un Nora- 
point sur lequel il importe de diriger tout particulièrement l'attention du Saint- et 
Siege. || En Allemagne les chrétiens catholiques et non-catholiques doivent vivre 23.4pril1850. 
paisiblement les uns à côté des autres. Sous l'influence des relations quo- 
tidiennes et d’un contact continuel un courant s’est formé qui, sans effacer les 
divergences, a fini par rapprocher les différentes confessions, de manière à 
pouvoir espérer qu'un jour on parviendrait à réunir toutes les forces vives 
du Christianisme, pour combattre en commun les erreurs dont le monde subit 
déjà l'influence, au grand détriment des sentiments religieux. || Or, il est à 
craindre que ce mouvement de rapprochement ne soit violemment arrêté, si 
Yévénement venait à prouver que les tendances que nos Evêques combattent, 
et contre lesquelles l'opinion publique fait valoir tous les arguments quelle 
puise dans le besoin de défendre contre toute atteinte la base de notre existence 
nationale, devaient l'emporter aux délibérations du Concile, jusqu'au point 
d’être imposées au monde comme règle de foi religieuse et par conséquent 
comme règle de conduite politique. Nos populations — il est impossible de 
s'y méprendre — y verraient la reprise d'anciennes luttes, parce qu'elles ne 
pourraient être rassurées par une argumentation qui tendrait à représenter la 
conduite politique comme entièrement indépendante de ce qui leur serait en- 
seigné comme devoir religieux. || Il n’est pas impossible que le Gouvernement 
de la Confédération, auquel les reproches de ne pas s'être opposé à temps à 
ce que, à tort ou à raison, on a appelé les projets de Rome, n’ont pas man- 
qué, n'aurait plus, en matière religieuse, la liberté d'action dont, jusqu'à pré- 
sent, il s’est servi dans l'intérêt de l'Eglise Catholique. || En soumettant ces 
observations au Saint-Siége, nous ne nous sommes nullement inspirés des idées 
de ceux que la Cour de Rome considère, peut-être, comme ses adversaires. 
Nous n'avons aucun intérêt à affaiblir l'autorité au Souverain Pontife. C'est 
comme Puissance amie, et pour rendre un nouveau service un Saint-Siége, que 
nous voudrions, par la franchise avec laquelle nous nous exprimons sur les 
difficultés de notre situation, et sur les dangers d’une crise religieuse, con- 
tribuer à écarter des délibérations du Concile tout ce qui pourrait compro- 
mettre la position généralement satisfaisante de l'Eglise Catholique en Alle- 
magne. || Si nous pouvions nous flatter d’avoir coopéré à un tel résultat, nous 
n’en serions pas seulement redevables à la sagesse du Saint-Siége, mais nous 
5 trouverions un motif de plus pour persévérer dans la ligne de conduite que 
nous avons toujours suivie dans nos relations avec la Cour de Rome. 

Veuillez agréer, Monseigneur, l’assurance réitérée de ma plus haute con- 
sidération. Arnim. 





ÿ 
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Nr. 4916. (181) 


RÖMISCHE CURIE. Die dogmatische Constitution über den katho- 
lischen Glauben. — Beschlossen und verkündet in der dritten öffentlichen 
Sitzung des vaticanischen Concils vom 24. April 1870. 


Lat. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. CXII. Deutsche Uebersetzung — mit 
Approbation sämmtlicher deutscher Mitglieder des Ausschusses für Glaubenssachen im 
vatic. Conc. — von Molitor: Die Constitutionen d. vatic. Concils. Regensburg 1870. 


Pius, Bischof, Knecht der Knechte Gottes. 
Mit Zustimmung des heiligen Coneils. 
Zum immerwährenden Gedächtniss. 


Ir. 4916 Bevor der Sohn Gottes und Erlöser des Menschengeschlechtes, unser 
FR A Herr Jesus Christus, heimkehrte zu seinem himmlischen Vater, hat er die Ver- 
*Aprili870. heissung gegeben, dass er mit seiner auf Erden streitenden Kirche sein werde 

alle Tage bis an’s Ende der Welt. Darum hat er zu keiner Zeit aufgehört, der 
geliebten Braut zur Seite zu sein, ihr beizustehen, wenn sie lehrt, sie zu segnen, 
wo sie wirkt, ihr Hülfe zu bringen, wenn Gefahr ihr droht. Diese seine 
heilbringende Fürsorge aber, welche schon aus andern unzähligen Wohlthaten 
ununterbrochen hervorleuchtet, ist insbesondere in der augenscheinlichsten 
Weise kund geworden an jenen Früchten, welche der Christenheit aus den 
allgemeinen Concilien, und namentlich aus jenem von Trient, wenn es auch in 
ungünstigen Zeiten abgehalten wurde, in reichlichstem Maasse erwachsen sind. 
Daher die genauere Erklärung und fruchtbarere Entwickelung der heiligsten 
Glaubenslehren, sowie die Verurtheilung und Eindämmung der Irrthümer; 
daher die Wicderherstellung der Kirchenzucht und deren festere Ordnung, die 
Beförderung des Eifers für Wissenschaft und Frömmigkeit im Clerus, die Er- 
richtung von Anstalten für die Erziehung der Jünglinge zum geistlichen Stande, 
die Erneuerung endlich des Lebens des christlichen Volkes sowohl durch den 
sorgfältigeren Religionsunterricht, als auch durch den häufigeren Gebrauch der 
Sakramente. Daher überdies die engere Vereinigung der Glieder mit dem 
sichtbaren Haupte und die regere Lebensthätigkeit des ganzen mystischen Leibes 
Christi; daher die Vermehrung der klösterlichen Genossenschaften und anderer 
Anstalten der christlichen Frömmigkeit, sowie nicht minder der unermüdliche 
Drang und die glühende, bis in den Martyrertod beharrliche Begeisterung, 
das Reich Christi weithin über den Erdkreis zu verbreiten. : Indem wir aber 
auf diese und andere bedeutsamen Erfolge, welche die göttliche Gnade der 
Kirche hauptsächlich mittels der letzten ökumenischen Synode zugewendet hat, 
mit der gebührenden Dankbarkeit zurückblicken, können wir den herben 
Schmerz nicht unterdrücken über die so traurigen Uebel, welche gerade da- 
durch entstanden sind, dass derselben heiligen Synode Würde und Geltung 
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von so Vielen hintangesetzt, oder deren höchst weise Beschlüsse ausser Acht er a). 
gelassen wurden*). || Denn Niemand kann verkennen, dass die von den Vätern pom. Curie. 


zu Trient verworfenen Irriehren, indem das von Gott gesetzte kirchliche Lehr- 2+-Aprill&0. 
amt zurückgewiesen und in Fragen der Religion der Ansicht jedes Einzelnen 
freier Spielraum gewährt wurde, allmälig in vielfältige Secten sich aufgelöst 
haben, durch deren Uneinigkeit und Hader es endlich dahin kam, dass bei 
nicht Wenigen der Glanbe an Christus überhaupt wankend wurde. So ward 
bereits selbst die heilige Schrift, die man ehemals als einzige Quelle und 
Richterin der christlichen Glaubenslehre hingestellt hatte, schon nicht mehr 
als von Gott gegeben anerkannt, ja sogar den sagenhaften Erdichtungen bei- 
gezählt. | Da entstand und verbreitete sich nur zu weit über den Erdkreis hin 
jene Lehre des Rationalismus oder Naturalismus, welche der christlichen 
Religion als einer übernatürlichen Anstalt in Allem widerstrebt und mit aller 


*) Dieser und die beiden folgenden Absätze lauteten im Schema (1. Revision) wie 
folgt: Jedermann weiss, dass die von den Vätern zu Trient verdammten Ketzereien, 
welche nach Verwerfung des lebendigen Lehramtes der Kirche die religiösen Dinge 
dem eigenen Urtheil eines jeden anheimstellten, von selbst in vielfache und uneinige 
Secten zerfallen sind, welche, nachdem endlich bei den meisten der Glaube Christi 
umgestürzt und vernichtet worden, sich nicht scheuten, auch die heiligen Schriften 
selbst, die sie vorher für die einzige Quelle und den höchsten Richter der christlichen 
Lehre erklärten, mit gottlosem Frevelmuth leeren Formeln und blossen Erdichtungen 
gleichzustellen. Da aber die Bauleute solchermaassen jenen Eckstein verworfen und 
jenes Fundament untergraben hatten, ausser welchem niemand ein anderes legen kaun, 
Jesum Christum, unseren Erlöser, so geschah es, dass sie, der Führung des Glaubens 
beraubt und sich selbst überlassen, jene Ungeheuer der Ansichten und philosophischen 
Systeme eingeführt haben (ea invexerint opinionum et philosophicorum systematum 
monstra), welche, mit dem Namen Mythismus, Rationalismus, Indifferentismus bezeich- 
net, endlich in eine Masse von Irrthümern zusammenschmolzen und den Naturalismus 
erzeugten. Und diese gottloseste, heutzutag leider nur zu verbreitete Lehre, greift nun 
wie sie denn ihrem Wesen nach der übernatürlichen Ordnung geradezu widerstreitet, mit 
offenem Visir die christliche Religion an und sucht, nachdem sie den Urheber, Er- 
löser und Herrn aller, Christus, von der Leitung und Herrschaft der menschlichen 
Dinge entfernt hat, das Mysterium der Sünde, welches sich am Ende der Zeiten voll- 
ziehen sollte, schon jetzt zu erfüllen. Indem sie sich aber der Geister bemächtigt hat, 
stürzt sie dieselben je nach der Anlage eines jeden in den Abgrund des Pantheismus, 
Materialismus, Atheismus; kehrt durch die Leugnung des vernünftigen menschlichen 
Wesens jeglichen Maasstab des Rechts und der Gerechtigkeit um und erschüttert und 
zerstört die Grundlage der menschlichen Gesellschaft, || Da nun diese gottlose Pest 
ungestraft wüthet (Impia vero hujusmodi peste impune grassante), war es kaum an- 
ders möglich, als dass auch eine Anzahl von Söhnen der Kirche von derselben ange- 
steckt und der katholische Sinn bei der vielfältigen Herabsetzung der Wahrheiten 
verdunkelt wurde. Und leider zeigt eine höchst traurige Erfahrung, dass viele, von 
diesen fremden und nebelhaften Lehren umhüllt und gefangen, die Natur mit der 
Gnade, die menschliche Wissenschaft mit dem göttlichen Glauben so vermengen und 
so den von der Kirche aufgestellten und gelehrten wahren Sinn der Glaubenssätze 
verdrehen, dass sie die volle Reinheit und Aufrichtigkeit des Glaubens augenschein- 
lich: in die äusserste Gefahr gebracht haben. (S. lat. Orig. Friedrich, Docum. L c. 
IL p. 65.) 
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un #16 Macht dahin zielt, Christus, unsern alleinigen Herrn und Heiland, aus den Ge- 
Bim. Car. danken der Menschen, aus dem Leben und den Sitten der Völker zu verbannen, 
5%4prill8i0. damit das Reich der sogenannten reinen Vernunft oder Natur gegründet werde. 
Nachdem sie aber die christliche Religion verlassen und preisgegeben, nach- 
dem sie den wahren Gott und seinen Christus geleugnet haben, sind viele 
Geister endlich in den Abgrund des Pantheismus, Materialismus und Atheis- 
mus gerathen, so dass sie Alles aufbieten, um mit Leugnung sogar der ver- 
nünftigen Natur, und jeder Richtschnur der Gerechtigkeit und Tugend, die 
tiefsten Grundlagen der menschlichen Gesellschaft zu zerstören. || Indem nun 
aber diese Gottlosigkeit überall um sich griff, geschah es unglücklicher Weise, 
dass auch Manche von den Söhnen der katholischen Kirche von dem Pfade 
der wahren gläubigen Frömmigkeit abirrten, und dass bei allmäliger Ver- 
kümmerung der Wahrheiten ihre katholische Gesinnung abgeschwächt wurde. 
Denn durch Lehren von mancherlei und befremdlicher Art auf falsche Wege 
geführt, sieht man sie in verkehrter Weise Natur und Gnade, die menschliche 
Wissenschaft und den göttlichen Glauben vermengen und so den ächten Sinn 
der Dogmen, wie ihn unsere heilige Mutter, die Kirche, festhält und lehrt, 
verfälschen und die Unversehrtheit und Reinheit des Glaubens in Gefahr 
bringen. || Wie könnte es beim Anblick von allem diesem anders geschehen, 
als dass die Kirche in ihrem tiefsten Innern bewegt wird! Denn gleichwie 
Gott will, dass alle Menschen selig werden und zur Erkenntniss der Wahrheit 
gelangen; gleichwie Christus gekommen ist, auf dass er selig mache, was ver- 
loren war, und die Söhne Gottes, die da zerstreut waren, zur Einheit sammele, 
so weiss sich die Kirche, die von Gott bestellte Mutter und Lehrmeisterin der 
Völker, als Aller Schuldnerin und ist immerfort bereit und beflissen, die Ge- 
fallenen aufzurichten, die Wankenden zu stützen, die Zurückkehrenden lieb- 
reich zu cmpfangen, die Guten zu bestärken und zum Bessern zu fördern. 
Deshalb kann sie auch nie und nimmer davon ablassen, die Wahrheit Gottes, 
durch welche Alles gesundet, zu bezeugen und zu verkünden, wohl eingedenk, 
dass ihr gesagt ist: Mein Geist, der in dir ist, und meine Worte, welche ich 
in deinen Mund gelegt, sollen nicht weichen von deinem Munde von nun an 
bis in Ewigkeit. (Jesaias LIX. 21.) || Also haben auch Wir, tretend in die 
Fusstapfen Unserer Vorgänger, es niemals unterlassen, gemäss Unserm höchsten 
Apostolischen Amte die katholische Wahrheit zu lehren und zu wahren und 
verkehrte Lehren zu verwerfen. Nun aber, da die Bischöfe des ganzen Erd- 
kreises, durch Unsere Berufung zu dieser ökumenischen Synode im heiligen 
Geiste versammelt, mit Uns als Glaubensrichter sitzen, haben Wir beschlossen, 
gestüzt auf das Wort Gottes, das geschriebene, wie das überlieferte, so wie 
wir es von der katholischen Kirche heilig behütet und unverfälscht ausgelegt 
überkommen haben, von diesem Lehrstuhl Petri herab in Aller Angesicht die 
heilbringende Lehre Christi zu bekunden und zu erklären, zugleich aber die 
entgegenstehenden Irrthümer, kraft der uns von Gott übertragenen Gewalt, zu 
ächten und zu verurtheilen. 
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Erstes Hauptstück. Von Gott, dem Schöpfer aller Dinge. 


Nr. 4916 


asi 
Bom. 


1). 
Curie. 


Die heilige katholische apostolische römische Kirche glaubt und bekennt, AA. 


dass ein Gott ist, der wahre und lebendige, Schöpfer und Herr des Himmels 
und der Erde, allmächtig, ewig, unermesslich, unbegreiflich, an Erkenntniss 
und Willen und jeglicher Vollkommenheit unendlich; der, als einzig eine, 
schlechthin einfache und unwandelbare geistige Substanz, in Wirklichkeit und 
dem Wesen nach von der Welt verschieden, in sich und aus sich höchst 
glückselig und über Alles, was ausser ihm ist und gedacht‘ werden kann, 
unaussprechlich erhaben ist. | Dieser alleinige wahre Gott hat in seiner Güte 
und allmächtigen Kraft, nicht um seine Seligkeit zu vermehren, noch auch um 
seine Vollkommenheit zu erlangen, sondern um dieselbe durch die Gaben, 
welche er den Geschöpfen mittheilt, zu offenbaren, nach völlig freiem Rath- 
schluss, zugleich am Anfange der Zeit, die beiden Reiche der Schöpfung aus 
Nichts hervorgerufen, die geistige und die körperliche Creatur, die der Engel 
nämlich und die der sichtbaren Welf, und dann die menschliche, welche, als 
beiden gemeinsam angehörend, aus Geist und Körper besteht. (IV. Latera- 
nensisches Concil C. 1.) || Alles aber, was Gott erschaffen hat, bewahrt und 
leitet er durch seine Vorsehung, mächtig waltend von einem Ende zum an- 
dern und Alles mild ordnend. (Buch der Weisheit, VII. 1) Denn Alles 
liegt bloss und aufgedeckt vor seinen Augen (vgl. Hebr. IV. 13), selbst die 
zukünftigen freien Handlungen seiner Geschöpfe, 


Zweites Hauptstück. Von der Offenbarung. 


Dieselbe heilige Mutter, die Kirche, hält fest und lehrt, dass Gott, der 
Anfang und das Ende aller Dinge, mittels des natürlichen Lichtes der mensch- 
lichen Vernunft aus den erschaffenen Dingen mit Gewissheit erkannt werden 
kann; denn, was an ihm unsichtbar ist, wird, seit der Schöpfung der Welt, 
mittels dessen, was erschaffen ist, in der Erkenntniss erschaut (Röm. L 20): 
dass es aber dennoch seiner Weisheit und Güte gefallen hat, auf anderem, 
und zwar übernatürlichem Wege sich selbst und die Rathschlüsse seines 
ewigen Willens dem Menschengeschlechte zu offenbaren, wie der Apostel 
spricht: Nachdem Gott vormals mannigfach und in vielerlei Art zu den Vätern 
geredet durch die Propheten, hat er zuletzt in diesen Tagen zu uns geredet 
durch den Sohn. (Hebr. I. 1—2.) |! Dieser göttlichen Offenbarung ist es daher 
zwar zuzuschreiben, dass das, was von den göttlichen Dingen der menschlichen 
Vernunft an und für sich nicht unzugänglich ist, auch in dem gegenwärtigen Zu- 
stande des Menschengeschlechtes von Allen ohne Schwierigkeit, mit fester Ge- 
wissheit und ohne Beimischung von Irrthum, erkannt werden kann. Den- 
noch ist nicht um deswillen die Offenbarung unbedingt nothwendig zu nennen, 
sondern darum, weil Gott in seiner unbegrenzten Güte den Menschen für ein 
übernatürliches Ziel bestimmt hat, zur Theilnahme nämlich an den göttlichen 
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Fan Gütern, welche die Erkenntniss des menschlichen Geistes völlig übersteigen; 
Rom. Curie, hat ja doch kein Auge gesehen, noch ein Ohr gehört, noch ist es in eines 
M-Aprill870. Menchen Herz gekommen, was Gott denen bereitet hat, welche ihn lieben. 
(1. Cor. II. 9.) || Diese übernatürliche Offenbarung ist ferner nach dem Glauben 
der ganzen Kirche, wie derselbe von der heiligen Synode von Trient erklärt wor- 
den ist, in geschriebenen Büchern und in nicht aufgezeichneten Ueberlieferungen 
enthalten, welche aus dem Munde Christi selbst von den Aposteln aufgenommen, 
oder von denselben Aposteln unter der Eingebung des heiligen Geistes gleichsam 
von Hand zu Hand überliefert, bis auf uns gekommen sind. (Concilium von Trient. 
4. Sitzung. Decret vom Canon der hl. Schriften.) Jene Schriften des alten und 
neuen Testamentes sind aber vollständig in allen ihren Theilen, wie sie in dem 
Decrete desselben Concils aufgezählt werden und in der alten lateinischen 
Vulgata herausgegeben sind, als heilige und kanonische anzuerkennen. Es 
hält aber die Kirche sie für heilig und kanonisch, nicht deshalb, weil sie, 
lediglich durch menschliche Thätigkeit zu Stande gekommen, durch deren 
Ansehen gutgeheissen worden, noch deshalb nur, weil sie die Offenbarung 
ohne Irrthum enthalten, sondern um deswillen, weil sie, nach der Eingebung 
des ‚heiligen Geistes niedergeschrieben, Gott zum Urheber haben und als 
solche der Kirche selbst übergeben worden sind. | Weil indessen die heil- 
samen Bestimmungen, welche die heil Synode von Trient über die Auslegung 
der heiligen Schrift gegeben hat, um leichtfertige Geister in Schranken zu 
halten, von gewissen Menschen verkehrt gedeutet werden, so erklären wir, in- 
dem wir eben dieses Decret erneuern, dasselbe sei dahin zu verstehen, dass in 
Sachen des Glaubens und der Sitten, welche die christliche Auferbauung be- 
treffen, als der wahre Sinn der heiligen Schrift derjenige zu erachten sei, 
welchen unsere heilige Mutter, die Kirche, festgehalten und festhält, da es ihr 
n zukommt, über den wahren Sinn und die Auslegung der heiligen Schriften zu 
urtheilen, wonach es Niemandem erlaubt ist, gegen diesen Sinn, oder auch 
gegen die einhellige Ucbereinstimmung der Väter, die heilige Schrift auszu- 

legen. 

Drittes Hauptstück. Von dem Glauben. 

Da der Mensch von Gott, als von seinem Schôpfer und Herrn, ganz und 
gar abhängig und die erschaffene Vernunft der unerschaffenen Wahrheit völlig 
unterworfen ist, so sind wir auch gehalten, Gott, wenn er etwas offenbart, 
durch den Glauben vollen Gehorsam des Verstandes und des Willens zu leisten. 
Von diesem Glauben aber, welcher der Anfang des menschlichen Heiles ist, 
bekennt die katholische Kirche, dass er eine übernatürliche Tugend ist, vermöge 
welcher wir unter Anregung und Zuthun der Gnade Gottes das, was er geoffen- 
bart hat, für wahr halten, nicht wegen der innern, mit dem natürlichen Lichte 
der Vernunft erkannten Wahrheit der Dinge, sondern wegen des Ansehens des 
offenbarenden Gottes selbst, der da nicht betrogen werden noch betrügen kann. 
Der Glaube ist nämlich, nach dem Zeugnisse des Apostels, Grundlage der zu 
erhoffenden Dinge, Beweis des nicht Ersichtlichen. (Hebr. XI. 1.) || Damit 
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aber nichtsdestoweniger der Gehorsam unseres Glaubens mit der Vernunft im a; ae 
Einklange stehe, hat Gott gewollt, dass sich mit dem innern Beistand des nom. Curie. 
heiligen Geistes äussere Beweise seiner Offenbarung verbinden, die göttlichen 24-Aprili870. 
Thaten nämlich und zuvörderst die Wunder und Weissagungen, welche, da sie 
Gottes Allmacht und unendliches Wissen klar vor Augen stellen, höchst sichere 
und der Fassungskraft Aller angemessene Zeichen der göttlichen Offenbarung 
sind. Daher hat sowohl Moses und die Propheten, als auch vor Allen Christus 
der Herr viele und die augenscheinlichsten Wunder gewirkt und ebenso ge- - 
weissagt; und von den Aposteln lesen wir: Sie aber gingen aus und predigten 
überall, während der Herr mitwirkte und ihr Wort bestätigte durch die mit- 
folgenden Zeichen. (Marc. XVI. 20.) Und wiederum steht geschrieben: Wir 
haben noch ein festeres, das prophetische Wort, und ihr thut wohl, darauf zu 
achten, wie auf eine Leuchte, die leuchtet an dunklem Orte. (IL Petr. I. 19.) 
: Wenn aber auch die Zustimmung des Glaubens keineswegs ein blinder Trieb 
der Seele ist, so kann dennoch Niemand der Predigt des Evangeliums bei- 
stimmen, sowie es nothwendig ist zur Erlangung des Heils, ohne die Erleuch- 
tung und Eingebung des heiligen Geistes, welcher es Allen süss und leicht 
macht, der Wahrheit beizupflichten und zu glauben. (Il. Synode von Orange, 
Can. 7.) Deshalb ist der Glaube an und für sich, auch wenn er durch die 
Liebe nicht werkthätig ist, ein Geschenk Gottes, und der Glaubensact ein 
Heilswerk, wodurch der Mensch Gott selbst freien Gehorsam leistet, indem er 
der Gnade desselben, welcher er widerstehen könnte, beistimmt und mitwirkt. | 
Mit göttlichem und katholischem Glauben aber ist alles dasjenige zu glauben, 
was in dem geschriebenen oder überlieferten Worte Gottes enthalten ist und 
von der Kirche, entweder durch eine feierliche Entscheidung oder durch ihre 
gewöhnliche und allgemeine Lehrthätigkeit, als von Gott geoffenbart zu glauben 
vorgestellt wird. || Weil es aber ohne Glauben unmöglich ist, Gott zu gefallen 
und zur Gemeinschaft seiner Kinder zu gelangen, darum ist ohne den Glauben 
Niemandem je die Rechtfertigung zu Theil geworden, und Niemand wird, so- 
fern er nicht bis an das Ende in ihm beharrt, das ewige Leben crlangen. 
Damit wir jedoch der Pflicht, den wahren Glauben anzunehmen und standhaft 
in ihm zu beharren, zu genügen vermöchten, hat Gott durch seinen eingebornen 
Sohn die Kirche eingesetzt und mit offenkundigen Merkmalen seiner Einsetzung 
versehen, auf dass sic von Allen als Wächterin und Lehrerin seines geoften- 
barten Wortes erkannt werden könnte. Denn einzig und allein der katholi- 
schen Kirche ist alles das eigen, was von Gott in solcher Fülle und so 
wunderbar geordnet ist, um die Glaubwürdigkeit der christlichen Religion 
augenscheinlich zu machen. Ja, die Kirche ist an und für sich selber, wegen 
ihrer wunderbaren Ausbreitung nämlich, wegen ihrer leuchtenden Heiligkeit 
und unerschöpflichen Fruchtbarkeit in allem Guten, wegen der katholischen 
Einheit und unüberwindlichen Dauer, gewissermaassen ein gewaltiger und stetiger 
Glaubensbeweggrund und ein unwiderlegbares Zeugniss für ihre göttliche Sen- 
dung. || So geschicht es, dass sie wie ein unter den Völkern aufgerichtetes 
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Wahrzeichen (Jesaias XL 12), sowohl jene zu sich einlädt, welche noch nicht 
zam Glauben gekommen sind, als auch ihre Kinder gewissmacht, dass der 
Glaube, den sie bekennen, auf dem sichersten Grunde ruht. Zu diesem Zeug- 
nisse tritt die wirksame Hülfe der Kraft von Oben. Denn der Herr in seiner 
übergrossen Güte erweckt und unterstützt nicht nur mittels seiner Gnade 
die Irrenden, dass sie zur Erkenntniss der Wahrheit gelangen können, son- 
dern Jene, welche er aus der Finsterniss versetzt hat in sein wunderbares 
Licht, bestärkt er auch mittels der Gnade, auf dass sie in demselben Lichte 
beharren: da er Niemanden verlässt, wenn er nicht verlassen wird. Deswegen 
ist die Lage jener, welche vermöge des himmlischen Geschenkes des Glaubens 
der katholischen Wahrheit beigetreten sind, und derjenigen, welche, von mensch- 
lichen Meinungen verleitet, einer falschen Religion anhangen, durchaus nicht 
die gleiche; denn jene, welche, unterwiesen von der Kirche, den Glauben an- 
genommen haben, können niemals einen gerechten Grund haben, diesen Glauben 
zu ändern oder in Zweifel zu ziehen. Darum lasst uns Dank sagen Gott dem 
Vater, der uns würdig gemacht hat der Theilnahme an dem Loose der Heili- 
gen im Lichte, und nicht hintansetzen ein so grosses Heil, sondern im Auf- 
blick zu dem Urheber des Glaubens und Vollender, Jesus, lasst uns festhalten 
am unwandelbaren Bekenntnisse unserer Hoffnung! 


Viertes Hauptstück. Von dem Glauben und der Vernunft. 


Dieses hat auch die Kirche in ununterbrochener Einhelligkeit festgehalten 
und hält es fest, dass es eine zwiefache Ordnung der Erkenntniss gibt, ver- 
schieden nicht nur im Ursprung, sondern auch im Gegenstand: im Ursprunge 
nämlich, weil wir in der einen durch die natürliche Vernunft, in der andern 
durch den göttlichen Glauben erkennen; im Gegenstande aber, weil über das- 
jenige hinaus, was die natürliche Vernunft erfassen kann, uns Geheimnisse zu 
glauben vorgelegt werden, welche in Gott verborgen sind und einzig und 
allein vermöge göttlicher Offenbarung kund werden können. Demgemäss be- 
zeugt zwar der Apostel, dass Gott von den Heiden durch das, was erschaffen 
ist, erkannt worden; aber, wo er von der Gnade und Wahrheit spricht, welche 
durch Jesus Christus geworden ist, (Joh. 1. 17), verkündigt er: Wir reden 
Gottes Weisheit im Geheimnisse, die verborgen ist, die Gott vorherbestimmt hat, 
vor aller Zeit zu unserer Herrlichkeit, die keiner der Grossen dieser Welt erkannt 
hat: — uns aber hat es Gott geoffenbart durch seinen Geist; denn der Geist 
erforschet Alles, auch die Tiefen der Gottheit. (I. Cor. IL. 7—9.) Und der 
Eingeborene selbst preist den Vater, dass er dies den Weisen und Klugen 
verborgen, und den Kleinen geoffenbarct hat. (Matth. XI. 25.) ; So erreicht 
zwar die durch den Glauben erleuchtete Vernunft, wenn sie mit Fleiss, Fröm- 
migkeit und Besonnenheit forscht, unter Gottes Beistand ein gewisses und 
dazu höchst förderliches Verständniss der Glaubensgeheimnisse, theils aus der 
Vergleichung mit jenen Dingen, welche sie auf natürlichem Wege erkennt, 
theils aus dem Zusammenhange der Geheimnisse selbst unter einander und mit 
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dem letzten Ziele des Menschen; niemals jedoch wird sie in den Stand ge- Nr. 4916 
setzt, dieselben zu erkennen gleich den Wahrheiten, welche den ihr eigenen Rémy, en 
Gegenstand bilden. Denn die göttlichen Geheimnisse übersteigen ihrer Natur 4-Aprill870. 
selber nach dergestalt die geschaffene Vernunft, dass sie auch, nachdem sie 
geoffenbart und gläubig angenommen sind, dennoch mit dem Schleier dieses 
Glaubens bedeckt und in ein gewisses Dunkel gehüllt bleiben, so lange wir 
in diesem sterblichen Leben pilgern fern vom Herrn; denn im Glauben wan- 
‘ deln wir und nicht im Schauen. (II. Cor. V. 7.)|| Aber wenn gleich der 
Glaube über die Vernunft geht, so kann dennoch nie zwischen Glauben und 
Vernunft ein wirklicher Widerspruch bestehen, da derselbe Gott, welcher die 
Geheimnisse offenbart und den Glauben eingiesst, dem menschlichen Geiste das 
Licht der Vernunft gegeben hat, Gott aber sich selbst nicht verleugnen, noch 
auch das Wahre dem Wahren jemals widersprechen kann. Der leere Anschein 
aber eines solchen Widerspruches entsteht hauptsächlich daher, weil entweder 
die Glaubenswahrheiten nicht nach dem Sinne der Kirche verstanden und er- 
klärt worden sind, oder weil willkürliche Meinungen für Aussprüche der Ver- 
nunft gehalten werden. Wir erklären daher, dass jede Behauptung, welche 
mit einer Wahrheit des erleuchteten Glaubens im Widerspruche steht, durch- 
aus falsch ist. (V. Lateran. Concil.) Ferner hat die Kirche, welche zugleich 
mit dem apostolischen Lehramte den Auftrag erhalten, die Hinterlage des 
Glaubens zu behüten, von Gott auch das Recht und die Pflicht, die Wissen- 
schaft, die sich fälschlich diesen Namen anmaasst, zu verurtheilen, damit 
Niemand getäuscht werde durch Weltweisheit und eitlen Trug. (Coloss. II. 8.) 
Darum ist es allen Christgläubigen nicht nur verboten, derlei Meinungen, 
welche anerkanntermaassen im Widerspruche mit der Glaubenslehre stehen, 
namentlich wenn sie von der Kirche verworfen worden, als berechtigte wissen- 
schaftliche Ergebnisse zu vertheidigen, sondern sie sind vielmehr durchaus 
verpflichtet, dieselben als Irrthümer anzusehen, welche den trügerischen Schein 
der Wahrheit zur Schau tragen. || Aber nicht allein, dass sich Glaube und 
Vernunft niemals widersprechen können, sondern sie unterstützen sich auch 
gegenseitig, da die rechte Vernunft die Grundlagen des Glaubens darthut und, 
von dessen Licht erleuchtet, die Wissenschaft der göttlichen Dinge ausbildet, 
der Glaube aber die Vernunft von Irrthümern befreit und davor bewahrt, und 
sie mit mannichfacher Erkenntniss bereichert. Weit entfernt deshalb, dass die 
Kirche der Pflege der menschlichen Künste und. Wissenschaften entgegen 
wäre, unterstützt sie vielmehr und fördert sie dieselben in vielfältiger Weise. 
Denn sie verkennt weder, noch ‚missachtet sie den Nutzen, welcher dem 
menschlichen Leben aus ihnen zufliesst; sie erkennt vielmehr an, dass jene, 
50 wie sie von Gott, dem Herrn des Wissens, herkommen, so auch, wenn sie 
in rechter Weise behandelt werden, zu Gott, mit seinem Gnadenbeistande, hin- 
führen. Ebensowenig verbietet sie fürwahr, dass diese Wissenschaften, jede 
in ihrem Bereiche, ihren eigenen Principicn und ihrer eigenen Lehrweise fol- 
gen; aber indem sie diese gebührende Freiheit anerkennt, ist sie sorgsam 
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ae darauf bedacht, dass jene mit der göttlichen Lehre sich nicht in Widerspruch 

Rom, Curie. setzen und so Irrthümer in sich aufnehmen; oder dass sie, die eigenen Grenzen 

MAprill870. überschreitend, in das Gebiet des Glaubens sich eindrängen und dort Ver- 
wirrung anrichten. || Denn die Glaubenslehre, welche Gott geoffenbart hat, 
ist nicht, gleich einem erfundenen philosophischen Lehrgebäude, dem Men- 
schengeiste hingestellt, um sie zu vervollkommnen, sondern sie ist als göttliche 
Hinterlage der Braut Christi überantwortet, um sie treu zu behüten und un- 
fehlbar zu erklären. Deshalb ist auch allezeit jener Sinn der heiligen Glau- 
benslehren festzuhalten, welchen unsere heilige Mutter, die Kirche, einmal 
ausgesprochen hat, und nie darf, unter dem Schein und Vorwande tieferer Ein- 
sicht, von eben diesem Sinne abgewichen werden. Es wachse also und mehre 
sich vielfach und kräftig, wie bei den Einzelnen, so bei Allen, wie in dem 
einen Menschen, so in der ganzen Kirche, mit dem Fortschritte der Jahre 
und Jahrhunderte, die Erkenntniss, die Wissenschaft, die Weisheit: Alles 
jedoch innerhalb der eigenen Grenzen im unveränderten Dogma, im unver- 
änderten Sinne, im unveränderten Gedanken! (Commonitorium des Vincentius 
von Lerin, Nr. 28.) 


Canones. 
I. Von Gott dem Schöpfer aller Dinge. 


1. Wer da den einen wahren Gott, den Schöpfer und Herrn der sicht- 
baren und unsichtbaren Dinge, leugnet; der sei im Banne. : 2. Wer sich nicht 
schämt, zu behaupten, ausser der Materie gebe es nichts; der sei im Banne. 
"3. Wer da sagt, Gottes und aller Dinge Substanz oder Wesen sei eines und 
dasselbe; der sei im Banne. | 4. Wer da sagt, die endlichen Dinge, sowohl 
die körperlichen wie die geistigen oder wenigstens die geistigen, seien ein 
Ausfluss der göttlichen Substanz; oder das göttliche Wesen werde zu Allem, 
indem es in die Erscheinung tritt und sich entwickelt; oder endlich, Gott sei 
das allgemeine oder unbestimmte Sein, welches dadurch, dass es sich bestimmt, 
das in Gattungen, Arten und Individuen unterschiedene All der Dinge setze, 
der sei im Banne. || 5. Wer da nicht bekennt, dass die Welt und alle Dinge, 
welche in ihr enthalten sind, sowohl die geistigen, wie die materiellen, nach 
ihrer ganzen Substanz von Gott aus dem Nichts hervorgerufen sind; oder wer 
sagt, Gott habe nicht mit einem von aller Nöthigung freien Willen, sondern 
eben so nothwendig geschaffen, als er nothwendig sich selbst liebt; oder leug- 
net, dass die Welt zur Ehre Gottes erschaffen sei; der sei im Banne. 


I. Von der Offenbarung. 


1. Wer da sagt, der eine und wahre Gott, unser Schöpfer und Herr, 
könne durch das, was erschaffen ist, mit dem natürlichen Lichte der mensch- 
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lichen Vernunft mit Gewissheit nicht erkannt werden; der sei im Banne. | Del . 
2. Wer da sagt, es sei unmöglich oder nicht angemessen, dass der Mensch pom. Curie. 
durch göttliche Offenbarung über Gott und über die ihm zu erzeigende Ver- -Aprill870. 
ehrung belehrt werde; der sei im Banne. || 3. Wer da sagt, der Mensch könne 

von Gott nicht zu einer Erkenntniss und Vollkommenheit, welche die natür- 

liche übersteigt, erhoben.werden, sondern könne und müsse aus sich selbst in 
immerwährendem Fortschritte zuletzt zum Besitze alles Wahren und Guten 
gelangen; der sei im Banne. | 4. Wer die Bücher der heiligen Schrift nicht 
vollständig mit allen ihren Theilen, wie sie die heilige Synode von Trient 
aufgezählt hat, für heilige und kanonische annimmt, oder wer leugnet, dass 

sie von Gott eingegeben sind; der sei im Banne. 


UL Vom Glauben. 


1. Wer da sagt, die menschliche Vernunft sei so unabhängig, dass ihr 
der Glaube von Gott nicht befohlen werden könne; der sei im Banne. || 
2. Wer da sagt, der göttliche Glaube unterscheide sich nicht von dem natür- 
lichen Wissen von Gott und den sittlichen Dingen, und deshalb sei zum gött- 
lichen Glauben nicht erforderlich, dass die geoffenbarte Wahrheit wegen des 
Ansehens des offenbarenden Gottes geglaubt werde; der sei im Banne. : 3. Wer 
da sagt, die göttliche Offenbarung könne durch äussere Zeichen nicht glaub- 
würdig gemacht werden, und daher müssten die Menschen bloss durch eines 
Jeden innere Erfahrung oder durch besondere Eingebung zum Glauben bewegt 
werden; der sei im Banne. ; 4. Wer da sagt, Wunder seien unmöglich, und 
es seien deshalb alle Berichte von solchen, wenn sie auch in der heiligen 
Schrift enthalten sind, unter die Fabeln und Mythen zu verweisen; oder es 
können Wunder niemals mit Gewissheit erkannt, noch durch dieselben der 
göttliche Ursprung der christlichen Religion gehörig bewiesen werden; der 
sei im Banne. |! 5. Wer da sagt, die Zustimmung des christlichen Glaubens 
sei keine freie, sondern werde durch die Beweise der menschlichen Vernunft 
aufgenöthigt; oder lediglich zum lebendigen Glauben, welcher durch die Liebe 
werkthätig ist, sei die Gnade Gottes nothwendig; der sei im Banne. |; 6. Wer 
da sagt, die Lage der Gläubigen und Jener, welche zu dem allein wahren 
Glauben noch nicht gekommen sind, sei die gleiche, so zwar, dass die Katho- 
liken berechtigt sein könnten, den Glauben, welchen sie, unterwiesen von der 
Kirche, angenommen haben, in Zweifel zu ziehen, ihre Zustimmung ein- 
stellend, bis sie den wissenschaftlichen Beweis der Glaubwürdigkeit und Wahr- 
heit ihres Glaubens vollendet haben; der sei im Banne. 


IV. Von dem Glauben und der Vernunft. 


1. Wer da sagt, in der göttlichen Offenbarung seien keine wahren und 
eigentlichen Geheimnisse enthalten, sondern alle Glaubenslehren könnten durch 
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rl die gehörig ausgebildete Vernunft ans natürlichen Principien begriffen und 
Bin. Curio, bewiesen werden; der sei im Banne. |} 2. Wer da sagt, die menschlichen 
MAprill6i0. Wissenschaften seien mit solcher Freiheit zu betreiben, dass deren Auf- 
| stellungen, auch wenn sie der geoffenbarten Wahrheit widerstreiten, als wahr 
beibehalten und von der Kirche nicht verurtheilt werden könnten; der sei im 
Banne. |! 3. Wer da sagt, es sei möglich, dass den von der Kirche aufge- 
stellten Glaubenslehren irgend einmal, gemäss dem Fortschritt der Wissen- 
schaft, ein anderer Sinn beizulegen sei, als der, welchen die Kirche verstan- 
den hat und versteht; der sei im Banne. 
So beschwören wir denn, um der Pflicht Unseres höchsten Hirtenamtes zu 
genügen, alle Christgläubigen und zumeist die Vorsteher und Lehrer, um der 
Liebe Jesu Christi willen, und befehlen ihnen zugleich, in Vollmacht des- 
selben Gottes unsers Heilandes, dass sie eifrig bemüht seien, um diese Irr- 
thümer von der heiligen Kirche fernzuhalten und aus ihr zu verbarnen, das 
Licht des Glaubens aber in seiner ganzen Lauterkeit zu verbreiten. | Weil 
es jedoch nicht genügt, die Verkehrtheit des Irrglaubens zu meiden, sofern 
wir nicht zugleich die Irrthümer sorgfältig fliehen, welche mit jenem in näherer 
oder fernerer Verbindung stehen, so erinnern wir Alle an die Pflicht, auch 
die Constitutionen und Decrete zu beobachten, wodurch derlei verkehrte 
Meinungen, welche hier nicht ausdrücklich aufgezählt werden, von diesem 
heiligen Stuhle verurtheilt und verboten worden sind. 
Gegeben zu Rom in der öffentlichen feierlichen Sitzung in der Basilika 
des Vatican, seit der Menschwerdung des Herrn im Jahre 1870, am 24. April, 
im 24. Jahre Unseres Papstthums. 
Für die Aechtheit 
Joseph, 
Bischof von St. Pölten, 
Secretär des vaticanischen Concils. 


Die oben mitgetheilte dogmatische Constitution, welche mit den Worten 
beginnt „Dei filius et generis humani Redemtor“, wurde in der dritten öffent- 
lichen Sitzung am 24. April von 667 Vätern einstimmig angenommen und hierauf 
von Pius IX. in feierlicher Weise proclamirt. Der Papst hielt hierbei fol- 
gende Ansprache an die Concilsväter: „Ihr seht, geliebteste Brüder, wie gut 
und angenehm es ist, in Uebereinstimmung zu wandeln im Hause des Herrn, 
im Frieden zu wandeln. Möget Ihr stets so wandeln. Und da ja an diesem 
Tage unser Herr Jesus seinen Aposteln den Frieden gegeben hat, und ich 
dessen unwürdiger Stellvertreter bin, so gebe ich Euch in seinem Namen den 
Frieden. Dieser Friede (Christi) treibt, wie Ihr wisst, die Furcht aus; dieser 
Friede schliesst, wie Ihr wisst, die Ohren vor veranständigen Reden“. 

Obwohl uns — nach der Aufgabe dieser Sammlung — der Verlauf der Ver- 
handlungen in der Generalcongregation, welche zur Annahme dieser Constitution 
führten, nicht näher berührt, so glauben wir doch zwei Momente aus demselben 
hervorheben zu sollen. Das Eine ist jene fenrige und glänzende, wegen 
ihres seltenen Gerechtigkeitssinnes oft gepriesene Rede des Bischofs Strass- 
mayer von Diakovar. Strassmayer richtete seinen Angriff gegen die weiter 
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oben mitgetheilte Stelle des Proömiums (s. Note p. 215), in welcher der Nr. #16 
Protestantismus für all’ die Ungeheuer (monstra) philosophischer Meinungen Bon ie. 
und für all’ die gottlosen Irrthümer verantwortlich gemacht wird, welche, 24, aprints70. 
wie eine Pest wüthend, auch Söhne der katholischen Kirche angesteckt 
haben. Die Hauptstellen dieser Rede werden von Acton I. c. p. 87. f. (im 


deutschen und lateinischen Texte) folgendermaassen wiedergegeben: 


„Mit Vergunst der hochgelehrten Männer“ (— begann der Redner im 
Hinweise auf oben erwähnten Satz des „Proömiums“ —) „sei es gesagt: es 
scheint mir (solcher) Ausspruch weder mit der Wahrheit vereinbar, noch 
auch mit der Liebe. Nicht mit der Wahrheit. Wahr allerdings ist es, 
dass die Protestanten sehr schwere Schuld begangen haben, sofern sie mit 
Missachtung und Zurücksetzung der göttlichen Autorität der Kirche die 
ewigen und unwandelberen Wahrheiten des Glaubens dem Ermessen und der 
Willkür der subjectiven Vernunft unterwarfen. Solche Begünstigung des 
menschlichen Hochmuths gab immerhin zu sehr beklagenswerthen Uebeln, 
zu Rationalismus und Kriticismus etc. Veranlassung. Aber gerade in dieser 
Beziehung muss auch gesagt werden, dass zu dem Protestantismus und dem 
mit ihm im Zusammenhang stehenden Rationalismus die Keime vor dem 
XVL Jahrhunderte schon dagewesen und zwar in jenem sogenannten Humanis- 
mus und Classicismus, welchen sogar gerade im Heiligthume Männer der 
höchsten Autorität unvorsichtig und nicht wohl berathen gehegt und gross- 
gezogen haben. Ja, wäre nicht dieser Keim im Voraus vorhanden gewesen, 
nimmer liesse sich begreifen, wie ein so kleiner Funke in der Herzensmitte 
Europa’s so grossen Brand hätte entzünden mögen, dass er bis auf den 
heutigen Tag nicht gelöscht werden konnte. Hiezu kommt noch, dass die 
Verachtung des Glaubens und der Religion, der Kirche und jedwelcher 
Autorität ohne irgend eine Verwandtschaft und Gemeinsamkeit mit dem 
Protestantismus in der Mitte des XVIII. Jahrhunderts unter einem katho- 
lischen Volke, zu den Zeiten Voltaires und der Encyclopädisten, ihren Ur- 
sprung genommen. .... Wie indess immer es mit dem Rationalismus 
bestellt ist, darin, denke ich, hat die verehrliche Deputation ganz und gar 
sich getäuscht, wenn sie bei Entwerfung der Stammtafel des Naturalismus, 
des Pantheismus, des Atheismus etc. behauptet, diese Irrthümer zumal seien 
Ausgeburten des Protestantismus . .. Die aufgezählten Irrthümer werden 
nicht von uns, sondern eben so auch von den Protestanten gefürchtet und 
verabscheut, also, dass auch sie der Kirche und uns Katholiken in deren 
Bekämpfung und Widerlegung Hilfe und Beistand geleistet haben. So war 
Leibniz gewiss ein gelehrter und in jedem Bezuge ausgezeichneter Mann; 
ein Mann, so billig in Würdigung der Einrichtungen der katholischen 
Kirche; ein Mann, so tapfer und beharrlich in Bekämpfung der Irrthümer 
seiner Zeit, so hochbegeistert und verdient um Rückführung der Eintracht 
unter den christlichen Genossenschaften“ — (bei dieser Stelle der Rede cr- 
hob sich lautes Geschrei: Oh, Oh! Präsident de Angelis schellte und sagte: 
„Hier ist nicht der Ort um Protestanten zu loben“). Strossmayer fuhr fort: 
„An diese Männer, deren es eine erhebliche Anzahl gibt in Deutschland, in 
"England ebenso auch in Nordamerika, reiht sich eine Menge von Männern 
unter den Protestanten, auf welche alle das Wort des grossen Augustinus 
angewendet werden kann: „„Sie irren, aber sie irren in gutem Glauben; 
sie sind Häretiker, aber sie halten uns für Häretiker. Sie haben den Irr- 
thum nicht erfunden, sondern von verkehrten und in Irrthum geführten 
Eltern ererbt, bereit, den Irrthum abzulegen, sobald sie seiner überwiesen 
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worden““, . (Hier neue, lange Unterbrechung, Schellen mit der Glocke; 
dazwischen der Schrei „Pfui, Pfui! nieder mit dem Hiretiker““!) „Diese 
Alle“, — entwickelte der Redner fortfahrend — „gehören, obgleich nicht zu 
dem Leibe der Kirche, dennoch zu ihrem Geiste, und haben einigermaassen 
Antheil an den Gnaden der Erlösung. Sie Alle haben in der Liebe, durch 
welche sie sich zu Jesus Christus unserem Herrn hingezogen fühlen, und 
in jenen positiven Wahrheiten, die sie aus dem Schiffbruche des Glau- 
bens gerettet haben, cbensoviele Anknüpfungspunkte für die göttliche 
Gnade, deren sich die Barmherzigkeit Gottes bedienen wird, um sie zu dem 
alten Glauben und zu der alten Kirche zurückzuführen, wenn wir nicht 
selbst durch unsere Uebertreibungen nd durch unbesonnene Verletzung 
der ihnen schuldigen christlichen Liebe die Zeit des göttlichen Erbarmens 
hinausschieben. Was aber insbesondere die Liebe betrifft, so ist es sicher- 
lich im Widerstreite mit ihr, fremde Wunden anzurühren in anderer Ab- 
sicht denn um sie zu heilen; nun, denke ich, geschieht dies Letztere gerade 
nicht durch die Aufzählung von Irrthümern, zu welchen der Protestantismus 
Veranlassung gegeben haben soll.“. . . . Im Verfolge seiner Rede dann die 
Frage der Geschäftsordnung aufgreifend, sagte Strossmayer: „Durch ein 
Deeret, welches als Ergänzung des innern Geschäftsganges jüngst uns mit- 
getheilt worden ist, wird festgesetzt, dass die Angelegenheiten in diesem 
Coneile durch Stimmenmehrheit entschieden werden sollen. Gegen dieses 
Prineip, welches die ganze Praxis aller vorausgehenden Concilien von Grund 
aus umstürzt, haben viele Bischöfe Einsprache erhoben, ohne jedoch irgend 
eine Antwort zu erhalten. Nun hätte aber in einer Sache von so hoher Be- 
deutung eine Antwort gegeben werden sollen, und zwar eine klare, durch- 
sichtige und von jeder Zweideutigkeit freie Antwort. Dies gehört zu den unheil- 
vollsten Dingen auf diesem Concile. Denn es wird dies gewiss, wie den Jetzt- 
lebenden, so den nachfolgenden Geschlechtern den Anhalt bieten, um zu 
sagen: diesem Concile habe die Freiheit gefehlt und die Wahrheit. Ich 
selbst habe die Ueberzeugung, dass die gemeinsame, ewige und unwandel- 
bare Regel des Glanbens und der Ueberlieferung immer gewesen sei und 
immer bleiben werde — mindestens die moralisch einhellige Ueber- 
einstimmung. Ein Concilium, welches sich über diese Regel hin- 
wegsetzte und Dogmen für Glauben und Sitte nach Mehrheit der 
Stimmenzahl zu entscheiden sich unterfinge, würde nach meiner 
innigsten Ueberzeugung das Recht verwirken, das Gewissen der 
katholischen Welt unter Androhung des ewigen Lebens und 
Todes zu verpflichten.“ .. . (Grosser Lärm. Unterbrechung des Redners 
durch den Präsidenten uud Entzichung des Wortes. S. bei Acton I. c. p. 93 
auch den Wortlant des Protestes Strossmayer’s gegen diese Unterbrechung.) — 
Die Kritik Strossmayer’s, und vielleicht noch mehr die sich daran schliessenden 
energischen Vorstellungen einzelner Diplomaten, hatten dann doch die Folge, 
dass dies Proöminm zurückgezogen wurde und an dessen Stelle ein die früheren 
Schroffheiten möglichst vermeidendes Proömium den Vätern zur Annahme 
vorgelegt wurde (s. oben im Contexte} — Das zweite hier hervorzuhebende 
Moment war der heftige Widerstand, welchen die s. g. Minoritäts-Bischöfe 
der Annahme des Schlusssatzes der Const. de fide (s. oben im Contexte) ent- 
gegenstellten, weil ihnen darin eine indirecte Anerkennung der Infallibilität 
iegen schien. Schliesslich stimmten sie Alle — nur Strossmayer blieb 
n der feierlichen Sitzung fern — aber doch diesem Satze zu, beruhigt, 
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wie es scheint, durch die Erklirung des Berichterstatters, Bischof Gasser 
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von Brixen: es würde durch den Zusatz ganz und gar nicht eine [eigene] Nr en 
Lehre gelehrt, sondern dieselbe nur den vier Kapiteln des Decretes als an- (0. 
gemessene Krönung beigefügt, und dieser habe daher mehr einen disciplinaren » apri1870. 
als einen lehrhaften Charakter”. (S. Kernick in seiner Concio habenda, at 


non habita, bei Friedrich, Docum. 1. c. p. I 225.) a 





Nr. 4917. (182 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (GrafBeust) 

an den k. u. k. Botschafter (Fürst Metternich) in Paris — Mit- 

theilung über die von Seite der Curie erfolgte Zurückweisung der Vorstellung 
der Mächte. [Vergl. Nr. 4907 (172) £.) 


Vienne, le 27 avril 1870. 


Je viens de recevoir des rapports de M. le Comte de Trauttmansdorff qu wr on 


me rendent compte de la remise du Memorandum français au Saint-Père ei ich. 
de ma dépêche du 10. au Cardinal-Secrétaire d’Etat. || D'après ces nouvellest 27Aprilt8i 0. 1 
La Sainteté n'aurait pas voulu s'engager A faire parvenir au Concil la com- " 
munication frangaise et le langage que le Cardinal Antonelli a tenu & notre 
Ambassadeur ne permet guère de croire à un résultat favorable de la dé- 

marche française appuyée par plusieurs autres Puissances. |} Pendant l'intervalle 

qui s'est éconlé entre l'arrivée à Rome du Marquis de Banneville ct son au- 

dience chez le Pape, il a été décidé à ce qu'il paraît, que l’ordre régulier des 
délibérations du Concil serait interverti ct qu'on procéderait de suite à la 

discussion du „Schema de Ecclesia“ en commengent par son corollaire „de 

summo Pontifice”. | Bien que l'action des Cabinets ne soit donc pas destinée 

à exercer unc influence positive sur la marche des délibérations du Concil, 

elle aura, cependant, selon le Comte de Trauttmansdorff, l’effet de fortifier la 

Minorité et d'encourager la résistance qu’elle peut encore opposer aux entrai- 

nements du parti contraire. A ce point de vue, notre Ambassadeur trouve 

que l'attitude actuelle des Puissances qui élèvent leur voix à Rom ne manque 

pas d'opportunité. Telles sont en résumé les appréciations du Comte de 
Trauttmansdorff et je m’empresse d’en faire part a votre Altesse. 


Beust. 
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Nr. 4918. (183.) 


RÖMISCHE CURIE. Mittheilung (Monitum) der Concilspräsidenten 
an die Väter des Concils. — Vor allem Andern wird die Lehre vom 
* Primat und der Unfehlbarkeit des Papstes im Concil zur Berathung gelangen. 


Lat. Orig. Fessler, das Vatican. Conc. p. 82. 


Nr Sehr viele Concilsväter haben zu wiederholten Malen dringend darum 
Rom. Curie. gebeten, dass vor den übrigen Entwürfen, welche sich auf den Glauben oder 
S7-AprINI80. die Disciplin beziehen, über die Unfehlbarkeit des Papstes verhandelt werde, 

hauptsächlich aus dem Grunde, weil in neuerer Zeit über diesen so gewich- 
tigen Hauptpunkt der Lehre eine nicht geringe Aengstlichkeit in den Ge- 
müthern der Gläubigen hervorgerufen worden ist, wodurch deren Gewissen 
beunruhigt und der Friede und die Ruhe der religiösen Gesellschaft zerstört 
wird. Deshalb erscheint es als nothwendig, den Vätern sobald als möglich 
zur Prüfung vorzulegen das Schema über den Papst, das die Lehre von 
dessen Primat und Unfehlbarkeit zusammenfasst. 


Durch dieses Monitum wurde zur Gewissheit, was man wohl schon seit 
lange geahnt hatte: die Curie brachte die Lehre vom Primat und der Un- 
fehlbarkeit des Papstes, getrennt von den übrigen im Schema de Ecclesia 
enthaltenen Lehren, zur Berathung. Der Eindruck, den diese Ankündigung 
in vielen Vätern hervorrief, fand einen beredten Ausdruck in dem Proteste 
vom 8. Mai [s. Nr. 4923. (188). Der Entschluss, jenes Hauptdogma isolirt in 
Angriff nehmen zu lassen, wurde, wie es scheint, erst Ende April gefasst. 
Dies geht wohl daraus hervor, dass zur Zeit jener Ankündigung das von 
den Concilstheologen verfasste neue Schema sich sogar noch nicht in den 
Händen der dogmatischer Commission befand und erst am 10. Mai — am 
13. begann schon die Berathung darüber — unter die Concilsväter ver- 
theilt wurde, 





Nr. 4919. (184) 


EPISCOPAT. Bemerkungen der Väter des Concils über das Zusatz- 
kapitel von der Unfehlbarkeit des Papstes. 


Lat, Orig. Friedrich, Sammlung 1. c. II. p. 212—290. 


Nr. 4919 Die Bemerkungen der Väter über die beabsichtigte Definirung der Un- 
one. fehlbarkeit des Papstes wurden am 29. April, in der durch die dogmatische 
s.apriltevo, Commission besorgten Bearbeitung (Synopsis analytica observationum, s. p. 174), 
unter die Concilsmitglieder in einer 104 Seiten umfassenden Druckschrift 
vertheilt. Schon dieser Umfang macht deren vollständige Mittheilung in dieser 
Sammlung unmöglich, selbst wenn wir von der überwiegend theologischen Be- 
deutung derselben absehen wollten. — Die Wünsche und Ansichten, welche 
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darin niedergelegt sind, lassen sich in drei Classen zusammenfassen: Einige Nr. 4919 
Väter meinen, das Schema (Zusatzkapitel) solle entweder unverändert oder „5, 
doch in der Hauptsache beibehalten werden; 2) Andere wünschen, es solle 29.April1870. 


gründlich umgearbeitet, 3) wieder Andere verlangen, es solle ganz weg- 
gelassen werden. Den unter 1) und 2) ausgesprochenen Wünschen wurde 
dann auch durch ein neues Schema, das die Lehre vom Primat als einheit- 
liches Ganzes darstellt, möglichst Rechnung getragen. Dagegen glaubte die 
theologische Commission auf das unter 3) ausgesprochene Verlangen nicht 
eingehen zu sollen. Sie bemerkt darüber in ihrem Berichte: „Nach gehöriger 
Erwägung aller zu dem Schema selbst gemachten Bemerkungen kam man 
zu der Ansicht, dass die oben dargelegte feste Begründung des Schema’s durch 
die gemachten Einwendungen keinen Abbruch erleide, da die gegen beide 
Theile des Schema’s geltend gemachten Schwierigkeiten als bedeutungslos be- 
funden wurden” (s. Relatio de observationibus Romanorum Concilii Patrum in 
Schema de Rom. Pontificis primatu bei Friedrich, Docum. 1. c. IL p. 300). 

Wir theilen im Nachfolgenden wenigstens einige der charakteristischen 
Stellen aus den Bemerkungen der dritten Classe in wortgetreuer deutscher 
Uebersetzung mit, um auch der nicht theologischen Welt die Möglichkeit zu 
bieten, sich ein selbständiges Urtheil über den Werth oder Unwertli der 
Gründe zu bilden, aus denen eine namhafte Zahl der hervorragendsten Väter 
die Beseitigung des Schema’s de Infallibilitate fort und fort verlangte. Ein 
Verlangen, das vom Papste und der Concilsmehrheit in den schärfsten Aus- 
drücken gebrandmarkt wurde (s. Nr. 4905 [170] und 4912 [177). — Die 
Voten der Väter lauten wie folgt: 

Nr. 1. (Rauscher.) „... Dies dem christlichen Volke als Glaubensartikel 
vorzulegen hat Schwierigkeiten, welche in Rücksicht auf das Heil der Seelen 
und die Würde eines ökumenischen Concils die sorgfältigste Erwägung und 
Besprechung dringend verlangen: Ich bekenne aufrichtig, dass ich bis jetzt 
einer Lösung derselben nicht gewachsen gewesen bin. Dagegen wird es mir 
zustehen, die Decrete von dem allgemeinen Concil abzuwehren. Die Sache den 
Gläubigen probat zu machen, ist eine leichte und angenehme Aufgabe. 
Schwieriger ist die Lage der Bischöfe in Oesterreich und Deutschland. Wenn 
wir das festhalten müssen, was von Allen geglaubt worden ist, so wird zu 
zeigen sein, dass die Christen immer, wenigstens implicite, geglaubt haben: es 
sei den Nachfolgern des heiligen Petrus durch göttliche Gabe verliehen worden, 
dass das, was sie, ihres apostolischen Amtes waltend, über Glauben und 
Sitten beschliessen, unwiderruflich und von allem Irrthum frei sei; woraus 
sich ergibt, dass die aus gewissen geschichtlichen Documenten entnommenen 
Einwürfe nicht als zur Sache nicht gehörig abgelehnt werden können, sondern 
gelöst werden müssen.!) In dieser Untersuchung müssen die gesunde Vernunft 
und die aus derselben abgeleiteten Regeln der Kritik die Aufsicht führen. 


*, Einer anderen Ansicht huldigt der oben erwähnte Bericht der dogmatischen 
Commission, der es für überflüssig erklärt, auf die der Kirchengeschichte entnommenen 
Einwürfe näher einzugehen. Er spricht sich darüber wie folgt aus: Nach den über 
jeden Einwand erhabenen Denkmalen, [i. e. den im Schema angeführten Stellen aus der 
kei]. Schrift und den Glaubensformeln] ist die Infallibilität eine göttlich geoffenbarte 
Wahrheit; deshalb ist es unmöglich, dass sie je aus irgend welchen historischen That- 
sachen als falsch erwiesen werde; wenn ihr aber solche historischen Thatsachen ent- 
gegengehalten würden, so werden diese ganz sicher, insoweit sie feindlich erscheinen, für 
falsch zu halten sein (fieri ergo nequit, ut hacc ex historiae factis quibuscumque falsa 
umquam demonstretur; sed si quae illi historiae facta opponantur, ea certissime, qua- 





Xr. 4919 
(184). 
Episcopat. 
2U.April1870. 
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Durch Ausflüchte, wie sie nicht wenige Theologen in der Sache des Honorius 
gebraucht haben, würde ich mich dem Gelächter preisgeben. Sophismen zu 
brauchen ist, wie mich dünkt, des bischöflichen Amtes und der Natur einer 
Sache unwürdig, die in der Furcht des Herrn behandelt sein will Aber auch 
die Klugheit hält mich von derartigen Kunstgriffen zurück. Ich führe einen 
ununterbrochenen Kampf mit den Feinden des christlichen Glaubens und 
brauche vor Allem die Waffe, dass ich ihnen klar beweise, dass sie sich 
widersprechen und dass sie ebenso nicht wissen, was sie sagen. Dass ihnen 
dies schr unangenehm ist, erhellt aus den Entgegnungen. Wenn sie aber in 
irgend welcher Sache beweisen können, ich selbst hätte zu den ihnen vor- 
geworfenen Kunstgriffen meine Zuflucht genommen, so würden sie triumphiren. 
Achulich ist die Lage vieler anderer Bischöfe, und daher gebietet uns die 
Rücksicht auf unsere pastorale Pflicht, nichts unversucht zu lassen, auf dass, 
bevor die Unirrbarkeit der Päpste als sicherer Glaubensartikel erklärt wird, 
die uns sich aufdrängenden Schwierigkeiten mit der grössten Sorgfalt geprüft 
werden. || (Es wird dann der schon früher gemachte Vorschlag erneuert, be- 
sondere bischöfliche Conferenzen zur genauen Prüfung dieser Frage abhalten 
zu lassen.) | Den Vigilius haben weder Griechen noch Lateiner in Sachen des 





“Glaubens für unfehlbar gehalten. |} Gleichwie der Heilige Stuhl allezeit der 


Fels war, gegen welchen die Pforten der Hölle nichts vermocht haben, und 
die Päpste das Amt, ihre Brüder zu stärken, treulich geübt haben, so be- 


tenus opposita videntur, falsa habenda erunt), 2. Hiezu kommt, dass, da die Infalli- 
bilität des römischen Papstes durch offenkundige und ganz sichere Quellen als geoffeu- 
barte Wahrheit und so als ursprüngliche und schlechthin alte Lehre erkannt wird, diese 
nach der schon von Tertullian angewendeten Regel nach dem Titel des Besitzes gegeu 
jede gegentheilige Meinung und Schlussfolgerung praescribirt wird; denn wahr ist, 
hauptsüchlich in Glaubenssachen, was älter ist (secundum regulam a Tertulliano iampri- 
dem adhibitam titulo possessionis contra omnem opinionem et conclusionem illi oppo- 
sitam pracscribitur; id enim, maxime in causis ad fidem pertinentibus, est verum, quod 
prius). 3. Zur dogmatischen Detinirung der päpstlichen Unfehlbarkeit ist nothwendig 
und genügt, dass die Väter des Concils aus den eigentlichen Quellen der göttlichen 
Offeubarung, nämlich aus Schrift und Tradition wissen, sie sei göttlich geoffenbart; 
und dann ist es ohne Weiteres Pflicht und Amt der Väter, diese Wahrheit der gött- 
lichen Hinterlage ihrem Churakter gemäss auctoritativ zu declariren und zu proponiren; 
einzelne von anderwärts hergeholte Schwierigkeiten, die ihr entgegengehalten werden, 
aufzulösen, ist nicht so sehr Sache der Concils-Väter, als der Schule der Theologen, 
welche auch in dieser Beziehung ihrer Aufgabe schon lange nachgekommen sind . . . 
4. Es ist ein Grundsatz, der bei allen Wissenschaften angenommen und darum in noch 
höherem Grade in Fragen des göttlichen Glaubens im Auge zu behalten ist, dass, wenn 
eine Wahrheit aus den ihr eigenthümlichen Quellen heraus, gleichsam de thesi feststeht, 
eine irgendwie wahrscheinliche Lösung oder ein irgendwie gewichtiger Grund ausreicht, 
um die entgegenstehenden Schwierigkeiten wie Hypothesen mit ihr aussöhnen zu können 
(Est principium in omnibus scientiis receptum, atque ratione multo maivri in causis 
divinae fidei ob oculos habendum, quod si de aliqua veritate, ex propriis eiusdem fon- 
tibus tamquam de thesi constiterit, probabilem quamvis solutionem vel gravem quamvis 
rationem sufficere, qua contrariae difficultates ceu hypotheses conciliari cum illa valeant). 
Nun sind aber zum befriedigenden Ausgleich der historischen Einwände mit der Unfehl- 
barkeit des Papstes wenigstens probable und gewichtige Lösungen beigebracht worden. 
(Folgt die Titelangabe von älteren und neueren Schriften, welche sich mit der Vigilius- 
und Honoriusfrage, der Bulle Unam Sanctam u. A. in einem der päpstlichen Unfehlbar- 
keit nicht wiedersprechendem Sinne beschäftigen). 
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zeugen doch die Thatsachen, dass einige wenige dem nicht nachgekommen 
sind. Honorius hat seine Brüder nicht bestärkt, denn über die Glaubensfrage, 
welche den christlichen Orient damals noch heftig bewegte, über die Fleisch- 
werdung nämlich, hat er ein Decret erlassen, welches der Verbesserung wahrlich 
sehr bedurfte und viel dazu beitrug, sehr Viele in eine neue Versuchung zu 
führen. Ueber den Spender des Sacraments der Priesterweihe haben Stephan IE, 
Stephan IV. und Sergius IIL geirrt; auch Leo IX., obwohl ein heiliger Mann, 
wurde doch in dieser Sache vom Verderben der simonischen Pest hingerissen. 
Die grösste Schwierigkeit erhebt sich nun erst aus der Bulle Unam Sanctam 
von Bonifaz VIII. Wenn Bonifaz VUI. in Definirung von Sachen des Glaubens 
und der Moral nicht irren konnte, so ist das Object der päpstlichen Ent- 
scheidung, also die Lehre von dem Verhältniss der kirchlichen Macht zu der 
bürgerlichen, als eine durch göttliche Anordnung begründete, und so sind die 
daraus erfliessenden Verpflichtungen wie eine von Gott geoffenbarte Wahrheit 
zu glauben. Um die Schwierigkeit zu überwinden, behaupten Manche: cr 
habe nichts definiren wollen, als dass die Menschen verpflichtet seien, den 
römischen Papst als das von Christus bestellte Haupt der Kirche anzuerkennen; 
allein die Unterschiebung, auf die sie sich mit solcher Behauptung stützen 
müssen, ist eine absurde.“ || Nr. 4 (Unbekannt.). . . . „Der Ehrw. Vater, 
der als vierter erscheint, fühlt sich in seiner Gewissensüberzeugung und zum 
Besten der ganzen Kirche gedrängt, von einer solchen Definition durchaus 
abzurathen, aus folgenden Gründen: a) Weil solche Definition unnütz ist, da 
durch sie in der von der Kirche geübten Praxis nichts geändert oder gebessert 
wird, indem den Decreten und Bestimmungen des heiligen römischen Stuhles 
in Sachen des Glaubens und der Sitten bisher in jeder Weise ein aufrichtiger 
Gehorsam ohne Zögern geleistet worden ist — ein Gehorsam, der niemals 
grösser oder williger war als heutzutage, wo, wie vielleicht nie zuvor, alle 
Bischöfe des ganzen Erdkreises mit dem heiligen apostolischen Stuhle, an dem 
sie fest und getreulich hängen, auf's Innigste verbunden sind. || b) Weil eine 
solche Definition schädlich ist, da sie in fast allen Ländern und Diöcesen die 
Gemüther bereits in einer Weise aufgeregt hat und bewegt, dass ein Abfall 
sehr vieler Gläubigen von der katholischen Kirche sehr zu befürchten ist. 
Der heiligen Mutter Kirche aber, die da eine jegliche Seele liebt wie die 
Mutter den eingeborenen Sohn, liegt auch die Pflicht ob, dass sie solche Ge- 
fahren, solange irgend möglich, vermeide, den drohenden aber vorbeuge. | 
c) Weil durch diese Definition unzählige Herzen von Christgläubigen dem 
heiligsten Vater, an dem sie bisher mit innigster Liebe hingen, entfremdet 
würden. Und wenn deren Vertrauen zur heiligen Kirche erschüttert wird, so 
würde den bekannten gefährlichen Versuchen, Patriarchal- oder Nationalkirchen 
einzuführen (leider, leider auch das Schosskind und der Lieblingsgedanke 
mancher Theologen), neue Nahrung geboten. : d) Weil durch solche Definition 
neuer Grund und Stoff zu neuen Klagen den Leuten geboten wird, die da 
meinen oder vielmehr träumen, in der katholischen Kirche liegen die Geister 
aller Gläubigen wie in Ketten gebunden und werde alle Freiheit der Forschung 
vollständig unterdrückt, eine Verleumdung, deren die Protestanten und auch 
manche unzufriedene Katholiken so gern sich bedienen. . e) Weil durch solche 
Definition den Nichtkatholiken, unter denen sich nicht Wenige, und zwar die 
besten, namentlich heutzutage, nach einem festen Grunde des Glaubens sehnen, 
die Rückkehr zur Kirche schwer, ja unmöglich gemacht wird. f) Weil durch 
solche Definition die unirten Orientalen mannigfachen und bedenklichen Ver- 
suchungen preisgegeben werden, welche sie — muss man fürchten — vielleicht 
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Nr. 4919 zum Abfall von der Kirche bewegen und somit verleiten könnten, das Band, 
Episcorat das sie bisher noch mit der Kirche vereint, zu zerreissen. || g) Weil sich 
99.aprilisz0, durch solche Definition das Verhältniss der Kirche zu den weltlichen Regie- 
rungen in noch zahlreichere und grössere Schwierigkeiten verwickeln würde. 
Denn fast alle Regierungen werden sich jeglichen Wohlwollens gegen die 
Kirche entschlagen, und es ist unzweifelhaft, dass die Bischöfe in der Verwaltung 
ihres heiligen Amtes und in der kräftigen Vertheidigung der Rechte der 
Kirche fortan werden gehemmt und mit fast unerträglichen Plackereien be- 
helligt werden. || h) Weil die Definition der Lehre von der Unfehlbarkeit des 
römischen Papstes eine sehr missliche ist, theils wegen der dogmatischen, 
theils wegen der historischen Schwierigkeiten, deren Widerlegung und Ueber- 
windung, auch wenn die Sache sonst einen guten Erfolg hätte, doch einen 
langen Zeitraum und viele wissenschaftliche Studien erfordert, weshalb die 
früheren Concilien von der Festsetzung dieses Dogma’s stets abgestanden sind. 
|| Wenn aber nichtsdestoweniger diese Definition beschlossen wird, so ist 
inständigst zu verlangen, wie ja von einigen Bischöfen schon auf der Ver- 
sammlung in Fulda geschehen ist, dass die sorgfältigste Untersuchung gepflogen 
werde, ehe man zur Definition schreitet, | Endlich wird von dem Ehrw. Vater 
wiederholt in aller Ehrfurcht gebeten, dass auf gegenwärtigem vaticanischen 
Concil die Definitionen in Sachen des Glaubens nicht nach numerischer, son- 
dern nach moralischer Stimmenmehrheit erfolgen, wie das bekanntlich auf früheren 
ökumenischen Synoden der Fall gewesen ist“. | Nr. 6. (Ketteler) „Ein anderer 
Vater spricht sich dahin aus: „Obwohl ich selbst die Lehre von der Un- 
fehlbarkeit des Papstes als sehr nahe dem Glauben kommend anerkenne und 
als Beweggrund und Norm des Handelns immer befolgt habe und befolge, und 
‘obwohl es mir auch sehr am Herzen lag, dass die, welche meiner Sorge an- 
vertraut sind, sie befolgen, werde ich trotzdem durch mein Gewissen gedrängt 
die gewichtigsten Zweifel über die Vernünftigkeit der uns vorgeschlagenen dog- 
matischen Definition auszusprechen ( . . gravissimas dubitationes ratione pro- 
positac nobis dogmaticae definitionis exprimere). || 1. Diese dogmatische De- 
finition kann ich nicht für nothwendig halten . . . . Es ist aber eine von den 
Vätern in den Concilien geheiligte Norm, dass nur solche dogmatischen Defini- 
tionen erlassen werden, welche die dringende Nothwendigkeit verlangt hat. | 
2. In vielen Gegenden ist die Lehre von der Unfchlbarkeit des Papstes dem 
christlichen Volke beinahe oder vollständig unbekannt. In sehr vielen Kate- 
chismen für die Kinder, für das Volk, ja sogar in dem von dem heil. Pius V. 
gemäss dem Decret des tridentinischen Concils für die Pfarren herausgegegebenen 
römischen Katechismus, ist diese Lehre nicht zu lesen. In den Streitigkeiten 
mit den heutigen Ketzern wurde fast immer das eine versichert, das eine be- 
tont: die Katholiken seien das zu glauben verpflichtet, was die unfchlbare 
Kirche als Glaubenssatz aufstellt. Und als Lutheraner, Calvinisten und andere 
entgegneten: die Katholiken seien auch dazu verpflichtet, dass sie glauben, was 
der römische Papst allein lehrt, so wurde diese Behauptung der Ketzer 
überall durch Wort und Schrift als Verleumdung behandelt. || Und so sind die 
Geister und Herzen noch nicht genügend vorbereitet (praeparatae) zur Auf- 
nahme dieser dogmatischen Definition in vielen Gegenden, in grossen Diöcesen. 
Eine Zeit wenigstens müsste gewährt werden, in der die Gläubigen zur Auf- 
nahme der Definition verbereitet würden (praepararentur) . . . . i 4. Es müss- 
ten zur Untersuchung der Schwierigkeiten, welche dieser Definition in That- 
sachen der Geschichte, in Ausprüchen der Väter und Concilien entgegenstehen, 
Theologenversammlnngen abgehalten werden, da einc gründliche Prüfung der- 
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selben in den Generalcongregationen nicht möglich ist. || 5. Dann ist zu be- Nr. 4919 
achten, dass die Entscheidungen in Glaubenssachen auf allen bis heute ge- Ep 


haltenen Concilien, keines ausgenommen, nicht durch einfache Stimmen- 
mehrheit, sondern durch einstimmigen (oft absoluten, immer moralisch ein- 
stimmigen Consens) der Väter zu Stande gekommen sind. Dass diese Norm, 
von allen Concilien geheiligt, auf unserem vatikanischen wohl gewahrt bleibe, 
fordere ich nicht, weil ich nicht zweifle, dass sie beobachtet wird“. | Nr. 7. 
(Fürstenberg) „. . . 2) Dieser heiligen Synode anwohnend um gemäss dem 
bischôflichen Amte wahres und gerechtes Zeugniss des Glaubens zu geben, 
kann ich vor Gott und den Vätern der Synode mit gutem Gewissen nicht be- 
zeugen, dass die im Zusatzkapitel vorgeschlagene Lehre von der Unfehlbarkeit 
des römischen Papstes in meiner sehr ausgedehnten Erzdiöcese ein Gegen- 
stand des herrschenden allgemeinen Glaubens sei, so dass in diesem Bekennt- 
niss Klerus und Volk, die mir anvertraut sind, übereinstimmten. || Im Gegen- 
theil vielmehr innigst üherzeugt von den jammervollen Folgen, welche sich aus 
der dogmatischen Definition dieses Satzes für die katholische Sache in Mähren 
ergeben würden, erzittere ich in der Gewissheit, dass sehr viele Gläubige 
durch Einführung des neuen Dogma’s nicht nur das schwerste Aegerniss leiden, 
sondern auch dem offenbarsten Schiffbruch im Glauben preisgegeben würden. 
Denn nicht ohne Grund fürchte ich, dass die in Böhmen leider in diesen 
Tagen wiedererstandenen Anhänger des Hussitismus, welche bis jetzt wenigstens 
unter dem treuen Nachbarvolke der Mähren nur ihre politischen Wühlerdoctrinen 
zu verbreiten suchen, fortan, wie sie in Böhmen schon jetzt zu versuchen wagen, 
auch in Mähren alles aufbieten werden, um die katholische Gemeinschaft in 
den Abgrund des verderblichen Schisma’s zu locken. Sehr viele Nichtkatholiken 
aber, die in den Gemeinden der Gläubigen zerstreut leben, werden ihrem 
frommen Vorsatz zur Rückkehr in die Kirche abwendig gemacht werden. Und 
eben so wie die Hoffnung sehr schwach ist, dass durch Feststellung des Un- 
fehibarkeitsdecrets die Rückkehr des Orients aus dem Schisma in die römisch- 
katholische Kirche werde erleichtert werden, so werden speciell in der meiner 
Erzdiöcese benachbarten Provinz Galizien, deren religiöse Verhältnisse und 
Bedürfnisse mir wohl bekannt sind, die unirten Griechen der äussersten Ge- 
fahr ausgesetzt werden, auf die Pfade des unheilvollen Schisma’s zurückzukehren“ 
-... | Nr. 8. (Hefele). „Wenn auch a) auf die Opportunitätsfrage keine 
Rücksicht zu nehmen wäre, und wenn b) Gefahren und Schädigungen der 
Kirche durchaus nicht zu fürchten wären, — leider aber sind sie in Wirklichkeit 
sehr gross und hoch anzuschlagen — so müsste man doch von der Erklärung 
der päpstlichen Unfehlbarkeit abstehen, aus folgenden Gründen: || 1) Vor allem 
wird durch eine solche Definition das Haupt vom Körper, der Papst von der 
Kirche, insbesondere vom Lehramte getrennt, und wenn der Grundirrthum der 
Gallicaner darin bestanden hat, dass sie in ihren Gedanken die Kirche von 
dem Papste getrennt und erstere dem letzteren gegenübergestellt haben, so 
wird in ähnlicher Weise auch in unserem Schema der Papst von dem Lehr- 
amt und von der Kirche getrennt und ihr gewissermaassen entgegengesetzt. 
Wir Katholiken aber können, wie ich glaube, weder die Kirche ohne Papst, 

och den Papst ohne Kirche denken. “ 2) Im IX. Cap. des Schema’s über die 
Girche wird mit Recht gelehrt, dass das kirchliche Lehramt das Subject 
der Unfehlbarbeit sei; in jenem unserm neuen Schema dagegen wird uns ein 
anderes und eigenthümliches Subject der Unfehlbarkeit vorgestellt, nämlich 
die einzelne Person des Papstes. Nirgends aber wird man zur Hebung der 
Schwierigkeiten belehrt, auf welche Weise diese beiden Subjecte verbunden 
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werden können, warum das eine das andere nicht ausschliesst, nicht über- 
flüssig macht u. s. w. || 3) Die biblischen Zeugnisse die man für die Unfehl- 
barkeit des Papstes beizubringen pflegt, bezeugen meines Erachtens entweder 
die Unfehlbarkeit des Lehramtes oder den Primat, nicht aber die Unfehl- 
barkeit des Primas. Die Unfehlbarkeit des Lehramtes wird in der 
heiligen Schrift direet versichert, die Unfehlbarkeit des Papstes wird nir- 
gends, und auch nicht Lucas 22, 32, direct und in bestimmter Weise ausge- 
sprochen. |: 4) Die Zeugnisse der Väter, welche über die Unfehlbarkeit der Kirche 
(im ganzen) oder über die Unfehlbarkeit der römischen Kirche (im einzel- 
nen) oder nur über den Primat des Römischen Papstes handeln, werden mit 
einer gewiss nicht lobenswerthen Kunst von vielen für die Unfehlbarkeit 
der Einzelperson des römischen Papstes vorgebrächt. || Um es kurz zu 
sagen: Die Lehre von der Unfchlbarkeit des römischen Papstes scheint mir 
weder in der heiligen Schrift noch in der kirchlichen Ueberlieferüng begrün- 
det. | 5. Ja, die entgegengesetzte Lehre, wenn ich nicht irre, hat das christ- 
liche Alterthum festgehalten, und nicht wenige Zweifel gegen die Erklärung 
des neuen Dogma’s ergeben sich aus der Kirchengeschichte und den Aus- 
sprüchen der heiligen Väter. || a) Wenn in der alten Kirche Zwist und Zwei- 
fel über den Glauben entstand, so wurde „nach Prüfung und Vergleichung 
der unter sich übereinstimmenden Aussprüche der Väter“ der Streit 
beigelegt (s. Vincentius Lirinensis in dem Commonitorium Cap. 39). Inson- 
ders wurde untersucht, was in den apostolischen Kirchen, der römischen, 
alexandrinischen, antiochenischen cte., über den betreffenden Punkt immer ge- 
glaubt worden sei, und nach angestellter Untersuchung wurde das „was 
überall, was immer, was von allen geglaubt worden war“ durch dogma- 
tische Entscheidung und Erklärung den Gläubigen als Regel vorgelegt. Nie 
hat einer der Alten daran gedacht, dass unfehlbare Entscheidung irgend einer 
Streitfrage auf kürzerem Wege bei irgend einer einzelnen Person zu suchen 
sei; im Gegentheil sagt Vincentius Lirinensis (a. a. 0. Cap. 3: „Folgen wir 
der Allgemeinheit, dem Alterthum der Tebereinstimmung.“ ! b) Der 
berühmte Brief des hl. Leo I. an Flavianus IV., der anf dem ökumenischen Concil 
verlesen wurde, ist nicht darum von allen und augenblicklich angenommen 
und gebilligt worden, weil er von dem unfehlbaren Papst ausgegangen war, 
sondern darum, weil er die apostolische Lehre enthält. Ucbrigens haben in 
der zweiten Sitzung dieses Concils die Bischöfe von Palästina und Illÿricum 
einige Zweifel gegen die Orthodoxie dieses Briefes aufgeworfen, und denselben 
nicht cher unterschrieben, bevor jene Zweifel durch Erklärung des Briefes 
gehoben und zerstreut waren. Haben jene Väter, frage ich, principiell die 
Unfehlbarkeit vorausgesetzt? || c) Als der dogmatische Brief des Papstes 
Agatho auf dem VI. ökumenischen Concil verlesen war, da wurde in der 
achten Sitzung entschieden, ob er mit der Lehre der Väter übereinstimme, 
und dann erst wurde er approbirt. | d) Verschiedene und sich gegenseitig wider- 
sprechende dogmatische Urtheile und Decrete des Papstes Vigilius in Sachen 
der drei Capitel, und nicht minder || e) verschiedene und sich gegenseitig wider- 
sprechende Urtheile und Erklärungen mehrerer Päpste über die Geltung uner- 
laubter Ordinationen, besonders in den Angelegenheiten des Formosus und des 
Photius, scheinen der päpstlichen Unfehlbarkeit zu widersprechen; ebenso 

f) wird die ganze Geschichte des Papstes Honorius und seine Aburtheilung 
und Verdammnng durch das VI. ökumenische Coneil viele und bedeutende 
7weifel in dieser Frage anregen und hervorrufen können. || g) Die verschiede- 
nen Aussprüche aber von Vätern, sowohl von Lateinern als Griechen, welche 
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jener Unfehlbarkeit durchaus nicht günstig lauten, sind jedermann bekannt. |! Nr. 4919 
II. Was endlich jene auf dem VIII. ökumenischen Concil von den Vätern Eriscopat. 
unterschriebene und von unserm Schema (s. o. p. 173) citirte Formel betrifft, 29 Aprill8@ _ 
so war dieselbe 1) nicht von Hormisdas, sondern vom Papst Hadrianus II. 
wenn auch Hadrianus einige Worte des Hormisdas, aber mit Verschweigung 
von dessen Namen, entlehnt hat. Diese Formel spricht u. a. von Photius, 
von Papst Nikolaus I. und anderen Männern des neunten Jahrhunderts, welche 
mehr als 300 Jahre nach Hormisdas gelebt haben (dieser starb im J. 523). 
Jene Formel mussten alle griechischen Bischöfe, die vorher auf Seiten des 
Photius gestanden, unterschreiben, ehe sie zum Concil zugelassen wurden. 
Später aber bereuten sie das und entwendeten das Document, das ihre Unter- 
schriften enthielt. Ob eine derartige Unterschrift grosse Beweiskraft für die 
Unfehlbarkeit des Papstes hat, weiss ich nicht“. || Nr. 9. (Schwarzenberg): 
„Wenn ich das dem Concil vorgeschlagene Decret prüfend betrachte, sei es 
nun den Beweisgang dafür, oder die höchst dringenden Verhältnisse der Kirche 
und der Zeit, oder die Formel selbst, so werde ich kraft meines Amtes ge- 
zwungen, vor Gott und dem Herrn Jesu Christo, welcher richten wird die 
Lebendigen und Todten, dahin mein Votum abzugeben, dass das Decret ganz 
und vollständig verlassen und entfernt werde“. || (Die im Schema aus der 
heiligen Schrift angeführten Stellen beweisen nur den Primat des Papstes, aber 
nicht seine Infallibität, wenn er allein lehrt). || „Die Zeugnisse der heiligen 
Väter halten daran überaus fest, dass gewahrt werde dem Papste der Primat 
auch in Glaubensfragen, dass gewahrt werde die oberste Autorität des heiligen 
Stuhles in Glaubensstreitigkeiten, sodann der herrlichste Vorrang der römi- 
schen Kirche in Beziehung auf die Reinheit des Glaubens; allein die soge- 
nannte persönliche Infallibilität des Papstes, oder die ohne Zustimmung der 
Bischöfe, lehren sie nicht. Denn sie halten fest an dem von Christus zu allen 
Aposteln gesprochenen Worte: Seht, ich werde bei euch sein (wenn ihr den 
Völkern lehrt) bis ans Ende der Zeiten“, || (Die Doctrin und Praxis der Kirche 
sei gleichfalls dagegen; ebenso die, dann weiter angeführten Thatsachen der 
Geschichte). || „Im Gegentheil können nicht wenige Thatsachen und Aus- 
sprüche sowohl der Päpste als der allgemeinen Concilien beigebracht werden, 
welche darlegen, dass der Papst, wenn er ohne die Vereinigung der Bischöfe 
öffentlich über den Glauben aussagt, irren könne. Ueber die dogmatischen 
Schreiben der Päpste haben die Concilien selbst entweder durch Zustimmung 
und Annalıme oder, wovon es ein trauriges Beispiel gibt, durch Verdammung 
entschieden. Gleichwie die Väter von Chalcedon den berühmten Brief Leo’s 
d. G. an Flavianus mit dem höchsten Beifall geehrt, und ausgerufen haben, 
dass es die Lehre des heil. Petrus sei, so hat das VI. ökumenische Concil das 
dogmatische Schreiben des Papstes Honorius an Sergius mit folgenden Worten 
verdammt: „Da wir finden, dass dasselbe von den apostolischen Lehrsätzen 
und von den Definitionen der heil. Concilien und aller rechtmässigen Päpste 
durchaus abweicht, dagegen den falschen Lehren der Ketzer folgt, so ver- 
werfen wir dasselbe in jeder Weise und verfluchen es als einen Schaden der 
Seele;“ oder an einer andern Stelle: „weil er die gottlosenn Dogmen des Sergius, 
dem Geiste desselben in allem folgend, bestätigt hat.“ — Wenn die Kirche über 
ketzerische Schriften unfehlbar aburtheilt, wenn ein üknmenisches Concil 
unter Beistand und Nachfolge der Päpste selbst die öffentliche Lehre eines 
‚Papstes („das möge eure Brüderlichkeit mit uns verkündigen“, sagt Honorius) 
als ketzerisch verdammt hat: wie soll da das vaticanische Concil die Unfehl- 
barkeit des Papstes, wenn er öffentlich lehrt, aussprechen können? oder, 
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wenn es solches in der vorgeschlagenen Weise thun würde — wie sollte es 
nicht den Glauben der Gläubigen an die Unfehlbarkeit der Kirche zerstören ? 

; Das canonische Recht endlich erklärt unter allgemeiner Zustimmung dass ein 

ketzerischer Papst abgesetzt werden könne, ja durch die Ketzerei an sich 

schon aus dem Papstthum ausscheide. Damit kann nur die äussere Ketzerei 
gemeint sein (über Inneres urtheilt der Prätor nicht), und die Doctoren des 
Rechts sprechen überdies nicht von einem im Geheimen, sondern öffentlich 
ketzerischen oder der wahren Lehre hartnäckig und offen widerstrebenden 
Papste, unter welchem sie nicht die Privatperson des Papstes, sondern den 
als solchen, als Papst handelnden Papst verstehen. || In dem vorgeschlagenen 
Decret ist die katholische Lehre, wie sie immer, überall und von allen ge- 
glaubt worden ist, ganz und gar nicht enthalten. || II. Diese Definition wider- 
rathen ausserdem die sehr schweren Bedrängnisse, welche heute noch die Kirche 
erduldet. Die Vortheile, welche man vielleicht daraus erhofft, werden gering 
sein und kaum unerwartete, aber an den grössten und wahrhaft schreck- 
lichsten Uebeln, welche eine aufmerksame Erwägung der Umstände befürchten 
lässt, werden sie sicherlich reich sein. Besonders werden die Gemüther 
schwächerer Gläubigen durch die Neuheit der Sache beirrt werden, und den 
zahlreichen Feinden des katholischen Glaubens und der Kirche, welche sich 
überall finden, wird eine erwünschte Gelegenheit geboten werden, die Schwanken- 
den vom althergebrachten Pfade des orthodoxen Glaubens abzulenken. |] Eine 
eigenthümliche Gefahr der Verführung droht augenscheinlich den Gläubigen in 
Böhmen, weil diesen der alte Hussitismus, sowohl der politisch-nationale wie 
auch der religiöse, von den Feinden der Kirche nicht nur empfohlen, sondern 
auch tagtäglich mit einer unglaublichen Kühnheit durch die feindlichste Markt- 
schreierei (iniquissimo praecanio) der Zeitschriften, Bücher und öffentlichen 
Schaustellungen (publicorum spectaculorum) eingeprägt wird. || Die Urheber, Leiter 
und Förderer .dieser Bewegung bestreben sich vorzüglich, den Heiligen Stuhl 
beim Volke verhasst zu machen und dieses zu überreden, dass die Freiheit 
und das politisch-religiöse Wohl der Böhmischen Nation nur nach Abschütt- 
lung des Joches der Verbindung mit dem römischen Stuhle zu erreichen sei. 
4 Es unterliegt wahrlich keinem Zweifel, dass diese Verführer mit der ver- 
ruchtesten Sehnsucht auf die Veröffentlichung des neuen Dogma’s von der 
päpstlichen Unfehlbarkeit warten, um alsbald das Volk um so sicherer zum 
Abfall vom Glauben zu verführen und um die schismatische Kirche, welche sie 
die nationale nennen, gründen zu können. || Gleicherweise lässt sich unschwer 
vorausschen, es werde geschehen, dass die der Kirche feindlichen Gewalten 
aus dem vorgeschlagenen Satze der päpstlichen Unfehlbarkeit die gelegenste 
Veranlassung erhalten, die der Kirche gebührende Freiheit einzuschränken und 
ihre Rechte empfindlichst zu verletzen; besonders ist es ausser allem Zweifel, 
dass die zeitlichen Güter (bona temporalia) der Kirche, wo solche noch be- 
stehen, der angenscheinlichsten Gefahr ausgesetzt werden. | Diesen mächtig 
gewordenen und erbitterten Kampf wird der heilige Stuhl nicht durch Proteste, 
welche voraussichtlich mit noch grösserer Feindseligkeit als zuvor aufgenom- 
men werden, noch durch Decrete, welche aller Wirkung entbehren dürften, 

zum Abschluss bringen; die Vorstände der Diöcesen und Provinzen werden 
ihn aufnehmen müssen, da bekannt werden wird, deren Ansehen sei durch 
das vorliegende Decret herabgesetzt und vernichtet worden (conculcata fuisse). 

Wie viel erspriesslicher wäre es, durch das vaticanische Concil des Heiligen, 
Stuhles und der Bischöfe gemeinsame Mission, Auctorität, Beschützung des 
Glaubens und Uebung des Amtes auszusprechen und festzustellen. || Es wider- 
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streitet der christlichen Liebe und Weisheit, dadurch, dass man die Steine des Nr. 4819 
Anstosses vermehrt, welche man den Gläubigen, die sie schwerlich wegzu- Episcopat. 
räumen im Stande sind, aufbürdet, die Feinde der Kirche nur noch mehr zu 99 Aprili870. 
provociren und zu erbittern. || Zugegeben, dass der Wille derjenigen, die das 
Schema vorschlugen, der beste war, so werden doch jene, welche ohne die 
Einfalt der Taube, die den althergebrachten Glauben ohne Neuerungen be- 
wahrt, und ohne die Klugheit der Schlange, welche Gefahren und Schaden 
vorhersieht und verhütet, diese Lehre ins Concil gebracht haben, wegen der 
Uebel, welche unschwer als Folgen davon vorauszusehen sind, wenn es nichts — 
desto weniger zur Definirung des Satzes kommen sollte, dem ewigen Richter 
Rechenschaft ablegen müssen“. || Nr. 10. (Unbekannt): Es sei für ihn volle 
Gewissheit, dass in Folge der dogmatischen Fesstellung der Unfehlbarkeit in 
seiner Diöcese, in der sich bis jetzt keine Spur einer Tradition von der Un- 
fehlbarkeit des Papstes finde, wie auch in anderen Gegenden viele, und zwar 
nicht allein unbedeutendere, sondern auch sehr tüchtige Männer vom Glauben 
abfallen und die Kirche den grössten Schaden leiden werde. Ausserdem könne 
der ehrw. Vater auch die Sache an sich nicht anerkennen“. || Nr. 12. (Mel- 
chers). Ein Anderer erklärt, er sei geneigt, die im Zusatzkapitel gegebene De- 
finition der päpstlichen Unfehlbarkeit zu glauben, und fährt dann weiter fort: 
„Dennoch kann ich derselben aus verschiedenen Gründen nicht zustimmen und 
zwar hauptsächlich, weil ich mich davon nicht überzeugen kann, dass sie noth- 
wendig sei. Die Autorität des heiligen apostolischen Stuhles war im Lehren 
und Richten über Fragen des Glaubens und der Moral nic grösser als in 
neuerer Zeit. Ohne Nothwendigkeit aber neue dogmatische Definitionen zu 
erlassen, war bis jetzt in der katholischen Kirche nicht gebräuchlich und ist 
nicht förderlich. Ueberdies wird unter den Theologen über die Frage der 
Unfehlbarkeit des Papstes noch gestritten, und viele gelehrte und streng- 
gläubige Männer halten dafür, dass diese Definition unmöglich sei, sowohl 
wegen grosser Schwierigkeiten, die ihr in verschiedenen Thatsachen der Ge- 
schichte und sehr vielen Aussprüchen der heiligen Väter entgegenstehen, welche 
zu bestätigen scheinen, dass bezüglich dieser Lehre in der Kirche niemals 
eine vollkommene und allgemeine Uebereinstimmung bestanden habe, als auch 
wegen der Schwierigkeit, dieselbe so zu definiren, dass sie nicht Veranlassung 
gebe zu vielem Zweifel und zu Controversen über die Interpretation und An- 
wendung auf vorhergegangene wie zukünftige Fälle. Weshalb auch, sagt er 
weiter, viele unter jenen, welche geneigt sind, die Lehre von der Unfehlbar- 
keit des Papstes anzunehmen, einen festen und sichern Beweis vermissen, 
welcher Art ein solcher doch sein müsste, wenn man diese Lehre ohne schwere 
Schuld allen Gläubigen als Glauben unter Androhung der ewigen Verdamm- 
niss vorschreiben und auferlegen könnte. Daher ist auch keineswegs zu hoffen, 
dass diese Definition durch einstimmigen Consens der Väter festgestellt werde; 
im Gegentheil, man kann gar nicht zweifeln, dass eine grosse Zahl der Bi- 
schöfe der vorgeschlagenen Definition widerspricht. Bisher ist es aber in der 
Kirche Gottes nie gebräuchlich gewesen und nicht als zulässig erkannt worden, 
neue dogmatische Entscheidungen festzustellen ohne die einmüthige Zustimmung 
aller im Concil sitzenden Bischöfe. Daher glaube ich und bitte dringend, es 
möge von der Discussion dieser Lehre auf dem gegenwärtigen Concil über- 
haupt abgestanden werden, damit durch die Discussion nicht die unter den 
Vätern bestehende grosse Meinungsverschiedenheit offenkundig gemacht und 
damit dadurch nicht die Autorität des vaticanischen Concils schwer geschä- 
digt werde“. | (Es wird ferner gesagt, die Definition der Unfehlbarkeit sei schr 
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Br. 4019 unzweckmässig, weil viele Gläubige, vorzüglich solche, die in gemischten Bezirk 


„leben, dadurch der Gefahr des Abfalles vom Glauben ausgesetzt werden, weil 


aa apeive. die von der Kirche getrennten Christen dadurch mehr denn je von der Rückkehr 


abgehalten werden und weil dadurch die Liebe vieler Gläubigen zu den aposto- 
lischen Stuhle nicht gemehrt, sondern gemindert werden wird). | „Das sind die 
Gründe, aus denen ich bitte und verlange, dass von der Discussion und Defini- 
tion der Unfehlbarkeit des Papstes ganz und gar Umgang genommen werde, 
wenn dies aber nicht genehm sein sollte“, möge man gelehrte Männer aus beiden 
Parteien erwählen und mit der genauesten Prüfung der Gründe und Documente 
über diese Frage beauftragen, „bis die Erkenntniss der Wahrheit Allen klar 
gemacht ist, und dann selle, sei es im nächsten Concil, sei es in künftiger 
Zeit, wenn nämlich das gegenwärtige Concil so lange dauern sollte, dieselbe 
Frage abermals vorgeschlagen werden“. | „Weil aber in neuester Zeit durch 
die ungerechten und ungezügelten Angriffe einiger Professoren und vieler Zeitungen 
gegen die Autorität des heiligen Stuhles einige Zügelung und Cautel zu 
verlangen als nöthig scheint, wünsche ich meinerseits, dass zu dem Cap. XI 
am passenden Orte ein Zusatz gemacht oder ein Canon gegeben werde, in 
welchem definirt würde: Des Papstes Autorität im Lehren und Richten in 
Sachen des Glaubens und der Moral sei die höchste, und dessen Decreten und 
Entscheidungen haben alle Gläubigen wahren und aufrichtigen Gehorsam zu 
zollen“. . Nr. 22. (Dupanloup). Ein anderer wünscht dringend: 1) Dass die 
Unfehlbarkeitsfrage nicht im Concil verhandelt werde. | 2) Dass, bevor von 
der Unfchlbarkeit gesprochen wird, die Opportunität zur Frage komme; und 
zwar soll man die Stimmen nicht zählen, sondern wägen, in dem Sinne, dass 
man mehr Rücksicht nimmt auf diejenigen Bischöfe, welche im Hinblick auf 
ihre Untergebenen schr viel zu befürchten haben, wie die englischen, deut- 
schen, französischen, ‚amerikanischen, als auf die, welchen diese Definition kein 
Hinderniss bereitet, wie z. B..den Bischöfen von China, Oceanien etc. 3) Eine 
Frage von solcher Bedeutung und Schwierigkeit kann nicht in der kurzen 
Frist von zehn Tagen genügend behandelt werden. Sic wird eine lange Be- 
rathung im Concil erfordern, welche der hohe Präsident zuzugestehen nicht 
zögern wird. 4) Es werden verworfen die zur Unterstützung der päpstlichen 
Unféhlbarkeit in dem Schema beigebrachten Beweise. ! Deren erster ist das 
von den Griechen auf dem II. Lyoner Concil verfasste Glaubensbekenntniss. 
Allein dieses Bekenntniss ist nicht von dem Concil verfasst, sondern von 
Clemens IV. gemacht und von den Grichen vor dem Concil verlesen worden, 
welch’ letzteres sich passiv verhalten hat. | Ucherdies spricht nichts in jener 
Formel zu Gunsten der Unfehlbarkeit; es wird in ihr nicht vom Papst, son- 
dern von der heil. röm. Kirche gesagt, dass, „wie sie vor den übrigen gehal- 
ten ist, die Wahrheit des Glaubens zu vertheidigen, so sollen auch etwa über 
den Glauben 'auftauchende Fragen nach ihrem Urtheil entschieden werden“. 
Denn diese Worte stellen zwar den Primat fest, nicht aber die höchste Auto- 
rität im Glauben, unabhängig von der Mitwirkung der Bischöfe. Ferner be- 
merke man die Worte: „wie sie vor den übrigen .... so auch etwa auf- 
tauchende etc.“ Dies gibt den Sinn: „wie sie vor den übrigen den Glauben 
schirmen soll, so soll sie vor den übrigen auch . . .. entscheiden“. „Vor 
den übrigen“ ist aber nicht gleichbedeutend mit „getrennt und unabhängig von 
andern“  Endlich wird darin gehandelt von dem römischen Stuhl, nicht 
von der Person des römischen Papstes . ... j! 5) Die Formel des Hor- 
misdas betreffend und die Echtheit aller ihrer Theile auch zuzugeben, die je- 
doch von vielen bestritten wird, so folgt aus ihr nichts für die vorliegende 
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der andere Papst bei Definirung des Glaubens geirrt hätte. |; 6) Christi 
Worte: „Du bist Petrus . . . . und die Pforten der Hölle werden nichts gegen 
sie vermögen“: „Gegen sie“ — d.h. gegen die Kirche. (Ecclesiam), nicht gegen 
den Fels (petram). Also lediglich der Kirche wird unerschütterter Bestand 
verheissen, welche nicht in Gefahr kommt, auch wenn der Papst irren 
würde; denn ihm „würde die röm. Kirche widerstehen, würde die 
ganze Kirche widerstehen, würde der unüberwindliche Glaube der 
Bischöfe widerstehen“, und so würde der Irrthum alsbald gründlich aus- 
geschlossen. Denn die Kirche hat zu ihrer Grundlage nicht nur den Petrus, 
sondern zum ersten Christum, und zum zweiten die Apostel, welche im ihren 
Nachfolgern immer leben. Niemals wird zwar die Nachfolge der dem Petrus 
auf dem röm. Stuhle folgenden Päpste mangeln; denn so einer fiele, so würde 
er sofort durch seinen eigenen Sitz und durch die gesammte Kirche, 
mit Beiziehung, so es nöthig wäre, eines Concils, entweder er- 
mahnt und berichtigt, oder, so er hartnäckig bliebe, entfernt. | 
5) „Ich habe für dich gebeten... .“ Diese Worte beziehen sich nur auf 
Petrus und nicht auf seine Nachfolger, und zwar nur auf scinen innerlichen 
Glauben in der Zeit des Leidens. '; 8) In der Definitionsformel sind ganz 
augenscheinliche Fehler, und es ergeben sich daraus furchtbare Ge- 
fahren. Denn die Formel bestimmt nicht die Bedingungen der Unfehlbar- 
keit. An welchen Zeichen denn erkennen wir, ob der Papst das Amt des 
Lehrers übe? Durch eine Bulle? ein Breve? in Allocutionen u. s. w.? Und 
nicht klarer wird die Sache durch das eingeschobene „Wenn er gemäss seiner 
Autorität bestimmt“. Die Schwierigkeit bleibt dieselbe. | „Wenn er bestimmt, 
was von der gesammten Kirche in Sachen des Glaubens uud der Sitten zu 
halten sei.“ Warum „von der gesammten Kirche?“ Kann ein Glaubensdecret 
nicht auch ergehen für einen Theil der Gläubigen? — „Was sind Sachen 
der Sitten“? Manche Gegenstände der Moral sind geoffenbart, andere evident, 
andere dunkel und lediglich der Philosophie anheimfallend; wo wird denn die 
Unfehlbarkeit des Papstes aufhören ? || Das Object betreffend „sie dehnt sich auf 
dasselbe Object aus, auf welches die Unfehlbarkeit der Kirche sich ausdehnt“. 
Dies ist allzu unbestimmt, wie auch das Object der Unfehlbarkeit der Kirche im 
Capitel IX unbestimmt ist. Derart unbestimmt dem röm. Papst Unfehlbarkeit 
zugestehen ist eine gefahrvolle Sache; denn eine solche Definition zugegeben, 
wird er entscheiden können über weltliche Herrschaft und deren Maass, über 
Absetzung der Gewalt, über die Praxis Ketzer zu züchtigen etc? || 9) Eine 
Unfehlbarkeit ferner, welche der Gemeinschaft der Hirten verheissen wird, 
und welche nicht ohne grosse Ueberlegung geübt werden kann, wird schädlich 
ausschlagen, wenn ebendieselbe Unfehlbarkeit dem Papste verliehen wird, der 
mit einem einzigen Worte alle Streitigkeiten über den Glauben beizulegen ver- 
mag, ohne so grosser Cautelen, nur durch seinen Willen und sein 
Urtheil; und zuweilen vielleicht in Dingen, bei welchen man wird 
streiten können, ob sich das Privilegium der Unfehlbarkeit soweit 
erstrecke, oder nicht. Wie viele und grosse Gefahren für die 
Kirehe und den Fricden der christlichen Republik daraus er- 
wachsen können, sieht jedermann. || 10) Ausserdem gibt die Ausdrucks- 
weise des Schema’s zu verstehen, dass in der Kirche eine doppelte Unfehl- 
barkeit bestehe: die der Kirche selbst und die des Röm. Papstes. Was ab- 
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surd, unerhört ist! Es gibt nur eine Unfehlbarkeit. Wird diese dem Papst 
zugeschrieben, so haben die Bischöfe auch auf den Concilien nur eine passive, 
in keiner Weise aber eine active Unfehlbarkeit. Also ist zu sprechen von 
der Unfehlbarkeit nicht der Kirche, sondern des Papstes. || 11) Endlich, wenn 
die persönliche Unfehlbarkeit festgesetzt würde, so würde ebendamit alles, was 
bisher durch apostolische Diplome bestimmt worden ist, in Bausch und Bogen 
bestimmt. Dies aber kann das Concil nicht thun, wenn es nicht zuvor eine 
Prüfung aller jener (Diplome) vorausgehen liesse. || Zusammengefasst: 1) Das 
persönliche Vorrecht der Unfehlbarkeit des römischen Papstes wird nicht er- 
wiesen. 2) Es werden nicht festgesetzt die Bedingungen und die Ausdehnung 
derselben, worin die grössten Gefahren liegen. 3) Der Definition vorauszu- 
gehen hat eine Prüfung sämmtlicher apostolischen Diplome über Glauben und 
Sitten“ || Nr. 23. „Ein Anderer (Unbekannt) verwirft die Frage der Unfehlbar- 
keit: 1) weil sie nicht frommt, 2) weil sie sich nicht ziemt, 3) weil sie nicht 
definirt werden kann. || 1) Es frommt nicht. So urtheilen viele Bischöfe, 
„welche Kirchen regieren und so den wahren Stand der Diöcesen kennen“, 
Sie fürchten, es möchten aus dieser Definition Streitigkeiten und Spaltungen 
erwachsen; sie fürchten der Gottlosen „Blasphemien, der Gelehrten Spöttereien, 
der Dissidenten unversöhnlichen Hass, Störungen in der bürgerlichen Gesell- 
schaft, Trennung der katholischen Staaten von der Kirche, und vielleicht 
schreckliche Gefahren für die weltliche Herrschaft des heiligen Stuhls“. Bei- 
gefügt werden Befürchtungen, es möchten Ketzer und Schismatiker vom wahren 
Glauben zurückgestossen werden. || 2) Es ziemt sich nicht. Denn es ist Ge- 
setz der Concilien gewesen, dass eine neue Lehre nicht ohne Noth ge- 
schaffen werde, und eine solche besteht in vorliegender Frage nicht. Die 
Kirche, achtzehn Jahrhunderte hindurch mit der alten Regel des Glaubens, d. h. 
mit der Unfehlbarkeit der Kirche zufrieden, hat alle Ketzereien überwun- 
den; warum sollte eine neue Glaubensregel gegeben werden? !: Ferner besteht 
die höchste Liebe der Gläubigen und Bischöfe gegen den heiligen Stuhl; sie 
wird durch die Definition nicht wachsen, sondern abnelımen. | „Ueberdies 
werden fortan allgemeine Concilien unmöglich sein, weil die Bischöfe nicht als 
die wahren und eigentlichen Richter des Glaubens, sondern lediglich als Bei- 
râthe des obersten Papstes sitzen würden“, || 3) Die Definition ist unmöglich. 
Denn die aus der Schrift, aus der Formel des Hormisdas und aus dem Glaubens- 
bekenntniss der Lyoner Synode angeführten Textstellen beweisen nur den Pri- 
mat, nicht aber die Unfehlbarkeit. | Ohnehin müsste aus der Tradition ge- 
zeigt werden, dass dies der beständige Glaube der Kirchen gewesen sei, was 
von der Unfehlbarkeit des Papstes nicht gesagt werden kann. Ja, während 
die Väter oftmals gegen die Ketzer die wahre Glaubensregel aufstellen mussten, 
sprachen sie doch niemals von der Unfehlbarkeit der Kirche [soll wohl heissen 
des Papstes]. Ebenso die Concilien, welche Meinungen der Päpste abgelehnt 
haben, und die Päpste selbst, aus deren Handlungen hervorgeht, „dass sie 
schliessliche Lösung von Zweifeln und unwiderruflichen Bestand ihrer Decrete 
von der Zustimmung der Kirche erwartet haben, dass sie ihrer Vorgänger und 
ihre eigenen Aussprüche widerrufen haben; ja, es ist nicht ausgemacht, dass 
nicht einige derselben bei feierlichen Definitionen in schwere Irrthümer ver- 
fallen sind“ ;, Also von der Uebereinstimmung der Kirchen, d. h. der Bi- 
schöfe, wie Bellarmin lehrt, hängen die Definitionen des Glaubens ab, dieweil 
auch das Haupt ohne die Glieder nichts vermag. || Ja „die Concilien selbst 
könnten nicht gut vor sich gehen und auf diese Weise ungültige Beschlüsse 
abfassen. Die Uebereinstimmumg der Kirche also beweist, dass ein Concil 
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kann, kann das den obersten Päpsten nicht geschehen“? || Nr. 37. (Unbe- 
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einem andern Concil sich in Widerspruch setzt, da es klar wie das Licht ist, 
dass die dogmatischen Briefe des Honorius auf dem VI. Concil verdammt 
worden sind. Ferner pflegten alle späteren Concilien festzuhalten, was auf den 
früheren entschieden worden war. || Den Protestanten, welche uns aus unserer 
Ergebung und unserem Gehorsam gegen die hohen Päpste, von denen die Ge- 
schichte mehrere als verbrecherisch darstellt, einen so grossen Vorwurf 
machen, können wir erwiedern: die Päpste seien nicht unfehlbar, wie sie auch 
nicht sündlos seien. Wenn aber die Definition gegeben, dann wird die Ant- 
wort schwieriger sein, und jene werden kühner den Schluss ziehen: dass die 
blinden Papisten den Papst als Gott verehren, wie die blinden Heiden In- 
diens . . . . | Das Gewicht der Bossuet’schen Ansichten erhellt daraus, dass 
Bellarmin zu deren Widerlegung die 40 angeführten Fälle von Irrthum bei 
Päpsten bis auf seine Zeit herab durchgeht, (nicht eingerechnet die Fälle des 
Galilei, der falschen Decretalen etc.) Wie es sich nun auch mit anderen ver- 
halten mag, für den Fall des Honorius hat er keine andere Ausflucht als die 
Behauptung: das IV. Concil und die Briefe Leo’s IL seien verfälscht, und in 
Folge dessen seien andere Concilien und die Päpste getäuscht worden. 
Nun, diese so ganz unzutreffende Entgegnung liefert ein Beispiel von der s. g. 
reductio ad absurdum. In das Absurde verfällt Bellarmin, wenn er seine 
eigene Meinung aufrecht erhalten will und alle historische Gewissheit über den 
Haufen wirft; wenn diese wankt, so wanken auch alle Concilien und Evange- 
lien, und als Sieger gehen hervor Renan und andere Ungläubige, und alle 
christlichen Urkunden sind nichts als ein zusammengestoppelter Haufe von 
Fabeln .... || Die im Schema angeführten Argumente beweisen nichts. || 
Weder die Stelle: „Du bist Petrug‘. . . . Wenn dieselbe den Primat beweist, 
so beweist sie darum noch nicht die Unfchlbarkeit; und im „recht“ lehren 
beweist um nichts mehr als im „recht“ regieren. — Noch auch die Stelle: 
„Ich habe für dich gebeten“. . . . Denn alle stimmen dem zu, dass der Glaube 
in dem apostol. Stuhle nicht aufhöret, ein augenblicklicher Irrthum bald be- 
richtigt ist; und die Worte, welche folgen: „Wenn du dermaleins dich be- 
kehrest“. . . . zeigen, dass, gleichwie Petrus, so auch dessen Nachfolger irren 
und sich bekehren können. — Noch auch die Worte des Lyoner Concils. 
Denn es wird nicht gesagt: „sie sollen nach seinem Urtheil unfehlbar oder 
unwiderruflich definirt werden“. Es wird nicht gesagt, dass die Bischöfe 
nicht vorher zu befragen seien. | Noch auch die auf dem VII. Concil unter- 
zeichnete Formel, weil auch die Gallicaner daran halten, dass in dem apostol. 
Stuhl stets die wahre Lehre gelebt habe und lebe“, indem, wenn der. darauf 
Sitzende zufällig irren sollte, nach bald verbessertem Irrthum keine wirkliche 
Unterbrechung in der unbefleckten Reinheit des apostol. Stuhles stattfinden 
wird. |! Und auf derselben VIIL Synode findet sich Folgendes: „Wir lesen, 
dass der röm. Papst über die Vorsteher aller Kirchen geurtheilt habe; dass 
aber über ihn jemand geurtheilt, lesen wir nicht. Obwohl nämlich über 
Honorius nach seinem Tode von den Orientalen das Anathema ausgesprochen 
wurde, so ist doch zu wissen, dass er wegen Ketzerei angeklagt war, wegen 
welcher es allein den Kleinern erlaubt ist, der Thätigkeit ihrer Höhern zu 
widerstreben, oder verkehrte Gesinnungen ungehindert zu verwerfen“. Worte 
Hadrian’s IL an die VIII. Synode. Daher: Wenn der Papst unfehlbar sein 
soll — siehe, da ist ein Papst, welcher unfehlbar erklärt, dass ein röm. Papst 
Staatsarchiv_XXIV. Kirchl. Actenstücke. (11.) 16 
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wegen Ketzerei angeklagt und mit dem Anathem belegt werden dürfe. Siehe 
auch Can. 21. dieses Concils“. | Nr. 81. Vier ungarische Bischöfe bitten, 
dass die Unfehlbarkeit nicht definirt werde: . . ..,3. Weil nach der Stim- 
mung, in der sich Ungläubige, Ketzer und schlechte Christen befinden, aus 
dieser Definition viel Unheil und ein trauriges Schisma vorher gesehen wer- 
den kann, ‘vornehmlich in Ungarn, welches Unheil man leicht gering achten 
könnte, wenn es sich um einen zur Seligkeit nothwendigen und von allen als 
einen in der Kirche geoffenbart gehaltenen Glaubensartikel handeln würde. Hier 
aber handelt es sich um die Erhebung einer Lehre zum Dogma, die einigen 
frommen und gelehrten Männern als moralisch sicher gilt; unsere Vor- 
fahren aber, obwohl sie dieselbe nicht für einen Glaubensartikel hielten, sind 
doch selig geworden. 4. Niemals ist es eine Gepflogenheit der Kirche gewesen, 
dass sie sich für berufen hielt, zu beleuchten das Verzeichniss der Ansichten 
der Theologen, damit sic die, welche ilır unter jenen gefielen, zur Hoheit eines 
Dogma’s erhebe . . . . Diese Lehre (i. e. die Unfchlbarkeit des Papstes) ist in 
Ungarn bei Clerus und Volk ganz und gar unbekannt (inaudita)“. . . . | 
Nr. 82, (Unbekannt) verlangt die Zurückziehung des von der Unfehlbarkeit 
handelnden Schema’s, und falls dies nicht geschieht, die genaueste, gewissen- 
hafteste und freieste Prüfung der Schrift, der Tradition und der Ge- 
schichte, ferner, „dass das definitive Decret nur mit einstimmigen Consens 
der Väter zu Stande komme“. Sollten diese Bedingungen nicht beachtet 
werden, „so müsste auch ich mit dem gelehrten Vater dieses Concils aus- 
sprechen, dass das vaticanische Concil, sei es durch Vernachlässigung der 
genauesten Prüfung, sei es durch Nichtbeachtung der Einstimmigkeit, gewiss 
nicht dem Vorwurfe unentschuldbaren Leichtsinnes (notam inexcusabilis 
temeritatis), entgehen würde und mit dem Makel unauslöschlichen Schimpfes 
befleckt werden würde (ignominiaeque non amplius delendae macula consper- 
geretur)“, || Nr. 83. (Unbekannt)... . „in allen Controversen mit Nicht- 
katholiken, wenn die Frage aufgeworfen wird, was die Katholiken zu glauben 
gehalten seien, lautet die stehende Antwort: das, was die Kirche lehrt, näm- 
lich der Papst im Vereine mit den Bischöfen. Die gleiche Autwort wurde 
von den Bischöfen auf eine Anfrage der weltlichen Rogierung Britanniens er- 
theilt; diese Lehre aber ist bis auf diesen Tag durch keine Censur, durch 
keine theologische Note gerügt worden. Auf der andern Seite wird die Lehre 
von der Unfehlbarkeit des röm. Papstes in keinem Katechismus bei den Irländern 
gelehrt, niemals von den Geistlichen gepredigt, sondern stets wird gepredigt 
die Unfehlbarkeit der Kirche; unter Kirche aber versteht das Volk die 
Bischöfe, oder den lehrenden Körper, in Ucbereinstimmung mit dem Papste. 
Wenn daher die Lehre von der päpstlichen Unfehlbarkeit aus dem Zustand 
einer freien Ansicht zu einem bei Verlust der Seligkeit zu glaubenden Dogma 
ohne jegliche Vorbereitung, ohne Anwendung einer Cautel, ohne weiteres er- 
hoben würde, so wird sie von den Meisten als unerhörte Neuerung verworfen 
werden; es wird die Lehre der Kirche für verändert und daher für falsch ge- 
halten werden; es wird zusammenstürzen die Autorität nicht nur des Papstes, 
sondern auch der ökumenischen Concilien, und weit und breit wird um sich 
greifen ein verruchter Unglaube gegenüber der Wahrheit der christlichen Re- 
ligion“. Aus diesen und andern Gründen hält er dafür, „es gehe in keiner 
Weise an, dass die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes, welche nach 
seiner Ansicht nicht aus dem Glauben definirbar ist, dem vaticanischen Concil 
vorgelegt werde“. ... Nr. 86. (Jirsik) . ... „Ausserdem hält er diese 
Definition für durchaus unzeitgemäss und schädlich, aus Gründen, welche von 
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andern ehrw. Vätern angeführt und von ihm selbst mitunterzeichnet worden 
sind, und welchen er noch einen andern beifügt, das Unheil nämlich, welches 
aus der Einführung dieser dogmatischen Novelle über die Gläubigen Böhmens 
kommen wird, welche von allen Seiten und auf jegliche Weise von den Hussiten 
verführt werden, vom Papst abzufallen, um mit ihnen eine Nationalkirche zu 
gründen. In Voraussicht dieses jammervollen jenen Seelen drohenden Ruins 
will er lieber sterben als den Inhalt des Synodaldecretes vertreten“. || Nr. 97. 
(Clifford) „a) Was ich oft gesagt, wiederhole ich jetzt: Die Festsetzung dieser 
Meinung als eines Glaubensartikels wird das grösste Hinderniss für Be- 
kehrungen in protestansischen Gegenden sein, ja sie wird ein Stein des An- 
stosses für nicht wenige Katholiken sein. Was dagegen gutes von ihr zu er- 
warten sein soll, sehe ich nicht. || b) In England tritt noch ein anderer grosser 
Nachtheil ein. Bevor dort die Katholiken von den Strafgesetzen befreit. und 
zur vollen Freiheit und bürgerlichen Gleichheit mit ihren Mitbürgern zuge- 
lassen wurden, wurden die Bischöfe und Theologen Öffentlich vom Parlament 
gefragt, ob die Katholiken Englands daran hielten, dass der Papst den Völkern 
Bestimmungen, betreffend den Glauben und die Sitten, auferlegen könne ohne 
jegliche ausdrückliche oder stillschweigende Zustimmung der Kirche. Sämmt- 
liche Bischöfe (darunter zwei Vorgänger des hochw. Cardinals von Dublin) und 
Theologen antworteten: die Katholiken halten nicht an solchem Glauben. So 
steht in den öffentlichen Parlamentsacten gedruckt. Im Vertrauen auf diese 
Antworten hat das englische Parlament die Katholiken zur Theilnahme an den 
bürgerlichen Rechten zugelassen. Wer wird die Protestanten überzeugen, dass 
die Katholiken nicht gegen die Ehre und den guten Glauben handeln, sie, 
welche damals, als es sich um Erwerbung von Rechten für sie handelte, ôffent- 
lich bekannten, dass die Lehre von der Unfehlbarkeit des römischen Papstes 
nicht zum katholischen Glauben gehöre, sofort aber, nachdem sie ihre Absicht 
erreicht hatten, von der öffentlich abgegebenen Erklärung zurücktreten und 
die entgegengesetzte, aufstellen?“ . . . . || Nr. 100. (Purcell) „Ein anderer 
ehrw. Vater hält dafür, dass diese Definition über die Unfehlbarkeit des 
Papstes durchaus unzeitgemäss und schädlich sei; wenn sie veröffentlicht wird, 
so wird jeglicher Fortschritt der Bekehrungen in den Vereinigten Staaten 
Amerika’s gründlich vernichtet werden. Bischöfe und Priester hätten in ihren 
Disputationen mit den Protestanten nichts mehr zu erwiedern; denn diese wer- 
den sagen: Bisher ist diese Lehre von euch als freie Meinung in der Kirche 
gepredigt worden, jetzt stellt ihr sie als Glaubensdogma auf; also habt ihr 
entweder früher gelogen (mentiti estis), oder die Lehre der Kirche hat ge- 
wechselt; was werft ihr uns unsere Wandlungen vor? ... . || Nr. 113. 
(Unbekannt) „Ein anderer Vater schliesst sich gerne der Meinung des edlen 
Erzbischofs Fenelon von Cambray an, hält dieselbe aber nicht für so be- 
stimmt, dass sie als Glaubensdogma definirt werden könne. ;; Der Grund ist 
1) weil die meisten Texte, mit welchen sogar die besseren der sogenannten 
ultramontanen Theologen dieselbe belegen, verstümmelt, gefälscht, interpolirt, 
beschnitten, unecht, in einen andern Sinn verdreht sind, wie er selbst solches 
bei Bellarmin, Ballerini, Muzzarelli, Orsi, D. Gueranger und hauptsächlich bei 
P. Weninger gefunden zu haben versichert, welches letzteren Werk, sagt 
er, von Fälschungen oder Abänderungen der Texte wimmelt. 2) Weil von 
den nämlichen Theologen die gegentheiligen und widersprechenden Behaup- 
tungen der trefflichsten Glaubenszeugen, eines Augustin, Basilius, Ambrosius, 
Hieronymus, Athanasius, Gregor d. G., Diakonus Ferrandus u. s. w., unterdrückt 
worden sind. 3) Weil die ganz offenbare Praxis der ökumenischen Concilien 
16° 


Nr. 4919 
(184). 
piscopat. 
29. April 1830. 
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Xr. i in den ersten zchn Jahrhunderten die war, dass, wenn auf denselben je einmal 


Definitionen vorangegangener Concilien verlesen wurden, diese sofort ohne 


sechprilts70. irgendwelche Prüfung bestätigt worden sind; wurden dagegen Briefe der HH. 


Päpste vorgelegt, so wurden diese niemals einfach und ohne Untersuchung, 
sondern erst dann zugelassen, wenn ihre Ucbercinstimmung ‘mit dem 
rechten Glauben der heil. Vater erwiesen war. Dies, sagt er, sind 
die eigensten Worte des zweiten Concils von Constantinopel, wie zu ersehen 
bei Labbé Bd. 5, S. 541. E. 563. A. B. C. — 567 B. C. — Er hält aber 
dafür, dass all diese Zweifel vor jeglicher Feststellung zu besprechen seien“. 
Nr. 125. (Crementz) . . . . „Die Definition der päpstlichen Unfehlbarkeit erscheint 
ferner gewissermassen gefährlich; denn durch das Zeugniss vieler Vorsteher ver- 
schiedener Diöcesen Deutschlands, Frankreichs, Böhmens, Ungarns, Siebenbürgens 
und anderer Provinzen steht fest, dass diese Lehre dem katholischen Volke nicht 
einmal dem Namen nach bekannt ist. Und ich kann hier nicht verschweigen, dass 
in der Diöcese von Ermeland die fragliche Lehre wenigstens in Katechesen 
und Predigten niemals gelehrt wird, aus den theologischen Schulen aber längst 
verbannt ist. Es stelıt zu befürchten, dass die Katholiken in jenen Ländern 
durch besagte Definition beunruhigt werden, gleichsam ob jetzt erst das Funda- 
ment der Kirche und der wahren Lehre gelegt werden müsste. In andern 
mir bekannten Gegenden aber, wo Katholiken mit Heterodoxen zusammenleben, 
drohen den Schwachen noch viel grössere Gefahren . . . .. Ja, die Bischöfe 
verschiedener Gegenden mit denen ich mich wenigstens besprochen habe, sind 
darin beinahe alle mit mir einig, dass diese Definition im Hinblick auf die der- 
maligen politischen Zustände, wenigstens in Europa, vielen Regierungen auch An- 
lass oder mindestens eine Handhabe geben werde, mehr und mehr in die Rechte der 
Kirche einzugreifen“. Nr.130. „Ein anderer (amerikanischer Bischof) sagt: Nur 
dass ist als Glaubensnorm zu halten, was immer, was überall, was von Allen ange- 
nommen ist. Sodann hat aber die Kirche bis zum 10, Jahrhundert eine der Unfehl- 
barkeit entgegengesetzte Ansicht angedeutet. Kaum eine echte Textesstelle der 
Väter findet sich, durch welche die im Schema vorgeschlagene Lehre klar ausge- 
sprochen würde. Ist es nicht wundersam, dass die heute zum Beweise der 
These aufgeführten Stellen der heiligen Schrift beinahe nirgends in solchem Sinne 
von den Vätern erklärt werden? ....|| Die schlimmsten religiösen Folgerungen 
sind aus der Definition zu befürchten. Solche sind: a) dieselbe wird niemanden 
zum Glauben hinziehen, wird dagegen die Bekehrung vieler hindern. b) In 
Gegenden, wo viele Ketzer sind, wird sie dem Fortschritt der Religion ein 
Temmniss sein und vielleicht noch andere Uebelstände verursachen. ce) Ich 
fürchte, die Definition der Unfchlbarkeit wird das Uebel des Unglaubens, das 
auf jenen Punkten, wo die beantragte Lehre mit mehr Ostentation auftritt, 
schon weit unter der Jugend verbreitet ist, auch in unsere Gegenden tragen. 
d) Man möge sich nur der Missstände erinnern, welche aus dem Syllabus 
erflossen sind“. » Nr. 134. (Unbekannt) „... Allerdings sind es Worte Christi: 
„Ich habe für dich gebeten“ . . . aber es ist etwas anderes, wenn Christus 
bat, dass Petrus als Mensch nicht falle, etwas anderes, wenn er bittet, dass 
er als Lehrer unirrbar lehren möge. Sodann hat Christus auch für die Apostel 
gebeten: „Ich habe für sie gebeten“ ete, und von ihnen hat gewiss keiner als 
Petrus allein ihn dreimal verleugnet. ‘gends ist zu Petrus gesagt: „Ich bin 
mit dir“, sondern es ist gesagt: „Wo zwei oder drei versammelt sind ete.“, und 
„ich bin mit euch etc.“ und „einen andern Tröster werde ich euch geben“, und 
anderes derart. In der That, nur allen Aposteln zusammen hat er die Gewalt 
der Schlüssel gegeben, als er sagte: „welchen ihr die Sünden erlasset ete“. — 
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Daher wäre die Erklärung der Unfehlbarkeit gleichsam der Selbstmord der Kirche. |, Nr. 4919 
... . Es giebt Engländer, die vor sechs Monaten zur katholischen Einheit gekom- (#4): 

men waren und nachher, als sie von dem unvorsichtigen, von der Unfehlbar- met. - ~ 
keit handelnden Hirtenbriefe des Erzbischofs von Westminster Kunde erhieltea, 

unverweilt zum Anglicanismus zurückgetreten sind“. |! [Gegen die Definirung , 
der Unfehlbarkeit, theils aus Nützlichkeits-, theils aus sachlichen Gründen, er- 

klären sich auch noch die Voten: Nr. 11. 13. 14. 15. 16. 17. 18. 20. 33. 

67. 70. 84. 91. 108. 114. 117. 118. 124. 127. 129. 130. 132. 137. 139. Die 

zuletzt angeführte Nummer enthält das Votum des Erzb. Kernick von St. Louis 

— wohl das theologisch bedeutendste und eingehendste von allen dieser Classe*). 

In weit eingehenderer Weise als in diesen Voten wurde die Infallibilis 

tätslehre in einer Reihe von Schriften bekämpft, welche im Frühjahr 1870 
erschienen. Die beachtenswerthesten unter denselben sind: (Rauscher) Obser- 
vationes quaedam de Infallibilitatis Ecclesiae subjecto. Vindobonae et Neapoli 
1870. — De Summi Pontificis Infallibilitate personali. Neapoli 1870. Auf 
Veranlassung des Card. Schwarzenberg abgefasst durch Dr. F. S. Mayer. — 
Jos. de Hefele, Causa Honorii Popae. Neapoli 1870; und von demselben Verf. 
als Erwiederung auf einen Angriff des Franzosen de la Margerie: Encore un 
mot sur le Pape Honorius. Naples et Paris 1870. — Quaestio. Solothurn 
1870. Darch Bischof Ketteler an die Concilsmitglieder vertheilt, doch nicht 
von ihm verfasst. — (Kernick) De Pontificia Infallibilitate, qualis in Concilio 
Vaticano definienda proponitur, dissertatio theologica. Neapoli 1870. — 
Gegen die vier oben angeführten Schriften deutschen Ursprungs erschien eine 
Collectiverwiederung: Animadversiones in quatuor contra Rom. Pontificis in- 
fallibilitatem editos libellos. Neapoli 1870. Alles aber, was von Seite der 
Curialisten für das Dogma vorgebracht werden konnte, findet sich vereinigt 
in der einen officiösen Charakter tragenden Schrift: Elucubratio de dogma- 
tica Romani Pontificis Infallibilitate eiusque Definibilitate per R. P. D. Jos. 
Cordani Archiep. Edessae i. p. Romae 1870. 





*) Herr von Ketteler, Bischof von Mainz, bemerkt in der Schrift „die Minorität auf 
dem Concil“ von diesen Animadversiones: „Die Aussprüche waren nicht gegen das 
4. Capitel der Constitution über den Primat, wie es unter Berücksichtigung einer Reihe 
von Vorschlägen der Minorität zuletzt definitiv angenommen wurde, sondern gegen die 
erste Vorlage gerichtet, welche sich davon nach Form, Inhalt und Umfang unterscheidet. 
Es ist daher nicht erlaubt, diese Worte jetzt gegen die dogmatische Constitution zu 
verwerthen, während sie auf ein ganz anderes und von dieser Constitution wesentlich 
verschiedenes Actenstück sich bezogen haben“. Dieser gar oft wiederholten Argumen- 
tation widerspricht geradezu 1) der Wortlaut der Bemerkungen der Minoritätsbischöfe, 
die ja nicht gegen die im Schema gebrachte Begründung und Form der zu definirenden 
Unfeblbarkeit, sondern überhaupt gegen diese Lehre gerichtet waren, welche dann im ent- 
scheidenden Schlussatze der Constitution vom 18. Juli Aufnahme fand; 2) der weiter 
unten mitgetheilte Protest der Minoritätsbischöfe vom 8. Mai und ebenso deren Erklärung 
vom 17. Juli. 
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Nr. 4920. (185.) 
RÖMISCHE CURIE. Erklärung der Theologen des Concils, gerichtet 
an Papst Pius IX., für die Unfehlbarkeit. 
Heiligster Vater! 
Unter den Stimmen, welche der grösste Theil der Bischöfe, sowie der 
Klerus und die Christgläubigen gegenwärtig kundgeben, um eine dogmatische 


AnfangeMai. Entscheidung zu Gunsten der Prärogative des unfchlbaren Lehramtes zu er- 


langen, womit Jesus Christus im hl. Petrus dessen Nachfolger, die römischen 
Päpste, ausgerüstet, und welche die ganze Tradition der Kirche denselben 
immer zuerkannt hat, glauben wir unsere Ansicht nicht mit Stillschweigen in 
der Brust zurückhalten zu dürfen. | Desshalb werfen wir uns hin zu den 
Füssen Deiner Heiligkeit und legen den Ausdruck unserer ergebenen Ge- 
sinnung vor Dir nieder, mit der wir uns ganz und gar wie Kinder ihrem Vater 
Dir unterwerfen; namentlich sagen wir Dir willigen Dank dafür, dass Du die 
inständigen Bitten der Mehrzahl der Bischöfe, um Behandlung der Frage über 
die päpstliche Unfchlbarkeit auf der vaticanischen Synode, gniidig’ aufgenom- 
men hast. || Diese unsere Wünsche werden vollkommen erfüllt werden, wie 
wir denn einstimmig ihre Erfüllung hoffen, wenn jene ökumenische Synode, 
die durch Deiner Heiligkeit Wunsch, Ruf und Macht versammelt ist, in feier- 
lichem Beschlusse die Lehre von der Unfehlbarkeit des römischen Papstes den 
katholischen Glaubenslehren beifügen wird und indem sie erklärt, dass eine 
solche Autorität dem Lehrer der Gesammtkirche von Gott verliehen sei, 
durch eben diese Erklärung jegliche Gewalt, sowohl die bischöfliche nämlich, 
als die staatliche, die der geistlichen wie die der weltlichen Ordnung, wie sie 
einer jeden in ihrer Stellung zukommt, befestigt und erhöht. |! In dieser Ge- 
sinnung stimmen wir, unter Beifügung dieser unserer Vota, dem Werke, welches 
der erlauchteste und hochwürdigste Erzbischof von Edessa, dessen Collegen wir 
als päpstliche Theologen zu sein uns freuen, neulich herausgegeben hat, sämmt- 
lich bei; einem Werke, in welchem er vortrefflich den Beweis führt, dass die 
Lehre von dem dem obersten und sichtbaren Oberhaupte der Kirche in Sachen der 
Lehre verliehenen Privilegium eine von Gott geoffenbarte Wahrheit sei. || Nimm 
dies gnädigst auf, heiligster Vater! und indem wir alles, was Kinder ihrem ge- 
liebtesten Vater nur zu wünschen vermögen, für Dich aus ganzem Herzen 
eifrigst erflehen, wollest Du uns und den Unserigen den apostolischen Segen 
nicht verweigern. 

J. Perrone, $. J. Consultor der dogmatischen Commission. J. Schwetz, 
Cons. d. dogm. Comm. B. Mura, O. S., Cons. d. dogm: Com. A. M. Adragna, 
Cons. d. dogm. Comm. F. Th. M. Martinelli, 0. S. A. Cons. d. dogm. Comm. 
J. B. S. Jaequenet aus Rheims, C. d. dogm. Comm. St. M. Labrador aus 
Spanien, C. d. d. C. C. C. Santori, C. d. d. C. J. Pecci, C. d. d C. P. 
©. Petacci; C. d. d. C. C. Gay aus Poitiers, C. d. d. C. Dazu kommen 
noch Andere, welche ihre Namen nachtragen wollen. 
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Nr. 4921. (186.) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Graf Beust) 

an den K. u. K. Botschafter (Graf Trauttmansdorff) in Rom. — 

Erwiederung auf die Depesche des Cardinal-Staatssecretärs Antonelli vom 
20. April. Vergl. 4913. (178). 


Vienne, le 8 mai 1870. 

Conformément à l'autorisation qui lui a été transmise de Rome, Mgr. le de 
Nonce Apostolique m'a laissé cenfidentiellement entre le mains une copie de Oesterreich. 
la dépêche que Son Eminence le Cardinal Secrétaire d'Etat lui a adressée * ™* 10. 
sous la date du 20 avril dernier en réponse à la communication de ma dépêche 
du 10 février. Comme je vois par Votre rapport Nr. 48 B du 30 avril, que 
le Cardinal ne Vous a pas donné connaissance du texte de cette pièce, je 
Vous en transmets une copie dans l’annexe. La réponse du Cardinal est 
d’ailleurs, ainsi que Son Eminence Vous l'a dit, entièrement analogue à la 
dépêche adressée le 19 mars dernier à Mgr. Chigi en réponse à la première 
communication du Comte Daru concernant les affaires du Concile. Il me paraît 
superflu de revenir ici sur le contenu de la réponse qui nous a été faite, 
puisqu'il ne sy trouve rien de nouveau et qu’elle se rapporte à des circon-" 
stances déjà anciennes. Le Memorandum remis depuis entre les mains de Sa 
Saintet par le Marquis de Banneville expose d’ailleurs suffisamment le point 
de vue des Gouvernements et les justes préoccupations que leur inspirent les 
propositions soumises aux délibérations du Concile. Le Gouvernement Impérial 
et Royal qui a exprimé son entière adhésion au Memorandum français, ne 
peut que s’y référer pour justifier et maintenir les observations qu'il a cru de 
son devoir de présenter à la Cour de Rome. Je ne puis cependant passer 
entièrement sons silence un passage de la dépêche du 20 avril qui m'a cause 
quelque surprise. (C’est celui où, en faisant l'analyse de ma dépêche du 
10 février, il est dit que cette pièce attribue „en termes peu délicats“ les 
préoccupations du Gouvernement Impérial et Royal à certaines tendances qui 
dominent dans les régions élevées de l'Eglise. La dépèche du 10 février me 
semble rédigée d'un bout à l’autre dans des termes aussi modérés que cour- 
tois, et je ne saurais admettre la justesse du reproche qui m'est adressé. J'en 
ai fait l'observation au Nonce lorsque Son Excellence m'a donné lecture de 
la dépêche de son Gouvernement, et Mgr. Falcinelli a cu de la peine à me 
signaler un passage de ma dépêche capable d'éveiller des susceptibilités légi- 
times. Votre Excellence voudra bien, à la première occasion favorable pré- 
senter la même observation au Cardinal Secrétaire d'Etat, tout en remerciant 
Son Eminence en mon nom, d’avoir bien voulu déférer au voeu que j'avais ex- 
primé de posséder le texte de sa dépèche, que je me suis empressé de mettre 
sous les yeux de l'Empereur. Recevez, etc. 

Beust. 
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Kr. 4922 

(182). 
Ossterreich. 
& Mai 1870. 


Nr. 4923 
(188). 
Episcopat. 
8. Mai 1870. 


Nr. 4922. (187.) 


OESTERREICH. Depesche des K. u. K. Botschafter (Fürst Metternich) 

in Paris an den Minister des Auswärtigen (Graf Beust). — Frank- 

reich entschlossen, gegenüber dem Concil wieder zur abwartenden Haltung zu- 
rückzukehren. — 


(Extreit.) Paris, le 6. Mai 1870. 

M. Ollivier ne m'a guère parlé d’autre chose que du complot que vient 
d’être découvert. || C'est à peine si j'ai pu obtenir certaines réponses sur les 
affaires politiques du jour. : Le Ministre des affaires étrangères par in- 
terim est décidé à ne plus intervenir dans les affaires du Concile. || II n’a 
pas retiré la Note du Comte Daru, parce que les Gouvernements étrangers 
Vavaient approuvée, mais comme il dit l'avoir prévu, cette démarche n'ayant 
abouti qu'à précipiter les choses, M. Ollivier compte s'abstenir et se placer 
sur le terrain pratique des lois en vigueur. Metternich. 





Nr. 4923. (188) 


EPISCOPAT. Protest gegen das ordnungswiedrige Voranstellen der 
Lehre vom Primat und der Unfehlbarkeit des Papstes bei Be- 
rathung des Schema’s „über die Kirche“, 


Lat. Orig. Friedrich, Documenta I. c. II. p. 892. 


In der General-Congregation des vaticanischen Concils, welche am 29. April 
gehalten wurde, ist von den hocherlauchten Präsidenten verkündet worden, es 
werde geschehen, dass mit dem Verlassen der Ordnung, welche sich im Ent- 
wurfe von der Kirche Christi findet, zuerst von dem XI. Kapitel des Entwurfes 
und dem diesem beigegebenen Decrete d. i. von der Unfehlbarkeit des römi- 
schen Papstes abgesondert und ausser dem gehörigen Zusammenhange, worin 
die Rechte und Prärogative des Primates mit den andern Lehren von der 
Kirche stehen, verhandelt würde. '| Diese ganz unerwartete Acnderung der Ver- 
handlungen der vaticanischen Synode in reifliche Erwägung ziehend, haben die 
unterzeichneten Bischöfe, obwohl sie sehnlichst wünschen, dass die gegenwärtige 
Meinungsverschiedenhcit so schnell als möglich zu Ende gebracht werde, es für ihre 
Pflicht erachtet, den hocherlauchten Präsidenten zu erklären, dass sie, falls 
die Besprechung jenes Zusatzes durchaus nicht aufgegeben werden sollte, 
innigst überzeugt sind, dass dieser neue Vorgang der Verhandlungen weder 
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der Natur der Sache selbst, noch dem Wohle der Kirche, noch der Ehre des Nr. 4038 
heiligen Stuhles auch nur im entferntesten entspricht. PR 
I. Denn jenes uns kürzlich vorgeschlagene Vorgehen entspricht keines-®- Mal 1870. 
wegs dem naturgemässen Gange der Dinge, wie die Lehre von der Kirche 
Christi behandelt zu werden pflegt und behandelt werden soll. Nach dem 
‚Apostel ist die Kirche: der heilige Tempel Gottes, in welchem alle aufgebaut 
sind auf dem Fundamente der Apostel und Propheten, während Christus Jesus 
selbst der Haupteckstein ist, auf welchem der ganze Bau wird zum heiligen 
Tempel im Herrn (Eph. 2, 19). || Wer kann daher richtig und angemessen 
reden von irgend einem Theile dieses wunderbaren Gebäudes, ohne seine Rede 
auch zu lenken auf die andern Theile und die gegenseitige Verbindung, in 
der alle unter einander stehen? || Nach eben demselben Apostel ist die Kirche 
ein Körper, bestehend aus vielen Gliedern, die aber nicht alle dieselbe Ver- 
richtung haben, so jedoch, dass die einzelnen wechselseitig mit einander zu- 
sammenhängen und einen Körper in Christo ausmachen (I. Cor. 12, 11). — 
Wie werden wir von diesem grossen Geheimnisse gebührend sprechen können, 
wenn wir nicht von allen Gliedern dieses geheimnissvollen Körpers und von 
der Verbindung, in der alle Glieder sowohl unter sich als auch mit ihrem 
Haupte stehen, der richtigen und naturgemässen Ordnung entsprechend ver- 
handelt haben werden? | Nur dann, wenn man diese zweckentsprechende 
Reihenfolge bei den Verhandlungen einhält, wird sich bald herausstellen, welche 
Leistung, welches Maass und welche Grenzen nach der göttlichen Anordnung 
jedem einzelnen Gliede und dessen Verrichtungen zukommen. Sind einmal 
die Funktionen der Glieder bestimmt und festgesetzt, sowie die Vorrechte des 
Hauptes, so werden wir vieles, das wir im Sinne haben, vorbringen können, 
was, wenn es getrennt vorkommt, entweder überflüssig erscheint und fast irr- 
thümlich, oder nur erfunden, um die Rechte der Bischöfe zu vernichten; welches 
uns selbstverständlich bei Abgabe unserer Meinungen keineswegs gefallen kann. 
} Aber die getrennte Vornahme der Verhandlungen über den Primat des 
römischen Pontifex steht im Widerspruch nicht nur mit dem Wesen der 
Sache, die vorliegt, sondern auch mit den logischen Regeln einer jeden 
Besprechung. In der 2. öffentlichen Session dieses vaticanischen Concils haben 
wir geschworen, jene Erklärung der heiligen Schriften für die wahre zu hal- 
ten, welche die heilige Mutter Kirche dafür gehalten hat und noch dafür hält, 
und in der 3. Session haben wir dieselbe Wahrheit allen Christen gleichsam 
als Glaubensregel auferlegt, weil es Sache der Kirche ist, zu entscheiden über 
den wahren Sinn und die wahre Auslegung der heiligen Schriften. Darin be- 
steht die Unfehlbarkeit der Kirche Christi. Da weiter die Kirche und der 
römische Papst nicht ein und dasselbe Subject sind und da für beide das 
Ansehen der Unfehlbarkeit beansprucht wird, so ist ja ersichtlich, dass von 
der Unfehlbarkeit des römischen Papstes nicht gesprochen werden kann, 
wenn nicht früher behandelt worden ist die Lehre von der obersten Lehr- 
gewalt der heiligen Mutter Kirche und der Bezichung, welche zwischen 
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der Lehrgewalt des römischen Papstes und dem unfehlbaren Lehramte der 
Kirche Christi stattfindet. Das verlangt nämlich unser Eidschwur, das die 
von uns verkündigte Glaubensnorm, wenn wir nicht mit Recht die Anklage 
über uns ergehen lassen sollen, die Denkgesetze umgestossen und uns selbst 
widersprochen zu haben. || Dazu kommt, dass jede Erörterung von dem 
ausgehen muss, was sicher und zweifellos ist und was von niemandem 
bestritten werden kgnn. Nun aber ist die Unfehlbarkeit der Kirche bei allen 
Katholiken etwas ganz entschiedenes und über allen Zweifel erhaben, was 
jedoch von der persönlichen Unfehlbarkeit des römischen Papstes durchaus 
nicht behauptet werden kann. Darum ist zuerst zu verhandeln über die 
Kirche und ihr unfehlbares Lehramt und erst nahher über jene Lehrgewalt, 
mit welcher der römische Papst in der Kirche Gottes ausgestattet ist, wie 
ja auch alle Theologen von besserer Sorte die Sache zu behandeln pflegten. :! 
Endlich wire nach dem am 6. März d. J. vorgelegten Entwurfe zugleich fest- 
zustellen, dass die Unfehlbarkeit des römischen Papstes sich auf dasselbe 
Object ausdehne, auf welches die Unfehlbarkeit der Kirche sich erstreckt. Aber 
wie kann dies in genauer Prüfung erwogen, wie kann diese Sache entschieden 
festgestellt werden, ohne offen gegen die logisch-richtige Reihenfolge zu ver- 
stossen, wenn nicht früher von der Kirche und dem Objecte, auf das sich die 
Unfehlbarkeit der Kirche erstreckt, verhandelt worden ist? 

II. Diese abgesonderte Behandlung der Lehre vom Primate kann eben 
deshalb, weil sie die natürliche Ordnung der Dinge umkehrt, mit dem Wohle 
der Kirche, das wir vor allem anstreben müssen, nicht in Einklang ge- 
bracht werden. Denn Christus nachahmend, werden wir keineswegs zufrieden 
sein, die von ihm verkündigten, so erhabenen Wahrheiten der ganzen Welt 
verkündigt zu haben, sondern wir werden auch sorgen müssen, dass sie so 
verkündigt werden, dass die Herzen der Menschen, die eines guten Willens 
sind, in wunderbarer Weise angezogen, dass falsche Auffassungen, dass irrthüm- 
liche Vorurtheile dadurch gänzlich beseitigt werden. | Es wird unsere Sache 
sein, bei Abfassung der synodalen Decrete in Betreff der Sache die Wahr- 
heit, in Betreff der Form jene Darstellungsart zu wählen, welche belehrt, 
gefällt, überredet. — Eben diese Absicht aber würde ohne Zweifel erreicht, 
wenn ein Decrct von der Kirche veröffentlicht würde, welches, die ganze Lehre 
von ihrer Lehrgewalt, ihrer Weihgewalt und ihrer Regierungsgewalt umfassend, 
den ganzen und unversehrten Tempel Gottes, gewiss mit der höchsten gött- 
lichen Weisheit aufgebaut, der ganzen Welt vor Augen stellte; wie dies von 
dem Apostel in jenem Briefe, der an die Epheser gerichtet ist, auf wunder- 
bare Art angedeutet wurde: „dessen Schlussstein Christus, dessen Fundament 
zugleich mit den andern Aposteln Petrus, dessen Steine alle Gläubigen sind“, 
welches wahrhaft geistige Gebäude aus dem ihm anvertrauten himmlischen 
Schatze göttliche und täglich neue Vollkommenheit schöpft und Zunahme ge- 
winnend im Laufe der Jahrhunderte mehr und mehr zur Vollendung des 
heiligen Tempels Gottes heranwächst. Eine solch’ entsprechende Darstellung 
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aller Theile, die sowohl der Wahrheit, als auch der den Brüdern schuldigen Nr. 49% 
Liebe mehr entspräche, würde die Lehre von der Kirche sicherlich leichter auf- PR 
fassbar und auch verständlicher machen, ebensowohl für die Gläubigen, wie für ® Mat 187. 
die Ungläubigen — und durch ihre Erhabenheit würde gewiss der Sinn vieler 
erleuchtet werden. || Im entgegengesetzten Falle aber ist sehr zu befürchten, dass 
das getrennt von der Lehre über die Kirche Christi herauszugebende Decret 
über die Prärogative des römischen Papstes die Gemüther mit neuen Vor- 
urtheilen erfillen und sie mehr entfremden als anzichen dürfte. 

III. Die oft erwähnte uns neuerdings vorgeschlagene Art der Verhand- 
lung scheint sich weder mit der Förderung der Ehre noch mit der des Wohles 
des heiligen apostolischen Stuhles im Einklang bringen zu lassen. Die Liebe 
und Verehrung für den Papst, den Nachfolger Petri, nöthigt uns dringend, dass 
wir aus allen Kräften Einsprache erheben gegen eine solche Art des Vor- 
gehens. | Es ist uns zwar recht gut bekannt, dass sogar dieses unser Be- 
kenntniss der aufrichtigsten Ergebenheit gegen den äpostolischen Stuhl wegen 
der Agitationen, welche jetzt den Sinn vieler in Rom und auf der ganzen 
Welt verblendet haben, vielleicht verdächtigt werden wird, und deshalb müssen 
wir uns begnügen mit dem Zeugnisse, das uns wenigstens unser eigenes Ge- 
wissen ausstellt, dass uns nichts anderes, als der treue Eifer für die Ehre 
und die Unverletztheit der römischen Cathedra antreibt, jene Art zu denken, 
zu reden und zu handeln einzuschlagen, welche wir verfolgen. ‚| Darum wollen 
wir mit jener Freiheit des Geistes, die das Zeichen wahrer und ungeschmückter 
Liebe ist, die Gründe unserer Ueberzeugung weiter vortragen. Als zuerst in 
einem in Rom erschienenen öffentlichen Blatte die Anerkennung der Unfehlbar- 
keit gefordert wurde, riefen alle Feinde der Kirche — und diese ruchlose Rede 
hat seitdem immer mehr und mehr über den ganzen Erdkreis hin zugenommen 
—: Der heilige Vater habe, gleichsam das allgemeine Wohl vorschützend, in 
der That aber 'nur zur Vergrösserung seiner Macht, und deshalb von einem 
unedlen Motive geleitet, die Bischöfe nach Rom berufen. Nichtig seien die 
in der Bulle vom 29. Juni 1868 für Einberufung der ökumenischen Synode 
angeführten Gründe, nämlich, dass das Concil zu versammeln sei, um nach 
Vereinigung aller Ratlıschläge des Episcopates in reiflichster Prüfung zu er- 
wägen und festzustellen, welche Heilmittel gegen die Uebel unserer Zeit an- 
zuwenden seien und welche zur grössern Ehre Gottes, zum Heile der Seelen, 
zur Unterweisung der christlichen Jugend, zur Förderung des allgemeinen 
Friedens und der Eintracht besonders beitragen können. Wir haben gemäss 
unseres bischöflichem Amte im Verein mit unsern Gläubigen, die wir von der 
tiefsten Verehrung für den Papst, der jetzt die Kirche Gottes regieret, geleitet 
werden, nie abgelassen, gegen diese Verleumdungen Einsprache zu erheben. |, 
Wenn jedoch nach alledem, was inzwischen geschehen, wenn nach so vielen Zu- 
schriften und öffentlichen Ansprachen, durch die der heilige Vater die Fest- 
stellung der päpstlichen Unfehlbarkeit zu fördern schien, von den im Coneil 
versammelten Bischöfen nichts anderes, als ein kurzes dogmatisches Decret, 
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Nr. 49% jene vier Kapitel nämlich von dem christlichen Glauben, die in der 3. Session 
(188). . * . 
Eplacopat. verkündet worden sind, und ein anderes kürzeres, das auch dem Geiste 
8 Mai 1870. dor Zeit, in der wir leben, weniger entspricht, nämlich über den Primat und 
die Unfehlbarkeit des Papstes, zu Stande gebracht würde, und wenn diese 
zwei Decrete das Resultat aller unserer 6—7 Monate hindurch abgehaltenen 
Berathungen sein sollten, nach dessen Erzielung wir wieder in die Heimath 
zurückkehren können, um abermals jenen schrecklichen Kampf gegen den 
Geist der Lüge aufzunehmen, an jenen Orten wohin uns Gott gesetzt hat, um 
seine Kirche zu leiten, noch dazu in Unsicherheit, ob das Coneil weiter fort- 
gesetzt und im nächsten Jahre die ganze „Lehre von der Kirche“ abge- 
schlossen werden kann: so würden obgenanute Vorwürfe noch alledem, was 
in Rom vorgegangen, eine solche Kraft und eine solche Zunahme erlangen, 
dass wir nur mit der tiefsten Trauer in Erwägung ziehen könnten, wie schr 
dadurch die Liebe gegen die römische Cathreda, die Verehrung für den aposto- 
lischen Stuhl und selbst der Glaube und das Seelenheil gefährdet würden. |; 
Es genügt uns, diese unsere Ueberzeugung hiermit kundgegeben zu haben, 
ohne dass wir irgend welche Bitten hinzufügen. Denn wir können es mit 
unserer bischöflichen Würde, mit der Stellung, die wir im Coneil 
einnehmen, und mit den Rechten, die uns als Mitgliedern des Con- 
cils zustehen, nicht länger für vereinbar halten, dass wir Bitten 
vortragen, da wir ja durch die Erfahrung mehr als genug belehrt 
sind, dass solche Bitten nicht berücksichtigt, ja sogar, dass sie 
nicht einmal einer Antwort würdig erachtet worden sind. Es bleibt 
uns also nichts anderes übrig, als gegen die besagte Art des Vorganges, 
welchen wir für die Kirche nnd den apostolischen Stuhl als höchst gefährlich 
betrachten, Einsprache zu erheben und Protest einzulegen, damit wir 
auf diese Weise die Verantwortung für die unglücklichen Folgen, welche daraus 
ohne Zweifel in kurzer Zeit hervorgehen werden, ja schon jetzt hervorgehen 
sowohl vor den Menschen als vor Gottes schrecklichem Gerichte, 
so viel an uns liegt, von uns abwälzen, dessen diese Schrift ein 
bleibendes Zeugniss sein soll. | Wenn jedoch das Decret, welches über dic 
Kirche ausgegeben werden soll, mit Weglassung aller Fragen, welche Streit 
hervorrufen, vorzüglich dahin zielte, die Schönheit und Erhabenheit der Braut 
Christi zur grössern Ehre Gottes und zum Heile der Seelen vor Aller An- 
blick zu enthüllen, wie leicht wäre es uns,. die gesammte Lehre von der 
Kirche in kurzer Zeit zu beenden und vielleicht könnten wir schon das nächste 
Pfingstfest, an dem jährlich das Gedächtniss der Gründung der Kirche wieder- 
kehrt, alle im Verein mit höchster Freude feiern. Dann würden sicher der 
vaticanischen Versammlung die feierlichsten Pfingsten anbrechen, deren Glanz 
über die ganze Welt strahlend alle Christen mit unermesslicher Freude erfüllen 
würde. Aber ach! es fehlt viel dazu, dass uns diese Freude bereitet wird, 
eher scheinen die kommenden Pfingsten uns Trauer als Freude zu verkündigen! 
|. Dafür sollte von jenen Rechenschaft abgelegt werden müssen, welche mit 
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Hilfe des Concils nicht für die dringende Nothlage des christlichen Nr. 498 


(188). 


Staates Sorge tragend, nicht die Feinde der Kirche, sondern ihre Episcopat. 


Brüder besiegen, für Schulmeinungen die Siegespalme beanspruchen® 
und dadurch der Gegenwart den empfindlichsten Schaden zufügen 
werden, was in der Kirche und noch weit mehr bei Erwägung der Zukunft 
Stoff zur beständigen Furcht und Bekümmerniss giebt. | Möchte es doch Gott, 
dem Höchsten, gefallen, ein so grosses Uebel von dem vaticanischen Concil 
abzuwenden und durch seine himmlische Güte uns alle zur wahren Eintracht 
und Einigkeit der Gesinnung zurückzuführen! 

Rom, am Feste des heiligen Patrons Josef, den 8. Mai 1870. 
Folgen die Unterschriften der Erzbischöfe und Bischöfe von: Prag, Besangon, 
Olmütz, München-Freysing, Bamberg, Lemberg rit. lat., Kolocza und Bacs, Köln, 
Trapezunt, Breslau, Veszprim, St. Gallen, Budweis, Mainz, Tarnow, Augsburg, 
Waizen, Csanad, Gurk, Parenzo-Pola, Osnabrück, Szathmar, Raab, Ermeland, 
Grosswardein lat. Rit., Rottenburg, Fünfkirchen, Munkacs gr. Rit., Halifax, 
Chatham (?), Pittsburg, Clifton, Agathopolis in p., Leontopolis in p., Bosnien- 
Syrmien, St. Louis, Paris, Alby, Autun, Lavant, Kaschau, Dijon, Grénoble, 
Orléans, Coutances, Surensis in p., Soissons, Châlons, Marseille, Valence, Per- 
pignan, Constantine und Hippo, Gap, Ajaccio, Oran, S. Augustin in Florida, 
Cincinnati, Chatham, Plymouth, Kerry, Biella, Iglesias, Mailand, Ivrea, Sieben- 

bürgen, Santa Maria und Marquetten, Kreuz Rit. gr. 


In dieselbe Zeit fallt der von Quirinus (p. 674) mitgetheilte Protest 
eines franzüsischen Prälaten, gerichtet an cinen der Concilpräsidenten: 


. Protestation contre le projet de précipiter la discussion. 
Permettez, Monseigneur, que je proteste ici contre un tel projet, s’il 
existe, et que je consigne entre vos mains ma protestation. Saisir ainsi, 
irrégulièrement et violemment, le Concile de cette question, cela est abso- 
lument impossible. || Cette discussion immédiate de l’Infaillibilité Pontificale, 
avant toutes les autres questions qui la doivent nécessairement précéder, 
ce renversement de l'ordre et de la marche régulière du Concile, cette pré- 
cipitation passionnée dans l'affaire la plus délicate, et qui par sa nature 
et ses difficultés exige le plus de maturité ct de calme, tout cela serait 
non seulement illogique ct absurde, inconcevable, mais encore trahirait trop 
ouvertement aux yeux du monde entier, chez ceux qui imaginent de tels 
procédés, le dessein de peser sur le Concile, et pour dire le vrai mot, 
serait absolument contraire à la liberté des évêques. || Comment une telle 
question, sous-introduite tout-à-coup dans un chapitre annexé à un grand 
Schema, le dessein de ceux qui nous ont été soumis, passerait avant tous 
les schemata déjà étudiés, avant toutes les autres questions déjà discutées, 
et non encore résolues par le Concile. || Des questions fondamentales, essen- 
tiellement préliminaires à toutes les autres: Dieu, sa personnalité, sa pro- 
vidence, Jésus-Christ, sa divinité, sa rédemption, sa grâce, l'Eglise, on lesse- 
rait tout cela de côté pour se précipiter sur cette question, dont nous 
n'avions entendu parler avant le Concile presque qu'à des Journalistes, dont 
la bulle de convocation ne parlait pas, dont le Schema sur l'Eglise lui- 
même ne disait pas un seul mot. | Et l'examen de cette nouvelle question, 
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si compliquée, cette discussion, si nécessaire, cette définition si grave, tout 
cela se ferait à la hâte, violemment, au pied levé. On ne nous laisserait 
ni le temps ni la liberté d'étudier un point si important de doctrine avec 
gravité et à fond, comme il doit l'être. Car aucun évêque ne peut, sans 
blesser gravement sa conscience, déclarer de foi, sous peine de damnation 
éternelle, un point de doctrine de la révélation duquel il n’est pas absofu- 
ment certain. Ce serait Monseigneur, dans le monde entier, une stupeur 
et un scandale. Ce serait de plus autoriser trop manifestement les calom- 
nies de ceux qui disent que dans la convocation du Concile, il y a cu une 
arrière pensée, et que cette question qui n'était pas l'objet du Concile, 
au fond devait être tout le Concil. Ceux qui poussent à de tels excès 
oublient clairement toute prudence: il y a un bon sens et une bonne foi 
publique qu'on ne blesse pas impunément. || Sans doute on peut passer 
par dessus toutes les récrimations des ennemis de l'Eglise; mais il y a des 
difficultés avec lesquelles il faut nécessairement compter. Eh bien! Emi- 
nence, si les choses venaient à se passer de la sorte, je le dis avec 
toute la conviction de mon âme, il x aurait lieu de craindre que des 
doutes graves ne s'élèvent touchant la vérité même et la liberté de ce 
Concile du Vatican. || Que les choses se passent ainsi, on le peut, si on le 
veut: on peut tout, conte la raison et le droit, avec la force du nombre. || 
Mais c’est le lendemain, Eminence, que commenceraient pour vous et pour 
l'Eglise les difficultés. || Par un procédé aussi contraire à l'ordre réguliet 
des choses, à la marche essentielle des assemblées d’évéques qui ont été de 
vrais Conciles, vous susciteriez incontestablement une lutte dans l’Egise et 
les consciences sur la question de l'issue oecuménique de notre assemblée: 
c'est-à-dire, tout ce qu'on peut imaginer aujourdhui de plus désastreux. | 
Ceux qui essayent d'engager le Pape dans cette voie, en l’abusant et le 
trompant, sont bien coupables. Mais je ne doute pas que la sagesse du 
Saint-Père ne déjoue toutes ces menées. 
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RÖMISCHE CURIE. Schema der ersten dogmatischen Constitution 
über die Kirche Christi, den ehrwürdigsten Vätern zur Prüfung 
vorgelegt. 


Lat. Orig. Friedberg. Sammlung 1. c. Urk. LXXXVIII. 


Pius, Bischof, Knecht der Knechte Gottes, unter Billigung des heil. Con- 
cils, zum immerwährenden Gedächtniss. 

Der ewige Hirt und Bischof unserer Seelen beschloss, auf dass er 
das heilbringende Werk seiner Erlösung dauernd mache bis zum Ende der 
Welt, die heilige Kirche zu bauen, in welcher, gleichwie in einem Hause des 
lebendigen Gottes (vrgl. I. Tim. 3, 15), alle Gläubigen durch das Band eines 
Glaubens und einer Liebe vereint sein sollten. Denn desswegen hat er vor 
seiner Verklärung, den Vater gebeten, dass die so an ihn glauben alle Eins 
seien wie der Sohn selbst und der Vater Eins sind. (Vrgl. Joh. 17, 1, 21. 19). 
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Der allerweiseste Baumeister (vrgl. I. Kor. 3, 10) hat daher, um diese Nr 40% 
Einheit des Glaubens und der Gemeinschaft in seiner Kirche dauernd zu be- Rom Curie. 
wahren, in dem heiligen Apostel Petrus das beständige Princip und sichtbare 10 Ms11870. 
Fundament beider Einheiten eingesetzt, auf dessen Stärke der ewige Tempel 
aufgebaut werden und die zum Himmel ragende Erhabenheit der Kirche in 

dieses Glaubens Festigkeit sich erheben sollte (s. Leo M. serm. IV [al. II] 

cap. II in diem Natalis sui) Weil aber gegen dieses von Gott gesetzte Fun- 

dament die Pforten der Hölle mit täglich wachsendem Hasse von allen Seiten 

sich erheben, so erachten Wir für der Uns anvertrauten katholischen Heerde 

Schutz, Unverletztheit und Wachsthum unter Billigung des Concils für nöthig, 

die Lehre von der Einsetzung, Fortdauer und Natur des heil. apostolischen 
Primats, von welchem der ganzen Kirche Kraft und Heil abhängt, gemäss 

dem alten und constanten Glauben der Kirche, so wie dieselbe von allen 
Gläubigen zu glauben und zu halten ist, vorzulegen und die entgegengesetzten 

und darum der Heerde des Herrn so sehr verderblichen Irrthümer durch den 
gebührenden Verdammungsspruch zu ächten. 


Capitel I. Von des apostolischen Primates Einsetzung im heiligen 
Petrus. 


Daher lehren und erklären Wir: Von dem Herrn Christus ist laut der 
Zeugnisse des Evangeliums der Primat der Gewalt über die gesammte Kirche 
Gottes unmittelbar und direct dem heil. Apostel Petrus verheissen und über- 
tragen worden. Denn einzig und allein zu Petrus hat Christus, der Sohn des 
lebendigen Gottes, gesagt: „Und ich sage dir, dass du bist Petrus, und auf 
diesen Fels (petram) werde ich meine Kirche bauen, und die Pforten der Hölle * 
werden nichts gegen sie vermögen; und ich werde dir die Schlüssel des 
Himmelreichs geben, und was du bindest auf Erden, wird auch im Himmel 
gebunden sein, und was du lösest auf Erden,’ wird auoh im Himmel gelöst 
sein (Matth. 16, 18, 19). Und einzig dem Simon Petrus hat Jesus nach seiner 
Auferstehung die Gewalt des höchsten Hirten und Lenkers über seinen ganzen 
Schafstall verliehen, indem er sprach: „Hüte meine Lämmer, hüte meine 
Schafe“ (Johann 21, 15—17.) Dieser so klaren Lehre der heiligen Schrift, 
wie sie von der katholischen Kirche stets verstanden worden ist, stellen sich 
offen die verdammungswürdigen Meinungen derer entgegen, welche, die von 
dem Herrn Christus in seiner Kirche eingesetzte Form des Regiments ver- 
drehend, es leugnen, dass Petrus allein vor allen Aposteln, sei es gesondert 
von jedem einzelnen oder von allen zusammen, mit dem wahren und eigent- 
lichen Primat der Gewalt von Christus ausgestattet worden sei, oder welche 
behaupten, eben dieser Primat sei nicht unmittelbar und direct dem heil. 
Petrus selbst, sondern, sei der Kirche und durch diese jenem als ihrem 
Diener übertragen worden. 
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Capitel I. Ucber die Fortdauer des Primates Petri in den römi- 
schen Päpsten. 


Was aber in dem heil, Apostel Petrus der Fürst der Hirten und der 
grosse Hirt der Schafe, der Herr Christus Jesus (I Petr. 5, 4. Vgl. Hebr. 
13, 20), zum dauernden Heil und beständigen Wohl der Kirche eingesetzt hat, 
das muss unter ebendemselben Stifter in der Kirche, welche auf den Fels 
gegründet bis zum Ende der Zeiten feststehen wird, nothwendig auch beständig 
dauern. Denn niemandem ist es zweifelhaft, allen Jahrhunderten vielmehr ist 
es bekannt, dass der heiligste und allerheiligste Petrus, Erstling und Haupt 
der Apostel und Säule des Glaubens und Grundfeste der katholischen Kirche, 
der von Unserm Herrn Jesus Christus, dem Heiland und Erlöser des Menschen- 
geschlechtes, die Schlüssel des Reiches empfangen hat, bis auf diese Zeit und 
immer in seinen Nachfolgern, den Bischöfen des von ihm gegründeten und 
durch sein Blut geweihten heil. römischen Stuhles, lebt und vorsitzt und Ge- 
richt übt (vgl. Labb. Coll. Cone. t. III. col. 1154. Ephes. Conc. act. 
II. orat. Philippi Sed. A. Legati; coll. S. Petri Chrysost. ep. ad Eutych. 
presb.); also dass jeder, welcher dem Petrus auf diesem Stuhle nachfolgt, auch 
nach Christi eigener Anordnung den Primat Petri über die gesammte Kirche 
besitzt. Es bleibt ihm also die Verwaltung der Wahrheit, und der heilige 
Petrus hat, auf der empfangenen Stärke des Felsens beharrend, das über- 
nommene Steuer der Kirche nicht verlassen (s. Leo M. Serm. II [al. II] n. 3). 


Capitel IL Ueber Bedcutung und Wesen des Primates des römi- 
schen Papstes. 


Daher, Uns haltend an die Decrete sowohl Unserer Vorgänger, der römi- 
schen Päpste, als an die klaren und deutlichen Definitionen der allgemeinen 
Concilien, erneuern Wir das Glaubensbekenntniss des ökumenischen Florentini- 
schen Concils, laut dessen alle Christgläubigen zu glauben haben, dass der 
heilige apostofische Stuhl und der römische Papst den Primat über den ganzen 
Erdkreis innehat, und dass der römische Papst selbst der Nachfolger des 
heiligen Petrus, des Apostelfürsten, und der wahre Stellvertreter Christi und 
das Haupt der ganzen Kirche und der Vater und Lehrer aller Christen ist; 
und dass ihm im heiligen Petrus von unserm Herrn Jesus Christus volle Ge- 
walt verlichen ist, die gesammte Kirche zu weiden, zu leiten und zu lenken; 
wie solches auch in den Verhandlungen der ökumenischen Concilien und in 
den heiligen Canones enthalten ist. || Ferner lehren und erklären Wir, dass 
diese der päpstlichen Jurisdiction eigene Gewalt eine ordentliche und unmittel- 
bare ist, gegen welche die Hirten und Gläubigen sämmtlicher Einzelkirchen 
jeglichen Ritus und Ranges, jeder einzelne sowohl für sich als auch alle zu- 
sammen, zur Pflicht der hierarchischen Subordination und zum wahren Gehor- 
sam verbunden werden, nicht allein in Sachen des Glaubens und der Sitten, 
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sondern auch in dem, was zur Disciplin und Regierung der über den ganzen 
Erdkreis zerstreuten Kirche gehört: dass die Einheit der Gemeinschaft sowohl 
als des Glaubensbekenntnisses mit dem römischen Papste gewahrt und die 
Kirche Christi eine Heerde unter einem obersten Hirten ist. | Das ist die 
Lehre der katholischen Wahrheit, von welcher ohne Schädigung des Glaubens 
und des Heiles niemand abweichen kann. Allein diese Gewalt des obersten 
Papstes steht durchaus nicht entgegen jener ordentlichen und unmittelbaren 
Gewalt der bischéflichen Jurisdiction, durch welche die Hirten der Einzel- 
kirchen, jeder die ihm zugewiesene Heerde, weiden und leiten; letztere wird 
vielmehr von dem obersten und allgemeinen Hirten geltend gemacht, bestärkt 
und in Anspruch genommen, indem der heilige Gregor der Grosse sagt: 
„Meine Ehre ist die Ehre der ganzen Kirche. Meine Ehre ist meiner ‚Brüder 
volle Kraft. Dann bin ich wahrhaft geehrt, wenn jedem einzelnen die schuldige. 
Ehre nicht verweigert wird“ (S. Gregor. M. ad. Eulog. Alex. ep. XXX.) |: 
Ferner folgt aus jener obersten Jurisdictionsgewalt des römischen Papstes, dass 
es ein diesem Papste nothwendiges Recht sei, in der Uebung dieses seines 
Amtes mit den Hirten und Hecrden der ganzen Kirche frei zu verkehren, auf 
dass dieselben von ihm auf dem Wege des Heiles gelehrt und gelenkt werden 
können. Darum verdammen und verwerfen wir die Meinungen jener, die da 
sagen: dieser Verkchr des obersten Hauptes mit den Hirten und Heerden 
könne mit Fug verhindert werden, oder die denselben der weltlichen Gewalt 
unterwerfen wollen in der Weise, dass sie behaupten: was vom apostolischen 
Stuhle oder durch dessen Autorität zur Regierung der Kirche verordnet werde, 
das habe keine Kraft und Geltung, wenn es nicht durch das Placet der welt- 
lichen Gewalt bestätigt werde. | Und dieweil kraft göttlichen Rechtes des 
apostolischen Primats der römische Papst der ganzen Kirche vorsteht, so 
lehren und erklären Wir: dass derselbe der oberste Richter der Gläubigen 
ist (Pi PP. VI. Breve „Super Soliditate“ d. 28. Nov. 1786) und dass in allen 
auf kirchliche Prüfung bezüglichen Fragen an’ das Urtheil desselben Berufung 
geschehen kann (Conc. oecum. Lugd. II), dass aber ein Urtheilsspruch 
des apostolischen Stuhls, über dessen Autorität keine höhere ist, 
von niemandem verworfen werden kann, und dass niemand befugt 
ist, über ein Urtheil desselben zu urtheilen (Ep. Nicol. I ad Michael 
Imper.). Darum irrt von dem rechten Pfade der Wahrheit ab, wer- 
da behauptet: es sei gestattet, von den Urtheilssprüchen der römi- 
schen Päpste an ein Skumenisches Concil als eine über dem römi- 
schen Papst stehende Autorität zu appelliren. 


Capitel IV. Ueber des römischen Papstes Unfehlbarkeit. 


Dass aber in der obersten Gewalt der apostolischen Jurisdiction, welche 
der römische Papst als Nachfolger des Apostelfürsten Petrus über die ganze 
Kirche besitzt, auch die oberste Gewalt des Lelhramts einbegriffen sei‘ — 

Staatsarchiv XXIV, Kirchl. Actenstficke. (II.) Lu 
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Er. 4% das hat dieser heilige Stuhl stets festgehalten, der fortwährende Gebrauch der 
Bae Oa, Kirche bestätigt es, die ökumenischen Concilien selbst haben es überliefert. 
10. Mai 1670. Im Anschluss daher insonders an die feierlichen Glaubensbekenntnisse der 
allgemeinen Concilien, auf welchen der Orient mit dem Occident in Einheit 
des Glaubens und der Liebe sich zusammenfand, glauben Wir mit dem vierten 
Concil von Konstantinopel: Erstes Heil ist, die Regel des rechten Glaubens 
zu wahren, und von den Feststellungen der Väter in keiner Weise abzuweichen. 
Und weil unseres Herrn Jesu Christi Ausspruch nicht übergangen werden kann, 
der da sagt: „Du bist Petrus und auf diesen Fels werde ich meine Kirche 
bauen“ (Matth. 16, 18), so wird dieser Ausspruch bestätigt durch den Erfolg 
der Thatsachen, dieweil in dem apostolischen Stuhle die katholische Religion 
und die heilige gefeierte Lehre stets unbefleckt erhalten worden ist, welchem 
apostolischen Stuhle die Christgläubigen in allem zu folgen gehalten sind, auf 
dass sie verdienen, in einer Gemeinschaft mit diesem Stuhle zu sein (aus der 
Formel des heiligen Papstes Hormisdas, wie sie von Hadrian IL den Vätern 
des VIII. ökumenischen, des IV. konstantinopolitanischen Concils vorgelegt und von 
denselben unterschrieben worden ist). — Und mit dem zweiten Lugdunensischen 
Concil bekennen wir: dass die heilige römische Kirche den höchsten und 
vollen Primat und Principat über die gesammte katholische Kirche besitze, 
welchen sie von dem Herrn selbst in dem heiligen Petrus, dem Fürsten oder 
der obersten Spitze der Apostel, dessen Nachfolger der römische Papst ist, 
mit der Fülle der Gewalt erhalten zu haben wahrheitsgetreu und demüthig 
anerkennt: und gleichwie sie vor den übrigen gehalten ist, die Wahrheit des 
Glaubens zu vertheidigen, so müssen auch etwa auftauchende Fragen über den 
Glauben durch ihren Spruch entschieden werden (aus dem Glaubensbekenntniss 
der Griechen auf dem II. Lugdunensischen Concil), — Und mit dem Floren- 
tinischen Concil wiederholen wir: dass der römische Papst der wahre Statt- 
halter Christi und das Haupt der ganzen Kirche und der Vater und Lehrer 
aller Christen sei, und dass ihn in dem heiligen Petrus von unserem Herrn 
Jesu Christo tolle Gewalt verliehen worden sei, die gesammte Kirche zu weiden, 
zu leiten und zu lenken. (Vgl. Joh. 21, 15—17.) | Daher unter Billigung des 
Concils lehren wir und erklären wir als Glaubensdogma: Der römische 
Papst, welchem in der Person des heiligen Petrus von eben diesem unserem 
Herrn Jesu Christo u. a. gesagt ist: „Ich habe für dich gebeten, dass dein 
Glaube nicht aufhöre, und dass du, dermaleinst bekehrt, deine Brüder stärkest“ 
(Luc. 22, 32), kann kraft des ihm verheissenen göttlichen Beistandes 
nicht irren, wenn cr, des obersten Amtes als Lehrer aller Christen 
waltend, gemäss seiner apostolischen Autorität festsetzt, was in 
Dingen des Glaubens und der Sitten von der ganzen Kirche sowohl 
als Glauben festzuhalten als auch dem Glauben zuwiderlaufend zu 
verwerfen sei; und solche Decrete oder Aussprüche — als an und 
für sich unwiderruflich — sind von jeglichem Christen, sobald 
sie zu seiner Kunde gelangt, mit dem vollen Gehorsam des Glau- 
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bens aufzunehmen und zu halten. Dieweil aber die Unfehlbarkeit die- ‘on 
selbe ist, ob sie in dem römischen Papst als Haupt der Kirche oder in rom. Carie. 
der gesammten mit dem Haupte vereinigt lehrenden Kirche betrachtet wird, ! Ma! 1870. 
so bestimmen wir des ferneren: dass diese Unfehlbarkeit auch auf ein und 
dasselbe Object sich ausdehne So aber einer, was Gott verhüte, dieser 
Unserer Definition zu widersprechen sich unterfinge, so wisse er, dass er von 

der Wahrheit des katholischen Glaubens und von der Einheit der Kirche ab- 

gefallen ist. 


Canon L 


So einer sagt: der heil. Apostel Petrus sei von dem Herrn Christus nicht 
zum ersten aller Apostel und zum sichtbaren Haupte der streitenden Kirche 
gesetzt worden; oder derselbe habe nur den Ehrenprimat, nicht aber den 
Primat der wahren und eigentlichen Jurisdiction von diesem unserem Herrn 
Jesus Christus direct und unmittelbar empfangen — der sei im Bann. 


- Canon IL 


8o einer sagt: es sei nicht des Herrn Christi eigene Einsetzung, dass der 
heil. Petrus im Primat über die ganze Kirche beständige Nachfolger habe; 
oder: der römische Papst sei nicht kraft göttlichen Rechtes Petri Nachfolger 
in diesem Primat — der sei im Bann. 


Canon IIL 


So einer sagt: der römische Papst habe lediglich das Amt der Auf- 
sicht oder Leitung, nicht aber die volle und oberste Gewalt der Jurisdiction 
über die gesammte Kirche, nicht nur in Sachen des Glaubens und der Sitten, 
sondern auch der Disciplin und Regierung der über den ganzen Erdkreis aus- 
gebreiteten Kirche; oder: diese seine Gewalt sei nicht eine.ordentliche und 
unmittelbare sowohl über alle und jede einzelne Kirche als auch über alle 
find jeden einzelnen Hirten und Gläubigen — der sei im Bann*). 


*) Erzbischof Dechamps von Mecheln stellte in der Debatte über dies Schema 
<ea allerdings nicht zur Annahme gelangten Antrag, diesen drei Canones noch die 
#Æolgenden vier anzuschliessen: 1) So einer sagt, der römische Papst habe zwar in 
<dler Kirche den Primat der Jurisdiction, nicht aber auch die oberste Gewalt, die Kirche 
zu lehren, zu leiten und zu lenken, als ob der Primat der Jurisdiction von jener Ge- 
walt getrennt werden könnte — der sei im Bann. 2) So einer sagt, diese Gewalt des 
xömischen Papstes sei nicht eine volle, sondern getheilt zwischen dem heiligen Papste 
und den Bischöfen, als ob die Bischöfe, von dem heiligen Geiste zur Belehrung und 
Leitung der Kirche unter einem höchsten Hirten eingesetzt, auch von Gott berufen 
worden wären, an der obersten Gewalt des Hauptes.der ganzen Kirche Theil zu nehmen 
— der sei im Bann. 3) So einer sagt, die oberste Gewalt in der Kirche ruhe nicht 
in dem Haupte der ganzen Kirche, sondern in der Vielheit der Bischöfe — der sei 
im Bann. 4) So einer sagt, dem römischen Papste sei zwar die volle Gewalt verliehen, 
m" 
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Gemäss der am 29. April verlesenen Ankindigung (s. w. 0.) wurde am 
10. Mai den Vätern das oben mitgetheilte Schema vorgelegt. Dasselbe 
war eine völlig neue Umformung des 11. Capitels des Schema de Ecclesia 
mit Einschluss des am 6. März hiezu ausgetheilten Zusatzkapitels — 
Schon am 13. Mai, nach Abbrechung der Verhandlungen über den kleinen 
Katechismus, erstattete Bischof Pie von Poitiers im Namen der dogmati- 
schen Commission Bericht tber das neue Schema, in welchem er unter 
andern Gründen für die Unfehlbarkeit des Papstes, auch den anführte: dass 
der heilige Petrus mit dem Kopfe nach unten gekreuzigt wurde, so dass 
das Haupt die ganze Last des Körpers trug, — ebenso trage der Papst, als 
das Haupt, die gesammte Kirche. — Am 14. Mai, in der 51. Sitzung der 

. Generalcongregation, begann dann die Discussion, welche, in eine General- 
und Specialdebatte zerfallend, bis zur 86. Generalcongregation am 16. Juni 
dauerte und zu manchen wesentlichen, redactionellen wie sachlichen 
Aenderungen des Schema’s führte, wie eine Vergleichung desselben mit der 
weiter unten mitgetheilten, definitiv angenommenen Constitution zeigt. Aller- 
dings enthielten die meisten dieser Aenderungen nur eine Verschärfung der 
ursprünglichen Fassung im curialistischen Sinne, Selbst Anträge wie die 
Rauscher’s, Dupanloup’s, des Card. Guidi u. A., welche eine vermittelnde 
Formel für die päpstliche Unfehlbarkeit aufstellten, in der diese Eigenschaft 
von dem Beirath der ganzen Kirche abhängig gemacht wurde, fanden keine 
Annahme. (S. darüber Quirinus L c. p. 489. ff, 525 f., und die Formel Guidi’s 
bei Friedrich, Docum. IL 424*). 

Ueber den Inhalt der in der Debatte über die Unfehlbarkeit gehaltenen 
Reden ist man fast ausschliesslich auf das angewiesen, was Quirinus (Römische 
Briefe v. Concil) u. Frommann (Gesch. d. Vat. Conc.) daraus im Auszuge 
mittheilen. Friedberg (Actenstückel. c.)und ebenso Scheeben (das ökumenische 
Concil v. J. 1869) geben fast nur eine Aufzählung der Namen der Redner. 
Fessler und die Civiltà cattolica schweigen darüber gänzlich. Nur die 
Rede des Erzbischofs Darboy vom 20. Mai (s. w. u.) und Kernick’s, Erz- 
bischof von St. Louis, Concio habenda, at non habita — weil ihm durch 
Schluss der Generaldebatte das Wort entzogen wurde — sind bis jetzt in 
die Oeffentlichkeit gelangt. (S. letztere Friedrich Docum. I. p. 189.) 





die ganze Kirche, Gläubige und Hirten, zu leiten und zu lenken, nicht aber auch die 
volle Gewalt, sie zu lehren — der sei im Bann. 

*- Die beiden der Formel Guidi’s angeschlossenen Canones lauten in deutscher 
Uebersetzung: 1) So einer sagt, dass die von Petri Nachfolger erlassenen Decrete und 
Constitutionen, welche irgend eine Glaubens- oder Sittenwahrheit enthalten und der 
gesammten Kirche von ihm [dem Papste] gemäss seiner und der apostolischen Autorität 
vorgelegt sind, nicht sofort und in jeder Weise zu verehren und von ganzem Herzen 
zu glauben seien oder dass dieselben reformirt werden können — der sei im Bann. 
2) So einer sagt, der Papst, wenn er derartige Decrete erlässt, könne naeh Belieben 
und aus sich allein heraus handeln, nicht aber nach dem Beirathe der die kirchliche 
Ueberlieferung darstellenden Bischöfe — der sei im Bann. 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 261 


Nr. 4925. (190)  * 


FRANKREICH. Depesche des interim. Ministers des Auswärtigen 
(Ollivier) an den Botschafter (Marquis Banneville) in Rom. — Auf- 
geben jeglicher Action gegenüber dem Goncile. 


Paris, le 12 mai 1870. 


Monsieur l'Ambassadeur, — Le Gouvernement de l'Empereur ne s’est pas 
fait représenter auprès du Concile, quoique ce droit lui appartienne en sa qualité 
de mandataire des laïques dans l'Eglise. || Pour empêcher que les opinions 
excessives ne devinssent des dogmes, il a compté sur la sagesse des Evéques 
et sur la prudence du Saint-Père. Pour défendre nos lois civiles et politiques 
contre les empiètements de la théocratie, il a compté sur la raison publique, 
sur le patriotisme des Catholiques français et sur les moyens ordinaires de 
sanction dont il dispose. Il s’est conséquemment préoccupé de ce qu'a 
d’auguste une réunion de prélats assemblés pour décider des grands intérêts 
de l’âme et de la foi, et ne s’est donné qu'une mission — assurer et protéger 
l'entière liberté du Concile. Averti par les bruits de l'Europe des dangers 
que certaines propositions imprudentes feraient courir à l'Eglise, désireux de 
ne pas voir augmenter les forces d'agression organisées contre les croyances 
religieuses, il est sorti un moment de sa réserve pour donner des conseils et 
présenter des observations. | Le souverain Pontife n’a pas cru devoir écouter 
nos conseils ni accueillir nos observations. Nous n’insistons pas et nous 
rentrons dans notre attitude d'abstention et d'attente. || Vous ne provoquerez 
et n’accepterez désormais aucune conversation soit avec le Pape, soit avec le 
Cardinal Antonelli sur les affaires du Concile. || Vous vous bornerez à vous 
renseigner, à vous tenir au courant des faits, des sentiments qui les ont pré- 
parés, ou des impressions qui les ont suivis. || Veuillez dire à nos Evéques 
français que notre abstention n'est pas de l'indifférence; c'est pour eux du 
respect, c’est surtout de la confiance. Leur défaite serait bien amère, si, par 
son intervention, le pouvoir civil ne l'avait pas empéchée, et leur victoire 
aura tout son prix, s'ils ne la doivent qu’à leurs propres efforts et à la force 
de la vérité. || Agréez, M. l’Ambassadenr, etc. 

(Signé) Emile Ollivier. 


In einer Depesche des interimistischen Ministers des Auswärtigen 
E. Ollivier an Banneville vom 26. Mai wird dem hinzugefügt: Les juge- 
ments que nous portons sur les vues de la cour de Rome dans des dange- 
reuses questions soulevées par elle sont aujourd’hui connus dé tous et ne 
sauraient être l'objet d’un seul doute pour le gouvernement pontifical. 
Nous n'avons nul besoin d’en reproduire la manifestation, et une nouvelle 
démarche serait sans dignité quand la première a été sans résultat. Je 
ne sais donc d'autre conduite à tenir que cette que je vous ai tracée avec 
approbation de l'Empereur. Notre responsabilité est pleinement sauve- 
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gardée par les avertissements que nous avons donnés; nous devons laisser 
le Saint-Siége vis-à-vis de la sienne, et il ne nous reste qu'à attendre 
l'issue des délibérations oonciliaires dans le complet silence qui s'impose à 
nous après l'insuccès de nos déliberations. 





Nr. 4926. (191) 


EPISCOPAT. Rede des Erzbischof Darboy von Paris, gehalten in 
der Generalcongregation vom 20. Mai, bei Berathung der Constitution 
de Ecclesia, . 


Lat. Orig. Friedrich, Docum. 1. e. II. p. 415. 


Ich gehe an die Besprechung der ersten dogmatischen Constitution über 
die Kirche, welche Euch zur Prifung vorliegt; gewiss eine Aufgabe, die in 
vielfacher Hinsicht undankbar wäre, wenn sie nicht die Liebe zur Wahrheit 
und die Zuneigung und Ehrfurcht zu den Brüdern leicht und nicht unange- 
nehm machte. || Ich übernehme es also, das Schema zu behandeln, indem ich, 
wie ich meine, frei bin von allen Parteibestrebungen, niemanden beleidigen 
will und sehnlich wünsche, dass ihr meine Worte mit eben derselben Ge- 
sinnungsreinheit aufnehmen möget, wie ich sie spreche. || Dies vorausgeschickt, 
sei mir erlaubt, über das vorliegende Schema, soweit es im Ganzen und Allge- 
meinen zu prüfen ist, meine Meinung auszusprechen und das zu sagen, was 
mein Gewissen beschwert und beunruhigt, || Da ist nun, wie mir scheint, dreierlei 
zu erörtern: nämlich die Entstehung desselben; seine Bedeutung und Tendenz; 
endlich seine praktischen Folgen. || Ueber die Entstehung des Schema’s und 
seine gegenwärtige Vorlage im Concil, will ich nur einige Voraussetzungen, die 
ohne alle Discussion klar sind, erwähnen, oder einige Thatsachen einfach ins Ge- 
dächtniss zurückrufen, aus denen die verehrungswürdigen Väter beurtheilen können, 
ob es bei der ganzen Sache ordnungsgemäss zuging und ob für die Würde 
und Rechte einer so ehrwürdigen Versammlung entsprechend gesorgt worden 
ist. || Erstens. Es ist gewiss, dass der Punkt, um den sich unser ganzes Schema 
dreht, das 4. Capitel ist, in dem die Frage über die Unfehlbarkeit des Papstes 
vorkommt. Denn es besteht unter uns keine Uneinigkeit über die Einsetzung 
des apostolischen Primates in dem heiligen Petrus, noch über die Fortdauer 
dieses Primates in den römischen Päpsten. Wenn im 1. u. 2. Capitel über 
das Maass hinausgegangen zu sein scheint, oder wenn Bedeutung und Wirkungs- 
kreis des Primates, wie sie im 3. Capitel aufgestellt werden, in die Discussion 
kommen, so geschieht dies zumeist, weil diese auch dazu beitragen, die im 
Capitel 4 ausgesprochene Unfehlbarkeit aufzuheben. || Zweiten. Es ist 
gewiss, dass diese Frage der Unfehlbarkeit der Hauptgegenstand des vaticani- 
schen Coneils und so in den Vordergrund gedrängt worden ist, dass von 
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einigen indiscret die Aeusserung vorgebracht wurde, sie sei gewissermaassen 


die einzige. ! Und dies stützt sich auf zwei Gründe: 1) weil es sich dabei um Epitcopst. ' 


eine Meinung handelt oder um einen Lehrsatz, der zum Glaubensdogma er- 
hoben werden soll, welche Dogmatisirung sicherlich für die hervorragendste 
Sache in einem Ökumenischen Concil zu halten ist; 2) weil andere Fragen, 
wie aus der friher vorgelegten Uebersicht zu entnehmen ist, entweder von weit 
untergeordneterer Bedeutung oder schon längst entschieden und darum einfach 
nur zu revidiren sind, wie dies neulich geschah, wo wir Dasein und Eigen- 
schaften Gottes, die Thatsache und Nothwendigkeit der Offenbarung, die 
Glaubenspflicht, und Uebereinstimmung von Glauben und Vernunft bestimmten 
und festsetzten. |; Drittens. Es ist gewiss, dass diese Frage über die Unfehl- 
barkeit in der Einberufungsbulle nicht vorkam, noch in den die Einberufung 
der Synode betreffenden Acten; und mit Recht: 1) weil die katholische Welt 
sich keineswegs nach der Lösung dieser Frage sehnte, noch eine Ursache vor- 
handen war, diese Frage aufzunehmen, welche bisher unter den Theologen der 
freien Erörterung anheimfiel; 2) weil viele bedeutende Uebelstände damit ver- 
bunden sind, welche hier und da das Seelenheil vieler gefährden, und die der 
heilige Vater und Herr bei seiner Sorgfalt und Liebe zu heilen für nöthiger 
hielt. |, Viertens. Es ist gewiss, dass diese Frage von aussenher, d. i. von cleri- 
calen und weltlichen Schriftstellern, in ungebührlicher Weise, ganz gegen die 
kirchliche und traditionelle Uebung des Vorgehens und gegen alle Regeln der 
Kirchenzucht und Würde aufgeworfen wurde und dass die Agitation mit soge- 
nannten demagogischen Mitteln in der Absicht hingezogen wurde, auf das Ge- 
wissen der hier tagenden Bischöfe einen Druck auszuüben und ihnen die 
Furcht einzuflössen, sie könnten, falls sie Widerspruch erheben würden, nicht 
in ihre Diöcesen zurückkehren und dieselben nicht ohne zahllose Schwierig- 
keiten lenken. || Fünftens. Es ist gewiss, dass die Dinge dahin gekommen 
sind, dass es von den vaticanischen Vätern heisst, sie hätten, obwohl sie ihrem 
Gewissen fromm und muthig folgten, doch — diesen gewaltthätigen Kund- 
gebungen und einer factiösen Meinung gegenüber — eine mehr als gebühr- 
liche Nachgiebigkeit bewiesen, da sie die Vorlage der Unfehlbarkeitsfrage ver- 
langten, und es sei wegen des Tumultes, der vor den Pforten der Concilsaula 
erregt wurde, dem Ansehen und der Freiheit unser aller nicht wenig geschadet 
worden. Eine solche Aufforderung ist aber im höchsten Grade unwürdig und 
mit vielen Nachtheilen verbunden, ja sie kann kaum geduldet werden, ohne 
Kränkung und Schmach für die so ehrwürdige Versammlung, welche frei und 
ungehindert verhandeln soll, nicht unter Zwang von aussenher; eine Versamm- — 
lung, die nicht nur frei sein, sondern auch als frei erscheinen muss. | Sechstens. 
Es ist gewiss, dass die heute vorliegende Frage ausser dem natürlichen und 
logischen Zusammenhange der Dinge eingebracht wurde und dass deshalb in 
ihr, zum Nachtheile der Sache selbst, ein ungünstiges Präjudiz liegt. Denn 
1) hätte uns das noch übrige Schema über den Glauben vorgelegt und der 
Prüfung unterworfen werden sollen, da man über dasselbe schon so sehr zum 
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Abschlusse gekommen ist, dass die Gründe der gegenüberstehenden Meinungen 
dem Gedächtnisse noch gegenwärtig sind, weshalb die endgiltige Entscheidung 
um so leichter zu erzielen wäre. 2) Das Schema von der Kirche fängt in 
unrichtiger Weise mit dem Primate an, — was immer auch der gedruckte 
oder der mündliche Bericht oder einer aus den Vätern darüber behaupten 
mag, — denn so haben es weder die ersten Verfasser des Schema’s, noch 
irgend welche über die Kirche lehrende Theologen aufgefasst. Dazu kommt, 
dass unsere Studien und schriftlichen Abfassungen über die 11 Capitel des 
genannten Schema’s die Richtung nehmen, dass sie zwar mit der zuerst fest- 
gesetzten Ordnung übereinstimmen, aber zur neuen Ordnung nicht recht passen 
und jetzt in anderer Weise zu behandeln sind. || Siebentens. Es ist gewiss, 
dass die vorzeitige Einbringung unserer Frage, besonders bei der gegen- 
wärtigen Veränderung der Ordnung des Vorganges, wenig zur Ehre des heiligen 
Stuhles beiträgt, ja ihr sogar schadet. Denn da nach der Constitution: Multi- 
plices inter . .,. . Anträge bei einer speciellen Congregation eingebracht 
werden sollen, welche darüber einen Bericht an den Papst erstattet), und da 
es dem Papste freisteht, die Entscheidungen dieser Congregation zu bestätigen 
oder zu verwerfen, so folgt daraus, dass diejenigen, welche Veranlassung 
waren, dass die Frage eingebracht und früher als andere vorgenommen wurde, 
den heiligsten Vater offenbar dahin gebracht haben, dass er in seiner Sache 
und zu Gunsten eines persönlichen Vorrechtes eine Bestimmung und Ent- 
scheidung treffe, wodurch sie, gewiss gegen ihre eigene Absicht, sein hohes 
Anschen nicht sonderlich gefördert, wenn man nicht vielleicht sogar behaupten 
kann, dass sie demselben Abbruch gethan haben. | Wenn diese 7 Punkte wahr 
sind — und sie scheinen es im höchsten Grade zu sein, — so können wir 
die Frage über die Unfehlbarkeit, welche unter diesen Verhältnissen entstan- 
den ist und auf die oben angegebene Weise eingeführt wurde, nicht in An- 
griff nehmen und zur Entscheidung bringen, olıne, wie ich meine, dadurch 
Veranlassung zu geben zu ebenso bedauernswerthen Lästerungen der Gott- 
losen, wie zu Einwürfen, welche das moralische Anschen dieses Concils herab- 
setzen. Und das ist um so mehr fernzuhalten, als schon Werke und 
Schriften existiren und verbreitet werden, welche die Bedeutung des Concils 
und seinen Vorgang zu erschüttern versuchen, so dass selbes nicht geeignet 
scheint die Gemüther zu beruhigen und Frieden zu stiften, sondern im Gegen- 
theile nur geeignet, neuen Samen des Widerspruchs und der Uneinigkeit unter 
den Christen auszustreuen. ‘ Darum möchte ich, wenn es mir erlaubt ist, 


© diesem Theile meiner Rede eine praktische Conclusion beifügen, indem ich 


feststelle: 1) jene haben Recht gethan, welche meinten, die Behandlung der 
Frage der Unfehlbarkeit sei inopportun; 2) jene werden Recht haben, welche 
behaupten, es sei opportun, von ihrer Definirang abzustehen. ' Nun zum 
zweiten Theil der Rede kommend, werde ich einiges üher Bedeutung und 
Tendenz dieses Schema’s vorbringen, nicht endgiltig begründen. 1) Unser 
Schema hat nicht zum Gegenstande, die Lehre von der Unfehlbarkeit auf- 
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zubauen und festzustellen; denn alle wissen und halten es für eine katholische 
Glaubenslehre, dass die Kirche unfehlbar sei, und sie benimmt sich dem ent- 
sprechend ja auch schon seit fast 20 Jahrhunderten. Unser Schema hat zum 
Zwecke zu bestimmen und gleichsam als Glaubenssatz aufzustellen, dass der 
Papst aus sich selbst unfehlbar sei, und dass dieses Vorrecht der Unfehlbar- 
keit soweit reiche, wie jenes der Kirche. Denn hier muss bemerkt werden, 
dass im Schema nicht von jener Unfehlbarkeit gesprochen wird, die von allen 
anerkannt ist, nämlich von jener, vermöge deren die unbesiegte und unver- 
brüchliche Kraft der Decrete oder dogmatischen Entscheidungen, die allen, 
sowohl den Gläubigen als auch den Kirchenhirten zu glauben sind, einzig und 
allein auf die gemeinsame Uebereinstimmung der mit dem Papste vereinigten 
Bischöfe gegründet ist, sondern dass es sich im Schema darum handelt, obwohl 
dies nicht offen und geradezu ausgesprochen ist, die persönliche absolute und 
gesonderte Unfehlbarkeit des Papstes auszusprechen. Denn in Betreff der 
früher erwähnten Unfehlbarkeit sind alle einig, und es gäbe keine Meinungs- 
verschiedenheit, wenn es sich darum handelte; da aber eine Meinungsver- 
schiedenheit besteht, so muss sie sich auf die andere Unfehlbarkeit beziehen. 
Dies ist demnach der wahre Stand und Sinn der Frage, was nicht geleugnet 
werden kann, will man nicht die Lehre des Schema’s entstellen und dessen 
Tendenz feig verdecken. ‘ 2) Im Schema wird von der persönlichen Unfehl- 
barkeit nicht wie von einer blossen Meinung gesprochen, oder wie von einem 
empfehlenswerthen Lehrsatze, sondern wie von einem aufzustellenden Glaubens- 
satze. Bisher hat man mitunter über die Zulässigkeit und Nützlichkeit ge- 
stritten, diese Frage ins Concil einzuführen; der Streit kam aber zu Ende, 
seitdem der Papst entschied, dass die Sache nicht fernerhin mit Stillschweigen 
übergangen werden könne. | Jetzt aber kommt der andere Theil der Frage 
zur Erörterung, nämlich, ob es heilsam und zulässig sei oder nicht, dass man 
die persönliche Unfehlbarkeit des Papstes als Glaubensdogma aufstellen könne 
und müsse. Und das ist, kurz gesagt, Gegenstand der gegenwärtigen Debatte. 
* 8) Weiter ist dreierlei nöthig, soll die Sache entsprechend verhandelt und 
zum Abschlusse gebracht werden: nämlich, dass die Formel des Lehrsatzes 
und dessen Definition aufgestellt; ferner, dass selbe mit gewichtigen, allen 
Zweifel ausschliessenden Gründen dargethan; endlich, dass sie von allen mit 
moralischer Einstimmigkeit angenommen wird. | Erstes Erforderniss. — Es 
ist nöthig, die Formel des Lehrsatzes oder die Definition festzustellen. || Das 
aber ist sehr schwer, wie das Beispiel jener lehrt, welche das Schema zuerst ent- 
worfen haben oder das jener, welche selbes nachher umgestalteten; sie scheinen 
sich dabei viel abgemüht zu haben und zwar nutzlos. Dieses spreche ich aus, 
nicht, als ob ich wagte, die Personen gleichsam zu tadeln, denen ich im Gegen- 
theile alle Ehre zu geben wünsche, sondern weil es wahr ist und zweckför- 
dernd. Denn 1) sie gebrauchen unbestimmte Ausdrücke, welche dazu angethan 
sind, den Streit ins Unendliche fortzusetzen. Was soll das bedeuten: das 
‚Amt eines obersten Lehrers der Christen bekleiden? Welches sind die äusseren 
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Nr. 42% Bedingungen dieses unbestimmbaren Amtes? Wann wird man wissen, ob der 
monat. Papst als unfehlbar gesprochen hat? Wohl meinen die Urheber des Schema’s, 
2. Mai 1870. das sei so klar wie der Sinn des Wortes ükumenisch. Aber sie schlagen sich 
damit selbst; denn ein Concil wird von den über den Erdkreis zerstreuten 
Gläubigen nicht für ein ökumenisches gehalten, wenn es nicht von allen Bischöfen 
mit moralischer Freiheit als ein solches anerkannt ist. Wenn also Wesen, 
Bedeutung und Kraft der Decrete, welche vom Papste ausgehen, auf dieselbe 
Weise bestimmt und beurtheilt werden, so haben sie ja nichts neues geleistet, 
da doch auch so die letzte Entscheidung über die Unfehlbarkeit der gemein- 
samen Uebereinstimmung der Bischöfe anheimfallen wird. — 2) Halten sie 
Jiese Uebereinstimmung der Bischöfe bei Glaubensentscheidungen für nicht 
nöthig oder für nöthig? Wenn ersteres, so bringen sie etwas Neues, Uner- 
hértes und Unerträgliches auf; wenn letzteres, so sprechen sie eine alte und 
von allen anerkannte Ansicht aus, Kampfesmühe aufbietend gegen einen Feind, 
der nicht da ist. In beiden Fällen können und dürfen sie nicht schweigen 
über die Nothwendigkeit oder Nutzlosigkeit der Uebereinstimmung der Bischöfe; 
denn ihr Schweigen in einer so wichtigen Sache und bei den gegenwärtigen 
Verwicklungen würde die Gläubigen zu neuen Zweifeln führen und neuen 
Schwierigkeiten den Weg öffnen. — 3) Die päpstliche Unfehlbarkeit bestim- 
men sie nicht anders, als dass sie erklären, sie sei mit der Unfehlbarkeit der 
Kirche eine und dieselbe. Aber eine solche Hinweisung ist ganz ungenügend, 
ehe die heil. Synode festgesetzt hat, worin die Unfehlbarkeit der Kirche selbst 
besteht; und daraus erhellt wiederum, an welchen logischen Mängeln der Vor- 
gang leidet, das gegenwärtige Schema über der Primat früher zu verhandeln, 
als das Schema von der Kirche überhaupt. Ueberdies wissen wir, dass, wenn 
es sich um die Kirche handelt, ihre Unfehlbarkeit immer innerhalb der bestimmten 
Grenzen ihres Gegenstandes giltig ist, theils weil wir darüber durch die gemeinsame 
Uebereinsimmung der Bischöfe belchrt werden, theils weil die Kirche heilig 
ist und nicht fehlen kann, während im Gegentheile, wenn es sich um den Papst 
handelt, die Urheber des Schema’s einerseits, was sie auch sagen mögen, die 
Uebereinstimmung der Bischöfe ausschliessen, und es andererseits noch nicht 
unternommen haben, zu beweisen, dass jeder einzelne Papst heilig und fehler- 
los sei. — Dies über Auffindung der Formel für den Lehrsatz. || Zweites Er- 
forderniss. — Es ist erforderlich, dass die Formel der Definition, wenn anf- 
gefunden und abgefasst, auf gewichtigen und allen Zweifel ausschliessenden 
Gründen beruhe. Es müsste deshalb dargethan werden: 1) dass diese Lehre 
von der persönlichen Unfehlbarkeit in der heiligen Schrift enthalten sei — 
dass sie immer in demselben Geiste erklärt — und in der Ueberlieferung 
aller Jahrhunderte enthalten war; 2) dass selbe immer für zulässig erkannt 
wurde, übereinstimmend als zulässig erkannt von den Vätern, Doctoren, Bischöfen 
und Theologen, nicht bloss von einigen, sondern von allen und zwar mit 
moralischer Freiheit; 3) dass selbe überdies völlig übereinstimme mit allen 
authentischen Entscheidungen und Handlungen der ökumenischen Concilien und 
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auch mit den in der 4. und 5. Session erlassenen Decreten des Constanzer 
Concils, welche, wenn auch ihre Oekumenicität zu. verwerfen wäre, was ich 
jedoch nicht zugebe, doch die Meinung der Theologen und Bischöfe und die 
allgemeine Meinung kundthun; 4) dass diese Lehre auch den historischen That- 
sachen nicht gerade widerstreitet und dass ihr kein Act der Päpste irgend 

widerspricht; 5) endlich, dass sie zu jener Art von Wahrheiten gehört, welche 
die Concilien vereint mit dem Papste entscheiden und feststellen können, weil 
sie, worauf schon hingewiesen wurde, von Allen immer und überall, gleichsam 
als geoffenbart, anerkannt worden ist. | Ferner, alles dieses, was unser Schema 
leisten sollte, leistet es nicht; denn wenn es sich um die Aufstellung eines 
Dogma’s handelt, dann ist es nöthig, dass allen Vätern sowohl die die Sache 
beweisenden Gründe genügen, als auch die Zeit genüge, selbe zu erforschen 
und zu erwägen. — Aber 1) weder das ursprüngliche noch das umgestaltete 
Schema bieten solche Gründe, welche geeignet wären, die Frage ins Licht zu 
setzen und alle Zweifel zu entfernen. 2) Die Zeit, diese verwickelte Frage 
zu entwirren, die Schwierigkeiten zu lösen und so nach wohlüberlegter Prüfung 
seine Ueberzeugung sich zu bilden, war uns nicht gegönnt, wie ihr gut wisset. 
Darum sollte man Umgang nehmen diesen Punkt der Lehre zu definiren. Bei 
einem solchen Gegenstande, wo es sich darum handelt, dem Gewissen der 
Gläubigen unwiderruflich eine Last aufzulegen, ist eine schwere Gefahr vor- 
handen, wenn ihr übereilt bandelt und ohne absolute Gewissheit; keine Gefahr 
ist aber vorhanden, wenn ihr beschliesst, die Sache weiter hinauszuschieben 
und sie erst später, dabei mit voller Gewissensfreiheit handelnd, zur Ent- 
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scheidung zu bringen. || Drittes Erforderniss. — Es ist erforderlich, dass die . 


Lehre von der persönlichen und unabhängigen Unfehlbarkeit, wie gesagt wurde, 
klar dargelegt und gründlich bewiesen, von allen Vätern mit moralischer Ein- 
stimmigkeit angenommen werde; andernfalls stünde zu fürchten, dass vielen die 
Aufstellung dieser Lehrsätze zwar als eine päpstliche Constitution, aber nicht 
als ein Concildecret erscheinen würde. Denn eine Wahrheit allen Christen als 
Glaubenssatz aufzuerlegen, ist eine so schwere und heilige Verpflichtung, dass 
die Bischöfe dies nur mit grosser Vorsicht ausüben können. Deshalb haben 
die Tridentinischen Väter, wie ihr wohl wisst und was man immer dagegen 
sophistisch vorbringen mag, ihre Entscheidungen in dogmatischen Fragen nicht 
nach numerischer Majorität, sondern mit moralischer Einstimmigkeit gefasst. 
Ueber diese Frage länger zu reden, als nöthig, wäre unnütz; ausserdem be- 
absichtigt einer der ehrwürdigen Väter, wie ich glaube, speciell davon zu 
sprechen. Es genüge hier zu erwähnen, wie die Gläubigen in ihrem Gewissen 
beängstigt und verwirrt werden könnten, wenn da, wo es sich um die Auf- 
stellung eines Dogma’s handelt, eine nicht zu verachtende Minorität bei Seite 
gesetzt und wenn damit ein Angriffspunkt gegeben würde, die Giltigkeit und 
das Ansehen des Concils in Zweifel zu ziehen. || 3. Ueber die praktischen 
Consequenzen des Schema’s scheint vorzüglich zweierlei erinnert werden zu müssen. 
Jene persönliche Unfehlbarkeit wird ja nur deshalb verlangt und als eine zu 
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glaubende aufgestellt, damit die Einheit in der Kirche desto straffer und die centrale 
Gewalt desto stärker sei und damit in Folge davon wirklich für alle Uebel 
ein um so wirksameres Heilmittel geboten sei. ' Dazu als erste Bemerkung: 
In Betreff der Einheit und der centralen Autorität ist im allgemeinen zu be- 
merken, dass diese so bestehen und so gewahrt werden müssen, nicht, wie 
wir sie uns vorstellen oder wie unsere Einsicht es räth, sondern so, wie sie 
unser Herr Jesus Christus einsetzte, wie sie unsere Väter bisher bewahrt 
haben. Denn es ist nicht unsere Sache, die Kirche nach unserer Meinung ein- 
zurichten und die Grundlage des göttlichen Werkes zu ändern. Besteht doch 
die nothwendige und gemeinsame Einheit des Glaubens unter der väterlichen 
Leitung der centralen Autorität und hat bei den Katholiken seit jeher be- 
standen; andernfalls müsste man sagen, dass die Kirche während aller ver- 
flossenen Jahrhunderte in einer wesentlichen Sache mangelhaft gewesen sei, 
was gewiss alle leugnen werden. .Unerschüttert bleibt also nicht nur die 
Einheit der Lehre und der kirchlichen Gemeinschaft, sondern auch die cen- 
trale Autorität des Papstes, welche auch ohne die dogmatische Bestimmung 
der Unfehlbarkeit blühen und dauern werden. | Man behaupte auch nicht, 
dass diese Einheit künftighin inniger sein werde, wenn die centrale Autorität 
stärker wird; denn diese Folgerung hat keine Geltung. Die Einheit allein ge- 
nügt nicht, sondern sie muss so beschaffen und in dem Grade Einheit sein, 
wie sie die Natur der Sache und der Zweck, wie sie die Verhältnisse des 
Lebens und die Nothwendigkeit verlangen. Ja, es könnte geschehen, dass die 
ganze Sache selbst traurig unterginge, eben deshalb, weil sie in eine zu straffe 
Einheit eingezwängt wurde; denn dann können sich ihre innern Kräfte nicht 
äussern, und ihre Functionen nicht verrichten, von den allzu beengenden 
Banden der übertriebenen Einheit gehindert und gebrochen. So ist auf mora- 
lischem Gebiete die Einheit der Männer, die unter dem Gesetze frei und stark 
handeln, weniger streng, aber ehrenvoller, als die Einheit der Sclaven, die 
unter der Willkür des Tyrannen lässig wirken. ‘ Wollen wir also jene Ein- 
heit bewahren, welche uns nach der Anordnung Christi zukommt, und auch 
jenes Mittel der Einheit: nämlich die centrale Autorität des Papstes, welche 
immer und überall unsere Vorfahren anerkannt und mit Verehrung gepflegt 
haben, nicht aber die Bischöfe getrennt vom Papst und nicht den Papst ge- 
trennt von den Bischöfen! Halten wir mit Treue fest an der alten Glaubens- 
norm und den Einrichtungen der Väter, um so mehr, da die beabsichtigte 
Definition viele schwere Uebelstände mit sich bringt! || Und das sei die 2. Be- 
merkung. — Es ist nicht zu bezweifeln, dass das vorgeschlagene Heilmittel 
unwirksam ist, die Uebel dieses Zeitalters zu heilen; ja es ist vielmehr zu 
fürchten, dass es vielen schaden kann. Denn diese Sache ist nicht nur vom theo- 
logischen Standpunkte aus zu beurtheilen, sondern auch mit Rücksicht auf die 
bürgerliche Gesellschaft. Wir sind hier nicht versammelt gleichsam als die 
Vorsteher eines Bethauses oder als Obere einer kleineren Congregation, sondern 
als Männer vom Papste, der die Sorge für die ganze Kirche auf sich hat, bei- 
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gezogen, um einen Theil dieser Arbeit auf uns zu nehmen. Lasset uns daher Nr. 4926 


(191). 


die Lage der Welt sorgfältig in Betracht nehmen! Wird wohl die persönliche Episcopat. 
und unabhängige Unfehlbarkeit aus dem Grabe wecken die erloschenen Kirchen ?0. Mai 1870, 


der africanischen Küste, oder aus dem Schlafe wecken den Orient, ihn, wo 
einstens so viele Talente und Tugenden blühten? Wird es etwa unsern Brü- 
dern, den apostolischen Vicaren, leichter sein, die Heiden, Mohammedaner und 
Schismatiker zum katholischen Glauben zu bringen, wenn sie lehren, dass der Papst 
für sich allein unfehlbar ist? Wird die vorgeschlagene Definition etwa den 
Protestanten und andern Häretikern den Willen und die Kraft geben, in die 
römische Kirche einzutreten und endlich einmal alle Vorurtheile und allen 
Hass aufzugeben? Das in Betreff der entlegenen Welttheile. || Aber wie ist 
es in Europa? — Ich spreche es mit Schmerz aus: überall ist die Kirche 
verbannt; ferngehalten ist sie von jenen Congressen, wo über Krieg und Frieden 
zwischen den Völkern verhandelt wird und bei denen einstens das Ansehen 
des heiligen Stuhles Geltung hatte, während heutzutage über sie selbst beschlossen 
wird, ohne dass sie ihre. Meinung kundgeben kann. Die Kirche ist in vielen 
Ländern, wo sie besteht, ferngehalten von den öffentlichen Versammlungen 
und wenn ja einige Prälaten oder Priester hie und da jenen Versammlungen 
angehören, so erscheint das als etwas Auffallendes. Ferngehalten ist sie von 
den Schulen, wo die schwersten Irrthümer straflos herrschen; von der Gesetz- 
gebung, welche eine weltliche und deshalb irreligiöse Tendenz in sich trägt; 
von der Familie, wo die Civilehe die Sitten verdirbt. So fliehen uns oder 
halten uns gänzlich fern fast alle jene, welche die weltliche Lage Europa’s 
lenken. || Ferner, welches Heilmittel wird der Welt, welche an so schweren 
Bedrängnissen der Kirche leidet, geboten? Die Urheber des Schema’s ver- 
langen, dass allen jenen, welche von der ungelehrigen Schulter Lasten, von 
altersher und durch die chrwürdige Gepflogenheit der Väter ihnen aufgelegt, 
abwerfen wollen, dazu noch eine neue und deshalb schwere und gehässige 
Last aufgebürdet werde. Sie erdrücken gleichsam alle jene, welche schwachen 
Glaubens sind, mit dem neuen und nicht sehr zeitgemässen Dogma, mit einer 
Lehre, welche, bisher noch nicht hinlänglich bestimmt, durch die gegenwärtige 
Discussion etwas geschädigt und verdächtigt ist und die vom Concil, dessen 
Freiheit, wie sehr viele meinen und auch aussprechen, weniger als recht er- 
sichtlich ist, erst verkündet werden soll. Und doch hoffen sie, dass alles 
dies durch die persönliche und getrennte Unfehlbarkeit geheilt, dass bei allen 
der Glaube gefestigt und die Sitten zum Bessern gebracht werden können. || 
Doch sie hoffen auf Eitles! Die Welt bleibt krank oder geht zu Grunde, 
nicht weil sie die Wahrheit und auch die Lehrer der Wahrheit nicht kennt, 
sondern weil sie vor der Wahrheit zurückflieht und sich dieselbe nicht aufer- 
legen lassen will Wenn sie also die Wahrheit zurückweiset, wo sie von der 
Gesammtheit der lehrenden Kirche, d. i. von 800 über den ganzen Erdkreis 
zerstreuten Bischöfen, die im Verein mit dem Papst unfehlbar sind, gelehrt 
wird, um wie viel leichter wird das eintreten, wenn sie von einem einzelnen 
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unfehlbaren Lehrer und zwar von einem, der als solcher kaum erst erklärt 
wurde, verkündet werden wird! Andererseits, soll eine Autorität gelten und 
wirksam sein, so ist nicht nur nöthig, dass sie ausgesprochen, sondern auch, 
dass sie anerkannt sei.’ Deshalb genügt es nicht, zu erklären, dass der Papst 
persönlich und getrennt von den Bischöfen unfehlbar sei, sondern es ist auch 
nöthig, wenn er sein Amt nicht erfolglos üben soll, dass er als solcher von 
allen anerkannt werde. Zum Beispiel — was nützt ein Anathem, wenn man 
die Autorität des Excommunicirenden wenig achtet? Vernehmet einen andern 
Fall, ehrwürdige Väter! der Syllabus ging durch ganz Europa; aber welche Uebel 
konnte er heilen, selbst dort, wo er wie ein unfehlbares Orakel aufgenommen 
wurde? Damals gab es noch zwei Reiche, in denen die Religion blühte, nicht 
nur thatsächlich, sondern von rechtswegen herrschend — Oesterreich näm- 
lich und Spanien. Und doch sinkt in diesen beiden Reichen jene katholische 
Ordnung, obwohl von der unfehlbaren Autorität anempfohlen, ja vielleicht, 
wenigstens in Oesterreich, gerade deshalb, weil sie von dieser empfohlen worden 
ist. | Versuchen wir es, die Dinge zu nehmen, wie sie sind. Die unabhängige 
Unfehlbarkeit des Papstes wird die Vorurtheile und Vorwürfe, welche so viele 
dem Glauben abwendig machen, nicht zerstören, nein — sie wird sie eher ver- 
mehren und steigern. Es giebt sehr viele, die in ihrem Herzen der katholi- 
schen Religion gar nicht abgeneigt sind, die aber doch daran denken, die 
Kirche und den Staat, wie sie sagen, zu trennen. Dass zu dieser Meinung 
viele von denen übertreten werden, welche die Öffentlichen Angelegenheiten 
lenken, ist ohne Zweifel, und diese werden gerne aus der vorgeschlagenen 
Definition Veranlassung nehmen, jene Trennung ins Werk zu setzen. Auch 
wird in kurzer Zeit ganz Europa das, was in Frankreich gesehen wird, mehr 
oder minder nachahmen und zwar nicht ohne den grössten Nachtheil für den 
Clerus und die Kirche selbst. So schaffen denn die Urheber des Schema’s, sie 
mögen wollen oder nicht, durch ihre Definition eine neue Ordnung der Dinge, 
voll von Gefahren, besonders wenn der Gegenstand der päpstlichen Unfehlbar- 
keit nicht strenger bestimmt wird und man auf die Meinung kommen kann, 
dass, wenn der Papst auf moralischem Gebiete Bestimmungen giebt, er damit 
auch zugleich über bürgerliche und politische Acte der Könige und Völker, 
über Gesetz und Recht Entscheidungen trifft, die heutzutage als der Staats- 
autorität zugehörig gelten. Jeder, der politische Einsicht besitzt, muss ein- 
sehen, wie viel Veranlassung zur Zwietracht unser Schema in sich trägt, und 
welchen Gefahren selbst die zeitliche Macht des Papstes ausgesetzt ist. || 
Doch dies auseinandereusetzen, führte zu weit, wäre vielleicht auch indiscret; 
wenigstens könnte ich nicht alle Belege, welche mir zu Gebote stehen, wirklich 
vorbringen, ohne auf manches zu stossen, das vorzubringen die Klugheit wider- 
rith. Mein Gewissen habe ich, so viel wie möglich erleichtert; nehmet meine 
Worte nach eurer Einsicht auf! Ich weiss wohl, dass jede Sache ihre Schwierig- 
keiten hat, und dass man nicht immer deshalb vom wirklichen Handeln ab- 
stehen darf, weil manches traurige daraus folgen kann. Auch lege ich die 
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Sache den verehrangswürdigen Vätern nicht deshalb so dringlich vor, dass ‘io 
sie ohne weiteres sich meiner Meinung anschliessen, sondern damit sie die- zpiscopat. 
selbe reiflich überlegen und die Gründe für beide Ansichten abwägen. Ueber- 2%. Mai 1870. 
dies weiss ich auch, dass man der öffentlichen Meinung nicht knabenhaft nach- 

geben darf; aber man soll ihr auch nicht unablässig widersprechen; es ist öfter 

weiser und einsichtsvoller, mit ihr sich zu vergleichen und in jedem Falle gut, 

auf sie Rücksicht zu nehmen. Ich weiss endlich, dass die Kirche nicht des 
weltlichen Arms bedarf; aber sie weiset auch des Staates Zustimmung und 

Halfe nicht zurück, und sehnt sich nicht sonderlich, wie ich vermuthe, aus der Zeit 
Constantins des Grossen in die Zeiten Nero’s zurück. Doch diesgenüge in Betreff der 
practischen Consequenzen des Schema’s. Der Schluss meiner unmaassgeblichen 

Rede sei nun folgender: — Mein Gutachten geht dahin: 1) das Schema werde 

auf eine spätere Discussion verschoben, weil es auf eine nicht hinlänglich 
würdige Art im Coneil eingebracht wurde; — 2) dass es für diesen Fall um- 
gearbeitet wird und dass die Wesenheit und Grenze der Infallibilität strenger 

definirt ‘werden, damit in Zukunft nicht zu Anfeindungen und Streitigkeiten 

Anlass gegeben sei; — 3) dass es absolut besser wäre, die Frage der Infalli- 

bilität ganz fallen zu lassen, wegen der schweren Nachtheile, die daraus her- 
vorgehen können. | Uebrigens,‘ verehrungswürdige Väter, unterbreite ich gerne 

“meine Ansicht mit schuldiger Achtung Eurer weisen Prüfung. 





. Nr. 4927 (192) 


FRANKREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Duc de 

Gramont) an den Botschafter (Marquis Banneville) in Rom. — Ent- 

haltung jeglicher Einmischung in die Concilsangelegenheiten und Wahrung der 
vollen Freiheit gegenüber den Beschlüssen der Curie. 


Paris, le 2. juin 1870. 


[Extrait] Le gouvernement de l'Empereur a cru devoir se renfermer Nr. 4987 
dans l’abstention et le silence, après linsuccds des conseils qu’il avait .donnés en 
par un sentiment de sollicitude pour les intérêts de l'Eglise. Nous laissons 2. Juni 1870. 
au Saint-Siége la responsabilité des ses actes, mais nous réservons toute la 
liberté de nos appréciations et de notre action en présence des décisions 


qui seront adoptées. Gramont. 








Nr. 4928 
(198). 
Episcopat. 
4, Jani 1870. 
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Nr. 4928. (193) 


EPISCOPAT. Protest gegen den Schluss der Generaldebatte, gerichtet 
an die Concilspräsidenten. 


Lat. Orig. Friedrich, Docum. I. c. p. U. 397. 


Hocherlauchte und hochwürdigste Herren! 


Aus dem Wesen der Concilien folgt, dass die Erlaubniss, der Abstimmung 
die Motive, worauf sich dieselbe stützt, beizufügen, nicht ein Privilegium einiger 
Väter, sondern ein allen gemeinsames Recht ist, welches um so gewissenhafter 
geachtet werden muss, je wichtiger die Sache ist, um die es sich handelt: 
die wichtigste Sache unter allen ist aber eine Definition, welche irgend eine 
Lehre dem christlichen Volke als von Gott geoffenbart  vorlegt. Dieses 
Recht wird nach der uns auferlegten Geschäftsordnung in den Generalcon- 
gregationen ausgeübt; darum kann ohne Schädigung des Rechtes der Väter, 
welche ihre Ansicht aussprechen wollen, durch die Majorität die Discussion 
nicht geschlossen werden. Da dieses gestern geschehen ist, so geben wir 
diese Erklärung ab, damit unsere Protestation bezüglich des Rechtes der 


Väter, ihrer Abstimmung Gründe beizufügen, kundgethan sei und bleibe. |. 


Wir verbleiben übrigens mit ausgezeichneter Hochachtung 
Rom, 4. Juni 1870. | 

° Euer hocherlauchten und hochwürdigsten 
unterwürfigste und ergebenste wahre Knechte. 


Fr. Schwarzenberg. Caesarius Matthieu. J. O. Rauscher. Georgius Darboy. 
J. S. Lyonnet. Ed. Hurmuz (Mechit-Vienn). Petrus Ricardus Kenrick. Gre- 
gorius Scherr. Michael Deinlein. Joan. Petrus Bravard. Joannes Vancsa. 
J. B. Purcell. Richardus Whelan. Augustus Verot. Franz X. Wierzchleyski. 
Ludovicus Haynald. Josephus Alois Pukalski. Sigm. Kovacs. Eduardus Fitz- 
gerald. Gabriel Mariassy. Antonius Josephus Peitler. Joannes Zalka. Lad. 
Biro. Joannes Perger. Fridericus de Fürstenberg. Franciscus Rivet. Car 
Colet. Joannes Ranolder. Steph. Lipovnicky. Pancr. Dinkel. Alex. Bonnaz. 
Valentinus Wiery. Joannes Valerianus Jirsik. Emericus Szabd. Aloysius 
Nazari de Calabiana. Jacobus Maximilianus Stepischnegg. Steph. Pankovics. 
Phil. Krementz. Joh. Petrus Losanna. Amatus Victor Guilbert. Guilelmus 
Clifford. Ludovicus Forwerk. Josephus Foulon. H. L. C. Maret. Flavianus 
Hugonin. Carolus Jos. Hefele. Leo Thomas. Franciscus Namszanowski. 
Carolus Philippus Place. Georgius Errington. Georgius Smiciklas. Georgius 
Dobrila. Henricus Förster. Joannes Henr. Beckmann. Jacobus Ginoulhiac. 
Augustinus David. Stephanus Emilius Ramadie. Felix de Las Cases. Car. 
Joannes Greith. Guilelmus Mac-Closkey. Michael Domenec. Aloysius Moreno. 
Petrus Alf. Grimardias. Bernardus M. Quaid. J. B. Irenaeus Callot. Bartho- 
lomius Legat. Mich. Fogarasy. Guilelmus Emanuel v. Ketteler. Thomas Connolly. 
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David Moriarty. Joannes Baptista Montixi. Jos. Georgius Strossmayer. el 
Jacobus Rogers. Felix Dupanloup. Paulus Dupont des Loges. Joannes Ent. 
Julius Dours. Paulus de Cuttoli. Joannes Petrus Sola. Guilelmus Meignan. # Juni 1870. 


Fredericus Ep. Areg. Ignatius Mrak. 


Am 3. Juni stellten mehr als 100 Concilsmitglieder den Antrag auf 
Schluss der Generaldebatte, der gemäss der Geschäftsordnung sofort zur 
Abstimmung kam und von der überwiegenden Mehrheit votirt wurde, — 
Während der 14 Congregationen vom 14. Mai bis 3. Juni, in welchen die 
Generaldebatte geführt wurde, hatten 64 Väter gesprochen, davon etwa 
27 gegen und 37 für die Vorlage. Mehr als 40 Rednern, darunter Männer 
wie Haynald und Kernick, war durch die Annahme des Schlusses das Wort 
entzogen worden. — Der Entwurf zu dem oben mitgetheilten Proteste rührt 
von Cardinal Rauscher her und enthielt unter andern die dann weggelassenen 
Worte: Protestamur contra violationem nostri juris. — Natürlich hatte 
auch dieser Schritt keinen Erfolg. 

In dieselbe Zeit fällt ein von der Minderheit ausgegangenes Schriftstück 
„Disquisitio moralis de officio Episcoporum in emittendis suffragiis circa per- 
sonalis et independentis Infallibilitatis Romani Pontificis definitionem“ (s. Civiltà 
Cattolica VII p. 11, 39 ff), in welchem die Bischöfe eindringlichst aufge- 
fordert werden, die Frage der persönlichen und von der Zustimmung des 
Episcopats unabhängigen Unfehlbarkeit des Papstes nach der heiligen Schrift 
und Tradition ernstlich zu prüfen und selbst bei einer sich etwa ergebenden 
Bejahung erst noch die Zweckmässigkeit solcher Glaubensentscheidung zu 
erwägen. Dies Schriftstück rief drei Widerlegungen hervor, von denen die 
Responsio ad opusculum quoddam, cui titulus: Disquisitio etc. concinnata 
a R. P. Fr. Maria Ambrosio Patten“ (vergl. Civiltà cattolica a. a. O.) die 
geschickteste ist. Es wird darin ausgeführt: falls ein Bischof aus irgend 
welchen Gründen nicht zur Gewissheit über die Infallibilität kommen kann, 
dann müsse ihm die Autorität der Kirche genügen, welche durch fünf 
Sechstheile der versammelten Concilsväter deutlich genug rede; vor allem 
aber die Autorität des Papstes, der seine maassgebende Meinung schon 
durch die Vorlage des Schema’s, ganz abgesehen von seinen zahlreichen 
Aeusserungen in Breven, privaten und öffentlichen Reden, unzweifelhaft kund- 
gegeben habe. 








Nr. 4929. (194). 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grafen 
Beust) an den k. u. k. Botschafter (Grafen Trauttmansdorff) in Rom. 
— Rücktritt in die Stellung einfacher Beobachtung der Concilsvorgänge. 


Vienne, le 5 juin 1870. 


(Extrait) J'ai reçu les rapports que Votre Excellence m’a successive- Nr. 4920 
nam? f A . (194). 

ment adressés jusqu'à la date du 31 mai dernier pour me rendre compte de seen. 

la situation à Rome et des phases, par lesquelles passent les délibérations du 5. Juni 1870. 


Stastsarchiv XXIV. (Kirchliche Actenstäcke. II.) 18 
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“se Concile. || Ces informations ont été accueillies avec l'intérêt qu'elles méritent 
Ossterreich. et nous continuons à vouer une attention sérieuse à ces importantes questions. 
5. Jani 180. Nong n’avons toutefois point à sortir du rôle de simple observateur que nous 
avons repris depuis la dernière démarehe française, à laquelle nous nous étions 
associés. Nous ne pouvons donc, pour le moment, qu’engager Votre Excellence 
à nous tenir exactement au courant des évènements et à se maintenir dans 


l'attitude réservée qu’exigent les circonstances actuelles. 


Beust. 





Nr. 4930. (195) 


ROMISCHE CURIE. — Ansprache des Cardinalcollegiums an Papst 
Pius IX. am vierundzwanzigsten Jahrestage seiner Wahl und Ant- 
wort des Papstes. 


Deutsche Uebers. Scheeben, Das dkum. Concil 1. c. II. p. 210. 


Die Ansprache des Cardinals Patrizi lautete, wie folgt: 
Heiliger Vater! 

wr Biel Im Namen des heil. Collegiums komme ich, dessen Glück- und Segens- 

Bom. Curia, Wünsche Eurer Heiligkeit an dem Jahrestage Ihrer Erhebung auf den Stuhl des 

16.Jut1870. heil. Petrus zu Füssen zu legen. Heiliger Vater, dieses Mal, wo der festliche 
Tag das fünfundzwanzigste Jahr ihres Pontificates eröffnet, erfüllen wir mit 
grösserer Ergiessung unseres Herzens diese Pflicht, und vertrauen zu der gött- 
lichen Vorsehung, welche in so wunderbaren Weisen die Kirche während der 
Jahre Ihres Pontificates, das wahrhaft voll von schweren Heimsuchungen, aber 
noch voller von Ehren war, geleitet hat — ich sage, wir vertrauen, dass die 
Vorsehung immer mehr erglänzen und sich auch in der Dauer Ihrer Regierung 
auf ausserordentliche Weise kundgeben werde, so dass Eure Heiligkeit noch 
viele Jahre hindurch das Steuer des mystischen Schiffes führe und die Kirche 
Jesu Christi inmitten der Stürme und Prüfungen regiere. Dieser Gnaden, so 
hoffen wir, wird uns Mittlerin sein am Throne ihres Sohnes die unbefleckte 
Jungfrau Maria, deren Diadem durch den unfehlbaren Ausspruch Eurer Heilig- 
keit in der Definition ihrer Unbeflecktheit mit dem schönsten Edelstein ge- 
schmückt wurde, und die zum Entgelt für diese, wenn auch nur äusserliche 
Herrlichkeit, die Eure Heiligkeit ihr verschafft hat, die Definition des andern 
so sehr ersehnten Dogma’s beschleunigen wolle, welches dem apostolischen 
Stuhl, dem römischen Papst als Stellvertreter Jesu Christi und unfehlbarem 
Lehrer der katholischen Kirche so viel Ehre und Ruhm gewährt. 


Hierauf erwiederte P. Pius IX.: 
Möge Gott diese Wünsche erhören und sie in Erfüllung gehen lassen, 


€ 
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wenn er es in seiner Güte und Vorsehung für gut halt! Unterdess danke ich os 4930 
dem heiligen Collegium für diesen neuen Beweis der Anhänglichkeit und pom Curie. 
Liebe. |. Wenn Sie sagen, das gegenwärtige Pontificat sei mit vielen Trüb- 1-Jani1870. 


salen und Triumphen bezeichnet worden, so will ich es frei heraus sagen, 
dass der Anfang des gegenwärtigen Pontificats zusammenfiel mit einem ge- 
waltsamen Anlauf der Feinde Gottes nach politischer Emancipation, um in der 
Folge dann die religiöse Emancipation einzuführen. Es war unnütz, bei jenem 
ersten Aufruhr dem ohne Ueberlegung handelnden Volke zuzurufen: „Popule 
meus, qui te beatum dicunt, ipsi te seducunt“ (Mein Volk, die, so dich selig 
preisen, sie verführen dich). Die Emancipation wurde durchgeführt, und die 
Revolutionaire erreichten ihren Zweck. | Auf die politische Emancipation folgte 
die religiöse. Um diese zu erreichen, geschah, was der ganzen Welt bekannt 
ist; die Kirche und ihre Diener mussten Beraubungen und Plünderungen, 
Kerker und Verbannung erdulden. Nach diesen Uebeln kamen andere noch 
schlimmere; man setzte in unserm Lande, die Verirrungen so vieler anderen 
Länder nachahmend, die verkehrtesten Irrlehren in Umlauf; und wenn man 
auch nicht, wie früher einmal, der Göttin Vernunft Weihrauch anzündete, so 
wollte und will man doch, die Vernunft solle nicht dem Glauben untergeordnet 
sein, und die Wissenschaft solle nicht von der Hand der Relrigion geleitet 
werden; in Folge hiervon werden tausend andere Irrthümer verbeitet, welche, 
leider, Eingang und Anhänger finden. Es hängen ihnen an alle jene, welche 
thöricht die Schönheit dieser Welt bewundern; alle jene, welche, sich selbst 
wegwerfend, unter der Tyrannei gewisser Namen ruhig dahinleben; alle jene, 
welche handeln, denken und sprechen im Tone der Blätter, die sie lesen, und 
der Gesellschaften, die sie besuchen; endlich jene, welche die sogenannte 
öffentliche Meinung anbeten und verehren, ihren Grundsätzen folgen, wenn 
sie auch gegen alle Billigkeit, Gerechtigkeit und Wahrheit verstossen. Und 
warum alles dies? || Der erste Grund dieser Irrthümer, nicht der einzige Grund, 
aber der erste, ist die Unwissenheit. Erlaubet, dass ich zwei kurze Anekdoten 
erzähle, die mir in den letztverflossenen Jahren vorgekommen sind. Ich werde 
mich ganz kurz fassen; denn ich will nicht den Vorwurf, dass ich meine Zu- 
hörer ermüde, wie es zuweilen hie und da in der Welt geschieht, wenn ge- 
wisse Redner sprechen. || Zu verschiedenen Zeiten und bei zwei verschiedenen 
Gelegenheiten kamen in den verflossenen Jahren zwei Personen von Rang zu 
mir, welche eine sehr hohe Stellung in dem Staate, dem sie angehörten, ein- 
nahmen. Der Erste erklärte mir nach kurzer Unterredung, zu meinem Troste, 
dass er katholisch sei, ja dass er als Katholik auch an eine Hölle glaube; 
die Hölle jedoch, an welche er glaube, sei nicht die Hölle, wie man sich die- 
selbe gewöhnlich denke, sondern ein Ort, wo Gott die Schuldigen zu einer 
beständigen Melancholie verurtheile, und weiter nichts. — Der Andere, welcher 
nicht lange nachher kam, sprach mir von gewissen Gesetzen und Grundsätzen 


‘der Kirche und der Religion; da wir uns nicht verständigen konnten, brachte 


er diesen klassischen Irrthum heraus: „Ich weiss schon, die Religion Roms 
18° 
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Nr. res und eines Theiles von Italien ist verschieden von der Religion des übrigen 
Bom, Curie. Erdkreises, da in Rom die Religion des heil. Petrus und anderswo die des 
18.Jun18:0. heil, Paulus gehalten wird“. Darauf fügte er mit übel angebrachter Erudition 


hinzu: „Gerade deshalb“, sagte er, „zeigte Gott dem heil. Paulus das Leintuch 
voll von unreinen Thieren, die er essen sollte“. Ich freute mich zu sehen, 
dass er sich mit der Lectüre der Apostelgeschichte beschäftigte, aber ich 
setzte hinzu, nicht Paulus, sondern Petrus habe jene Vision gehabt; die beiden 
Apostel seien unter einander vollkommen eins gewesen, und beide hätten an 
der Bekehrung Roms und der Welt gearbeitet; Paulus schrieb an die Römer, 
er rühmte sich, römischer Bürger zu sein, und er wurde mit Petrus zu Rom 
gemartert, besiegelte so mit dem eigenen Blute denselben Glauben, den er in 
und ausserhalb Roms mit dem Fürsten der Apostel gepredigt hatte. |. Ich 
sage also: woher alles dies? Ich wiederhole, geliebte Brüder, hauptsächlich 
aus der Unwissenheit. Und’wem liegt es ob, diese Finsterniss der Unwissen- 
heit zu zerstreuen? Wessen Pflicht ist es, gewisse Vorurtheile auszumerzen, 
welche auch in die höhern Schichten der Gesellschaft eindringen und dort 
mannigfache Uebel ohne Ende hervorbringen? Es ist meine Pflicht, es ist 
eure Pflicht, ehrwürdige Brüder; denn ihr sowohl als ich, wir sind von Gott 
als Schildwachen aufgestellt, um Tag und Nacht die Sicherheit Sions zu über- 
wachen: „Super muros tuds constitui custodes; tota die, tota nocte, in perpe- 
tuum non tacebunt“ („Auf deine Mauern habe ich Schildwachen gesetzt; den 
ganzen Tag, die ganze Nacht, immerdar sollen sie nicht schweigen“). ; Uns liegt 
es ob, das Volk zu unterrichten über seine Pflichten, uns kommt es zu, die Irr- 
thümer zu zerstreuen, von welchen die Erde wimmelt, und so viele Menschen 
zurechtzuweisen, die vielleicht gut sind, aber in der Lage, worin sie sich be- 
finden, die Wahrheit gewisser Principien und das Dasein gewisser Thatsachen 
nicht kennen. || Nach Anrufung des Beistandes Gottes sage ich nun zuerst, 
dass unter den von Gott zum Schutze der Stadt Sion, ich meine der Kirche, 
bestellten Schildwachen es einige gibt, welche die Grösse ihrer Würde ver- 
gessen; andere, die sogar die ehrenvolle Devise ihrer hohen Stellung verlassen 
und gewisse Gewohnheiten und Manieren annehmen, um so sich besser unter 
die Weltmenschen mischen zu können. Es gibt Schildwachen, welche unter 
schönen, aber eitlen Vorwänden glauben, sich der Welt nähern und ihr Liebe 
beweisen zu dürfen. Aber der heil. Leo der Grosse sagt ihnen: „Pacem cum 
mundo nisi amatores mundi habere non possunt“ („Frieden mit der Welt 
können nur die Liebhaber der Welt haben“). Jene, welche der Welt die 
Hand zur Freundschaft zu bieten wünschen, um mit derselben Verträge zu 
schliessen, vergessen, was der heil. Apostel Johannes uns deutlich zuruft: dass 
die Welt Jesum Christum nicht kennt: „Mundus eum non cognovit“. Wenn die 
Welt Jesum Christum nicht kennt, oder sich anstellt, als ob sie ihn nicht kenne; 
wie ist es da möglich, dass man ihr Huldigungen darbringt und ihre Gunst 
sucht? Hat etwa die Welt unsere Scclen mit dem Merkmale geziert, welches, 
wie ich mit euch hoffe, einst im Himmel erglänzen wird, wenn uns Gott zur 
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Anschauung seiner Glorie berufen wird? Hat vielleicht die Welt unsere aia 
Seelen mit den heiligen Gnadengaben bereichert? Hat etwa die Welt uns Rom. Curie. 
abgesondert von den übrigen Menschen und uns über sie erhoben? Hat sie !-7ani 1870. 
uns beschenkt mit den Gaben der Weisheit, des Verstandes, des Rathes, der 
Stärke, der Wissenschaft, der Frömmigkeit und der heiligen Furcht Gottes? 
Oder ist es nicht vielmehr Gott selbst, welcher diese himmlischen Schätze in 
unsere Seelen eingegossen hat? Ihm gehören daher auch unsere Gedanken, 
unsere Empfindungen, unsere Arbeit, unsere Dankbarkeit. || Doch ich will 
diese Worte beschliessen mit dem heiligen Segen, welchen ich den Erwähnten 
von ganzem Herzen gebe. Vor allem segne ich jene Ersten, von welchen ich 
eben gesprochen habe, und die Hände zum Himmel erhoben bitte ich Gott, 
er möge mit erbarmenden Augen auf sie herabschauen und den Segen be- 
gleiten mit der Gabe der Erleuchtung, damit diejenigen, welche in gewissen 
Dunkelheiten und Finsternissen umherirren, den Ausgang finden aus jenem 
Abgrunde, um fortan die Schönheit und den Glanz der Wahrheit zu schauen. 
Ich segne die Zweiten; es sind jene, welche, in duas partes schwankend, sich 
nicht entschliessen können, sich ganz der Vertheidigung der Rechte der 
Kirche zu weihen, und ich bitte Gott, mit dem Segen die Gabe der Stärke zu 
verbinden, dass sie Muth erhalten, sich endlich freizumachen von gewissen 
Aengstlichkeiten und Ungewissheiten. Ich segne die Dritten; diese bilden die 
Mehrzahl, und ich flehe zu Gott, dass er mit dem Segen, den ich Diesen 
gebe, die Gabe der Beharrlichkeit verbinde, welche das grösste Geschenk ist, 
das Gott der Kirche und seinem Volke verleihen kann. || O, wenn sie bisher 
die Wege der Wahrheit und Gerechtigkeit wandelten; wenn sie bisher Vor- 
bilder.des Klerus und des Volkes waren; wenn sie voll waren von Eifer für 
die Ehre Gottes und die Heiligung der Seelen, fürderhin ut gigantes currant 
in vias suas (mögen sie wie Riesen ihre Wege laufen); sie mögen voran- 
schreiten von Tugend zu Tugend auf dem Lebenswege, den Gott ihnen noch 
verleiht, damit sie so nach Vollendung der sterblichen Laufbahn in der letzten 
Stunde die himmlische Einladung des Herrn hören können: „Euge, serve bone 
et fidelis, intra in gaudium domini tui“ („Sieh, du guter und getreuer Knecht, 
gehe ein in die Freude deines Herrn“)! Und ich bete, dass Alle, welche noch 
in den Ebenen von Sennaar umherirren, zu uns kommen, damit wir alle ver- 
einigt in der grossen apostolischen Hürde zu Gott beten könsen, „unanimiter 
perseverantes in oratione“, und ihn um Hilfe bitten für uns, für unsere 
nächsten Brüder, für die ganze Kirche und für die Ausbreitung der Kirche. |; 
Benedictio Dei omnipotentis etc. 
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Nr. 4931. (196) 


NORDDEUTSCHER BUND. — Promemoria des Norddeutschen Ge- 
sandten in Rom, von Arnim, über die Folgen der Proclamirung 
der Infallibilität, gerichtet an einen deutschen Bischof. 


B Rom, den 17. Juni 1870. 
Von dem Tag an, wo die Infallibilität unter Zustimmung oder still- 
schweigender Unterwerfung des Episkopats proclamirt wird, treten die Re- 
gierungen als die Vertreter der modernen staatlichen und nationalen Interessen 


37. Jani1s70.in ein leidenschaftliches Verhältniss zur römischen Kirche. Nicht deswegen, 


weil die Dogmatisirung der Infallibilität unmittelbar Zustände herbeiführen 
würde, die unerträglicher wären als die römische Praxis der letzten dreissig 
Jahre, sondern weil die Geschichte des vaticanischen Concils den Beweis ge- 
liefert haben wird, dass in Rom eine Macht existirt, welche in entschiedenem 
und bewusstem Gegensatz gegen die Errungenschaften der Menschheit Krieg 
gegen die heutige Welt — in Bezug auf ihre politische Organisation — zu 
führen entschlossen ist, und weil die keinem Auge zu verbergende Entwick- 
lung der Concilsverhandlungen Zweifel darüber nicht übrig lässt, dass unser 
Episkopat von dem unheimlichen Machtcentrum in Rom in solchem Maass ab- 
hängt, dass er im letzten Augenblick gegen seine Ueberzeugung und gegen 
besseres Wissen ein System als geoffenbarte Wahrheit hinnimmt, mit dem die 
weltlichen Gewalten sich nun und nimmermehr versöhnen können. Man täusche 
sich nicht! Der Zustand, welcher eintreten wird, wenn die Bischöfe, und be- 
sonders der deutsche Episkopat, sich selbst aufgeben sollten, ist nicht die 
Trennung von Kirche und Staat, sondern der Krieg zwischen Kirche und 
Staat. Und dieser Krieg — es ist dies keine blosse Hypothese — wird ge- 
rade dort mit der grössten Energie geführt werden, wo -bisher das bestge- 
meinte Bestreben maassgebend gewesen, im Interesse der christlichen Civilisa- 
tion den Frieden zu bewahren. Man wird dort in der ferncren Behandlung 
kirchlicher Fragen von der Ansicht ausgehen müssen: dass der hierarchische 
Organismus, welchen das vaticanische Concil für alle Zeiten dogmatisch con- 
stituiren soll wıd durch Annahme der Infallibilität constituirt haben wird, 
nicht mehr identisch mit jener katholischen Kirche ist, mit welcher man Ver- 
träge abgeschlossen, und für welche man schützende Paragraphen in die Ver- 
fassung aufgenommen hat, namentlich aber nicht diejenige, für die es erlaubt 
und Pflicht war mit Wohlwollen zu sorgen. Ueber die Legitimität dieser 
Rechtsanschauung wird man streiten können. Man wird eine Menge guter 
Gründe anführen, um zu beweisen, dass es dem eigenen Interesse der staat- 
lichen Gesellschaft zuwider ist, sich auf diesen Standpunkt zu stellen. Aber 
die Thatsachen werden stärker sein als Gründe. In den Augen der Gesetz- 
geber wird das römische Concil sich stets nur darstellen als behaftet mit 
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einer so schweren Makel der Ungesetzlichkeit und der Verblendung, dass sie von 


in demselben nichts anderes sehen können als ein Kriegsereigniss, welches 


alle geordneten und gesetzlichen Zustände aufhebt. Der Kampf, zu welchem entscher 
Rom auffordert, wird aufgenommen werden, und die Regierungen, namentlich 17. Juni1870. 


die mächtigste Regierung Deutschlands, ist für diesen Kampf der treibenden 
Zustimmung der Nation sicherer, als sie es vielleicht selbst wünscht. Die 
Lage ist nach dieser Richtung für die katholische Kirche um so bedenk- 
licher ...*) Das Feld, auf welchem der Krieg geführt werden wird, ist nicht 
schwer zu bezeichnen: endlose Streitigkeiten bei den Wahlen der Bischöfe 
und daraus folgende lange Sedisvacanzen, Austreibung der Jesuiten, Be- 
schränkung der individuellen Freiheit in Bezug auf Mönchsorden, Verbot 
Geistliche in Rom studiren zu lasser, und vor allem Beseitigung alles kirch- 
lichen Einflusses auf die Schule. Man würde sich indessen Illusionen hin- 
geben, wenn man glauben wollte, dass eine solche Wendung der Dinge nur 
in solchen Ländern eintreten wird, deren Souveräne protestantisch sind. Die 
Reaction der politischen Gesellschaft gegen Rom wird im Gegentheile so stark 
sein, dass auch sogenannte katholische Regierungen gezwungen sein werden, 
denselben Weg zu gehen. In welche Lage kommen nun die Bischöfe, wenn 
sie, in die Heimath zurückgekehrt, dieselben Regierungen, welche ihre Freunde 
und Beschützer waren, als Gegner wiederfinden? Es soll nicht bestritten 
werden, dass sie, wenn sie den wahrscheinlich zum Theil ungerechten Maass- 
regeln, welche man ergreifen wird, entgegentreten wollen, eine weitgreifende 
und nicht unbedenkliche Agitation gegen ihre Regierungen wachrufen können. 
Aber werden sie denn nicht gezwungen sein, sich dem päpstlichen Despotis- 
mus, den sie so eben noch, wenn auch schwach, bekämpft haben, auf Gnade 
und Ungnade zu ergeben? Und wird schliesslich nicht dennoch der allge- 
meine Religionsstand bei diesem an unabsehbaren Eventualitäten reichen Kriege 
zu kurz kommen? Ist es ganz undenkbar, dass man in letzter Instanz, selbst 
in Deutschland, bei Zuständen anlangt, welche mit denjenigen in Russisch-Polen 
eine grosse Familienähnlichkeit haben? Und das alles nur, weil die Bischöfe 
der Minderheit nicht vermögen grausam genug zu sein, um Pio Nono einer 
persönlichen Satisfaction zu berauben, und die Illumination des von einer 
kirchenfeindlichen Menge bewohnten Roms zu verhindern! Wenn ein unpar- 
teiischer und von Norden erst kürzlich eingetroffener Katholik die Lage der 
Dinge in Rom sieht, kann er sich der Befürchtung nicht verschliessen, dass 
die Väter des Concils, die Minderheit mit eingeschlossen, von dem Geschick 
ereilt worden sind, welchem alle parlamentarischen Versammlungen nach einer 
gewissen Zeit verfallen: sie verlieren den Blick für die Factoren, welche 
ausserhalb des Sitzungssaales auf den Gang der Weltgeschichte entscheidend 
einwirken. Auf andere Weise wäre es nicht zu verstehen, wie so viele 
erleuchtete Männer sich in eine Lage haben drängen lassen, in welcher sie 





*) Der weggelassene Passus berührt Persönlichkeiten, über welche es angemessen 
scheint zu schweigen. 





Bund. 
17.Jani 1870. 
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dem Vogel gleichen, der den Kreidestrich für cine Fessel hält, den man um 
ihn gezogen hat. Es ist hier der Ort, sich die Gegner der Minderheit, d. h. 
also, diejenigen anzusehen, welche den Kreidestrich gemacht haben. Unter 
denselben sind freilich viele, namentlich die Engländer und die wenigen in- 
fallibilistischen Deutschen, denen es mit der Sache ernst ist. Aber schon bei 
den Franzosen steht es anders. Die Mehrzahl derselben hat legitimistische 
und andere Nebengedanken, während die Spanier sich hinter den Papst stellen 
zu müssen meinen, weil sie in der Heimath keinen Stützpunkt finden. Aber 
was die Italiener betrifft, so täuscht man sich, wenn man glaubt, dass bei 
ihnen die Vertiefung in Glaubenssätze constatirt werden kann, welche zu einer 
innern sittlichen Ucberzeugung nach deutschen Begriffen führt. Nach dem 
richtigen und praktischen Instinct der Itsliener ist der ganze Kampf ein 
Kampf pro domo, geführt zu dem Zwecke, die nur zum Nutzen der italieni- 
schen Prälatur erfundenc heutige römische Kirche noch fernerhin zu eigenem 
Vortheil zu verwerthen. Die Italiener jeden Standes, jeden Glaubens und jeden 
Geschlechts haben vor allem den Erfolg vor Augen. Was man Jesuitismus 
zu nennen pflegt, ist nichts anderes als eine Systematisirung der alten italieni- 
schen Nationalpraxis. Darum sind die Bischöfe, und namentlich die deutschen, 
welche die italienischen Plane mit Gründen der Geschichte und der Theologie 
allen Ernstes bekämpft haben, von vornherein in eine schiefe Stellung gerathen. 
Sie verhandelten noch, als die Gegner schon Krieg führten. Die ganze Politik 
der Curie und ihrer Prätorianer ist von Anfang an nur auf Einschüchterung 
berechnet gewesen. Hätte die Opposition ihrerseits sich dieser Waffe bedient 
und auf thatsächliche Uebergriffe mit Thatsachen geantwortet, so würde der 
italienische Generalstab vielleicht zum Verdruss der französischen und 
der englischen Fanatiker sofort das Signal zum Einlenken gegeben haben. 
Der Vatican ist — eine lange Erfahrung bestätigt dies — immer zum Nach- 
geben bereit, wenn cr eine grosse Gefahr in unmittelbarer Nähe sieht. Es 
hat freilich mitunter den Anschein, als ob die römische Curie jederzeit alles 
für das Princip einsetzen wolle; aber in Wahrheit liegt dann nur ein Rechen- 
fehler in Bezug auf den Ernst der Nähe und den Umfang der Gefahr vor. 
Auch während der jetzigen Krisis ist man im Vatican mehrfach wankend 
gewesen. Aber diese Anwandlungen von Schwäche sind jederzeit bekämpft 
worden nicht durch Hinweis auf die besseren Argumente der Mehrheit, son- 
dern auf ihre numerische Stärke und die Desorganisation und Muthlosigkeit 
der Minderheit. Auf diese Weise ist freilich viel Terrain verloren worden. 
Aber die Minderheit, ja sogar eine Minderheit, welche lediglich aus dem ver- 
einigten dsterreichisch-deutschen Episcopat bestände, hat es heute noch in der 
Hand, der Sache eine ganz andere Wendung zu geben. Die Gelegenheit dazu 
wird sich entweder dann bieten, wenn bei der Discussion des vierten Capitels 
der Minderheit aufs neue die Redefreiheit beschränkt wird, oder wenn nach 
der Generalcongregation, in welcher die Minderheit mit „non placet“ stimmen 
muss, der Papst eine öffentliche Sitzung zum Zweck der Proclamation des 
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Dogma’s ansagt. Dann ist der Moment gekommen, gegen jeden weiteren Miss- 
brauch des numerischen Uebergewichts zu protestiren, das „non placet“ noch 
einmal in einem schriftlichen Protest zu wiederholen und Rom zu verlassen, 


ohne irgend weiteren Transactionen Raum zu geben. Einem solchen Schritt 17. jai 1310. 


wird aus den Reihen der Minderheit selbst das Schreckwort ,Schisma“ ent- 
gegengehalten. Diejenigen aber, welche von diesem Worte sich schrecken 
lassen, erleichtern ihren Gegnern das System der Einschüchterung; sie sitzen 
hinter dem Kreidestrich. Es handelt sich nicht um ein Schisma, sondern um 
Niederlage der Camarilla. Der Vatican wird die deutschen Bischöfe nicht in 
eine Stellung drängen, welche einem Schisma ähnlich sein könnte. Man wird 
die Franzosen für alles Unheil verantwortlich machen und einen Ausweg 
finden. Es ist die Sache der Curie, ihn zu suchen, sollte selbst Pio IX. auf 
diesem Weg aus dem Vatican in das Privatleben zurücktreten. Die Deutschen 
und die Oesterreicher allein genügen, um diese Wendung herbeizuführen. 
Wenn sie daran zweifeln, verkennen sie die elektrische Wirkung, welche der 
Muth auf die Menschen übt. Von den italienischen Vätern des Concils aber 
wird eine überraschende Anzahl sich gegen den Papst wenden, wenn sie plötz- 
lich aus dem Traum erwachen, dass ihnen auf dem bisherigen Wege die Welt- 
herrschaft gesichert bleiben werde. Man beweise ihnen das Gegentheil, um 
zu erfahren, dass der Italiener vorsichtig ist. Wenn der deutsche Episkopat 
bei dieser Gelegenheit das welthistorische Opfer einer ganz elenden Conspira- 
tion werden sollte, so unterliegt er seiner eigenen Gewissenhaftigkeit, aber 
auch seiner eigenen Schüchternheit und Unbekanntschaft mit dem Wesen seiner 
Feinde. Es bleibt nur noch eine Bemerkung beizufügen. Man könnte der 
Meinung sein, dass der letzte entscheidende Schritt in der öffentlichen Sitzung 
unmittelbar nach der Abstimmung geschehen müsse. Hiebei lässt man aber 
die vielfachen localen Schwierigkeiten aus den Augen, welche der prakti- 
schen Ausführung entgegenstehen. Namentlich würde man aber dann den 
Papst durch einen mehr oder weniger skandalösen Auftritt in die Lage bringen, 
eine persönliche öffentliche Demüthigung zu erdulden, oder sich über alle 
Bedenken hinwegzusetzen . . . . Der Wendepunkt, an welchem das Concil an- 
gekommen ist, scheint von der grössten Bedeutung, und den Bischöfen wird die 
Aufgabe gestellt, von zwei Uebeln das kleinste zu wählen. Auf der einen 
Seite liegt ein mit mathematischer Gewissheit vorauszusehender Leidenszustand 
der Kirche, dem man nur dann ruhig entgegensehen könnte, wenn man sicher 
wäre, nach gewissenhafter Ueberzeugung gehandelt zu haben — auf der 
andern schlimmsten Falls ein momentanes Zerwürfniss nicht mit dem Papst, 
sondern mit der Person Pius’ IX. — ein Zerwürfniss, welches reichlich com- 
pensirt wird durch den Zuwachs an Vertrauen, mit welchem die Katholiken 
Deutschlands zu ihren Bischöfen stehen werden“, 
Das oben mitgetheilte Promemoria war von dem nachfolgenden Schreiben 
begleitet: 
Rom, 18. Juni 1870. Hochwürdigster Herr! Anliegend beehre ich mich 
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Ihnen ein Promemoria zu übersenden, welches meine Ansichten über die 
Situation und meine Befürchtungen für die Zukunft resumirt. Wollen Sie die 
Güte haben, mir zu sagen, was Sie geändert wünschen? Ohne Ihnen einen 


17. Jantero. Uebertritt zur evangelischen Kirche zumuthen zu wollen, erinnere ich Sie doch 


Nr. 4982 
as). 
Episcopat. 


Ende Joni, 


an die Antwort, welche die evangelischen Stände in Augsburg gaben, als man 
ihnen ansann, die Corpus-Domini-Procession aus Höflichkeit gegen Karl V. 
mitzumachen: „Wir sind nicht gekommen, um anzubeten, sondern um Miss- 
bräuche abzustellen“. Genehmigen Sie, hochwürdigster Herr u. s. w. 


Arnim. 





Nr. 4932. (197) 


EPISCOPAT. Petition um Vertagung des Concils bis October wegen 
der in Rom herrschenden Hitze. 


Lat. Orig. Quirinus Le. p. 573 f + 


Heiligster Vater! 

Die unterzeichneten Väter richten, in ihrem eigenen wie in dem Namen 
sehr vieler anderen Väter, an das Wohlwohlen Eurer Heiligkeit die ehrerbietige, 
vertrauensvolle und dringende Bitte, dass dieselbe Nachfolgendes väterlich auf- 
zunehmen geruhen wolle. | An die Väter des 5. lateranischen Concils schrieb 
Papst Leo X. am 17. Juni Folgendes: „Weil bei der dermaligen Witterung 
+++. 80 gestatten wir“, und gleichzeitig vertagte der Papst das Concil auf 
den Herbst. — Schlimmer gewiss ist unsere gegenwärtige Lage. Die Sommer- 
hitze ist schon jetzt, gegen Ende des Juni, übermässig und wird täglich uner- 
träglicher; in Folge dessen ist die Gesundheit der ehrw. Väter, unter denen 
so viele ältere, von der Last der Jahre gedrückt und von den Anstrengungen 
aufgerieben, schwer gefährdet. Man fürchtet besonders die Fieber, denen die 
des hiesigen Klima’s ungewohnten Fremden mehr ausgesetzt sind. |] Sö viel aber 
auch Eurer Heiligkeit versucht und glücklich ausgeführt hat, um nicht wenigen 
Bischöfen gute Herberge zu schaffen, so sind doch die meisten auf allzu 
enge, luftlose, sehr heisse und überhaupt ungesunde Wohnungen angewiesen. 
Daher sahen sich schon mehrere Bischöfe wegen Krankheit zur Abreise ge- 
nöthigt; viele liegen auch in Rom krank und können dem Concil nicht an- 
wohnen, wie das die vielen leeren Sitze in der Aula zeigen. || Bevor daher 
die Zahl der Kranken mehr und mehr anwächst, von denen mehrere der Ge- 
fahr ausgesetzt wären, hier zu sterben, ersuchen wir aufs dringenste, heiliger 
Vater, Eure Heiligkeit möge geruhen, eine Vertagung des Concils zu bewilligen, 
welche passend nach dem St. Petersfest beginnen würde. ‘| Denn, heiliger 
Vater, da 120 Bischöfe ihre Namen hergegeben haben, um in einer so wich- 
tigen Frage gehört zu werden, so ist klar, dass die Berathung nicht im Zeit- 
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raum weniger Tage übereilt werden kann, ausser mit grosser Schädigung der on 
Sache und des religiösen Friedens. Viel angemessener und nothwendiger wäre ae 
es, im Hinblick auf die bevorstehende drückende Sommerhitze, eine kurze 
Vertagung des Concils eintreten zu lassen. Ein neuer Zusammentritt der 
Synode könnte vielleicht auf den 1. October festgesetzt werden. Sollte Eure 
Heiligkeit, wie wir zuversichtlich hoffen, dies gewähren, so wird das bei uns 
und unsern Bevölkerungen die dankbarsten Gefühle erwecken, indem dadurch 
einer allgemeinen und dringenden Noth abgeholfen wäre. 

Die Füsse Eurer Heiligkeit ehrerbietig küssend, nennen wir uns Eurer 
Heiligkeit demüthigste und gehorsamste Diener in Christo. 


Die Zahl der Unterschriften, welche diese Petition trug, konnte ich 
nicht in Erfahrung bringen. — Veuillot bemerkt im Univers über das oben 
ausgesprochene Verlangen: Lasst euch nur braten, da doch einmal nur in 
dieser Feuergluth der kostbare Wein der Unfehlbarkeit gezeitigt werden 
kann. 


Nr. 4933. (198) 


EPISCOPAT. Beschwerde über willkürliche Textesänderung und 
Verletzung der Geschäftsordnung. 


Lat. Orig. Friedrich, Documenta 1. c. II p. 400. 


In der Generalcongregation vom 5. Juli erstattete die dogmatische Nr. 4993 
Commission Bericht über die in der Debatte zum dritten Kapitel des . on j 
Schema’s gemachten 72 Verbesserungsvorschläge, welche am 30. Juni gedruckt ,, Tal 1870. 
unter die Väter vertheilt worden waren. Eine grosse Zahl derselben wurde 
über Antrag der Commission bei der Abstimmung angenommen; als man 
aber zum Schlusscanon gelangte, wurde den Vätern nicht der in gedruckter 
Form vorliegende Canon, sondern ein mit höchst wichtigen Einschaltungen 
verseheher — was ganz gegen die Bestimmungen der Geschäftsordnung war 
— ohne weiteres zur Annahme vorgelesen. Doch der Widerspruch, den solches 
Vorgehen zumal von Seite Darboy’s und Strossmayer’s erfuhr, bestimmte 
die Präsidenten die Abstimmung über diesen „reformirten Canon“ bis nach 
dessen Drucklegung zu vertagen und den ganzen Vorgang für ein Versehen 
zu erklären. Es scheint jedoch, dass dieser Vorgang von vielen Bischöfen 
weniger arglos aufgefasst wurde, denn unter dem 9. Juli richteten 62 der- 
selben eine vom Bischof Dinkel von Augsburg verfasste Beschwerdeschrift 
an die Präsidenten. In dieser Eingabe wird unter Bezugnahme auf die Vor- 
gänge in der Sitzung vom 5. Juli darauf hingewiesen: 1) dass zwischen dem 
Verbesserungsvorschlage Numero 72*), den der Berichterstatter der Com- 


*) Der mit Nummer 72 bezeichnete Antrag lautete: So einer sagt: der Primat des 
römischen Papstes sei nur ein Amt der Aufsicht und Leitung, und seine [des Papstes] 
oberste Jurisdictionsgewalt über die gesammte Kirche sei keine volle, sondern nur 


Nr. 4938 
(198). 
Episcopat. 
9. Juli 1870. 
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mission als im wesentlichen annehmbar bezeichnet hat*) und dem thatsäch- 
lich vorgeschlagenen Canon eine gar grosse Verschiedenheit bestehe; 
2) dass die Geschäftsordnung die Abstimmung über alle gestellten Anträge 
nach vorausgegangener Discussion fordere. Schliesslich wird ersucht, dass bei 
der nächsten Abstimmung über den Verbesserungsvorschlag Num. 72 selbst 
abgestimmt werden möge; sollte derselbe jedoch verworfen werden, so möge 
der Canon drei, so wie er im Schema steht, zur Annahme vorgelegt werden. 
— Die Antwort auf diese Eingabe war, dass in der Generalcongregation 
vom 11. Juli, nach erfolgter Berichterstattung, sofort über den „reformirten 
Canon“ durch Aufstehen und Sitzenbleiben abgestimmt wurde, wobei die 
überwiegende Majorität für denselben stimmte. — In Folge der oben geschil- 
derten Vorgänge ging aus dem Kreise der französischen Bischöfe ein kurzes 
Memoire hervor, welches dringend empfahl, nicht nur die sofortige Vertagung 
des Concils zu verlangen, sondern dieselbe auch durch die Drohung massen- 
hafter Abreise nothwendig zu machen. Dieser Vorschlag schien der 
Mehrzahl der s. g. Minoritätsbischöfe aber doch zu weitgehend zu sein, und 
so begnügte man sıch denn mit dem erwähnten Proteste. — Das französische 
Memoire lautet nach Quirinus p. 615 f. wie folgt: 

1) L'heure de la Providence a sonné: le moment décisif de sauver 
l'Eglise est arrivé. 2) Par les additions faites au III. canon du 3me chap. 
la commission de fide a violé le règlement qui ne permet l'introduction 
d'aucun amendement sans discussion conciliaire. 3) L’addition subreptice 
est d'une importance incalculable; c’est le changement de la constitution de 
l'Eglise, la monarchie pure, absolue, indivisible du Pape, l’abolition de la 
judicature et de la co-souveraineté des évêques, l'affirmation et la defini- 
tion anticipée de l’infaillibilité separée et personnelle. 4) Le devoir et 
l'honneur ne permettent pas de voter sans discussion ce canon, qui contient 
une immense révolution. La discussion pourrait et devrait durer six mois, 
parce qu'il s’agit de la question capitale, la constitution même de la souve- 
raineté dans l'Eglise. 5) Cette discussion est impossible à cause des fatigues 
extrêmes de la saison et des dispositions de la majorité. 6) Une seule 
chose, digne et honorable, reste a faire: Demander immédiatement la pro- 
rogation du concile au mois d'octobre, et présenter une déclaration, où 
seraient énumérées toutes les protestations déjà faites, et où la dernière 
violation du règlement, le mépris de la dignité et de la liberté des évè- 
ques seraicnt mis en lumière. Annoncer en même temps un départ, qui 
ne peut plus être différé. 7) Par le départ ainsi motivé d'un nombre 
considérable d’évéques de toutes les nations, l’oecuménicité du Concile 
cesserait et tous les actes, qu'il pourrait faire ensuite seraient d’une auto- 








eine ausserordentliche und mittelbare — der sei im Bann. (S. lat. Text bei Fried- 
rich, Docum. II. p. 403.) Vergl. auch die im ursprünglichen Schema dieser Constitu- 
tion enthaltene Fassung der Canones w. 0. p. 259. 

*) So einer sagt: der rômische Papst habe lediglich das Amt der Aufsicht und 
Führung, nicht aber die volle und oberste Jurisdictionsgewalt über die ganze Kirche, 
nicht nur in Sachen des Glaubens und der Sitten, sondern auch in solchen, welche die 
Disciplin und Regicrung der über den ganzen Erdkreis zerstreuten Kirche betreffen; oder: 
derselbe besitze nur den bedeutenderen Antheil, nicht aber die ganze 
Fülle dieser höchsten Gewalt; oder: diese seine Gewalt sei keine ordentliche und 
unmittelbare, sowohl über alle und jegliche Kirchen als auch über alle und jegliche 
Hirten und Gläubigen — der sei im Bann. 


. 
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rité nulle. 8) Le courage ct le dévouement de la minorité auraient, dans Nr. 4983 
le monde, un retentissement immense. Le concile se réunirait au mois PR 
d’octobre dans des conditions infiniment meilleures. Toutes les questions,g, Jai 18”. 
à peine ébauchées, pourraient être reprises, traitées avec dignité et liberté. 


L'Eglise et l’ordre moral du monde seraient sauvés. 








«Nr. 4934. (199) 


EPISCOPAT. Verzeichniss der Concilsmitglieder, welche in der 
Generalcongregation vom 13. Juli (Abstimmung über die ganze Con- 
stitutio de Ecclesia) mit „Non placet“ stimmten. 


Cardinale: Schwarzenberg. Rauscher. Mathieu — Patriarchen: Ne ah 


Jussuf, Antiochia, rit. melch. Audu, Rabitan, rit. chald. — Erzbischdfe und Episcopat. 
Bischöfe: a) Französische: Erzb. Ginoulhiac, Lyon. Erzb. Darboy, "li 1670 
Paris. Bisch. Marguerye, Autun. Bisch. Rivet, Dijon. Bisch. Dupont des 
Loges, Metz. Bisch. Dupanloup, Orleans. Bisch. Sola, Nizza. Bisch. David, 
S. Brieuc. Bisch. Maret, Surentis i. p. i. Bisch. Bravard, Coutances. Bisch. 
Dours, Soissons. Bisch. Meignon, Chalons. Bisch. Guellette, Valence. Bisch. 
Ramadié, Perpignan. Bisch. Place, Marseille. Bisch. Grimardias, Cahors. 
Bisch. Hugonin, Bayeux. Bisch. Thomas, La Rochelle. Bisch. Foulon, Nancy. 
Bisch. de las Cases, Constantine. Bisch. Callot, Oran. Bisch. Guilbert, Gap. 
Bisch. Cuttoli, Ajaccio. b) Englische, irische und amerikanische: Erzbisch. 
Mac-Hale, Tuam. Erzb. Kernick, St, Louis. Erzb. Errington, Trapezunt i. 
p- i. Erzb. Connolly (aus dem Orden der Capuziner), Halifax. Bisch. Vaughan, 
Plymouth. Bisch. Clifford, Clifton. Bisch. Vérot, St. Augustin. Bisch. Rogers, 
Chatam. Bisch. Domenec, Pittsburg. Bisch. Fitzgerald, Little-Rock. Bisch. 
Mac-Quaid, Rochester. Bisch. Mac-Closkey, Louisville*), Bisch. Mrak, Maryville 
u. Marquette. c) Deutsche und ôsterreichisch-ungarische: Erzb. 
Simor, Gran. Erzb. Fürstenberg, Olmütz. Erzb. Scherr, München. Erzb. 
Wierzchleyski, Lemberg, rit. lat. Erzb. Deinlein, Bamberg. Erzb. Haynald, 
Kolocza. Bisch. Ketteler, Mainz. Bisch. Legat, Triest. Bisch. Förster, Breslau. 
Bisch. Ranolder, Veszprim. Bisch. Forwerk, Leontopolis i. p. i, apost. Vicar 
in Sachsen. Bisch. Strossmayer, Diakovar. Bisch. Dinkel, Augsburg. Bisch. 
Jirsic, Budweis. Bisch. Eberhard, Trier. Bisch. Beckmann, Osnabrück. Bisch. 
Döbrilla, Parenzo-Pola. Bisch. Krementz, Ermeland. Bisch. Smiciklas, Kreutz 
rit. ruth. Bisch. Namszanowsky, Agathopolis i. p. i. Propst der preussischen 
Armee. Bisch. Wiery, Gurk. Bisch. Hefele, Rottenburg. Bisch. Peitler, 
Waitzen. Bisch. Bonnaz, Csänad. Bisch. Stepischnegg, Lavant. Bisch. Fo- 
garassy, Siebenbürgen. Bisch. Mariassy, Paläopolis i. p. i. (Weihb. von Erlau). 





+) Mac-Closkey stimmte am 18. Juli mit Placet. 
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$r. 49% Bisch. Pird-de-Kezdi-Polany, Szäthmar. "Bisch. Pankovics, Munkacs, rit. ruth. 


Bisch. Zolka, Raab. Bisch. Perger, Kaschau. Bisch. Lipovniczky, Gross- 


48. Jui 1870. wardein. Bisch. Kovacs, Fünfkirchen. d) Orientalische und italienische: 


Erzb. Ed. Hurmuz, Sirace i. p. i, rit. armen. Erzb. Bar-Tatar, Seert, rit. 

chald. Erzb. Nazari di Calabiana, Mailand. Erzb. Kauam, Tyrus, rit. melchit.*) 

Bisch. Losanna, Biella. Bisch. Moreno, Ivrea. Bisch. Montixi, Iglesias. Bisch. 

Pellei, Aquapendente. Bisch. Guttadauro di Reburdone, Caltanisetta. Bisch. 

Abdou, Mariamne oder Fazul und Zahale, rit. mglch. Bisch. Mellus, Akra, 
rit. chald. 

In der Generalcongregation vom 13. Juli erfolgte ‘die namentliche Ab- 
stimmung über die aus den Berathungen der Generalcongregationen hervor- 
gegangene Constitutio prima de Ecclesia Christi in ihrer Gesammtheit. Von 
den in Rom noch anwesenden 692 Prälaten waren nur 601 in dieser Con- 
gregation erschienen, und von diesen votirten: mit Non placet 88**), mit 
Placet juxta modum 62, folglich mit Placet unbedingt 451. Einundneunzig 
hatten sich, als abwesend, der Abstimmung enthalten. — Unter den bedingt 
Zustimmenden befanden sich nur wenige Deutsche, Oesterreicher und 
Franzosen (z. B. Erzb. Melchers, Cöln. Erzb. Tarnöczy, Salzburg. Erzb. 
Landriot, Rheims. Bisch. Dreux-Brézé, Moulins), dagegen viele Italiener 
(a. B. Card. Guidi, Bologna. Card. Trevisanato, Venedig), Orientalen und 
Spanier. Von diesen letzteren namentlich dürften Manche, wie auch Dreux- 
Brézé, nur deshalb juxta modum gestimmt haben, weil ihnen der Wortlaut 
des Decretes die Unfehlbarkeit des Papstes noch zu wenig bestimmt be- 
tonte, was aus den nach dieser Abstimmung noch vorgeschlagenen 163 
Emendationes hervorgeht. (S. das Verzeichniss der juxta modum Stimmen- 
den wie auch der Abwesenden bei Quirinus p. 610 ff), und über die Emen- 
dationes Fessler 1. c. p. 90). 

Trotz des für die Minderheit der Bischöfe so günstigen Resultats der 
Abstimmung vom 13. Juli, scheint sich dieselbe doch keiner Täuschung 
über das endgiltige Zustandekommen dieser Constitution hingegeben zu haben. 
Sie glaubte einen letzten Versuch machen zu sollen um wenigstens eine 
Milderung der Schroffheiten des Unfehlbarkeitsdogmas vom Papste zu er- 
bitten. Deshalb begab sich am Abende des 15. Juli eine Deputation von 
fünf Bischöfen (die Erzbischöfe Darboy, Ginoulhiac, Scherr, die Bischöfe 
Ketteler und Rivet) unter Führuug des Primas Simor zu Pius IX. mit der 
Erklärung, dass die Bischöfe, welche ein negatives Votum abgegeben, der 
Constitution dann zustimmen würden, wenn der 3. Canon im 3. Capitel * 
gestrichen und in der Definitionsformel des 4. Capitels noch die Worte 
eingeschaltet würden „innixus testimonio ecclesiarum“ (gestützt auf die Ueber- 
lieferung der Kirchen). Doch auch diese Bitte blieb unerfüllt; — ja noch 
mehr, die Definitionsformel wurde in der schliesslich zur Annahme gelangten 
Fassung (s. w. u.) sogar noch verschärft. — Vergl. über den interessanten 
Verlauf dieser Audienz Quirinus p. 925 ff. u. Friedrich Tagebuch p. 390 f. 
Nach Quirinus antwortete Pius IX.: er hätte das Schema noch nicht gelesen, 
wollte aber sein Möglichstes thun, doch möge die Deputation ihr Anliegen 
schriftlich vorlegen. 


*) Kauam v. Tyrus stimmte am 18. Juli mit Placet. 
**) In dem oben mitgetheilten Verzeichniss fehlen zwei Namen, welche sich nicht 
feststellen liessen. 
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Nr. 4935. (200) 


RÖMISCHE CURIE. Protest der Präsidenten des Concils gegen die 
über das Concil verbreiteten feindlichen Berichte. 


Lat. Orig. Friedrich, Documenta, 1. c. IL. p. 879. 


Von dem Augenblicke an, wo die heilige vaticanische Synode unter Gottes Nr. 5085. 
Beistand sich versammelt hatte, erhob sich ein äusserst erbitterter Kampf gegen me Corte 
sie. Um ihre ehrwürdige Autorität bei dem gläubigen Volke zu vermindern '6-Juli 1870. 
und sie, wenn es möglich wäre, gänzlich zu erschüttern, haben viele Schrift- 
steller nicht bloss unter den Andersgläubigen und unter den offenen Feinden 
des Kreuzes Christi, sondern auch unter denjenigen, welche sich Söhne der 
katholischen Kirche nennen, ja, was am meisten zu beklagen ist, sogar unter 
ihren geweihten Dienern, sie um die Wette angegriffen, mit Schmähungen 
herabgesetzt und mit den schmutzigsten Verleumdungen bekämpft. Was für 
schmähliche Lügen darüber in den öffentlichen Blättern jeder Sprache, wie in 
da und dort ausgegebenen und heimlich vertheilten Broschüren ohne den Namen 
des Verfassers aufgehäuft wurden, wissen ja Alle ohnehin, so dass wir nicht 
nothwendig haben, sie einzeln anzuführen. Aber unter den anonymen Bro- 
schüren dieser Art giebt es namentlich zwei französisch geschriebene mit den 
Titeln: „Ce qui se passe au Concile“ und „La dernière heure du Concile“ 
welche in der Kunst der Verleumdung und in der Frechheit der Schmähung 
den anderen die Palme entrissen zu haben scheinen. Denn darin werden nicht 
nur die Würde und die volle Freiheit dieses Concils mit den schändlichsten 
Lügen bekämpft und die Rechte des apostolisehen Stuhles umgestossen, son- 
dern es wird sogar die erhabene Person unseres heiligen Vaters mit schweren 
Schmähungen angegriffen. Damit nun nicht etwa unser Schweigen, wenn es 
länger fortdauern würde, von böswilligen Menschen übel ausgelegt werden 
könne, sind wir, unserer Pflicht eingedenk, genöthigt, gegen so viele und grobe 
Schmähungen unsere Stimme zu erheben und in Eurer aller Gegenwart, hoch- 
würdigste Väter! zu protestiren und zu erklären, dass alles, was in den vor- 
erwähnten Zeitungen und Broschüren, sei es zur Verachtung und Schmähung 
unseres heiligen Vaters und des apostolischen Stuhles, oder zur Unehre dieser 
heiligen Synode vorgebracht wird, durchaus falsch und verleumderisch 
ist, insbesondere aber gegen die Behauptung des Mangels an gehöriger Frei- 
heit in derselben zu protestiren. 


Gegeben in der Aula des vaticanischen Concils am 16. Juli 1870. 


Philipp Card. de Angelis. Antonius Card. de Luca. Andreas Card. Bizarri. 
Aloisius Card. Bilio. Hannibal Card. Capalti. 


Dieser Protest wurde in der letzten Generalcongregation vom 16. Juli 
verlesen‘ und dann den Vätern zur Unterschrift mitgetheilt, war dann auch 
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N “al zwar von den Meisten, doch keineswegs, wie behauptet wird, von Allen 
(200). 
nom. Curie, Yollzogen worden. 

16.Juli 1870. 





Nr. 4936. (201.) 


EPISCOPAT. Erklärung der s. g. Minoritäts-Bischöfe über ihre 
Stellung zu der ersten dogmatischen Constitution von der Kirche 
gerichtet an Pius IX. 


Lat. Orig. Friedrich, Docum. 1. c. I. p. 263. 


Heiligster Vater! 
a In der Generalcongregation vom 13. d. M. gaben wir unsere Stimmen 
Episcopat.” Über das Schema der ersten dogmatischen Constitution von der Kirche Christi 
17.Jali 1870 ab, || Eurer Heiligkeit ist bekannt, dass 88 Väter, gedrungen von ihrem Ge- 
. wissen und aus Liebe zu der heiligen Kirche, ihre Stimmen mit non placet 
abgaben, 62 andere mit placet juxta modum stimmten, und endlich ungefähr 
70 von der Congregation abwesend waren und sich der Abstimmung enthielten. 
Dazu kommt, dass andere theils wegen Krankheit, theils aus anderen gewich- 
tigen Gründen in ihre Diöcesen zurückgekehrt sind. ;| So wurden Eurer Heilig- 
keit und der ganzen Welt unsere Vota offenkundig, und zwar constatirt, von 
wie vielen Bischöfen unsere Anschauung gebilligt wurde; auf diese Weise er- 
füllen wir das Amt und die Pflicht, welche uns obliegen. Von jenem Zeit- 
punkte an ereignete sich aber ganz und gar Nichts, was unsere Willens- 
meinung (sententiam) ändern könnte; dagegen fielen viele und zwar Ausserst 
gewichtige Dinge vor, welche uns in unserem Vorsatze bestärkt haben. Des- 
halb erklären wir, dass wir unsere bereits abgegebenen Vota erneuern und 
bestätigen. | Indem wir durch diese Eingabe unsere Vota bestätigen, beschliessen 
wir zugleich, uns von der Öffentlichen Sitzung, welche am 18. d. M. gehalten 
werden soll, fernzuhalten. Die kindliche Pietät und Verehrung, welche jüngst 
unsere Abgeordneten zu den Füssen Eurer Heiligkeit führte, gestatten uns nicht, 
in einer Sache, welche die Person Eurer Heiligkeit so nahe angeht, öffentlich 
und im Angesicht des Vaters non placet zu sagen. || Und dennoch könnten wir 
in der feierlichen Sitzung nur die in der Generalcongregation abgegebenen 
Vota wiederholen. | Wir kehren daher ohne Aufschub zu unseren Heerden 
. zurück, denen wir nach so langer Abwesenheit wegen der Kriegsbefürchtungen 
und besonders wegen ihrer höchsten geistigen (spirituales) Bedürfnisse äusserst noth- 
wendig sind, wir empfinden mit Betrübniss, dass wir wegen der gegenwärtigen 
traurigen Zeitumstände unter unseren Gläubigen auch den Frieden und die 
Ruhe der Gewissen -gestört finden werden. Unterdessen empfehlen wir die 
Kirche Gottes und Eure Heiligkeit, der wir unveränderte Treue und Gehor- 
sam geloben, von ganzem Herzen der Gnade und dem Schutze unseres Herrn 
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Jesus Christus, und verbleiben Euerer Heiligkeit ergebenste und gehorsamste 
Söhne. 
Rom, 17. Juli 1870. 
Schwarzenberg, Matthieu, Simor, Darboy, Ginoulhiac, Haynald, Scherr, Fürsten- 
berg, Nazari di Calabiana, Kenrick, Bonnaz, Ranolder, Dupont des Loges, 
Marguerye, Strossmayer, Dinkel, Peitler, Moreno, Maret, Zalka, Foulon, Lipov- 
niczki, Verot, Meignan, Sola, Ramadié, Place, David, Clifford, Dupanloup, Rivet, 
Forgarassy, Kovacs, Pancovics, Colet, Eberhard, Thomas, Bravard, Callot, Bird, 
Hugonin, Hefele, Perger, Emericus . . ., Mariassy, P. Paulus . . ., Forwerk, 
De las Cases, Smiciklas, Krementz, Namszanowski, Connolly, Domenec, Guil- 
. bert, Montixi. 





Nr. 4937. (202) 


RÖMISCHE CURIE. Dic erste dogmatische Constitution über die 
Kirche Christi. — Beschlossen und verkündet in der vierten öffentlichen 
Sitzung des vaticanischen Concils vom 18. Juli 1870. 

Lat. Orig. Friedberg Sammlung 1. c. p. 740. — Deutsche Uebersetzung — mit Appro- 


bation der deutschen Mitglieder des Ausschusses für Glaubenssachen im vatic. Concil. 
— von W. Molitor: Die Constitutionen ]. c. p. 31. 


Pius, Bischof, Knecht der Knechte Gottes, 
Mit Zustimmung des heiligen Concils. 
Zum immerwährenden Gedächtniss. 


Der ewige Hirt und Bischof unserer Seelen beschloss, um dem heilbringen- 
den Werke der Erlösung immerwährende Dauer zu verleihen, die Gründung 
der heiligen Kirche, welche, als das Haus des lebendigen Gottes, alle Gläubi- 
gen mit dem Bande des einen Glaubens und der einen Liebe umfassen sollte. 
Deshalb hat er vor seiner Verherrlichung den Vater gebeten, nicht nur für 
die Apostel allein, sondern auch für Jene, welche durch die Predigt derselben 
an ihn glauben würden, damit Alle Eins seien, wie der Sohn selber und der 
Vater Eins sind. Wie er daher dig Apostel, welche er sich aus der Welt 
erkoren hatte, sendete, sowie er selbst gesendet war vom Vater: also wollte 
er auch, dass in seiner Kirche Hirten und Lehrer seien bis an das Ende der 
Zeiten. Damit aber der Episcopat selber Eins und ungetheilt sei, und die 
Gesammtheit der Gläubigen durch die unter sich verbundenen Bischöfe in der 
Einheit des Glaubens und der Gemeinschaft bewahrt werde, hat er den heiligen 
Petrus den übrigen Aposteln vorgesetzt, und so in demselben das fortdauernde 
Prineip und sichtbare Fundament der einen und der andern Einheit gegeben, 

Stastsarchiv XXIV. (Kirchl. Actenstücke. II.) rt) 


Nr. 4986 
(201). 
Episcopat. 
17. Juli 1878. 


Nr. 4937 
(202). 
Rom. Curie. 
18. Juli 1870. 





Wr. 4987 
(292). 
Rôm. Curie. 
18, Jali 1870. 
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auf dass über dessen Gewaltigkeit der ewige Tempel aufgerichtet werde und 
der erhabene Bau der Kirche, der bis in den Himmel zu ragen bestimmt ist, 
auf dieses Glaubens Festigkeit emporsteige. (Der heilige Leo der Grosse in 
seiner IV. [in and. Ausg. III] Rede am Jahrestage seiner Erhebung, 2. Hauptst.) 
Und weil die Pforten der Hölle, um die Kirche, wenn es möglich wäre, zu 
zerstören, gegen deren von Gott gelegtes Fundament von Tag zu Tag mit 
grösserem Hasse allwärts sich erheben, so erkennen Wir es zum Schutze der 
katholischen Heerde, zur Erhaltung ihrer Unversehrtheit und zur Förderung 
ihres Wachsthums für nothwendig, mit Zustimmung des heiligen Concils, die 
Lehre von der Einsetzung, Fortdauer und Natur des heiligen apostolischen 
Primates, in welchem der ganzen Kirche Kraft und Festigkeit beruht, allen 
Gläubigen vorzustellen, wie sie dieselbe zu glauben und festzuhalten haben, 
nach dem alten und beständigen Glauben der Allgemeinen Kirche, und die 
entgegenstehenden, der Heerde des Herrn so verderblichen Irrthümer zu ver- 


‘ werfen und zu verdammen. 


Erstes Hauptstück. Von der Einsetzung des apostolischen Primates 
in der Person des heiligen Petrus. 


_ Wir lehren also und erklären, dass, gemäss den Zeugnissen des Evange- 
liums, der Primat der Jurisdiction über die ganze Kirche Gottes dem heiligen 
Apostel Petrus unmittelbar und direct von Christus dem Herrn verheissen und 
übertragen worden ist. Denn an Simon allein, dem er schon früher gesagt 
hatte: „Du wirst Kephas heissen“ (Joh. I. 42), hat der Herr, nachdem jener 
sein Bekenntniss abgelegt: „Du bist Christus, der Sohn des lebendigen Gottes“, 
die feierlichen Worte gerichtet: „Selig bist du, Simon, des Jonas Sohn, denn 
nicht Fleisch und Blut hat dir dies geoffenbart, sondern mein Vater, der im 
Himmel ist; und ich sage dir: Du bist Petrus (der Fels), und auf diesen 
Felsen will ich meine Kirche bauen, und die Pforten der Hôlle werden sie 
nicht überwältigen; und dir will ich die Schlüssel des Himmelreiches geben, 
und was immer du binden wirst auf Erden, wird gebunden sein auch im 
Himmel, und was immer du lösen wirst auf Erden, wird gelöst sein auch im 
Himmel“ (Matth. XVL 16—19). Und dem Simon Petrus allein übertrug Jesus 
nach seiner Auferstehung die Jurisdiction des höchsten Hirten und Leiters 
über seine ganze Heerde, indem er sprach: „Weide meine Limmer, weide 
meine Schafe“ (Johann. XXL 15—17). Dieser so klaren Lehre der heiligen 
Schrift, wie sie von der katholischen Kirche stets verstanden worden ist, wider- 
sprechen offenbar die schlimmen Meinungen Jener, welche, die von Christus 
dem Herrn in seiner Kirche angeordnete Regierungsform verkehrend, leugnen, 
dass Petrus allein im Vorzuge vor den übrigen Aposteln, sowohl vor jedem 
von ihnen einzeln genommen, als auch vor allen zusammen, mit dem wahren 
und eigentlichen Primat der Jurisdiction von Christus bekleidet worden ist; 
oder welche behaupten, dass dieser Primat nicht unmittelbar und direct dem 
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heiligen Petrus selbst, sondern der Kirche, und durch diese erst jenem, als 


dem Diener ebendieser Kirche, übertragen worden sei. 

Si quis igitur dixerit, beatum Petrum Wer daher sagt, dass der heilige 
Apostolum non esse a Christo Domino Apostel Petrus nicht von Christus dem 
eonstitutum Apostolorum omnium prin- Herrn als First aller Apostel und 


cipem et totius Ecclesiae militantis als das sichtbare Haupt der ganzen 
visibile caput; vel eundem honoris  streitenden Kirche bestellt sei; oder 
tantum, non autem verae propriaeque dass ebenderselbe lediglich einen 
jurisdictionis primatum ab eodem Do-  Ehrenprimat, nicht aber den Primat 
mino nostro Jesu Christo directe et wahrer und eigentlicher Jurisdiction 
immediate accepisse; — anathema sit. von demselben Jesus Christus unserem 
Herrn direct und unmittelbar em- 
pfangen habe: der sei im Banne. 


Zweites Hauptstück. Von der immerwährenden Fortdauer des Primates 
des heiligen Petrus in den römischen Päpsten. 


Was aber der Fürst der Hirten und grosse Hirt seiner Schafe, der Herr 
Christus Jesus, in der Person des heiligen Apostels Petrus zum immerwähren- 
den Heile und bleibenden Wohle der Kirche angeordnet hat, das muss noth- 
wendig nach ebendesselben Veranstaltung in der Kirche ‚ welche auf den 
Felsen gegründet feststehen wird bis an das Ende der Zeiten, ununterbrochen 
fortdauern. In der That — Niemandem ist es zweifelhaft, allen Jahrhunderten 
vielmehr ist es kund, dass der heilige und seligste Petrus, der Apostel Furst 
und Haupt, des Glaubens Säule und der katholischen Kirche Grundfeste, von 
unserem Herrn Jesus Christus, dem Heiland und Erlöser des Menschenge- 
schlechtes, die Schlüssel des Himmelreiches empfangen hat, und dass derselbe 
bis zu dieser Zeit und immer in seinen Nachfolgern, den Bischôfen des von 
ihm gegründeten und durch sein Blut geweihten heiligen rômischen Stuhles, 
lebt und vorsteht und richtet. (Vergl. das Concil von Ephesus in seiner 
III. Verhandlung) Wer daher auf diesem Stuhle dem Petrus nachfolgt, der 
besitzt gemäss Christi eigener Anordnung den Primat des Petrus über die 
gesammte Kirche. Immerdar bleibt also, was die Wahrheit bestimmt hat, und 
der heilige Petrus, in der empfangenen Felsenstärke verharrend, hat das ein- 
mal ergriffene Steuerruder der Kirche nicht verlassen. (Der heilige Leo der 
Grosse in seiner III. [in and. Ausg. IL] Rede, 3. Hauptstück.) Aus diesem 
Grunde war es stets nothwendig, dass mit der römischen Kirche wegen ihres 
machtvolleren Vorranges die ganze Kirche zusammengehe, das heisst, die Gläu- 
bigen von überall, damit sie in jenem Stuhle, von welchem die Rechte der 
ehrwürdigen Gemeinschaft auf alle ausströmen, gleichwie im Haupte verbundene 
Glieder, in einen wohlgefügten Leib zusammenwachsen. (Vergl. des heiligen 
Irenäus III. Buch gegen die Häresien, 3. Hauptst., und das Concil von Aqui- 


leja im J. 381 [unter den Briefen des heiligen Ambrosius, Brief XI|.) 
19° 


Nr. 4937 
(202. ) 


Rim. Curie. - 


18. Juli 1850. 


Bom. Corie, ipsius Christi Domini 
38. Juli 1870. seu jure divino, ut beatus Petrus in 
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primatu super universam ecclesiam 
habeat perpetuos successores; aut 
Romanum Pontificem non esse beati 
Petri in eodeni primatu successorem; 
— anathema sit. 


Vaticanisches Concilium. 


Wer also sagt, es beruhe nicht auf 
Anordnung Christi des Herrn selber 
oder nicht auf göttlichem Rechte, 
dass der heilige Petrus in dem Pri- 
mat über die gesammte Kirche‘immer- 
während Nachfolger habe; oder der 
rémische Papst sei nicht der Nach- 
folger des heiligen Petrus in dem- 


selben Primate: der sei im Banne. 


Drittes Hauptstück. Von der Bedeutung und Beschaffenheit des 
Primates des römischen Papstes. 


Gestützt sonach auf die offenbaren Zeugnisse der heiligen Schrift und 
festhaltend an den deutlichen und klaren Bestimmungen Unserer Vorgänger, 
der römischen Päpste, sowohl, als auch der allgemeinen Concilien, erneuern 
Wir den Ausspruch des ökumenischen Conciliums von Florenz, welchem ge- 
mäss von allen Christgläubigen zu glauben ist, dass der heilige apostolische 
Stuhl und der römische Papst den Primat über den ganzen Erdkreis inne 
hat, und dass ebendieser römische Papst der Nachfolger des Apostelfürsten 
Petrus und der wahre Statthalter Christi, das Haupt der ganzen Kirche und 
aller Christen Vater und Lehrer ist, und dass ihm im heiligen Petrus die 
volle Gewalt, die gesammte Kirche zu weiden, zu leiten und zu regieren, von 
unserem Herrn Jesus Christus übertragen ist, wie dies auch in den Verhand- 
lungen der ökumenischen Concilien und in den heiligen Canones enthalten ist, 

Mithin lehren und erklären Wir, dass nach der Anordnnng des Herrn 
die römische Kirche über alle andern den Vorrang der ordentlichen Amts- 
gewalt inne hat, und dass diese, wahrhaft bischöflische Jurisdictionsge- 
walt des römischen Papstes eine unmittelbare ist, welcher gegenüber die 
Hirten und Gläubigen jeglichen Ritus und Ranges, sowohl jeder einzelne für 
sich, wie alle insgesammt, die Pflicht. hierarchischer Unterordnung und wahren 
Gchorsames haben, nicht allein in Sachen des Glaubens und der Sitten, son- 
dern auch in Sachen der Disciplin und Regierung der über den ganzen Erd- 
kreis verbreiteten Kirche, so dass, indem die Einheit sowohl der Gemeinschaft 
als desselben Glaubensbekenntnisses mit dem römischen Papste bewahrt bleibt, 
die Kirche Christi eine Heerde ist unter einem höchsten Hirten. Dies ist 
die Lehre der katholischen Wahrheit, von welcher Niemand ohne Gefährdung 
des Glaubens und des Heiles abweichen kann. || Weit entfernt aber, dass diese 
Gewaltdes Papstes jener ordentlichen und unmittelbaren bischöflichen Jurisdictions- 
gewalt Eintrag thue, kraft deren die Bischöfe, welche vom heiligen Geiste gesetzt 
an die Stelle der Apostel nachgefolgt sind, als wahre Hirten die ihnen zuge- 
wiesenen Heerden, jeder die seinige, weiden und regieren, wird vielmehr eben- 
diese von dem höchsten und allgemeinen Jirten zur Geltung gebracht, gefestigt 
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und vertheidigt, wie der heilige Gregor der Grosse sagt: „Meine Ehre ist die Nr 497 
Ehre der allgemeinen Kirche. Meine Ehre ist meiner Brüder gesicherte pom. Curie. 
Kraft. Dann bin ich wahrhaft geehrt, wann jedem derselben die gebührende 18. Juli1870. 
Ehre nicht versagt wird“. (Der heilige Gregor der Grosse an Eulogius von 
Alexandrien {im 30. Briefe des VIII. Buches).) || Aus jener höchsten Gewalt des 
römischen Papstes, die ganze Kirche zu regieren, folgt ferner, dass ihm auch 

das Recht zusteht, in der Ausübung dieses seines Amtes frei mit den Hirten 

und Heerden der ganzen Kirche zu verkehren, damit dieselben von ihm auf 

dem Wege des Heiles gelehrt und gelenkt werden können. Darum verurtheilen 

und verwerfen Wir die Aufstellungen Jener, welche sagen, es könne dieser 
Verkehr des Oberhauptes mit den Hirten und Heerden erlaubter Weise ver- 
hindert werden, oder welche denselben von der weltlichen Gewalt abhängig 
machen, so dass sie behaupten, das, was vom apostolischen Stuhle oder in 

dessen Vollmacht bezüglich der Regierung der Kirche verordnet wird; habe 

keine Kraft und Giltigkeit, wenn es nicht durch die Gutheissung der welt- 

lichen Gewalt bestätigt werde. || Und weil der römische Papst vermöge des 
göttlichen Rechtes des apostolischen Primates der gesammten Kirche vorsteht, 

lehren Wir auch und erklären, dass er der höchste Richter der Gläubigen 

ist (Breve des Papstes Pius VI. v. 28. Nov. 1786, welches beginnt mit den 
Worten: Super soliditate), und dass in allen Sachen, welche kirchlicher Ent- 
scheidung unterliegen, sein Richterspruch angerufen werden kann (so das 

IL ökumenische Concil von Lyon), dass hingegen das Urtheil des apostolischen 
Stuhles, über welchem es keine höhere Gewalt gibt, von Niemandem einem e 
neuen Erkenntniss unterzogen werden darf, sewie es auch Niemandem zusteht, 

über dessen Urtheil zu Gericht zu sitzen (Papst Nikolaus L in seinem Schreiben 

an den Kaiser Michael). Deshalb irren Jene vom rechten Pfade der Wahr- 

heit ab, welche behaupten, es sei erlaubt, von den Urtheilsspriichen der römi- 

schen Päpste an ein ökumenisches Concil, als an eine über dem römischen 

Papste stehende Autorität, Berufung einzulegen. 


Si quis itaque dixerit, Romanum Wer daher sagt, der römische 


Pontificem habere tantummodo  offi- 
cium inspectionis vel directionis, non 
autem plenam et supremam potestatem 


jurisdictionis in universam Ecclesiam, : 


non solum in rebus, quae ad fidem et 
mores, sed etiam in iis, quae ad dis- 
<iplinam et regimen Ecclesiae per 
totum orbem diffusae pertinent; aut 
eum habere tantum potiores partes, 
non vero tantam plenitudinem hujus 
supremae potestatis; aut hanc ejus po- 
testatem non esse ordinariam et im- 
mediatam, sive in omnes et singulas 


Papst habe lediglich das Amt der 
Aufsicht oder Führung, nicht aber die 
volle und höchste Jurisdictions -Ge- 
walt über die ganze Kirche, nicht 
nur in Sachen des Glaubens und der 
Sitten, sondern auch in Sachen, welche 
die Disciplin und die Regierung der 
über die ganze Erde verbreiteten 
Kirche betreffen; oder derselbe be- 
sitze nur den bedeutenderen Antheil, 
nicht aber die ganze Fülle dieser 
höchsten Gewalt; oder diese seine Ge- 
walt sei keine ordentliche und unmittel- 
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Nr. 4987 ceclesias, sive in omnes et singulos bare, sei es über alle und jegliche Kir- 
Röm. Curie. Pastores et fideles; — anathema sit, chen, oder über alle und jegliche Hirten 


und Gläubigen: der sei im Banne. 


Viertes Hauptstück. Von dem unfehlbaren Lehramte des römischen 
Papstes. 


Dass aber der apostolische Primat, welchen der römische Papst als Nach- 
folger des Apostelfürsten Petrus über die ganze Kirche inne hat, such die höchste 
Lehrgewalt in sich schliesst, hat dieser heilige Stuhl allezeit festgehalten, wird 
durch die stete Handlungsweise der Kirche bestätigt und haben selbst die 
ökumenischen Concile erklärt, jene vor allen, auf welchen das Morgenland 
mit dem Abendlande zur Einheit des Glaubens und der Liebe sich verband. 
Denn die Väter des vierten Concils von Constantinopel haben, in die Fuss- 
tapfen ihrer Vorfahren tretend, folgendes feierliche Bekenntniss abgelegt: „Die 
erste Heilsbedingung ist, die Regel des rechten Glaubens zu bewahren. Und 
wie der Ausspruch unseres Herrn Jesus Christus nicht vergehen kann, wo er 
sagt: Du bist Petrus, und auf diesen Felsen will ich meine Kirche bauen, so 
wird Jas, was hier gesagt worden, auch bewährt durch den thatsächlichen Er- 
folg, indem auf dem apostolischen Stuhle stets die katholische Religion unbe- 
fleckt bewahrt und die heilige Lehre hochgehalten worden ist. Von seinem 
Glauben und von seiner Lehre wollen wir daher in keiner Weise getrennt 
sein und hoffen so gewürdigt zu werden, in jener einen Gemeinschaft zu stehen, 
welche der apostolische Stuhl verkündet, worin die ganze und wahre Festig- 
keit der christlichen Religion beruht“. (Aus der Glaubensformel des heiligen 
Papstes Hormisdas, wie dieselbe von Papst Hadrian IL den Vätern des VII. 
ökumenischen Concils, des IV. von Constantinopel, vorgelegt und von ihnen 
unterzeichnet worden ist) Und unter Zustimmung des zweiten Concils von 
Lyon haben die Griechen das Bekenntniss ausgesprochen: „Dass die heilige 
römische Kirche den höchsten und vollen Primat und Vorrang über die ganze 
katholische Kirche inne hat, welchen sie von dem Herrn selber in dem heiligen 
Petrus, dem Fürsten oder Haupt der Apostel, dessen Nachfolger der römische 
Papst ist, mit der Fülle der Gewalt erhalten zu haben wahrhaft und demüthig 
anerkennt; und wie sie vor allen anderen verpflichtet ist, die Wahrheit des 
Glaubens zu vertheidigen, so müssen auch Glaubensfragen, welche sich etwa 
erheben, durch ihr Urtheil entschieden werden.“ Das Concil von Florenz 
endlich hat als Glaubenssatz festgestellt: „dass der römische Papst der wahre 
Statthalter Christi, der ganzen Kirche Haupt und aller Christen Vater und 
Lehrer ist, und dass ihm im heiligen Petrus von unserem Herrn Jesus Christus 
die volle Gewalt übertragen worden ist, die gesammte Kirche zu weiden, zu 
leiten und zu regieren.“ || Um diesem Hirtenamte zu genügen, haben Unsere 
Vorgänger fort und fort ihr unermüdliches Streben darauf gerichtet, dass die 
heilbringende Lehre Christi bei allen Völkern der Erde verbreitet werde; und 
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mit gleicher Sorgfalt haben sie darüber gewacht, dass, wo diese Lehre an- Nr. 4037 
genommen worden, sie auch lauter und rein bewahrt werde. Deshalb haben ar 
die Bischöfe der ganzen Welt, bald einzeln, bald in Synoden versammelt, 18. Juli 1870. 
nach der langen Gewohnheit der Kirchen und nach dem Vorbild der uralten 
Regel handelnd, insbesondere jene gefährlichen Schwierigkeiten, welche in 
Glaubenssachen auftauchten, vor diesen apostolischen Stuhl gebracht, damit 
vor Allem da die Schäden des Glaubens beseitigt würden, wo der Glaube 
keinen Abbruch erfahren kann. (Vergl. den heiligen Bernhard im 190. Briefe.) 
Die römischen Päpste aber haben, je nach Zeiten und Umständen, bald öku- 
menische Concilien berufen oder sonstwie von der Ueberzeugung der über den 
Erdkreis verbreiteten Kirche sich Kenntniss verschafft, bald sich der Parti- 
cularsynoden oder anderer Mittel bedient, welche die göttliche Vorsehung an 
die Hand gab, und dann das festzuhalten entschieden, was sie als überein- 
stimmend mit der heiligen Schrift und mit den apostolischen Ueberlieferungen 
unter Gottes Beistand erkannten. Denn der heilige Geist ist den Nachfolgern 
des Petrus nicht um deswillen verheissen, damit sie vermöge einer von ihm 
erhaltenen Offenbarung eine neue Lehre kundmachen, sondern damit sie unter 
dessen Beistande die durch die Apostel überlieferte Offenbarung oder Hinter- 
lage des Glaubens heilig bewahren und treu auslegen. Und zwar haben ihre 
apostolische Lehre alle ehrwürdigen Väter angenommen, und die rechtgläubigen 
heiligen Lehrer haben dieselbe geehrt und sind ihr gefolgt. Denn sie hatten 
die vollkommenste Ueberzeugung, dass dieser Stuhl des heiligen Petrus stets 
von allem Irrthum unversehrt bleibt — gemäss der göttlichen Verheissung 
unseres Herrn und Heilandes, welche dem Oberhaupte seiner Jünger geworden 
ist: „Ich habe für dich gebetet, auf dass dein Glaube nicht abnehme, und du 
hinwieder bestärke dereinst deine Brüder.“ || Diese Gnadengabe der Wahrheit 
und des nie abnehmenden Glaubens ist also dem Petrus und seinen Nach- 
folgern auf diesem Lehrstuhle von Gott verliehen worden, damit sie ihres er- 
habenen Amtes zum Heile Aller walteten, damit die gesammte Heerde Christi 
durch sie von der vergifteten Lockspeise des Irrthums abgezogen und auf der 
Weide der himmlischen Lehre genährt werde, damit endlich aller Anlass zur 
Spaltung entfernt und so die ganze Kirche in ihrer Einheit bewahrt werde 
und auf ihrer Grundfeste ruhend fest dastehe gegen die Pforten der Hölle. || 
Da nun aber in der gegenwärtigen Zeit, wo die heilbringende Wirksamkeit 
des apostolischen Amtes höchst dringend vonnöthen ist, nicht Wenige sich 
finden, welche dessen Würde und Ansehen herabsetzen, so erachten Wir es 
durchaus für nothwendig, das Vorrecht, welches der eingeborene Sohn Gottes 
mit dem höchsten Hirtenamte zu verbinden die Gnade hatte, feierlich auszu- 
sprechen. 

Itaque Nos traditioni a fidei Chri- Indem wir daher an der vom An- 
stianae exordio perceptae fideliter in- beginn des christlichen Glaubens über- 
haerendo, ad Dei Salvatoris nostri kommenen Ueberlieferung treu fest- 
gloriam, religionis Catholicae exalta- halten, lehren Wir, mit Zustimmung 
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tionem et Christianorum populorum 
salutem, sacro approbante Concilio, 
docemus et divinitus revelatum dogma 
esse declaramus: Romanum Pontificem, 
cum ex Cathedra loquitur, id est, cum 
omnium Christianorum Pastoris et Do- 
ctoris munere fungens, pro suprema 
sua Apostolica auctoritate doctrinam 
de fide.vel moribus ab universa Ec- 
clesia tenendam definit, per assisten- 
tiam divinam, ipsi in beato Petro pro- 
missam, ea infallibilitate pollere, qua 
divinus Redemptor Ecclesiam suam in 
definienda doctrina de fide vel mori- 
bus instructam esse voluit; ideoque 
ejusmodi Romani Pontificis definitio- 
nes ex sese, non autem ex consensu 
Ecclesiae irreformabiles esse. 


Sic quis autem huic Nostrae defini- 
tioni contradicere, quod Deus aver- 
tat, praesumpserit; — anathema sit. 
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des hl. Concils, zur Ehre Gottes un- 
seres Heilandes, zur Erhöhung der 
katholischen Religion und zum Heile 
der christlichen Völker, und erklären 
es als einen von Gott geoffenbarten 
Glaubenssatz: dass der römische Papst, 
wenn er von seinem Lehrstuhle aus 
(ex cathedra) spricht, das heisst, wenn 
er in Ausübung seines Amtes als Hirt 
und Lehrer aller Christen, kraft seiner 
höchsten apostolischen Gewalt, eine 
von der gesammten Kirche festzuhal- 
tende, den Glauben oder die Sitten 
betreffende Lehre entscheidet, ver- 
möge des göttlichen, im heiligen Pe- 
trus ihm verheissenen Beistandes jene 
Unfehlbarkeit besitzt, mit welcher der 
göttliche Erlöser seine Kirche in Ent- 
scheidung einer den Glauben oder die 
Sitten betreffenden Lehre ausgestattet 
wissen wollte, und dass daher solche 
Entscheidungen des römischen Papstes 
aus sich selbst, nicht aber erst durch 
die Zustimmung der Kirche*), unab- 
änderlich sind. 

So aber Jemand dieser Unserer 
Entscheidung, was Gott verhüte, zu 
widersprechen wagen sollte: der sei 
im Banne. . 


Gegeben zu Rom in der öffentlichen feierlichen Sitzung in der Basilica 
des Vatican, seit der Menschwerdung des Herrn im Jahre 1870, am 18. Juli, 


im 25. Jahre Unseres Papstthums. 
Für die Aechtheit: 


Joseph, Bischof von St. Pölten, 
Secretär des vaticanischen Concils. 


Die oben mitgetheilte erste dogmatische Constitution von der Kirche 


Christi, welche mit den Worten beginnt: „Pastor aeternus“, wurde in der 
vierten öffentlichen Sitzung des vaticanischen Concils, am 18. Juli 1870, mit 
533 Stimmen angenommen. Zwei der anwesenden Väter, der Bischof Fitzgerald 


*) Die Einschaltung der Worte „non autem ex consensu ecclesiac“ erfolgte erst 
auf Grund eines von spanischen Bischöfen am 15. Juli gestellten Antrages. Trotz der 
grossen Bedeutung dieses Zusatzes wurde darüber keine Berathung im Concil veranlasst, 
sondern nur von Seite der dogmatischen Commission in der Generalcongregation 
vom 16. Juli deren Zustimmung zu diesem Antrage mitgetheilt. 
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von Little-Rock und der Bischof Riccio von Caiazzo (Sicilien), stimmten Nr. #%#7 
mit Non placet. Hierauf verkündete der Papst die Constitution mit den Rom a 
Worten: „Die Beschlüsse und Kanones, die in der soeben gelesenen Con- 18, Juli 18%. 
stitution enthalten sind, erhielten die Zustimmung aller Väter, zwei aus- 
genommen, und Wir, unter Zustimmung des Concils, definiren und be- 

stätigen kraft apostolischer Autorität dieselben, wie sie gelesen worden 

sind.“ — Nachdem die solenne Verkündigung geschehen war, hielt Pius IX. 

folgende Ansprache an die Väter: „Die höchste Autorität des römischen 
Bischofs, ehrwürdige Brüder, unterdrückt nicht, sondern unterstützt, zer- 

stört nicht, sondern erbaut, und sehr oft bestärkt sie in der Würde, 

einigt in der Liebe, festigt und schützt der Brüder, nämlich der Bischöfe, 

Rechte. Darum mögen diejenigen, die nur in der Aufregung urtheilen, 

wissen, dass der Herr nicht in der Aufregung ist (3. Kön. 19, 11). Sie 

mögen sich erinnern, dass sie vor wenig Jahren, da sie noch die entgegen- 

gesetzte Meinung hatten*), in Unserem Sinne und im Sinne des grösseren 

Theiles dieser höchst zahlreichen Versammlung sich gefallen haben, aber 

damals urtheilten sie unter dem Hauche des linden Säuselns (vgl. 3. Kön. 

.19, 12). Können denn beim Fällen eines und desselben Urtheiles zwei ent- 
gegengesetzte Gewissen walten? Das sei fern! Möge darum Gott die 

Geister und Herzen erleuchten; und weil er allein es ist, der grosse Wunder 
vollbringt, so erleuchte er die Geister und Herzen, damit alle herantreten 

können an den Busen ihres Vaters, des unwürdigen Statthalters Jesu Christi 

auf Erden, der sie liebt, sie schützt und eines mit ihnen ‘zu sein wünscht, 

und damit wir, durch das Band der Liebe verbunden, zusammen kämpfen 

können die Kämpfe des Herrn, dergestalt, dass unsere Feinde, statt unser 

zu spotten, vielmehr uns fürchten und endlich einmal die Waffe der Bos- 

heit vor der Wahrheit strecken, und so Alle mit dem heiligen Augustinus 

sagen können: Du hast mich gerufen in dein wunderbares Licht, und siehe, 

ich sehe.“ (S. lat. Orig. Fessler 1. c. p. 93). 





Nr. 4938. (203. 


OESTERREICH. Vortrag des Ministers für Cultus und Unterricht 

(vw. Stremayer) an den Kaiser. — Beantragt die Aufhebung des 

kaiserl. Patentes vom 5. November 1855, mit welchem dem Con- 
cordate gesetzliche Kraft verliehen wurde. 


Im Auszuge mitgetheilt in der kaiserl. Wiener Zeitung vom 20. Aug. 1870. 


Durch die Convention vom 18. August 1855, welche Euere Majestät mit ae 
Sr. Heiligkeit dem jetzt regierenden Papste Pius IX. zu vereinbaren und in est yreigh. 
Gem Patente vom 5. November desselben Jahres, R. G. B. Nr. 195, kundzu”25. Juli 1870. 


machen und zu der Geltung eines Staatsgesetzes zu erheben geruhten, haben 


*) Vergl. Nr. 4854 (119). 
**) St.-A. (Actenstücke) Nr. 4804 (69). 
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Nr. 4988 Euere Majestät in landesväterlicher Fürsorge und Weisheit die Beziehungen 
ou) zwischen der katholischen Kirche und der österreichischen Staatsgewalt auf 
25. Juli 1870. eine feststehende rechtliche Grundlage zurückgeführt. [| Euere Majestät haben 

mit diesem Staatsacte ein neues und umfassendes Öffentliches Recht geschaffen, 
innerhalb dessen eine Reihe von Verhältnissen, deren Eigenthümlichkeit bereits 
vielfach zur Beunruhigung und Verwirrung der politischen Zustände beige- 
tragen hatte, ihre genaue und wohlerwogene Ordnung fand. Euere Majestät 
haben zugleich diesem neuen Rechte alle Garantien eines thunlichst dauer- 
haften Bestandes verliehen, indem Allerhöchstdieselben für diese Festsetzungen 
eine Form wählten, in welcher ihnen einerseits die vertragsmässige An- 
erkennung und Aufrechthaltung seitens des Oberhauptes der katholischen 
Kirche zugesichert, andererseits die Kraft und Geltung eines Staatsgesetzes 
verliehen war. || Die gesetzlichen Bestimmungen, welche auf diese Vereinbarang 
zurückführen, bestehen gegenwärtig nicht mehr sämmtlich in Kraft. Zwingende 
Rücksichten des öffentlichen Wohles haben Euere Majestät bestimmt, das Recht 
der Ehe, das Unterrichtswesen und die Beziehungen zwischen den im Staate 
zusammenlebenden Confessionen auf neuen und anderen Grundlagen zu consti- 
tuiren, als welche hiefür in dem Patente vom 5. November 1855 angenommen 
waren. Auf diese Art ist eine Reihe von Artikeln des eitirten Patents voll- 
ständig ausser Kraft gesetzt worden. Einige andere Bestimmungen des Patents 
sind — wenn auch in mehr mittelbarer und weniger vollständiger Weise — 
in Folge ‘verschiedener Bestimmungen der Staatsgrundgesetze ausser Geltung 
gekommen; so namentlich einige Bestimmungen betreffend die staatliche Judi- 
catur über Kleriker und die Ausübung der kirchlichen Strafrechte. An der 
rechtlichen Statthaftigkeit all dieser legislativen Reformen konnte kein Zweifel 
bestehen. Als Staatsgesetz musste das Concordat allen den Rücksichten unter- 
liegen, welche überhaupt für die Modificirung und Beseitigung gesetzlicher 
Bestimmung maassgebend erscheinen, und selbst von jenem Gesichtspunkte, von 
welchem aus es als ein Vertrag erschien, konnte nicht übersehen werden, 
dass ein Vertrag zwischen souveränen Gewalten, wie es die des Staates und 
der Kirche sind, nach eben jenem Rechte, welches für internationale Verträge 
ausnahmslos und unbestritten gilt, nicht für alle kommenden Zeiten und alle 
immer gearteten Umstände, sondern nur unter der bekannten, allen völker- 
rechtlichen Transactionen stillschweigend hinzugesetzten Bedingung, der sich 
gleichbleibenden Verhältnisse, abgeschlossen sein konnte, und dass die grossen 
staatsrechtlichen und politischen Reformen, welche sich in Oesterreich seit 
einem Decennium vollziehen, eben als eine solche Aenderung der Umstände 
erscheinen mussten, welche den abgeschlossenen Vertrag in den abgeänderten 
Punkten recissibel achten. || In dem gegenwärtigen Augenblicke gelangt das 
auf das Concordat zurückgehende öffentliche Recht in eine andere Phase. Es 
sind neuerdings Verhältnisse eingetreten, welche auf die betreffenden gesetz- 
lichen Bestimmungen noch viel stärker zurückwirken müssen, als jene Um- 
wälzungen innerhalb unseres Staatswesens, deren ich oben gedacht habe. 
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Konnte sich in Folge der letzteren mit der Beseitigung einzelner Sätze des Nr. 4558 
bestehenden Rechts begnügt werden, so bestimmen mich die diesmal maass- Oesterreich. 
gebenden Umstände, Euerer Majestät die allerunterthänigste Bitte um die gänz- 5. Jali 1870. 
liche Beseitigung der gesetzlichen Kraft jener noch bestehenden Festsetzungen 
des Concordats, beziehungsweise um die allergnädigste Verfügung zu unter- 
breiten, die Abolirung des Patents vom 5. Nov. 1855 überhaupt Allerhöchst 
aussprechen zu wollen. || Befanden sich die Umstände und Umwälzungen, 
welche bisher für die Beseitigung jener einzelnen Bestimmungen des Concor- 
dats — insbesondere der ehereohtlichen, unterrichtlichen und interconfessio- 
nellen — bestimmend waren, sämmtlich auf der Seite und innerhalb der Be- 
reiche des Staates, so ist es diesmal die Kirche, von deren Seite und aus 
deren Kreisen der Anstoss zu der neuen Entwicklung hervorgeht. || Es ist all- 
bekannt, dass innerhalb der katholischen Kirche seit mehr als drei Jahr- 
zehnten eine Bewegung begonnen hat, welche, so löblich auch ihre Ausgangs- 
punkte und so ehrenwerth auch die Personen und nächsten Tendenzen ihrer 
Leiter waren, schliesslich doch nur dahin geführt hat, extremen Parteien eine 
fast unbestrittene Oberhand zu verschaffen. Gestützt auf die nicht ganz un- 
gerechtfertigte Annahme, dass dem steigenden Indifferentismus unserer Tage 
nur eine kräftigere Entfaltung des religiösen Lebens und eine auch nach 
aussen hin wirksamere Bethätigung des geistlichen Einflusses abzuhelfen ver- 
möchte, hat diese Richtung unablässig nach einer grösseren Centralisirung des 
kirchlichen Regiments und zu diesem Ende wieder nach möglichster Stärkung . 
der päpstlichen Machtvollkommenheit gestrebt. Bekanntlich standen sich, was 
die kirchlichen Gewalt- und insbesondere Jurisdictionsfragen anlangt, seit 
jeher zwei Parteien innerhalb der Kirche gegenüber, die Anhänger des soge- 
nannten Episcopal- und die des Papal- oder Curialsystems. Während jene 
Partei die volle kirchliche Souveränetät nur der Gesammtheit der Bischöfe 
attribuirt und so die Summe der Kirchengewalt auf die breite Grundlage aller 
der in dem clericalen Theile der Kirche vereinigten Weisheit und Frömmig- 
keit zurückführt, lehrt die zweitgenannte Schule, dass dem sichtbaren Ober- 
haupte der katholischen Kirche die gleiche Machtvollkommenheit zukomme, 
wie der Gesammtheit der Bischöfe, dass also der Papst selbst und allein die 
ganze christliche Offenbarungslehre „in scrinio pectoris sui“ einschliesse und 
ebenso selbst und allein über die ganze Disciplin der Kirche zu verfügen die 
Macht habe. || Bisher fehlte eine dogmatische Entscheidung zwischen den beiden 
Ansichten. Die Praxis der Kirche folgte wie immer, wo zwischen einem un- 
zweifelhaften und einem erst noch durchzuführenden Anspruche die Wahl 
steht, der ersteren Auffassung. Erst in Folge jener Bewegung, deren ich oben 
gedacht habe, ist es den Anhängern der unbedingten schrankenlosen Primatial- 
gewalt gelungen, ihrer Ansicht auch die dogmatische Anerkennung zu ver- 
schaffen. Es war der Gipfel und die Summe aller dieser Bestrebungen, dass 
von dem jetzt tagenden ökumenischen Concil und zwar in der solennen Sitzung 
vom 18. Juli des heurigen Jahres der Satz von der Unfehlbarkeit des Papstes 
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in allen Sachen des Glaubens und der Moral als Dogma der katholischen 
Kirche, unter der ausdrücklichen Sanction des grossen Bannes, formulirt und 
feierlichst proclamirt wurde. || Mit diesem neuen — nur nach dem beharr- 
lichsten Widerstande selbst der treuesten Söhne der Kirche angenommenen — 
Lehrsatze hat sich die katholische Kirche auf ihr bisher fremde Gebiete be- 
geben. Es ist damit innerhalb dieser Kirche eine so tiefgehende Umwälzung 
zu Stande gekommen, dass insbesondere die Rückwirkung derselben auf alle 
bisher bestandenen Beziehungen zwischen der Staatsgewalt und der Kirche 
nicht ausbleiben kann. || So ist es denn auch der Anlass dieses neuen Dogmas, 
welcher mich zu dem gegenwärtigen allerunterthänigsten Antrage bestimmt, 
Zur Unterstützung desselben erlaube ich mir hier ehrfurchtsvollst Nach- 
stehendes anzuführen. || Von vornherein muss jede Beziehung zu einer Gewalt, 
welche sich selbst als unbeschränkt und unbeschränkbar constituirt, Misstrauen 
und Besorgniss erregen. Allerdings soll die päpstliche Unfehlbarkeit nur in 
Sachen des Glaubens und der Moral gelten; allein einerseits ist offenbar, dass 
demjenigen, der tiberhaupt nicht irren kann, auch nur allein die Beurtheilung 
zukommen kann, was Sache des Glaubens und der Moral sei, was also in 
seine Competenz hineinfalle; andererseits ist bekannt, dass die katholische 
Kirche und speciell die Päpste von jeher die Grenzen der kirchlichen Zu- 
ständigkeit sehr weit gesteckt und thatsächlich in dieselben das ganze prak- 
tische Verhalten der Menschen zu einander hineingezogen haben. || Insbesondere 
hat die Kirche von jeher grosse und wichtige Theile des staatlichen Lebens 
für ihre ausschliessliche Competenz vindicirt. || Ich erlaube mir in dieser Hin- 
sicht nur an die hierokratischen Staatslehren der meisten Canonisten, dann an 
den der päpstlichen Encyclica vom 8. September 1864 angehängten sogenannten 
Syllabus und an die bereits von dem gegenwärtigen Concil zum Beschlusse 
erhobenen Schemata zu erinnern. In dem Syllabus wird — um nur Einiges 
zu erwähnen — als ein error de ecclesia ejusque juribus verdammt, dass die 
Kirche nicht die Macht habe, Gewaltmittel anzuwenden, oder dass sie sonst 
keine weltliche oder indirecte Gewalt besitze (Nr. 24); als ein Irrthum über 
das Sittengesetz, dass die bürgerlichen Gesetze von der kirchlichen Autorität 
abweichen könnten (Nr. 57); als ein error de societate civili, dass die Staats- 
gewalt sich in Sachen der Sittenzucht einmengen dürfe (Nr. 54: se immiscere 
rebus, quae ad mores pertinent) Ja, es wird sogar das völkerrechtliche 
Princip der Nichtintervention als ein der kirchlichen Lehre widerstreitender 
verdammenswerther Irrthum „de ethica naturali“ bezeichnet (Nr. 62)! Es be- 
darf wohl keiner näheren Ausführung, dass derlei kirchliche Uebergriffe durch 
die neue Lehre von der Unfehlbarkeit eine besondere Gefährlichkeit erhalten 
und dass es insbesondere der Staat ist, welcher durch Sätze von der Art der 
vorangegangenen und durch die zu Gunsten derselben in Aussicht stehende 
Anwendung der neuen päpstlichen Machtvollkommenheit bedroht wird. || Es er- 
gibt sich daher, dass gegenüber einer Gewalt, welche sich derartige Compe- 
tenzen vindieirt und sich zugleich als unfehlbar bezeichnet, das bisherige 
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Verhalten der Staatsgewalt nicht langer ausreicht. Es tritt vielmehr an diese ur pi 
letzte die Aufgabe heran, nach Mitteln zu suchen, mit denen sich den gefähr- oesterreich. 
lichen Folgen, welche aus dem neuen Dogma für den Staat selbst, sowie für 5. Juli 1870. 
das bürgerliche Leben entstehen, begegnen lässt. || Der Regierung Euerer Maje- 
stät bot sich in dieser Hinsicht zunächst der Weg der Prävention. Es hätte 
Euerer Majestät der Antrag auf eine Einrichtung unterbreitet werden können, 
vermöge welcher der Verkehr zwischen der römischen Curie, den inländischen 
Kirchenvorstehern und den Gläubigen einer gleichen oder ähnlichen Be- 
schränkung und Beaufsichtigung unterzogen worden wäre, wie dies bis zu dem 
allerhöchsten Patente vom 18. April 1850 thatsächlich der Fall war (Placetum 
regium). Eine solche Maassregel würde sohin nicht nur diesem Allerhöchsten 
Patente, sondern auch den bisher in Kraft verbliebenen Artikeln 2 und 3 des 
Patentes vom 5. November 1855 derogirt haben. || Allein nach reiflicher Er- 
wägung aller Umstände kann sich Euerer Majestät Regierung nicht bestimmt 
finden, Euerer Majestät einen dahin gehenden Antrag allerunterthänigst vorzu- 
legen. Die Regierung Euerer Majestät will auch bei der dermalen geschaffenen 
Sachlage und auch der katholischen Kirche gegenüber nicht von jenen Grund- 
sätzen abweichen, welche Euere Majestät allergnädigst als die Fundamente 
unseres Staatslebens zu sanctioniren geruht haben, insbesondere von dem 
Grundsatze, dass jedem Staatsbürger und jedem Vereine von Staatsbürgern, 
also auch den Religionsgesellschaften, alle mit der gemeinen Sicherheit und 
mit dem öffentlichen Wohle vereinbarliche Freiheit zukommt. Mit diesem 
Grundsatze würde sich eine Maassregel, wie die eben erwähnte, in keiner Weise 
vertragen. Das Placet ist nicht nur ein Act staatlicher Prävention, sondern 
überhaupt eine so specifische Maassregel der Bevormundung, wie sie wohl in 
dem Polizeistaate der letzten zwei Jahrhunderte, nicht aber auch in dem 
Rechtsstaate unserer Zeiten statthaft erscheint. || Es widerspricht aber nicht 
nur das Placet dem Grundsatze, dass der individuellen Freiheit, insolange sie 
nicht in gemeingefährlicher Weise ausschreitet, voller Spielraum gelassen und 
dass ihr auch unter dieser letzteren Voraussetzung regelmässig nur in re- 
pressiver, nicht in präventiver Weise begegnet werden soll, — sondern es lässt 
sich diese Maassregel und die mit ihr in nothwendigem Zusammenhang stehende 
der Ueberwachung des Verkehrs zwischen der Landeskirche und der römischen 
Curie mit speciellen Grundrechten der österreichischen Staatsbürger, so z. B. 
mit der Pressfreiheit, der Garantie des Briefgeheimnisses u. dgl., nicht ver- 
einigen; ja, diese Maassregel würde den beabsichtigten Zweck überhaupt ganz 
und gar nicht erreichen, weil die das Gewissen der Gläubigen bindende Kraft 
eines Dogmas von keiner bestimmten Art der Publication abhängig ist („ut 
primum innotuerint“). || Vor Allem aber war hier die Erwägung maasgebend, 
dass eine derartige Maassregel der Würde und der Heiligkeit der Religion den 
empfindlichsten Abbruch thut. Der durch diese Maassregel betroffene Cultus 
wird von jener Höhe der freien Selbstbestimmung, auf welcher er allein seine 
erhabene Aufgabe zu erfüllen vermag, herabgezogen und — zum Nachtheile 
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Ne is des Staates selbst — zu einer Staatsanstalt esniedrigt. || Ein solches Vorgehen 
Oesterreich. Würde der Regierung Euerer Majestät überhaupt und gegenüber jedem Cultus- 
%5. Juli 1870. yerbande unstatthaft erscheinen: es muss ihr aber ganz besonders unangenehm 

erscheinen, gerade der katholischen Kirche, zu welcher sich die grosse Mehr- 
zahl aller Unterthanen Euerer Majestät bekennt, in einer derartigen — ein 
privilegium odiosum einschliessenden Weise zu begegnen, während alle übrigen 
Confessionen das Recht der freien Bewegung behalten würden. || Dagegen hält 
die Regierung Euerer Majestät dafür, dass den mit dem neuen Dogma ver- 
bundenen Gefalıren für das gemeinsame Wesen durch die oben erwähnte Maass- 
regel der vollständigen Abolirung des Patents vom 5. November 1855 in hin- 
länglich wirksamer Weise begegnet werden kann. | Zunächst ist diese Maass- 
regel nicht sowohl von dem politischen als vielmehr von dem rechtlichen 
Gesichtspunkte in das Auge zu fassen. Es sind vor Allem Erwägungen rein 
juristischer Art, welche mich zu dem vorhin gestellten Antrage bestimmen. + 
Es erscheint nämlich zweifellos, dass die Rückwirkung des neuen Dogmas in 
der ganzen Linie der Beziehungen zwischen Staat und Kirche auf keinem 
Punkte stärker hervortreten wird, als in den zwischen diesen beiden Gewalten 
über ihre gegenseitigen Grenzen bisher abgeschlossenen Vereinbarungen, den 
sogenannten Concordaten. Wie immer man auch die rechtliche Natur der 
Concordate construiren mag, — ob man dieselben nun als wirkliche Verträge 
oder als Staats- und Kirchengesetze von zusammentreffendem Inhalte oder als 
eine Art internationaler Abmachungen oder wie sonst immer auffasst, stets 
werden dieselben als Acte angesehen werden müssen, durch welche — sei es 
nun in vertragsmässiger oder nur in vertragsähnlicher Weise — Recht ge- 
macht, das gegenseitige Verhältniss der Compaciscenten auf eine objective 
Basis gestellt, dem freien Belieben auf der einen und anderen Seite eine 
rechtliche Schranke gezogen wird. Diese Wesenheit des Concordats, als eines 
Actes gegenseitiger Beschränkung und Verpflichtung, ist aber durch die neu 
proclamirte Eigenschaft des Papstes im Innersten berührt. | Die Kirchengewalt 
hat hinfort in diesem Gebiete, dessen Umfang durch den allein maassgebenden 
Ausspruch des Papstes bestimmt wird, die ganze Machtvollkommenheit, den 
Vertrag nach eigenem Ermessen zu halten, zu interpretiren und zu brechen; 
es steht nicht mehr — was bei jedem Vertrage der Fall sein muss — Recht 
neben Recht, sondern neben einem schrankenlosen und uncontrolirbaren Arbi- 
trium. Es ist nichts anderes, als wenn im gemeinen Rechtsverkehr ein Con- 
trahent sich die ausschliessliche Befugniss vindicirte, den Vertrag zu interpre- 
tiren. Die Rechtswissenschaft lehrt, dass ein solcher "Vertrag nichtig ist 
(1. 108, § 1. Dig. d. V. O.) ; Es ist klar, dass der Papst durch Verträge rein 
privatrechtlicher Natur auch ‘fernerhin verpflichtet bleibt, und dass die Ab- 
schliessung von Vereinbarungen auf dem Gebiete der Concordate auf neuen 
Grundlagen nicht ausgeschlossen ist. Aber unbestreitbar bleibt es, dass das 
bereits abgeschlossene Concordat, wie eben dargethan, durch das neu procla- 
mirte Dogma und dessen Consequenzen seine rechtliche Grundlage und Wirk- 





Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 303 


samkeit eingebüsst hat. Dasselbe Resultat ergibt sich, wenn das Concordat Nr. 1988 
vom Standpunkte eines internationalen Vertrages aufgefasst wird. || Bei allen Oecverseich. 
solchen Verträgen besteht, wie bereits oben erwähnt, nach anerkannten Rechts-2- Juli 1870. 
principien die stillschweigende Bedingung der sich gleichbleibenden Verhält- 
nisse: rebus sic stantibus. Das Verhältniss zwischen Staat und Kirche ist 
aber durch das neu proclamirte Dogma wesentlich geändert worden. Denn 
welche Veränderung der Verhältnisse könnte eingreifender sein, welche also 
mehr zu dem Rücktritte berechtigen, als die in Folge des neuen Dogmas her- 
vorgerufene? || Der Compaciscent ist ein anderer geworden; an Stelle der 
alten, historischen, limitirten Kirchengewalt ist eine neue, unbeschränkte und 
unbeschränkbare getreten. Die Gewalt, mit der pactirt wurde und die sich 
der Staat zu binden glaubte, indem er sich ihr selbst band, hat sich eben 
in jenen Dingen, in Rücksicht auf welche ihr gegenüber Rechte erworben 
werden sollten, als alleinige unfehlbare Richterin proclamirt. Wahrlich eine 
causa gravis, justa et rationabilis, welche schon nach der Ansicht der Cano- 
nisten und Scholastiker des Mittelalters zum Rücktritte von Concordaten be- 
rechtigte! || Sehe ich endlich auf einzelne Bestimmungen des Concordates, so 
haben auch diese in Folge des neuen Dogmas einen neuen Inhalt, eine andere 
Bedeutung erlangt. Die jura et praerogativa der katholischen Kirche, die 
Art. 1 zu schützen verspricht, gewinnen dem infalliblen Papste gegenüber einen 
ganz andern Umfang; die doctrina ecclesiae ejusque vigens disciplina, deren 
Art. 34 erwähnt, ist in neue Bahnen getreten, und hat der österreichische 
Bischof nach Art. 20 dem Kaiser Treue zu schwören: sicut decet episcopum 
— wie es einem Bischofe geziemt — so hätte ein solcher Schwur nach dem 
neuen Dogma eigentlich die Bedeutung, dass er nur noch so weit gelte, als es 
der Papst gestatten will. | Gestützt auf alle diese Gründe, kann ich nicht um- 
hin, Euerer Majestät ehrfurchtsvoll meine rechtliche Ueberzeugung auszu- 
sprechen; dass die Vereinbarung vom 18. Aug. 1855, insoweit sie noch in 
Kraft steht, dermalen nicht nur mit vollem Fug und selbst nach allem Ver- 
tragsrechte vom Staate aufgehoben und als unverbindlich erklärt werden kann, 
sondern dass sie bereits thatsächlich und zwar vom heiligen Stuhle selbst 
durch Proclamirung des neuen Dogmas aufgehoben ist, und dass der Staats- 
gewalt nichts weiter mehr erübrigt, als diese ohnehin bereits eingetretene 
Folge auszusprechen, beziehungsweise jene Vereinbarung vom 18. Aug. 1855 
als aufgehoben zu erklären. Es handelt sich hier nicht um einen Act aus 
der Initiative des Staates, sondern nur um die Anerkennung einer von kirch- 
licher Seite her geschaffenen Nothwendigkeit. || Sonach können die bei dieser 
Maassregel eintretenden politischen Rücksichten auch nur erst in zweiter Linie 
in Betracht kommen. Diesfalls erlaube ich mir die allerunterthänigste Be- 
merkung, dass die in Aussicht genommene Maassregel auch aus dem Gesichts- 
punkte einer in Folge des neuen Dogmas nothwendig gewordenen Fürsorge 
zum Schutze der staatlichen Competenzen gegen Uebergriffe der Kirchengewalt 
zweckmässig und ausreichend zu sein scheint. Denn einmal erhält die Staats- 
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Nr. 4988 gewalt durch diesen Schritt freie Hand, um allen gefährlichen Consequenzen 
oon, des neuen Dogmas, die sich thatsächlich zeigen sollten, zu begegnen; anderer- 
25. Juli 1870. seits wird dadurch Gelegenheit gegeben, die zur Durchführung der Artikel 14 


und 15 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
nothwendigen Specialvorschriften in einer den historisch gewordenen Verhält- 
nissen der katholischen Kirche und deren speciellen Beziehungen zu der Staats- 
gewalt völlig entsprechenden Weise zu erlassen. | Ich darf auch nicht ver- 
fehlen, Euerer Majestät ehrerbietigst zu bemerken, dass die von mir in Aussicht 
genommene Maassregel gewiss viel dazu beitragen wird, die durch die Procla- 
mirung des Infallibilitätsdogmas hoch erregte öffentliche Meinung zu beruhigen. 
Worauf ich aber noch ein besonderes Gewicht legen muss, ist der Umstand, 
dass die Lösung des Concordates in dem gegenwärtigen Momente sich als eine 
Maassregel darstellt von hoher Wichtigkeit und Bedentung im Interesse der 
katholischen Kirche selbst. Das katholische Bewusstsein bedarf in den weiten 
Kreisen, welche dem factiösen Treiben der ultramontanen Partei fern stehen, 
dabei aber nicht bar sind echt religiösen Gefühles, einer nachhaltigen Kräf- 
tigung; denn es erleidet durch das Dogma der Unfehlbarkeit einen schweren 
Schlag. Ich erkenne es aber als die Aufgabe Euerer Majestät, als des ge- 
treuesten Sohnes der Kirche, auch für das Interesse der katholischen Religion 
in dieser schweren Stunde der Gefahr einzustehen, indem Euere Majestät einen 
Act vollziehen, welcher es jedem guten Oesterreicher und eifrigen Katholiken 
ermöglicht, seinen Patriotismus mit der Glaubenstreue zu vereinen. Ich darf 
bei meinen allerunterthänigsten Anträgen auf die Unterstützung der Kirchen- 
fürsten nicht zählen; denn die Schwierigkeit ihrer Stellung, welche nicht minder 
gross ist dem abgeschlossenen Concordate als dem neu proclamirten Dogma 
gegenüber, kann denselben in dem schweren Conflicte ihrer Gewissenspflichten 
kaum dic Unbefangenheit des Blickes, aber auch dann nicht die Freiheit einer 
rückhaltlosen Meinungsäusserung zu Gunsten der bedrohten Staatsgewalt ge- 
statten. Je erhabener ihre Tugenden, je grösser ihre Loyalität, desto sicherer 
erfüllt sie die Ueberzeugung, dass sie durch individuelles Wirken der drohenden 
Gefahr für den Staat zu begegnen vermöchten. Aber die Pflicht des treu- 
gehorsamsten Ministers Euerer Majestät ist es, Maassnahmen allerunterthänigst 
in Vorschlag zu bringen, welche die Regelung der wichtigsten Verhältnisse 
des Staatslebens, so weit menschliche Voraussicht reicht, unabhängig von 
wechselnden Personen im Interesse des Staates sich zur Aufgabe stellen. 

Endlich darf ich auch die wichtige Frage nicht übergehen, ob durch die be- 
antragte Aufhebung des Uoncordates nicht die Rechte Euerer Majestät in irgend 
welcher Weise geschädigt oder beeinträchtigt oder wenigstens neue höchst un- 
angenchme Conflicte heraufbeschworen werden könnten. ' Nach meiner vollsten 
juristischen Ueberzeugung ist dies so wenig der Fall, als dies nach dem pro- 
clamirten Dogma der Unfehlbarkeit zu behaupten überhaupt möglich ist. 
Art. 19 des Concordates, welcher auch fernerhin als maassgebende Norm un- 
verändert aufrecht erhalten bieibt, constatirt nämlich nicht erst das Recht 
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Eurer Majestät zur Ernennung der Bischöfe, sondern bezeichnet dasselbe als ein Nr. 4988 
kraft eines Apostolischen, Höchstihren Allerdurchlauchtigsten Vorfahren ertheilten Oesterreich. 
Indultes überkommenes Vorrecht. | Es ist damit nur das bestehende Recht als 25. Juli 1870. 
solches anerkannt, und da diese Anerkennung sich auf die Ueberkommung des 
Rechtes von den Allerdurchlauchtigsten Vorfahren, also auf einen speciellen Rechts- 

titel gründet, so ist dieselbe nach unbestreitbaren Rechtsgrundsätzen nicht ein 
rechtsconstituirender Act, sondern nur der Ausdruck einer juristischen Ueber- 
zeugung des päpstlichen Stuhles selbst über das unabhängig davon bestehende 

Recht. Diese Rechtsanschauung und beziehungsweise das unbezweifelbar hin- 
gestellte Recht bleibt durch die Aufhebung des Uebereinkommens selbst ganz 
unberührt, und ein Abgehen davon auf Seite des päpstlichen Stuhles würde 

sich als offenbare Rechtsverletzung, d. i. als Negirung eines Rechtes darstellen, 

für dessen wirklichen, selbständigen Bestand sich die Kirchengewalt nun ein- 

mal in bestimmter Form ausgesprochen hat, ohne Unterschied, ob das bezüg- 

liche Uebereinkommen fortbesteht oder nicht... || Wien, den 25. Juli 1870. 


Nr. 4939. (204.) 


OESTERREICH. Handschreiben des Kaisers an den Minister für 
Cultus und Unterricht v. Stremayer. — Anordnung der Aufhebung des 
Concordates. 


Nachdem das am 18. Aug. 1855 zu Wien abgeschlossene Uebereinkommen Nr. 4939 
(Concordat) durch die neueste Erklärung des heil. Stuhles über die Macht- in 
vollkommenheit des Oberhauptes der katholischen Kirche hinfällig geworden ®. Juli 1870. 
ist und demzufolge mein Minister des Aeusseren die erforderlichen Schritte 
eingeleitet hat, um die formelle Aufhebung dieses Uebereinkommens dem 
päpstlichen Stuhle zu notificiren, so fordere ich Sie auf, die entsprechenden 
Verfügungen zu treffen und insbesondere diejenigen Gesetzesvorlagen für den 
Reichstag vorzubereiten, welche sich als nothwendig darstellen, um die noch 
geltenden Vorschriften meines Patentes vom 5. Nov. 1855 zur Regelung der 
Angelegenheiten der katholischen Kirche in meinem Reiche nach Maassgabe 
der Staatsgrundgesetze und mit Rücksicht auf die historisch gegebenen Ver- 
hältnisse abzuändern. 

Wien, am 30. Juli 1870. 

Franz Joseph. 








» 
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Nr. 4940. (205) 


OESTERREICH. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Grafen 
Beust) an den k. u. k. Geschäftsträger (v. Polombo) in Rom. — 
Notification der Aufhebung des Concordates. 

Vienne, le 30 juillet 1870. 
Les derniers décrets du Concile, proclamant le dogme de l’Infaillibilité 


coer ich. pontificale, n’ont pu être envisagés par le Gouvernement Impérial et Royal 
9. Jali 1870. qu'avec un sentiment de profonde et légitime préoccupation. Ils résument, en 


effet, en leur donnant une consécration solennelle, des principes dont l’appli- 
cation doit nécessairement altérer les bases, sur lesquelles ont reposé jusqu'ici 
les rapports de l'Église avec l'État. Armé d’ane autorité nouvelle qui le 
revêt d’une sorte d’omnipotence, le Souverain Pontife est institué juge suprême 
en matière de foi et de morale, lorsqne ces matières reçoivent, en même 
temps, des définitions qui les étendent fort au delà du domaine réservé sans 
contestation à la compétence de l'Église. Un accroissement aussi considérable 
de la puissance dont le Chef de l'Église est dépositaire, oblige les Gouverne- 
ments à déployer plus de vigilance et d'énergie pour maintenir intacts leur = 
propres droits en face de ceux qui sont revendiqués sous l'égide de ce poum_ 
voir nouveau. Dans la dépêche que j'ai adressée le 2 juillet 1869 à M. = 
Comte de Trauttmansdorff, je me suis efforcé de préciser aussi nettement quam 
possible les limites qui devaient être tracées à l'action de l’État, ainsi q— 
celle de l'Église. Je faisais remarquer alors que le Gouvernement Impér i 
et Royal ne pourrait se départir en aucun cas des principes qu'il expos a 
dans ce document et qui, passés dans les institutions publiques du pam j: 
étaient devenus le fondement même de sa constitution. La défense de «x 
principes et des droits qui en découlent pour l’État prenait aux yeux da 
Gouvernement toute l'importance d'un devoir de premier ordre. Dans son 
accomplissement, nous n'avions pas reculé devant la nécessité d'introduire dans 
la législation des dispositions en désaccord avec certaines stipulations du Con- 
cordat de 1855. Afin d'éviter un pénible conflit avec le Saint-Siége, nous lui 
avions demandé avec instance de consentir à l'abrogation complète d'un Acte 
dont des parties essentielles sc trouvaient désormais si peu en harmonie avec 
les exigences de la situation créée dans la Monarchie austro-hongroise. Sur 
le refus du Saint-Père d'accéder à nos voeux, nous nous étions bornés à 
établir de fait les modifications que réclamait l’avénement d'un ordre de 
choses nouveau en Autriche. Nous avions maintenu, d’ailleurs, la validité du 
Concordat, malgré les attaques assez fondées dont il était l’objet et malgré la 
considération que cet acte, dépourvu de la sanction légale exigée par la con- 
stitution de la Hongrie, ne pouvait plus être regardé comme ayant force de 
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loi dans ce Royaume. Nous conjurions toutefois le Saint-Père d'avoir égard Br 
aux conditions inséparables de l'existence des sociétés modernes, aux devoirs Oesterreich. 
imposés au monarque vis-à-vis de ses sujets et nous indiquions combien il ®- Juli 1870. 


était urgent de ne pas provoquer des conflits regrettables, en persistant à 
vouloir placer sous le contrôle de l’Église l'exercice de droits inhérents à 
l’État. Telle était l'attitude que nous prenions il y a un an. Nous faisions 
appel à la sagesse de la Cour de Rome, non sans ressentir quelques craintes 
en voyant approcher un moment décisif pour la manifestation des tendances 
de l’Église à l'égard de la société et des États modernes. La réunion du 
Concile oecuménique et le résultat des délibérations de cette auguste Assem- 
blée devaient, en effet, donner au monde attentif un témoignage éclatant de 
l'esprit qui animait l'Église. Une grande oeuvre de conciliation et d’apaisement 
pouvait se produire. I] pouvait aussi se creuser un abime infranchissable entre 
les doctrines promulguées par l’Église et celles que professe de nos jours 
l'immense majorité des sociétés civiles. Les Gouvernements, pleins de respect 
pour la liberté du Concile, furent unanimes à s'abstenir de toute pression et 
même de toute intervention, bien que les matières soumises à l'examen des 
Prélats dussent toucher sur plus d’un point à des intérêts n'étant pas d’un 
caractère exclusivement religieux. Le Gouvernement Impérial et Royal s’est 
pronoucé hautement en faveur de cette attitude d'abstention. Il désirait sin- 
cérement ne pas sortir du rôle de simple spectateur. Bientôt, toutefois, on 
ne put méconnaître que les influences prépondérantes au sein du Concile l’en- 
gageaient dans une voie contraire aux espérances de tous ceux qui souhai- 
taient une pacification des esprits. Malgré les efforts d'une minorité impo- 
sante, la majorité des Pères du Concile encouragée par l'attitude prononcée 
du Saint-Siége, penchait de plus en plus vers les décisions extrêmes. Pré- 
voyant les conséquences inévitables des tendances qui allaient l'emporter, le 
Gouvernement Impérial et Royal est sorti de sa réserve. Ma dépêche du 
10 février dernier chargeait l'Ambassadeur de Sa Majesté Impériale et Royale 
Apostolique d'appeler l'attention de la Cour de Rome sur les suites fâcheuses 
qu'entraînerait l'application des doctrines que le Concile se préparait à en- 
registrer comme lois de l’Église. Nous disions encore à cette occasion „que 
nous ne pourrions reculer devant l’accomplissement d'un devoir impérieux tel 
que celui d'assurer aux lois de l'État le respect qui leur est dû par chaque 
citoyen sans aucune exception et en toute circonstance.“ Plus d’un Gouver- 
nement s'est ému comme nous des dispositions qui se manifestaient à Rome. 
Les représentations se sont accumulées et la voix de l'Autriche s’est encore 
fait entendre à l'appui des observations consignées dans le Memorandum 
français remis à Sa Sainteté par le Marquis de Banneville. Tous ces aver- 
tissements ont été aussi vains que l'opposition persistante de la minorité. Ni 
la Cour de Rome, ni la majorité du Concile n'ont pu être arrêtées dans la 
voie où elles se trouvaient engagées, et la dernière séance publique du Con- 


cile a donné une sanction solennelle au dogme qui est pour ainsi dire l'essence 
209 * 
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des doctrines dont le Saint-Siége veut assurer le triomphe. Le Gouvernement 
Impérial et Royal s’est trouvé placé ainsi devant un fait d’une immense portée 
qu'il a dû examiner uniquement au point de vue de ses conséquences pour 
les intérêts de l’État, sur lesquels il est tenu de veiller. En effet, il n’a pas 
pu entrer dans notre pensée de formuler un jugement sur un dogme religieux, 
à l'égard duquel il ne nous appartient pas de prononcer une opinion. Nous 
avons eu soin dans cette occasion, aussi bien que dans les précédentes, de 
nous tenir à l'écart de toute ingérence indue dans des questions purement 
dogmatiques. Je dois encore insister ici sur ce point et déclarer une fois de 
plus que nous n'avons pu nous préoccuper des décisions du Concile qu’en 
tant que leur application aux relations de l’Église avec l'État intéresse ce 
dernier. Le résultat d’un semblable examen ne pouvait être douteux. Ainsi 
que je lai dit au commencement de la présente dépêche, les doctrines pro- 
mulguées par le Concile placent les relations de l’État avec l'Église sur une 
base toute nouvelle, puisque celle-ci étend le cercle de sa compétence et con- 
centre en même temps dans la personne du Pape tous les pouvoirs qu’elle 
prétend exercer. Un changement aussi radical bouleverse toutes les condi- 
tions qui ont présidé jusqu'ici au réglement des rapports entre l’État et 
l'Église, C’est cette dernière qui prend l'initiative d’un acte d’une aussi 
grande portée et, en agissant ainsi, elle se place sur un terrain où il ne nous 
reste qu'à la suivre en déclarant que les conventions conclues sous l'empire 
de circonstances toutes différentes ne peuvent plus être considérées comme 
valables. Le Concordat de 1855 jest, par conséquent, frappé de caducité et 
le Gouvernement Impérial et Royal le regarde comme abrogé. Une résolution 
dans ce sens a déjà été prise par le Conscil des Ministres et je Vous charge, 
M. ic Chevalier, d’en donner officiellement connaissance au Gouvernement pon- 
tifical. Je crois que cette détermination se trouve suffisamment justifiée par 
les circonstances actuelles. On ne peut sans inquiétude entretenir des rapports 
avec un pouvoir qui se constitue lui-même comme un pouvoir sans limite et 
sans contrôle. Il est vrai que l'infaillibilité pontificale ne doit s'étendre qu’aux 
matières de foi et de morale; mais il cst évident que celui qui ne peut faillir 
revendique pour Ini seul le droit de juger ce qui relève de la foi et de la 
morale et qu'il décide par conséquent seul des limites de sa compétence. 
L’Encyclique pontificale du 8 septembre 1864 et le Syllabus qui en forme 
l'annexe démontrent assez jusqu'où cette compétence pouvait étendre son do- 
maine, scion le Saint-Siége, même avant la proclamation de Vinfaillibilite. En 
présence d’un pouvoir de cette nature, celui de l’État, afin de ne pas recourir 
à des moyens nouveaux, doit au moins recouvrer toute sa liberté d'action, 
pour repousser des empiétements devenus presque certains. Le Gouvernement 
hongrois se fondant sur un antique privilège des Rois Apostoliques se dispose 
à appliquer le Placetum regium. Ainsi que je l'ai déjà fait observer, la va- 
leur légale du Concordat étant plus que contestée en Hongrie, son abolition 
formelle n'a pas besoin d’être prononcée dans un pays où il n'est pas admis 
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comme loi de l'État. Il n’en est pas de même dans les pays cisleithans, où Nr. 490 
il est nécessaire de retirer la patente Impériale du 5 novembre 1855 qui a denen cb. 
donnée force de loi au Concordat. Cette mesure à laquelle il va être pro- 3%. Juli 1870. 
cédé sans délai, a paru suffisante sans avoir recours au Placetum regium, qui 
serait d’ailleurs en contradiction avec l'esprit libéral des lois fondamentales 
de l'Autriche et qui apporterait des entraves à la liberté que ces lois assu- 
rent en particulier à l'exercice du culte catholique. Le Gouvernement Impé- 
rial et Royal se borne donc à rentrer dans sa pleine liberté d'action, afin 
d’être armé contre l’ingerence .éventuelle du pouvoir de l’Église tel qu'il est 
constitué par les décrets du dernier Concile. Le changement qui s’est effectué 
dans la personne d’une des parties contractantes, ainsi que dans les condi- 
tions qui existaient de part et d'autre lors de la conclusion du Concordat, 
donne au Gouvernement le droit dont il use, de regarder cet Acte comme 
annullé. Ses stipulations sont, en effet, devenues pour la plupart inexécu- 
tables, tant leur caractère se trouve modifié. Par exemple les droits et les 
prérogatives de l’Église catholique que l’article 1 promet de protéger, acquiè- 
rent un sens nouveau et une portée toute différente du moment où l’infailli- 
bilité pontificale est prononcée. Les doctrines et la discipline de l'Église dont 
il est question dans l'article 34 entrent à présent dans des voies toutes nou- 
velles. Le serment de l’Évêque autrichien qui, selon la formule admise dans 
l’article 20, jure fidélité à l'Empereur, perd sa signification réelle s’il ne doit 
plus avoir d'autre valeur que celle qui lui est reconnue par le Pape. Je 
pourrais multiplier ces exemples à l'appui de mon assertipn que la Conven- 
tion du 18 août 1855 se trouve annullée de fait et de droit par les décrets 
du dernier Concile. Qu'on se rende bien compte à Rome de la situation telle 
qu'elle se présente réellement. Nous ne faisons que constater un état de 
choses amené indépendamment de notre volonté. Ce n’est pas le Gouverne- 
ment Impérial et Royal qui a pris arbitrairement l'initiative d'une résiliation, 
“il obéit simplement à une nécessité où l’ont placé les décisions de l’Église. 
Tel est le point de vue auquel le Gouvernement Impérial et Royal a dû en- 
visager la situation et arrêter ses résolutions. Veuillez en informer le Gou- 
vernement pontifical et lui transmettre les explications qui peuvent contribuer 
à l'éclairer sur le vrai sens de nos déterminations. Assurez-le, en même 
temps, que rien n'est plus loin de nos désirs que de donner le signal de nou- 
veaux conflits entre le pouvoir ecclésiastique et le pouvoir civil Si celui-ci 
reprend sa liberté, il n’en fera pas assurément un usage hostile aux intéréts 
de la religion. En défendant ses droits, il continuera à respecter les droits 
et la liberté d'autrui; il ne demande enfin qu'à vivre en paix avec l'Église 
qu’il respecte et dont il reconnaît la haute mission. Recevez, etc. 


Beust. 
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Nr. 4941. (206) 


BAYERN. Erlass des Staatsministers v. Lutz an die Bischôfe. — 
Vollziehung der Coneilsschlüsse abhängig von der königl. Sanction. 


Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 

Mit der vierten öffentlichen Sitzung des vaticanischen Concils am 18. Juli 1. J. 
und der darauf folgenden Beurlaubung eines Theiles der versammelten Väter 
sind die Verhandlungen, welche für’s Erste mit der Constitutio dogmatica prima 
de ecclesia Christi abschliessen, bis auf Weiteres unterbrochen worden. Die 
hierauf erfolgte Rückkehr der bei dem Concil anwesenden Hochwürdigsten 
Herren Erzbischöfe und Bischöfe des Landes bietet dem unterfertigten königl. 
Staatsministerium die Gelegenheit dar, sich an dieselben mit nachstehender 
Entschliessung zu wenden: Die bisher auf dem vaticanischen Concil gefassten 
Beschlüsse sind theils aus öffentlichen Blättern bekannt geworden, theils haben 
einzelne Pastoral- und oberhirtliche Verordnungsblätter mit dem Abdruck der 
neuen dogmatischen Constitutionen begonnen. Diesem letzteren Vorgang gegen- 
über muss zunächst an die unterm 7. Nov. v. J. an den Hochw. Herrn Bischof 
von Regensburg erlassene Ministerialentschliessung, mitgetheilt den sämmtlichen 
zum Concil abgegangenen HU. Erzbischöfen und Bischöfen, zurückerinnert 
werden, in welcher bereits die nach Titel IV $ 9 der Verfassungsurkunde 
erforderliche Genehmigung Seiner Majestät des Königs zur Verkündigung und 
Vollziehung jener Beschlüsse vorbehalten wurde. Auch jetzt noch und neuer- 
dings muss das unterfertigte königl. Staatsministerium betonen, dass die Be- 
schlüsse des vaticanischen Concils allgemein der eben allegirten Verfassungs- 
stelle und den correlativen $$ 57 und 58 der zweiten Verfassungsbeilage 
unterstellt werden müssen und somit dem Placetum regium unterliegen. Die 
Unterlassung des dort vorgeschriebenen Verfahrens und somit die einseitige " 
Verkündigung und Vollziehung der mehrerwähnten Beschlüsse des vaticanischen 
Concils würde daher einen Verstoss gegen verfassungsmässige Grundbestim- 
mungen enthalten, welchen das unterfertigte königl. Staatsministerium, ein- 
gedenk seiner Pflicht zur Beobachtung der Staatsverfassung, fern zu halten 
verbunden ist. Hiernach muss den Hochwiirdigsten Herren Erzbischöfen neuer- 
dings in Erinnerung gebracht werden, dass die Verkündigung und Vollziehung 
der bisher ergangenen Concilsbeschlüsse und auch der einfache Abdruck der- 
selben in den oberhirtlichen Verordnungsblättern, als den officiellen Organen 
der geistlichen Obrigkeit, ohne vorgängige Erfüllung der von der Staatsver- 
fassung diesfalls geforderten Voraussetzungen nicht stattfinden dürfe. 

München, 9. August 1870. 

Auf Sr. königl. Majestät allerhöchsten Befchl. v. Lutz 
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Nr. 4942. (207) 


ROMISCHE CURIE. Depesche des Cardinal-Staatssecretär Antonelli 
an den päpstlichen Nuntius in Brüssel. — Die Beschlüsse des Concils 
verpflichten auch ohne weitere Publication alle Katholiken. 


Ital. Orig. Friedberg, Sammlung 1. c. Urk. XCVI. 


Rom, 11. August 1870. 


Es ist zur Kenntniss des heil. Stuhles gelangt, dass manche Gläubige und Nr 492 
vielleicht selbst der eine oder andere Bischof meinen, dass die auf dem vati- Rom Gare. 
canischen ökumenischen Concil in der Sitzung vom 18. Juli d. J. verkündete !- Aug. 1870. 
apostolische Constitution nicht obligatorisch sei, solange sie nicht durch einen 
weiteren Akt des heiligen Stuhles feierlich veröffentlicht sei. Es muss jeder- 
mann begreifen, wie sonderbar eine derartige Annahme ist. ‘Die fragliche 
Constitution ist ja Gegenstand der feierlichsten Verkündigung gewesen, die es 
giebt, und zwar am selben Tage, wo der Papst sie in der vaticanischen Basilica 
in Gegenwart von mehr als 500 Bischöfen feierlichst bekräftigt und promulgirt 
hat. Ausserdem ist sie unter den gewöhnlichen Förmlichkeiten an den Orten, 
wo diese Publicationen in Rom gewöhnlich erfolgen, angeschlagen worden, ob- 
wohl diese Maassregel im vorliegenden Falle keineswegs nothwendig war. 
Folglich ist gemäss der bekannten Regel „Publicatio urbi facta, orbi facta“ 
diese Constitution für die ganze katholische Welt obligatorisch geworden, ohne 
dass es nöthig wäre, sie noch durch irgendwelche andere Verkündigung zu 
ratificiren. 

Antonelli. 
Thatsächlich wurden die Beschlüsse des Concils von allen Bischöfen — 


auch jenen, welche zur s. g. Minorität gehörten — theils direct, theils in- 
direct publicirt. S. darüber Friedberg, Sammlung 1. c. p. 154 ff. 





Nr. 4943. (208.) 


OESTERREICH. Erlass des Banus von Croatien an die Bischöfe — 
Zur Vollziehung der Concilsschlüsse die kônigl. Genehmigung erforderlich. 


In Folge einiger Beschlüsse, welche das am 8. Dec. v. J. einberufene Nr. 4943 
römische Concil gefasst hat, und durch welche die Rechte Sr. Majestät, als Oesterreich. 
apostolischen Königs von Ungarn und der vereinigten Königreiche, verkürzt 2. Aug-1870. 
werden, geruhte Se. k. k. apostl. Majestät mit allerhöchster Entschliessung vom 
9. August 1. J. allergnädigst anzuordnen, dass das Recht der königlichen 
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Nr. 499 Sanction (jus placeti regii) in’s Leben zu treten und die Regierung zu diesem 
Oesterreich. Zwecke die nôthigen Anordnungen zu treffen habe. | Ich beehre mich, Euere 
29. Ang.1870. Excellenz davon in Kenntniss zu setzen mit dem Beifügen, dass keine Be- 

schlüsse oder Anordnungen des römischen Concils und Sr. Heil. des Papstes 
weder proclamirt noch versendet werden dürfen, wenn sie nicht früher der 
Regierung vorgelegt wurden und von Sr. Maj. die Promulgirung und Ver- 
sendung derselben im geeigneten Wege genehmigt worden ist. 

Ich bin überzeugt, dass es Euere Excellenz für ihre patriotische Pflicht 
halten wird, diesem Allerh. Befehle Sr. Majestät in ihrem (Erz)bisthum bei 
jeder gebotenen Gelegenheit Giltigkeit zu verschaffen, und ausdrücklich dafür 
sorgen wird, dass solche Beschlüsse und Anordnungen des römischen Coneils 
und Sr. Heiligkeit des Papstes, die mit der Allerhöchsten Sanction (placetum) 
nicht versehen sind, nicht veröffentlicht werden. 

Empfangen Eure Excellenz den Ausdruck meiner besonderen Hochachtung. 

Agram, am 26. August 1870. 

Rauch m. p. 


Ein Erlass gleichen Inhalts erging von Seite des ungarischen Minister- 
präsidenten an die Bischöfe unterm 18. August 1870. 





Nr. 4944. (209) 


DEUTSCHLAND. Hirtenbricf der zu Fulda versammelten Bischdfe*) 
— Ermalnt die Katholiken, sich den Beschlüssen des Concils gläubig zu 


unterwerfen. 
oo Die unterzeichneten Bischöfe entbieten dem hochw. Klerus und den 
Deutschland. Gläubigen Gruss und Frieden im Herrn. 
Ende August Vom heiligen allgemeinen vaticanischen Concil in unsere Bisthämer zurück- 


1870. 
gekehrt, halten wir es in Vereinigung mit anderen deutschen Bischöfen, welche 


der Kirchenversammlung beizuwohnen verhindert waren, für unsere oberhirtliche 
Pflicht, an cuch, Geliebte im Herrn, einige Worte der Belehrung und Mahnung 
zu richten. Dass wir dies gemeinsam und feierlich thun, dazu liegt Ver- 
anlassung und Grund in den vielfach irrigen Auffassungen, welche seit Monaten 
über das Concit verbreitet worden sind, und die auch jetzt noch in unbefugter 
Weise an manchen Orten sich geltend zu machen suchen. Um die göttlichen 
Wahrheiten, welche Christus der Herr die Menschen gelehrt hat, in ihrer 
ganzen Reinheit und Unverfälschtheit zu bewahren und sie gegen jede Ver- 
änderung und Entstellung zu sichern, hat er in seiner heiligen Kirche ein 


*) Vergl. St.-A. 4867 (182). 
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unfehlbares Lehramt eingesetzt und demselben seinen Schutz und den Bei- Nr. 494 
stand des heiligen Geistes für alle Zeiten verheissen und gegeben. Auf diesem pentschland. 
unfehlbaren Lehramte der Kirche beruht die ganze Sicherheit und Freudigkeit aero 
unseres Glaubens. So oft im Laufe der Jahrhunderte Missverständnisse oder | 
Anfeindungen einzelner Lehrsätze auftauchten, hat dieses unfehlbare Lehramt 
auf verschiedene Weise, bald in grösseren Versammlungen, bald ohne dieselben, 
die Irrthümer aufgedeckt und zurückgewiesen, sowie die Wahrheit erklärt 
uud festgestellt. In der feierlichsten Form geschah dies durch die allgemeinen 
Concilien, d. h. durch jene grossartigen Versammlungen, auf denen das Haupt 
und die Glieder des einen kirchlichen Lehrkörpers zur Entscheidung der ob- 
waltenden Zweifel und Streitfragen in Glaubenssachen zusammenwirkten. Diese 
Entscheidungen haben nach der einmüthigen und unzweifelhaften Ueberlieferung 
in der Kirche stets als solche gegolten, die ein übernatürlicher göttlicher Bei- 
stand vor Irrthum bewahrt. Deshalb haben sich die Gläubigen zu allen 
Zeiten diesen Entscheidungen als unfehlbaren Aussprüchen des heiligen Geistes 
unterworfen und sie mit zweifellosser Glaubensgewissheit für wahr gehalten. 
Sie haben dies gethan, nicht etwa weil die Bischöfe Männer von reifer und 
vielfacher Erfahrung, nicht weil manche unter ihnen in allen Wissenschaften 
bewandert waren, nicht weil sie aus allen Ländern der Welt zusammenkamen 
und so gewissermaassen die menschliche Erkenntniss aller Welttheile ver- 
einigten, nicht weil sie das Wort Gottes in einem langen Leben erforscht und 
verkündet hatten und deshalb glaubhafte Zeugen seines Inhaltes waren. Alles 
dieses giebt gewiss ihren Aussprüchen einen hohen, vielleicht den höchst- 
möglichen Grad menschlicher Glaubwürdigkeit: Das alles genügt aber nicht, 
um cinen übernatürlichen Act des Glaubens zu begründen. Dieser ruht in 
seinem letzten Grunde niemals auf dem Zeugnisse von Menschen, wenn sie 
gleich die allerglaubwürdigsten wären, und wenn auch das ganze Menschen- 
geschlecht in seinen besten und edelsten Vertretern dieses Zeugniss ablegte; 
dieser ruht immer ganz und allein auf der Wahrhaftigkeit Gottes selbst. 
Wenn daher die Kinder der Kirche die Aussprüche der allgemeinen Concilien 
gläubig annehmen, so thun sie es in der Ueberzeugung, dass Gott, die ewige 
und allein aus sich unfehlbare Wahrheit, bei denselben in übernatürlicher 
Weise mitwirkt und sie vor Irrthum bewahrt. || Ein solches allgemeines Concil 
ist das gegenwärtige, welches unser heiliger Vater, Papst Pius IX., wie ihr 
wisset, nach Rom berufen hat, und zu welchem die Nachfolger der Apostel 
zahlreicher als je zuvor von allen Theilen der Erde herbeigeeilt sind, um mit 
dem Nachfolger Petri und, unter seiner Leitung die grossen Interessen der 
Kirche in der Gegenwart wahrzunehmen. Nach vielen und ernsten Berathungen 
hat der heil. Vater kraft seiner apostolischen Lehrgewalt am 24. April und 
am 18. Juli d. J. mit Zustimmung des heil. Concils verschiedene Entschei- 
dungen über die Lehre vom Glauben und von der Kirche und’ ihrem Ober- 
haupt feierlich verkündigt. Hierdurch hat also das unfehlbare Lehramt der 
Kirche entschieden, der heil. Geist hat durch den Stellvertreter Christi und 
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Nr. 404 Jen mit ihm vereinigten Episcopat gesprochen, und daher müssen alle, die 
nd. Bischöfe, Priester und Gläubigen, diese Entscheidungen als göttlich geoffenbarte 
Ende August Wahrheiten mit festem Glauben annehmen und sie mit freudigem Herzen er- 

fassen und bekennen, wenn sie wirklich Glicder der einen heiligen katholischen 
und apostolischen Kirche sein und bleiben wollen. Wenn ihr, Geliebte im 
Herrn, dessenungeachtet Einsprache dagegen erheben und die Behauptung 
aussprechen hört, dass die vaticanische Kirchenversammlung kein wahres all- 
gemeines Concil und dessen Beschlüsse nicht gültig seien, so lasset euch da- 
durch in eurer Ilingabe an die Kirche und in der gläubigen Annahme ihrer 
Entscheidungen nicht beirren. Solche Einreden sind durchaus unbegründet. | 
Mit dem Papst in Einheit des Glaubens und der Liebe verbunden, haben die 
versammelten Bischöfe, gleichviel ob sie in christlichen Ländern festbegründete 
Diöcesen -verwalten, oder unter den Heiden in apostolischer Armuth das Reich 
Gottes auszubreiten berufen sind, ob sie grössere oder kleinere Hecrden zu 
hüten haben, als rechtmässige Nachfolger der Apostel alle mit gleicher Be- 
rechtigung an dem Concil Antheil genommen und haben alles in reifliche 
Erwägung gezogen. Solange die Berathungen dauerten, haben die Bischöfe, 
wie es ihre Ucberzeugung forderte und es ihrer Amtspflicht entsprach, ihre 
Ansichten mit unumwundener Offenheit und mit der nothwendigen Freiheit 
ausgesprochen, und es sind hierbei, wie dies bei einer Versammlung von 
nahezu 800 Vätern kanm anders zu erwarten war, auch manche Meinungs- 
verschicdenheiten hervorgetreten; wegen dieser Meinungsverschiedenheiten kann 
aber die Gültigkeit der Concilsbeschlüsse in keiner Weise bestritten werden, 
selbst abgesehen von dem Umstande, dass fast sämmtliche Bischöfe, welche 
zur Zeit der öffentlichen Sitzung noch abweichender Ansicht waren, sich der 
Abstimmung in derselben enthalten haben. Dessenungeachtet behaupten, dass 
die eine oder die andere vom allgemeinen Concil entschiedene Lehre in der 
heiligen Schrift und in der katholischen Ueberlieferung, den beiden Quellen 
des katholischen Glaubens, nicht enthalten sei, oder mit denselben sogar im 
Widerspruch stehe, ist ein mit den Grundsätzen der katholischen Kirche un- 
vereinbares Beginnen, welches zur Trennung von der Gemeinschaft der Kirche 
führt. || Diesemnach erklären wir hierdurch: dass das gegenwärtige vaticanische 
Coneil ein rechtmässiges allgemeines Concil ist; dass ferner dieses Concil eben- 
sowenig wie irgend eine andere allgemeine Kirchenversammlung eine neue von 
der alten abweichende Lehre aufgestellt oder geschaffen, sondern lediglich die 
alte, in der Hinterlage des Glaubens enthaltene und treu gehütete Wahrheit 
entwickelt, erklärt und den Irrthümern der Zeit gegenüber ausdrücklich zu 
glauben vorgestellt hat; dass endlich dessen Beschlüsse ihre für alle Gläubigen 
verbindende Kraft durch die in der öffentlichen Sitzung vom Oberhaupte der 
Kirche in der feierlichsten Weise vollzogene Publication erhalten haben. ; 
Indem wir mit vollem und rückhaltlosem Glauben den Beschlüssen des Coneils 
beistimmen, ermalınen wir, als eure von Gott gesetzten Hirten und Lehrer, 
und bitten wir euch in der Liebe zu euren Scelen, dass ihr allen wider- 
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strebenden Behauptungen, von welcher Seite sie auch kommen mögen, kein Nr. 194 
Gehör schenket. Haltet vielmehr unerschütterlich fest in der Vereinigung mit Deutschland. 


euren Bischöfen an der Lehre und dem Glauben der katholischen Kirche; 
lasset euch durch nichts trennen von dem Felsen, auf welchen Jesus Christus, 
der Sohn Gottes, seine Kirche gegründet hat, mit der Verheissung, dass die 
Pforten der Hölle sie nicht überwältigen werden. || Im Hinblick äuf die grosse 
Aufregung, welche in Folge unkirchlicher Aeusserungen und Bestrebungen gegen 
die Concilsbeschlüsse an verschiedenen Orten eingetreten ist und menchen 
Seelen ohne Zweifel nicht geringe Prüfungen und Gefahren bereitet, sowie mit 
Rücksicht auf die gewaltigen Ereignisse des furchtbaren, unserem deutschen 
Vaterland aufgedrungenen Krieges, welcher unsere gespannteste Aufmerksamkeit 
und Theilnahme gleichzeitig in Anspruch nimmt und bereits unzählige Familien 
in Schmerz und Trauer versetzt hat, können wir nicht umhin, alle Gläubigen 
zum andächtigen Gebete für die gegenwärtigen grossen Anliegen in Staat und 
Kirche dringend einzuladen. Erhebet eure Herzen mit Glauben und Vertrauen 
zu dem Vater im Himmel, dessen weise und liebreiche Vorsehung alles leitet 
und regieret, und dessen göttlicher Sohn uns sichere Erhörung verheissen 
hat, wenn wir beten in seinem Namen. || Betet also mit Glauben und Ver- 
trauen, dass der blutige Krieg bald durch einen völligen Sieg der gerechten 
Sache und durch einen wahren, dauerhaften Frieden zum Ende gelange. Betet 
für die Anliegen unserer heil. Kirche, insbesondere für alle, die da irren oder 
wanken im Glauben, um die Gnade eines festen, entschiedenen und lebendigen 
Glaubens, betet für das Oberhaupt unserer heil. Kirche, den heil. Vater, 
welcher eben jetzt vielleicht mehr als je zuvor sich in Bedrängniss und Noth 
befindet. Betet im Vertrauen auf die Verdienste und die unendliche Liebe 
des göttlichen Herzens Jesu Christi unter Anrufung der mächtigen Fürbitte 
der allerreinsten Jungfrau und Gottesmutter Maria. 

Der Segen des allmächtigen Gottes komme über euch und bleibe mit euch 
allen im Namen des Vaters und des Sohnes und des heil. Geistes. Amen! 

Ende August 1870. 


+ Gregor, Erbischof von München-Freising. + Paulus, Erzbischof von Köln. 
+ Peter Joseph, Bischof von Limburg. + Christoph Florentius, Bischof von 
Fulda. + Wilhelm Emanuel, Bischof von Mainz. + Eduard Jakob, Bischof 
von Hildesheim. + Conrad, Bischof von Paderborn. + Johannes, Bischof von 
Culm. + Ignatius, Bischof von Regensburg. + Pancratius, Bischof von Augs- 
burg. + Franz Lcopold, Bischof von Eichstädt. + Matthias, Bischof von 
Trier. + Philippus, Bischof von Ermland. + Lothar, Bischof von Leuka i. p. i, 
Erzbisthumsverweser von Freiburg. + Adolf, Bischof von Agathopolis 1. p. i, 
Feldbischof der Armee. + Bernhard Brinkmann, Cap. vic. und praecon. 
Bischof von Münster. + Conrad Reither, praecon. Bischof von Speyer. 





Ende August 


1870. 
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Nr. 4945. (210. 


, 
DEUTSCHLAND. Die Nürnberger Erklärung katholischer Gelehrter 
gegen die Beschlüsse des Vaticanums vom 18. Juli 1870. 


»Wir sind der Ueberzeugung, dass ein längeres Schweigen gegenüber den 
in Folge der Mehrheitsbeschlüsse der vaticanischen Bischofsversammlung vom 
18. Juli 1870, durch die Bulle „Pastor aeternus“ kundgemachten päpstlichen 
Decreten weder uns ziemt noch zum Nutzen der Kirche gereichen kann. In 
dem dritten Capitel dieser „Constitutio dogmatica prima de ecclesia Christi“ 
wird als Glaubenssatz aufgestellt: der römische Bischof habe nicht bloss das 
Amt der Oberaufsicht und der höchsten Leitung über die Kirche, sondern sei 
Inhaber der ganzen Machtfülle und besitze über alle Kirchen und jede einzelne, 
über alle Kirchenvorsteher und jeden einzelnen, und über jeden Christen die 
ordentliche und unmittelbare Gewalt. Im vierten Capitel wird gelehrt: es sei 
von Gott geoffenbarter Glaubenssatz, dass der römische Bischof als Lehrer für 
die ganze Kirche („ex Cathedra“) in Gegenständen des Glaubens und der Sitten 
die der Kirche von Christus verheissene Unfehlbarkeit besitze, und dass des- 
halb derartige Entscheidungen irreformabel seien aus sich selbst, nicht aber 
auf Grund der Zustimmung der Kirche. Diese Sätze vermögen wir nicht als 
Aussprüche eines wahrhaft ökumenischen Concils anzuerkennen; wir verwerfen 
sie als neue von der Kirche niemals anerkannte Lehren. Von den Gründen, 
deren streng wissenschaftliche Ausführung vorbehalten wird, machen wir folgende 
namhaft: 1. Eine Constituirung der Lehre der Kirche über diese Punkte ist 
auf der Synode zufolge der Verheimlichung vor ihrer Eröffnung, sowie durch 
Verhinderung vollständiger Zeugnissabgabe und freier Meinungsäusserung mittelst 
vorzeitigen Schlusses der Debatte nicht erfolgt. Damit ist die wesentliche 
Aufgabe eines ökumenischen Concils beiseite gesetzt worden. 2. Jene Freiheit 
von jeder Art moralischen Zwanges und jeder Beeinflussung durch höhere Ge- 
walt, welche zum Wesen eines ökumenischen Concils gehört, ist auf dieser 
Versammlung nicht vorhanden gewesen, unter anderem: a) weil der Versammlung 
von dem Papst im Widerspruch mit der Praxis der früheren Concilien eine 
die Freiheit hemmende Geschäftsordnung auferlegt, trotz Protestes einer grossen 
Anzahl von Bischöfen belassen, und nachher wiederum ohne Zustimmung der 
Versammlung modificirt und gegen den abermaligen Protest aufrecht erhalten 
wurde; b) weil in einer erst zu entscheidenden und den Papst persönlich be- 
treffenden Lehre durch die mamnichfaltigsten dem Papste zu Gebot stehenden 
Mittel ein moralischer Druck auf die Mitglieder ausgeübt worden ist. 3. Wenn 
bisher stets in der Kirche als Regel gegolten, dass nur das immer, überall 
und von Allen Bekannte Glaubenssatz der Kirche sein könne, so ist man auf 
der vaticanischen Versammlung von diesem Grundsatz abgewichen. Der blosse 
Bruchtheil einer Bischofsversammlung hat, gegen den beharrlichen und noch 
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zuletzt schriftlich erneuerten Widerspruch einer durch ihre Zahl sowohl als u 
durch die Dignität und den Umfang ihrer Kirchen überaus gewichtigen Minder- peutschland, 


heit, eine Lehre zum Dogma erhoben, von der es notorisch und evident ist, 
dass ihr von den drei Bedingungen keine, weder das Immer, noch das Ueberall, 
noch das von Allen, zukomme. In diesem Vorgange liegt die thatsächliche 
Anwendung des völlig neuen Satzes: dass als göttlich geoffenbarte Lehre eine 
Meinung erklärt werden könne, deren Gegentheil bis dahin frei gelehrt und 
in vielen Diöcesen geglaubt wurde. 4. Indem das dritte Capitel gerade die 
ordentliche Regierungsgewalt in den einzelnen Kirchensprengeln, welche nach 
katholischer Lehre den Bischöfen zukommt, auf den Papst überträgt, wird die 
Natur und Wesenheit des Episkopats als göttlicher, in dem Apostolat gegebener 
Institution und als integrirenden Bestandtheiles der Kirche alterirt, beziehungs- 
weise völlig zerstört. 5. Durch die Erklärung, dass alle an die ganze Kirche 
gerichteten doctrinellen Aussprüche der Päpste unfehlbar seien, werden auch 
jene kirchenpolitischen Sätze und Aussprüche älterer und neuerer päpstlicher 
Erlasse für unfehlbare Glaubensnormen erklärt, welche die Unterwerfung der 
Staaten, Völker und Fürsten unter die Ggwalt der Päpste auch in weltlichen 
Dingen lehren, welche über Duldung Andersgläubiger und Standesrechte des 
Klerus Grundsätze aufstellen, die der heutigen Ordnung der Gesellschaft wider- 
sprechen. Hiermit wird das friedliche Einvernehmen zwischen Kirche und 
Staat, zwischen Klerus und Laien, zwischen Katholiken und Andersgläubigen 
für die Zukunft ausgeschlossen. Angesichts der Verwirrung, welche durch 
diese neuen Lehren in der Kirche jetzt schon eingetreten ist und sich in der 
Zukunft voraussichtlich noch steigern wird, setzen wir in jene Bischöfe, welche 
diesen Lehren entgegengetreten sind und durch ihre Haltung auf der Ver- 
sammlung den Dank der katholischen Welt verdient haben, das Vertrauen 
und richten zugleich an sie die Bitte: dass sie in gerechter Würdigung der 
Noth der Kirche und der Bedrängniss der Gewissen auf das baldige Zustande- 
kommen eines wahren, freien und daher nicht in Italien, sondern diesseit 
der Alpen abzuhaltenden ökumenischen Concils mit den ihnen zu Gebote 
stehenden Mitteln hinwirken mögen. Im September 1870.“ 


v. Döllinger, Professor zu München; Reinkens, Professor der Kirchen- 
geschichte zu Breslau; Dittrich, Professor der "Moraltheologie zu Brauns- 
berg; Michelis, Professor der Philosophie zu Braunsberg; Knoodt, Professor 
der Philosophie zu Bonn; Mayer, Professor der Theologie zu Prag; Löwe, 
Professor der Philosophie zu Prag; Friedrich, Professor der Theologie zu 
München; Weber, Privatdocent. der Philosophie zu Breslau; Baltzer, Pro- 
fessor der Dogmatik zu Breslau; v. Schulte, Professor des kanonischen Rechts 
zu Prag. 
Nach anderen Nachrichten waren ausser diesen noch die Professoren 
der Theologie Reischl zu München und Langen und Reusch zu Bonn 


bei den Verhandlungen in Nürnberg zugegen. Welche andere katholische 
Docenten der Erklärung beigetreten sind, ist nicht bekannt geworden. 
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Schon Ende Juli erliess die Mehrzahl der Universitätsprofessoren in 
München den nachfolgenden Protest gegen die Beschlüsse des Vaticanums: 

„In Erwägung der offenkundigen Thatsachen: dass man den zum so- 
genannten vaticanischen Concil von 1869—1870 einberufenen Bischôfen die 
Hauptgegenstände der künftigen Berathung verheimlicht und dadurch die noth- 
wendige Vorbereitung unmôglich gemacht hat; dass — abgesehen von der 
erheblichen Bedenken unterworfenen Zusammensetzung der Versammlung — 
durch die octroyirte Geschäftsordnung jede wirkliche und völlig freie Debatte 
in den Sitzungen verhindert wurde; dass viele Mitglieder des Concils in un- 
bedingter Abhängigkeit von der römischen Propaganda standen und überdies 
sowohl vom Papst als auch von dessen Behörden in Rom ein empfindlicher mo- 
ralischer und physischer Druck auf die Bischöfe ausgeübt wurde; dass endlich 
— was unsere Hauptbeschwerde bildet — gerade die wichtigsten Beschlüsse 
nicht mit der zur Definition eines Dogma’s absolut erforderlichen moralischen 
Einstimmigkeit gefasst wurden, halten sich die Unterzeichneten in ihrem Ge- 
wissen für verpflichtet, freimüthig zu erklären, dass sie die vaticanische Ver- 
sammlung nicht als ein freies ükumenisches Concil anzuerkennen vermögen 
und ihren Beschlüssen keine Gültigkeit beilegen können, insbesondere dass sie 
den Satz von der persönlichen Unfehlbarkeit des Papstes als eine in der 
heiligen Schrift nicht begründete, sowohl der Tradition des kirchlichen Alter- 
thums als der Kirchengeschichte offen widersprechende neue Lehre verwerfen. 
München, Ende Juli 1870. Dr. Max v. Pettenkofer, zur Zeit Rector. 
Dr. v. Pözl, Prof. der Rechte und der Staatsw. Dr. Spengel, Prof. der 
Philologie. Dr. Cornelius, Prof. der Geschichte. Dr. Prantl, ord. Prof. 
der Philosophie. Dr. v. Gietl, ord. Prof. der medicinischen Klinik. Dr. W. 
Waagen, Privatdocent. Dr. Hofer, Privatdocent. Dr. N. Christ, Prof. der 
Philologie. Dr. Beckers, Prof. der Philosophie. Dr. Huber, Prof. der. 
Philosophie. Dr. J. A. Messmer, Prof. der christlichen Archäologie. Dr. 
v. Löher, Prof. der Länder- und Völkerkunde und der allgem. Literatur- 
geschichte. Dr. Söltl, Prof. der Geschichte. Dr. v. Rothmund sen., Prof. 
der Chirurgie. Dr. Amann, Privatdocent. Dr. B. v. Windscheid, Prof. der 
Rechte. Dr. Seitz, Prof. der Medicin. Konr. Hofmann, Prof. der ger- 
manischen und romanischen Philologie. Dr. Ernst Buchner, Prof. für ge- 
richtliche Mediein. Dr. v. Nussbaum, Prof. der Chirurgie. Dr. Jos. Berch- 
told, Prof. der Rechte. Dr. Herm. v. Sicherer, Prof. der Rechte. Dr. Mayr, 
ausserord. Prof. der Staatswissensch. Dr. Hauner, Honorarprofess. Dr. Kranz, 
Honorarprofess, Dr. Halm, Prof. der Philol. Dr. v. Siebold, Prof. der 
Zoologie. Dr. Buhl, Prof. der pathologischen Anatomie. Dr. Lindwurm, 
Prof. der Pathologie und Therapie. Dr. Mahir, Privatdocent. Dr. Koll- 
mann, Prof. der Mediein. Dr. Jos. Hofmann, Prof. der gerichtlichen Me- 
dicin, Dr. Mayr, Privatdocent. Dr. L. A. Buchner, Prof. der Pharmacie. 
Dr. Hermann Seuffert, Prof. der Rechte. Dr. G. Koch, Honorarprofess. 
Dr. Oertel, Privatdocent. Dr. Ditterich, Prof. der Mediein. Dr. Birkel, 
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Privatdocent. Dr. Stanger, Privatdocent. Dr. Radlkofer, Prof. der Botanik. Pr 
Dr. Zenger, Prof. der Rechte. Dr. Fraas, Prof. der Landwirthschaft.“ — Deutschland. 
Dazu erklärten Professoren der Universitäten Freiburg und Breslau ihre Zu- Anfang Dept. 
stimmung (Augsb. Allg. Zeit. 1870. No. 250) Lehrer der Gymnasien zu 
Koblenz, Köln, Breslau, Konitz, Archiv. f. kath. KR. N. F. 18, CXLIV. — 

Die Köln. Zeit. begann mit dem 15. September die Namen der den Protesten 
Beigetretenen zu verzeichnen. 


Nr. 4946. (211.) 


RÖMISCHE CURIE. Die Bulle ,Postquam Dei munere“. — Vertagung 
des vaticanischen Concils. — 


Lat. Orig. Vering. Archiv 1. c. Bd. XXIV. p. CLXX. 


Pius IX., Papst, zum ewigen Gedächtniss. Nr. 4946 

Nachdem Uns durch die Gnade Gottes gewährt worden, im vorigen Jahre das him’ Curie 
vaticanische Concil zu eröffnen, sahen wir, Dank der hohen Weisheit, Tugend und 2. Oct: 1870. 
Bemühung der aus allen Theilen der Welt zahlreichst hier eingetroffenen Väter, 
dies hochheilige und hochwichtige Werk in einer Weise fortschreiten, welche 
Uns die sichere Hoffnung gab, Wir würden so glücklich sein, - daraus jene 
Früchte zu ziehen, welche Wir zum Vortheil der Religion und zum Nutzen 
der Kirche Gottes und der menschlichen Gesellschaft von Herzen wünschten. 
Und in der That konnten, nachdem bereits vier Öffentliche und feierliche 
Sitzungen stattgefunden, heilsame und zeitgemässe Constitutionen in Glaubens- 
sachen mit Genehmigung des heiligen Concils von Uns festgestellt und pro- 
mulgirt werden; auch andere Gegenstände, theils aus dem Gebiete des Glaubens, 
theils aus dem der Kirchenzucht, wurden von den Vätern berathen und inner- 
halb kurzer Frist von der höchsten Kirchengewalt sanctionirt und verkündet. 
Wir gaben Uns dem Vertrauen hin, dass diese Arbeiten in Folge des all- 
gemeinen Eifers des Concils ihren Fortgang nehmen und zu einem erwünschten 
Ende geführt werden würden. 

Aber die kirchenräuberische Invasion dieser hehren Stadt, Unseres Sitzes, 
und des Restes der Provinzen Unseres weltlichen Reiches, durch welche gegen 
jedes Gesetz und mit unglaublicher Treulosigkeit und Verwegenheit die un- 
bestreitbaren Rechte Unserer Civilgewalt und des apostolischen Stuhles verletzt 
wurden, hat Uns in eine Lage gebracht, dass Wir, nach der unerforschlichen 
Fügung Gottes, feindlicher Gewalt und Herrschaft vollständig anheimgegeben 
sind Da Wir unter diesen beklagenswerthen Umständen vielfach im freien 
und ungeschmälerten Gebrauch Unserer obersten, Uns von Gott übertragenen 
Autorität gehindert sind, und da Wir erkennen, dass die Väter des vaticanischen 
Concils, solange die dermaligen Zustände fortdauern, nicht die nöthige Freiheit, 
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Sicherheit und Ruhe in dieser hehren Stadt haben würden, um mit Uns die 
Angelegenheiten der Kirche in geziemender Weise zu besorgen, und da Wir 
ferner nicht zugeben können, dass unter den grossen und allbekannten Cala- 
mitäten Europa’s so viele Oberhirten von ihren Kirchen abwesend seien: aus 
diesen Gründen vertagen Wir, indem Wir mit grossem Seelenschmerze die 
Dinge dahin gekommen sehen, dass das vaticanische Concil dermalen unmöglich 
länger förtgesetzt werden kann, nach reiflicher Erwägung, aus freiem Willen 
kraft Unserer apostolischen Gewalt dasselbe hiermit und erklären es vertagt 
bis zu einem gecigneteren Zeitpunkte, welcher vom apostolischen Stuhle wird 
bezeichnet werden, und bitten Gott, den Gründer und Hüter seiner Kirche, 
er möge schliesslich alle Hindernisse beseitigen und seiner vielgetreuen Braut 
so bald als möglich Frieden und Freiheit wiedergeben. 

Und weil man, je grösser und schwerer die Gefahren und Uebel sind, 
von denen die Kirche heimgesucht wird, um so mehr Tag und Nacht Gott, 
den Vater Unseres Herrn Jesu Christi, den Vater der Barmherzigkeit und den 
Gott aller Tröstung, mit Bitten und Gebeten anflehen muss, so wollen und 
befehlen Wir, dass alles, was Wir gelegentlich des Concils in Unserem aposto- 
lischen Schreiben vom 11. April v. J. festgesetzt und bestimmt haben, durch 
welches Wir einen vollkommenen Ablass in der Form eines Jubiläums allen 
Gläubigen ertheilten, in Kraft und Bestand bleibe, wie es in jenem Schreiben 
verordnet ist, gerade als ob das Concil noch fortdauerte. Dieses setzen Wir 
fest, verkünden es, wollen es und befehlen es, was auch immer dagegen ge- 
schehen mag, und erklären alles für null und nichtig, was man dagegen wissent- 
lich oder unwissentlich auf Grund irgend welcher Autorität auch zu thun sich 
unterfangen mag. 

Niemandem soll es daher erlaubt sein, diese Unsere Suspensions-Ver- 
kündigung, Unseren Willen, Befehl und Erlass enthaltenden Zeilen abzureissen 
oder denselben zu widersprechen; und wenn es Einer dennoch wagen würde, 
so soll er wissen, dass ihn dafür der Zorn des Allmächtigen Gottes und der 
hh. Apostel Petrus und Paulus treffen wird. 

Damit aber gegenwärtiges Schreiben Allen, die es angeht, bekannt werde, 
wollen Wir, dass es selbst oder Exemplare davon an den Thüren der latera- 
nensischen Kirche, der Basilika der Apostel und St. Maria Maggiore in Rom 
angeschlagen und verkündet werde, und dass es, solcher Gestalt angeheftet und 


“verkündet, Alle und Jeden, der es gesehen, verpflichte, als ob es Jedem von 


ihnen namentlich und persönlich bekannt gegeben worden wäre. 
Gegeben zu Rom bei St. Peter, unter dem Fischerring, am 20. October 
des Jahres 1870, im 25. Jahre Unseres Pontificats. 


N. Card. Paracciani-Clarelli. 
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Nr. 4947. (212) 


ITALIEN. Depesche des Ministers des Auswärtigen (Visconti-Ve- 
nosta) an die italienischen Gesandtschaften. — Verwahrung gegen die 
in der Vertagungsbulle behauptete Unfreiheit des Concils. 


Florenz, 22. October. 


Mein Herr! Sie sind im telegraphischen Wege benachrichtigt worden, Nr. 447 
dass die Sitzungen des Concils auf unbestimmte Zeit vertagt worden sind. Die Enr 
päpstliche Bulle, durch welche dieser Beschluss Sr. Heiligkeit zur Kenntniss 22. Oct. 1870. 
der Christenheit gebracht wurde, bezeichnet als Grund der Vertagung den 
Mangel an Freiheit, welchen das Concil in Folge der neuen Ordnung der 
Dinge in Rom zu ertragen haben würde. Bei aller Ehrfurcht vor der Ent- 
scheidung des heiligen Vaters bin ich indessen verpflichtet, zu erklären, dass 
nichts die Besorgnisse rechtfertigt, welche in der päpstlichen Bulle ihren Aus- 
druck gefunden haben. Es ist bekannt und offenkundig, dass der heilige Vater 
vollkommen frei ist, das Concil zu St. Peter oder in irgend einer anderen 
Dom- oder Pfarrkirche Roms oder Italiens zu versammeln, deren Wahl ganz 
dem Ermessen Sr. Heiligkeit verbleiben würde. Wir haben eine zu hohe 
Achtung für die Würdenträger der Kirche, aus denen das Concil zusammen- 
gesetzt ist, um zu glauben, dass politische Erwägungen irgend einen Einfluss 
auf ihre Beschlüsse haben könnten. Wir können daher die Annahme der 
Möglichkeit der Ausübung eines Einflusses auf eine so erhabene Versammlung 
als gerechtfertigt nicht anerkennen, und glauben, dass man’ wenig Gerechtigkeit 
dem Muth und der Würde ihrer Mitglieder zu Theil werden liesse, wollte 
man annehmen, dass eine politische Macht im Stande wäre, ihre Freiheit zu 
beeinträchtigen. 

Empfangen Sie etc. 

gez.: Visconti-Venosta. 





Nr. 4948. (213) 


PREUSSEN. Rescript des Cultusministers an den Senat der Univer- 
sität Bonn. — Erklärt das Vorgehen des Erzbischofes von Cüln gegen Bonner 
Professoren für ungesetzlich. 


Bereits am 24. October und wiederholt am 22. v. M. habe ich dem xr. 448 
Hrn. Erzbischof von Cöln zu erkennen gegeben, dass seine Verhandlungen mit , (> 
den betheiligten Professoren das rein kirchliche Gebiet insofern überschritten 30, Dec. ı 
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Nr. 4948 haben, als denselben unter Androhung von Maassregeln, welche ihre lehr- 
pou amtliche Thätigkeit berühren, das Versprechen abgefordert worden ist, bei 
90.Dec.1870. Ausführung ihres Lehramtes den auf dem Concil zu Rom jüngst gefassten 
Beschlüssen treue Folge zu leisten. Dem gegenüber habe ich daran erinnert, 
dass durch den $. 26 der nach vorgängigem Benehmen mit der Kirche erlassenen 
Statuten der katholisch-theologischen Facultät der Universität Bonn, und durch die 
demgemäss von den Lehrern dieser Facultät geleistete professio fidei Tridentina 
eine Norm für die Ausübung ihres Lehramtes gegeben ist, welche ohne Zu- 
stimmung des Staates nicht verändert werden kann. Ebenso habe ich erklärt, 
daran festhalten zu müssen, dass nach $. 4 Nr. 3 jener Statuten eine bischöf- 
liche Zurechtweisung von Mitgliedern der gedachten Facultät, auch in ihrer 
Eigenschaft als katholische Geistliche, nur mit Vorwissen des Staates eintreten 
darf. Der akademische Senat wird hieraus die Ueberzeugung gewinnen, dass 
auf Seiten der Staatsregierung ein Zweifel gegen die fortdauernde, durch die 
Verfassungsurkunde nicht veränderte Gültigkeit der Statuten der katholisch- 
theologischen Facultät nicht besteht, und dass die Staatsregierung die recht- 
liche Stellung der Professoren der katholischen Theologie in dem vom Staate 
ihnen anvertrauten Lehramte lediglich nach den vom Staate selbst sanctio- 

nirten gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen crmisst. 

30. December 1870. 
v. Mühler. 


Dieses Rescript erfolgte auf eine Eingabe des Senates der Universität 
Bonn, in welcher Beschwerde geführt wird über das Vorgehen des Erz- 
bischofes von Cöln gegen Professoren dieser Universität. Der Sachverhalt 
war folgender: Der Erzbischof stellte bald nach Verkündigung des Unfehlbar- 
keitsdogmas an die dem geistlichen Stande angehörenden Professoren das 
Verlangen, einen Revers auszustellen, in dem sie die Annahme dieses Dogmas 
zu erklären hätten. Die, welche sich dessen weigerten, wurden a sacris 
suspendirt und den Studirenden der Theologie der Besuch der Vorlesungen 
dieser Docenten verboten. — Ein gleiches Verbot erliess auch der Bischof 
von Paderborn für seinen Diöcesanklerus. S. Friedberg, Sammlung I. c. 
p. 161. 

Achnliche Maassregeln ergriff der Fürstbischof von Bresslau gegen die 
Docenten der katholisch - theologischen Facultät, welche die Nürnberger 
Erklärung unterzeichnet hatten. Der Cultusminister entschied, dass auch 
diese Maassregelung keinerlei Einfluss haben solle auf die Stellung und 
Rechte der dadurch betroffenen Docenten. S. Friedberg 1. c. p. 58. 161 £ 
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Nr. 4949. (214) 


BAYERN. Erlass des Staatsministers an den Erzbischof von Bam- 
berg. — Verweigerung des Placets für die Verkündigung des Unfehlbarkeits- 
dogmas. 


Der hochwürdigste Herr Erzbischof von Bamberg Michael von Deinlein 
hat in einer unmittelbar bei dem unterfertigten ktnigl. Staatsministerium ein- 


Nr. 4949 
um. 
Bayern. 


gereichten Vorstellung vom 25. Sept. v. J. unten bezeichneten Betreffs, unter ?2-Märzlöl. 


Bezug auf die Ministerialentschliessung vom 9. August v. J., das vaticanische 
Coneil betreffend, die Bitte gestellt: es möchte ihm zur Verkündigung und 
Erklärung der ersten dogmatischen Constitution de ecclesia Christi, edita in 
sessione quarta sacrosancti oecumenici concilii Vaticani, in seiner Diöcese die 
Mandesherrliche Erlaubniss ertheilt werden. So bereitwillig nun auch das 
unterzeichnete königl. Staatsministerium es anerkennt, dass der hochwürdigste 
Herr Erzbischof von Bamberg Michael v. Deinlein den in der allegirten Mi- 


nisterialentschliessung dargelegten verfassungsmässigen Standpunkt sich zur : 


Riclstschnur genommen hat, sieht sich dasselbe doch ausser Stande, seinem 
Gesuche eine Folge zu geben. Hierbei ist der ohne Zweifel sehr bedeutsame 
Umstand, dass von vielen competenten Stimmen gegen die Gtitigkeit und Recht- 
mässigkeit der Beschlüsse des vaticanischen Concils vom theologischen Stand- 
punkte aus gewichtige Bedenken geltend gemacht worden sind und fortwährend 
aufrecht erhalten werden, als auf kirchlichem Gebiete gelegen, nicht in erster 
Reihe entscheidend. Von durchschlagender Bedeutung ist dagegen der Um- 
stand, dass durch die bezeichnete dogmatische Constitution und die aus der- 
selben sich ergebenden Consequenzen nicht etwa bloss die inneren Verhältnisse 
der katholischen Kirche, sondern auch die zwischen Kirche und Staat, wie sie 
bisher in Bayern verstanden, gehandhabt und festgehalten worden sind, eine 
grosse und durchgreifende Veränderung erleiden. Nach Ansicht des unter- 
fertigten königl. Staatsministeriums steht unbestritten fest, dass, falls die in 
dieser Constitution definirte Machtstellung des Oberhauptes der katholischen 
Kirche auf gewissen Gebieten, welche übrigens bereits durch frühere päpst- 
liche Erlasse betreten worden sind, in der That verwerthet wird, Fundamen- 
talsätze des bayerischen Verfassungsrechtes in Frage gestellt und insbesondere 
die staatsbürgerlichen Rechte der Nichtkatholiken des Landes gefährdet werden. 
Zwar ist im Widerstreite mit der eben erwähnten Auffassung von manchen 
Seiten auf das entschiedenste betont worden, dass das neu definirte Dogma 
in strietester Weise auf das Gebiet des Glaubens und der Religionslehre ein- 
geschränkt sei und bleibe. Diese Behauptung kann aber ebensowenig wie 
die übrigen, von dem hochwürdigsten Herrn Erzbischof von Bamberg Michael 
v. Deinlein gegebenen mildernden Erläuterungen zu der mehrerwähnten Con- 
stitution eine ausreichende Beruhigung gewähren; denn es fehlt jede Garantie 
dafür, dass jenen vielfachen in früheren Zeiten erschienenen päpstlichen Kund- 
ar 





Nr. 4049 
(214). 
bayern. 

22.Märzi8il, 


Nr. 4950 
(215). 
Bayern. 
14. Aprill671. 
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gebungen, welche sich in einschneidender Weise auf das weltliche Gebiet er- 
strecken, fortan niemals jenes Gewicht beigemessen wird, welches den Aus- 
sprüchen des ex cathedra lehrenden Papstes zukommen soll, ebenso wie dafür, 
dass künftig keine Entscheidungen dieser Art mehr ergehen werden. Sodann ist 
auch das Gebiet des Glaubens und der Religionslehre nicht allenthalben fest 
genug abgegrenzt, als dass die Möglichkeit ausgeschlossen wäre, in dasselbe 
auch solche Fälle einzubeziehen, welche unzweifelhaft das weltliche Gebiet 
mitberühren. In Anbetracht dieser Erwägungen ist es dem unterzeichneten 
Staatsministerium unmöglich, in dem Eingangs erwähnten dogmatischen Decret 
einen rein geistlichen Gegenstand des Gewissens und der Religionslehre zu 
erblicken, welcher das weltliche Gebiet nicht berührt; vielmehr muss dasselbe 
die Meinung derjenigen theilen, welche darin eine wesentliche Alteration der 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche und eine Gefahr für die politischen 
und socialen Grundlagen des Staates erkennen. Unter solchen Verhältnissen 
würde sich die Staatsregierung aber dem Vorwurfe leichtfertiger Handhabung 
ihrer Obliegenheiten aussetzen, wenn sie durch Ertheilung des Placets zu den 
Beschlüssen des vaticanischen Coneils die Folgerung zuliesse, dass sie mit 
dem Jubalte und den Consequenzen der mehrgedachten Beschlüsse einverstagden 
sei. Das unterfertigte königl. Staatsministerium musste demzufolge zu dem 
oben bereits erwäknten Schlusse kommen, dass es ausser Stande sei, dem 
Eingangs angeführten Gesuche des hochwürdigsten Herrn Erzbischofes von 
Bamberg Michael v. Deinlein eine Folge zu geben. Die Berichtsbeilsgen 
folgen hierneben zurtick. 
München, den 22. März 1871. 
Auf Sr. königl. Majestät allerhöchsten Befehl. 
v. Lutz 
Trotz dieses Erlasses verkündete der Erzbischof dann doch das Dogma 
und schritt gegen Widerspänstige ein. S. Friedberg L c. p. 166 f. — Die 
übrigen Bischöfe Bayerns verkündeten das Unfehlbarkeitsdogma, ohne sich 
vorher an die Regierung wegen Ertheilung des Placets gewendet zu haben. 
S. Friedberg 1. c. Urk. CIII v. p. 165. 





Nr. 4950. (215.) 


BAYERN. Schreiben des Erzbischofes von München an den König. 
— Bitte, der altkatholischen Bewegung Einhalt zu gebieten. 


Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König! 
Allergnädigster König und Herr! 

Es sind nunmehr volle fünfzehn Jahre, seitdem durch die Allerhöchste 
Gnade Seiner Majestät des höchstseligen Königs Max IL ich ehrfurchtsvollst 
Unterzeichneter auf den erzbischöflichen Stuhl von München-Freising erhoben 
ward. So oft ich während dieser langen Zeit die Ehre hatte, meinem aller- 
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gnädigsten König und Herrn die von mir erlassenen Pastoralschreiben zu Nr. 49:0 
(215). 
überreichen, war es für mich stets ein angenehmes und freudiges Ereigniss. Rayern. 
Bei der Uebersendung meines heutigen Hirtenbriefes aber bin ich von namen- !*Apnills7l. 
losem Schmerze ergriffen. Denn die Veranlassung hierzu ist eine unendlich 
betrübende. Euere Königliche Majestät kennen sie. Es ist Allerhöchstden- 
selben bekannt, welche Dimensionen die Opposition gegen das vaticanische 
Concil und seine Beschlüsse angenommen, wie sie zur offenen Empörung gegen 
die Kirche und zur Leugnung ihres göttlichen Lehramtes sich ausgebildet. 
Es handelt sich nicht mehr um einzelne Persönlichkeiten, welche ihren kirch- 
lichen Pflichten untreu geworden, sondern ein Massenabfall von der katho- 
lischen Kirche und offene Verfolgung derselben ist es, die man provociren 
und mit allen möglichen Mitteln herbeiführen will. || Euere Majestät werden 
in Allerhöchstihrer warmen Begeisterung für den heiligen katholischen Glauben 
leicht ermessen, welch tiefe Betrübniss beim Anblick dieser kirchenfeindlichen 
Bewegung das Herz eines katholischen Bischofes erfüllen muss, und wie es 
seine heiligste Pflicht ist, Alles aufzubieten, um von der ihm anvertrauten 
Heerde das drohende Verderben abzuwehren. || In Erfüllung dieser meiner 
heiligsten Pflicht nahe ich mich heute dem Throne meines allergnädigsten 
Königs und Herrn mit der allerunterthänigsten Bitte: Euere Majestät wollen 
wie bisher so auch in den gegenwärtigen Tagen der Gefahr wirklich als 
oberster Schutz- und Schirmherr unserer heiligen Kirche Sich erweisen, wie 
Allerhöchstderen Durchlauchtigste Ahnen jeder Zeit es sich zu ihrer schönsten 
und erhabensten Aufgabe gemacht haben. || Die wahrhaft katholische Haltung 
und Gesinnung, welche Euere Majestät so oft an den Tag gelegt, und welche 
ich selbst so oft zu bewundern Gelegenheit hatte, kann und wird nicht zu- 
geben, dass die Existenz der Kirche in Bayern gefährdet, ihre verfassungs- 
mässigen Rechte beeinträchtigt werden. Es könnte ja dies nicht geschehen, 
ohne dass auch die ganze staatliche Ordnung in Frage gestellt würde. Die 
Verschtung und Zerstörung der kirchlichen Autorität zieht die der staat- 
lichen in nothwendiger Consequenz nach sich. Dafür ist die ganze Geschichte 
Zeuge und liefert selbst die Gegenwart die traurigsten Belege. Ich sehe des- 
wegen auch für mein heissgeliebtes Vaterland nur endlose Verwirrung und 
namenloses Unglück, wenn der gegenwärtigen Bewegung gegen die Kirche 
nicht Halt geboten und eine Grenze gesetzt wird. Das aber können und ver- 
mögen bei der gegenwärtigen Sachlage nur Euere Majestät. Nur Ein Wort 
aus Allerhéchstihrem Munde, und die so hochgehenden Wogen der Bewegung 
werden sich wieder legen, es wird wieder Ruhe und Friede zurückkehren, die 
für das Wohl eines Landes so nothwendig sind. || Dieses Wort allergnädigst 
aussprechen zu wollen, darum flehe ich heute am Throne Euerer Majestät im 
Interesse meines allergnädigsten heissgeliebten Königs, im Interesse meines 
theuren Vaterlandes, im Interesse der heiligen Kirche, meiner innigstgeliebten 
Erzdiöcese und des zeitlichen und ewigen Wohles von Millionen, darum flehe 
ich mit Inbrunst und Vertrauen. Dieses Wort des Friedens, welches Euere 
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In. ro Majestät sprechen, wird eine grosse, eine herrliche That sein Millionen von 
Bayern. Katholiken, ja die ganze Kirche wird dankbar Eucre Majestät dafür preisen 
3Aprili®?t. und den reichsten Segen des Himmels auf Bayerns katholischen König 


herabflehen. 
In tiefster Ehrfurcht geharrt 
Euerer Königlichen Majestät 
München den 14. April 1871. 
unterthänigst gehorsamster 
Gregorius, 
Erzbischof von München-Freising. 
Der im ersten Absatz dieses Schreibens allegirte Hirtenbrief beschäftigt 
sich mit einer Zurückweisung der Erklärung, welche Stiftspropst und Pro- 
fessor v. Döllinger über Aufforderung des Erzbischofes, sich den Beschlüssen 
des vaticanischen Concils zu unterwerfen, unter dem 28. März veröffentlicht 
hatte. Die Bedeutung, welche diese Aktenstücke für die altkatholische 
Bewegung hatten, rechtfertigt es wohl, wenn wir dieselben hier mittheilen. 


A. Erklärung des Stiftspropstes v. Döllinger vom 28. März 1871. 
Euere Excellenz haben mich in zwei Schreiben aufgefordert, mich über 


9. März). meine Stellung zu den von Ihnen verkündeten römischen Beschlüssen vom 


18. Juli 1870 zu erklären. |; Aus dem Kreise Ihres Domkapitels verlautet, 
dass Sie gesonnen seien, mit Straf- und Zwangsmitteln gegen mich vorzugehen, 
wie sie sonst nur gegen solche Priester, welche sich grober sittlicher Ver- 
gehen schuldig gemacht haben, und auch gegen diese nur in sehr seltenen 
Füllen, angewendet werden. Es sgll dies geschehen, wenn ich nicht in be- 
stimmter Frist meine Unterwerfung unter die beiden neuen Glaubensartikel 
von der Allgewalt und Unfchlbarkeit des Papstes erkläre. |iZugleich wird ver- 
sichert, dass in naher Zeit wieder eine Zusammenkunft und Berathung deutscher 
Bischöfe zu Fulda stattfinden werde. ‘| Als im Jahre 1848 eine Versammlung 
aller deutschen Bischöfe zu Würzburg gehalten wurde, erwies man mir die 
Ehre, mich zu derselhen einzuladen, und nahm ich an den dort gepflogenen 
Verhandlungen theil. Vielleicht könnten nun Euere Excellenz veranlassen, dass 
auch auf dieser bevorstehenden Versammlung mir, nicht etwa eine Theilnahme 
an den Berathungen, sondern nur ein geneigtes Gehör für wenige Stunden 
bewilligt würde. | Ich bin nämlich erbötig, vor der hohen Versammlung fol- 
gende Sätze zu erweisen, welche für die gegenwärtige Lage der deutschen 
Kirche und für meine persönliche Stellung von entscheidender Wichtigkeit 
sein dürften. Erstens: Die neuen Glaubensdecrete stützen sich zur Begründung 
aus der heiligen Schrift auf die Stellen Matth. 16, 18, Joh. 21, 17 und, was 
die Unfchlbarkeit betrifft, auf die Stelle Lukas 22, 32, mit welcher dieselbe, 
biblisch angesehen, steht und fällt. Wir sind nun aber durch einen feier- 
lichen Eid, welchen ich zweimal geleistet habe, verpflichtet, die heilige Schrift 
„wicht anders als nach dem einstimmigen Consensus der Väter anzunehmen 
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und auszulegen“. Die Kirchenväter haben alle, ohne Ausnahme, die fraglichen aid). 
Stellen in einem von den neuen Decreten völlig verschiedenen Sinn ausgelegt, Bayern. 
und namentlich in der Stelle Lukas 22, 32 nichts weniger als eine allen 8 Mara). 
Päpsten verliehene Unfehlbarkeit gefunden. Demnach würde ich, wenn ich 
mit den Decreten diese Deutung, ohne welche dieselben des biblischen Fun- 
daments entbehren, annehmen wollte, einen Eidbruch begehen. Dies vor den 
versammelten Bischöfen darzuthun, bin ich, wie gesagt, bereit. | Zweitens: In 
mehreren bischöflichen Hirtenbriefen und Kundgebungen aus der jüngsten Zeit 
wird die Behauptung entwickelt oder der geschichtliche Nachweis versucht, 
dass die neue zu Rom verkündigte Lehre von der päpstlichen Allgewalt über 
jeden einzelnen Christen und von der päpstlichen Unfehlbarkeit in Glaubens- 
entscheidungen in der Kirche von Anbeginn an durch alle Jahrhunderte hin- 
durch und immer allgemein, oder doch beinahe allgemein, geglaubt und gelehrt 
worden sei. Diese Behauptung beruht, wie ich nachzuweisen bereit bin, auf 
einer vollständigen Verkennung der kirchlichen Ueberlieferung im ersten Jahr- 
tausend der Kirche und einer Entstellung ihrer Geschichte; sie steht im 
Widerspruche mit den klarsten Thatsachen und Zeugnissen. || Drittens: Ich 
erbiete mich, ferner den Beweis zu führen, dass die Bischöfe der romanischen 
Länder, Spanien, Italien, Südamerika, Frankreich, welche in Rom die immense 
Mehrheit gebildet haben, nebst ihrem Klerus schon durch die Lehrbücher, 
aus welchen sie zur Zeit ihrer Seminarbildung ihre Kenntnisse geschöpft haben, 
bezüglich der Materie von der päpstlichen Gewalt irre geführt worden waren, 
da die in diesen Büchern angeführten Beweisstellen grossentheils falsch, er- 
dichtet oder entstellt sind. Ich will dies nachweisen: einmal an den beiden 
Hauptwerken und Lieblingsbüchern der heutigen theologischen Schulen und 
Seminarien, der Moral-Theologie der S. Alfons Liguori (speciell dem darin be- 
findlichen Tractate vom Papste) und der Theologie des Jesuiten Perrone, dann 
auch an den zur Zeit des Concils in Rom ausgetheilten Schriften des Erz- 
bischofes Cardoni und des Bischofes Ghilardi, sowie endlich an der Theologie 
des Wiener Theologen Schwetz. ;| Viertens: Ich berufe mich auf die That- 
sache und erbiete mich, sie öffentlich zu beweisen, dass zwei allgemeine Con- 
cilien und mehrere Päpste bereits im 15. Jahrhundert durch feierliche, von 
den Concilien verkündigte, von den Päpsten wiederholt bestätigte Decrete die 
Frage von dem Machtumfange des Papstes und von seiner Unfehlbarkeit ent- 
schieden haben, und dass die Decrete vom 18. Juli 1870 im grellen Wider- 
spruche mit diesen Beschlüssen stehen, also unmöglich verbindlich sein können. 
| Fünftens glaube ich auch dies beweisen zu können: dass die neuen Decrete 
schlechthin unvereinbar sind mit den Verfassungen der europäischen Staaten, 
insbesondere mit der bayerischen Verfassung, und dass ich schon durch den 
Eid auf diese Verfassung, welchen ich erst neuerlich wieder bei meinem Ein- 
tritt in die Kammer der Reichsräthe geschworen habe, mich in der Unmög- 
lichkeit befinde, die neuen Decrete und in deren nothwendiger Folge die 
Bullen Unam Sanctam und Cum ex apostolatus officio, den Syllabus Pius’ IX. 
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Nr. 40 und so viele andere päpstliche Aussprüche und Gesetze, die nun als unfehl- 


(215). 


bare Entscheidungen gelten sollen und im unauflöslichen Conflict mit den 


14-Apsill871 Stsatsgesctzen stehen, anzunehmen. Ich berufe mich in dieser Beziehung auf 


(28. Marz) 


“das Gutachten der juristischen Facultät in München und erbiete mich zu- 
gleich, es auf den Wahrspruch jeder deutschen Juristenfacultät, welche etwa 
Euere Excellenz mir bezeichnen würde, ankommen zu lassen.| Für die von mir 
vorgeschlagene oder vielmehr erbetene Conferenz stelle ich nur zwei Be- 
dingungen, die erste: dass meine Angaben mit den etwaigen Gegenreden zu 
Protokoll genommen und die Veröffentlichung desselben nachher gestattet 
werde; die zweite: dass einem wissenschaftlich gebildeten Manne meiner 
Wahl bei der Conferenz zugegen zu sein erlaubt werde. || Sollte dies in Fulda 
und vor den deutschen Bischöfen nicht erreichbar sein, so erlaube ich mir 
ehrerbietigst eine andere Bitte vorzutragen. Geruhen Euere Excellenz, aus 
Mitgliedern Ihres Domkapitels eine Commission zu bilden, vor welcher ich 
meine Sache in der eben bezeichneten Weise zu führen vermôchte. Mehrere 
dieser hochwürdigen Herren sind Doctoren und waren früher Professoren der 
Theologie, zugleich auch ehedem meine Schüler. Ich darf hoffen, dass es 
ibnen immerhin angenehmer sein wird, in einer ruhigen Besprechung mit mir 
zu verkehren, mich, wenn möglich, mit Gründen und Thatsachen zu wider- 
legen, als vom Richterstuhl herab geistliche Criminalsentenzen gegen mich zu 
entwerfen und sie dann Euerer Excellenz zur Fulminirung, wie man sagt, zu 
unterbreiten. Wollen Euere Excellenz selbst bei der Confererenz den Vorsitz 
führen und sich herablassen, mich bezüglich meiner etwaigen Irrthümer in 
Anführung und Auslegung von Zeugnissen und Thatsachen. zurechtzuweisen, so 
würde ich mir dies zu hoher Ehre rechnen, und könnte die Sache der 
Wahrheit dabei nur gewinnen. Und wenn Sie die Anwendung Ihrer oberhirt- 
lichen Gewalt an mir in Aussicht stellen, so darf ich mich doch wohl der 
Hoffnung hingeben, dass es das schönste, edelste und wohlthätigste; das am 
meisten Christus ähnliche Attribut dieser Gewalt sei, nämlich das Lehramt, 
welches Sie zunächst an mir zu üben vorziehen würden. Werde ich mit 
Zeugnissen und Thatsachen überführt, so verpflichte ich mich hiermit, öffentlich 
Widerruf zu leisten, alles, was ich über diese Sache geschrieben, zurückzu- 
nehmen und mich selber zu widerlegen. Für die Kirche und den Geister- 
frieden könnten die Folgen in jedem Falle nur erwünscht sein. Denn es 
handelt sich hierbei nicht bloss um meine Person. Tausende im Klerus. 


~~ 


Hunderttausende in der Laienwelt denken wie ich und halten die neueme = 


Glaubensartikel für unannehmbar. Bis heute hat noch kein einziger, selbs~ 


= 


von denen, welche eine Unterwerfungserklärung ausgestellt haben, mir gesagt=æ-…, 
dass er wirklich von der Wahrheit dieser Sätze überzeugt sei. Alle mein ay 
Freunde und Bekannten bestätigen mir, dass sie die gleiche Erfahrung macherar —, 
„Kein einziger glaubt daran“, höre ich Tag für Tag aus jedem Munde, Ein 
Conferenz wie die von mir vorgeschlagene und die Veröffentlichung des Protcmæ 9- 
kolls wird daher jedenfalls eine von Unzähligen erschnte höhere Klarheit g——e- 
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wahren. || Vielleicht werden Euere Excellenz mich auf den unter Ihrem Namen Nr. 4950 


(215). 


vor kurzem erschienenen Hirtenbrief als auf eine Quelle verweisen, aus der payor. 
ich hinreichende Belehrung und Berichtigung meiner Meinung schöpfen könnte; 14. April 1871 


aber ich muss bekennen, dass er gerade die entgegengesetzte Wirkung auf 
mich hervorgebracht hat, und ich mache mich anheischig, den Nachweis zu 
liefern, dass hier eine lange Reihe von missverstandenen, entstellten, verstüm- 
melten oder erdichteten Zeugnissen vorliegt, welche zusammen mit der Ver- 
schweigung gewichtiger Thatsachen und entgegengesetzter Zeugnisse ein der 
wirklichen Ueberlieferung völlig unähnliches Bild entwirft. Gewiss hat der- 
jenige, den Euere Excellenz mit dieser Aufgabe betraut haben, die Fälschungen 
nicht selber ersonnen, sondern sie aus gutem Glauben von Cardoni und An- 
deren entlehnt; sollte er jedoch gesonnen sein, seine Arbeit in der vor- 
geschlagenen Conferenz zu vertheidigen, so würde er mich bereit finden, binnen 
wenigen Stunden entweder meine Behauptung zu erhärten oder, falls mir dies 
nicht gelänge, ihm öffentliche Ehrenerklärung zu leisten. Nur die eine Be- 
dingung glaube ich bei der Tragweite der Sache stellen zu sollen: dass die 
königl. Staatsregierung ersucht werde, einen in geschichtlichen und kirchen- 
rechtlichen Materien bewanderten Staatsbeamten als Zeugen der Conferenz 
beiwohnen zu lassen. Da die Sache auch für alle Regierungen von hoher 
Bedeutung ist, so darf wohl angenommen werden, dass dies staatlicherseits 
nicht werde verweigert werden. || Es fehlt in vergangenen Zeiten der Kirche 
nicht an Thatsachen, welche zeigen, dass mein Vorschlag den Principien wie 
der Praxis der Kirche entspricht. So wurde im Jahre 411 eine Conferenz 
von 286 katholischen und 279 donatistischen Bischöfen in drei Sitzungen 
unter dem Vorsitze des kaiserlichen Staatsbeamten Marcellinus gehalten und 
die streitige Lehre von der Kirche durchgesprochen, worauf der letztere zu 
Gunsten der katholischen Bischöfe sich entschied. Im Jahre 1433 erschienen 
böhmische Calixtiner auf dem Concil zu Basel; ein schon 18 Jahre vorher 
auf der Constanzer Synode erlassenes Decret über die Communion unter einer 
Gestalt ward nun einer neuen Besprechung und Prüfung unterzogen, und die 
Folge waren die auch von dem päpstlichen Stuhl anerkannten Compactaten, 
welche den Böhmen ein sehr wichtiges und tiefgreifendes, dem älteren Be- 
schlusse derogirendes Zugeständniss machen. Noch grössere Aehnlichkeit mit 
der von mir vorgeschlagenen Verhandlung hat die in der französischen Ge- 
schichte so berühmte Conferenz zwischen dem Bischof Du Perron von Evreux 
und dem protestantischen Staatsmann und Gelehrten Du Plessis-Mornay, die 
im Jahre 1600 zu Fontainebleau auf Veranstaltung des Königs Heinrich IV. 
stattfand. Es handelte sich um den Nachweis, dass Mornay in seinem Buche 
von der Eucharistie eine beträchtliche Anzahl von Stellen gefälscht oder un- 
richtig angezogen habe. Heinrich führte selber den Vorsitz; die angesehensten 
Männer beider Kirchen waren als Zeugen gegenwärtig. Sie ward nach einigen 
Tagen, und nachdem eine Anzahl von Stellen, die Mornay angeführt hatte, 
geprüft worden war, durch die Krankheit des letztern unterbrochen, brachte 


(28. März). 
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Nr. 4950 jedoch auch so eine der katholischen Sache ungemein günstige Wirkung in 
Fous den damals so gespannten Gemüthern hervor. Hochwirdigster Erzbischof! Ich 
4. April 1871 stelle es ganz Ihrem Ermessen anheim, welche Form Sie der von mir ge- 
(2 Mars). wünschten und gewiss unzähligen Katholiken Deutschlands willkommenen Con- 
ferenz geben, welche Manner Sie noch zuzichen oder mir entgegenstellen 
wollen; an Theologen von Beruf, welche gewiss bereitwilligst Ihrer Einladung 
folgen werden, ist in Ihrer Didcese kein Mangel. Dass eine Glaubensfrage 
ebenso sehr Angelegenheit der Laien als der Geistlichen sei und auch jene 
einen Antheil an der wissenschaftlichen Erforschung und Constatirung der 
Tradition nehmen dürfen, zeigt die Praxis der Kirche und haben die Päpste 
und die Theologen anerkannt. Hier, wo es sich um geschichtliche Beweis- 
führung handelt, unterwerfe ich mich gern auch dem Urtheile der angesehensten 
Historiker deutscher Nation und katholischen Bekenntnisses. Männer wie 
Ficker, Reumont, Hôfler, Arneth, Kampschulte, Cornelius, Lorenz, Wegele, 
Aschbach mögen ihrerseits urtheilen, ob meine. Beweisführung kritisch und 
historisch richtig sei oder nicht. |. Euere Excellenz haben chedem mein Buch 
über das erste Zeitalter der Kirche, das apostolische, mit Ihrem Beifalle be- 
ehrt, und in Deutschland wurde es allgemein von katholischer Seite als eine 
treue Darstellung der Zeit der Grundlegung betrachtet; selbst aus dem jesui- 
tisch-ultramontanen Kreis ist kein erheblicher Tadel bekannt geworden. Wenn 
nun aber die neuen Decrete Wahrheit enthalten, dann trifft mich der Vor- 
wurf, die Geschichte der Apostel verkehrt dargestellt zu haben. Der ganze 
Abschnitt meines Buches über die Verfassung der ältesten Kirche, meine Dar- 
stellung des Verhältnisses, in welchem Paulus und die übrigen Apostel zu 
Petrus standen, das alles ist dann grundfalsch, und ich müsste mein eigenes 
Buch verdammen und bekennen, dass ich weder die Apostelgeschichte des 
Lukas noch die Briefe der Apostel verstanden habe. ; Die neuc vaticanische 
Doctrin legt dem Papste die ganze Fülle der Gewalt (totam plenitudinem po- 
testatis) über die ganze Kirche, wie über jeden einzelnen Laien, Priester, 
Bischof bei — eine Gewalt, welche zugleich die wahrhaft bischöfliche und 
wiederum die specifisch päpstliche sein soll, welche alles, was nur immer 
Glaube, Sitte, Lebenspflichten, Disciplin berührt, in sich begreifen soll, welche 
jeden, den Monarchen wie den Taglöhner, unmittelbar ergreifen, strafen, ibm 
gebieten und verbieten kann. Sorgfältig sind die Worte so gestellt, dass für 
die Bischöfe schlechterdings keine andere Stellung und Autorität, als die, welche 
päpstlichen Commissären und Bevollmächtigten zukommt, übrig bleibt. Damit 
ist denn, wie jeder Kenner der Geschichte und der Väter zugeben wird, der 
altkirchliche Episkopat in seinem innersten Wesen aufgelöst, und ein aposto- 
lisches Institut, dem nach dem Urtheile der Kirchenväter die höchste Be- 
deutung und Autorität in der Kirche zukommt, zu einem wesenlosen Schatten 
verflüchtigt. Denn zwei Bischöfe in demselben Sprengel, einen, der zugleich 
Papst ist, und einen, der bloss Bischof ist, wird doch Niemand für denkbar 
halten; ein päpstlicher Vicar oder Diöcesancommissär ist eben kein Bischof, 


Staat und Kirche. Vaticanisches Concilium. 331 


kein Nachfolger der Apostel; er kann durch die ihm von Rom verliehenen “a 
Gewalten sehr mächtig sein, solange sein Auftraggeber ihn eben walten lässt, Bayern. 
gleichwie auch ein von dem Papst mit einer Privilegienfülle susgestatteter ar" 
Jesuit oder Mendicantenmönch grosse Macht besitzt, und ich weiss wohl, dass 
in Rom den Bischöfen diese Aussicht auf Vergrösserung ihrer Macht eröffnet 
worden ist, dass man ihnen oft gesagt hat: je unwiderstehlicher der Papst ist, 
desto stärker werdet ihr sein; denn von seiner Machtfülle werden reiche 
Strahlen sich auf euch herabsenken. Die Bischöfe der Minorität haben das 
Täuschende dieser Verheissungen wohl durchschaut; sie haben, wie die officielle 
„Analytische Synopsis“ zeigt, wohl erkannt, dass sie, wenn der Universal- 
Episkopat des Papstes aufgerichtet sein werde, wohl noch kirchliche Würden- 
träger, aber keineswegs mehr wahre Bischöfe sein würden; Sie selber, Hoch- 
würdigster Herr! haben an der Deputation theilgenommen, welche am 15. Juli 
dem Papste die dringendsten Gegenvorstellungen machte — Vorstellungen, 
denen Herr v. Ketteler noch durch einen Fussfall Nachdruck zu geben ver- 
suchte. Bekanntlich sind diese Vorstellungen vergeblich geblieben. Der ganze 
Trost, der den um den Verlust ihrer altkirchlichen Würde trauernden Prälaten 
gespendet wurde, beschränkte sich darauf, dass im Decrete gesagt wurde: die 
bischöfliche Gewalt sei eine „ordentliche“ (nämlich eine potestas ordinaria 
subdelegata, wie die römischen Kanonisten sich auszudrücken pflegen), und der 
Papst rechne es zu seiner Aufgabe, sie zu unterstützen, was mit einem ver- 
stümmelten Ausspruche Gregors des Grossen belegt wurde — einer Stelle, die, 
wenn man sie nebst anderen vollständig angeführt hätte, freilich der Welt 
gezeigt haben würde, dass dieser Papst des siebenten Jahrhunderts einen solchen 
Universal-Episkopat, wie man ihn jetzt aufgerichtet hat, mit dem tiefsten Ab- 
scheu als eine blasphemische Usurpation von sich wegwies. |: Ueberhaupt hat 
es an Bitten, Vorstellungen, Warnungen vor dem Coneil und noch während 
desselben nicht gefehlt. Sie selbst, Hochwürdigster Herr, haben sich daran 
durch Unterschrift betheiligt. Die Bischöfe der Minorität haben in einer am 
12. Januar an den Papst gerichteten, auch von Ihnen unterzeichneten An- 
sprache erklärt: dass „die Aussprüche und Handlungen der Kirchenväter, die 
echten Urkynden der Geschichte und der katholische Lehrbegriff selbst ernste 
Schwierigkeiten darböten, welche der Proclamirung der Unfehlbarkeitslehre 
sich widersetzten“; Sie sind damals vor einer Erörterung dieser Schwierig- 
keiten, wie Sie sagen, erschrocken und haben den Papst gebeten, Ihnen die 
Nothwendigkeit einer solchen Berathung nicht aufzuerlegen, das heisst auf 
das Dogma seiner Unfehlbarkeit zu verzichten. Als aber der Papst darauf 
bestand, dass das Concil sich damit befasse, haben die deutschen Bischöfe am 
11. März eingehende Conferenzen über die Unfehlbarkeitsfrage, welche durch 
gewählte Deputationen beider Theile geführt würden, begehrt. Sie wurden 
nicht gestattet; es blieb bei den Reden in der allerdings jede geordnete Dis- 
cussion unmöglich machenden Aula. Wie unentbehrlich und dringendst ge- 
boten prüfende Conferenzen gewesen seien, dafür will ich hier nur ein Bei- 
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Nr. 450 spiel anführen. Eine beträchtliche Anzahl italienischer Bischöfe verlangte in 


einer nun gedruckten Eingabe, dass die päpstliche Unfehlbarkeit zum Glaubens- 


14.April187! satz erhoben werde, weil zwei Männer, welche beide Italiener und der Stolz 


der Nation seien, Thomas von Aquin und Alfons von Liguori, diese zwei hell- 
strahlenden Lichter der Kirche, so gelehrt hitten*). Nun war bekannt und 
von mir sowohl als von Gratry bereits erinnert worden, dass Thomas durch 
eine lange Reihe erdichteter Zeugnisse betrogen worden sei, wie er sich denn 
in der That für seine Lehre durchweg nur auf solche Fälschungen und nie 
auf echte Stellen der Väter oder Concilien beruft. Und was Liguori betrifft, 
so reichte ein Blick in seine Schrift hin, um einem kundigen Theologen zu 
zeigen, dass er cs noch schlimmer als Thomas mit gefälschten Stellen getrieben 
habe. Meine Hinweisung auf den Betrug, welchem Thomas unterlegen war, 
hatte in Rom grosses Aufschen erregt; der Verfasser einer in Rom damals 
verfassten und gegen mich gerichteten Schrift**) sagt: rings um ihn herum 
habe sich ein Geschrei darüber erhoben. Es wäre also unumgänglich noth- 
wendig gewesen, die Sache doch zu prüfen. Freilich würde diese Prüfung, 
wenn sie umfassend und gründlich angostellt worden wäre, sehr weit geführt, 
sie würde das Ergebniss geliefert haben, dass die Theorio der päpstlichen 
Unfehlbarkeit nur durch eine lange Kette berechneter Erdichtungen und Fäl- 
schungen in die Kirche eingeführt und dann durch Gewalt, durch ‘Unter- 
drückung der alten Lehre und durch die mannichfaltigen, dem Herrscher zu 
Gebote stehenden Mittel und Künste ausgebreitet und behauptet worden sei. 
So waren denn alle Bemühungen, Vorstellungen und Bitten vergeblich; nichts 
wurde bewilligt, und doch hatte man das Vorbild des sonst so oft angeführten 
Concils von Florenz vor Augen, wo die Behauptung der Griechen, dass man 
ihnen gefälschte Texte der Väter vorlege, zu monatelangen, mit grösster Sorg- 
falt angestellten Untersuchungen und Discussionen geführt hatte. Es ist Euerer 
Excellenz gewiss bekannt, dass man von jeher von einem wahren ökumenischen 
Concil, wenn es dogmatische Beschlüsse erlassen sollte, die genaueste und 
reifste Prüfung der Tradition als Bedingung des Geltens gefordert hat. Wie 
contrastirt auch das Verfahren zu Trient in diesem Punkte mit dem, was 1870 
in Rom geschah! Freilich hätte die Schrift des Erzbischofes Cardoni, welche 
in der Vorbereitungs-Commission schon angenommen war und nun auch den 
versammelten Bischöfen als Beweisführung gelten sollte, nicht eine Stunde 
lang die Prüfung ausgehalten. || Mir ist in der ganzen Geschichte der Kirche 
unter den als allgemein berufenen Concilien nur eines bekannt, auf welchem 
die Machthabenden, gleichwie auf dem jüngsten, jede gründliche Erörterung 
der Tradition verhindert haben, und das ist das zweite von Ephesus vom 
Jahre 549; dort, auf der sogenannten Räubersynode, geschah es mit Gewalt 


*) So die Sammlung officieller Actenstücke zum ökum, Concil, II. 158. 
**) De Romani Pontificis suprema potestate docendi. Disputatio theologica, Na- 
poli 1870, p. 50. In tota clamorum, quos circumcirca audimus, causa. 
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and tumultuarischer Tyrannei; auf dem vaticanischen war es die der Ver- 
sammlung auferlegte Geschäftsordnung, die päpstliche Commission und der 


Nr. 4950 
(215). 
Bayern. 


Wille der Majorität, welche es nicht zu einer ordentlichen und eindringenden '4-April 1871 


Prüfung kommen liessen. Sie würde allerdings sehr bedenkliche und missliebige 
Dinge zu Tage gefördert haben; aber sie hätte auch die Kirche vor einer 
Verwirrung, welche auch Ihnen beklagenswerth erscheint, bewahrt. Wenn Sie 
nun gleichwohl behaupten, dass die vaticanische Versammlung völlig frei ge- 
wesen sei, so nehmen Sie wohl das Wort „frei“ in einem Sinne, den man sonst 
in theologischen Kreisen nicht damit verbindet. Theologisch frei ist ein 
Concil nur dann, wenn freie Untersuchung und Erörterung aller Bedenken 
und Schwierigkeiten stattgefunden hat, wenn die Einwürfe zugelassen und 
nach den Regeln, welche die Ermittelung der Tradition erheischt, geprüft 
worden sind. Dass hierzu auch nicht der bescheidenste Anfang gemacht 
worden, dass in der That der immensen Majorität der Bischöfe aus den ro- 
manischen Ländern entweder der Wille oder die Einsicht mangelte, um Wahr- 
heit und Lüge, Rechtes und Falsches gehörig von einander zu sondern, das 
beweisen die Schriften, die in Italien erschienen und in Rom vertheilt wurden, 
wie z. B. die des Dominikaners und Bischofes von Mondovi, Ghilardi; das 
beweist ferner die Thatsache, dass Hunderte dieser Bischöfe sich auf die un- 
antastbare Autorität des Alfons Liguori stützen konnten, ohne zu erröthen. | 
Bekanntlich haben die Jesuiten, als sie den Plan fassten, den päpstlichen 
Absolutismus in Kirche und Staat, in Lehre und Verwaltung zum Glaubens- 
satz erheben zu lassen, das sogenannte sacrificio dell’ intelletto erfunden und 
ihre Anhänger und Jünger versichert, viele und darunter sogar Bischöfe auch 
wirklich überredet: die schönste Gott dargebrachte Huldigung und der edelste 
christliche Heroismus bestehe darin, dass der Mensch, dem eigenen Geistes- 
lichte der selbsterworbenen Erkenntniss und gewonnenen Einsicht entsagend, 
sich mit blindem Glauben dem untrüglichen päpstlichen Magisterium, als der 
einzigen sicheren Quelle religiöser Erkenntniss, in die Arme werfe Es ist 
diesem Orden allerdings in weitem Umfange gelungen, die Geistesträgheit in 
den Augen Unzähliger zur Würde eines religiös verdienstlichen Opfers zu 
erheben und mitunter selbst Männer, welche vermöge ihrer sonstigen Bildung 
zur Anstellung der geschichtlichen Prüfung wohl befähigt wären, zum Verzicht 
auf dieselbe zu bewegen. Aber die deutschen Bischöfe sind doch, soweit sich 
bier nach ihren Hirtenbriefen urtheilen lässt, noch nicht bis zu dieser Stufe 
der Verblendung herabgestiegen. Sie lassen auch der menschlichen Wissen- 
schaft, der menschlichen Prüfung und Forschung noch ihr Recht und ihre 
Wirkungssphäre. Sie berufen sich selber auf die Geschichte, wie eben auch 
der unter Ihrem Namen erschienene Hirtenbrief gethan. || In dem mir eben 
zugekommenen Pastoralschreiben des Herrn Bischofes Lothar v. Kübel in 
Freiburg heisst es S. 9: „Bekommt der Papst neue Offenbarungen? Kann er 
neue Glaubensartikel machen? Gewiss nicht. Er kann nur erklären, dass 
eine Lehre in der heil. Schrift und Ueberlieferung enthalten, also von Gott 


(28. März). 
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geoffenbart sei, und deshalb von Allen geglaubt werden müsse.“ Ich zweifle 
nicht, dass Euere Excellenz und die übrigen deutschen Bischöfe mit diesen 


4.April 1871 Worten einverstanden sind. Dann aber handelt es sich in der gegenwärtigen 


(28. März). 


verworrenen Lage der Kirche um eine rein geschichtliche Frage, welche denn 
auch einzig mit den hierfür zu Gebote stehenden Mitteln und nach den Regeln, 
welche für jede historische Forschung, jede Ermittelung vergangener, also der 
Geschichte angehöriger Thatsachen gelten, behandelt und entschieden werden 
muss. Es giebt hier keine besonderen geheimen Quellen, aus denen die 
Päpste allein zu schöpfen das Recht oder die Macht hätten. Papst und Bi- 
schöfe müssen sich hier nothwendig, so zu sagen, unter die Herrschaft des 
gemeinen Rechts stellen, des heisst, sie müssen, wenn ihre Beschlüsse Bestand 
haben sollen, jenes Verfahren anwenden, jenes Zeugenverhör mit der erforder- 
lichen Sichtung und kritischen Prüfung vornehmen, welches nach dem all- 
gemeinen Consensus aller in geschichtlichen Dingen urtheilsfähigen Menschen 
aller Zeiten und Völker allein Wahrheit und Gewissheit zu liefern im Stande 
ist. Zwei Fragen mussten also und müssen noch jetzt nach diesem Verfahren 
beantwortet werden. Erstens: Ist es wahr, dass die drei Aussprüche Christi 
über Petrus von Anfang an in der ganzen Kirche und durch alle Jahrhunderte 
hindurch in dem Sinne, welcher ihnen jetzt unterlegt wird, nämlich von einer 
allen Päpsten damit verliehenen Unfehlbarkeit und schrankenlosen Universal- 
herrschaft verstanden worden sind? Zweitens: Ist es wahr, dass die kirch- 
liche Ueberlieferung aller Zeiten in den Schriften der Väter und den That- 
sachen der Geschichte die allgemeine Anerkennung dieses päpstlichen Doppel- 
rechts aufweist? || Wenn diese Fragen mit Nein beantwortet werden müssen, 
so darf nicht etwa, wie Herr v. Kübel und andere thun, an den Beistand des 
heil. Geistes, der dem Papste zugesichert sei, und an den ihm deshalb ge- 
bührenden Glaubensgehorsam appellirt werden; denn ob er wirklich dieses 
Beistandes sich erfreue, das soll eben erst geschichtlich nachgewiesen werden. 
Wo ist dies bis jetzt geschehen? Nicht auf dem Concil; denn dort hat man, 
wie Cardoni’s Hauptschrift beweist, selbst Fälschungen nicht gescheut und eine 
völlig unwahre Darstellung der Tradition mit Verschweigung der schlagendsten 
Thatsachen und Gegenzeugnisse gegeben, und dies ist es cben, was zu be- 
weisen ich mich erbiete. Und hier bitte ich Encre Excellenz erwägen zu wollen, 
dass die Lehre, zu der wir uns jetzt bekennen sollen, nach der Natur der 
Sache, nach der eigenen Erklärung des Papstes, nach dem Geständnisse aller 
Infallibilisten, einen oder vielmehr den Fundamental-Artikel des Glaubens 
bildet; dass es sich direct um die regula fidei, um die Norm handelt, welche 
über das, was zu glauben oder nicht zu glauben sei, entscheiden muss. Künftig 
würde jeder katholische Christ auf die Frage, warum er dies oder jenes 
glaube, nur antworten können und dürfen: „Ich glaube es oder verwerfe es, 
weil der unfehlbare Papst es zu glauben oder zu verwerfen geboten hat.“ 
Dieses oberste Glaubensprineip darf, wie es nothwendig sonnenklar in der 
heil. Schrift verzeichnet sein müsste, niemals in der Kirche verdunkelt ge- 
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wesen sein; es muss in jeder Zeit, bei jedem Volke, wie ein hellleuchtendes an 
Gestirn die ganze Kirche beherrscht haben, muss an die Spitze alles Unter- Bayern. 
richts gestellt worden sein; und wir harren alle noch des Aufschlusses: wie !4-April 1871 
es denn zu erkliren sei, dass erst nach 1830 Jahren die Kirche auf den (25. Mare). 
Gedanken gekommmen sei, eine Lehre, welche der Papst in dem an Euere 
Excellenz gerichteten Schreiben vom 28. Oct. ipsum fundamentale principium 
catholicse fidei ac doctrinae nennt, zum Glaubensartikel zu machen. Wie ist 

es denn nur möglich gewesen, dass die Päpste jahrhundertelang ganzen Ländern, 
ganzen theologischen Schulen die Leugnung dieses fundamentalen Glaubens- 
satzes nachgesehen haben? Und war denn da eine Einheit der Kirche, wo 

man im Fundament des Glaubens selbst geschieden war? Und — darf ich 

es noch beifügen? — wie ist es denn gekommen, dass Euere Excellenz selber 

so lange und so beharrlich gegen die Verkündigung dieses Dogmas sich ge- 
sträubt haben? — Weil es nicht opportun sei, sagen Sie. Aber kann es 

denn jemals „inopportun“ sein, den Gläubigen den Schlüssel zum ganzen 
Glaubensgebäude zu geben, den Fundamental-Artikel, von welchem alle anderen 
abhängen, zu verkünden? Da stellen wir ja alle schwindelnd vor einem Ab- 
grunde, der sich am 18. Juli vor uns aufgethan hat. || Wer die ungeheuere 
Tragweite der jüngsten Beschlüsse ermessen will, dem ist dringend zu empfehlen, 

dass er immer das dritte Capitel des Concils-Decrets mit dem vierten gehörig 
zusammennehme, und sich vergegenwärtige, welch’ ein System der vollendetsten 
Universalherrschaft und geistlichen Dictatur uns hier entgegentritt. Es ist 

die ganze Gewaltfülle über die gesammte Kirche wie über jeden Einzelmenschen, 

wie sie die Päpste seit Gregor VII. in Anspruch genommen, wie sie in den 
zahlreichen Bullen seit der Bulle Unam Sanctam ausgesprochen ist, welche 
fortan von jedem Katholiken geglaubt und im Leben anerkannt werden soll. . 
Diese Gewalt ist schrankenlos, unberechenbar; sie kann überall eingrcifen, 

wo, wie Innocenz III. sagt, Sünde ist, kann jeden strafen, duldet keine Appel- 
lation und ist souveräne Willkür; denn der Papst trägt nach dem Ausdrucke 
Bonifacius’ VIII. alle Rechte im Schrein seiner Brust. Da er nun unfehlbar 
geworden ist, so kann cr im Momente, mit dem einen Würtchen „orbi“ (d. h. 

dass er sich an die ganze Kirche wende) jede Satzung, jede Lehre, jede 
Forderung zum untrüglichen und unwidersprechlichen Glaubenssatze machen. 

Ihm gegenüber besteht kein Recht, keine persönliche oder corporative Frei- 

heit, oder wie die Kanonisten sagen: das Tribunal Gottes und des Papstes ist 

ein und dasselbe. Dieses System trägt seinen romanischen Ursprung an der 

Stirn und wird nie in germanischen Ländern durchzudringen vermögen. Als 
Christ, als Theologe, als Geschichtskundiger, als Bürger kann ich diese Lehre 

nicht annehmen. Nicht als Christ: denn sie ist unverträglich mit dem Geiste 

des Evangeliums und mit den klaren Aussprüchen Christi und der Apostel; 

sie will gerade das Imperium dieser Welt aufrichten, welches Christus ab- 
lehnte, will die Herrschaft über die Gemeinden, welche Petrus Allen und sich 
selbst verbot. Nicht als Theologe: denn die gesammte echte Tradition der 
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Kirche steht ihr unversöhnlich entgegen. Nicht als Geschichtskenner kann 
ich sie annehmen: denn als solcher weiss ich, dass das beharrliche Streben, 
diese Theorie der Weltherrschaft zu verwirklichen, Europa Ströme von Blut 
gekostet, ganze Länder verwirrt und heruntergebracht, den schönen organischen 
Verfassungsbau der älteren Kirche zerrüttet und die ärgsten Missbräuche in 
der Kirche erzeugt, genährt und festgehalten hat. Als Bürger endlich muss 
ich sie von mir weisen, weil sie mit ihren Ansprüchen auf Unterwerfung der 
Staaten und Monarchen und der ganzen politischen Ordnung unter die päpst- 
liche Gewalt und durch die eximirte Stellung, welche sie für den Klerus 
fordert, den Grund legt zu endloser verderblicher Zwietracht zwischen Staat 
und Kirche, zwischen Geistlichen und Laien. Denn das kann ich mir nicht 
verbergen, dass diese Lehre, an deren Folgen das alte deutsche Reich zu 
Grunde gegangen ist, falls sie bei dem katholischen Theil der deutschen 
Nation herrschend würde, sofort auch den Keim eines unheilbaren Siechthums 
in das eben erbaute ncue Reich verpflanzen würde*). — Genehmigen etc. 
München, 28. März 1871. 
J. v. Döllinger. 


Nach dem Erscheinen dieser Erklärung verbot der Erzbischof von 
München den Theologen den Besuch der Vorlesungen Dollinger’s und 
Friedrich’s, also der Professoren der Münchener theologischen Facultät, 
welche sich weigerten, die Beschlüsse des vaticanischen Concils anzuerkennen. 
Ueber Beide wurde dann unter dem 17. u. 18. April von Seiten des Erz- 
bischofes die Excommunication ausgesprochen. — Die hier nicht mitgetheilten 
Actenstücke über diesen Conflict s. Friedberg L c. p. 168 ff. Daselbst 
auch p. 187 ff. einige der an Döllinger gerichteten Zustimmungsadressen, 
und Urk. CVIII die höchst beachtenswerthe Erklärung Professor Friedrich's 
vom 27. April über dessen Stellung zu den vaticanischen Beschlüssen. 


B. Hirtenbrief des Erzbischofes von München gegen Döllinger. 


Gregorius, durch Gottes Barmherzigkeit und des heiligen apostolischen 
Stuhles Gnade Erzbischof von München und Freising, Hausprälat und Thron- 
Assistent Sr. päpstlichen Heiligkeit etc, dem gesammten ehrwürdigen Klerus. 
und allen Gläubigen des Erzbisthums Gruss und Segen in dem Herrn! Der— 
Stiftspropst und Professor der Theologie Dr. v. Düllinger hat am 28. März d. J 
eine Erklärung über seine Stellung zum allgemeinen vaticanischen Coneil un 
zu dessen bisherigen Beschlüssen an Uns gerichtet, welche er gleichzeitig auck— 


*) So eben lese ich in dem officicllen Organe der römischen Curie und der Jesuite—= 
in der „Civiltä“ vom 18. März 1871, p. 664: „Der Papst ist oberster Richter de 
bürgerlichen Gesetze. In ihm laufen die beiden Gewalten, die geistliche und die wel —æ 
liche, wie in ihrer Spitze zusammen; denn er ist der Stellvertreter Christi, welchem 
nicht nur ewiger Priester, sondern auch König der Könige und Herr der Herrschende — 
ist“ — und gleich nachher: „Der Papst ist kraft seiner hohen Würde auf dem Gipa=~< 
beider Gewalten,* 
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der Augsburger „Allgemeinen Zeitung“ zur Verfügung stellte. Hier ist sie a 5. 
auch bereits (Ausserord. Beilage No. 90 vom 31. März d. J.) veröffentlicht Bayern. 
worden. Diese Veröffentlichung zwingt Uns, den chrwürdigen Klerus und die "Are 
Gläubigen Unseres Erzsprengels öffentlich und nachdrücklich auf die Haupt- “An. 
irrthümer aufmerksam zu machen, welche in diesem höchst beklagenswerthen 
Actenstück enthalten sind und den Verfasser, falls er sie beharrlich festhält, 
von der katholischen Kirche absondern. 1) Der Verfasser verlangt, dass ihm 
gestattet werde, in einer Versammlung von Bischöfen oder Theologen den Be- 
weis zu liefern, dass die Glaubensdecrete der IV. Sitzung des vaticanischen 
Coneils weder in der heiligen Schrift, wie sie die Kirchenväter verstanden, 
noch in der Ueberlieferung, nach ihrer echten Geschichte, enthalten seien, dass 
letztere vielmehr durch erdichtete oder entstellte Urkunden gefälscht worden sei 
und dass die nämlichen Decrete im Widerspruch mit älteren kirchlichen Ent- 
scheidungen stehen. Nun liegt aber hier nicht etwa eine Frage vor, welche 
erst zu entscheiden, darum zuvor sorgfältig zu prüfen wäre. Die Sache ist 
bereits entschieden; ein allgemeines, rechtmässig berufenes, frei versammeltes, 
vom Oberhaupt der Kirche geleitetes Concil hat nach sorgfältiger Prüfung die 
katholische Lehre vom Primat des römischen Papstes erläutert, formulirt und 
definirt. Jeder katholische Christ weiss nun, was die Kirche zu glauben vor- 
stell. Die Kirche, welcher Jesus Christus seinen Beistand verheissen hat bis 
an das Ende der Zeiten, kann uns nichts anderes zu glauben gebieten, als das, 
was Gott selbst geoffenbart hat. Wer darum dem Ausspruche der Kirche 
sich widersetzt, der widersetzt sich Gott. „Wer die Kirche nicht hört, der 
sei dir wie ein Heide und ein öffentlicher Sünder.“ Matth. 18, 17. ®) Der 
Verfasser behauptet, dass es sich hier „um eine rein geschichtliche Frage 
handle, welche denn auch einzig mit den hiefür zu Gebote stehenden Mitteln 
und nach den Regeln, welche für jede historische Forschung, jede Ermittlung 
vergangener, also der Geschichte angehöriger Thatsachen gelten, behandelt und 
entschieden werden müsse.“ Dadurch ist aber die historische Forschung über 
die Kirche gestellt; es werden die Entscheidungen der Kirche dem letzten und 
entscheidenden Urtheile der Geschichtschreiber preisgegeben; es wird dadurch 
das göttliche verordnete Lehramt in der Kirche beseitigt und alle katholische 
Wahrheit in Frage gestellt. Möge die Wissenschaft immerhin an die katho- 
lischen Glaubenslehren hintreten und sie mit allen menschlichen Mitteln prüfen, 
sie werden in jeder Feuerprobe bestehen. Die Wissenschaft des Unglaubens 
aber mag sich aufbäumen gegen Gott und seine Offenbarung, gegen die Kirche 
und ihre Glaubensdecrete: sie wird nie und nimmer den Felsen, auf den der 
Herr seine Kirche gebaut hat (Matth. 16, 18), zu erschüttern vermögen. 3) Der 
Verfasser erklärt, dass die Decrete vom 18. Juli v. J. „schlechthin unvereinbar 
seien mit den Verfassungen der europäischen Staaten, insbesondere mit der 
bayerischen Verfassung“, ja „dass diese Lehre, an deren Folge das alte deutsche 
Reich zu Grunde gegangen sei, falls sie bei dem katholischen Theil der deutschen 


Nation herrschend würde, sofort auch den Keim eines unheilbaren Siechthums 
Staatsarchiv XNIV. Kirchl. Actenstücke. (II.) 22 
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u 2. in das eben erbaute neue Reich verpflanzen würde“. Gegen diese gänzlich 
Bayern, irrthümliche Unterstellung und sehr gehässige Anklage protestiren Wir hier- 
14 April1871 durch mit lautester Stimme und erklären sie als eine unbegründete Verdächtigung 
& AP ger katholischen Kirche, ihres Oberhauptes, ihrer Bischöfe und ihrer simmt- 
lichen Glieder, welche nie aufhören werden, „dem Kaiser zu geben was des 
Kaisers ist und Gott was Gottes ist“. Mattlı. 22, 21. Geliebteste Diöcesanen! 

Die Anschauungen, Grundsätze und Urtheile, welche in diesem Actenstücke 
vorgebracht werden, und von denen wir euch nur die namhaftesten bezeichnet 

haben, sind seit der Ankündigung des vaticanischen Concils bis jetzt in vielen 
Büchern, Zeitschriften und Tagesblättern mit unchristlicher Leidenschaft und 
Bitterkeit verbreitet worden. Es wird jetzt leider durch eben dieses Acten- 

stück dic längst gehegte traurige Vermuthung zur höchsten Wahrscheinlichkeit 
gesteigert, dass der Verfasser dieser Erklärung das geistige Haupt der ganzen 

gegen das vaticanische Concil ins Werk gesetzten Bewegung gewesen ist, 
welche so viele Verwirrung der Geister und Beunruhigung der Gewissen er- 

zeugt hat. Die ebenso zahlreichen Gegenschriften und Widerlegungen fanden 

leider in diesen kirchenfeindlichen Kreisen kein Gehör. Nunmehr aber ge- 
staltet sich die Sache durch das offene Hervortreten eines bis dahin höchst 
verdienten und in der Kirche wie im Staate hochgestellten Mannes zu einem 
förmlichen Aufruhr gegen die katholische Kirche. Geliebteste Diöcesanen! 

Wir sind Uns unserer oberhirtlichen Amtspflicht wohl bewusst und haben 
darum nicht gesäumt, diese ernsten und warnenden Hirtenworte an euch zu 
richten, sowie andere augenblicklich nöthig gewordene Anordnungen zu treffen. 

Die weiteren Schritte, welche Wir zu thun verpflichtet sind, werden nicht 
minder die für die Kirche in Deutschland drohende Gefahr als die Liebe zu 

dem irrenden Mitbruder im Auge behalten. Wir werden „das geknickte Rohr 

nicht zerbrechen und den glimmenden Docht nicht auslöschen“. Matth. 12, 20. 

Wir werden aber auch unsere theure Ileerde vor Irrthum und Verführung zu 
schützen wissen. Unseren hochwürdigen Diöcesanpriestern rufen Wir zu mit 
Paulus: „O Timotheus, bewahre was dir anvertraut ist, hüte dich vor unhei- 

ligen Wortneuerungen und den Widersprechungen der fälschlich so genannten 
Wissenschaft, zu welcher einige sich bekannten und vom Glauben abgefalleu 

sind.“ 1. Timoth. 6, 20. 21. Alle aber, geliebteste Diöcesanen, betet für 

das schwergefährdete Seelenheil des Verfassers jener glaubenswidrigen Er- 
klärung, betet für die heilige Kirche in unserem theueren deutschen und 
bayerischen Vaterlande, betet für eueren tiefbekümmerten Oberhirten, der euch 

segnet im Namen des Vaters, des Sohnes und des heiligen Geistes, Amen. 
Gegenwärtiges Hirtenschreiben ist nach Bedürfniss den Gläubigen von der 
Kanzel mitzutheilen. Gegeben zu München, am Palmsonntag des Jahres 1871. 


+ Gregorius, Erzbischof von München-Freising. 
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Nr. 4951. (216. 


DEUTSCHLAND. Hirtenbrief der deutschen Bischöfe über die Be- 
schlüsse des vaticanischen Concils. 


Die unterzeichneten Bischöfe entbieten den Gläubigen Gruss und Segen 
im Herrn! 


In Folge der Beschlüsse des vaticanischen Concils hat namentlich in 
Deutschland manche Geister eine grosse Bewegung ergriffen. Während das 
gläubige katholische Volk überall mit freudiger Bereitwilligkeit den Ent- 
scheidungen der allgemeinen Kirchenversammlung sich unterworfen hat, finden 
wir in jenen Kreisen der Gesellschaft, welche auf ein höheres Maass von 
Bildung Anspruch machen, vielfach Abneigung und Befremdung Angesichts der 
verkündigten Concilsbeschlüsse, insbesondere über das unfehlbare Lehramt des 
Papstes. In dem der Kirche feindlichen Lager aber hat sich eine heftige und 
weit verbreitete Agitation erhoben, um die Kirche zu schmähen, zu verleumden, 
in Fesseln zu schlagen und selbst zu vernichten, wenn die Macht der Menschen 
vermöchte, was selbst den Pforten der Hölle nimmer gelingen wird. Woher 
diese Erscheinung? Die Wissenschaft in Deutschland hat vielfach auch auf 
dem Gebiete der Theologie in neuerer Zeit Wege betreten, welche sich mit 
em Wesen des wahren katholischen Glaubens nicht vereinigen lassen. Diese 
wissenschaftliche Richtung, welche sich von der Auctorität der Kirche los- 
gesagt hat und nur an ihre eigene Unfehlbarkeit glaubt, ist unverträglich mit 
dem katholischen Glauben. Sie ist ein Abfall von dem wahren Geiste der 
Kirche, indem sie dem Geiste einer falschen Freiheit huldigt, welcher dem 
Glauben an die göttliche in der Kirche durch den heiligen Geist wirksame 
Lehrauctorität persönliche Ansichten und Meinungen vorzieht. Erscheint es nicht 
solchen Thatsachen gegenüber jetzt als ein Werk der göttlichen Vorschung, 
dass gerade in unserer Zeit, wo die sogenannte freie theologische Wissenschaft 
so hoch ihr Haupt erhoben hat, das Dogma von dem unfehlbaren Lehramte 
des obersten Hirten und Lehrers der Kirche, welches mit jener falschen Richtung 
in der Theologie im schroffsten Gegensatze steht, verkündigt worden ist? Was 
würde woll auf die Dauer aus dieser sogenannten freien Wissenschaft auf dem 
Boden der katholischen Theologie geworden sein, wenn nicht das vaticanische 
Coneil jenen Prüfstein der Geister aufgestellt hätte, an dem der vernunftstolze 


Dünkel der sich selbst für unfehlbar haltenden Wissenschaft sich” gebrochen ' 


und an dem nicht minder jene beklagenswerthe Leichtfertigkeit unserer Zeit 
offenbar werden musste, welche die sogenannte öffentliche Meinung wie ein 
höchstes Orakel auch in Sachen der übernatürlichen Ordnung anbetet, während 
sie das von Gott. gesetzte Lehramt der Kirche verachtet. Der ganze Episkopat, 
alle Nachfolger der Apostel, zu welchen der göttliche Heiland gesagt hat: 


2)° 
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„Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an das Ende der Welt“*) und „wer 
euch höret, der höret mich, und wer euch verachtet, der verachtet mich“**), 
sie sind einig, nachdem Petrus gesprochen ha 





Sie alle stehen auf diesem 








Felsengrunde der Kirche, von welchem sich Niemand trennen kann, wer immer 
zu der Heerde Jesu Christi gehören will. | Indem wir daher, in dem Herrn. 
Geliebte, in innigster Gemeinschaft mit dem ganzen Episkopate der katholischen 
Welt unsere volle Zustimmung und Unterwerfung unter alle und jede Beschlüsse 

des vaticanischen Coneils hierdurch einstimmig erklären, protestiren wir zugleich 

mit aller Entschiedenheit gegen die Behauptung, als sei dadurch eine neue, in 

der uralten Ueberlieferung der Kirche nicht enthaltene Lehre verkündigt worden, 
oder als sei durch die verkündigte Lehre von dem unfehlbaren Lehramte und 
der Amtsgewalt des Papstes das Verhältniss der Kirche zum Staate geändert 
gar der Staatsgewalt gefährlich geworden. Gleichzeitig warnen wir alle >= 
er der uns von Gott anvertrauten Heerden vor den Gefahren der be — 
cten Irrwege, welche von der Gemeinschaft der heiligen Kirche trenneım _ 
Wir ermahnen alle Gläubigen anf das eindringlichste ‘zum treuen und stand — 
haften Festhalten an dem Glauben unserer Mutter, der heiligen katholische xa 
Kirche, welehe nach dem Worte des Apostels eine Säule und Grundfeste de- a> 
Wahrheit ist. Wir fordern sie auf zum andichtigen und heharrlichen Gebe € «> 
für Alle, die da wanken und irren im Glauben. Bei dieser Gelegenheit könn «> 21 
wir nicht umbin, ench Alle, in Christo Geliebte, zum fortgesetzten Gebete Pia r 
das thenere Oberhaupt unserer heiligen Kirche zu ermahnen, welches 10 Dh 
fangener im eigenen Hause der nöthigen Freiheit zur Au =- 
hen Amtes entbehrt. Noch immer sind die Provinze=n 
trbtheils Petri mit der Stadt Rom selber in der Gewalt derjenigen, wele Bae 
Kirche nnd ihrem Oberhaupte durch die rechtloseste und schmithlichss te 
Gevaltthat geranbt halen und bis zur Stunde fortfahren, die heilige Kire Re 
in Rom ihrer Güter und jener frommen Anstalten, deren viele seit Jahrhum u- 
derten zum Heile der ganzen Christenheit von den Päpsten errichtet word en 
sind, zu beranben. || Zu Florenz sind unlängst sogenannte Garantie-Gesetze 1» e- 
rathen und beschlossen worden, welche vorgeblich die Freiheit und Unabhäng 
keit des päpstliehen Stuhles verbürgen sollen. A nünftiger glauzmcht 
daran, dass solche Gesetze von der italienischen Ri che fortwähre ud 
die Rechte der Kirche und des heiligen Stuhles mit Füssen tritt, werden bec._æb- 
achtet werden, Jene Berathnng und Beschliessung erscheint wie ein Tragspia tb 
welches den verübten Raub bese] gen soll. Sollten jene Gesetze aber aus ch 
wirklich beobachtet wi U duch Niemand glauben, dass dadurch d «m 
ben Papste die zur Ansühnng seines apostolischen Amtes durchaus no #h- 
ige Freiheit md Unabhängigkeit, welehe er mit seiner souveränen für” st 
cht verloren hat, wiedergegeben oder ersetzt werden könnte, Di «St 
eit und Unabhängigkeit kann ihm nach menschlicher Einsicht nnr naeh 
*) Matth, ANVI 2), 

*+ Lue. N. 16, 
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die Zurückgabe dieser ohne jeden Schein von Recht geraubten Macht zurück- Nr. ne 
erstattet werden. Das zu verlangen, ist ein Recht und cine Pflicht aller Ka- D nd 
tholiken der ganzen Welt. Dass diese Wiedererstattung aber geschehen werde, Mai 1871. * 
das hoffen wir zunächst von Gottes Fürsorge, welche in der Geschichte von 
bald zweitausend Jahren sich ja so oft in wunderbarer Weise an unserer hei- 
ligen Kirche bewährt und das Schifflein Petri aus Wind und Wellen gerettet 
hat. || Nach wenigen Wochen, am 16. Juni dieses Jahres, wird, so Gott will, 
unser heiliger Vater, Pius IX., den 25. Jahrestag seiner Erwählung zur päpst- 
lichen Würde erleben — ein Ereigniss, welches seit den Tagen des ersten 
Papstes, des heiligen Apostelfürsten Petrus, nicht wieder eingetroffen ist und 
chon deshalb mit ganz besonderer Theilnahme in der katholischen Welt ge- 
eiert werden wird. || Zwar lässt die gegenwärtige Lage des seiner Freiheit be- 
aubten, mit Leiden und Trübsalen überhäuften Papstes es nicht angemessen 
rscheinen, den bevorstehenden Jubeltag als ein Freudenfest im vollen Sinne 
es Wortes zu feiern; aber er wird allen wahren Kindern der Kirche eine 
“illkommene Gelegenheit darbieten, abermals die in ihren Herzen lebendige 
ınere Verehrung und kindliche Anhänglichkeit an den chrwürdigen Jubelgreis 
undzugeben, welcher nun schon seit mehr als 50 Jahren des Priesterthums 
Vürde und Bürde getragen und seit 25 Jahren mit solcher apostolischen 
debe und Treue, mit solcher Glaubensfestigkeit und Unerschrockenheit, unter 
mmerwährenden Stürmen und Widerwärtigkeiten das Amt des Statthalters 
'esu Christi verwaltet und so Vieles und Grosses zur Ehre Gottes vollbracht 
ind geduldet hat. Gebete und Opfer werden die würdige Feier dieses Tages 
‚usmachen — Gebete des Dankes für alles, was Gott durch Pius IX. in seiner 
xirche gewirkt hat; heisse Bitten zum Allmächtigen um Abkürzung der gegen- 
wartigen Trübsal; Opfer der Liebe endlich für das aller seitherigen Hilfsmittel 
beraubte Oberhaupt der Kirche. Um hierin den Wünschen der Gläubigen zu 
entsprechen, haben wir theils durch besondere Erlasse in allen Pfarrgemeinden 
der uns anvertrauten Diöcesen am Tage der päpstlichen Jubelfeier ausser- 
ordentliche Andachten sowie eine Sammlung von Liebesgaben für den heiligen 
Vater angeordnet, theils werden wir noch solche Anordnungen treffen und laden 
alle Gläubigen angelegentlichst ein, sich an diesen Andachten und an diesem 
Opfer der Liebe eifrig zu betheiligen und überdies für die grossen Anliegen 
les heiligen Vaters, welche zugleich die Anliegen der ganzen Kirche und aller 
Xatholiken sind, eine heilige Communion mit recht würdiger Vorbereitung zu 
‘mpfangen und aufzuopfern. Wir sprechen schliesslich den Wunsch aus, dass 
lie Gläubigen auch die ihnen etwa anderweitig dargebotene Gelegenheit, dem 
ein Jubelfest feiernden Vater der Christenheit ihre Theilnahme und Liebe zu 
»eweisen, nach Möglichkeit benutzen wollen, um dem crhabenen Dulder in den 
Lagen seiner gegenwärtigen Bedrängniss Trost und Freude zu bereiten. |, Der 
Segen des Allmächtigen und die Gnade des heiligen Geistes sci und bleibe 
mit euch Allen! 

Im Monat Mai 1871. 
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+ Gregor, Erzbischof von München und Freising. + Michael, Erzbischof von 
Bamberg. + Paulus, Erzbischof von Cüln. + Heinrich, Fürstbischof von Breslau. 
+ Heinrich, Bischof von Passau. + Peter Joseph, Bischof von Limburg. 
+ Christoph Florentinus, Bischof von Fulda. + Wilhelm Emanuel, Bischof 
von Mainz. + Ludwig, Bischof von Leontopolis i. p. i., apostol. Vikar im 
Königreiche Sachsen. + Conrad, Bischof von Paderborn. + Johann, Bischof 
von Culm. + Ignatius, Bischof von Regensburg. + Pancratius, Bischof von 
Augsburg. + Matthias, Bischof von Trier. + Johann Weinrich, Bischof von 
Osnabrück und apostol. Provikar der norddeutschen und dänischen Missionen. 
+ Franz Leopold, Bischof von Eichstätt. + Lothar, Bischof von Leuka i. p. i. 
Erzbisthums-Verweser der Erzdiöcese Freiburg. + Philipp, Bischof von Erm- 
land. + Adolph, Bischof von Agathopolis i. p. i, Feldpropst der königl. preuss. 
Armee. + Johann Bernhard, Bischof von Minster. +; Johann Valentin, prä- 
conisirter Bischof, Capitular-Vikar von Würzburg. Daniel Wilhelm Sommer- 
werk, genannt Jakobi, Capitular-Vikar und erwählter Bischof von Hildesheim. 
Johann Peter Busch, Dompropst, Capitular-Vikar von Speier. 
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Gleichzeitig erliessen die deutschen Bischöfe auch einen Hirtenbrief an 
den Klerus über denselben Gegenstand. §. Friedberg |. c. p. 716 ff. 





Nr. 1952. (217) 


BAYERN. Vorstellung der Bischöfe Bayerns an den König. — Pro- 
test gegen die Anwendung des Placets auf die Beschlüsse des vaticanischen 
Concils. 


Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König! 
Allergnädigster König und Herr! 

Wie schon vor dem Beginne des vaticanischen Concils, so hat auch nach 
der im Sommer vorigen Jahres eingetretenen Unterbrechung desselben Euerer 
Majestät königl. Staatsregierung durch Ministerialerlass vom 9. August 1870 
die Erzbischöfe und Bischöfe des Reiches darauf aufmerksam gemacht, dass 
zur Verkündung der vaticanischen Concilsbeschlüsse dic landesherrliche Ge- 
nehmigung eingeholt werden müsse. So schr nun auch die allerchrfurchtsvollst 
Unterzeichneten bestrebt sind und cs für ihre Gewissenspflicht erachten, den 
Gläubigen durch das Beispiel getreuester Beobachtung der Staatsgesetze vor- 
anzuleuchten, so war und ist es ihnen doch unmöglich, die in der dritten und 
vierten öffentlichen Sitzung der genannten ökumenischen Synode gefassten und 
von Papst Pius IX. für die ganze Kirche feierlich publicirten Beschlüsse über 
den katholischen Glauben und über die Kirche Christi erst dann in dem öffent- 
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lichen Unterricht über die katholische Religion zu berücksichtigen, wenn das 
Placetum regium erfolgt sein würde, || Es ist Euerer königl. Majestät Staats- 
regierung längst bekannt, dass die bayerischen Bischöfe von jeher die Fest-! 
haltung des Placetes als in Widerspruch stehend mit dem bayerischen Con- 
cordat erklärt und deshalb gegen die Geltendmachung des $. 58 der II. Ver- 
fassungsbeilage aufs entschiedenste protestirt haben. In der Würzburger Denk- 
schrift vom 14. November 1848 erklärten die versammelten Erzbischöfe und 
Bischöfe Deutschlands: „Wie die Bischöfe es als ihre höchste Ehre achten, 
durch den innigsten Anschluss an das Oberhaupt der Kirche und den engsten 
Verband des Episcopats unter sich allen Gläubigen des Erdballs, Priestern und 
Laien verbunden zu sein, und es im kindlichen Gehorsam gegen den Nach- 
folger des Apostelfürsten sich stets werden angelegen sein lassen, den ihnen 
anvertrauten Theil des Volkes Gottes deutscher Zunge in der Einheit und 
Reinheit des katholischen Glaubens zu erhalten, auf dass sich die einige ka- 
tholische Wahrheit so entwickle und bewähre, wie es die ehrwiirdigen Gewohn- 
heiten seiner Väter, wie es der durch Jahrhunderte ausgeprägte Charakter 
des deutschen Stammes erfordert, so müssen sie jede Art eines die selbststän- 
dige und freie Verkündigung geistlicher Erlasse hemmenden Placetes als wesent- 
liche Verletzung des unveränsserlichen Rechts der Kirche, jede misstrauische 
Ucberwschung des Verkehrs zwischen Hirt und Ileerde als dem deutschen 
Charakter, dessen Treue sprüchwörtlich ist, widerstrebend und mit dem Voll- 
genusse wahrer Freiheit unvereinbar erkennen und erklären.“ || In der Frei- 
singer Denkschrift vom October 1850 bezeichnct der bayerische (resammtepi- 
scopat unter den concordatmässigen Forderungen der Kirche auch die: „dass 
nach Bestimmung des Concordats Art. XIL lit. e der Verkehr der Bischöfe, 
des Klerus und des Volkes mit dem heiligen Stuhl in allen geistlichen Dingen 
und kirchlichen Angelegenheiten frei sein möge, und die auf letztere beztig- 
lichen Anordnungen, Gesetze, richterlichen Entscheidungen und sonstigen Er- 
lasse der obersten Kirchengewalt dem Wesen und den Verfassungsgrundsätzen 
der einen katholischen Kirche gemäss frei und ungehindert und ohne vorher- 
gehende staatliehe Genehmigung verkündet und zum Vollzuge gebracht werden 
können, weshalh auf Entfernung der hierher sich beziehenden Stelle der Ver- 
fassungsurkunde Tit. IV. $. 9, sowie der $$. 58 und 59 des Religionsedicts 
gedrungen werden muss.“ !| Ferner erklärten die bayerischen Bischöfe unterm 
15. Mai 1853: „Einer der... unzweifelhaftesten Widersprüche zwischen Con- 
cordat und Verfassung, nach der bisher gewöhnlichen Anwendungsweise der 
letzteren, sind $. 9. Tit. IV. der Verfassungsurkunde und $. 58 der II. Ver. 
fassungsbeilage im Zusammenhalte mit Art. XII e des Concordats. Denn nach- 
dem dieser Artikel eines speciellen Gesetzes das Placet für die katholische 
Kirche Bayerns grundsätzlich, vertragsmässig und ohne alle Ausnahme beseitigt 
hatte,. und nach Art. XVII ohne Zustimmung des Papstes eine Aenderung 
darin nicht eintreten konnte, war es unmöglich, das allgemeine nachfolgende 
Gesetz, wie es in den genannten Paragraphen ausgesprochen ist, anf die katlıo- 


Nr. 4952 
(217). 
Bayern. 

5. Mai 1871. 
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‘OID. lische Kirche auszudehnen, und es können sich die Oberhirten, Bayerns des- 
Bayern. halb weder moralisch noch rechtlich für verpflichtet halten, die ihnen durch 

15. Mai 1871. Art, XII c des Concordats gesicherte freie Ausübung ihres heiligen Amtes auf 
irgend eine Weise beschränken zu lassen. Sie fühlen sich vielmehr um so 
unabweislicher gedrungen, sich gegen das principiell festgehaltene Placct neuer- 
dings chrerbietigst zu verwahren, als die Fassung dieses $. 3 (in der höchsten 

Ministerialentschliessung vom 8. April 1852) zu ihrem tiefen Bedauern ent- 

nehmen lässt, dass die königl. Staatsregierung die Beseitigung des fraglichen 

Widerspruchs dermalen nicht beabsichtige. Hierbei kann nicht unerwähnt 

bleiben, dass das Placet vor der Einführung der Pressfreiheit als eine Art von 

präventiver Censur, wie sie für alle Veröffentlichungen bestand, betrachtet 
werden konnte; nachdem es aber jetzt Jedermann freisteht, sich auch ohne 
allen Beruf hierzu durch die Presse an das Volk zu wenden, so erscheint es 
als eine von kränkendem Misstrauen zcugende Ausnahmestellung, in welche 
die Bischöfe allen andern Bewohnern Bayerns gegenüber gesetzt werden, wenn 
es ihnen, welchen eine göttliche Mission an ihre Heerden gegeben ist, verwehrt 
sein könnte, öffentlich zu den Gläubigen zu sprechen und ihnen die Lehren 
und Gesetze der Kirche zu verkünden. Nach Aufhören der Staatscensur kann 
das Placet nur den Charakter der Genehmigung kirchlicher Verordnungen 
haben; eine solche verrückt aber die von Gott selbst gesetzten Grenzen zwischen 
geistlicher und weltlicher Gewalt. || Die allerchrfurchtsvollst Unterzeichneten 
müssen unverrückt auf diesem Standpunkt verharren, weil, wie die bayerische 

Verfassungsurkunde selber sagt, „die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen 

Wirkungskreise nicht gehemmt werden darf“, und weil sie verpflichtet sind, 

die Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche. auf ihrem eigensten Gebiete zu 

wahren, die kränkende Bevormundung aber, die in der Forderung des Placet, 
dem Ausflusse des souveränen Misstrauens, liegt, von der Kirche abzuwehren. 

" Selbst wenn aber gegen die Bestimmungen des $. 58 der II. Verfassungs- 

beilage niemals Einspruch erhoben worden ware, so könnte und dürfte derselbe 

dennoch nie dahin interpretirt werden: dass auch zur Verkündung von Glaubens- 
decreten eine landesherrliche Genehmigung erforderlich sei. Das zu behaupten, 
wagten selbst die übertriebensten Vertheidiger des Placet nicht, wie z. B. van 

Espen oder de Marca, welch’ letzterer sich kurz also äussert: Confirmatis (a 

principe sacculari) de fide decretis contumacia quidem refragantium legibus 

plectitur, ac si in leges imperatorias peccatum fuisset. Sed non indigent ea 
decreta imperio principis, ut Christianos adstringant, cum jure divino nitantur, 
quod ceteris omnibus praccellit. (De Concord. lib. IL cap. 10. $. 9.) . Es 
liegt das auch ganz in der Natur der Sache, Denn wäre es von der Zustim- 
mung der einzelnen Staatsregierungen abhängig, ob eine katholische Glaubens- 
lchre verkündet und gepredigt werden dürfe oder nicht, so wäre damit der 

Grundbegriff der Katholieität zerstört. Es könnte nur noch National- und 

Landeskirchen, aber keine katholische Kirche geben. Der unsittlichste und 

schändlichste Grundsatz, der je aufgestellt wurde: Cujus regio, illius et religio, 
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würde Wieder eingeftlirt une praktisch geltend gemacht. Eben weil die ka- Nr 48 
tholische Kirche hatholiseli ist, können ihre dogmatischen Entscheidungen nicht Layer 
in den verschiedenen katholischen Ländern verschieden behandelt, hier an- 19 4a 18a. 
genommen, dort zurückgewiesen, hier verkündigt, dort unterdrückt werden- 
Was Wahrheit ist, ist es immer und überall. Es ist deswegen für das Ge- 
wissen der Gläubigen ganz irrelevant, ob eine formelle Verkündung der Glaubens- 
decrete durch den einzelnen Bischof stattfindet oder nicht. Ihre Verpflichtung 
wird dadurch weder gesteigert noch vermindert. Denn kein Bischof ist Herr 
des Glaubens, und auch der Papst selbst ist durch die Glaubensregel gebunden. 
Glaubensdefinitionen sind nicht Schaffungen neuer Wahrheiten, sondern nur 
autoritative und endgültige Erklärungen über bereits vorhandene Wahrheiten. 
Jede katholische Dogmatik lehrt, dass die katholische Glaubenslehre indefec- 
tibel und unabänderlich sei. Die Behauptung: es sei durch eine dogmatische 
Definition je eine neue, in der Schrift und Tradition nicht begründete, Lehre 
geschaffen worden, ist die Leugnung eines katholischen Grundprincips. Hat 
ferner, wie das in Bayern der Fall ist, der Staat die Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit der Kirche auf ihrem eigenen Gebiet anerkannt, so muss es 
dieser doch freistehen, ihre Doctrin zu erklären, zu sagen, was katholische 
Lehre und was cs nicht ist. Wäre ihr das ohne Genehmigung der Staats- 
regierung nicht erlaubt, so kann doch wahrhaftig von der Anerkennung der 
Kirche als einer selbstständigen keine Rede mehr sein. Nicht einmal das Ge- 
biet, welches ihr cigenstes ist, wäre ihrer entscheidenden Thätigkeit überlassen; 
nicht der Papst, nicht die Bischöfe, sondern die Staatsregierung, das Cabinet 
eines Ministers wäre die höchste und leizte Instanz in Glaubenssachen. Das 
wäre cin unnatiirlicher und unerträglicher Zustand. welchen keine Regierung 
wollen kann, ein Absurdum und ein Widerspruch, dessen man einen vernüuf- 
tigen Gesetzgeber nicht beschuldigen darf.. Die königliche Staatsregierung hat 
in ihrer höchsten Entschliessung vom 27. Februar d. J., die Meringer An- 
gelegenheit betreffend, selbst erklärt, dass der Sinn des königlichen Placetes 
nicht der gewesen sei oder sein könne, dass sich die Staatsgewalt das Recht 
der Entscheidung darüber vindiciren wolle, was der Angehörige einer Kirchen- 
gemeinschaft zu glauben verbunden sei. Wenn aber ebendaselbst weiter erklärt 
wird: “die Bedeutung des Placetes gehe vielmehr dahin, dass der Staat die 
Bekanntgabe und den Vollzug von Kirchengesetzen fern zu halten suche, wenn 
er die Gesetze als eine Gefahr für seine Interessen zu betrachten Anlass hat,“ 
so liegt in diesem letzteren, sofern hier dogmatische Gesetze gemeint sind, 
ein unheilbarer Widerspruch mit dem ersteren. Denn abgeschen davon, dass 
in der Zeit der Pressfreiheit die Bekanntgabe der katholischen Glaubensdecrete 
fern zu halten thatsächlich unmöglich ist, so würde, wenn dies dem Staate 
dennoch gelingen könnte, offenbar dadurch eine thatsächliche Entscheidung der 
Staatsgewalt gegeben sein, dass es den Angehörigen der betreffenden Kirchen- 
gemeinschaft nicht nur nicht geboten, sondern nicht einmal erlaubt sei, den 
fraglichen Glaubenssatz anzunehmen. ' Was aber den Vollzug von Glaubens- 
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vo decreten anbelangt, so vollziehen sich dieselben eben einfach durch die gläubig 
Bayorn. Annahme derselben, wobei die Staatsgewalt, wenn sie daraus Gefahren für ihr 
35.Mai 1871. Interessen fürchten zu müssen glaubt, unter allen Umständen nicht ander 
sich wird zu verhalten vermögen, als abzuwarten, ob wirklich diese Gefahreı 
durch den Glaubensact der Katholiken eintreten werden oder nicht. Nacl 
dieser Darlegung, aus welcher evident hervorgeht, dass das Placet, auch wen 
es in der That zu Recht bestünde und volle Kraft und Geltung hätte, au 
dogmatische Decrete der Natur der Sache nach nicht ausgedehnt werden kann 
möge es uns gestattet sein, in Kürze den Ausführungen zu begegnen, welch 
der höchste Ministerialerlass vom 22. März d. J. in Betreff des vaticanischer 
Coneils enthält. || Mit Verwundernng und Staunen haben wir chrfurchtsvollst 
Unterzeichnete aus demselben erschen, dass der königlichen Staatsregierung 
nicht der Papst und die Bischöfe die competenten Richter in Glaubenssachen 
sind, als welche sie von dem göttlichen Stifter der Kirche bestellt wurden 
und auch nach der bayerischen Staatsverfassung anerkannt werden milssen 
sondern dass für sie andere competente Stimmen existiren. ie königliche 
Staatsregierung moti die Nichtgewährung des Placet Eingangs der erwähnten 
Entschliessung mit der Hinweisung auf den „sehr bedeutsamen Umstand, das 
von vielen competenten Stimmen gegen die Gültigkeit und Rechtmässigkeit de 
vaticanischen Concils vom theologischen Standpunkt aus gewichtige Bedenke 
geltend gemacht worden sind und fortwährend aufrecht erhalten werden“. 
Num aber liegt es in der göttlichen Institution der Kirche begründet, dass dam 
über, ob ein Concil rechtmässig und gültig sci und somit seinen Beschlüssce 
verpflichtende Kraft zukomme, in höchster und letzter Instanz das Urtheil de 
Bischöfe und des Papstes entscheide. Dieses Urtheil ist, soweit es sich un 
das Vaticanum handelt, bereits gesprochen. Die ganze Welt kennt es. Der 
heil. Vater hat am 24. April und am 18. Juli v. J. die fraglichen dogmatischen 
Constitutionen als Beschlüsse eines allgemeinen Coneils bestätigt und verkün- 
digt. Die Bischöfe des katholischen Erdkreises haben entweder schon in den 
betreffenden Coneilssitzungen ihre Stimmen in diesem Sinn abgegchen oder 
den bestätigten und feierlich verkiindigten Beschlüssen, wie es ihre Pflicht ist, 
sich rückhaltslos und öffentlich unterworfen. Das ist eine unbestreitbare, un- 
widerlegliche Thatsache. Die competenten Stimmen haben damit gesprochen. 
Weng nun die bayerische Staatsregierung am 22. März d. J. behauptet, dass 
competente Stimmen das Gegentheil behaupten, und sie sich von diesen com- 
petenten Stimmen bestimmen lässt, so setzt sie sich in Widerspruch nicht bloss 
mit der Verfassung der Kirche, sondern auch mit der bayerischen Staatsver- 
fassung. Denn „wie aus den $$. 39 bis 42 der IL Verfassungsbeilage hervor- 
geht, hat der Staat die Bischöfe als die kirchlichen Oberen in Glaubenssachen 
für zuständig zu erachten.“ (Ministerialerlass vom 27. Februar d. J., den Me- 
ringer Kirchenstreit betreffend.) Es ist ferner, wie bereits oben bemerkt, ein 
katholischer Fundamentalsatz: dass die Definition eines Dogma’s keine Ver- 
änderung des eigentlichen Lehrgehaltes sei, somit auch keinerlei Veränderung 
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in der Kirche selbst hervorrufen köune, dass die Definition keine neue Lehre Nr, 492 
schaffe, sondern nur eine alte bereits vorkandene Wahrheit verkünde. Dieser  payern. 
Fundamentalsatz gilt natürlich auch für die dogmatischen Definitionen des vati- 1%: Mai 1851. 


canischen Concils. Die Bischöfe haben nicht unterlassen, in ihren Hirtenbriefen 
nachdrucksamst darauf aufmerksam zu machen und die gegentheiligen Behaup- 
tungen als unwahr und irrig zu bezeichnen. Sie haben nicht unterlassen, auf 
Grund dessen weiter zu constatiren, dass durch die vaticanischen Concilsbe- 
schlüsse die bisherigen Beziehungen zwischen Staat und Kirche nicht alterirt, 
die Staatsverfassungen nicht beeinträchtigt und die Rechte der Andersgläubigen 
nicht gefährdet werden können. Wie gross war deswegen unsere Betrübniss 
und unser Schmerz, der höchsten Ministerialentschliessung vom 22. März ent- 
nehmen zu müssen, dass die königliche Staatsregierung nicht Jas einzig com- 
petente Urtheil der Bischöfe zum Maassstab ihrer Entscheidungen genommen, 


sondern die Entstellungen und Verdächtigungen der Gegner und Feinde der : 





Kirche sich angeeignet habe und von diesen sich leiten liess! Die königliche 
Staatsregierung behauptet nämlich: „dass durch die bezeichnete dogmatische 
Constitution und die aus derselben sich ergebenden Consequenzeu nicht etwa 
bloss die inneren Verhältnisse der katholischen Kirche, sondern auch die 
zwischen Kirche und Staat, wie sie bisher in Bayern verstanden, gehandhabt 
und festgehalten worden sind, eine grosse und durchgrcifende Veränderung er- 
leiden“ . . . „dass, falls die in dieser Constitution definirte Machtstellung des 
Oberhauptes der katholischen Kirche auf gewissen Gebieten, welche übrigens 
bereits durch frühere päpstliche Erlasse betreten worden sind, in der That 
verwerthet wird, Fundamentalsätze des bayerischen Verfassungsrechts in Frage 
gestellt und insbesondere die staatsbürgerlichen Rechte der Nichtkatholiken 
des Landes gefährdet werden.“ " Diese Behauptung ist aber ganz und gar un- 
begründet. Was das vaticanische Concil über die „Machtstellung des Ober- 
hauptes der katholischen Kirche“ definirte, ist durchaus nichts Neues, durchaus 
nichts, was im Widerspruch stünde mit der von Christus seiner Kirche ge- 





gebenen Verfassung, sondern in den Worten, mit welchen Christus dem Petrus " 





den Primat übertrug, vollkommen begründet. Was speeiell das unfehlbare 
Lehraint des Papstes betrifft, so erklärt das Concil ausdrücklich: „Der heilige 
Geist ist den Nachfolgern des Petrus nicht um deswillen verheissen, damit sie 
vermöge einer von ihm erhaltenen Offenbarung eine neue Lehre kundmachen, 
sondern damit sie unter dessen Beistande die durch die Apostel überlieferte 
Offenbarung oder Hinterldge des Glaubens heilig bewahren und treu auslegen.“ 
Wie nun aber dennoch die Erklärung, dass der Papst in Entscheidung von 
Glaubens- und Sittenlehren als oberster Lehrer der Kirche unfehlbar sei in 
Folge des der Kirche verheissenen göttlichen Beistandes, und dass diese Un- 
fehlbarkeit sich nur auf die reine und unverfälschte Bewahrung und Auslegung 
der göttlichen Offenbarung erstrecke, durchaus aber nicht, um nene Dogmen zu 
schaffen, verliehen sei — die inneren Verhältnisse der katholischen Kirche und 
die bisherigen Beziehungen zwischen Staat und Kirche eine durchgreifende 
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Nr. 4952 Veränderung erfahren, Fundamentalsätze des bayerischen Verfassungsrechts in 
Bra Frage gestellt und insbesondere die staatsbürgerlichen Rechte der Nichtkatho- 
15. Mai 1871. ]jken des Landes gefährdet werden sollen, und wie darin sogar „eine Gefahr 
für die politischen und socialen Grundlagen des Staats“ erkannt werden könne 
— das vermögen die ehrfurchtsvollst Unterzeichneten durchaus nicht einzu- 
schen. Weder die kirchliche Lehre an sich, noch die Haltung des heiligen 
Stuhles, noch jene der Bischöfe berechtigt zu solch einer Unterstellung. Im 
(regentheil müssen wir gegen solche Entstellungen und Behauptungen im An- 
gesicht Gottes und vor der ganzen Welt entschiedene und feierliche Verwahrung 
einlegen. Nur die Feinde der Kirche und der Religion überhaupt sind es, 
welche den dogmatischen Constitutionen des Vaticanums eine solche gehässige 
Auslegung geben. Und wenn sich unter diesen auch manche „Gelehrte“ be- 
finden, deren Urtheil der königl. Staatsregierung als competent erschien, so 
“hätte doch nicht vergessen werden sollen, dass die Zahl derjenigen Gelehrten, 
welche das Gegentheil behaupten, eine viel grössere ist, und dass deren Wissen 
den Kenntnissen ihrer Gegner wohl die Wage halten dürfte. Der gesammte 
Klerus steht mit verschwindenden und nicht nennenswerthen Ausnahmen treu 
zur Kirche und erblickt in den Beschlüssen des Vaticanums nichts weniger 
als eine Gefahr für den Staat. Sollte sein Urtheil den leidenschaftlichen Aus- 
tührungen einiger Professoren gegenüber ganz ohne Bedeutung sein? ı Wohl 
sagt die königl. Staatsregierung: „Es fehlt jede Garantie, dass jenen vielfachen 
in frühern Zeiten erschienenen päpstlichen Kundgebungen, welche sich in ein- 
schneidender Weise auf das weltliche Gebiet erstrecken, fortan niemals jenes 
Gewicht beigemessen wird, welches den Aussprüchen des ex cathedra lehrenden 
Papstes zukommen soll, ebenso wie dafür, dass künftig keine Entscheidungen 
dieser Art mehr erfolgen.“ Sie hat aber dabei offenbar aus den Augen verloren, 
dass den Entscheidungen des ex cathedra lehrenden Papstes nur dann die 
Prärogative der Unfehlbarkeit zukommt, wenn es sich um die Erklärung und die 
reine und unverfälschte Bewahrung der geoffenbarten Glaubenslehre handelt, und 
dass schon dadurch „päpstliche Kundgebungen, welche sich in einschneidender 
Weise auf das weltliche Gebiet erstrecken“, von vornherein ausgeschlossen 
sind. Jene Vorgänge und Vorkommnisse im Mittelalter, auf welche die königl. 
Staatsregierung offenbar hinweisen will, und die sie mit Besorgniss erfüllen, 
hatten ihren Grund nicht in dem unfehlbaren Lehramte des apostolischen Stuhls, 
sondern vielmehr in der Stellung, welche der Papst im europäischen Staaten- 
system einnahm. Die staats- und völkerrechtlichen Verhältnisse sind aber 
längst in einer Weise umgestaltet worden, dass die bezeichnete Bangigkeit alles 
Anlasses entbehrt, wie ein einfacher Blick auf die Geschichte der jüngsten 
7.eitereignisse lehren dürfte. | So möge es denn Euerer Majestät Staatsregierung 
sefallen, diese unsere Darstellung einer unbefangenen Erwägung zu unterstellen 
Sie wird, sie muss zu der Ueberzeugung gelangen, dass es sich bei der das 
vaticanische Concil betreffenden Frage um eine rein kirchliche Angelegenheit » 
um eine reine Glaubenslehre handelt, welche weder die Rechte der Staats — 
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regierung noch der Andersgliubigen berühren und alteriren kann. Euere Ma- On) 
jestät wird dann auch als oberster Schutzherr der katholischen Kirche, und _ Bayern. 
den Traditionen Allerhöchstihres Königshauses getreu, nicht länger gedulden, !% ai 151. 
dass die katholische Kirche, ihre Lehre und ihre Diener tagtäglich verleumdet 
und verdächtigt, die kirchliche Autorität geradezu und planmässig untergraben 
werde. Wir geben uns um so mehr der sichern Iloffnung hin, dass Euere 
Majestät den der katholischen Kirche concordat- und verfassungsmässig ge- 
bührenden Schutz gewähren wolle, als es der erleuchteten Weisheit und Ein- 
sicht Euerer Majestät unmöglich entgehen kann, wie in der Achtung der gött- 
lichen und kirchlichen Autorität die beste und sicherste Garantie für die 
Achtung der staatlichen gegeben, und die Religion dic festeste und im Grund 
einzige zuverlässige Stütze der Throne sei. : Indem wir deswegen mit vollster 
Zuversicht auf Euerer Majestät Gerechtigkeit und erleuchtete Einsicht die Bitte 
um den Allerhöchsten landesherrlichen Schutz an dem erhabenen Thron Euerer 
Majestät niederlegen, gcharren wir mit dem erneuten Ausdruck unserer un- 
verbrüchlichen Treue und Anhänglichkeit 
Euerer königlichen Majestät 
München, 15. Mai 1871. 


allerunterthänigst treugehorsamste + Gregor, Erzbischof von München-Freising. 

+ Michael, Erzbischof von Bamberg. + Heinrich, Bischof von Passau. + Ignatius, 

, Bischof von Regensburg. + Pancratius, Bischof von Ausgsburg. + Franz Leo- 

pold; Bischof von Eichstätt. + Johann Valentin, präconisirter Bischof, Capi- 

tular-Vicar von Würzburg. + Johann Peter Busch, Dompropst, Capitular-Vicar 
von Speyer. 





Nr. 4953. (218) 


PREUSSEN. Artikel der neuen Preussischen Zeitung (Kreuzzeitung). 
Haltung der Centrumstraction des Reichstages. 


Eine eigenthiimliche Erscheinung in dem parlamentarischen Leben des Xr. 1953 
deutschen Reiches ist die sogenannte „klerikale Fraction“ des Reichstages, — ee | 
“ne Fraction, welche sich vergeblich dadurch einen politischen Anstrich zu 19.Juni1871. 
seben versucht, dass sie sich selbst den Namen „Fraction des Centrums“ bei- 
gelegt hat. Gebildet und geführt von den Koryphäen derjenigen Partei inner- 
halb der katholischen Kirche, welche als die Affiiirte und Bundesgenossin des 
TOM ischen Jesuitismus bezeichnet werden muss, het dieselbe alle Mittel kirch- 

Cher und politischer Agitation in Bewegung gesetzt, um das Zustandekommen 
der Einheit Deutschlands und dic Begründung des deutschen Reiches zu ver- 
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hindern — es liegt nicht au ihrem guten Willen noch an ihren eifrigen Be- 
mühungen, dass beides nichtsdestoweniger zu Staude gebracht ist. Natürlich 
war es nicht gerathen, der vollendeten Thatsache und dem lauten Jubel des 
deutschen Volkes gegenüber in der früheren Stellung zu beharren; doch war 
es auf der andern Seite cine schnell vorübergehende Illusion, auch eine sach- 
liche Metamorphose jener Partei zu erwarten. Allerdings hatte es den An- 
schein, als ob selbst der römische Stuhl die Neubildung des deutschen Reiches 
mit Zustimmung und Hoffnung begrüsse; allerdings versicherten die Wortführer 
jener Partei, dass sie der vollendeten Thatsache gegenüber ihre frühere Oppo- 
sition quittirten und fortan eben so gute deutsche Patrioten sein würden, als 
irgend Jemand sonst. Doch waren dies alles leider Worte, denen die That- 
sachen wenig entsprachen. Jedenfalls ist es sehr schwer zu glauben, dass 
eine Partei es mit der Einheit Deutschlands ernsthaft meinen kann, wenn sie 
sofort bei der Begründung dieser Einheit denjenigen Gegensatz in den Vorder- 
grund stellt, welcher Deutschland am blutigsten zerrissen und seit mehr als 
dreihundert Jahren das deutsche Reich gespalten hat. Dieser Gegensatz ist 
eben der confessionelle, der Gegensatz von katholisch und evangelisch. Es 
heisst nichts Anderes, als die Einheit mit der tiefsten Spaltung zu beginnen, 
wenn man in einem politisch-parlamentarischen Körper, welcher die deutsche 
Nation und deren Einheit repräsentiren soll, die politische Parteibildung auf 
der Basis der Confession und des kirchlichen Prinzipes inaugurirt und voll- 
zieht. Kirchlich und confessionell aber ist das Fundament, auf welchem die 
katholische Fraction sich aufgebaut hat und manörrirt, — was sich ‘am un- 
zweideutigsten daraus ergibt, dass in ihrer Mitte alle politischen Nüancen Platz 
gefunden haben, vom katholischen Kammerherrn bis zum katholischen Barri- 
kadenkämpfer, als welchen sich Herr Schröder-Lippstadt heute noch berühmt 
— und dass in ihr kein anderes Zwangsgesetz herrscht, als das, der kirch- 
lichen Parole unbedingt zu gehorchen. Nur zur Verschönerung, wie es scheint, 
hat man sich einige der verbissensten particularistischen Elemente anncctirt, 
die, wie Kerr v. Lenthe, zugleich das evangelische Unicum in der Fraction 
zu Sein scheinen. Welchen Vortheil die Führer dieser Fraction von ihrem 
Auftreten für die katholische Kirche erwarten, ist eine bis dahin noch un- 
beantwortete Frage. Die Fraction und ihre Führer können sich unmöglich 
darüber täuschen, dass die Reichsregierung wenig geneigt sein dürfte, sie als 
ihre Freunde zu betrachten, und dass es auch für die Folge ein vergebliches 
Bemühen bleiben wird, sich selbst und die absolutistisch umgeformtc römische 
Kirche den deutschen Regierungen als Hort der conservativen Interessen 
Deutschlauds zu empfehlen. Gewiss hat namentlich die preussische Regierung 
den Beweis geliefert und den Ruhm verdient, dass unter ihr die katholische 
Kirche am freiesten und geachtetsten dasteht, und gewiss wird diese Regierung 
nie davon zurücktreten, ihre katholischen Unterthanen wie bisher, so auch 
ferner mit Wohlwollen und Gerechtigkeit zu behandeln. Wir hoffen dies, wie 
wir dieses bisherige Verfahren stets laut gebilligt haben. Niemals aber soll 
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und wird diese selbe Regierung die Hand dazu bieten, eine Partei politisch zu 
etabliren und zu stärken, welche kein anderes Ziel verfolgt‘, als die alten, 
Lange begrabenen Ansprüche des Papstthums neu zu beleben, und nicht allein 
din Streit der Confessionen, sondern auch den Kampf der geistlichen und 
weltlichen Gewalt wiederum wachzurufen. Noch weniger aber als die preus- 
sische Regierung kann die Reichsregierung einer solchen Uebertragung kirch- 
Aicher Tendenzen auf das politische Gebiet Vorschub leisten, da die Reichs- 
verfassung mit kirchlichen Dingen überhaupt nichts zu schaffen hat und daher 
hier nicht einmal der Vorwand Platz greift, welcher in der preussischen 
Landesvertretung wenigstens noch einen gewissen Sinn hat: die Rechte und 
Institutionen der katholischen Kirche vertreten und vertheidigen zu müssen. 
Wie wir hören, hat deshalb auch die Reichsregierung bereits Veranlassung 
genommen, die Haltung der katholischen Fraction in Rom officiell zur Sprache 
zu bringen, und diese Reclamation hat den Erfolg gehabt, dass der Cardinal- 
Staatssekretär Antonclli das gesammte Auftreten der katholischen Fraction in 
den unzweideutigsten Ausdrücken desavouirt und missbilligt hat. Wir würden 
es lebhaft bedauern, wenn die deutschen Ultramontanen auch dieser Rectifici- 
rung ungeachtet auf dem bisherigen Wege beharren, oder wenn gar deren Protec- 
toren in Rom die Stärkeren sein sollten. Die deutsche Reichsregierung, welche den 
Evolutionen der clericalen Fraction mit einer gewissen Zurückhaltung gegen- 
über gestanden hat, dürfte sich nicht in der Lage befinden, einer fortdauern- 
den Aggression gegenüber sich auf die Defensive zu beschränken. Sie wird 
sich vielmehr, und zwar schon in der nächsten Zeit, entschliessen müssen, 
einer ferneren Aggression auch ihrerseits mit Aggression, und zwar gleich- 
mässig nach aussen wie nach innen, zu begegnen — eine Entwicklung, in 
Bezug auf welche sich selbst die ultramontanc Partei nicht verhehlen sollte, 
dass sie schwerlich zu Gunsten der römischen Kirche ausschlagen dürfte. War 
schon vor dreihundert Jahren in Deutschland das Deutschthum stärker als das 
Römerthum, um wie viel mehr heute, wo Rom nicht mehr die Hauptstadt 
der Welt, sondern beinahe die Hauptstadt Italicns ist, und wo die deutsche 
Kaiserkrone nicht auf dem Haupte eines Spaniers, sondern eines deutschen 
Fürsten ruht‘“ 


Ungefähr gleichzeitig veröffentlichen die Zeitungen einen Brief des Reichs- 
kanzlers an den Reichstagsabg. Grafen Frankenberg, in welchem derselbe die 
Thatsache bestätigt und feststellt, dass der Cardinal Antonelli das Auftreten 
der kath. Fraction im Reichstage missbilligt habe: 


Berlin 19. Juni 1871. 


„Ew. Hochgeboren bechre ich mich auf die von Ihnen unter dem 12. 
d.M. an mich gerichtete gefällige Zuschritt zu erwidern, dass die von Ihnen 
angeführte Thatsache einer Unterredung des Grafen Tauffkirchen mit dem 
Cardinal-Staatssekretär und einer von Letzterem dabei ausgesprochenen Miss- 
billigung des Vorgehens der s. g. Fraction des Centrums begründet ist. 
Diese Missbilligung ist mir nicht unerwartet gewesen, da die Kundgebungen, 
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welche $r. Maj. dem Kaiser nach Herstellung des deutschen Reiches von 

Sr. Heiligkeit dem Papste zugegangen waren, jederzeit den unzweideutigsten 
Ausdruck der Genugthuung und des Vertrauens enthalten hatten. Ich hatte 
deshalb gehofft, dass die Fraction, welche sich im Reichstage unter dem 
Namen des Centrums bildete, in gleichem Sinne zunächst die Befestigung 

der neuen Institution und die Pflege des inneren Friedens, auf dem sie 
beruht, sich zur Aufgabe stellen werde. Diese Voraussetzung traf nicht zu; = 
der parlamentarische Einfluss der Fraction des Centrums fiel, welches auch 
die Ansichten der Führer der letzteren sein mögen, thats chlich in der- —_ 

selben Richtung ins Gewicht, die parlamentarische Thätigkeit der Ele— 
mente, welche die von Sr. Heiligkeit dem Papste mit Sympathie begrüsst — 
Herstellung des deutschen Reiches principiell anfechten und negiren. Ihe _ = 
habe von dieser Wahrnehmung die Gesandtschaft des deutschen Reiches ina = 
Rom unterrichtet, damit sie Gelegenheit habe, sich zu überzeugen, ob di = 
Haltung dieser Partei, welche sich selbst als den speciellen Vertheidig 

des römischen Stnhles bezeichnet, den Intentionen Sr. Heiligkeit des Papst 
entspreche. Der Cardinal-Staatssekretär hat dem Grafen Tauffkirchen 

über keinen Zweifel gelassen, dass die Haltung der Partei an der höchst 
geistlichen Stelle der katholischen Kir nicht gebilligt werde. Den Women, 
laut der Acusserungen Sr. Excellenz bin ich nicht berechtigt ohne specie gg, 
Erlaubniss des Herrn Cardinals wiederzugeben; ich darf aber hinzufügen 
d Aeusserungen von Vertretern anderer Mächte in Rom mir die =, 
stätigung geben, dass der Cardinal Antonelli in seiner gegen den Gra. en 
Taufikirchen ausgesprochenen Missbilligung der Haltung der Centrumspa er — +o; 
auch den persönlichen Gesinnungen Sr. Heiligkeit Ausdruck gegeben hak» €, 

















vy. Bismarck.“ 


Dnreh diese Veröffentlichungen, wie es scheint, nahe berührt, public rte 
der Bischof Ketteler einen Brief des Cardinals Antonelli: 





Rom 5. Juni 1871. 

„Aus Ihrem Schreiben vom 2x. Mai habe ich erschen, dass durch die 
Gegner der Kirche in deutschen Zeitungen verbreitet wurde: es sei die Hom nd- 
lungsweise der katholischen Fraction im deutschen Reichstag von mir ge- 
tadelt worden. Dass dies geschehen, hat mich nicht wenig betrübt. Dom mit 
Sie aber deutlich und klar erkennen, wie die Sache sich zugetragen That, 
will ich Ihnen mittheilen, dass ich auf Grund von Zcitungsnachricla ten, 
welche im Allgemeinen berichteten, es sei von einigen Katholiken im Rei chs- 
tag der Antrag eingebracht worden, sich der Angelegenheiten des apo Sto- 
lischen Stuhles anzunchinen, in einer Unterredung mit dem bayerischen Ge 
sandten und zeitweiligen Ges Û er des deutschen Reiches geäu= sert 
habe: ich erachte die Absicht, den Reichstag zu einer Meinungsiiusse zung 
über eine zum Schutze der weltlichen Herrschaft der Kirche zu besch Lies. 
sende Intervention zu veranlassen, nur für verfrüht. Es hätten diese Lben 
nämlich dieser Absicht Folge gegeben bei Berathung der auf die kaiserk äche 
Thronrede zu gebenden Antwort. Ilierans lässt sich ermessen, dass ichs in 
jener Unterredung durchaus nicht dus Bestreben der katholischen Abge ote 
neten getadelt habe, das Wohl der Kirche zu fördern und die Rechte des 
heil. Stnhles zu schützen, indem es durchans nicht zweifelhaft sein Kann, 
dass dieselben mitten unter den Versuchen, welche man gemacht hat, sie 
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eimzuschüchtern, jede geeignete Gelegenheit ergreifen würden, ihrer Ge- 
Wissenspflicht zu genügen, wozu die Wahrung und die Vertheidigung der 
Religion und der Rechte ihres Oberhauptes gehört. Antonelli.“ 


Aus diesem Briefe zieht der Bischof Ketteler folgende Consequenzen: 
2) dass Cardinal Antonelli nicht die Absicht hatte, in jenem Gespräch 
© inen Tadel über die Handlungsweise der katholischen Abgeordneten über- 
Fh zupt auszusprechen, und dass die Zeitungsnachrichten, welche dies behaup- 
®eten, ihn mit Schmerz erfüllten; 2) dass der Cardinal über die Absichten 
<Ler katholischen Abgeordneten nur aus allgemeinen Zeitungsnachrichten 
ÆKenntniss hatte; 3) dass er lediglich auf diese Zeitungsnachrichten hin sich 
æzesprâchsweise geäussert hat: ein Antrag beim Reichstage, sich für eine 
Mntervention zu Gunsten der weltlichen Herrschaft des Papstes auszusprechen, 
scheine ihm in dem fraglichen Augenblick nicht zeitgemäss; 4) dass der 
ardinal sich in dem Irrthum zu befinden scheint, als ob etwas Aehnliches 
“Koei der Adressdebatte von katholischen Abgeordneten beantragt worden sei, was 
ben in keiner Weise geschehen ist; und 5} dass, abgesehen davon, der Cardinal 
So weit davon entfernt war, eine Geltendmachung der Interessen der Religion 
nd des päpstlichen Stuhles zu tadeln, dass er sie vielmehr für eine Gewissens- 
»flicht erklärt. — „Es bedarf hiernach keiner weiteren Ausführung, dass es 
völlig ungerechtfertigt ist, jene Aeusserung des Cardinals Antonelli in dem 
Gespräche mit dem Grafen Tauffkirchen in dem Sinn einer Missbilligung des 
Verhaltens der Centrumsfraction zu deuten. Was Cardinal Antonelli nicht 
eigentlich tadelte, sondern lediglich als verfrüht bezeichnete, hat die Centrums- 
fraction absolut nicht gethan. Keines ihrer Mitglieder hat den Versuch ge- 
macht, den Reichstag zu einer Meinungsäusserung für eine Intervention zu 
Gunsten der weltlichen Herrschaft des Papstes zu veranlassen. Was da- 
gegen Antonelli als sclbstverstindliche Gewissenspflicht aller Katholiken im 
Reichstage bezeichnet hat, wovon sie sich durch keine Art Einschüchterung 
abhalten lassen dürfen, ganz das hat die Centrumsfraction gethan. Sie be- 
findet und befand sich also in vollkommener Uebereinstimmung mit 
der Anschauungsweise des Cardinals Antonelli. Wenn aber, der 
Cardinal Antonelli sich einigermaassen über die Intentionen der Centrums- 
fraction im Irrthum befand, so ist er deshalb wahrlich wohl zu entschul- 
digen. Fürst Bismarck hat ja in seinem Schreiben vom 19. Juni an den 
Grafen Frankenberg, welches die schmerzlichste Sensation im katholischen 
Deutschland hervorrufen muss, keinen Anstand genommen, auszusprechen, 
dass der parlamentarische Einfluss der Fraction des Centrums thatsächlich 
in derselben Richtung ins Gewicht gefallen sei, wie die parlamentarische 
Thätigkeit der Elemente, welche die von Sr. Heiligkeit dem Papste mit 
Sympathie begrüsste Herstellung des deutschen Reiches principiell anfechten 
und negiren, und dass er sogar die Gesandtschaft des deutschen Reiches in 
Rom beauftragt habe, sich zu überzeugen, ob die Haltung dieser Partei, 
welche sich selbst als den speciellen Vertheidiger des römischen Stuhles 
bezeichnet, den Intentionen Sr. Heiligkeit entspreche. Da ist es freilich 
nicht zu verwundern, wenn es in dem Schreiben weiter heisst, dass der Car- 
dinal - Staatssekretär dem Grafen Tauffkirchen darüber keinen Zweifel ge- 
lassen habe, dass die Haltung der Partei an der höchsten geistlichen Stelle 
der katholischen Kirche nicht gebilligt werde. Wenn der Gesandte des 
deutschen Reiches im Auftrage des Reichskanzlers Fürsten Bismarck dem 
Cardinal Antonelli erklären musste, es existire im Reichstage eine Partei, 
Staatsarchiv XXIV. Kirchl. Actenstücke. (II.) 23 
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grôsstentheils aus Katholiken gebildet, deren Thätigkeit mit dem Wirken 
jener Manner zusammenfalle, welche die Herstellung des deutschen Reiches 
principiell anfechten und negiren, so musste der Cardinal die Haltung einer 
solchen Partei missbilligen. Eine solche Partei würde auch ich nicht nur 
missbilligen, ich würde sie verabscheuen und verachten. Ich weise aber 
mit tiefster Entrüstung die Anschuldigung zurück, welche der 
deutsche Gesandte im Auftrage des Reichskanzlers Fürsten Bis- 
marck nach Inhalt seines Schreibens an den Grafen Frankenberg 
vom 19. Juni dem Cardinal Antonelli in officieller Weise hat mit- 
theilen lassen.“ 
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PREUSSEN. Schreiben des Cultusministers (v. Mühler) an den Bi- 

schof von Ermland(Dr.Krementz). — Erklärt den Dr.Wollmann, trotz dessen 

Weigerung, die Beschlüsse des vaticanischen Concils anzuerkennen, für be- 

rechtigt, den katholischen Religionsunterricht am Braunsberger Gymnasium zu 
ertheilen. 


Euere bischöfliche Hochwürdei haben mit dem geehrten Schreiben vom 
20. Mai d. J. —+Nr. 2041 — Abschrift Ihrer Mittheilung an das königliche 
Provinzial-Schulcollegium in Königsberg von demselben Tage vorgelegt und 
daran den Antrag geknüpft, meinerseits möglichst bald Remedur hinsichtlich 
des Religionsunterrichts an dem katholischen Gymnasium in Braunsberg ein- 
treten zu lassen. Dieselbe Angelegenheit ist seitdem von einer grossen Zahl 
von Eltern, deren Kinder dieses Gymnasium besuchen, zum Gegenstand ähn- 
licher Anträge gemacht worden. Nach reiflicher Erwägung der Sache kann 
ich jedoch die von dem kônigl. Provinzial-Schulcollegium getroffenen Anord- 
nungen nur aufrecht erhalten. Euerer bischöflichen Hochwürden habe ich bereits 
in meinem ergebensten Schreiben vom 27. März und 20. April d. J. erklärt: 
dass ich den Maassnahmen, welche Sie gegenüber dem Religionslehrer Dr. Woll- 
mann wegen seiner Stellung zu den Beschlüssen des vaticanischen Concils er- 
griffen haben, eine rechtliche Wirkung in Beziehung auf das von ihm beklei- 
dete Staatsamt nicht zugestehen könne, dass derselbe mithin im Genuss seines 
amtlichen Einkommens verbleiben müsse, und dass ich nicht gesonnen sei, ihm 
in Ertheilung des Religionsunterrichts Hindernisse zu bereiten. Hieran muss 
ich auch jetzt festhalten. Der Umstand, dass Euere bischöfliche Hochwürden 
dem etc. Wollmann die missio canonica entzogen haben, würde für den Staat 
nur dann von Bedeutung sein, wenn für diese Maassregel Gründe nachgewiesen 
würden, welche auch der Staat als zureichend anerkennt. Das ist nicht der 
Fall. Denn der etc. Wollmann ist seiner Zeit mit Zustimmung der Kirche 
ordnungsmässig zum Religionslehrer berufen und lehrt noch heute dasselbe, 
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was er vor dem 18. Juli 1870 mit Zustimmung der Kirche gelehrt hat. Ihn Nr. 4554 


zu nôthigen, dass er etwas Anderes lehren soll, oder ihn, weil er sich dessen p 


weigert, in seinem Amte zu beunruhigen, hat der Staat keine Veranlassung. 29. Juni 1871. 


Ist hiernach weder gegen die Person des etc. Wollmann, noch gegen den von 
ihm ertheilten Religionsunterricht etwas zu erinnern, so muss verlangt werden, 
dass die das Gymnasium in Braunsberg besuchenden katholischen Schüler an 
diesem Unterrichte theilnehmen; denn der Religionsunterricht ist auf den 
preussischen Gymnasien ein obligatorischer Lehrgegenstand. Einen rechtlichen 
Anspruch auf Befreiung von der Theilnahme an demselben haben nach §. 11 
Th. If Tit. 12 A. L. R. nur solche Kinder, welche in einer andern Religion, 
als welche in der Öffentlichen Schule gelehrt wird, nach den Gesetzen des 
Staates erzogen werden sollen. Wenn Euere bischöfliche Hochwürden hierin 
einen offenen Gewissenszwang, eine directe Verkümmerung der in Preussen den 
Katholiken garantirten Gewissensfreiheit finden, so scheint hierbei übersehen 
zu sein, dass eine gesetzliche Nöthigung zum Besuch des Gymnasiums in Brauns- 
berg oder eines Gymnasiums überhaupt nicht bestehe. Wer sich aber der an 
der Schule gesetzlich bestehenden Ordnung nicht fügen will, muss auf die Be- 
nutzung derselben verzichten und hat, wenn er es nicht freiwillig thut, keinen 
Grund zur Beschwerde, wenn ihm diese Benutzung versagt wird. Die Be- 
merkung endlich, dass jene Anordnung auch eine Verleugnung des stiftungs- 
mässig katholischen Charakters des aus speciell katholischen Fonds gestifteten 
Braunsberger Gymnasiums und darum eine specielle Verletzung des positiven 
Rechts der Katholiken sei, findet ihre Erledigung in der Erwägung, dass die 
Stiftung des Gymnasiums in Braunsberg und die Widmung der zu seiner Unter- 
haltang dienenden Fonds einer Zeit angehört, in welcher der Concilsbeschluss 
vom 18. Juli v. J. noch nicht bestand. Aus diesen Gründen kann ich der 
gegen die Anordnung des königl. Provinzial-Schulcollegiums erhobenen Be- 
schwerde keine Folge geben. 


Berlin, den 29. Juni 1871. 
v. Mühler. 


Der oben mitgetheilte Bescheid des Cultusministers von Mühler wurde 
dadurch veranlasst, dass der Bischof Kremenz von Ermland dem Religions- 
lehrer des Gymnasiums zu Braunsberg, Dr. Wollmann, welcher sich weigerte, 
die Beschlüsse des vaticanischen Concils anzunehmen, die missio canonica 
entzog und als Folge hiervon an die Regierung das Verlangen stellte, dem 
Genannten den ferneren Unterricht zu untersagen und diesen durch eine 
dem Bischofe wie der Regierung genehme Persönlichkeit ertheilen zu lassen. 
— Eine vollständige Zusammenstellung aller auf desen Conflict bezüglichen 
Actenstücke enthält Verings Archiv f. kath. Kirchenrecht XX. Bd. N. F. 
p. LXXXI ff. 
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PREUSSEN. Kônigliche Cabinets-Ordre. — Aufhebung der gesonderten 
katholischen Abtheilung im Cultusministerium. 


Nr. ines Auf den Bericht des Staatsministeriums vom 30. v. M. will Ich genehmigen, 
Preussen. dass die im Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegen- 
& Juli 1871. heiten jetzt bestehenden gesonderten Abtheilungen für die evangelischen Kirchen- 
Angelegenheiten und für die katholischen Kirchen-Angelegenheiten aufgehoben 
und deren Geschäfte Einer Abtheilung für die geistlichen Angelegenheiten über- 
tragen werden. Diese Ordre ist durch die Gesetzsammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 8. Juli 1871. 
gez. Wilhelm. 

gez. Fürst Bismarck. Graf v. Roon. Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. 

v. Selchow. Graf zu Eulenburg. Leonhardt. Camphausen. 


Diese Cabinets-Ordre wird in zwei Artikeln der halbofficiellen „Pro- 
vinzial-Correspondenz“ in folgender Weise motivirt: 


Aus Nr. 30 der Provinzial-Correspondenz vom 26. Juli 1871: 
„Der Staat und die katholische Kirche.“ 


„In dem Ministerium der geistlichen Angelegenheiten ist soeben eine 
wichtige Veränderung eingetreten: die gesonderten Abtheilungen für die evange- 
lischen und für die katholischen Kirchen-Angelegenheiten sind aufgehoben, 
und an deren Stelle ist nur eine gemeinsame Abtheilung für alle geistlichen 
Angelegenheiten eingesetzt worden. Es ist damit die Einrichtung, wie sie 
bis zum Jahre 1841 bestanden hatte, wiederhergestellt worden. Erst unter 
Friedrich Wilhelm IV. war mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten, welche 
die Beziehungen der Staatsregierung zur katholischen Kirche damals in mehr- 
facher Hinsicht darboten, eine besondere katholische Abtheilung im Cultus- 
ministerium unter einem katholischen Director und ausschliesslich katho- 
lischen Räthen gegründet worden, „um eine verstärkte Bürgschaft für die 
gründliche und vielseitige Berathung der katholischen Kirchenfragen zu ge- 
winnen und zu geben“. Während die Aufgaben, welche dieser Abtheilung 
zunächst zufielen, inzwischen erledigt sind, war durch die Verfassungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 eine neue Grundlage für die Beziehungen zwischen 
dem Staate und der Kirche geschaffen worden, der gegenüber der Fortbe- 
stand einer ausschliesslich katholischen Behörde innerhalb der Staatsregierung 
von vornherein nicht ohne Bedenken war. Wenn die katholische Kirche 
nach Art. 15 der Verfassung ihre Angelegenheiten selbstständig ordnet und 
verwaltet, wenn nach Art. 16 der Verkehr der Religionsgesellschaften mit 
ihren kirchlichen Oberen ungehindert und die Bekanntmachung kirchlicher 
Anordnungen keinen Beschränkungen unterworfen ist, — so ergiebt sich hier- 
aus, dass für die Beziehungen des Staates zur Kirche lediglich staatsrecht- 
liche, nicht confessionelle Gesichtspunkte maassgebend sein können, und dass 
auch die Staatsbehörde, welcher die Wahrnehmung dieser Beziehungen obliegt, 
nicht ausschliesslich nach confessionellen Rücksichten gebildet werden kann. 
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Bei der Stellung, in welcher der einzelne katholische Gläubige sich in allen 
kirchlichen Fragen den Anforderungen seiner Kirche gegenüber befindet, und 
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bei der Energie, mit welcher die katholische Kirche ihr Ansehen und ihren s, sui 1871. 


Willen dem einzelnen Mitgliede gegenüber zur Geltung zu bringen gewohnt 
ist, lag die Gefahr jederzeit nahe, dass eine ausschliesslich katholische Be- 
hörde sich bei allen erheblichen Streitfragen vielmehr als Vertreterin der 
katholischen Kirche dem Staate gegenüber, wie als berufene Rathgeberin der 
Staatsgewalt betrachten würde. Die Regierung hatte deshalb die Angemessen- 
heit einer Aenderung in Bezug auf die katholische Abtheilung schon vor 
einer Reihe von Jahren in Betracht gezogen. Nachdem die damaligen Er- 
wägungen zu einem entscheidenden Beschlusse noch nicht geführt hatten, 
war durch die gegenwärtigen Vorgänge auf dem Gebiete der katholischen 
Kirche diese Entscheidung zu einer Nothwendigkeit geworden. Durch die 
Beschlüsse des vorjährigen Concils in Rom sind einerseits die Beziehungen 
zwischen der katholischen Kirche und der Staatsgewalt so wesentlich berührt, 
andererseits so lebhafte Bewegungen und Zerwürfnisse innerhalb der katho- 
lischen Bevölkerung selbst hervorgerufen, dass die Staatsgewalt sich dringen- 
der als zuvor veranlasst finden muss, dafür zu sorgen, dass in Bezag auf 
die Wahrnehmung ihrer Stellung zu den katholischen Angelegenheiten aus- 
schliesslich und unbedingt staatsrechtliche Gesichtspunkte zur Geltung ge- 
langen. Dass das römische Concil solche Folgen haben würde, war inner- 
halb wie ausserhalb der katholischen Kirche klar vorhergesehen und vorher- 
gesagt worden, Während die zum Glaubenssatz erhobene Lehre von der 
päpstlichen Unfehlbarkeit an und für sich die Gefahr nahe legt, dass damit 
auch die Forderung der Unterwerfung der Staaten unter die auch auf das 
Weltliche und Politische sich erstreckende Herrschaft des römischen Stuhls 
sich zu gelegener Zeit erneuern werde, — sind ferner in dem auf dem Concil 
endgültig festgestellten „Syllabus“ über die Irrthümer unserer Zeit in reli- 
giöser, politischer und socialer Beziehung Auffassungen und Lehren enthalten, 
deren ernste Durchführung seitens der katholischen Kirche zu einer Er- 
schütterung aller weltlichen Staatsgewalt unbedingt führen muss. Die preus- 
sische Staatsregierung hatte nicht unterlassen, den römischen Stuhl auf die 


Gefahren, welche aus solchen Beschlüssen in Bezug auf das Verhältniss des . 


Staates zur Kirche erwachsen könnten, schon während des Concils ent- 
schieden aufmerksam zu machen. Es geschah dies vor Allem im Interesse 
der Kirche und des päpstlichen Stuhles selbst; unsere Regierung durfte 
darauf hinweisen, dass sie Gefahren nicht so sehr für unsern Staat, wie für 


die Kirche entstehen sehe, dass ihr gegen etwaige Beeinträchtigung des 


Staates in seinen Interessen die Mittel der Gesetzgebung nicht fehlen würden, 
dass jedoch ein schroffes Verhalten seitens der Kirche die freundlichen und 
rücksichtsvollen Beziehungen erschweren würde, welche seither auf Grund 
der wohlwollenden Gesinnungen aller preussischen Fürsten obgewaltet haben. 
Als sodann vor den entscheidenden Beschlüssen des Concils auch die fran- 
zösische Regierung den päpstlichen Stuhl in dringendster Weise davor 
warnte, nicht Lehren und Grundsätze verkündigen zu wollen, welche nir- 
gends im christlichen Europa anerkannt und zugelassen seien und durch 
welche ein verderblicher Widerstreit zwischen der bürgerlichen Gesell- 
schaft und der Kirche geschaffen würde, schloss sich unsere Regierung 
diesen Vorstellungen auf das Bestimmteste an. Der Papst und das Concil 
haben diese Vorstellungen nicht beachtet; die bedenklichen Beschlüsse sind 
gefasst worden, und ihre Wirkungen sind rascher noch, als man es er- 
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wartet hatte, hervorgetreten. Die Verkündigung des Glaubenssatzes tbe 
die päpstliche Unfehlbarkeit hat innerlalb der katholischen Bevölkerun 
selbst, unter den Laien und unter den Geistlichen, Bewegungen und Spal 
tungen hervorgerufen, deren Folgen sich bereits auch in mehrfachen prat 
tischen Fällen hinsichtlich der Beziehungen zwischen den katholischen B 
schöfen und der Staatsregierung geltend machen, namentlich in Betreff dı 
Behandlung von Lehrern an den unter Staatsaufsicht stehenden katholische 
Gymnasien, welche sich weigern, den nenen Glaubenssatz zu lehren, ur 
welche auf den Schutz des Staates in ihren Stellen und Rechten Anspruc 
haben. Es ist für jetzt nicht abzusehen, inwieweit die Bewegung unter de 
Katholiken eine festere Gestalt gewinnen und etwa zu tieferen Spaltung 
führen wird. Die Staatsregierung aber kann den schon jetzt obwaltende 
Schwierigkeiten gegenüber nur dadurch eine feste Richtschnur für ihr Ve 
halten finden, wenn sie sich unparteiisch auf den rein staatsrechtliche 
Standpunkt stellt und demgemäss die einzelnen streitigen Fälle behande 
Um diesen Standpunkt zu sichern und auch äusserlich zu erkennen zu gebe 
erschien es zweckmässig und geboten, in dem Ministerium der geistlichen e- 
Angelegenheiten die bisher bestehende confessionelle Sonderung der kire 
lichen Abtheilungen zu beseitigen und wiederum nur eine Abtheilung - 
die geistlichen Angelegenheiten zu bilden. Die Staatsregierung bekun « 
dadurch, dass sie gesonnen ist, beide Kirchen unparteiisch, gerecht, & 
bestehenden Staatsrechte entsprechend zu behandeln, das Interesse « 
Staates aber auch mit gleicher Kraft der katholischen, wie der evangelisct 
Kirche gegenüber zu wahren.“ 


Aus Nr. 31 der Provinzial-Correspondenz vom 2. August 1871 „Z 
katholischen Frage“: 


„Bei der Erörterung der neuesten Schritte unserer Regierung in Bez. 
auf die katholische Kirche ist daran erinnert worden, dass von Seiten de 
preussischen Regierung schon während des letzten Concils geltend gem 
worden sei, wie nicht bloss durch die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papste 
sondern auch durch die endgiltige Feststellung und Durchführung gewisser : 
dem sogenannten „Syllabus“ enthaltener Auffassungen und Lehren das Ver 
hältniss zwischen dem weltlichen Staate und der Kirche wesentlich erschütte 
werden müsse. || Dem gegenüber ist von katholischer Seite behauptet worde 
dass es sich auf dem Concile von 1869 um den „Syllabus“ gar nicht hal 
handeln können, da derselbe bereits im Jahre 1864 vom Papste endgiltig ve 
kündet worden sei. Obige Annahme verrathe daher eine „bodenlose Unwisse 
heit in den einfachsten katholischen Dingen.“ || Es ist nun gewiss merkwürd 
dass diese „bodenlose Unwissenheit“ nicht bloss von simmtlichen, selbst katl 
lischen Regierungen und sogar von den katholischen Facultäten getheilt wure 
welche sehr eingehende Gutachten über die voraussichtlichen Folgen der er 
giltigen Feststellung des „Syllabus“ auf dem Concil abgegeben haben, 
sondern dass sogar die von den römischen Jesuiten herausgegebene Zeitschr 
die ,Civiltà cattolica“ (welcher Papst Pius IX. in einem eigenen Breve 
Bedeutung eines vertraulichen Blattes der römischen Curie zugesprochen in 
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karz vor dem Concil es als eine Aufgabe desselben bezeichnet hatte, die Ver- pad 
damm mungsurtheile des päpstlichen Syllabus“ von 1864 in bestimmte Beschlüsse Preussen. 

oder Concilsdecrete zu verwandeln. Aus dieser Ankündigung gerade entnahmen © Tali 1871. 
die Regierungen die ernste Pflicht, die päpstliche Regierung im Voraus auf 
die  bedenklichen Folgen derartiger Beschlüsse aufmerksam zu machen. |] Was 
„dann über den Verlauf und die Beschlüsse des Concils bekannt geworden 
ist, hat jene vorgängige Erwartung und Besorgniss keineswegs beseitigt oder 
abgeschwicht. | Die hauptsächlichsten Lehren zumal, welche im „Syllabus“ in 
der Form der Verneinung und Verdammung entgegengesetzter Auffassungen 
enthalten waren, sind in den vom Concil beschlossenen „Schematen“ und 
»Cænones“ über die Kirche und den katholischen Glauben in der That, wie es 
das jpäpstliche Blatt vorher verkündet hatte, in bestimmter und positiver Fas- 
sang festgestellt und verkündet worden. || Hierdurch sah sich, wie neulich er- 
.wähnt, die französische Regierung veranlasst, durch ihren Gesandten in Rom 
dringend zu bitten, dass von dem „Schema über die Kirche“ alles entfernt 
werde, was in dem veröffentlichten und nicht abgeleugneten Texte die ernste- 
stem Folgen für die gesetzliche und gesellschaftliche Ordnung in allen Staaten 
Europas befürchten lasse. Je mehr man die in jenem Schriftstück zusammen- 
gestellte Lehre untersuche, um so weniger sei zu verkennen, dass diese Lehre 
im Grunde der vollständigen Unterwerfung der bürgerlichen Gesellschaft unter 
die Kirche gleichkomme; denn die für die Kirche in Anspruch genommene 
Autorität kenne keine anderen Grenzen, als die, welche die Kirche selbst ihr 
anw eise, und alle Grundsätze der bürgerlichen, politischen, wissenschaftlichen 
Ein xichtungen fallen unmittelbar oder mittelbar unter ihren Einfluss. | „Die 
Canones“, hiess es weiter, „schreiben der Kirche eine vollständige zugleich 
Sesetzgebende, richterliche und zwingende Gewalt zu, die sich auf Acusseres 
wie Inneres bezieht, — eine Gewalt, deren Ausübung sogar durch materielle 
Strafen zu sichern der Kirche erlaubt sein soll, und welcher die christlichen 
Fürsten und Regierungen gehalten sein sollen ihre Mitwirkung zu leihen durch 
Zuchtigung aller derer, welche versuchen sollten, sich ihr zu entziehen. | Das 
War die Auffassung einer dem päpstlichen Stuhle unzweifelhaft ergebenen 
katholischen Regierung in Betreff der auf dem Concil verhandelten und fest- 
Sesteliten Beschlüsse. , Wie sehr aber die Bedenken und Gefahren dieser Be- 
Schlüsse durch die gleichzeitige Verkündigung der päpstlichen Unfehlbarkeit 
gesteigert werden mussten, das sprach dieselbe Depesche in den Worten aus: 
»Als Vervollständigung dieses Systems soll in denselben Beschluss die persön- 
liche Unfehlbarkeit des Papstes aufgenommen werden, d.h. nachdem man alle 
Politischen und religiösen Gewalten in den Händen der Kirche vereinigt hat, 
“ill man alle Gewalten der Kirche in den Handen ihres Oberhauptes ver- 
nigen . Man wird es hiernach erklärlich und vollaîf gerechtfertigt finden, 
F S die Regierungen, nachdem das Concil alle Mahnungen in Betreff der 
Olgen seiner Beschlüsse unbeachtet gelassen hat, wenigstens nicht die Hand 
Za bieten wollen, den bedenklichen Lehren ihrerseits Eingang und Geltung 
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zu verschaffen. | Was die preussische Regierung betrifft, so hat sie, unge- 
achtet ihrer lebhaften Bedenken gegen die Concilsbeschlüsse, dennoch im Ver- 
trauen auf den gesunden Sinn unseres Volkes und auf die festgegründete 
Kraft unseres Staatswesens die Glaubensfreiheit der Katholiken auch in diesem 
Punkte nicht beeinträchtigt: sie hat keinem Bischofe, keinem Geistlichen oder 
Lehrer an ihrem Theile ein Hinderniss bereitet, die Lehren des Concils zu 
verkündigen. Nur das nat sie abgelehnt, katholische Lehrer, welche sich in 
ihrem Gewissen gehindert finden, den Beschlüssen des Concils Geltung zuzu- 
erkennen, durch Mitwirkung des weltlichen Arms zur Verkündigung von Lehren 
zu nöthigen, durch welche, nach der Ueberzeugung der Regierung selbst, nicht 
bloss eine weltliche Aenderung des Glaubensstandes, sondern zugleich eine tief 
greifende Veränderung in der Gesammtstellung der katholischen Kirche zum 
Staate eingetreten ist. || Es handelt sich für die Regierung nicht um die An- 
erkennung oder Nichtanerkennung eines Glaubenssatzes als solchen, — das 
überlässt sie der Gewissens- und Glaubensfreiheit der einzelnen Katholiken, — 
sondern darum handelt es sich, ob sie im Bereiche ihrer gesetzlichen Mit- 
wirkung eine Lehre unterstützen soll und darf, welche sie für das Verhältniss 
zwischen Staat und Kirche verderblich erachtet.“ 
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PREUSSEN. Protest des Bischofs von Ermland (Dr. Krementz) gegen 
den Bescheid des Cultusministers (von Mühler) vom 29. Juni. 
(Vergl. Nr. 4954 [219).) 


Der Bescheid, welchen Ew. Excellenz in dem sehr geehrten Schreiben 
vom 29. Juni d. J. (U. 14,362) auf meine Eingabe vom 20. Mai bezüglich des 
katholischen Religionsunterrichtes am Gymnasium zu Braunsberg mir haben 
zu Theil werden lassen, ist so wesentlich gegen den in der Natur der Sache 
begründeten und durch gesetzliche Bestimmungen sowie durch besondere Staats- 
verträge garantirten Rechtsbestand der katholischen Kirche Preussens ge- 
richtet, dass ich in meiner Stellung als Vertreter dieser Kirche in einer darch 
Loyalität und Treue gegen den Staat zu allen Zeiten ausgezeichneten Didcese 
nicht umhin kann, gegen die von Ew. Excellenz in dem gedachten Schreiben 
ausgesprochenen Grundsätze und alle daraus abgeleiteten oder abzuleitenden 
Consequenzen feicrliche Verwahrung einzulegen. Die Entscheidung Ew. Ex- 
cellenz verstésst gegen die den preussischen Staatsbürgern gewährleistete 
Glaubens - und Gewissensfreiheit sowie gegen die Rechte derselben® auf den 
ihnen für ihre religiösen und Unterrichtszwecke garantirten Besitastand. — 
1.Sie verletzt die Glaubensfreiheit, weil sie innere kirchliche Angelegenheiten, 
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welche nach der Staatsverfassung durch die Kirche zu ordnen sind, vor das an. 
Forum des Staates zieht und ohne Rücksicht auf das Urtheil der gesetzlichen Preussen. 
und vom preussischen Staate anerkannten Vertreter der katholischen Kirche? Ti 1871. 
in Glaubenssachen Entscheidungen und Anordnungen trifft. Ob die Lehre 
eines Priesters katholisch sei oder nicht, darüber hat nach dem bestehenden 
Rechte nur dessen Bischof und in höchster Instanz der Papst zu entscheiden, 
nicht aber die staatliche Behörde. Die treue Beobachtung dieses rechtlichen 
Grundsatzes in Preussen rühmt das Ministerialrescript vom 16. April 1849 
mit den Worten: „Niemals haben sich die Staatsbehörden die Befugniss bei- 
gelegt, eine seitens des bischöflichen Amtes kraft der demselben beiwohnenden 
Aufsichts- und Disciplinargewalt ergangene Entscheidung aufzuheben oder 
gleichsam in höherer Instanz über die Richtigkeit oder Unrichtigkeit zu er- 
kennen.“ Wenn nun aber in dem Erlasse vom 29. Juni d. J. mein Urtheil, 
dass die Glaubenslehre des Dr. Wollmann am Gymnasium zu Braunsberg nicht 
katholisch sei, mit Uebergehung der hier einzig möglichen Instanz umgestossen, 
seine im Widerspruche mit den Glaubensentscheidungen des rechtmässigen 
Lebramts der Kirche stehenden Anschauungen für richtig und der Besuch des 
Religionsunterrichts eines vom Glauben seiner Kirche abirrenden Priesters für 
alle katholischen Schüler, welche das Gymnasium in Braunsberg besuchen 
wollen, obligatorisch erklärt wird, so entscheiden damit Ew. Excellenz that- 
sächlich in höherer Instanz über das von mir in Angelegenheiten des katho- 
lichen Glaubens gefällte Urtheil, greifen in das innere Gebiet der Kirche hin- 
über, bedienen sich einer Aufsichts- und Disciplinargewalt, welche nach den 
gesetzlichen Bestimmungen nur den Bischöfen der katholischen Kirche zukommt, 
und verletzen die den katholischen Unterthanen gesetzlich gewährleistete 
Glaubensfreiheit. | Ew. Excellenz motiviren Hoch-Ihren Entscheid mit den 
Worten: „Wollmann lehrt noch heute dasselbe, was er vor dem 18. Juli 1870 
mit Zustimmung der Kirche gelehrt hat.“ Der Einsicht Ew. Excellenz kann 
es aber nicht entgehen, dass es hier sich gar nicht darum handelt, was Woll- 
mann vor dem 18. Juli 1870 factisch gelehrt hat, sondern was er beim An- 
tritt seines Amtes und durch seinen Amtseid zu lehren sich verpflichtet hat 
und was er demgemäss jetzt zu lehren verbunden ist. Von Seiten des Staates 
ist ihm die Lehrstelle mit der ausdrücklich oder stillschweigend gestellten 
Bedingung übertragen worden, dass er sich gemäss dem Glauben und den An- 
ordnungen seiner Kirche in seinem Amte zu halten habe. Ew. Excellenz 
können nicht in Abrede stellen, dass gegenwärtig gemäss den Entscheidungen 
des allgemeinen vaticanischen Concils die Lehre von dem unfehlbaren Lehr- 
amte des Oberhauptes der Kirche zu dem Glauben der katholischen Kirche 
gehöre. Mithin muss er auch in seiner Lehre dieses Dogma verkünden. Die 
Kirche aber hat ihm die Vollmacht zur Ausübung des Lehramtes erst nach 
einem Amtseid übertragen, in welchem er beschworen hat: Omnia a sacris 
canonibus et oecumenicis conciliis tradita, definita et declarata indubitanter 
recipio ac profiteor . . . Sacram scripturam juxta eum sensum, quem tenuit et 
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tenet sancta mater ecclesia, cujus est judicare de vero sensu et interpretatione 
sacrarum scripturarum, admitto . . . sanctam catholicam et apostolicam Ro- 
manam ecclesiam omnium ecclesiarum matrem ct magistram agnosco, Roma- 
noque pontifici .. veram obedientiam spondeo et juro. : Er hat also eidlich 
versprochen, alles das anzunehmen und zu lehren, was von den allgemeinen 
Concilien festgesetzt und definirt wird, und jenen Sinn der hl. Schrift anzu- 
nehmen, welchen das kirchliche Lehramt, die Auslegerin des Sinnes der hl 
Schrift, angenommen hat und annimmt. Da nun das Vaticanische Concil nach 
dem einstimmigen Zeugnisse aller seiner berechtigten Theilnehmer, des ge- 
sammten katholischen Episcopats, ein ükumenisches ist, so hat Dr. Wollmanı 
schon bei Ablegung seines Amtseides die Beschlüsse seines Concils implicit. 
beschworen. Wenn er jetzt diese Beschlüsse nicht annehmen will, uns 
die Auslegung der betreffenden Schriftstellen über den Primat, welche das aw 
dem allgemeinen Concil versammelte Lehramt der Kirche gibt, verwirft, - 
ist es klar, dass er seinen Amtseid bricht, dass er jetzt factisch durch Wort u— 
Beispiel etwas Anderes lehrt, als was er beim Antritt seines Amtes lehren 
wollen beschworen hat, dass er jetzt das Grundprinzip des katholischen Glew 
bens negirt, indem er sich selbst als höchstes Tribunal in Sachen des Glaube 
aufwirft, das kirchliche Lehramt und dessen Autorität aufhebt und alle d « 
matische Entwicklung ignorirt. : Die Kirche ist, wie ich dieses bereits 
meinem ergebensten Schreiben vom 18. März 1871 an Ew. Excellenz zu 1 
merken Veranlassung nahm, ein lebendiger Organismus, in welchem die ET 
wickelung des Dogmas und seine, nach den Bedürfnissen und dem wisse 
schaftlichen Fortschritte der Zeit sich richtende Festsetzung und definiti 
Aussprache ebensowenig mit einem gewissen Zeitpunkte abgeschlossen ist, = 
der Entfaltung der gesetzgeberischen und organisirenden Thätigkeit des Staat 
eine Grenze gesetzt werden kann, über welche hinaus die Verpflichtung dl 
Staatsbürgers zum Gehorsam gegen die von der rechtmässigen Obrigkeit gilt- 
erlassenen Gesetze oder festgestellte Staatsverfassung aufhören würde. Od 
werden etwa Ew. Excellenz auch jenen Staatsbeamten in Schutz nehmen ur 
in seinem Amte und Gehalte belassen, der die von den gesetzlichen Organe- 
neu begründete Ordnung des deutschen Kaiserreiches aus dem Grunde nicZ 
anerkennt, Qweil zur Zeit der Ablegung seines Amtseides die neue unsere 
Könige grössere Machtvollkommenheit im geeinigten deutschen Reiche be 
legende Stiftung damals noch nicht gesetzlich festgestellt war? Die Ens 
ziehung der missio canonica, der geistlichen Vollmacht zur Ertheilung do 
Religionsunterrichts ist lediglich aus dogmatischen Gründen erfolgt, wie ie 
dieses bereits mehrere Wochen vorher Ew. Excellenz in meinem Schreibe 
vom 15. März d. J. angezeigt habe. Da das Cognitionsrecht über katholisch 
Glaubensfragen nicht den Staatsbehörden, sondern den Bischöfen als geset. 
lichen Organen und Vertretern der Kirche zusteht, so unterlag mein Urthe 
in dieser Angelegenheit nicht der Mitwirkung und Genehmigung des Staate 
und Wollmann durfte, nachdem sein Mandat erloschen und ihm von der rech. 
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mässigen kirchlichen Behörde die Vollmacht zur Ertheilung des Religions- Nr. 4956 
unterrichtes entzogen war, diesen nicht fortsetzen. Ich erlaube mir, in dieser Preussen. 
Beziehung auf mein Schreiben vom 13. April d. J. und das in demselben mit- 9 Juli 1871. 


getheilte Gutachten des Prof. Dr. Schulte zurückzukommen. Diese Fortsetzung 
war eine unberechtigte und unerlaubte Usurpation einer ihm von seiner geist- 
lichen Behörde entzogenen Vollmacht, ein Bruch des seinem Bischofe bei der 
Priesterweihe und in seinem Amtseide gelobten Gehorsams. Wenn nun die 
Staatsbehörde die katholischen Schüler des katholischen Gymnasiums ver- 
pflichtet, den Religionsunterricht eines Mannes zu besuchen, welchem wegen 
Abirrung vom Glauben der Kirche die Vollmacht zu jener religiösen Amts- 
handlung von seiner reclıtmässigen Obrigkeit entzogen ist, so ratificirt sie hie- 
durch eine Anmaassung, billigt nicht allein, sondern unterstützt die Auflehnung 
gegen die hier allein competente kirchliche Gewalt und untergräbt den Ge- 
horsam, welcher nach Gottes und der Kirche Geboten in geistlichen Dingen 
der geistlichen Obrigkeit geschuldet wird. | Hierin wird dadurch nichts ge- 
ändert, dass die Schulbehörde den Dr. Wollmann angewiesen hat, sich in seinen 
Vorträgen der Behandlung des betreffenden Punktes zu enthalten. Diese Ent- 
haltung allein schon ist ein stillschweigender Protest des Lehrers vor den 
Schülern gegen einen Glaubenspunkt, welchen derselbe gemäss seinem Amts- 
ide und dem Auftrage der Kirche zu lehren verpflichtet ist. Der in Oppo- 
sition gegen seine Kirche stehende und wegen dieser Auflehnung censurirte 
Religionslehrer ist allein durch sein amtliches Erscheinen eine fortwährende 
Negation des kirchlichen Dogmas — Beispiel lehrt mächtiger als Worte — selbst 
abgesehen davon , dass er durch Verwerfung der Autorität des kirchlichen 
Lehramts consequenter Weise die Verbindlichkeit der ganzen Glaubenslehre 
leugnet und deshalb durchaus keine Garantie bietet für die reine katholische 
Auffassung und Wiedergabe der übrigen kirchlichen Glaubenslehren; denn 
Wer einmal sein subjectives Ermessen über die Autorität des kirchlichen Lehr- 
amntes setzt, hat den Boden verlassen, welcher dem Gebäude des christlichen 
Glaubens allein Festigkeit gibt, und muss sich zum Abweichen von der kirch- 
lichen Lehre, sobald sie seinem subjectiven Auffassen nicht entspricht, be- 
rechtigt erachten. 2. Indem deshalb Ew. Excellenz den Standpunkt des 
Dr. Wollmann rechtfertigen und als katholischen erklären, verletzen Sie die 
Freiheit und Autonomie der katholischen Kirche in Glaubenssachen und damit 
die yon der Verfassung verbürgte Glaubensfreiheit. Noch härter aber erscheint 
dieser Angriff auf unsern Glauben durch die in der Entscheidung vom 29. Juni 
Enthaltene Bestimmung, dass sämmtliche katholische Schüler, welche das Gym- 
Aäsjum zu Braunsberg besuchen wollen, verpflichtet seien, den Religionsunter- 
richt des Dr. Wollmann zu besuchen. Diese Bestimmung ist ein offener, von 
dem Gesetze ausdrücklich verbotener Gewissenszwang, eine directe Verküm- 
Merung der in Preussen den Katholiken feierlich garantirten Gewissensfreiheit. 
Das Gesetz bestimmt , dass solche Kinder, welche in einer andern Religion, 
Als welche in der öffentlichen Schule gelehrt wird, nach den Gesetzen des 
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Staates, erzogen werden sollen, von der Theilnahme an dem Religionsunter- 
richte jener Schulanstalt befreit sein sollen (8. 11. Th. 2. Tit. 12. A. L. R). 
à Die competente kirchliche Behörde erklärt, dass Dr. Wollmann und seine 
Lehre sich im Widerspruche mit der Kirche und ihrer Lehre befinden, dass 
er eine von der katholischen Religion verschiedene Anschauung über wesent- 
liche Glaubenspunkte hat; ja, sie hat ihn wegen seiner hartnäckigen und be- 
wussten Opposition gegen die kirchliche Lehre mit kirchlichen Strafen belegt 
Viele Eltern haben in ihren sowohl an Ew. Excellenz als an mich gerichteten 
Schreiben ihn als einen solchen bezeichnet, der einen von dem ihrigen ver- 
schiedenen Glauben bekennt. Sie haben ein gesetzliches Recht darauf, und 
ich als Vertreter der Kirche fordere es, dass der ganze Glaubensinhalt unserer 
heiligen Religion rein und unverkürzt den katholischen Schülern des stiftungs- 
mässig katholischen Gymnasiums in Braunsberg vorgetragen werde, und zwar 
durch einen nach dem Zeugnisse der Kirche dem katholischen Glauben treuen 
und mit seinem Bischofe in religiöser Gemeinschaft lebenden Priester. Wenn 
nun Ew. Excellenz trotz der von den Eltern und der rechtmässigen Behörde 
erklärten Glaubensverschiedenheit die katholischen Schüler auf dem Gymnasium 
zu Braunsberg verpflichten, den Unterricht des nicht katholischen Dr. Woll- 
mann zu besuchen, so üben Ew. Excellenz einen von dem Gesetz ausdrücklich 
verbotenen Gewissenszwang und treiben widerstrebende Herzen durch mora- 
lische Nöthigung in Unterrichtsstunden, welche sie gemäss den Grundsätzen 
ihrer Religion gewissenshalber nicht besuchen dürfen. Ich muss hiegegen um 
so gnehr Protest erheben, als durch diese Verpflichtung das durch die Bulle 
de salute animarum vorgesehene, durch Königliche Cabinetsordre vom 12. März 
1841 genehmigte bischöfliche Convict für Schüler des Braunsberger Gym- 
nasiums, welche sich dem Studium der Theologie widmen wollen, thatsächlich 
aufgehoben wird, indem die Alumnen desselben durch die Grundsätze und Be- 
stimmungen der katholischen Kirche verhindert werden, dem Religionsunter- 
richt des Dr. Wollmann beizuwohnen, damit aber, gemäss dem von Ew. Ex-— 
cellenz getroffenen Entscheide, von dem dortigen Gymnasium ausscheiden müssen, _ 
ohne irgend etwas Anderes gethan zu haben, als dass sie gewissenshalber sic-# 
weigern, den Religionsunterricht eines nicht katholischen Lehrers, der doch rue 
den gesetzlichen Anordnungen eines katholischen Gymnasiums für katholisch = 
Schüler nicht gehören kann, ferner zu besuchen. Zwar behaupten Ew. Exam 
cellenz, es bestehe keine gesetzliche Nüthigung zum Besuche des Gymnasium ae 
in Braunsberg oder eines Gymnasiums überhaupt. Ich frage aber Ew. Em 
cellenz: Besteht nicht ein gesetzliches Recht der katholischen Eltern auf diese == 
Besuch, und ist es gesetzlich erlaubt, ihnen die Ausübung dieses Rechtes z== 
verkümmern oder unmöglich zu machen? Ich frage ferner: Wenn keine ge== 
setzliche Nöthigung besteht, ist nicht für Viele eine moralische Nöthigung vorer 
handen zu ihrer wissenschaftlichen Ausbildung, ein Gymnasium und gerade dem 
Gymnasium zu Braunsberg zu besuchen? Soweit nun auf der Welt geisti— 
Bildung als ein besonderes Gut des Lebens gilt, wird man es als einen bes 
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sondern Gewissenszwang ansehen, ihre Erlangung nur unter Bedingungen zu a 
gestatten, welche mit der religiösen Ueberzeugung im Widerspruche sich be- Preussen. 
finden. Dieser Zwang wird jetzt an dem Gymnasium zu Braunsberg ausgeübt.’ Jai 1871. 
Wollen daselbst katholische Schüler, den Grundsätzen der Kirche und ihrem 
Gewissen getreu, den Religionsunterricht eines von seinem Glauben abgefallenen 
Priesters nicht besuchen, so sind sie gezwungen — und bereits hat die Aus- 
führung dieser in Wahrheit grausamen Anordnung begonnen — das Brauns- 
berger Gymnasium zu verlassen, und nicht wenige müssen auf die durch die 
Gymnasialstudien zu gewinnende wissenschaftliche Bildung und die hiedurch 
bedingten Aussichten auf eine höhere Stellung im bürgerlichen Leben Verzicht 
leisten, weil ihre Verhältnisse es ihnen nicht gestatten, ein anderes Gymnasium 
zu besuchen. Ist eine solche Nöthigung mit den schützenden Bestimmungen 
des A. L. R. $. 11. Thi. IL Tit. 12 zu vereinbaren? Von dem bekannten 
Edicte des Kaisers Julian, welches der christlichen Jugend die alten grie- 
chischen und römischen Klassiker zu erklären verbot, sagten die Kirchenväter, 
es sei grausamer, als eine offene Verfolgung. Zwingt nicht der Entscheid Ew. 
Excellenz vom 29. Juni eine ganze Reihe talentvoller Jünglinge, auf eine clas- 
sische Ausbildung und die dadurch zu gewinnende Lebensstellung Verzicht zu 
leisten, um nicht mit den Anforderungen ihres Glaubens und ihrem Gewissen 
in Conflict zu kommen? Ist das gesetzliche Schulordnnng, wenn Schüler in 
einen Unterricht gezwängt werden, welcher mit ihrem Glauben nicht überein- 
stimmt, da doch das Gesetz gerade das Gegentheil vorschreibt? Ich erlaube 
mir, dieses der Erwägung Ew. Excellenz gehorsamst noch einmal zu unter- 
breiten und unter Berufung auf die gesetzlichen Bestimmungen sowie im 
Interesse der Wissenschaft, die ein Gemeingut aller Staatsbürger ohne Unter- 
schied der Confession ist, gegen diesen Zwang und die durch ihn herbeige- 
führte Ausschliessung berechtigter Staatsbürger von der Wohlthat der Gym- 
nasialbildung Verwahrung einzulegen. : 3. Dass ferner der Charakter des 
stiftungsmässig katholischen Gymnasiums zu Braunsberg durch Ausführung des 
Entscheids vom 29. Juni d. J. alterirt und katholische Fonds zu nichtkatho- 
lischen Zwecken verwendet werden, liegt auf der Hand, da das Recht auf den 
Genuss katholischer Fonds nur jenen Katholiken zukommt, die nach Gesetz 
und Staatsverträgen, wie z. B. nach der Bulle de salute animarum, als wirk- 
liche Katholiken zu betrachten sind, d.h. jenen, die mit dem Oberhaupte und 
den Bischöfen der katholischen Kirche in Communion leben. || Aber, sagen Ew 
Excellenz, die Stiftung des Gymnasiums in Braunsberg und die Widmung der 
zu seiner Unterhaltung dienenden Fonds gehören einer Zeit an, in welcher der 
Concilsbeschluss vom 18. Juli v. J. noch nicht bestand. Deshalb sei eine 
Verleugnung des katholischen Charakters jener Anstalt nicht vorhanden. || Ew. 
Excellenz übersehen, dass jene Stiftung und Widmung jedenfalls in eine katho- 
lische Zeit fallen und von Wohlthätern herrühren, die katholisch glaubten und 
lebten, der Lehrautorität der Kirche sich unterwarfen und das Recht der 
Kirche anerkannten, auf allgemeinen Concilien bindende Glaubensdefinitionen - 
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zu erlassen, die deshalb von vornherein alle von der rechtmässigen kirchlichen 


. Autorität gegebenen und zu gebenden Glaubensentscheidungen annahmen, und 
"die, treu ihrer Kirche ergeben, nichts mehr verabscheuten, als die Auflehnung 


gegen das kirchliche Lehramt. Die ersten Begründer und grössten Wohlthäter 
der Anstalt, der berühmte Cardinal Hosius und sein trefflicher Nachfolger 
Cromer, waren sogar wissenschaftliche Vertheidiger des Glaubens an das un- 
fehlbare Lehramt des Papstes, nicht minder die an der Anstalt während zweier 
Jabrhunderte wirkenden Jesuiten, zu deren Füssen der opferwillige Sinn der 
gliubigen Katholiken Ermlands ihre Gaben und Vermächtnisse zur festern Be- 
gründung, Erhaltung und Erweiterung der katholischen Anstält niederlegte. 
Ew. Excellenz werden nicht annehmen, dass jene katholischen Begründer und 
Wohlthäter derselben die Absicht gehabt hätten, durch ihre Opfer das Lehr— 
amt eines seiner Kirche untreu gewordenen Priesters zu unterhalten oder die 
Subsistenzmittel für Lehrer zu bieten, welche sich gegen die dogmatischen 
Entscheidungen einer allgemeinen Kirchenversammlung auflehnen und die Auto- 
rität des Papstes und der Bischöfe der katholischen Welt verachten, während 
das gesammte katholische Ermland, Klerus wie Laien, fast ohne Ausnahme sich 
in unwandelbarer Treue um seinen Bischof und das Oberhaupt der Kirche 
schaart. | Nachdem ich Herrn Dr. Wollmann seit dem 8. December 1870 in 
verschiedenen seine Bedenken berücksichtigenden Schreiben zur Umkehr auf- 
gefordert und ihm, da alle Bemühungen und auch ernstere Schritte frucht- 
los blieben, vielmehr eine entschieden unkirchliche Gesinnung und Handlungs- 
weise sich kundgab, nach einer letzten väterlichen Mahnung unter dem 
14. Juni eine peremptorische Frist von 10 Tagen zur Unterwerfung unter das 
vaticanische Concil gesetzt hatte, sah ich mich nach einer am 24. Juni ein- 
gelaufenen ablehnenden Antwort in die schmerzliche Nothwendigkeit versetzt, 
unter dem 4. Juli durch richterliches Urtheil festzusetzen, dass er der durch 
das vaticanische Concil ausgesprochenen grossen Excommunication verfallen 
sei. Er ist mithin kein Glied der katholischen Kirche mehr, er ist durch 
freie und hartnäckige Leugnung ihrer Autorität und ihrer neuesten Lehrent- 
scheidungen aus ihrem Verbande ausgeschieden, und diese Ausscheidung ist 
durch die allein hierin competente kirchliche Behörde constatirt. | Ew. Ex- 
cellenz mögen beurtheilen, welche Gefühle sich in dem Herzen katholischer 
Eltern regen müssen, wenn sie durch die staatlichen Behörden, von welchen 
sie Schutz der ihnen garantirten Glaubens- und Gewissensfreiheit mit Recht 
erwarten und fordern können, gezwungen werden, entweder ihre Kinder in den 
Unterricht eines excommunicirten Priesters zu schicken, welchen sie ihrem 
Glauben und Gewissen nach nicht besuchen dürfen, oder aber auf geistige 
höhere Bildung und die durch dieselbe zu gewinnende höhere Stellung im 
Staatsleben für ihre Kinder zu verzichten. Excellenz! Ihre Entscheidung 
vom 29. Juni hat mich und Tausende, ja Millionen treuer katholischer 
Unterthanen mit tiefstem Schmerze erfüllt. Sie ist ein Angriff auf unser 
höchstes, theuerstes Gut, unsern heiligen Glauben; sie ist eine Verleugnung der 





Staat und Kirche. Preussen. 367 


bisherigen preussischen Grundsätze in Behandlung confessioneller Angelegen- Nr. 4956 
heiten; sie ist eine Verletzung der bestehenden Gesetze, der natürlichen und us 
verbrieften Rechte der Katholiken Preussens; sie ist ein verhängnissvoller erster % Juli 1871. 
Schritt auf abschüssiger Bahn. Möge Gott weiterhin gnädig abwenden, dass 

die Gerechtigkeit und der Friede in religiösen Dingen, das Palladium der 
Stärke Preussens, aus seiner Mitte weiche! Meine Diöcesanen, nach dem 

Worte des Apostels stets bemüht, Gott zu fürchten, den König zu ehren, tragen 

mit mir ein dankbares Herz für alles Gute, welches uns durch unser Vater- 

land und sein theures Haupt zugeflossen ist und noch fortwährend zu Theil 

wird. Aber alle Güter des Vaterlandes bieten uns keinen Ersatz für die Ver- 
letzung unseres theuersten, von Gott gegebenen Gutes, unseres heiligen Glau- 

bens, und können nicht den Schmerz stillen, welchen ungerechter Gewissens- 

zwang, und wenn er auch nur eine einzige Seele zum Falle brächte, in unse- 

rem Innern hervorruft. Ich bitte von Herzen Ew. Excellenz, eine Ent- 
scheidung geneigtestens abändern zu wollen, die mit tiefem Misstrauen und 
Unmuth jegliches wahrhaft katholische Gemüth erfüllt, und die nicht zum 

Wohle unserer Provinz, nicht zum Wohle des preussischen und deutschen 
Vaterlandes gereichen kann. 

Frauenburg, den 9. Juli 1871. 
Der Bischof von Ermland 
+ Philippus. 





Nr. 4957. (222.) 


RÖMISCHE CURIE. Erklärung Pius’ IX. über die Ausdehnung der 
päpstlichen Unfehlbarkeit, 


Das Münchner Pastoralblatt Nr. 31 theilt mit: Nr. 4957 


Am 20. Juli 1871 empfing der heilige Vater in seinem Thronsaale ee 
eine Deputation der Akademie der katholischen Religion, welche unter Füh- 20. Juli 1871. 
rung des Cardinals Asquini erschienen war, um in einer Adresse die Ge- 
fühle tiefster Verehrung und Dankbarkeit gegen einen Papst auszudrücken, 
welcher soviel für die Erhöhung und Ausbreitung der katholischen Kirche 
gethan. : In der Erwiederung darauf ermunterte der heilige Vater die Mit- 
glieder der Akademie zur Verthcidigung der Wahrheit und zur Bekämpfung 
der Irrthümer, welche sich ihr gegenüber stellten. Unter den verschiedenen 
Aufgaben, die sich ihnen in dieser Beziehung darbieten, erscheine ihm eine 
von besonderer Wichtigkeit, nämlich die Behauptungen zu widerlegen, mit 
welchen man den Begriff der päpstlichen Unfehlbarkeit fälschen wolle. Unter 
den übrigen Irrthümern sei der maliciöseste (Fragli altri errori, piu di tutti 
essere malicioso) jener, welcher behaupte, es sei in ihr das Recht einge- 
schlossen, Fürsten abzusetzen und die Völker vom Eide der Treue zu ent- 
binden. Dieses Recht sei einigemal in äusserster Noth von den Päpsten 
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ausgeübt worden, habe aber mit der päpstlichen Unfehlbarkeit durchaus 
nichts zu thun. Es sei eine Folge des damals geltenden öffentlichen Rechtes 
und des Uebereinkommens der christlichen Nationen, welche im Papste den 
obersten Richter der Christenheit erkannten, gewesen, dass die Päpste auch 
in weltlichen Dingen über Fürsten und einzelne Völker richteten. Die 
gegenwärtigen Verhältnisse seien aber ganz und gar verschieden von den 
früheren, und nur Bosheit könne so verschiedene Dinge und Zeitverhältnisse 
mit einander vermengen, als hätte ein unfehlbares Urtheil über eine Offen- 
barungswahrheit irgend welche Beziehung zu einem Rechte, welches die 
Päpste nach dem Willen der Völker ausüben mussten, wenn es das gemein- 
same Beste verlangte. Die Absicht, warum man eine so absurde Behaup- 
tung aufstelle, an welche Niemand und am wenigsten der Papst denke, liege 
klar zu Tage. Man suche nach Vorwänden, selbst den frivolsten und un- 
wahrsten, um die Fürsten gegen die Kirche aufzureizen. „Einige wünschten,“ 
fuhr der heilige Vater fort, „dass ich die conciliarische Definition noch 
weiter und bestimmter erklärte. Ich will es nicht thun. Sie ist deutlich 
genug und bedarf keiner weiteren Commentare und Erklärungen. Wer das 
Decret mit aufrichtiger Gesinnung liest, dem liegt sein wahrer Sinn leicht 
zu Tage. Euere Aufgabe nur ist es, mit eurer Gelehrsamkeit und eurem 
Scharfsinne diese Irrthümer zu bekämpfen, welche täuschen und berücken 
und Unwissende verführen können.“ 





Nr. 4958. (223) 


PREUSSEN. Erlass des Cultusministers (v. Mühler) an den Bischof 
von Ermland. — Zurückweisung des bischöflichen Protestes vom 9. Juli. 
(Vergl. Nr. 4956 [221}) 


Die Gesichtspunkte, von welchen aus Ew. Bischöfliche Hochwürden nach 
Inhalt des geehrten Schreibens vom 9. d. Mts. Verwahrung gegen die in meinem 


81. Juli 1871. Schreiben vom 29. v. Mts. susgesprochenen Grundsätze und deren Consequenzen 


einlegen, habe ich bereits vor meiner Entscheidung über die bei dem Gym- 
nasium in Braunsberg entstandene Differenz sorgfältig erwogen. ; Es ist nicht 
meine Absicht, über die Berechtigung und die Angemessenheit jener Ent- 
scheidung in Erörterungen mit Ew. Bischöflichen Hochwürden einzutreten, welche 
von vornherein keine Aussicht auf gegenseitige Verständigung darbieten. Den 
katholischen Bischöfen Deutschlands ist es nicht unbekannt gewesen, und sie 
haben es vor den Beschlüssen des vaticanischen Concils wiederholt selbst be- 
zeugt, dass diese Beschlüsse für Deutschland den Keim von Verwickelungen 
zwischen Staat und Kirche in sich tragen. Diese berechtigte Waraung ist an 
der entscheidenden Stelle unbeachtet geblieben. Nachdem die Beschlüsse ge- 
fasst und verkündet sind und auch diejenigen Bischöfe, welche deren Erfolg 
vorausgesehen haben, die unbedingte Durchführung derselben sich zur Aufgabe 
gestellt haben, ist von dergleichen Verhandlungen ein Erfolg nicht wohl ab- 
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zusehen. : Dass die Staatsregierung bei ihren Schritten sich streng innerhalb Nr. 4958 
der Grenzen des Rechtes halten wird, versteht sich von selbst. Das ist auch prenssen. 
bei der Entscheidung in Betreff des Dr. Wollmann geschehen. In seiner Eigen- ?1- Juli1871. 


schaft als Staatsbeamter steht er ausschliesslich unter der Disciplinargewalt 
des Staates. Sein Verhalten als Staatsbeamter ist völlig vorwurfsfrei. Die 
kirchlichen Strafen aber, welche Ew. Bischöfliche Hochwürden über ihn zu 
verhängen für angemessen gefunden haben, enthalten keinen selbstständigen 
Grund für ein disciplinarisches Einschreiten des Staates. Wenn Ew. Bischöf- 
liche Hochwürden nach Empfang meines Erlasses vom 29. v. Mts. den etc. 
Wollmann mit der grossen Excommunication belegt haben, so muss ich er- 
gebenst darauf aufmerksam machen, dass die von Hochdenselben an diese Mit- 
theilung geknüpfte Bemerkung, der etc. Wollmann sei nicht mehr ein Glied 
der katholischen Kirche, sich im Widerspruch befindet mit §. 55. Th. II Tit. 11. 
A. L. R., wonach wegen blosser abweichender Glaubensmeinungen kein Mit- 
glied einer Kirche von der kirchlichen Gemeinschaft mit rechtlicher Wirkung 
ausgeschlossen werden kann. Für den Staat ist mithin der Dr. Wollmann 
nach der Excommunication ebensowohl wie vor derselben ein Mitglied der 
katholischen Kirche, und enthält dieses neu hinzugetretene Moment keinen An- 
lass, die Entscheidung vom 29. v.Mts. abzuändern. ' Ew. Bischöflichen Hoch- 
würden Wunsch, dass die Gerechtigkeit und der Friede in religiösen Dingen, 
das Palladium der Stärke Preussens, nicht aus seiner Mitte weiche, theile ich 
aufrichtigen Herzens. Aber die Gerechtigkeit, welche ich Jedem in gleicher 
Weise schulde, fordert, dass ich den Dr. Wollmann nicht schutzlos lasse, und 
den Frieden zu halten, liegt nicht in der Hand des Staates allein. 


Berlin, den 21. Juli 1871. v. Mühler. 


Unter dem 22. Juli erschien über die Braunsberger Wirren ein Hirten- 
brief des Bischofs von Ermland an seine Diöcesanen, in welchem diesen — 
unter Wiederholung der im Proteste des Bischofs vom 9. Juli (Nr. 4956. 
(221)) vorgebrachten Argumente — zugerufen wird: „Ihr sehet, wie tief 
durch den Ministerial-Erlass vom 29. Juni d. J. die gesetzliche Freiheit 
und Selbständigkeit der katholischen Kirche in Glaubenssachen verletzt wird. 
Noch härter aber erscheint dieser Angriff auf den Glauben durch die in 
derselben Entscheidung enthaltene Bestimmung, dass sämmtliche katholische 
Schüler, welche das Gymnasium zu Braunsberg besuchen wollen, verpflichtet 
seien, dem Religionsunterricht des Dr. Wollmann beizuwohnen. Diese Be- 
stimmung ist ein offener, von dem Gesetze ausdrücklich verbotener Ge- 
wissenszwang, eine directe Verletzung der in Preussen den Katholiken feicr- 
lich garantirten Gewissensfreiheit. | .. . . Lasset inzwischen nichts unver- 
sucht, um auf dem gesetzlichen Wege Abhülfe der Uebelstände zu erlangen, 
welche Euch drücken. Beschwert Euch über die Verletzung Eures Rechtes 
und über die Beeinträchtigung Eurer Religions- und Gewissensfreiheit in 
allen Instanzen, jener Wittwe des Evangeliums gleich, die nicht ruhte, bis 
ihr das ihr gebührende Recht geworden. Was den Juden und Dissi- 
denten gewährt ist, dass sie an den Öffentlichen Schulen keinen 
mit ihrer religiösen Ueberzeugung im Widerspruche stehenden. 
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Religionsunterricht zu besuchen gehalten sind, das kann auch 
Katholiken nicht verweigert werden! ;.... Gott schütze auch unser 
geliebtes deutsches Vaterland, damit nicht nach dem glorreichen Siege über 
den äusseren Feind die inneren Gegner der deutschen Einheit im demselben 
Herr werden, die durch Verdächtigungen aller Art, durch Lug und Trug 
Verwirrung und Feindschaft zwischen Staat und Kirche und unter den Con- 
fessionen zu erzeugen bestrebt sind und durch Aussaat religiöser Zwie- 
tracht und Unduldsamkeit den Boden unterwühlen, auf welchem allein ein 
glücklicher Aufbau des deutschen Kaiserreiches möglich ist.“ 





Nr. 4959. (224) 


BAYERN. Erlass des Cultusministers (v. Lutz) an den Erzbischof 
von München. — Zukünftige Haltung der Regierung gegenüber den Consequenzen 
der Concilsbeschlüsse. 


Hochwohlgeborner, Hochwürdigster Herr Erzbischof! 


Den Hirtenbrief, welcher unter dem 14. April d. J. bezüglich der Concils- 
beschlüsse vom 18. Juli 1870 an den gesammten chrwürdigen Clerus und an 
alle Gläubigen des Erzbisthums München-Freising ergangen ist, haben Ew. Ex- 
cellenz mit Vorstellung vom 15. desselben Monats auch Sr. Maj. dem König, 
unserm allergnädigsten Herrn, unterbreitet. Se. Maj. haben beide Actenstücke 
dem Unterzeichneten mit dem Befehle zu überweisen geruht, die Vorstellung 
Ew. Excellenz zu beantworten. | Nachdem nunmehr unter den sämmtlichen Mit- 
gliedern der Staatsregierung volle Uebereinstimmung bezüglich der Haltung be- 
steht, welche gegenüber den neuesten Vorgängen in der katholischen Kirche 
einzunehmen ist, gibt sich im Vollzuge dieses allerhöchsten Befehls der ganz 
ergebenst Unterzeichnete die Ehre, in nachfolgendem die Anschauungen darzu- 
legen, von welchen die bayerische Staatsregierung ausgehen zu müssen glaubt, 
so oft sie über eine Angelegenheit sich schlüssig zu machen berufen ist, welche 
mit den erwähnten Concilsbeschlüssen zusammenhängt. : In der an Se. Maj. 
den König gerichteten Vorstellung vom 15. April bezeichnen Ew. Excellenz als 
Ziel der Opposition, welche sich in München gegen die Beschlüsse des vati- 
canischen Coneils vom 18. Juli 1870 erhoben hat: offene Empörung gegen die 
Kirche und Leugnung ihres göttlichen Lehramtes, Massenabfall von der katho- 
lischen Kirche und offene Verfolgung derselben. ; Ew. Exc. richten an Se. 
Maj. die Bitte: wie bisher, so auch in diesen Tagen der Gefahr als oberster 
Schutz- und Schirmherr der katholischen Kirche sich zu erweisen und nicht 
zuzugeben, dass die Existenz der Kirche in Bayern gefährdet, oder dass ihre ver- 
fassungmässigen Rechte beeinträchtigt werden; auch fügen dieselben bei: eine Be- 
einträchtigung der Rechte der Kirche könne nicht stattfinden, ohne dass zugleich 
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die ganze staatliche Ordnung in Frage gestellt werde. |' Endlich weisen Ew. ‘my. 
Excellenz darauf hin, dass die Verachtung und Zerstörung der kirchlichen Bayern. 
Autoriät auch die der staatlichen nach sich ziehen, und dass endlose Ver-?'-4ug-1871. 


wirrung und namenloses Unglück für unser Vaterland die Folge sein werde, 
wenn man der gegenwärtigen Bewegung wider die Kirche nicht Halt gebiete 
und eine Grenze setze. | Die bayerische Staatsregierung ist sich dessen wohl 
bewusst, wie nahe, in Anbetracht der sittlichen und religiösen Grundsätze, 
welche mit Zustimmung und Beihülfe des Staates dem Volke von frühester 
Jugend an eingeprägt werden, die Gefahr liegt, dass aus der Missachtung der 
kirchlichen Autorität auch eine Abschwächung der weltlichen Autorität er- 
wächst, und ist weit davon entfernt, das Gewicht der Worte zu unterschätzen, 
welche Ew. Excellenz über diesen Punkt an Se. Maj. den König gerichtet 
haben. Die bayerische Staatsregierung würde auch ihrerseits den grössten 
Werth auf friedliche Beziehungen zwischen Staat und Kirche legen und auch 
für ihren Theil eine grosse Genugthuung empfinden, wenn die Handhabung der 
der katholischen Kirche verfassungsmässig zugesicherten Rechte niemals zu 
einem Anstande führen würde. | Ew. Excellenz werden aber selbst ermessen, 
dass die Gemeinsamkeit der Interessen des weltlichen Regiments und der Kirche 
von dem Augenblick an nicht mehr erkannt werden kann, in welchem die 
kirchliche Autorität selbst das Ansehen der weltlichen Obrigkeit und ihrer 
Gesetze zu missachten und sich auch in Sachen der weltlichen Herrschaft über 
die Staatsgewalt zu erheben beginnt. Von diesem Augenblick an vermag Nie- 
mand mehr in einer vollen Wahrung des Ansehens der Kirche zugleich eine 
Wahrung des Ansehens der Staatsgewalt zu finden. Von diesem Augenblick 
an wird die Staatsregierung sich der Pflicht nicht entschlagen können, ihre 
Autorität auf eigene Hand, soweit ihre Machtsphäre reicht, zu wahren, selbst 
auf die Gefahr hin, dass sie sich mit der kirchlichen Obrigkeit in wichtigen 
principiellen Fragen in Widerspruch setzen muss. || Der ganz ergebenst Unter- 
zeichnete ist zu seinem lebhaftesten und aufrichtigsten Bedauern in die Lage ver- 
setzt, Ew. Excellenz erklären zu müssen: dass ein solcher Augenblick mit dem 
18. Juli 1870 und mit der Thatsache eingetreten ist, dass die Bischöfe, unter Ausser- 
achtlassung der verfassungsmässigen Bestimmungen über das Placetum regium 
mit Publication der Concilsdecrete vorangegangen sind. Es wird dem Unter- 
zeichneten in der That nicht leicht, Ew. Excellenz mit dieser Erklärung gegen, 
überzutreten, angesichts der grossen Entschiedenheit, mit welcher in dem 
Hirtenbriefe ,vom 14. April d. J. eine andere Meinung Ausdruck gefunden hat, 
und in Anbetracht des grossen Gewichts, welches mit vollem Recht den Worten 
Ew. Excellenz von den Gläubigen der Diöcese beigemessen wird. Die Ueber- 
zeugung, dass sich die Staatsregierung bei den Concilsbeschlüssen vom 18. Juli 
1870 nicht beruhigen kann und darf, steht jedoch bei dem ganz ergebenst 
Unterzeichneten zu fest, als dass er sich durch die Rücksichten, welche er 
Ew. Excellenz und dem hohen Amt eines Erzbischofs zu widmen gewohnt ist, 
zur Annahme eines andern Standpunktes für befugt erachten könnte. || Wäre 
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freilich, um zuerst von dem Inhalt und der Bedeutung der Concilsbeschlüsse 
vom 18. Juli 1870 zu sprechen, die Auffassung begründet, welche von vielery 
Seiten vertreten wird: dass nämlich diese Concilsbeschlüsse nichts anderes zum 
Dogma erhoben hätten, als was in der katholischen Kirche von jeher geglaut—y, 
worden ist, so würde allerdings ein grosser Theil der Gründe, auf welche sic} 
die Anschauung des Unterzeichneten stützt, in Wegfall kommen. Man wire=y. 
alsdann gegen jede Beanstandung der mehrgedachten Concilsbeschlüsse mit Er». 
folg einzuwenden vermögen: dass die Kirche und ihre Lehre nach wie vor 
dieselbe sei, und dass, wenn die Staatsgewalt früher von der Meinung aus. 
gegangen, es könnten die Beziehungen zwischen Kirche und Staat ohne Gefahr 
für den letztern, so wie geschehen, geregelt werden, jedenfalls das Dogma vom 
18. Juli 1870 keinen Anlass zu Bedenken gegen den Fortbestand des bis- 
herigen Kirchenstaatsrechts biete. || Der Unterzeichnete sagt absichtlich: „ein 
grosser Theil der Gründe“, und nicht: „alle Gründe“; denn immerhin bliebe die 
Erwägung übrig, dass vielleicht jetzt erst die Bedenken deutlicher zu Tage ge- 
treten sind, welche gegen den angeblich längst gelehrten und längst geglaubten, 
aber neuerdings erst festgestellten Glaubenssatz obwalten, und dass jedenfalls 
die Zweifel nunmehr völlig ausgeschlossen werden, welche früher noch gegen 
denselben zugelassen waren, und mit deren Hülfe der Katholik seine An- 
hänglichkeit an die unzweifelhaft festgestellte Lehre der Kirche und seine 
Unterwerfung unter die Gesetze des Staates in volle Harmonie zu setzen ver- 
mochte. | Die Staatsregierung kann aber die Augen nicht vor der Thatsache 
verschliessen, dass viele äusserst: beachtenswerthe Stimmen gegen die eben- 
erwähnte Auffassung sich ausgesprochen haben und die Behauptung aufstellen: 
das Dogma von der persönlichen Unfehlbarkeit des Papstes enthalte allerdings 
eine wesentliche Aenderung an dem Lehrbegriffe der katholischen Kirche. |! Ist 
diese letztere Behauptung begründet, dann muss die Frage aufgeworfen und zur 
Entscheidung gebracht werden: wie sich auf Grund des neuen Glaubenssatzes das 
Verhältniss zwischen Staat und Kirche gestaltet? | Hiebei ist vor allem festzu- 
stellen, wem das endgültige Urtheil darüber zukommt: ob mit den Concilsbe- 
sehlüssen vom 18. Juli 1870 eine Neuerung an dem Lehrbegriffe der katholischen 
Kirche begründet wurde, oder nicht, und ob in der etwa herbeigeführten Neuerung 
für die Staatsregierung ein Anlass zur Revision und Umgestaltung ihrer bisherigen 
Beziehungen zur Kirche liegt. ' Ist einmal die Vorfrage: ob das Dogma vom 
18. Juli 1870 nur längst Geglaubtes fixirt, oder ob es eine Neuerung an den 
Glaubenssätzen der katholischen Kirche enthält, in dem zuletzt erwähnten Sinn 
entschieden, dann steht — hierüber kann kein Zweifel aufkommen — das Ur- 
theil über die Frage, ob die Staatsregierung ihre bisherigen Beziehungen zur 
Kirche aufrecht erhalten kann, oder ob sie dieselben revidiren und modificiren 
muss, der weltlichen Regierung zu. Mit einem solchen Urtheil steht sie auf 
dem Boden ihrer eigentlichen Aufgabe; sie greift damit nicht über den Be- 
reich ihrer Zuständigkeit hinaus. || Was aber die oben bezeichnete Vorfrage 
angeht, so steht die Staatsregierung hier allerdings einer theologischen Contro- 
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verse gegenüber. Wenn und soweit es sich darum handelt, diese Controverse 
mit der Wirkung zur Entscheidung zu bringen, dass dadurch das Bekenntniss 


der katholischen Kirche festgestellt wird, kommt ihr, dessen bescheidet sich” 


der ganz ergebenst Unterzeichnete sehr wohl, weder ein Beruf noch eine Be- 
rechtigung zur Entscheidung zu. Die Entscheidung darüber, was ein Katholik 
glauben muss, um mit der Lehre seiner Kirche in vollem Einklang sich zu 
befinden und im Jenseits zur Anschauung Gottes zu gelangen, kann sich eine 
weltliche Regierung nicht vindiciren. || So bereitwillig die Staatsregierung dies 
auch anerkennt, und soweit sie auch von dem Versuch entfernt ist, die oben 
bezeichnete Streitfrage in der Absicht zu lösen, dass mit ihrem Ausspruche 
die Gewissen der Katholiken verpflichtet werden, so kann sie doch nicht um- 
hin, sich eine Meinung darüber zu bilden, welche Art der Entscheidung die 
richtige sei, um schliesslich diese Meinung zum Ansgangspunkt ihres Handelns 
und ihrer Maassregeln zu nehmen. || Thäte sie dies nicht, so könnte sie nie- 
mals die ihr, wie gesagt, zu eigener Competenz zufallende Aufgabe einer Prü- 
fung der Haltbarkeit ihrer Beziehungen zum kirchlichen Regiment lösen und 
müsste die Aufgabe trotz der vielfachen Rückwirkungen kirchlicher Institu- 
tionen auf das bürgerliche Leben unangerührt auf sich beruhen lassen. || Wie 
soll aber die Staatsregierung der schwierigen Aufgabe gerecht werden, sich 
über einen theologischen Streit eine eigene Meinung zu bilden, an welche sie 
vielleicht weittragende Folgen zu knüpfen gezwungen ist? | Viele haben auf 
diese Frage die Antwort bereit: dass der Staat am besten thue, sich an den 
Ausspruch der Bischöfe zu halten, weil diese die wahren testes fidei seien 
und somit ihnen allein die endgültige Entscheidung des mehrberegten Streites 
zukomme. Die Bischöfe seien, so sagt man von dieser Seite, die einzig zu- 
ständigen Richter über die rein kirchliche Angelegenheit der Feststellung des 
Glaubens; ihr Urtheil habe auch die Staatsregierung zum Ausgangspunkt ihrer 
Entscheidung über Fortbestand oder Abänderung des Kirchenstaatsrechtes zu 
nehmen. Der Ausspruch der Bischöfe aber geht nunmelır dahin: dass die In- 
fallibilität der Päpste von jeher gelehrt und geglaubt worden sei, dass man in 
Rom nicht die Wahrheit des Dogma selbst, sondern nur die Opportunität einer 
Definition desselben beanstandet habe, und dass die Infallibilität der Päpste 
den Staat in nichts gefihrde. | In dieser Weise sich zu beruhigen, kommt der 
Staatsregierung nach der Ueberzeugung des ganz ergebenst Unterzeichneten 
nicht zu. || Ganz abgesehen von den offenkundigen Wandlungen in den Erklä- 
rungen vieler Bischöfe vor und nach dem 18. Juli 1870 und von dem Mangel 
eines Anhaltpunktes dafür, weshalb nicht die frühern, sondern die jüngsten 
Erklärungen der Bischöfe das wahre Zeugniss für den Glauben enthalten, so 
ist von entscheidendem Gewichte der Umstand, dass die Staatsregierung zu- 
gleich die Regierung der Katholiken und der Andersgläubigen ist und als 
solche kein Recht hat, lediglich den confessionellen Standpunkt kirchlicher 
Unterordnung einzunehmen. || Mit der Unterwerfung der Staatsgewalt unter 
den Ausspruch der Kirche hätte die Staatsregierung nicht bloss für die Katho- 
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liken, sondern auch für die Andersgläubigen, die gar keinen Grund haben die 
Judicatur der katholischen Kirchenoberen über staatliche Angelegenheiten anzu- 
erkennen, die Grundlage der Entscheidung über das Kirchenstaatsrecht und über 
die wichtigsten Interessen des Staates und damit auch die Entscheidung über 
die Hauptsache selbst in die Hand der kirchlichen Autorität gelegt. Da solch 
ein Verfahren offenbar unstatthaft ist, so erübrigt der Staatsregierung nur, 
sich selbst cin Urtheil auch über die Vorfrage zu bilden, indem sie aus der 
reichen, über den Gegenstand erschienenen Literatur die Gründe für und wider 
sich vergegenwärtigt und nach ihren Kräften abwägt, den historischen Verlauf 
der Sache in Betracht zieht und die Autorität der Stimmen würdigt, die sich 
ausgesprochen haben. || Ew. Excellenz werden es begreiflich und gerechtfertigt 
finden, wenn der Unterzeichnete es hier nicht für angezeigt erachtet, diese 
Aufgabe gleichsam vor den Augen Ew. Excellenz zu lösen und zu diesem Be- 
hufe hier eine Gegenüberstellung der Gründe für und wider zu bieten, und 
wenn er von dem Versuch einer eingehenden wissenschaftlichen Motivirung 
einer bestimmten Ansicht Umgang nimmt. Hier kann nur die Erklärung eine 
Stelle finden, dass die Literatur, welche über das Dogma von der päpstlichen 
Infallibilität erschienen ist, und die er gewissenhaft zu prüfen sich bemühte, 
dem Unterzeichneten die Ansicht aufgedrängt hat: dass diejenigen Recht haben, 
welche behaupten, durch Definirung des Dogma von der Infallibilität des Papstes 
sei eine wesentliche Neuerung an der Lehre der katholischen Kirche begründet 
worden. Diese Ansicht wird unterstützt durch das grosse, Menschenalter hin- 
durch anerkannte, Anschen verschiedener Kenner und Lehrer der einschlägigen 
wissenschaftlichen Diseiplinen, solcher Männer der Wissenschaft, deren Liebe 
zur Kirche über allen Zweifel erhaben und deren Rechtgläubigkeit wenigstens bis 
in die neueste Zeit von Niemandem bestritten worden ist. Nichts bedarf weniger 
der Rechtfertigung, als dass die Staatsregierung den bisher von allen Bethei- 
ligten hochgehaltenen Autoritäten nicht lediglich deshalb den Rücken kehrt, 
weil eine Meinungsverschiedenheit sich erhoben hat. Von grossem Gewicht 
ist fir den Unterzeichneten auch der geschichtliche Verlauf der Concilsverhand- 
lungen gewesen. Mit Recht wird man fragen: ob der Ausspruch der Erz- 
bischôfe und Bischöfe, wenn er auch nicht sofort als endgültig maassgebende 
Sentenz betrachtet werde, nicht wenigstens dazu geeignet sei, das Gewicht der 
wissenschaftlichen Sommitäten auszugleichen, die sich gegen das neue Dogma 
erklärten. | Nur die Erwägung, dass der Wahrheit jederzeit und ohne Rück- 
halt die Ehre gegeben werden muss, auch wenn es uns noch so schwer an- 
kommt, dieselbe zu bekennen, gibt dem Unterzeichneten den Muth, im An- 
gesicht Ew. Exc. für seinen Theil diese Frage zu verneinen. Der Unterzeich- 
nete ist des Dafürhaltens, dass es die Erzbischöfe und Bischöfe bei ruhiger 
Abwägung aller Verhältnisse nicht befremden kann, wenn ihre Unterwerfung 
unter das Dogma von der päpstlichen Infallibilität nicht jedermann über das- 
selbe zu beruhigen im Stand ist, ja wenn man sich sogar, um zu beweisen, 
dass das Infallibilititsdogma eine Neuerung enthält, auf ihr eigenes Verhalten 
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beruft. ; Um die Art der Erwägungen zu kennzeichnen, mit welchen er seinen Nr. 195? 


Ausspruch rechtfertigen zu können glaubt, will der Unterzeichnete sich bei- 
spielsweise berufen auf die von mehreren Erzbischöfen und Bischöfen Galliens, 
Deutschlands, Oesterreichs und Ungarns, Englands, Irlands und Nordamerika’s 
den Präsidenten des Concils überreichte, von Cardinal v. Rauscher verfasste 
und auch von bayerischen Bischöfen unterzeichnete Bitte vom 10. April 1870, 
in welcher, auf eine Art, die nicht mebr überboten werden kann, gegen das 
Dogma von der Infallibilität des Papstes Zeugniss gegeben und dessen Unvereinbar- 
keit mit den Einrichtungen der heutigen Staaten dargethan ist, dann auf die von 
vielen Bischöfen zu dem Schema eingereichten Animadversiones, in welchen be- 
zeugt ist, dass die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes in vielen Gegen- 
den dem Volk und selbst dem Katechismus für die Pfarrer bisher unbekannt 
gewesen, und dass die von Lutheranern, Calvinisten etc. aufgestellte Behaup- 
tung: die Katholiken müssten auch dem Papste glauben, von jeher als Ver- 
leumdung bezeichnet worden sei. Der höchst bezeichnenden, von andern Er- 
wägungen als der unzweifelhaften Wahrheit des Dogma ausgehenden Art und 
Weise, wie die Unterwerfung unter das Dogma von der päpstlichen Unfehl- 
barkeit von manchen Würdenträgern motivirt worden, soll hier nur vorüber- 
gehend gedacht werden. | Die Erzbischöfe und Bischöfe können es unmöglich 
auffallend finden, wenn diejenigen, die ausserhalb der Streittheile stehen und 
sich eine Meinung darüber bilden müssen, welches die richtige Entscheidung 
sei, aus dem Widerstreben so bedeutender und wohlunterrichteter Concilsväter 
gegen die Definition des Dogma einen Beleg dafür abnehmen zu dürfen glauben: 
dass es sich bei dem Concil um etwas anderes als um die Fixirung einer 
längst geglaubten, unbestrittenen und unzweifelhaften Lehre handelte. || So 
wobl begründet als die Meinung, dass die Lehre von der persönlichen Infalli- 
bilität des Papstes eine wesentliche Neuerung an dem Lehrbegriffe der katho- 
lischen Kirche enthält, ist nach des Unterzeichneten festgewurzelter Ueber- 
zeugung auch der Ausspruch: dass diese Neuerung sammt ihren Consequenzen 
nicht bloss die inneren Verhältnisse der katholischen Kirche, sondern auch 
die Beziehungen zwischen Staat und Kirche alterirt und dazu geeignet ist, 
Fundamentalssätze des bayerischen Verfassungsrechtes in Frage zu stellen und 
insbesondere die staatsbürgerlichen Rechte der Nichtkatholiken des Landes zu 
gefährden. || Die Rechtfertigung für diese Behauptung liegt in der Erwägung: 
dass in das Gebiet desjenigen, worüber der Papst in der Folge für sich allein 
verbindliche Normen aufzustellen berechtigt sein soll, solche Dinge gezogen 
werden können und wirklich schon gezogen worden sind, welche, wenn nicht 
ausschliesslich, so doch zugleich der Rechtssphäre des Staates angehören, dass 
sonach die Staatsangehörigen künftig auch für das dem Staat anheimfallende 
Gebiet Gesetze aus der Hand des Papstes hinzunehmen hätten, die möglicher- 
weise mit dem weltlichen Recht und mit den, alle modernen Staaten beherr- 
schenden Principien in unlöslichem Widerstreite stehen. | Ew. Exc. könnten 
geneigt sein, einzuwenden, dass der Kirche das Prädicat der Infallibilität von 
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jeher und unbestrittei und auch zu der Zeit vindicirt worden sei, jn welcher 
die dermalen geltende Ordnung der Bezichungen zwischen Staat und Kirche 
festgestellt worden ist, und dass die Infallibilitat des Papstes ebensowenig 
dem Staate Gefahr zu bringen gecignet sei, als ihm die Handhabung der 
kirchlichen Infallibilität durch ükumenische Concilien im Vereine mit dem 
Papste Gefahr gebracht habe. || Der Unterzeichnete vermag es leider nicht, 
einem solchen Einwande gegenüber alle Bedenken zu unterdrücken und um 
dieses Einwandes willen das neue Dogma als nicht staatsgefährlich anzusehen. 
" Wenn man sieht, was mit dem jüngsten vaticanischen Concil, trotz kräftiger 
Einsprache der Wissenschaft und trotz einer ziemlich tief gehenden Opposition 
aus seiner Mitte, dennoch zu Stande gebracht werden konnte, so könnte man 
sich allerdings zu dem Satze verstehen: dass auch schon die der Gesammt- 
kirche zugeschriebene und von dem gesammten Episcopat auszuübende Infalli- 
bilität eine Gefahr für die Staaten enthielt. Doch leuchtet Jedermann ein, 
dass die Infallibilität, welche bisher ausschliesslich der Gesammtkirche bei- 
gemessen war, und die regelmässig in einem Ausspruche der auf einem öku- 
menischen Concil frei berathenden und beschliessenden Väter auf Grund einer 
mehr oder weniger exclusiven Stimmeneinhelligkeit ihren Ausdruck zu finden 
hatte, cin weit weniger bewegliches und zum Missbrauche sich eignendes In- 
stitut ist, als die Infallibilität, welche, wie oben behauptet, neu eingeführt 
worden ist und von dem Kirchenoberhaupt allein gehandhabt werden soll. In 
einer, aus Bischöfen des ganzen Erdkreiscs, aus Mitgliedern der verschiedensten 
Staaten zusammengesetzten Versammlung liegt eine grosse Garantie dagegen, 
dass einstimmige Beschlüsse zu Stande kommen, mit welchen in die Rechts- 
sphäre der Staaten übergegriffen wird, und dass die das weltliche Gebiet be- 
herrschenden Grundsätze umgestossen werden. Diese Garantie wird künftig 
fehlen. || Es ist nicht Frivolität, nicht Gehässigkeit gegen die Kirche, wenn 
man weiter geht und behauptet, dass die Befürchtungen, welche an den Mangel 
dieser Garantie geknüpft werden, bereits eminente geworden sind: Denn es 
ist nicht allein die Absicht documentirt worden, für den Fall Bedürfens in das 
weltliche Gebiet einzugreifen, sondern es sind in der That diese Uebergriffe 
bereits erfolgt. | Bezüglich dessen, was der ergebenst Unterzeichnete hier zu 
behaupten sich erlaubt hat, bezicht sich derselbe abermals auf die reiche Lite- 
ratur über das Infallibilitätsdogma. |: Auch mit eingehenden Erörterungen über 
das hier Gesagte würde er die Grenzen überschreiten, welche dieser Zuschrift 
durch die Natur der Sache gesteckt sind. Die Auffassung, die der Unterzeich- 
acte hier ausgesprochen hat, findet ihre Begründung und Bestätigung in den 
Gutachten der juristischen Facultäten des Landes, in den wisseuschaftlichen 
Erörterungen fast aller deutschen Kirchenrechtslehrer von Bedeutung und 
anderer hocherleuchteten Männer der Wissenschaft, die ein langes ehrenhaftes 
Leben hindurch zu den treuesten Söhnen der katholischen Kirche gehört haben, 
und deren Aussprüche nicht erst jetzt, in der Zeit kirchenfeindlicher Oppo- 
sition, wie Ew. Excellenz die entstandene Bewegung bezeichnen, sondern lange 
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vor dem 18. Juli.1870 als wohlmeinende Warnung erfolgt sind. Männer dieser oo 
Art kann der ganz ergebenst Unterzeichnete unmöglich nach dem Beispiele Bayern. * 
so manches dem Dogma freundlichen Blattes mit Ungläubigen und Indifferenten 27-4%s: 1871. 
oder mit Abtrünnigen auf eine und dieselbe Stufe stellen. |’ Der Unterzeich- 
nete will Ew. Exc. nicht mit Aufzählung der mannichfachen Erlasse früherer 
Päpste zur Last fallen, mit deren Inhalt die eben angeführten Autoritäten 
ihre Behauptungen begründet haben. Es soll hier nur, um ein einziges Bei- 
spiel anzuführen, das Rundschreiben des jetzt regierenden heil. Vaters aus 
dem Jahr 1864 „quanta cura“ und der demselben beigegebene Syllabus errorum 
Erwähnung finden. | Dass die in dem Syllabus aufgestellten Sätze zum grossen 
‘Theil in einschneidendster Weise auf das weltliche Gebiet übergreifen, und 
dass neben denselben zahlreiche Einrichtungen der modernen Staaten nicht 
fortbestehen können, wird einer näheren Ausführung nicht bedürfen. || Auch 
das wird sich nicht mit Erfolg bestreiten lassen, dass der Syllabus alle die- 
jenigen Merkmale an sich trägt, welche nach den Concilsbeschlüssen vom 
18. Juli 1870 die Erlasse eines ex cathedra sprechenden Papstes kennzeichnen. 
‘Wäre hiefür nicht der Inhalt der erwähnten Erlasse selbst entscheidend, und 
wäre gleichwohl noch ein Zweifel übrig geblieben, trotz aller von der „Civiltä 
Cattolica“ entwickelten Theorien, so würde er durch den Ausspruch des Hrn. 
Bischofs von Regensburg, in seinem Hirtenbriefe vom 22. Sept. 1870, beseitigt 
worden sei, woselbst die Encyclica vom 8. Dec. 1864 in einer Weise, die 
keiner Missdeutung fähig ist, unter die infalliblen päpstlichen Aussprüche ge- 
rechnet wird. | Ew. Exc. werden auch zugeben, dass die äusserst vorsichtige 
Art und Weise, wie sich Bischof Fessler in seiner, Schrift: „Die wahre und 
die falsche Unfehlbarkeit der Päpste,“ über den Syllabus gegen Dr. Schulte 
ausgesprochen hat, nicht dazu dienen kann, um den Unterzeichneten in seiner 
Ansicht wankend zu machen.!;Wenn aber auch mit Erfolg dargethan zu werden 
vermöchte, dass alle bis jetzt ergangenen Aussprtiche der vorbezeichneten Art 
nicht als Aussprüche ex cathedra betrachtet werden können, so wäre damit 
höchstens so viel bewiesen: dass bis jetzt noch kein kirchlicher Glaubenssatz 
existirt, welcher mit dem Staat und seiner Verfassung im Widerspruche steht. 
Die Gefahr für die weltlichen Regierungen wäre darum noch nicht beseitigt; 
denn bei dem Mangel einer durchgreifenden Abgrenzung des kirchlichen Be- 
reiches vom Glauben und insbesondere von den Sitten würde Niemand einen 
künftigen Papst zu hindern vermögen, dass er mit der Erklärung: es handle 
sich um das Gebiet der Sitten, die in der Beilage zum oben bezeichneten 
Rundschreiben besprochenen Gegenstände in einem sonst nicht mehr gangbaren 
Sinne zum Object von Kathedralentscheidungen macht. Mindestens dafür, dass 
der Hinweis auf diese Möglichkeit nicht aus der Luft gegriffen ist, bildet die 
auch in neuester Zeit in der Encyclica vom Jahr 1867 bekundete Absicht, an 
die weltlichen Staatsordnungen corrigirend die Hand zu legen, einen treffenden 
Beleg. | Es fragt sich, ob die von den Bischöfen schon vielfach abgegebene 
Erklärung: dass die Infallibilität des Papstes sich nur auf das kirchliche Ge- 
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biet von Glauben und Sitten, niemals aber auf das weltliche Gebiet erstrecke, 
Beruhigung zu gewähren im Stande ist, oder, um von einem mehrfach an- 
gekündigten, bis jetzt aber nur bezüglich der Absetzung von Fürsten verwirk- 
lichten Ereignisse zu sprechen, ob eine beschwichtigende Erklärung des rö- 
mischen Stuhles von demselben Inhalt diese Kraft der Beruhigung ansprechen 
könnte. Der Unterzeichnete bedauest, auch diese Frage nicht bejahen zu 
können. | Was die bereits vorhandenen päpstlichen Erlasse betrifft, so leuchtet 
ein, dass an dem Charakter derselben nun nach dem Abschlusse der maass- 
gebenden Thatsachen nichts mehr geändert werden kann. ; Entweder sind jene 
Erlasse, je nach den längst abgeschlossenen thatsächlichen Verhältnissen, unter 
denen sie erflossen sind, infallible und allgemein verbindliche Sätze, oder sie 
sind es nicht. Liegen die Thatsachen so, dass jeder, welcher unbefangen die 
Sache prüft, zu dem Schlusse kommen muss, dass die mehrbezeichneten Er- 
lasse vom Papst in seiner Eigenschaft als oberster Hirt und Lehrer aller 
Christen kraft seiner höchsten apostolischen Gewalt ausgegangen sind, um als 
Lehre der Kirche alle Katholiken zu verbinden, dann vermag selbstverständlich 
der hiedurch bedingte Schluss auf das Vorhandensein eines dogmatischen Aus- 
spruches dadurch nicht ferngehalten zu werden, dass wenige oder viele Bi- 
schöfe die Ansicht aussprechen: es fehle den Erlassen an irgend einer Voraus- 
setzung der Infallibilität, namentlich dann nicht, wenn weder die Erlasse noch 
die fehlenden Qualitäten concret bezeichnet würden. ; Allgemein gehaltenen be- 
schwichtigenden Erklärungen der eben gedachten Art würde cine grosse Dehn- 
barkeit eigen sein, und es würde doch wieder die Entscheidung über die Be- 
deutung jedes einzelnen Erlasses und darüber offen bleiben, ob er unter die 
Erklärung der Bischöfe fällt, oder nicht. Trotz solcher Meinungsäusserungen 
würden künftige Bischöfe und Päpste auf die Ansicht zurückkommen können: 
dass dennoch in diesem und jenem Erlass ein infallibler Ausspruch vorliege. 
Hiebei ist, wie in die Augen springt, ganz abgesehen von der erheblich ver- 
änderten Stellung, welche nach Ansicht der bedeutendsten Kanonisten die Bi- 
schöfe in Folge des Concils erhalten haben, und von den entgegengesetzten 
Aeusserungen anderer Bischöfe, wie eine solche oben angezogen worden. i 
Nicht anders würde es sich mit einer etwa von Rom ausgehenden beruhigenden 
Erklärung verhalten können, da selbstverständlich kein Nachfolger des jetzigen 
Papstes daran gehindert wäre, die allegirten Bullen als Kathedralaussprüche 
zu behandeln, wenn auch die jetzige päpstliche Regierung die Meinung aus- 
sprechen sollte, dass sie keine infalliblen Sätze enthalten. Ja, es fragt sich, 
um zu allem Ueberflusse von einem Ereignisse zu sprechen, das wohl niemals 
eintreten dürfte, ob selbst ein Ausspruch des Papstes ex cathedra, in dem 
Sinne, dass diese und jene früheren päpstlichen Erlasse keine infalliblen Aus- 
sprüche seien, Beruhigung zu gewähren vermag. Denn hat in jenen Erlassen 
der betreffende Papst in seiner Eigenschaft als Lehrer der Kirche gesprochen, 
um eine alle Gläubigen verpflichtende Lehre festzustellen, so sind die Erlasse 
auf Grund dieser Thatsache infallible Aussprüche, sie sind selbst zur That- 
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sache geworden, und der künftige, wenn auch gleichfalls infallible Papst kann Nr. 490 
nach der neuen Kirchendoctrin zwar Lehrmeinungen definiren, aber Thatsachen Bayern. 
und deren gesetzliche Consequenzen aus der Welt zu schaffen, vermag er nicht. 27.Aug- 1871. 
- Wollte indessen von diesem Bedenken auch abgesehen werden, so könnte unter 
allen Umständen Beruhigung für die Vergangenheit, sofern es sich um Hebung 
von Zweifeln über die Natur eines früheren päpstlichen Ausspruches fragt, 
höchstens ein Ausspruch ex cathedra in dem oben bezeichneten Sinn gewähren, 
sofern er in erschöpfender Aufzählung der einschlägigen päpstlichen Erlasse 
denselben den Charakter als infallibler Entscheidungen abspräche. | Was die 
Zukunft angeht, so liegt augenscheinlich die Gefahr in dem Bestande der 
jedem Papste nach dem neuen Dogma zugemessenen Gewalt selbst und kann somit 
durch beruhigende Erklärungen eines einzelnen eben regierenden Papstes nicht 
gehoben werden. |! Wohl ist es möglich, dass unter der Regierung des jetzigen 
heiligen Vaters jede Absicht fehlt, ins weltliche Gebiet überzugreifen; aber 
ebenso möglich ist, dass letzteres künftig geschieht. ; Auch in der Weise hat 
man zu beruhigen versucht, dass man erklärte: das Dogma von der Infalli- 
bilität und die auf Grund desselben ergangenen oder noch ergehenden An- 
sprüche hätten auf diejenigen Staaten niemals Anwendung zu finden, mit wel- 
chen die Kirche ihre Beziehungen durch Concordate oder ähnliche Abmachungen 
geordnet habe. Das heisst nichts anderes, als dass man die abgeschlossenen 
Verträge halten werde, auch wenn der Papst ex cathedra Sätze aufstellen 
sollte, welche von dem Inhalte der Concordate differiren. , Es heisst aber auch, 
dass man eben nur die Verträge respectiren werde. . Hierin liegt für Bayern 
eine unmittelbare Bedrohung des geltenden Staatsrechts; denn dasselbe wurzelt 
nicht allein im Concordate, sondern auch in der Verfassungsurkunde und in 
der von der Kirche ohnehin schon vielfach angestrittenen zweiten Verfassungs- 
beilage. || Geht man aber von der Ansicht aus, dass das neue Dogma von der 
persönlichen Unfehlbarkeit des Papstes mit der bestehenden Staatsordnung 
nicht vereinbarlich sei, so erwächst der Staatsregierung die Verpflichtung, 
die nachtheiligen Wirkungen der kirchlichen Neuerung abzuwehren. Als das 
nächstliegende gesetzliche Mittel hiezu erscheint das Placetum regium. Von 
diesem abzusehen, ist die Staatsregierung nicht berechtigt, da es nicht in ihrer 
Befugniss steht über verfassungsmässige Bestimmungen hinwegzugehen, wie 
wenn sie nicht beständen. Die Staatsregierung verletzt mit der Handhabung 
des Placetum regium keines der verfassungsmässigen Rechte der Kirche, um 
deren Schutz Ew. Excellenz Se. Majestät den König gebeten haben. Denn 
alle Rechte, welche die Verfassung der Kirche zuerkennt, sind ihr nur mit 
und neben dem Placetum eingeräumt. : Die bayerischen Erzbischöfe und Bi- 
 schöfe haben trotz der Anmahnung in der Entschliessung des Staatsmini- 
steriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten vom 9. August 1870 
und trotz der ausdrücklichen Verweigerung des Placetum sich über die ein- 
schlägigen Verfassungsbestimmungen hinweggesetzt. ' Der ergebenst Unterzeich- 
nete darf es nicht unterlassen, Ew. Excellenz pflichtmässig zu erklären: dass 
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in diesem Verfahren der bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe eine offenbare 
Verletzung der Staatsverfassung liegt. | Ew. Excellenz haben in der an Se- 
Maj. gerichteten Vorstellung darauf hingewiesen, dass die Schädigung der 
kirchlichen Autorität eine Schädigung des Ansehens der weltlichen Obrigkeit 
zur Folge haben werde. | Gewiss nicht minder berechtigt ist der Satz: dass 
die Untergrabung des Anschens der Gesetze vor den Augen des Volkes die- 
selbe Wirkung haben muss, von welcher Seite sie auch erfolgen mag. Und 
dennoch sind die Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns mit dem bedenklichen 
Beispiel einer Missachtung des Gesetzes vorangegangen und haben noch dazu 
ihre Maassregeln mit einer Schärfe ausgewählt, welche kaum noch in einer 
andern Diöcese ausserhalb Bayerns ihres gleichen hat. Es ist jedenfalls 
schwer einzusehen, dass es den Bischöfen Bayerns unmöglich war, jene Milde 
zu üben, für welche anderwärts zahlreiche Beispiele vorhanden sind. , Der er- 
gebenst Unterzeichnete erfüllt eine herbe Pflicht, wenn er sein lebhaftestes 
Bedauern über dieses Vorgehen der Erzbischöfe und Bischöfe ausspricht, mit 
welchem die freundlichen Beziehungen zwischen Staat und Kirche getrabt 
worden sind — Beziehungen, auf welche die Bischöfe, so hoch sie auch die 
Kirche stellen mögen, grossen Werth zu legen alle Ursache haben. : Zwar 
haben die Erzbischöfe und Bischöfe in ihrer Vorstellung vom 15. Mai 1871 
den Versuch gemacht, den Vorwurf zu entkräften, dass sie sich mit Ausser- 
achtlassung der verfassungsmässigen Bestimmungen über das Placetum regium 
einer Verletzung bindender Gesetze schuldig gemacht hätten. Der ganz er- 
gebenst Unterzeichnete hat sich indess nicht überzeugen können, dass dieser 
Versuch auch nur annähernd gelungen sei. ! Abgesehen von Auslassungen dar- 
über, dass Papst und Bischöfe die allein zuständigen Richter in Glaubens- 
sachen seien und als solche auch vom Staat anerkannt zu werden verlangen 
könnten, dass deren Urtheil aber die Verbindlichkeit der vaticanischen Concils- 
beschlüsse festgestellt habe, dass mit dem Dogma von der Infallibilität des 
Papstes keine neue Lehre, sondern nur längst Gelehrtes und Geglaubtes fest- 
gestellt worden. sei, und dass das Dogma keinesfalls etwas staatsgefährliches 
an sich trage — Erörterungen, die in vorstehendem eine genügende Beleuch- 
tung gefunden haben dürften — enthält die bezeichnete Vorstellung noch 
Ausführungen in zwei Richtungen. | Die Erzbischöfe und Bischöfe erklären da- 
selbst, es sei ihnen unmöglich, die in der dritten und vierten Öffentlichen Sitzung 
des vaticanischen Concils gefassten und von Papst Pius IX. für die ganze 
Kirche feierlich publicirten Beschlüsse über den katholischen Glauben und 
über die Kirche Christi erst dann in dem öffentlichen Unterricht über die 
katholische Religion zu berücksichtigen, wenn das Placetum erfolgt sei, weil 
1) die Bischöfe von jeher die Festhaltung des Placets als im Widerspruch 
stehend mit dem bayerischen Concordat erklärt und deshalb gegen die Geltend- 
machung des $.58 der II. Verfassungsbeilage auf das entschiedenste protestirt 
hätten, und 2: weil, wenn auch niemals Einspruch dagegen erhoben worden 
wäre, der genannte Paragraplı doch nie dahin interpretirt werden dürfe, dass 
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auch zur Verkündung von Glaubensdecreten eine landesherrliche Geneh- Nr. 4959 
migung erforderlich sei. Was den zuerst erwähnten Grund betrifft, so nehmen Bayern 
die Bischöfe Bezug auf die Würzburger Denkschrift vom 14. November 1848, 27. Aug.1871. 
dann auf die Freisinger Denkschrift vom October 1850 und auf die Vorstel- 
lung der Bischöfe vom 15. Mai 1853, in welchen überall Protest gegen das 
Placetum regium erhoben worden, weil dasselbe mit einem innigen Anschluss 
an das Oberhaupt der Kirche, mit einem engen Verband unter allen Gläubigen 
des Erdballs und mit Entwicklung einer einheitlichen Lehre der katholischen 
Wahrheit unvereinbar sei, weil es eine misstrauische Ueberwachung des Ver- 
kehrs zwischen Hirt und Heerden enthalte, weil es mit der Vorschrift des 
Art. XII lit. c. des Concordates, wonach der Verkehr der Bischöfe, des Clerus 
und des Volkes mit dem heiligen Stuhl in geistlichen Dingen und kirchlichen 
Angelegenheiten frei sein müsse, im Widerspruch stehe, und weil es jedenfalls 
nach Einführung der Pressfreiheit nicht mehr haltbar erscheine. || Das alles 
sind Erwägungen, die ihrem wahren Wesen nach nicht gegen die thatsächliche 
Geltung einer Rechtsnorm, sondern gegen die principielle Richtigkeit der ihr 
zum Grunde liegenden Motive gerichtet sind, oder die äussersten Falls als 
mehr oder weniger durchschlagende Gründe dafür, dass das Verlangen nach 
Beseitigung einer gesetzlichen Bestimmung billig sei, in Betracht kommen 
können. Solche Erwägungen können offenbar nicht die Wirkung haben, dass 
die unzweifelhaft zu Recht bestehende gesetzliche Norm um ihretwillen von 
selbst hinwegfallt. Niemand wird es z. B. wagen dürfen, für irgend ein Ge- 
biet des Öffentlichen oder privaten Rechts den Satz aufzustellen: dass .eine 
Rechtsnorm, welche dem modernen Rechtsbewusstsein nicht mehr entspricht, 
sofort auch keine Geltung mehr habe, und einen solchen Satz sich zur Richt- 
schnur seines Handelns zu wählen. Wer es auf dem Gebiete des Strafrechts 
unternehmen wollte, so vorzugehen, könnte in der Einsamkeit des Gefängnisses 
ausreichende Musse zur Ergründung der Unhaltbarkeit seiner Theorien finden. 
‚ Was die Bischöfe hier vorgetragen haben, ist nichts anderes als die Er- 
klärung, sie überträten zwar eine zu Recht bestehende Verfassungsbestimmung, 
aber sie glaubten dies wegen der Gründe thun zu dürfen, die sie dafür an- 
zuführen vermöchten, dass jene Verfassungsbestimmung gar nicht hätte erlassen 
werden sollen. Aus den Ausführungen der Bischöfe ergibt sich zugleich, dass 
sie nicht allein für die Kirche, sondern auch für sich selbst als die Organe 
der Kirche den bayerischen Staatsgesetzen gegenüber eine Art von souveräner 
Stellung, die Stellung einer ebenbürtigen, auf dem Fusse des Mitcontrahenten 
an einem Staatsvertrage dem Staate gegenüberstehenden Macht in Anspruch 
nehmen, welche ihnen die bayerische Staatsregierung niemals zugestehen kann. 
Die bayerische Staatsregierung hält fest daran, dass die bayerischen Erz- 
bischöfe und Bischöfe den Gesetzen des Staates unterworfen sind. : Was aber 
den zweiten Grund angeht, so zerfällt er gegenüber dem Worte des Verfassungs- 
rechtes in Nichts. Das Verfassungsrecht verlangt schlechthin für alle Gesetze 
und Verordnungen der Kirchengewalt, ohne Unterschied zwischen Glaubens- 
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gesetzen und Disciplinargesetzen, die königliche Genehmigung, und die con- 
stitutio prima de ecclesia Christi ist ein Gesetz. Ausserdem verordnet aber 
auch der $. 38 des Religionsedicts, dass jeder Kirchengesellschaft unter der 
obersten Staatsaufsicht nach den im III. Abschnitt enthaltenen Bestimmungen 
die Befugniss zukommt ... alle inneren Kirchenangelegenheiten zu ordnen, 
und nennt hierunter ausdrücklich die Glaubenslehre, während zu den im Ab- 
schnitt III. enthaltenen Bestimmungen, welche demnach auch für die inneren 
Kirchenangelegenheiten und somit gerade auch für die Gegenstände der Glaubens- 
lehre maassgebend sind, die Bestimmung des $. 58 gehört. l Die Bedrohung 
der Grundsätze des bayerischen Staatsrechts, welche in dem Dogma von der 
persönlichen Infallibilität des Kirchenoberhauptes liegt, und überdies die in der 
Ausserachtlassung des Placetum regium liegende Verletzung der Staatsverfassung 
nöthigt die Staatsregierung zu Maassregeln, die sie selbst sehr gern vermieden 
haben würde. : Sie wird jede Mitwirkung zur Verbreitung der neuen Lehre 
und zum Vollzuge von Anordnungen verweigern, welche von den kirchlichen 
Behörden in Rücksicht auf die neue Lehre und zu deren Durchführung ge- 
troffen werden; sie wird an dem Grundsatze festhalten: dass den Maassregeln, 
welche die kirchlichen Behörden gegen die das Dogma nicht anerkennenden 
Mitglieder der katholischen Kirche ergreifen, jede Wirkung auf die politischen 
und bürgerlichen Verhältnisse der davon Betroffenen versagt bleiben muss, und 
wird erforderlichen Falls solche Vorkehrungen treffen, welche die Unabhängig- 
keit des bürgerlichen Gebietes vom kirchlichen Zwange verbürgen. ; Der er- 
gebenst Unterzeichnete beklagt die Verwicklungen, welche die Folge dieser 
Stellung sein werden, lehnt aber, in dem Bewusstsein, dass er sich im Ein- 
klange mit Gesetz und Recht befindet, jede Verantwortlichkeit hiefür ab. . 
Der Unterzeichnete benutzt im übrigen auch diesen Anlass, um Ew. Excellenz 
die Versicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern. 
München, den 27. August 1871. 


Ew. Excellenz 
(gez) v. Lutz. 


Diesen Erlass beantworteten die Bischöfe Bayerns durch Entgegnungen, 
in welchen im wesentlichen die in der Vorstellung vom 15.Mai 1871 gegen 
die Anwendbarkeit des Placetes auf die Beschlüsse des Concils vorgebrachten 
Argumente wiederholt werden. S. dieselben Vering Archiv N. F. Bd. XX 
p. CLXIX ff. u. Bd. XXI p. XXIX ff. 
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Nr. 5000. 


DEUTSCHLAND und FRANKREICH. — Konvention betreffend die 
vollständige Zahlung der Kriegskosten-Entschädigung und die 
gänzliche Räumung des französischen Territoriums. Vom 
15. März 1873.) 


e [Französischer Text] 


CONVENTION 


relative au paiement complet de Vindemnité de guerre et à l'entière évacuation 
du territoire français. 


Voulant régler définitivement le paiement complet de l'indemnité de guerre Nr. 5000. 
stipulée par les traités de paix du 26 février et 10 mai 1871, ainsi que Deutschtand 
Vévacuation du territoire français qui en doit être la suite, les soussignés, Frankreich. 
le prince Otto de Bismarck, chancelier de l’Empire Germanique, muni des 15. Mira 1878, 
pouvoirs de Sa Majesté l’Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse, et M. le 
vicomte Anne-Armand-Elie de Gontaut-Biron, membre de l’Assemblée natio- 
nale, ambassadeur de France près sa Majesté l'Empereur d’Allemagne, muni 
des pouvoirs de M. le Président de la République Française, sont convenus 
de ce qui suit: 

Article I. La somme de trois milliards ayant été acquittée sur les cing 
milliards de l'indemnité de guerre stipulée par le traité de paix du 10 mai 
1871, et celle de quinze cents millions restant seule à solder sur les deux 
derniers milliards, la France s'engage à payer d'ici au 10. mai 1873, les 
500 millions restant dus sur le quatrième milliard échéant seulement au 
1er mars 1874, en vertu de l’article 1er de la convention du 29 juin 1872. 

Les paiements particls ne seront pas de moins de 100 millions, ils devront 
être annoncés au gouvernement Allemand au moins un mois avant le verse- 


1) Vgl. Staats-Archiv Bd. XX. Nr. 4143, Bd. XXI Nr. 4616 und Bd. XXII 
Nr. 4635. 
Staatsarchiy XXV. 1 


Nr. 5000. 
Deutschland 
und 
Frankreich. 
15.März 1873. 
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ment. || Le milliard de francs échéant, en vertu de la susdite convention, le 
ler mars 1875 sera payé par la France en quatre termes, chacun de 
250 millions de francs, les 5 juin, 5 juillet, 4 août et 5 septembre 1873. 
En méme temps que le paiement du dernier terme, la France acquittera 
entre les mains du gouvernement Allemand les intérêts échus à partir du 
2 mars 1873. 

Art. IL Les dispositions du 3e alinéa de l'article 7 du traité de paix 
du 10 mai 1871 ainsi que celles des protocoles séparés du 12 octobre 1871, 
demeurent applicables pour tous les paiements qui auront lieu en vertu de 
l'article précédent. | 

Art. IIL Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse, s’engage 
à donner à ses troupes les ordres nécessaires pour que l'arrondissement de 
Belfort ct les quatre départements des Ardennes, des Vosges, de Meurthe-et- 
Moselle et de la Meuse, à l’exception de la place de Verdun avec un rayon 
de trois kilomètres autour de la place, soient évacués complétement dans un 
délai de quatre semaines à partir du 5 juillet. | La place de Verdun et le 
rayon susindiqué seront évacués dans un délai de quinze jours, a partir du 
5 septembre 1873. || Jusqu'à cette dernière évacuation, Sa Majesté lÆmpereur 
d'Allemagne, Roi de Prusse, aura le droit d’user de la route de Metz à Ver- 
dun comme route militaire, et de tenir occupées # cet effet pour le service 
d'étape les deux villes de Conflans et d’Etain, qui auront chacune une garni- 
son d'un demi-bataillon. Les autorités militaires conserveront à Verdun et le 
long de la route d'étape les droits qu'elles ont exercés jusqu'ici dans les 
territoires occupés. || Il est entendu que les postes d'étape seront evacués à 
la date fixée pour l’évacuation de Verdun. 

. Art. IV. La France supporte les frais d’entretien des troupes Alle- 
mandes cantonnees dans l'arrondissement de Belfort et dans les départements 
des Vosges, des Ardennes, de Meurthe-Moselle et de la Meuse jusqu’au jour 
de la complète évacuation de ces départements, ainsi que ceux de l'entretien 
des troupes cantonnees à Verdun et dans les deux postes d'étape jusqu’à la 
complète évacuation de ces dernières localités. Le nombre des troupes qui 
occupent Verdun n’excédera pas de plus de mille hommes le chiffre de la 
garnison qui s’y trouve à la date de la signature du présent traité. 

Art. V. Jusqu'à l'évacuation de Verdun l'arrondissement de Belfort et 
les départements désignés dans l’article 3 seront, après leur évacuation par 
les troupes Allemandes, déclarés neutres sous le rapport militaire et ne 
devront pas recevoir d’autres troupes que les garnisons qui seront nécessaires 
pour le maintien de l'ordre. | La France n’y élèvera pas de fortifications 
nouvelles et n’agrandira pas les fortifications déja existantes. | Dans les 
départements occupés par les troupes Allemandes, ainsi que dans l’arron- 
dissement de Belfort, S. M. l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse, ne 
fera élever aucun autre ouvrage de fortification que ceux qui existent 
actuellement. 
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Art. VI. En cas de non-exécution des engagements pris dans la présente _Nr. 5000. 


Convention, Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse, se réserve le 


droit de réoccuper ou de ne pas évacuer les départements et places qui y Frankreich. 


sont désignés. | En foi de quoi les plénipotentiaires respectifs ont signé au 
présent acte et y ont apposé le cachet de leurs armes. | Fait à Berlin, le 
15 mars 1873. 


[Signatures.] 


Die vorstehende Konvention ist ratifizirt worden und die Auswechslung der 
Ratifikations-Urkunden hat am 22. März 1873 zu Berlin stattgefunden. 


ne ee ee 


[Amtliche Uebersetzung.] 


In der Absicht, die vollständige Zahlung der durch die Friedensverträge 
vom 26. Februar und 10. Mai 1871 festgesetzten Kriegskosten-Entschädigung, 
sowie die davon abhängige Räumung des französischen Gebiets endgültig zu 
regeln, sind die Unterzeichneten: 

der Fürst Otto von Bismarck, Kanzler des Deutschen Reichs, bevoll- 

mächtigt von Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser und König von 
Preussen, und 
der Herr Vicomte Anne Armand Elie de Gontaut-Biron, Mitglied 
der Nationalversammlung, Botschafter Frankreichs bei Sr. Majestät 
dem Deutschen Kaiser, bevollmächtigt von dem Herrn Präsidenten 
der französischen Republik, 
über Folgendes übereingekommen: 


Art. I. Nachdem auf die im Friedensvertrage vom 10. Mai 1871 fest- 
gesetzte Kriegskostenentschädigung von fünf Milliarden der Betrag von drei 
Milliarden gezahlt und nur noch ein Betrag von fünfzehn hundert Millionen 
auf die zwei letzten Milliarden rückständig ist, verpflichtet sich Frankreich 
von jetzt ab bis zum 10. Mai 1873 diejenigen 500 Millionen zu zahlen, 
welche auf die nach Art. I der Konvention vom 29. Juni 1872 erst am 
1. März 1874 fällige vierte Milliarde noch schuldig sind. — Die einzelnen 
Theilzahlungen werden nicht unter 100 Millionen Franken betragen und der 
deutschen Regierung mindestens einen Monat vor der Einzahlung angezeigt 
werden. || Die nach der ‘angeführten Konvention am 1. März 1875 fällige 
Milliarde Franken wird Frankreich in vier Theilzahlungen von 250 Millionen 
Franken und zwar am 5. Juni, 5. Juli, 5. August und 5. September 1873 
zahlen. Gleichzeitig mit der letzten Theilzahlung wird Frankreich die 
vom 2. März 1873 ab erwachsenen Zinsen an die deutsche Regierung ent- 
richten. 

je 
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Art. IL Die im dritten Alinea des siebenten Artikels des Friedensver- 
trages vom 10. Mai 1871 und in den Separat-Protokollen vom 12. Oktober 


Frankreich, Ÿ = 
autre, 1871 getroffenen Verabredungen finden auf alle nach Massgabe des vor- 


stehenden Artikels zu leistenden Zahlungen Anwendung. 


Art. III. Se. Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen, ver- 
pflichtet Sich, den deutschen Truppen die nöthigen Befehle zu ertheilen, das 
Arrondissement Belfort und die vier Departements der Ardennen, der Vogesen, 
der Meurthe-Mosel und der Maas, mit Ausnahme der Festung Verdun und 
eines Bezirks von 3 Kilometern um diese Festung innerhalb vier Wochen, 
vom 5. Juli an gerechnet, vollständig zu räumen. || Die Festung Verdun und 
der vorgedachte Bezirk werden innerhalh vierzehn Tagen, vom 5. September 
1873 an gerechnet, geräumt werden. || Bis zu dieser letzten Räumung steht 
Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser, König von Preussen, das Recht zu, die 
Strasse von Metz nach Verdun als Etappenstrasse zu benutzen und zu diesem 
Zwecke die beiden Städte Conflans und Etain für den Etappendienst mit einer 
Garnison von je einem halben Bataillon besetzt zu halten. Den Militär- 
behörden verbleiben in Verdun und auf der Etappenstrasse die Rechte, welche 
sie bisher in dem okkupirten Gebiete ausgeübt haben. || Man ist darüber ein- 
verstanden, dass die Etappenorte an dem, für die Räumung von Verdun fest- 
gesetzten Termin werden geräumt. werden. 


Art. IV. Frankreich trägt die Kosten für den Unterhalt der in dem 
Arrondissement Belfort und den Departements der Vogesen, der Ardennen, 
der Meurthe-Mosel und der Maas dislozirten deutschen Truppen bis zum Tage 
der vollständigen Räumung dieser Departements und für den Unterhalt der in 
Verdnn und den beiden Etappenorten dislozirten Truppen bis zur vollstän- 
digen Ränmung dieser letzteren Oertlichkeiten. Die Besatzung von Verdun 
soll die Stärke der, am Tage der Unterzeichnung des gegenwärtigen Ver- 
trages daselbst befindlichen Garnison nm nicht mehr als 1000 Mann über- 
steigen. 

Art. V. Bis zur Räumung von Verdun werden das Arrondissement Bel- 
fort und die im Art. 3 bezeichneten Departements nach ihrer Räumung von 
den deutschen Truppen in militärischer Beziehung für neutral erklärt und es 
werden dahin keine anderen Truppen ausser den zur Aufrechthaltung der 
Ordnung nothwendigen Garnisonen verlegt. || Frankreich wird daselbst keine 
neuen Fortifikationen anlegen und die vorhandenen nicht verstärken. || Se. 
Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen, wird in den von den 
deutschen Truppen besetzten Departements, sowie im Arrondissement Belfort 
keine anderen Befestigungen errichten lassen, als jetzt vorhanden sind. 

Art VI. Se. Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen, behält 
sich das Recht vor, die in der gegenwärtigen Uebereinkunft bezeichneten 
Departements und Plätze in dem Falle wieder zu besetzen, oder nicht zu 
räumen, wenn die in derselben eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt 
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werden sollten. | Des zu Urkund haben die beiderseitigen Bevollmächtigten Nr. 5000. 


Deutschland 

den gegenwärtigen Akt unterzeichnet und untersiegelt. || Geschehen Berlin, und : 

den 15. März 1873. . 15 Mart 1878 
[Unterschriften.] 





Alabama -Frage*). 


Nr. 5001. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. (Earl Granville) an den Ges. 

d. Ver. Staaten in London (General Schenck). — Zurückweisung 

der im „Case of the United States“ geltend gemachten indirecten 
Ansprüche. 


Foreign Office, February 3, 1872. 

Sir, Her Majesty's Government have had under their consideration the xx. 5001. 
Case presented on behalf of the Government of the United States to the Tri- pte to. 
bunal of Arbitration at Geneva, of which a copy had been presented to Her à rovr. 1872. 
Majesty’s Agent. || I will not allude in this letter to portions of the American 
Case which are comparatively of smaller importance, but Her Majesty’s 
Government are of opinion that it will be in accordance with their desire 
that no obstacle should be interposed to the prosecution of the Arbitration, 
and that it will be more frank and friendly towards the Government of the 
United States, to state at once their views respecting certain claims of an 
enormous and indefinite amount which appear to have been put forward as 
matters to be referred to Arbitration. || Her Majesty’s Government hold that 
it is not within the province of the Tribunal of Arbitration at Geneva to 





*) Im Anschluss an den in Bd. XXII unter Nr. 4625 mitgetheilten „American 
Case“ lassen wir hier zunächst die diplomatische Correspondenz zwischen England und 
den Vereinigten Staaten folgen, welche sich an die von letzteren darin erhobenen An- 
sprüche wegen indirecter Verluste knüpfte, und darauf die weiteren Verhandlungen vor 
dem Genfer Schiedsgericht. Diese Verhandlungen künnen aber ihres ausserordentlichen 
Umfangs wegen nur sehr auszugsweise mitgetheilt werden, und wir beschränken uns 
daher auf Wiedergabe des Wesentlichsten aus dem „British Case‘‘ und den beiderseitigen 
„Counter-Cases‘, wogegen wir sowohl die beiderseitigen schriftlichen ,, Arguments‘, wie 
die weiteren Plaidoyers der Anwälte, als welche auf Englischer Seite Sir Roundell 
Palmer, auf Amerikanischer Seite C. Cushing, W. M. Evarts und M. R. Waite fungirten, 
mit Stillschweigen übergehen müssen. 

Anm. der Red. 


Nr. 5001. 
Gross- 
britannien. 
3. Febr. 1872. 


Nr. 5002. 
Ver. Staaten. 
97.Febr.18:2. 


6 Englisch-Amerikanische Differenzen [Ansprüche wegen indirecter Verluste.] 


decide upon the claims for indirect losses and injuries put forward in the 
Case of the United States including the loss in the transfer of the American 
commercial marine to the British flag, the enhanced payments of insurance, 
and the prolongation of the war, and the addition of a large sum to the cost 
of the war and suppression of the rebellion. || I have stated above the 
importance which Her Majesty’s Government attach to-the prosecution of this 
Arbitration. || The primary object of the Governments on both sides was the 
firm establishment of amicable relations between two countries which have so 
many and such peculiar reasons to be on friendly terms, and the satisfaction 
with which the announcement of the Treaty was received by both nations 
showed the strength of this feeling. || But there is another object to which 
Her Majesty’s Government believe the Government of the United States attach 
the same value as they do themselves, viz., to give an example to the world 
how two great nations can settle matters in dispute by referring them to an 
impartial Tribunal. || Her Majesty’s Government on their part feel confident 
that the Government. of the United States are also equally anxious with them- 
selves that the amicable settlement which was stated in the Treaty of 
Washington!) to have been the object of that instrument, may be attained, 
and an example so full of good promise for the future should not be lost to 


the civilized world. || I have, etc. 
Granville. 





Nr. 5002. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERICA. — Staatssecretär d. Ausw. 
(Mr. Hamilton Fish) an den Gesandten in London. — Aufrecht- 
haltung der indirecten Ansprüche. 


Department of State, Washington, February 27, 1872. 

Sir, I have laid the note from Earl Granville, addressed to you, bearing 
date the 3rd February instant, before the President, who directs me to say 
that he sincerely desires to promote that firm and abiding friendship between 
the two nations to which the note so happily refers. || It was under the 
inspiration of such sentiments that he accepted the invitation of Her Majesty’s 
Government for the establishment of a Joint High Commission to treat and 
discuss the mode of settling certain questions referred to therein, and sug- 
gested on his own part that the proposed Commission should also have 
authority to consider the removal of the differences which arose during the 
rebellion in the United States, growing out of the acts committed by the 


1) S. Staats-Archiv Bd. XXJ Nr. 4497. 
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vessels which have given rise to the claims generically known as tlıe “Ala- 


Nr. 5002. 


Ver. Staaten. 


bama Claims”. || It was his earnest hope that the deliberations of the Com- 27.Febr.1872. 


mission would result in an acceptance by Her Majesty’s Government of the 
proposition, submitted by his direction, that a gross sum be agreed upon and 
paid to the United States, as an amicable settlement of all claims, of every 
description, arising out of such differences, instead of the lengthened contro- 
versy and litigation which he foresaw must attend any plan of arbitration. 
He was the more solicitous that such an amicable settlement, without the 
intervention of third parties, should be adopted, because he feared that so 
thorough and comprehensive a presentation before the Tribunal of Arbitration 
of the matters of law and of fact on which the claims of this country rest, 
as it would be his duty to cause to be made, might for the moment revive 
past excitements and arouse unnecessary apprehensions, if not imperil those 
ties of international kindness and good-will he so much desires to strengthen 
and make perpetual. || The regret which he felt for the rejection by Her 
Majesty’s Commissioners of the proposition for an amicable settlement is 
revived with great force by the necessity of this correspondence. || The pro- 
position for a Joint High Commission, which was made by Her Majesty’s 
Government, would not have received the approbation of the President had 
he supposed it was not to comprehend a -consideration and adjustment of all 
the differences growing out of the acts of the cruizers, nor could he have 
given his sanction to the Treaty had it been suggested to him, or had he 
believed that any class of the claims which had been presented by this 
Government were excluded by the terms of submjssion from presentation on 
the part of this Government to the Tribunal of Arbitration. It was, in his 
appreciation, the chief merit of the mode of adjustment adopted by the Com- 
mission, that it was on both sides a frank, full, and unreserved surrender to 
impartial arbitrament, under the rules therein prescribed, of everything that 
had created such differences. || Whatever degree of importance might here or 
there be attached to any of these complaints, the President desired and 
intended, as had the American Commissioners, that all, of every form and 
character, should be laid before the Tribunal for its final and absolute dis- 
position, either by recognition and scttlement, or by rejection, in order that 
in the future the harmony of personal and political intercourse between the 
two countries might never again be disturbed by any possible phase of the 
controversy. || In his opinion, since entry upon a thorough trial of the issues 
which divide the two Governments could not be avoided, the claims for 
national or indirect losses (referred to in the note of Earl Granville), as they 
are put forward by this Government, involve questions of public law which 
the interest of both Governments requires should be definitely settled. | 
Therefore it is with unfeigned surprise and sincere regret that the President 
has received the intimation conveyed in Earl Granville’s note, that Ter 
Majesty’s Government hold that it is not within the province of the Tribunal 
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Van Steen. of Arbitration to decide upon certain claims for indirect losses and injuries. 
%.Febr.1872 His Lordship, however, does not assign any reason for the opinion that losses 
and injuries with respect to which there has been no concealment — which 
were presented to the British negotiators at the opening of the discussion in 
precisely the same manner as they are put forward in the “Case”, not as 
claims for which a specific demand was made, but as losses and injuries con- 
sequent upon the acts complained of, and necessarily to be taken into equi- 
table consideration in a final settlement of all differences between the two 
countries — which remained unchallenged through the entire negotiations, and 
not relinquished in the Treaty, but covered by one of its alternatives, are 
not within the jurisdiction of the Arbitrators. || Unadvised as to the reason- 
ing which has brought Her Majesty’s Government to the opinion stated by 
Lord Granville, the President is unable to adopt it, but being convinced of 
the justice of his views, that the Treaty contemplated the settlement of all 
the claims of the United States, is of the opinion that he could not abandon 
them except after a fair decision by an impartial arbitration. He seeks no 
meaning in the Treaty which is not patent on its face; he advances no pre- 
tensions at Geneva which were not put forth pending the negotiations at 
Washington. || This Government knows not where to find the meaning or the 
intent of the Treaty unless within the Treaty itself. || The object of the 
Treaty, as declared in its preamble, was “to provide for an amicable settle- 
ment of all causes of difference between the two countries’; but the Treaty 
is not, of itself, the settlement, — it is an agreement between the Govern- 
ments as to the mode of reaching a settlement, and its Article XI engages 
the Contracting Parties to consider the result of the arbitration as a full, 
perfect, and final settlement of all the claims. Until that be reached, no 
proffer of withholding an estimate of the indirect losses, dependent on the 
hope of an amicable settlement, can be claimed as a waiver or an estoppel. 
| The first Article recites that differences have arisen between the two 
Crovernments, and still exist, and provides, “in order to remove and adjust 
all complaints and claims on the part of the United States, that all the 
claims growing out of acts committed by the aforesaid vessels, and generi- 
cally known as the ‘Alabama Claims’, “be referred to a Tribunal of Arbi- 
tration, to be composed as therein provided. There is no limitation or 
restriction to any part or description of the claims. All the claims growing 
out of certain acts, and generically known as the “Alabama Claims”, were 
referred. What they were, is a question of fact and of history. Which of 
them are well founded is a question for the Tribunal of Arbitration. || What 
are called the indirect losses and claims are not now put forward for the 
first time. For years they have been prominently and historically part of 
the “Alabama Claims”. || It would be superfluous to quote, or perhaps even 
to refer to, particular passages in the published instructions of this Govern- 
ment to their Minister to @reat Britain, in the notes of that Minister to 


« 
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Her Majesty’s Principal Secretary of State for Foreign Affairs, or in other Nr. 5002. 
public papers, to show that the expectation of this Government has, from the 97, Febr.1878. 


beginning of the acts which gave rise to the “Alabama Claims”, been that 
the British Government would indemnify the United States. Incidental or 
consequential damages were often mentioned as included in the accounta- 
bility. || In the progress of the acts which gave rise to the claims, high 
British authority was not wanting to warn Her Majesty’s Government in the 
House of Commons that “they had been inflicting an amount of damage on 
that country (the United States) greater than would be produced by many 
ordinary wars’, and to indicate, as part of that damage, the losses to whose 
presentation exception is now taken. || Public men in both countries discussed 
them, while the public press on the one side and on the other advanced and 
combatted them with an earnestness and warmth that brought them into a 
prominence beyond the direct losses and injuries sustained by individuals. 
A detailed statement of their claims, enumerating and setting forth the in- 
direct losses, precisely as they are advanced in the Case, was submitted by 
the American negotiators to the Joint High Commission on the first discussion 
of the claims on the &th day of March, and appears in the Protocol approved 
on the 4th day of May. || Her Majesty’s Government therefore, cannot, in the 
absence of any specific exclusion of these damages by the Treaty, be said to 
be taken unawares by their presentation to the Tribunal, and the President 
was not at liberty to regard as withdrawn or settled any of the claims 
enumerated in a Statement prepared and approved by the Joint High Com- 
mission after their discussions were closed, and within four days of the sign- 
ing of a Treaty which declares that the differences which had arisen with 
respect to the “Alabama Claims” still exist. Appearing thus, from whatever 
cause, not to have been eliminated from the enumerated claims of the United 
States, the President had not the power of his own accord to withhold them 
from the Case to be presented to the Tribunal of Arbitration; but in frank- 
ness and in sincerity of purpose to remove, in the spirit of the Treaty, all 
causes of difference between the two Governments, he has set them forth be- 
fore the Geneva Tribunal, content to accept any award that the Tribunal may 
think fit to make on their account. || It is within your personal knowledge 
that this Government has never expected or desired any unreasonable pecu- 
niary compensation on their account, and has never entertained the visionary 
thought of such an extravagant measure of damages as finds expression in 
the excited language of the British Press, and seems most unaccountably to 
have taken possession of the minds of some even of the Statesmen of Great 
Britain. | A Mixed Commission is now in session in this city, under the 
Treaty, to which are referred all claims of citizens or subjects of either 
Powers (other than “Alabama claims”) which arose out of acts committed 
during a specified period. || In the correspondence which preceded the agree- 
ment for the meeting of the Joint High Commission which negotiated the 
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27.Febr.1872. which the Representatives of the two Governments entertained, that no claim 
founded on contract, and especially no claim on account of the Rebel or 
Confederate cotton debt, was to be presented. Similar language, and for the 
same avowed and admitted purpese, was used in the Treaty. || Among other 
claims of an unexpected character presented by the agent of the British 
Government, there was one for a part of the Confederate debt which is 
understood to be held in Great Britain to the extent of many millions. Im- 
mediately on its presentation the United States remonstrated and requested 
the British Government to instruct their agent to withdraw that claim. Their 
remonstrance was unheeded; their request was not answered. If any instruc- 
tion was given this Government was not informed thereof, and it failed to be 
observed; and the claim was pressed to argument. The United States 
demurred before the Commission to its jurisdiction over claims of that 
description, and the decision of the Commission disposed of the case adverse 
to the claimant. | The attitude of the two Governments is now reversed, 
with the difference in favour of the United States, that there was no question 
raised as to the understanding of both Governments at the date of the 
Treaty, with reference to the exclusion of claims of the character then pre- 
sented. || The United States seek not to be the judges in their own case. | 
The course which they pursued afforded a happy solution to what might have 
been a question of embarrassment. || They desire to maintain the jurisdiction 
of the Tribunal of Arbitration over all the unsettled claims, in order that 
being judicially decided, ‘and the questions of law involved therein being 
adjudicated, all questions connected with or arising out of the “Alabama 
claims’, or “growing out of the acts” of the cruisers, may be for ever re- 
moved from the possibility of disturbing the perfect harmony of relations 
between the two countrics. The President regrets that there should be any 
difference of opinion between the two Governments on any question connected 
with the Treaty. || He indulges, however, the earnest hope that the disposition 
which has been equally manifested by both Governments to remove all 
causes of difference between them will bring them to an agreement upon the 
incidental question which has arisen, and will allow no obstacle to deprive 
the world of the example of advanced civilization presented by two powerful 
States, exhibiting the supremacy of law and of reason over passions, and 
deferring their own judgments to the calm interpretation of a disinterested 

and discriminating Tribunal. || 1 am, ete. 

Hamilton Fish. 
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Nr. 5003. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Ver. 
Staaten in London. — Begründung der Zurückweisung. 


Foreign Office, March 20, 1872. ° 


Sir, I have laid before my colleagues Mr. Fish’s despatch of the 27th Nr. 5003. 
ultimo, of which, at my request, and authorized by your Government, you yritannien. 
gave me a copy on the 14th instant. || Her Majesty’s Government recognize 20-Mars 1872. 


with pleasure the assurances of the President that he sincerely desires to 
promote a firm and abiding friendship between the two nations; and, animated 
by the same spirit, they gladly avail themselves of the invitation which your 
Government appear to have given, that they should state the reasons which 
induced them to make the declaration contained in my note to you of the 
3rd ultimo, and which I then purposely omitted, in the hope of obtaining, 
without any controversial discussion, the assent of the Government of the 
United States. | Mr. Fish says, “What are called the indirect losses and 
claims are not now put forward for the first time. For years they have been 
prominently and historically part of the ‘Alabama claims’. It would be super- 
fluous’ to quote, or perhaps even to refer to, particular passages in the 
published instructions of this Government to their Minister to Great Britain, 
“in the notes of that Minister to Her Majesty’s Principal Secretary of State 
for Foreign Affairs, or in other public papers, to show that the expectation 
of this Government has, from the beginning of the acts which gave rise to 
the ‘Alabama claims’, been that the British Government would indemnify the 
United States. Incidental or consequential damages were often mentioned as 
included in the accountability.” This assertion does not appear to me accu- 
rately to represent the facts as they are shown in the correspondence between 
the two Governments. It is true that in some of the earlier letters of Mr. 
Adams vague suggestions were made as to possible liabilities of this country 
extending beyond the direct claims of American citizens for specific losses 
arising from the capture of their vesscls by the Alabama, Florida, Shenan- 
doah, and Georgia; but no claims were ever defined or formulated, and cer- 
tainly none were ever described by the phrase “Alabama claims” except these 
direct claims of American citizens. || No mention of any claim for national 
or indirect losses had been made during the negotiation commencing with 
Mr. Seward’s despatch to Mr. Adams, dated the 27th of August, 1866, and 
ending with the signature of the Convention of the 10th of November, 1868, 
by Lord Stanley and Mr. Reverdy Johnson, by the IVth Article of which 
power was given to Commissioners “to adjudicate upon the class of claims 
referred to in the official correspondence between the two Governments as 
the ‘Alabama claims’.” || The first subsequent mention of any claim for natio- 
nal losses was in a communication, unauthorized by his Government, made by 


Nr. 5008. 
Gross- 
britannien. 
20.Marz1872, 
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Mr. Reverdy Johnson, in March 1869, to Lord Clarendon, in which he sug- 
gested that the terms of the Convention signed by him with Lord Clarendon, 
on the 14th of January, which comprised a reference to a Mixed Commission 
of the “Alabama claims”, should be enlarged so as to include all claims on 
the part of either Government upon the other, an essential condition of the 
proposal being, that in case a claim was set up by the United States, founded 
on the recognition of the Confederate States as belligerents, it should be open 
to the British Government to advance claims on their part such as a claim 
for injury to British interests by the assertion and exercise of belligerent 
rights by the United States upon British commerce. || Lord Clarendon at 
once declined to entertain this suggestion. || In Mr. Fish’s despatch of the 
24th of September, 1869, the Government of the United States intimated 
that they considered there might be grounds for some claims. of a larger and 
more public nature, though they purposely abstained at that time from 
making them; but the grounds indicated were not limited to the acts of the 
Alabama and other similar vessels, or to any mere consequences of such acts, 
nor were these public claims then described or referred to in any manner as 
“Alabama claims’. That expression the “Alabama claims”, which first occurs 
in a letter from Mr. Seward to Sir F. Bruce of the 12th of January, 1867, 
had always been used in the correspondence between the two Governments to 
describe the claims of American citizens on account of their own direct 
losses by the depredations of the Alabama and other similar vessels, and had ~ 
never been employed to describe, or been treated as comprehending, any 
public or national claims whatever of the Government of the United States. | 
Down, therefore, to the time, when Her Majesty’s Government proposed the 
appointment of a Joint High Commission to settle the Fishery Question and 
all other questions affecting the relations of the United States towards Her 
Majesty’s possessions in North America, no actual claim against Her Majesty's 
Government had been formulated or notified on the part of the United States, 
except for the capture or destruction of property of individual citizens of the 
United States by the Alabama and other similar vessels. || When Her Maje- 
sty’s (rovernment consented, at the request of the Government of the United 
States, that the “Alabama claims” should be dealt with by the High Com- 
mission, it was in the full confidence that the phrase “Alabama claims” was 
used by the United States’ Government in the same sense as it had been 
used throughout the previous correspondence and in the Conventions signed 
by Lord Stanley and Lord Clarendon. || National claims of an indirect 
character, such as those referred to in Mr. Fish’s despatch, could not be 
comprehended under the term “claims generically known as the Alabama 
claims”. The possibility of admitting as a subject of negotiation any claim 
for indirect national losses has never been entertained in this country; and 
it was therefore without the slightest doubt as to such claims being inadmis- 
sible that the British High Commissioners were appointed and proceeded to 
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Washington. || At a meeting of the British and United States’ High Com- Mr oe 
missioners on the 8th of March, the latter, after a general statement of the vritannien. 
claims of the United States, proceeded to say that, in the hopes of an ami- 29.März 1872, 
cable settlement, no estimate was made of indirect losses, without prejudice, 
however, to the right of indemnification on their account, in the event of no 
such settlement being made; and they afterwards proposed, by direction of 
the President, that “the Joint High Commission should agree upon a sum 
which should be paid by Great Britain to the United States, in satisfaction 
of all the claims and the interest thereon.”2) || Mr. Fish says that the Presi- 
dent earnestly hoped that the deliberations of the Commission would have 
resulted in an acceptance by Her Majesty’s Government of this proposition. | 
Her Majesty’s Government cannot understand upon what this hope was 
founded. || The position which the Government of this country have main- 
tained throughout all the negotiations has been that they were guilty of no 
negligence in respect of the escape of the Alabama and the other vessels, and 
have therefore incurred no liability for any payment, and they still maintain 
this position. || The only ground on which Her Majesty’s Government could 
be asked to pay any sum would have been an admission on their part that 
there had been such negligence as rendered them justly liable to pay a sum 
in compensation. This would have been an absolute surrender of the position 
which has always been held by this country, and a confession, which never 
could have bcen expected from them, that they had been guilty of negligence. 
Her Majesty’s High Commissioners, therefore, could only declare at once that 
a proposal of an “amicable settlement” in this particular form could not be 
entertained. || Her Majesty’s High Commissioners, on the part of this country, 
immediately made a counter-proposal, namely, the proposal of arbitration, and 
this proposal, after being to a certain extent modified on the suggestion of 
the United States’ High Commissioners, was accepted by them. |: The modi- 
fication suggested by the United States’ High Commissioners, and accepted by 
those of Great Britain, was a concession of no slight importance on the part 
of this country, namely, that the principles which should govern the Arbi- 
trators in the consideration of the facts should be first agreed upon, and this 
concession was very materially enhanced when, in order to strengthen the 
friendly relations between the two countries and make satisfactory provision 
for the future, they further agreed that these principles should be those con- 
tained in the Rules in the-Vlth Article of the Treaty; for they thus accepted 
the retroactive effect of rules to which, nevertheless, they felt bound to de- 
clare that they could not assent as a statement of principles of international 
law in force at the time when the “Alabama claims” arose. | The friendly 
spirit of Her Majesty’s Government was further shown by their authorizing 





1) §, XXXVI. Protocoll vom 4. Mai 1871. — Staats-Archiv Bd. XXI. Nr. 4496 
p. 66 oben. 
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Her Majesty’s Iligh Commissioners to express the regret felt by Her Majesty’s 
(Government for the escape, under whatever circumstances, of the Alabama 
and the other vessels from British ports, and for the depredations committed 
by those vessels, and by their agreeing that this expression of regret should 
be formally recorded in the Treaty. | Nor did Her Majesty’s Government 
object to the introduction of claims for the expense of the pursuit and 
capture of the Alabama and other vessels, notwithstanding the doubt how far 
those claims, though mentioned during the Conferences as direct claims, came 
within the proper scope of the arbitration. They acquiesced in the proposal 
to exclude from the negotiations their claims on behalf of Canada against the 
United States for injuries suffered from Fenian raids — an acquiescence which 
was due partly to a desire on their part to act in a spirit of conciliation, 
and partly to the fact, stated by Her Majesty’s High Commissioners, that a 
portion of these claims was of a constructive and inferential character. | The 
importance of these concessions must not be underrated. Nor can it have 
been expected by the Government of the United States that concessions of 





_ this importance would have been made by this country if the United States 


were still to be at liberty to insist upon all the extreme demands which they 
had at any time suggested or brought forward. || Her Majesty’s Government 
considered themselves justified in treating the waiver of indirect claims, in 
the event of an amicable settlement, proffered by the High Commissioners of 
the United States, as one which applied to any form of amicable settlement, 
and therefore comprised, in like manner, the form of amicable settlement 
proposed by the British High Commissioners, accepted on the part of the 
United States, and recognized in the preamble of the Treaty. Such a 
waiver was, in fact, a necessary condition of the success of the negotiation. | 
It was in the full belief that this waiver had been made that the British 
Government ratified the Treaty. ; Her Majesty’s Government are anxious that 
the considerations which made them hold this belief should be more fully 
explained to the Government of the United States than can be done in the 
form of a letter, and I have accordingly embodied them in a Memorandum !) 
which I have the honour to inclose, and which I beg may be read with, and 
considered as part of, my present communication. ; Her Majesty’s Govern- 
ment do not deny that it is as competent for the Government of the United 
States as it is for themselves to assert that their own interpretation of the 
Treaty is the correct one. But what Her Majesty’s Government maintain is, 
that the natural and grammatical construction of the language used in the 
Treaty and Protocols is in accordance with the views which they entertain, 


— 


1) Das beigegebene Memorandum zerfällt in folgende drei Theile: 
I. On the waiver of claims for indirect losses contained in the 36th Protocol. 
II. On the construction of the treaty. 
IIL. On the amount of the claims for indirect losses. 
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and sustains their assertion that the terms of reference to the Arbitrators Nr. 5008. 
are limited to direct claims, inasmuch as direct claims only have throughout britennten. 
the correspondence been recognized and repeatedly defined under the name 20.März 1872. 
of the “Alabama claims”. | There are some passages in Mr. Fish’s despatch 
in which he defends the introduction into the American Case of the claims 
for indirect losses and injuries, which I cannot allow to pass without more 
special remark. || It is stated that they are put forward in the Case not as 
claims for which a specific demand is made, but as losses and injuries conse- 
quent upon the acts complained of, and necessarily to be taken into equitable 
consideration in a final settlement of all differences between the two coun- 
tries, and as not relinquished in the Treaty, but covered by one of its two 
alternatives. | Her Majesty’s Government do not perceive what “alternative” 
in the Treaty can cover these claims. | If, indeed, by this language Mr. Fish 
is to be understood as referring to the two different modes provided by 
Articles VII and X of the Treaty, for arriving at the amount of the payment 
to be made by Great Britain in the event of any liability being established, 
the answer seems obvious, viz., that these alternatives are applicable only to 
the settlement of the amount of damages, and not to the measure of liability. 
|| Again, Mr. Fish states that the Treaty was not an amicable settlement, but 
only an agreement between the Governments as to the mode of reaching a 
settlement, and that no proffer of withholding an estimate of indirect losses 
can be claimed as a waiver until the result of the arbitration is arrived at; 
but he overlooks the fact that the Treaty is called an amicable settlement, 
not merely in relation to the “Alabama claims”, but as an entirety; and even 
in relation to the “Alabama claims” alone, it must clearly be taken that the 
amicable settlement which it professed to provide was arrived at from the 
moment when the Treaty containing the agreement to go to arbitration upon 
the claims was signed and ratified. If, according to Mr. Fish’s view, an 
amicable settlement upon a reference to arbitration can only be arrived at 
by an adjudication of the claims, it is obvious that no waiver of any such 
claims could, under such. circumstances, ever be made, for before the time for 
waiver (on this supposition) had arrived, the claims would already have been 
decided upon. || That Her Majesty’s Government never intended to refer these 
claims to arbitration, and that, in ratifying the Treaty, they never contem- 
plated their being revived in the argument before the Arbitrators, must have 
been obvious to you from the language used in the debate in the House of 
Lords on the 12th of June, on the motion for an address to the Queen, pray- 
ing Her Majesty to refuse to ratify the Treaty. : On that occasion I distinctly 
stated this to be the understanding of Her Majesty’s Government, and quoted 
the very Protocol of the 4th of May, to which I have referred above, as a 
proof that these indirect claims had “entirely disappeared”. When Lord 
Cairns, to whose speech allusion has been made in the United States’ Case, 
subsequently said that extravagant claims might be put in and take their 
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chance, he was met with expressions of dissent. Moreover, Lord Derby, 
while criticizing the negotiation and the terms of the Treaty in other respects, 
particularized the withdrawal of indirect claims. “The only concession”, he 
said, “of which I can see any trace upon the American side, is the with- 
drawal of that utterly preposterous demand that we should be held respon- 
sible for the premature recognition of the South as a belligerent Power, in 
company with that equally wild imagination, which, I believe, never extended 
beyond the minds of two or three speakers in Congress, of making us liable 
for all the constructive damages to trade and navigation which may be proved 
or supposed to have arisen from our attitude during the war.” || I observed 
that you were present in the House of Lords on that occasion, and you in- 
formed me in January that you were present during the speeches of Lord 
Russell and myself, and that you communicated the next day the full news- 
paper report of the debate to your Government. || Sir S. Northcote, in the 
House of Commons, repeated, in other words, the substance of my remarks 
on the limitation of the terms of reference; and as his speech is printed in 
the papers on Foreign Relations recently laid before Congress, it must also 
have been reported to your Government. But neither on the occasion of my 
speech nor of his, nor when the ratifications of the Treaty were exchanged 
on the 17th of June, did you call my attentjon to the fact that a different 
interpretation was placed on the Treaty and Protocol by Her Majesty’s Govern- 
ment and the Government of the United States; nor, so far as Her Majesty's 
Government are aware, was their interpretation, thus publicly expressed, 
challenged cither by the Statesmen or the public press of the United States. 
|| Her Majesty’s Government must therefore confess their inability to under- 
stand how the intimation contained in my note of the 3rd February last can 
have been received by the President with surprise. | Mr. Fish urges that 
the claims for national indirect losses which have been put foreward on 
behalf of his Government involve questions of public law which the interest 
of both Governments requires should be definitely settled. | Her Majesty’s 
Government agree with Mr. Fish that it is for the interest of both countries 
that the rights and duties of neutrals upon some of the points hitherto 
thought open to serious controversy should be definitely scttled, and had 
hoped that such a settlement had becn secured by the Rules to which they 
have given their assent; but they cannot see that it would be advantageous 
to cither country to render the obligations of neutrality so onerous as they 


- would become if claims of this nature were to be treated as proper subjects 


of international arbitration. || Whatever construction may be placed upon the 
Ist Article of the Treaty, it is impossible to sever the terms of reference 
therein contained from the Rules in the VIth Article; and the measure of 
liability under the Arbitration, therefore, will be the measure of liability in- 
curred by any neutral State which, after acceding to these Rules, may “by 
any act or omission” fail to fulfil any of the duties set forth in them. || The 
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United States and Great Britain have bound themselves by the Treaty to Nr 5008. 
observe these Rules as between themselves in future. | They have, moreover, britannien. 
bound themselves to bring these Rules to the knowledge of other maritime %-März1872. 
Powers, and to invite them to accede to them. Could it have been expected 
“that those Powers would accept a proposal which might entail upon a neutral 
such an unlimited liability and, in some instances, might involve the ruin of 
a whole country? | Her Majestys Government cannot for themselves accept 
such a liability, nor recommend the acceptance of it to other nations. ' Are 
the Government and people of the United States themselves prepared to 
undertake the obligation of paying to an aggrieved belligerent the expenses 
of the prolongation of the war, and other indirect damages, if, when the 
United States are neutral, they can be shown to have permitted the infringe- 
ment of any one, or part of any one, of the three Rules through a want of 
due diligence on the part of their executive officers? | To attach such tre- 
mendous consequences to an unintentional violation of neutrality — it might 
be by a single act of negligence — would be to strike a heavy blow at the 
interests of peace; for war has scarcely any consequences more formidable to 
a belligerent than those which might thus be incurred by a neutral; and , 
while war offers a chance of gain, neutrality would, if such claims as these 
were once admitted, present without any such compensation the risk of in- 
tolerable loss. | With respect to the disclaimer made by Mr. Fish of any 
expectation or wish, on the part of the United States’ Government, to obtain 
any “unreasonable pecuniary compensation” on account of these indirect claims, 
I think it sufficient here to observe that, on the question of amount, the Bri- 
tish people and Government have necessarily been obliged to look to the 
nature and grounds of the claims as they are stated in the Case of the 
United States, and have, of course, been unable to form a judgment from any 
other data of the expectations of those by whom the claims are advanced. 
If these claims could be considered as well-grounded in principle, it appears 
to Her Majesty’s Government to be capable of demonstration that the magni- 
tude of the damages which might be the result of their admission is enormous. 
The grounds of these views are more fully stated in the Third Part of the 
inclosed Memorandum. Mr. Fish has appealed to the proceedings at the 
Washington Claims Commission in ,connection with the Confederate cotton 
claims. Her Majesty's Government must, however, observe that there is no 
analogy between the two cases, as, by the Treaty, the Washington Commis- 
sion has power “to decide in each case whether any claim has or has not 
been duly made, preferred, and laid before them, either wholly, or to any 
and what extent, according to the true intent and meaning of the Treaty”; 
no similar words being used as to the powers of the Geneva Tribunal. | It 
is the function of the Washington Commission to decide upon a variety of 
general claims, not of one kind, nor limited or defined beforehand, and Her 
Majesty’s Agent was instructed that his duty would primé facie be, to present 
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such claims as private individuals might tender for that purpose for accept- 
ance or rejection by the Commission; Her Majesty’s Government not intend- 
ing to make themselves responsible either for the merits of the particular 
claims or for the arguments by which they miglıt be supported. The juris- 
diction of the Geneva Tribunal was limited to one particular class and 
description of claims. | The facts are as follows: — |: On the 11th of No- 
vember, in pursuance of the general instructions which had been given to 
ller Majesty s Agent, a claim upon a bond issued by the so-called Confede- 
rate States for a sum forming part of a loan called the “Cotton Loan”, con- 
tracted by those States, and for the payment of which certain cotton seized 
by the United States was alleged to have been hypothecated by the Con- 
federate Government, was filed at Washington; and on the 21st I learnt from 
you that the United States’ Government objected to claims of this kind being 
even presented. | Some delay took place in consequence of unavoidable 
causes with some of which you are well acquainted. And there were others, 
such as the necessity not only of communicating with my colleagues but with 
Sir E. Thornton, and of considering how far, under the same general 
description, there might be included claims substantially different. The 
despatches from Her Majesty’s Agent giving the details of the nature of the 
claim, and of the demurrer made to it by the United States’ Agent, did not 
reach me until the 6th of December. I had in the meantime ascertained 
from Sir E. Thornton that the expression “acts committed” had been used 
by mutual agreement in the negotiations which preceded the appointment of 
the High Commission with a view to exclude claims of this class from the 
consideration of the High Commissioners; those words being also used in the 
XIIth Article of the Treaty with regard to private claims. The question was 
brought before the Cabinet at its next meeting on the 11th, and was finally 
decided on the 14th, as recorded in a minute by Mr. Gladstone. This 
decision was, that the Confederate cotton claims should not be presented un- 
less in the case of bonds exchanged for cotton, which had thereby become 
the actual property of the claimants, and directions were given for a despatch 
to be sent to this effect, and on the 16th I informed you that you might 
write to Mr. Fish that Her Majesty’s Agent would be instructed not to 
present any claims that did not come within the provisions of the Treaty. | 
Although it appears that the understanding need not necessarily have extended 
beyond the rejection by the Commissioners of the claims, under the XIVth 
Article, by which the Commissioners have power to decide whether any claim 
is preferred within the true intent and meaning of the Treaty (as was done 
with various claims under a similar Article in the claims Conventions of 
1853), Her Majesty's Government acceded to the construction which the 
United States’ Government hat put upon that understanding. : Mr. Fish will 
observe the feeling by which Her Majesty’s Government. were guided in com- 
ing to their decision on the 14th. They desired to put the most favourable 
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construction upon any understanding which the United States’ Government Be oe 
might have supposed to exist. || Information reached me the next morning by vritannien. 
telegraph of the adjudication, which Her Majesty’s Government had not ?0-Mär 1872 


expected to take place, upon the merits of the claim by the Commissioners. 
This required a reconsideration of the instructions, and fresh instructions 
were sent by the mail of the 23rd, and also by telegraph, to Sir E. Thorn- 
ton to arrange with Mr. Fish that the presentation of claims which appeared . 
to be manifestly without the terms of the Treaty should be withheld, and 
that when Her Majesty’s Agent was of opinion that a claim belonged to a 
class that ought not to be presented, it would be desirable that an agree- 
ment to that effect should be made and signed by Sir E. Thornton and 
Mr. Fish. These instructions were communicated to Mr. Fish. '| Her Majesty’s 
Agent has since acted in accordance with the decision of the Cabinet of the 
14th of December. New claims of the like character have been tendered to 
him by parties who were unwilling to acquiesce in the decision of the Com- 
missioners as applicable to their own cases, but which claims, under instruc- 
tions from Her Majesty’s Government have not been presented. : I have now 
placed in your hands, for examination by the Government of the United 
States, a statement of the reasons which, in the opinion of Her Majesty’s 
Government, sufficiently show that claims for indirect losses are not within 
the meaning of the Treaty; that they were never intended to be included by 
Her Majesty’s Government, that this publicly declared before the ratification, 
when the error, if any, might have been corrected; that such claims are 
wholly beyond the reasonable scope of any Treaty of Arbitration whatever; 
and that to submit them for decision by the Tribunal would be a measure 
fraught with pernicious consequences to the interests of all nations, and to 
the future peace of the world. " I appreciate the desire substantially, if in- 
directly, expressed by the Government of the United States, to be advised of 
the reasons which have prompted the declaration made by me on behalf of 
Her Majesty’s Government on the 3rd of February, no less than the friendly 
and courteous language which has been employed by the United States’ 
Secretary of State. The present letter is intended by Her Majesty’s Govern- 
ment, not as the commencement of a diplomatic controversy, but as an act 
of compliance with that most reasonable desire. They are sure that the 
President will be no less anxious than they are that the conduct of both 
Governments should conform to the true meaning and intent of the instru- 
ment they have jointly framed and signed, whether that meaning be drawn 
from the authoritative documents themselves, or from collateral considerations, 
or from both sources combined. Entertaining themselves no doubt of the 
sufficiency of the grounds on which their judgment proceeds, they think it 
the course at once most respectfull and most friendly to the Government of 
the United States to submit those grounds to their impartial appreciation. 
Her Majesty’s Government feel confident that they have laid before the Presi- 
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pa on dent ample proof that the conclusion which was announced by me on the 
britannien. 3rd of February, and to which I need hardly say that they adhere, cannot 


2.März1872. be shaken. I have, etc. 
Granville. 
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Department of State, Washington, April 16, 1872. 
re Sir, I have given very careful attention to the note of the 20th of 
16&.Aprilıss2. March, addressed to you by Earl Granville, professing to state the reasons 

which induced Her Majesty's Government to make the declaration contained 
in his previous note to you of 3rd of February — that in the opinion of 
Her Majesty’s Government it is not within the province of the Tribunal of 
Arbitration at Geneva to decide upon the claims for indirect losses and in- 
juries put forward in the Case of the United States. : His Lordship declares 
this statement to be made upon the invitation which this Government appears. 
to have given. I should regret that what was intended only as a courteous 
avoidance of the naked presentation of a directly opposite opinion to that 
which had been expressed on behalf of the British Government, unsustained 
by any reasons, should haye subjected his Lordship to the necessity of an 
elaborate reply. It was not the desire of this Government to invite any con- 
troversial discussion, nor have they now any wish to enter upon or continue 
such discussion. , Some remarks, however, appear in the note of his Lordship 
which seem to require a reply. “ It opens with a seeming denial of the accu- 
racy of my assertion that claims for indirect losses and injuries are not put 
forward for the first time in the “Case” presented by this Government to the 
Tribunal at Geneva; that for years they have been prominently and histori- 
cally part of the “Alabama claims”; and that incidental or consequential 
damages were often mentioned as included in the accountability. It cannot 
be supposed that his Lordship intends more than to say that the claims for 
indirect or national losses and injuries were not “formulated” by this Govern- 
ment, and the amount thereof set forth in detail and as a specific demand;. 
for he admits that, on the 20th November, 1862, within a few weeks after 
the “Alabama” had set ont on her career of pillage and destruction, Mr. 
Adams suggested the liability of Great Britain for losses other than those of 
individual sufferers. In his note of that date to Lord Russell, Mr. Adams 
stated that he was instructed by his Government to “solicit redress for the 
national and private injuries already thus sustained”. | On the 19 February, 
1863, Mr. Seward instructed Mr. Adams that “this Government does not 
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think itself bound in justice to relinquish ifs claims for redress for the in- v 


juries which have resulted from the fitting-out and dispatch of the ‘Alabama’ 16.April1872. 


in a British port.” : As the consequences of this fitting out began to deve- 
lop themselves and their effects in encouraging the rebellion, became mani- 
fest, Mr. Adams in an interview with Lord Russell, indicated them (as 
described by the latter in a letter to Lord Lyons under date of 27th March, 
1863), as “a manifest conspiracy in this country (Great Britain) to produce a 
state of exasperation in America, and thus bring on a war with Great Britain, 
with a view to aid the Confederate cause”. . In a note dated April 7, 1865), 
addressed to Lord Russell, Mr. Adams, after complaining of the hostile policy, 
pursuant to which the cruizers were fitted out, says, “That policy, I trust, I 
need not point out to your Lordship, ts substantially the destruction of the 
whole mercantile navigation belonging to the people of the United States.” “It 
may thus be fairly assumed as true that Great Britain, as national Povwer, 
is, in point of fact, fast acquiring the entire maritime commerce of the United 
States.” || That Lord Russell regarded this as the foundation of a claim for 
damages for the transfer of the commercial marine of the United States to 
the flag of Great Britain is apparent in his reply to Mr. Adams under date 
of May 4, 18657), when he says, “I can never admit that the duties of 
Great Britain toward the United States are to be measured by the losses 
which the trade and commerce of the United States may have sustained.” | 
Again on 20th May, 1865°), Mr. Adams, writing to Lord Russell, distinctly 
hames indirect or consequential losses. His language is “that in addition to 
this direct injury the action of these British-built, manned and armed vessels 
has had the indirect effect of driving from the sea a large portion of the 
commercial marine of the United States, and to a corresponding extent 
enlarging that of Great Britain”; „that injuries thus received are of so grave 
& nature as, in reason and justice, to constitute a valid claim for reparation 
and indemnification.” In the same note he says, “The very fact of the ad- 
mitted rise in the rates of insurance on American ships only brings us once 
more back to look at the original cause of all the trouble.” i It is difficult 
to imagine a more definite statement of a purpose to require indemnification. 
| On the 14th February, 1866, after the presentation of the above recited 
complaints, Mr. Seward, writing to Mr. Adams, said, “There is not one 
member of this Government, and, so far as I know, not one citizen of the 
United States, who expects that this country will waive, in any case, the 
demand that we have herctofore made upon the British Government for the 
redress of wrongs committed in violation of international law.” | And, again, 
on 2nd Mai 1867, Mr. Seward writes to Mr. Adams, “As the case now 
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stands, the injuries by which the United States are aggrieved are not chiefly 


16. April 1872. the actual losses sustained in the several depredations, but the first unfriendly 


or wrongful proceeding of which they are but the consequences.” His Lord- 
ship also admits the mention, by Mr. Reverdy Johnson, in March 1869, of a 
“claim for national losses”, which Lord Clarendon, in a paper published in 
the British Parliamentary Papers, “North America, Nr. 1, 1870”, page 18, 
defines as “national, indirect, or constructive claims’ © On 15th May, 1869, 
I instructed Mr. Motley that this Government, in “rejecting the recent Con- 
vention, abandons neither its own claims nor those of its citizens.” Lord 
Clarendon in a despatch of 10th June, 1869, to Mr. Thornton, mentioned 
that Mr. Moticy had assigned, among the causes which led to the rejection 
of the Johnson-Clarendon Treaty, that the “Convention was objected to because 
it embraced only the claims of individuals, and had no reference to those of 
the two Governments on each other.” | On 25th September, 18691), writing 
to Mr. Motley, I said, “The number of ships thus directly destroyed amounts 
to nearly 200, and the value of the property destroyed to many millions. 
Indirectly the effect was to increase the rate of insurance in the United 
States, and to take away from the United States its immense foreign com- 
merce, and to transfer this to the merchant-vessels of Great- Britain” „We 
complain of the destruction of our merchant marine by British ships, etc” 
“The President is not yet prepared to speak of the reparation which he 
thinks due by the British Government for the larger account of the vast 
national injuries it has inflicted on the United States.” ‘ In the same in- 
struction I also wrote what seems pertinent to the present phase of the 
question between the two Governments. “When one Power demands of 
another the redress of alleged wrongs, and the latter entertains the idea of 
arbitration as the means of settling the question, it seems irrational to insist 
that the arbitration shall be a qualified or limited one.” © Lord Clarendon 
wrote to Mr. Thornton on the 6th November, 1869, that he was officially 
informed by Mr. Motley that while the President at that time abstained from 
pronouncing on the indemnities duc for the destruction of private property,. 
he also obstained from speaking “of the reparation which he thinks due by 
the British Government for the larger account of the vast national injuries it 
has inflicted on the United States.” . Lord Clarendon, in some “observations” 
on my note (Blue Book, North America, Nr. 1, 1870, p. 13 et seq.) dwelt at 
length on my allegation of national or indirect injuries, and characterized 
them as “claims”, and resisted them as such; and in an instruction to Mr. 
Thornton, of 12th January, 1870, he recognizes the paper as relating to the 
“Alabama Claims”. (Blue Book, North America, Nr. 1, 1870, p. 20.) | It 
cannot be denied that these public or national claims (now called “indirect”) 
were prominently before the Senate of the United States when the Convention 
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of 14th January, 1869, was under advisement in that body, nor that they, 


were subsequently actively canvassed before the people of both countries, and 1. april1872 


especially by the press of Great Britain. | It is equally indisputable that, in 
my note to Mr. Motley of September 25, 1869, to which Lord Clarendon 
replied, there was presented the reparation which the President thougt “due 
by the British Government for the vast national injuries it had inflicted on 
the United States.” |; The 36th Protocol of the Joint High Commission shows 
that the indirect losses were distinctly presented to the notice of the British 
Commissioners in the very beginning of the negotiations on the subject, and 
that they remained unchallenged to the signing of the Treaty. || At every 
stage, therefore, of the proceedings, from November 1862, when Mr. Adams 
“solicited redress for the national injuries sustained”, to the date of the 
Treaty, this Government has kept before that of Great Britain her assertion 
of the liability of the latter for what are now termed the “indirect injuries”. 
. The President now learns for the first time, and with surprise, that Her 
Majesty’s Government accepted his suggestion that the proposed Commission 
should treat for “the removal of the differences which arose during the re- 
bellion in the United States, and which have existed since then, growing out 
of the acts committed by the several vessels which have given rise to the 
claims gencrically known as the ‘Alabama claims’,” in the full confidence that 
no claim would be made by the United States for the national losses which 
had been continuously presented. |; It is not to be denied that “differences” 
had arisen between the two Governments respecting these claims, and the 
Treaty attests that the two Governments were desirous to provide for an 
amicable settlement of all causes of difference, and for that purpose appointed 
their respective Plenipotentiaries. It is thus declared, in the outset, that the 
agreements which are about to be formulated are not intended to be an 
“amicable settlement”, but are intended, on the contrary, “to provide for a 
speedly settlement”. The subject of the submission in a solemn Treaty will 
not be narrower than the declared object sought to be accomplished in the 
reference, and that object was declared to be the removal of all complaints 
and claims. ' The Treaty also attests that the differences which had arisen 
growing out of the acts committed by the several vessels which had given 
rise to the claims generically known as the “Alabama claims”, still exist, and 
that in order to remove and adjust all complaints and claims, “all the claims 
growing out of the acts committed by the aforesaid vessels, and generically 
known” as “the ‘Alabama claims’, shall be referred to a Tribunal of Arbi- 
tration”. ' You can bear witness that not even an intimation of the character 
now put forward by Earl Granville was made at any time during the 
deliberations of the Joint High Commission. | If Her Majesty’s Commissioners 
were appointed, entered upon and continued the negotiations with this Govern- 
ment under instructions, and with the conviction that the correspondence 
between Sir Edward Thornton and myself did not cover, and was not intended 
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1Gaprilis72, losses”, the withholding of such instructions and the abstaining from the 


expression of such conviction on their part was most unfortunate, and the 
absence of any dissent or remonstrance against this class of the claims, either 
when first formally presented to the Commissioners, or during the whole 
negotiation, or in the Protocols, is most remarkable. |, These claims were 
presented to the British Commissioners as solemnly and with more definite- 
ness of specification than were presented by them to the American Com- 
missioners the claims for alleged injuries which the people of Canada were 
said to have suffered from what was known as the Fenian raids; yet while 
the American Commissioners formally objected to the claims for the Fenian 
raids, as not embraced in the scope of the correspondence which led to the 
formation of the Commission, and recorded in the Protocols their nnwilling- 
ness to enter upon the consideration, each time that they were referred to, 
the British Commissioners, from the first to the last, took no exception and 
recorded no objection to the presentation made by the American Commis- 
sioners of the claims generically known as the “Alabama claims”, which stand 
on the Protocol as a “genus” or class of claims comprehending several species, 
and among them enumerating specifically the claims for indirect losses and in- 
juries. ‘ The positive exclusion by the Protocol of one class of claims 
advanced would seem to be conclusive of the non-exclusion of the other class 
advanced with greater definiteness and precision, but with respect to which 
no exception was taken and no dissent recorded. ; It is difficult to reconcile 
the elaborate line of argument put forward by Earl Granville to show a 
waiver of claims for indirect losses, with the idea that, at the outset of the 
negotiations, Her Majesty’s Government did not consider the matter of public 
or national injurics as the basis of an outstanding claim against Great Britain 
on the part of the United States. © If these claims had (as Lord Granville’s 
note implies, even if it does not assert) no existence in fact, and had never 
been “notified” or presented, and were not within the jurisdiction of the Joint 
High Commission, why is so much stress laid upon their assumed relinquish- 
ment? ! If, on the other hand, they had existence in fact, if they had (as 
the references which I have made to a correspondence extending over a long 
series of years establishes, I think, beyond the possibility of doubt) been fre- 
quently and persistently presented and notified to the British Government, 
why is not their positive exclusion from the reference to the arbitration 
shown? Why should an important class of claims, measured in their possi- 
bilities, according to the estimate of the British press, by fabulous amounts, 
he left to an inferential exclusion? . What interest, upon Lord Granville’s 
theory, could Great Britain have in the proposed abandonment of such claims, 
or why offer offer any consideration therefor? ‘ How can Her Majesty's 
Government contend at the same moment that the preliminary correspondence 
excluded the indirect or national losses, and that the possibility of admitting 
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such claims as a subject of negotiation had never been entertained by Great er 


Britain, and on the other hand that they offered and considered the “ami- 16.April 1872. 


cable settlement” of the Treaty, with its expressions and its recognition of 
certain rules, as the consideration and the price paid for a waiver of those 
claims by the United States? | I should not feel justified in referring to the 
expressions used by Earl Granville and other eminent Members of the British 
Parliament in their legislative capacities, but for his own reference thereto, 
and for the responsibility to which his Lordship attempts to hold you for 
your presence at one of their sessions, and to which I shall again refer. | 
But the reference made by Earl Granville to the debate in the House of 
Lords on the 12th of June, and his own declarations on that occasion, that 
“they (the indirect claims) entirely disappear”, strengthens the position of this 
Government that they had been presented and were recognized as part of 
the claims of the United States. | A disappcarance certainly implies a pre- 
vious appearance. : Lord Cairns, long accustomed to close judicial investi- 
gation, and the critical examination of Statutes and of Treaties, did not agree 
to the proposition that there had been a relinquishment of the claims; he 
declared that there could not be found “one single word . . . . which 
would prevent such claims being put in, and taking their chance under the 
Treaty.” | If, therefore, you were present through the whole of the debate, 
you heard advanced in the House of Lords as well the -opinion held by the 
United States as that now put forward in behalf of Great Britain. | It is 
true that Mr. Adams did not “define or formulate” claims for national losses. 
He did, however “notify” them to Her Majesty’s Government. | During the 
war, these claims were continually arising and increasing, and could not. then 
be “defined”, and the time for „formulating” them would not arise until a 
willingness to enter upon their consideration arose. . . . . 

At no time during the occurrence of the events which gave rise to the 
differences between the two Governments, did the United States fail to pre- 
sent ample and frequent notice of the nature of the indirect injuries, or of 
their inclusion in the accountability of Great Britain. || Lord Granville admits 
that Mr. Johnson proposed the national claims in March 1869. I mentioned 
them in my instructions to Mr. Motley 1869; and again in that of September 
of that year, although I made no claim or demand for either direct or indi- 
rect injuries, [ did present the vast national injuries, so that Lord Clarendon, 
in his reply, manifested no difficulty in discerning that the United States did 
expect and would demand the consideration of national, indirect, or conse- 
quential losses. || I can therefore have no doubt whatever that the assertion 
in my instruction to you of 27th February, commented upon by Lord Gran- 
ville, does “accurately represent the facts as they are shown in the corre- 
spondence between the two Governments.” 

After the positive declaration of Earl Granville, that it “never could 
have been expected” that Her Majesty’s Government would accept the pro- 
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position of payment of a gross sum in satisfaction of all our claims, it is 
apparent that an exposition, at this time, of the reasons which led the Pre- 
sident to hope that the amicable settlement which he proposed, coupled with 
the suggestion of large pecuniary concessions on our part, would be made, 
will not tend to remove the differences now existing between the two Govern- 
ments respecting the jurisdiction of the Geneva Tribunal. | I as decply regret 
that Her Majesty’s Government cannot understand upon what that hope was 
founded, as I deplore what now appears to have been the predetermination 
of Her Majesty’s Government to reject every proposal which involved an ad- 
mission of any liability on the part of Great Britain. || Another proposal, 
having no similitude to the previous one submitted by us, was made by Her 
Majesty’s Commissioners. They accepted without objection the American sta- 
tement of the subject-matter in dispute as it was made, and they proposed 
instead of the “amicable settlement” offered by the American Commissioners, 
“a mode of settlement” by arbitration—a litigation, a lawsuit, in which Great 
Britain should deny all liability to the United States for all the injuries 
complained of. After sundry modifications, their proposal was accepted by 
the United States, who were thus compelled to bring before the Tribunal the 
saue presentment .of their losses which they had laid before Her Majesty's 
Commission. The subject-matter of the submission made by the American 
“Case” to the Geneva Tribunal differs in no particular from that which was 
accepted as the statement of the American claims, without objection on the 
part of the British members of the Joint High Commission. || The President 
is now, for the first timc, authentically informed that a waiver by this Go- 
vernment of the claims for indirect losses which were formally presented, 
was, in the opinion of Her Majesty’s Government, also contained in this se- 
cond proposal, was a necessary condition of the success of the negotiation, 
and that“ it was in the full belief that this waiver had been made that the 
British Government ratified the Treaty.” Such a relinquishment of a part of 
the claims of this Government is now made by Earl Granville the pivot and 
real issue of the negotiation. He appears to imply that the price paid by 
Her Majesty's Government to obtain that waiver was the concession referred 
to in his Lordship’s note, and which, he says, would not have been expected 
by this Government “if the United States were still to be at liberty to insist 
upon all the extreme demands which they had at any time suggested or 
brought forward.” || Here, again, is a clear intimation that Her Majesty’s 
Government were not in ignorance of the character of our demands, but that 
they were well “Anown”’ and that the consideration to be paid for their 
waiver (whether real or imaginary) had been deliberately determined. || Is it 
not surprising that such “extreme demands” should bei waived on the one 
hand, and such “conccssions” made on the other, without a word of reference 
or suggestion that the one was conditioned on the other? || You can bear 
Witness that at no time during the deliberations of the Joint High Commission 
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was such an idea put ‚forward by Her Majesty’s Commissioners. || The Pro- Van hate. 
tocols are utterly silent on this subject. || That no such relinquishment was 16.April1872. 
incorporated into the text of the Treaty is clear enough. || Why not, if thus 
deemed at the time by Her Majesty’s Government the hinge and essential 
part of the Treaty? || What are termed the “concessions” on the part of 
Great Britain appear in the Treaty. If the relinquishment by the United 
States of a part of their claim was the equivalent therefor, why is not that 
set forth? || Throughout the Treaty are to be found reciprocal grants, or 
concessions, each accompanied by its reciprocal equivalent. || How could it 
happen that so important a fcature of the negotiation as this alleged waiver 
is now represented to be, was left to inference, or to argument from inten- 
tions never expressed to the Commissioners or to the Government of the 
United States, until after the Treaty was signed? || The amplitude and the 
comprehensive force of the Ist Article (or the granting clause) of the Treaty 
did not escape the critical attention of Her Majesty’s Commissioners; but was 
any effort made to limit or reduce the scope of the submission, or to ex- 
clude the indirect claims? || You were informed in my instruction of Fe- 
bruary 27 that this Government does not consider the Treaty as of itself a 
settlement, but as an agreement as to the mode of reaching a settlement. 
To that opinion the President adheres. He cannot admit that the Treaty 
provision for a settlement is, in substance or legal effect, the same as the 
“smicable settlement” spoken of in the Conference held on the 8th of March, 
as is set forth in the Protocol. The differences between the two stand out 
clear and broad. One would have closed up, at once and for ever, the long- 
standing controversy; the other makes necessary the interposition of friendly 
Governments, a prolonged, disagreeable, and expensive litigation with a po- 
werful nation, carried on at a great distance from the seat of this Govern- 
ment, and under great disadvantages; and, more than all, it compels the re- 
appearance of events and of tacts for the keeping of which in lifeless ob- 
scurity fhe United States were willing to sacrifice much, as they indicated in 
their proffer to accept a gross sum in satisfaction of all claims. || The Uni- 
ted States can assent to no line of argument which endeavours to transfer 
the waiver of claims for indirect injuries (implied from their withholding the 
estimate of the amount of such claims) from the rejected proposal of the 
American Commissioners for a settlement à l’amiable by the Joint High Com- 
mission, and to incorporate it, sub silentio, in the Arbitration proposed by 
the British Commissioners. || The offer of this Government to withhold any 
part of its demands expired and ceased to exist when the acceptance of the 
proposal which contained the offer was refused. It was never offered except 
in connection with the proposal that the Joint High Commission should agree 
upon a gross sum to be paid in satisfaction of all the claims, and then it 
was repelled. It was never again suggested from any quarter. It is impos- 
sible for Her Majesty’s Government to fix upon a moment of time when there 
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Nr. 5004. was an agreement of the Contracting Parties respecting such a waiver as 
Ver. Staaten. . . 
16.Apritigza, that to which Earl Granville refers. || To the suggestion of doubt contained 

in the note of Lord Granville whether “it would be advantageous to either 
country” to treat claims of the nature of those now under discussion “as 
proper subjects of international arbitration”, I can only reply that for all 
practical purposes argument upon this question is suspended, inasmuch as in 
our judgment Great Britain and the United States have bound themselves 
respectively by the Treaty to make such submission. || The first Article of 
that solemn instrument recites and declares that “all the said claims growing 
out of acts committed by the aforesaid vessels, and generically known as the 
‘Alabama claims’, shall be referred to a Tribunal of Arbitration.” Earl Gran- 
ville admits that the foregoing are “the words in which the subject matter 
of the reference to arbitration agreed upon is defined.” || If the Case of the 
United States, as presented at Geneva, contain claims not “growing out of 
acts committed” by the aforesaid vessels, then such claims are not within the 
reference, and must be so adjudged. || In like manner, if any of the claims 
set forth in the American Case were not af the date of the correspondence 
between Sir Edward Thornton and mysclf (in January and February, 1871), 
“generically known” as part of the Alabama claims, they are not within the 
jurisdiction of the Tribunal, and must be so ‘adjudged. The President admits 
unreservedly that every item of the demand presented at Geneva must, within 
the meaning of the Treaty, be a “claim” — that it must be one of the claims 
“generically known as the Alabama claims” — and that it must grow out of 
acts committed by the vessels which have given rise to the claims thus ge- 
nerically known. Which of the claims presented by the United States at 
rencva answers these requirements, and is well founded, according to, the 
true intent and meaning of the Treaty, is not to be determined by either 
party litigant, but is a question for the Tribunal to decide, . . . . . . 

I cannot pass over without notice the allusion made by Earl Granville 
to your presence in the House of Lords on the occasion of the debate of 
the 12th of June last, and the fact that you did not at any time challenge 
either of the conflicting interpretations of the Treaty expressed on that occa- 
sion. I may add that similar reflections upon the conduct of this Govern- 
ment in that relation uttered by prominent statesmen and newspapers in Great 
Britain have been made public, and thus brought to my notice. | To all of 
these it is sufficient to say that the President does not hold it as any part 
of his duty to interfere with the differences in the Parliament or the public 
press of Great Britain respecting the true construction of the Treaty. The 
utterances in Parliament are privileged, the discussion in that high body is 
looked upon by us as a domestic one, of which this Government has no proper 
cognizance. If it is bound to take notice, it has the right to remonstrate. | 

. To concede either to a foreign State, would be on the part of a Parliamen- 

tary Government the abandonment of the independence which is its founda- 
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tion, and its great security and pride. || Had you interfered therefore, either Nr- 500%. 
to remonstrate or to demand explanation, you would have exposed yourself 16.April 1872. 


and your Government to the very just rebuke, which the United States has 
had occasion to administer to Diplomatic Agents of foreign Governments, 
who, in ignorance or in disregard of the fundamental principles of a consti- 
tutional Government with an independent Legislature, have asked explanations 
from this Govermment concerning the debates and proceedings of Congress, or 
of the communication by the President to that body. You had a right to assume 
that if Her Majesty s Government desired any official information from you or 
your Government respecting the Treaty, or desired to convey any information 
to you or to your Government, they would signify as much in the usual forms of 
diplomatic intercourse, as was done by Lord Granville in his note to you of 
the 3rd February. || Certain it is, that is would have been in violation of 
recognized diplomatic proprieties had you, on the occasion referred to, taken 
sides with either of the opposing views of the Treaty uttered on that occa- 
sion in Parliament. || Further than this, it appears to me that the principles 
of English and American law (and they are substantially the same) regarding 
the construction of Statutes and of Treaties, and of written instruments ge- 
nerally, would preclude the seeking of evidence of intent outside the instru- 
ment itself. || It might be a painful trial on which to enter, in seeking the 
opinions and recollections of parties, to bring into conflict the differing ex- 
pectations of those who were engaged in the negotiation of an instrument. | 
While the United States have nothing to fear from departing from the emi- 
nently just rule of law to whieh allusion has been made, it abstains from 
such departure. | Very much of the matter so elaborately and ingcniously 
presented in the Memoranda attached to the note of Earl Granville could 
be fitly and appropriately addressed by the British Government to the Tribu- 
nal which is to pass upon the points presented therein. It would require 
amplification, if not connection of statement, to make it present all the facts 
essential to a correct judgment, and might require a reply, before that Tri- 
banal. It would certainly require explanation as to many of its presentations, 
and its logic woule be denied; but it does not seem to require a reply from 
me in the form of diplomatic correspondence. | As to what is contained in 
Part ILI of that Memorandum, I repeat in substance what I mentioned in my 
note to you on this subject of 27th February, that the indirect losses of this 
Governnient, by reason of the inculpated cruisers, arc set forth in the Ame- 
rican Case as they were submitted to the Joint High Commission in the first 
discussion of the claims on &th March, and stand in the Protocol approved 
4th May. The were presented at Geneva, not as claims for which a specific 
demand was made, but as losses and injuries consequent upon the acts com- 
plained of, and necessarily to be taken into equitable consideration on a final 
settlement and adjudication of all the differences submitted to the Tribunal. 
The decision of what is equitable in the premises, the United States sincerely, 
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Van Senn. and without reservation, surrender to the arbitrament designated by the Treaty. 
16.prilis72,, What the rights, duties and true interests of both the contending nations, 
and of all nations, demand shall be the extent and the measure of liability 
and damages under the Treaty, is a matter for the supreme determination 
of the Tribunal established thereby. | Should that august Tribunal decide 
that a state is not liable for the indirect or consequential results of an ac- 
cidental or unintentional violation of its neutral obligations, the United States 
will unhesitatingly accept the decision. || Should it, on the other hand, decide 
that Great Britain is liable to this Government for such consequential results, 
they have that full faith in British observance of its engagements, to expect 
a compliance with the judgment of the Tribunal which a solemn Treaty bet- 
ween the two Powers has created in order to remove and adjust all com- 
plaints and claims on the part of the United States. || To the judgment of 
the Tribunal, when pronounced, the United States will, as they have pledged 
their faith, implicitly bow. They confidently expect the same submission on 
the part of the great nation with which they entered into such solemn ob- 


ligations. || I am, etc. - Hamilton Fish. 





Nr. 5005. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington (Sir E. Thornton) 
an den Min. d Ausw. — Amerikanischer Vorschlag zur Aus- 
gleichung der Differenz wegen der indirecten Ansprtiche — 


(Extract.) | Washington, April 30, 1872. 
Nr. 5008. I called upon Mr. Fish at the State Department on the 25th instant, 
an Thursday, the day of the week on which he requests that members of the 
%.Aprill872. Diplomatic Body may visit him. He informed me that he had received the 
day before a telegram from General Schenck, in which he stated that your 
Lordship had told him that, if Mr. Fish’s answer to your note of the 20th 
ultimo, did not contain some satisfactory communication with regard to the 
claims for indirect damages, Her Majesty’s Government would be obliged to 
announce its intention of withdrawing entirely from the Arbitration at Ge- 
neva. Mr. Fish added that he should sincerely regret to hear of such an 
announcement being made, for that it could only be looked upon as a me- 
nace, and would destroy all hope of an understanding upon the subject. 
Mr. Fish then sent for the draft of his despatch to General Schenck in ans- - 
wer to your Lordships note of the 20th ultimo and read it to me. Your 
Lordship will probably have received a copy of it from General Schenck 
yesterday or to-day. Mr. Fish also read me part of the despatch which he had 
sent to General on the 19th instant, and in which Mr. Fish expressed his sur- 
prise that Her Majesty’s Government should object so much to a decision by 
the Tribunal of Arbitration at Geneva on the matter of the indirect claims; 
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for that it must be aware that the United States’ Government neither expected Nr. 5005. 
nor desired a money award on account of those claims, and that the United pritannien. 
States were quite as much interested as Great Britain in obtaining from the 30.April1872, 
Tribunal a decision adverse to those claims. The tone of the despatch was 
friendly and conciliatory, and was evidently intended to contribute to bringing 
about an agreement upon the question at issue. Indeed, I gathered that the 
part of the draft which was not read to me contained a distinct proposal 
upon the subject. I fear, however, that this despatch will reach General 
Schenck too late for practical purposes. | Mr. Fish told me that Mr. Adams 
left New York for England on the 24th instant, and that, on his arrival 
there, he would convince your Lordship, though unofficially, that he was en- 
tirely opposed to the principle of claims for consequential damages. ' But, 
during the whole conversation, Mr. Fish betrayed anxiety that the Treaty 
should not be allowed to break down, and frequently expressed his hope that 
your Lordship would suggest some means of disposing of the indirect claims, 
which would at the same time satisfy Her Majesty’s Government and would 
be possible for that of the United States; for he said that, even if the latter 
was not justificd in ever having presented those claims, — which he could 
not admit, — it was impossible for it now to recede or withdraw them, un- 
less it should obtain a quid pro quo. If Her Majesty’s Government was re- 
ally anxious that the provisions of the Treaty should be carried out, which 
I earnestly assured him was certainly the case, why, he asked, should not 
your Lordship, in your answer to his despatch, now on its way, state that, 
as the United States’ Government had made it evident that it did not desire 
a money award on account of the indirect claims, but merely a decision on 
their merits by the Tribunal, Her Majesty’s Government would consent never 
to present such indirect claims, under similar circumstances, when England 
might happen to be a belligerent, and would allow the abstract question to 
be decided for the benefit of both parties, if the United States’ Government 
would engage not to ask for a money award on the indirect claims, from 
the Tribunal at Geneva. | Mr. Fish asked my opinion upon this suggestion ; 
but I replied that it was impossible for me to imagine what Her Majesty’s 
Government might think of such a mode of arrangement, which I had now 
heard from him for the first time, and upon which I could not possibly have 
received any instructions from your Lordship. Upon his urging, however, 
that I should let him know my private feeling on the subject, I said that, 
with some modifications, I thought it possible that it might form the basis 
of an arrangement, and that I would have no objection to telegraph the 
substance of his communication to your Lordship. But I asked whether the 
President would be able to agree to such an arrangement without receiving 
the sanction of the Senate to it. Mr. Fish replied with confidence that he 
could do so, for that it would be merely an agreement as to the regulation 
of the mode of reference to the Tribunal, which was entirely in the hands 


32  Englisch-Amerikanische Differenzen [Ansprüche wegen indirecter Verluste]. 


Nr. 5005. of the Executive. i Immediately after my interview with Mr. Fish on the 
britannion. 25th instant, I found, in the evening newspaper, allusions to what he had 
80.April 1872. suggested, and coupled with it a statement that the President disagreed with 
Mr. Fish upon the subject. The latter paid me a visit on the afternoon of 
the 26th instant, and assured me that the President was entirely in accord 
with him as to the possibility of an arrangement on the basis to which he 
had alluded in his conversation of the previous day: and he begged me to 
assure you that he was fully supported by the President. || During this visit 
I pointed out to Mr. Fish that, in case the suggestions made by him were 
taken into consideration, the United States’ Government would probably be 
expected to engage on its part that it would never again make such claims 
against England as a neutral as had recently been presented in its Case. 
Mr. Fish replied that, as a matter of course it never would do so, but that 
to take a formal engagement to that effect would involve the necessity of an 


application to the Senate. 





Nr. 5006. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten in Washing- 
ton. — Englische Ansicht über den Amerikanischen Vorschlag. 


Foreign Office, April 29, 1872. 

«Nr. 5006. Sir, General Schenck told me this day, in a conversation, that he had 
brite ven. not yet received the answer from Mr. Fish to my letter of the 20th ultimo, 
29.April1872, but that he had received a telegraphic message, the substance of which he 
could not officially communicate until after the delivery of Mr. Fish’s answer. 

|| He then read to me as follows: — 
“You are aware that, neither in the Case presented in behalf of this 
Government nor in the instructions to you, have the United States asked for 
pecuniary damages on account of that part of the ‘Alabama claims’ called 
the indirect losses, which the British Government think are not within the 
province of the Tribunal. | “We think it essential, however, that the ques- 
tion be decided whether claims of that nature can in the future be admitted | 
against the United States as a neutral by Great Britain when the latter is 
a belligerent; for if Great Britain is to be at liberty while a belligerent to 
advance claims for indirect losses or injuries against this country, then our 
claims must be maintained, and we must press for compensation. || “A con- 
versation with Sir E. Thornton induces the belief that the British Govern- 
° ment may make a proposal to you to the effect that Her Majesty s Govern- 
ment engages and stipulates, that in future should Great Britain be a belli- 
gerent, and this country a neutral, and should there be any failure on the 
part of the United States to observe their neutral obligations, Great Britain 
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will make or advance no complaints or claims against the United States by pos 
reason or on account of any indirect, remote, or consequential results Of vritannien. 
such failure; and that, in consideration of such stipulation, the United States ??-Arrills7a 
shall not press for a pecuniary award of damages before the Geneva Tribunal 

on account of the claims respecting which Great Britain has expressed the 

opinion that they are not included in the submission, namely, the transfer 

of the American shipping, increased insurance, and the prolongation of the 

war. Should a proposal to this effect be made by the British Government, 

the President will assent to it; it being understood that there is no with- 

drawal of any part of the American Case, but an agreement not to demand 

damages on account of the claims referred to, ‘leaving the tribunal to 

make such expression of opinion as it may think proper on that question. 

It is presumed that such an agreement may be carried into effect by an 
exchange of notes.” 

I observed to General Schenck that Sir E. Thornton, in whom I had 
the fullest confidence, hat no instructions, and no authority to give an opinion 
on any proposal for the solution of the difficulty. || I had purposely desired 
to confine the negotiations to one channel, in order to avoid confusion. || The 
United States’ Minister remarked that the words of the telegram did not go 
so far as to say that Sir E. Thornton had done so. | I then stated that the 
proposal in its present shape could not be adopted by Her Majesty’s Govern- 
ment. It was only proposed that the American Government, who had pre- 
sented the claims for indirect losses, shall no further press them. But the 
Arbitrators had them before them; we certainly should not consent to plead 
against them; and the mere absence of further pressing them by the United 
States’ Government would leave the matter, as regarded the Arbitrators, in 
the position it now was. || As to the Arbitrators being left to make such 
expression of opinion as they may think proper on that question, it appeared 
to be unintelligible. || H the United States’ Government agreed substantially 
to withdraw the indirect claims, it was not only with a feeling, which I cor- 
dially appreciated, of maintaining the most friendly feelings between the two 
countries, but also because they believed it was in the interest of both that 
there should be no future liability on the part of either Government for such 
claims. If we both came to an agreement, no strength would be given to 
that agreement by a favourable expression of opinion from a body who were 
not appointed in order to lay down principles of international law; and if 
they gave a contrary opinion, it would be an unseemly result, and against 
the interest of both countries. || I then read to him the following statement 
of the views which the Cahinet were disposed to entertain as to the course 
which might be pursued: — 

“We are ready to join with the United States in a statement to the 
Arbitrators that, in any award they may make, they are not to have regard 
to the indirect claims. We are also ready to state that the language we 

Staatsarchiv XXV. . 3 


Nr. 5006. 
Gross- 
britannien. 
29. April 1872. 
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have hitherto used respecting these indirect claims involves a declaration of 
intention, which is to guide our conduct in future. Any such intention, and 
its binding force on future conduct, would of course be reciprocal. We do 
not know what is meant by the submission of the abstract question to the 
Arbitrators, nor do we see how it could be admissible, inasmuch as that 
question would already have been virtually decided by mutual consent.” 
General Schenck then asked me why I should not write to him such a 
note as he would suggest in which it should be said that “while Her Ma- 
jesty’s Government still adhere to their view that it is not within the province 
of the Arbitrators to consider or decide upon the claims for indirect losses, 
and that therefore the Government of the United States ought not to press 
for a consideration of such claims, yet they are free to state that, in the 
event of the Government of the United States agreeing to refrain from pres- 
sing for compensation, or for any pecuniary award for that portion of their 
claims as set out in their Case to the Geneva Arbitrators, Her Majesty’s 
Government will, on their part, agree that the view of the inadmissibility of 
such claims which they have heretofore presented, will still continue to be 
their principle of action and conduct in all like cases, and in similar cir- 
cumstances, and particularly, are ready to give assurance, in pursuance of the 
recognition of such principles, to the Government of the United States, that 
if Great Britain should at any time hereafter be a belligerent while the 
United States are neutral, claims of that nature will never be advanced against 
the United States.” | I stated to the United States’ Minister that the Cabinet, 
in discussing the scheme sent by Sir E. Thornton, had treated it as Mr. 
Fish’s proposal, and had not entertained the thought of its being a proposal 
to be made by themselves. : General Schenck said that it was of great im- 
portance that we should make the proposal. I said that I had been writing 
at his dictation and did not wish to put words in his mouth, but that I 
thought the words which I had used, “not to have regard” to claims for in- 
direct losses, were better in every way than those which he had adopted 
from Mr. Fish’s telegram, “not to press”, etc. ! I had no doubt of the good 
faith of the United States’ Government, but it was desirable, after the past 
misunderstanding, to make everything as clear as possible. General Schenck 
declined to deviate from the telegram in this particular. |; I then suggested 
the addition of the words “and such agreement beeing made known to the 
Arbitrators before the 15th of June,” which he adopted. I also pointed out 
the omission of any declaration of reciprocity for the future, which was a 
mattcr of course, and he authorized me to write down “such understanding 
between the partics of course to be reciprocal for the future”. . General 
Schenck repeated a strong appeal to me to be contented with substantially 
getting what we wanted. | I promised to submit what he had written, and for 
which I could undertake no responsibility, to my colleagues, and we agreed 
to continue confidential communication in order to save time. * After consul- 
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tation with my colleagues, I forwarded to General Schenck the note and in- m 5006. 
Ld ® e Vv » TÔS&» 
closure, of which I transmit copies herewith. : I am, etc. britannien. 


Granville. 99.April 1872. 





Beilage. 


Draft confidentially given to General Schenck as a possible communication to 

him if the United States’ Government have promised to assent to it, and have 

previously put Her Majesty's Government in possession of the terms of the 
assent. 


Her Majesty’s Government adhere to their view that it is not within the 
province of the Arbitrators to consider or to decide upon the claims for in- 
direct losses, viz., the transfer of the American shipping, the increased pre- 
miums of insurance, and the prolongation of the war; and that, consequently, 
the Government of the United States ought not to press for a consideration 
of such claims. They arc, however, ready to state that in the event of the 
Government of the United States agreeing that the Arbitrators are not to 
have regard, in any award that they may make, to the above-mentioned 
claims, Her Majesty’s Government will, on their part, agrec that the view 
which they have heretofore presented of the inadmissibility of such claims, 
shall still continue to be their principle of action and conduct in all like 
cases and in similar circumstances; and they are ready, in pursuance of the 
recognition of such principles, to give assurance to the United States that, if 
Great Britain should at any time hereafter be a belligerent, while the United 
‘States is a neutral, claims of that nature in similar cases and similar circum- 
stances will never be advanced against the United States. Such an assurance 
for the future being reciprocally given by both parties. 

An arrangement such as is here sketched out might be carried into 
effect by an exchange of notes, which shall be communicated to, and recorded 
by, the Arbitrators. 





Nr. 5007. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Gesandten der Ver- 
-einigten Staaten in London. — Recapitulation der Verhandlungen. 


Foreign Office, May 10, 1872. 
Sir, in replying to the communication which you made to me on the 8th Nr. 5007. 
instant, I think it well to recapitulate the recent communications which I Re 
have had with you on the subject of the arbitration on the “Alabama claims.” , 10. Mai 1873. 


3° 


Nr. 5007. 
Gross- 
britannien. 
10. Mai 1872. 
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On the 29th of April you made an informal communication to me, which you 
subsequently rendered official, informing me that a proposal made by this 
country on a certain basis would be acceptable. Her Majesty’s Government 
thereupon decided to assume the initiative, and they framed upon that 
basis, as they understood it, the accompanying draft with a view to an inter- 
change of notes. | This draft, which had been subjected to various alterations 
to bring it more closely in conformity with the views which you had expressed, 
and to make it, as they believed, more acceptable to the Government of the 
United States, was delivered to you on the 6th instant. | On the 8th instant, 
you communicated to me a telegraphic message, apparently in reply to this 
draft, from your Government, of which I made the accompanying memoran- 
dum. | Her Majesty's Government are by this telegram invited to propose an 
Article in addition to, or in amendment of, the Treaty of the 8th of May, 
1871. || The Treaty is, in the judgment of Her Majesty's Government, clear 
and sufficient, and excludes from the Arbitration the claims for indirect losses 
advanced by the Government of the United States. It is therefore difficult 
for Her Majesty's Government to take the initiative in the manner the United 
States have proposed. || They think that it belongs to the Government of the 
United States, to whose friendly suggestions the communications which have 
taken place since the date of Mr. Fish’s reply to my letter of the 20th March, 
have been due, to frame the suggested Article; yet, in order to meet their 
wishes, and to save any inconvenient delay, I will transmit to you a draft 
of an Article, which, if the Government of the United States think fit to 
adopt, will he accepted hy Her Majesty’s Government. || I have, etc. 
Granville. 





Beilage. 


Memorandum of a communication to Earl Granville by General Schenck on 
the 8th May. 


The United States’ Government claim, and insist upon their claim, that 
under the Treaty the claims for indirect losses which have been put forward 
are admissible to be considered by the Arbitrators, although they do not 
expect, and never have expected, a pecuniary award of damages for such 
claims. | Great Britain denies that such claims come within the scope or pro- 
vince of the Arbitrators to consider or decide upon. || The argumentative 
discussion has ended, leaving each Party adhering to their position. || The 
United States’ Government, in this condition of things, have been willing to 
accept a proposal from Great Britain that, in consideration of not pressing 
for a pecuniary award on these indirect claims, Great Britain would, on her 
part, agree te engage not to advance in the future in any case when she 
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should be a belligerent and the United States neutral, such claims for in- Nr on. 
direct damages as are put forward by the United States’ Government in the pritsnnien. 
Case presented on their behalf to the Tribunal of Arbitration at Geneva, and 1%. Mai 1872. 


to make that reciprocally the rule for the future. Great Britain is understood 
to object to this on the ground that an agreement not to press for compen- 
sation for these indirect claims is not sufficient, because the Arbitrators in 
that case might themselves proceed to take them into consideration and make 
them the subject of an award; and therefore Great Britain has only been 
willing to establish the rule in regard to indirect damages, on condition that 
the American part of the Case at Geneva, which puts forward these par- 
ticular claims, should be entirely withdrawn from the consideratioa of the 
Arbitrators. The President holds that he has power to give instructions in 
regard to the management of the Case before the Arbitrators, and therefore 
could direct that these claims should not be pressed for an award. But inas- 
much as the Government of the United States hold that the claims are admis- 
Sible to be considered by the Arbitrators under the Treaty, he cannot 
withdraw the claims as not being rightfully put forward without its being 
-such an alteration of the terms and principles of the Treaty as is inconsistent 
with his understanding of it, and the interpretation which has been put upon 
it by his Government. || The Treaty itself, however, may be amended in such 
a manner as to accomplish the object and remove all differences between the 
two Governments arising out of their different interpretations of its provi- 
sions. || General Schenck is therefore authorized to state that the President 
will be willing to consider, and, if possible, will present for the consideration 
of the Senate, any new Article for the Treaty which may be proposed by 
the British Government, which, while it states the principle involved in 
the presentation of what are called the indirect claims, will remove the 
differences which have arisen between the two Grovernments in the considera- 
tion of the Treaty. || The President is earnestly desirous to do everything 
consistent with his duty and with the great interest for the purpose of both 
countries, and to preserve principles so important to civilization as he thinks 
are involved in the Treaty of which he is anxious to prevent the failure, and 
to this end, he is willing to exhaust all proper efforts as far as can be done 
without abandoning any principle, and consistently with the honour and dig- 
nity of both Governments. 


Nr. 5008. 
Gross- 
britannien. 

10. Mai 1872. 
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Nr. 5008. 
GROSSBRITANNIEN. — Minister d. Ausw an den Gesandten der 
Ver. Staaten in London. — Entwurf eines Vertragsartikels zum 
Ausgleich. 


Foreign Office, May 10, 1872. 
Sir, I have the honour to transmit to you, herewith, the draft of an 
Article referred to in my preceding note of this day’s date. || I have, etc. 


Granville. 





Beilage. 


Draft Article. 


Whereas the Government of Her Britannic Majesty has contended, in 
the recent correspondence with the Government of the, United States, as 
follows, namely: — 

That such indirect claims as those for the national losses stated in the 
Case presented on the part of the Government of the United States to the 
Tribunal of Arbitration at Geneva, to have been sustained by „the loss in 
the transfer of American commercial marine to the British flag; the enhanced 
payments of insurance; the prolongation of the war; and the addition of a large 
sum to the cost of the war, and the suppression of the rebellion:” — firstly, were 
not included, in fact, in the Treaty of Washington; and further, and secondly, 
should not be admitted in principle as growing out of the acts committed by 


‘particular vessels, alleged to have been enabled to commit depredations upon 


the shipping of a belligerent, by reason of such a want of due diligence in 
the performance of neutral obligations as that which is imputed by the United 
States to Great Britain. 

And whereas the Government of Her Britannic Majesty has also declared 
that the principle involved in the second of the contentions hereinbefore set 
forth will guide their conduct in future: 

And whereas the President of the United States, while adhering to his 
contention that the said claims were included in the Treaty, adopts for the 
future the principle contained in the second of the said contentions, so far 
as to «declare that it will hereafter guide the conduct of the Government of 
the United States, and the two countries are, therefore, agreed in this 
respect. 

In consideration thereof the President of the United States, by and with 
the advice of the Senate thereof, consents that he will make no claim on 
the part of the United States in respect of indirect losses as aforesaid, before 
the Tribunal of Arbitration at Geneva. 
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Nr. 5009. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecretair d. Ausw. 
an den Gesandten in London. — Amendirung des Vertragsartikels 
durch den Amerikanischen Senat. 


(Telegraphic.) Washington, May 26, 1872. 

The President having requested an expression by the Senate of their Nr. 500. 
disposition in regard to advising and consenting to the formal adoption Of 26, Mai 1872. 
the Article proposed by the British Government as communicated in your 
telegram of May 10, that body has amended the proposed Article and agrees 
to advise and consent to its adoption in the following terms: 

Down to and including the words „Great Britain,’ the same gs in the 
Article proposed, then the following : — 

“And whereas, the Government of the United States has contended that 
the said claims were included in the Treaty, and whereas, both Governments 
adopt for the future the principle that claims for remote or indirect losses 
should not be admitted as the result of failure to observe neutral obligations 
so far as to declare that it will hereafter guide the conduct of both Govern- 
ments in their relations with each other. 

„Now, therefore, in consideration thereof the President of the United 
States, by and with the advice and consent of the Senate thereof, consents that 
he will make no claim on the part of the United States in respect of indirect 
losses as aforesaid before the Tribanal of Arbitration at Geneva.” 

You will without delay inform Lord Granville in pursuance of this action 
of the Senate, the President will negotiate the new Article in the terms and 
to the effect of the foregoing. ! You will also say to him that the two Houses 
of Congress have passed a concurrent resolution to adjourn sine die on the 
29th instant, and that a Treaty embodying the Article must be presented to 
the Senate and receive its approval. It is important therefore that authority 
be specdily given to Her Majesty’s Minister here to sign the Convention if 
the British Government conclude to enter into the agreement. ! A copy of 
the Article has been furnished to Sir Edward Thornton. 





Nr. 5010. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Ver. 
Staaten in London. — Ablehnung des Senatsamendements und 
Gegenvorschlag. 


Foreign Office, May 27, 1872. Nr. 5010 


Sir, I have lost no time in laying before the Cabinet the telegraphic a an 
despatch from Mr. Fish, which you communicated to me this afternoon, in-97. Mai 1872. 
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oe forming you of the result of the deliberations of the Senate on the Draft 

britannien. Article submitted for their advice by the President of the United States. . 

#%. Mai 1872. 6 appeared from this despatch that the Senate had agreed to advise, and 
consent to, the adoption of the proposed Article with the substitution for the 
third and fourth paragraphs of two paragraphs as follows:— 

“And whereas the Government of the United States has contended that 
the said claims were included in the Treaty; 

“And whereas both Governments adopt for the future the principle that 
claims for remote or indirect losses should not be admitted as the result of 
the failure to observe neutral obligations, so far as to declare that it will 
hereafter guide the conduct of both Governments in their relations with each 
other. 

“Now, therefore, etc.” 

In communicating this despatch to me you inquired whether any possible 
interpretation could be given to the proposed Article in the form in which 
the Senate have modified it, taking all its parts together, which would pre- 
vent taking before the Arbitrators to be considered by them in making their 
award, that part of the claim called “direct claims” in the Case, which relates 
to the cost of pursuit and capture of cruizers. : I have now the honour to 
state that I must, on behalf of Her Majesty’s Government, decline to answer 
the question which you have put to me as to the effect of the Article as 
altered by the Senate, or to state what possible construction it may bear. | 
Her Majesty’s Government are of opinion that the definition, as therein ex- 
pressed, of the principle which both Governments are prepared to adopt for 
the future, is so vague, that it is impossible to state to what it is or is not 
applicable, and they believe that it would only lead to future misunderstan- 
dings. || Her Majesty’s Government prefer the Article as they had drafted it, 
but have no objection to accept the Article in the form proposed by the 
Senate, with the substitution of the words “of a like nature” for the words 
“for remote or indirect losses,” and the substitution of the words “such want 
of due diligence on the part of a neutral” for the words “the failure to ob- 
serve neutral obligations.” || The Article would then run thus: — 

“And whereas both Governments adopt for the future the principle that 
claims of a like nature should not be admitted as the result of such a want 
of due diligence on the part of a neutral, so far as to declare that it will 
hereafter guide the conduct of both Governments in their relations with each 
other.” . I am, etc. 

Granville. 
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Nr. 5011. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Ver- 
einigten Staaten in London. — Vorschlag, das Genfer Schieds- 


gèricht zu vertagen. 


° Foreign Office, May 28, 1872. 

Sir, I think it desirable at once to adress to you the following obser- Nr. 8011 
vations in addition to what is stated in my letter of yesterday. || Her Ma- en 
jesty’s Government proposed an Article on the suggestion of the American 28. Mai 1872. 
Government. : That Article has been amended by the Senate. ı Her Majesty’s 
Government are not able to find for it, as amended, any means or standard 
of interpretation. | The words appear to include the wilful misconduct of a 
neutral as well as a failure from want of due diligence. They cannot suppose 
this to be the meaning of the American Government. || Her Majesty’s Govern- 
ment hold all the claims made by the United States for losses, which were 
the direct results of the acts of vessels mentioned in the Treaty, to be claims 
for “indirect losses as the result of the failure to observe neutral obligations.” | 
Her Majesty's Government hold many of the claims for the losses above- 
mentioned to be claims for losses, which are “remote,” as well as “indirect,” 
while “resulting from a failure to observe neutral obligations.” | Her Ma- 
jestys Government are unable to signify an assent to a form of Article of 
which they cannot for themselves discover the scope, and with respect to 
which, owing probably to the difficulty of telegraphic communication, they 
have not been apprized of the meaning which the American Government 
attaches to it, or of the reasons which have led to its being proposed. | If 
the Government of the United States think it desirable to give the infor- 
mation which Her Majesty’s Government want to receive on these points, and 
also think that for that purpose some adjournment of the time of meeting 
of the Arbitrators at Geneva should take place, Her Majesty’s Government 
would be ready to agree to any suitable proposal for that purpose, wich they 
presume could only be done by a short Treaty between the two Governments. 
I am, etc. 








Granville. 





Nr. 5012. 
Gross- 
britannien. 
28 Mai 1872. 


Nr. 5018. 
Gross- 
"britannien. 
1. Juni 1872. 
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Nr. 5012. 

GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Min. d. 
Ausw — Weigerung der Ver. Staaten auf die englische Fassung 
einzugehen. 

(Extract.) Washington, May 28, 1872. 


With regard to the alterations which Her Majesty’s Government desires 
should be made in the Supplementary Article as recommended by the recent 
decision of the Senate, Mr. Fish said that it was out of the power of the United 
States’ Government to accede to them, or indeed to any change of the words, 
as they had been decided upon be the Senate.” He informed me that he had 
himself had a long discussion with the Committee on Foreign Relations of 
the Senate upon the subject, and that he was convinced, from the nature of 
that discussion, that it would be in vain to submit to the Senate the altera- 
tions now transmitted by your Lordship; for that it had been expressly in- 
tended by the Committee that the principle should be enlarged, and that the 
nonadmittance of indirect claims should be extended to all such claims, and 
should not be limited to those of that particular class which were specified 
in the contention of Her Majesty's Government. ; These views of the Com- 
mittee had been fully supported by the Senate, who considered that the 
adoption of the wider principle with regard to indirect claims would be an 
equivalent for the consent given by the President that he would make no 
claim for indirect losses before the Tribunal of Arbitration at Geneva. He 
was convinced, from his knowledge of the feelings of the Senate upon the 
subject, that any further appeal to that body would have no effect whatever. , 
From a great deal that I have heard from other quarters, and from the 
extreme difficulty with which the sanction of the Senate has been obtained 
to the Supplementary Article, even as modificd by it, I cannot but acquiesce 
in Mr. Fish’s opinion that any further reference to the Senate would be of 
no avail. | 





Nr. 5013. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Ver. 
Staaten in London — Wiederholung des Antrags auf Vertagung 


des ‘Schiedsgerichts. 


Foreign Office, June 1, 1872. 
Sir, in reply to the communication which I received from you this 
morning, I beg to inform you that Her Majesty’s Government hold that, by 
the Article adopted by the Senate, cases of bad faith and wilful misconduct 
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are brought within the scope of the proposed agreement which deals with Nr. 5018. 
pecuniary compensation. ! It appears to be the view of the Government of yritannen 
the United States that such cases are not a fit subject of pecuniary com-!: Juni 1872 


pensation, and I am informed by Sir E. Thornton that Mr. Fish is of opinion 
that the Article adopted by the Senate is capable of improvement. : The 
President thinks that the Article last proposed by Her Majesty’s Govern- 
ment is also capable of improvement. | The American Government states that 
“it is not believed that there is any such difference of object between the 
two Governments in the definition and limitation which each desires to place 
upon the liability of a neutral as to prevent an agreement on the language 
in which to express it if time be allowed for the exchange of views by some 
other means than the telegraph.” « The British Government must decline to 
sign a Treaty which is not in conformity with their views and which does 
not express the principle, which the American Government believes to be 
entertained by both parties to the negotiation, and which, immediately after 
being signed, would become the subject of negotiation with a view to its 
alteration. ‘| In this position they repeat their readiness to extend the time 
for the Arbitrators to meet at Geneva, and they have, as you are aware, pro- 
vided Sir E. Thornton with full powers to sign a Treaty for this purpose, or 
they are willing to concur in a joint application to the Tribunal of Arbi- 
tration at once to adjourn the proceedings of the Arbitration, which they are 
advised it is within the competence of the Arbitrators to do upon such an 
application without a fresh Treaty. : I am, etc 
Granville. 


Nr. 5014. 


GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Washington an den Minister 
d. Ausw. — Amerikanischer Gegenvorschlag auf Vertagung nach 
Ueberreichung der , Arguments”. 


(Telegraphic.) Washington, June 2, 1872. 


I have the honour to report to your Lordship that Mr. Fish has in- Nr. 504. 
formed me that he has sent a telegram to General Schenck suggesting that yritannien, 
the Agents of the United States and of Great Britain should respectively % Juni 1872 


deliver to the Tribunal of Arbitration at Geneva the Arguments which they 
. are directed to put in under the Vth Article of the Treaty, and that the 
Tribunal should then adjourn. | I have most earnestly urged Mr. Fish to en- 
deavour to obtain the approval of the Senate to a Convention for adjournment 
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wr 5014. or to a Convention embodying the Article which you sent to General Schenck 
ross- re : 
britannien, On the 30th ultimo, but Mr. Fish replies that the pressure of business is so 
2. Juni 1872. great that the Senators will not even listen to any proposal. 





Nr. 5015. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecr. d. Ausw. an 
den Gesandten in London. — Erläuterung des Senatsvorschlags. 


(Telegraphic.) Washington, June 2, 1872. 
Nr. 5015. Although by a literal construction of the Senate Article, cases of bad 
Ver. Staaten. . . . . ls. > PRE 
2 Jani 1870. faith and wilful misconduct may be held to be within its scope, it is incon- 
ceivable that such cases can ever be the subject of diplomatic correspon- 
dence, with a view to pecuniary compensation between two Powers such as 


those now concerned. 





Nr. 5016. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Gesandter in London an 
den englischen Min. d. Ausw. — Erklärung über die Bedeutung 
des Vertragsartikels. 


Legation of the United States, London, 


June 6, 1872. 
ar My Lord, in the conversation we had yesterday, and which was resumed 
6. Jani 187 this morning, you stated to me that Her Majesty’s Government have always 


thought the language, proposed by them in the Draft Article, as it ‘stands, 
sufficient for the purpose of removing and putting an end to all demands on 
the part of the United States in respect to those indirect claims which they 
put forth in their Case at Geneva, and to the admissibility of which Her 
Majesty’s. Government have objected; but that there were those who doubted 
whether the terms used were explicit enough to make that perfectly clear, 
and to prevent those same claims from being put forward again. I concurred 
with you in your view as to the sufficiency of the language used in that 
clause of the proposed Article, and which the Government of the United 
States had accepted; and I repelled the idea that any body should think it 
possible that the Government of the United States, if they should yield those 
claims for a consideration in a settlement between the two countries, would 
seek to bring them up in the future, or would insist that they were still 
before the Arbitrators for their consideration. :.I am now authorized in a 
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telegraphic despatch, received to day from Mr. Fish, to say that the Govern- Nr. 5016 
. . . Ver. Staaten, 

ment of the United States regards the new rule contained in the proposedge. Juni 1872. 

Article as the consideration for, and to be accepted as, a final settlement of 

the three classes of the indirect claims put forth in the Case of the United 


States to which the Government of Great Britain have objected. || I have etc. 
Robt. C. Schenck. 





Nr. 5017. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Staatssecr. d. Ausw. an 
den Gesandten in London. — Ablehnung des englischen Amende- 
ments und des englischen Vertagungsvorschlags. 


(Telegraphic.) 9 Washington, June 8, 1872. 

Your telegrams of yesterday received last evening. || I have been quite Nr. 5017. 
ill, and unable to reply sooner or fuller. || The first criticism on the language N en 
of the Senate amendment to the proposed Article is regarded as hypercritical 
and strained. It is so regarded here generally; and a discussion upon it in 
the Senate or in the press would be inexpedient, and would not tend to ad- 
vance a settlement. || The Senate is very impatient for adjournment; and the 
Senate, the public and the press are impatient over the delays and what 
they regard as either captious or dilatory objections and proposals to amend 
or explain what has been intended and proposed in the most perfect good 
faith. || The new Article can be ratified, as I said in a recent telegram. But 
if amendments be proposed, or explanatory notes requiring the Senate’s 
approval are submitted, it will be impossible to obtain ratification. To in- 
sist upon any such course is to defeat the Article. || This Government can- 
not adopt the argument of Lord Granville respecting the putting in of the 
arguments of both Governments on the 15th. We think the Treaty requires 
it to be done, and that the requirements can be dispensed with only by a 
Treaty. ‘ The Senate will adjourn on Monday. I see no possibility of an 
agreement upon any thing else than the Article as agreed to by the Senate. 
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Nr. 9018. 


GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den Gesandten der Ver. 
Staaten in London. — Mittheilung über die beabsichtigte Haltung 
Englands vor dem Genfer Schiedsgerichte. 


Foreign Office, June 10, 1872. 
Nr. 5018. Sir, Her Majesty’s Government understand that the Government of the 
bition. United States decline any agreement between the two Governments unless the 
10.Juni1872. Government of Her Majesty consent to sign the Supplemental Article as 
altered by the Senate, to which Her Majesty’s Government have stated their 
objections; or unless, without any declaration as to our doing so sub modo, 
they agree to take a further step in the proceedings before the Arbitrators 
while a misunderstanding exists as to what both parties agreed to submit to 
arbitration. ' Mr. Fish states to you that the Government of the United 
States have no reason to ask for an adjournmept of the arbitration at 
Geneva. The reason which actuated Her Majesty’s Government in proposing 
it, was to obtain time for the conclusion of an agreement, at which both 
parties had already nearly arrived. ; Her Majesty’s Goyernment will have now 
to consider what may be the course most consistent with the declarations 
they have heretofore made, most respectful to the Tribunal of Arbitration, 
and the most courteous to the United States. || The British Arbitrator will 
proceed to Geneva, and at the mecting of the Tribunal the British Agent 

will be directed to present to them a statement to the following effect: — 


Her Majesty’s Government regret to be under the necessity of informing 
the Arbitrators that the difference between Her Majesty’s Government and the 
Government of the United States, referred to in the note which accompanied 
the presentation of the British Counter-Case on the 15th of April last, has 
not yet been removed. Her Majesty’s Government have, however, been en- 
gaged in negotiations with the Government of the United States, which have 
continued down to the present time, for the solution of the difficulty which 
has thus arisen; and they do not abandon the hope that, if further time were 
given for that purpose, such a solution might be found practicable. || Under 
these circumstances, the course which Her Majesty’s Government would 
respectfully request the Tribunal to take is, to adjourn the present meeting 
for such a period as may enable a Supplementary Convention to be still con- 
cluded and ratified between the High Contracting Parties. || In the meantime, 
the High Contracting Parties not being in accord as to the subject matter of 
the reference to arbitration, Her Majesty’s Government regret to find them- 

"selves unable to deliver the written Argument which their Agent is directed 
to put in under the Vth Article of the Treaty (although that Argument has 
been duly prepared, and is in the hands of their Agent), or to take any other 
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step, at the present time, in the intended arbitration. || It will, of course, be ao 
understood by the Tribunal that Her Majesty's Government (while they would britannien. 
consider the Tribunal to have full power to proceed at the end’of the period 19-Jwil872, — 
of adjournment, if the difference between the High Contracting Parties should 
then have been removed, notwithstanding the non-delivery on this day of the 
Argument by the British Agent) continue, while requesting this adjournment, 
to reserve all Her Majesty’s rights, in the event of an agreement not being 
finally arrived at, in the same manner as was expressed in the note which 
accompanied the British Counter-Case. || I am, etc. 


Granville. 
Nr. 5019. 
GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den Gesandten der Ver. 
Staaten in London. — Recapitulation der Verhandlungen. 


Foreign Office, June 11, 1872. 

Sir, it may be useful that I should briefly recapitulate the negotiations Nr. 5019. 
which have passed with respect to the supplementary Treaty Article, in order ns n. 
that there may be a distinct and connected record of them. On the 10th 11. Juni 1872. 
of May Her Majesty’s Government, although they considered that the proposal 
of the form of Article would come more conveniently from the United States’ 
Government, proposed the Draft Article as originally forwarded to you on 
that day. | This Draft Article was substantially the same as the Draft Note, 
the interchange of which had formed the subject of previous correspondence. || 
On the 26th of May Her Majesty’s Government learned that the Senate had 
recommended the President to negotiate a Convention on the basis of this 
Draft Article, with the substitution of two other paragraphs for the 4th and 
5th paragraphs of the English Draft, as follows: — 

“Whereas the Government of Her Britannic Mäjesty has contended, in 
the recent correspondence with the Government of the United States, as 
follows, namely: — | 

“That such indirect claims as those for the national losses stated, in the 
Case presented on the part of the Government of the United States to the 
Tribunal of Arbitration at Geneva, to have been sustained by the ‘loss in the 
transfer of the American commercial marine to the British flag, the enhanced 
payments of insurance, the prolongation of the war, and the addition of a 
large sum to the cost of the war and the suppression of the rebellion;’ firstly, 
were not included, in fact, in the Treaty of Washington; and further, and 
secondly, should not be admitted in principle as growing out of the acts 
committed by particular vessels, alleged to have been enabled to commit de- 
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on predations upon the shipping of a belligerent by reason of such a want of 
britannien, due diligence in the performance of neutral obligations as that which is im- 
11. Juni 1872. puted by the-United States to Great Britain: 

“And whereas the Government of the United States has contended that 
the said claims were included in the Treaty: 

“And whereas botlı Governments adopt for the future the principle that 
claims for remote or indirect losses should not be admitted as the result of 
the failure to observe neutral obligations so far as to declare that it will 
hereafter guide the conduct of both Governments in their relations with each 
other: 

“Now, therefore, in consideration thereof, the President of the United 
States, by and with the advice and consent of the Senate thereof, consents 
that he will make no claim on the part of the United States in respect of 
indirect losses as aforesaid, before the Tribunal of Arbitration at Geneva.” 

Her Majestys Government objected, as I informed you in my letter of 
the 27th of May, to the definition, as therein expressed, of the principle 
which both Govermments are prepared to adopt for the future as too vague, 
and proposed the substitution of the words “of a like nature” for the words 
“for remote or indirect losses,” and the substitution of the words “such 
want of due diligence on the part of a neutral” for the words “the failure 
to observe neutral obligations.” | On the 29th of May you communicated to 
me the substance of a telegraphic despatch from Mr. Fish stating that the 
Government of the United States declined to agree to these alterations, as 
the establishment of the principle embodied in the Article as assented to by 
the Senate had been its object in adhering to that Article. You had pre- 
viously explained to me on the preceding day that what you considered that 
the Government of the United States desired, was the establishment of a 
general principle to be applied to cases as they might arise and not limited 
to particular cascs or circumstances which may or may not ever occur. | Her 
Majesty's Government did not pretend that the words suggested by themselves 
were incapable of improvement, and made another proposal to you on the 
30th of May, which they trusted would meet the views of both Governments, 
as follows: — 

“Whereas the Government of Her Britannic Majesty has contended, in 
the recent correspondence with the Government of the United States, as 
follows, namely: — 

“That such indirect claims as those for the national losses stated, in 
the Case presented on the part of the Government of the United States to 
the Tribunal of Arbitration at Geneva, to have been sustained by ‘the loss 
in the transfer of the American commercial marine to the British flag, the 
enhanced payments of insurance, the prolongation of the war, and the addition 
of a large sum to the cost of the war and the suppression of tie rebellion; 
firstly, were not included, in fact, in the Treaty of Washington; and further, 
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and secondly, should not be admitted in priciple as growing out of the acts Nr. 5019. 


committed by particular vessels, alleged to have been enabled to commit 


depredations upon the shipping of a belligerent by reason of such a want of11.Juni1872. 


due diligence in the performance of neutral obligations as that which is imputed 
by the United States to Great Britain: 

“And whereas the Government of the United States has contended that 
the said claims were included in the Treaty: 

“And whereas both Governments adopt for the future the principle that 
claims against neutrals for remote and indirect losses should not be ad- 
mitted as resulting from the acts of belligerents, which such belligerents may 
have been enabled to commit, by reason of a want of due diligence on the 
part of a neutral in the performance of neutral obligations, so far as to 
declare that this principle will hereafter guide‘ the conduct of both Govern- 
ments in their relations with each other: 

“Now, therefore, in consideration thereof, the President of the United 
States, by and with the advice and consent of the Senate thereof, consents 
that he will make no claim on the part of the United States before the 
Tribunal of Arbitration at Geneva, in respect of the several classes of indirect 
losses hereinbefore enumerated.” 

On the 31st of May Her Majesty’s Government were informed by Sir 
E. Thornton that Mr. Fish acknowledged that the Article recommended by 
the Senate was capable of improvement, and thought that the one proposed 
by Her Majesty’s Government might also be improved; and believed that, 
with sufficient time, an agreement could be come to, satisfactory to both 
countries, which have the same object. On the same night you communicated 
to me a telegraphic message from Mr. Fish, stating that “it is not believed 
that there is any such difference of object between the two Governments 
in the definition and limitation which each desires to place upon the liability 
of a neutral as to prevent an agreement on the language in which to express 
it, if time be allowed for an exchange of views by some other means than 
the telegraph, and that it appeared to the President that the form of Article 
last proposed by Her Majesty s Government left a large class of very probable 
cases unprovided for, and that he held (with reference to an observation in 
my letter to you of the 28th of May) “that the results of bad faith or wilful 
misconduct towards either of the two Governments would never be the sub- 
ject of pecuniary compensation.” . Her Majesty’s Government, in their earnest 
desire to meet the views of the Government of the United States, thereupon 
made the proposal contained in my letter to you of the 5th instant, the effect 
of which is to leave the Article as proposed by the Senate with the addition 
merely of some few words of definition which, if the intention of the Senate 
was that which Her Majesty’s Government have been willing to believe (though 
they think it insufficiently expressed), do not in any way affect it in prin- 


ciple, viz., “the remote or indirect losses mentioned in this agreement being 
Staatsarchiv XXV. 4 
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nr nus losses arising remotely or indirectly, and not directly, from the acts of belli- 
britannien. gerents, and of a declaration as to acts of wilful violation of international 
11.Jani1872. duties, which might either be inserted in the Article or made at the time 
of the exchange of ratifications. : Having learnt on the 6th instant that the 
Government of the United States entertained objections to the use of the ex- 
pression “acts of belligerents,’ Her Majesty's Government informed you that 
they were willing to change it to “acts of war.” | Her Majesty’s Government 
believe, therefore, that they have met all the objections, so far as they have 
been informed of them, which have been from time to time advanced to the 
suggestions which they have made, and that this recapitulation of the nego- 
tiation shows that, unless Her Majesty's Government have erred in their view 
of the probable intention of the Senate, the two Governments are substantially 
agreed, or that, if there is any difference between them in principle, it is 
reduced to the smallest proportions. : On the other hand, the objections which 
Her Majesty's Government entertain and have expressed to the language of 
the amendements made by the Senate are founded upon reasons to which they 
attach the greatest importance, though they think it probable that the Senate 
did not intend to use that language in the sense which, according to the 
view of Her Majesty’s Government, the words properly bear. | The Govern- 
ment of the United States have stated in the telegraphic message from Mr. 
Fish to which I have already referred, that there are some cases not provided 
for in the words suggested by Her Majesty’s Government on the 80th of 
May. If the Government of the United States: are of opinion that these cases 
are not covered by the last proposed form of Article, and will state what 
are the cases in question, Her Majesty’s Government cannot but think that 
the two Governments might probably agree upon a form of words which 
would mect them without being open to the objections which they have felt 
to the wording of the Article as proposed by the Senate. Her Majesty's 
Government have never put forward their words as an ultimatum, and they 
will be willing to consider at the proper time other words, if an adjournment 
is agreed upon. , I have much pleasure in taking advantage of the present 
occasion to request you to convey to the Government of the United States 
the appreciation by Her Majesty's Government of the frank and friendly 
declaration contained in your letter to me of the 6th instant, respecting the 
last paragraph of the Draft Article. | Her Majesty’s Government had never 
supposed that the Government of the United States had differed from Her 
Majesty s Government in the sense attached to that portion of the Article, 
but they look upon the declaration made in your letter as an additional 
proof of the anxicty which they are confident is shared by both Governments 
of bringing the negotiation to an honourable and successful issue. * I am, etc. 


Granville. 
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Nr. 5020. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — 
Protocol Nr. I. — Record of the Proceedings of the Tribunal of 
Arbitration under the provisions of the Treaty between Her Bri- 
tannic Majesty and the United States of America, concluded on 
the 8th of May, 1871, at the First Conference, held at Geneva, in 
Switzerland, on the 15th day of December, 1871. 


The Conference was convened at the Hotel de Ville at Geneva in com- Dies 
pliance with notices from Lord Tenterden, Agent of Her Britannic Majesty, vritannien 
and Mr. J. C. Bancroft Davis, Agent of the United States, in the form. und 


. Ver. Staaten. 
following: — 15. Dec. 1871, 


“The Undersigned having been appointed Agent of Her Britannic Majesty 
to attend the Tribunal of Arbitration about to be convened at Geneva under 
the provisions of the Treaty between Great Britain and the United States of 
the 8th of May last, has the honour to acquaint Count Sclopis that it is 
proposed by the Government of Her Britannic Majesty that the first meeting 
of the Tribunal should be held at Geneva, if not inconvenient to the Arbi- 


trators, on the 15th instant. 
(Signed) “Tenterden.” 


The Arbitrators who were present and produced their respective powers, 
which were examined and found to be in good and due form, were: — 

The Right Honourable Sir Alexander Cockburn, the Lord Chief Justice 
of England, the Arbitrator named by Her Britannic Majesty; Charles Francis 
Adams, Esquire, the Arbitrator named by the President of the United States 
of America; his Excellency Count Sclopis, the Arbitrator named by His 
Majesty the King ‘of Italy; Mr. Jacques Staempfli, the Arbitrator named by 
the President of, the Swiss Confederation; and his Excellency the Baron 
d’Itajubà, the Arbitrator named by His Majesty the Emperor of Brazil. 

The Right Honourable Lord Tenterden attended the Conference as the 
Agent of Her Britannic Majesty; J. C. Bancroft Davis, Esquire attended as 
the Agent of the United States. 

Mr. Adams proposed that Count Sclopis, as being the Arbitrator named 
by the Power first mentioned in the Treaty after Great Britain and the 
United States, should preside over the labours of the Tribunal. 

The proposal was seconded by Sir Alexander Cockburn and was un- 
animously adopted, and Count Sclopis, having expressed his acknowledgments, 
assumed the Presidency. | 

On the proposal of Count Sclopis, the Tribunal of Arbitration requested 
the Arbitrator named by the President of the Swiss Confederation to recom- 
mend some suitable person to act as the Secretary of the Tribunal, 


se 
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pes The Swiss Arbitrator named M. Alexandre Favrot as a suitable person, 
britannien and M. Alexandre Favrot was thereupon appointed by the Tribunal of Arbi- 
und tration to act as its Secretary during the Conferences, and entered upon the 
Ver. Staaten. . 
15. Dec. 1871. duties of that office. 

Lord : Tenterden then presented in duplicate to each of the Arbitrators 
and to the Agent of the United States, the printed Case of the Government 
of Her Britannic Majesty,!) accompanied by the documents, official correspon- 
dence, and other evidence on which it relies. 

Mr. J. C. Bancroft Davis, in like manner, presented to each of the Arbi- 

trators and to the Agent of Great Britain, the printed Case of the United 
States,?) accompanied by the documents, official correspondence, and other 
evidence on which they rely. 
The Tribunal of Arbitration thereupon directed that the respective 
Counter-Cases, additional documents, correspondence and evidence called for 
or permitted by the IVth Article of the Treaty, should be delivered to the 
Secretary of the Tribunal at the Hall of the Conference at the Hotel de 
Ville at Geneva, for the Arbitrators and for the respective Agents on or be- 
fore 15th day of April next. 

The Arbitrators further directed that either party desiring, under the 
provisions of the IVth Article of the Treaty, to extend the time for deliver- 
ing the Counter-Cases, documents, correspondence, and evidence, shall make 
application to them through the Secretary, and that the Secretary shall there- 
upon convene a Conference at Geneva, at an early day, to suit the con- 
venience of the respective Arbitrators, and that due notice thereof shall be 
given to the Agent of the other party. 

The Tribunal of Arbitration proceeded to direct that applications by 
either party, under the provisions of the IVth Article of the Treaty, for 
copies of Reports or documents specified or alluded to and in the exclusive 
possession of the other party, shall be made to the Agent of the other 
party with the same force and effect as if made to the. Tribunal of Arbi- 
tration. 

The Tribunal of Arbitration further directed that, should either party, in 
accordance with the provisions of the IVth Article, call upon the other party 
through the Arbitration, to produce the originals or certified copies of any 
papers adduced as evidence, such application shall be made by written notice 
thereof to the Secretary within thirty days after the delivery of the cases, 
and that thereupon the Secretary shall transmit to the Agent of the other 
party a copy of the request; and that it shall be the duty of the Agent of 
the other party to deliver said originals or certified copies to the Secretary, 
as soon as may be practicably convenient. 


1) §. die folgende Nummer. 
%) S. Staatsarchiv Bd. XXII Nr. 4625. 
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The Arbitrators also agreed that, for the purpose of deciding any Nr. 5020. 
question arising upon the foregoing rules, the presence of three of their britannien 
number shall be sufficient. ve ay _ 

The Conference was adjourned to the following day, the 16th of December, ı 16 Deo. 1871. 
at 3 o'clock p. m. 

Frederic Sclopis. 
Alex. Favrot, Secretary. 
Tenterden. 


J.. C. Bancroft Davis. 





Nr. 5021. 


GROSSBRITANNIEN. — Case presented on the part of the Govern- 
ment of Her Britannic Majesty to the Tribunal of Arbitration. 


PART I. 


Statement of the Matter referred to the Arbitrators, as it is 
understood by the Government of Her Britannic Majesty. 


The Government of Her Britannic Majesty, in proceeding to state, for Mr. son. 
the information of the Tribunal of Arbitration, the facts and arguments which britennien, 
appear material to a just adjudication on the claims to be presented by the Case 
Government of the United States, finds it necessary to remark, in the first 15. Dec, 1671. 
place, that no definite and complete statement of those claims, with the 
grounds on which they are founded, has ever been furnished by the latter 
‘Government. | A general definition of them is, however, supplied by the terms 
of the Reference to Arbitration contained in Articles I to XI of the Treaty 
of Washington (8th May, 1871), coupled with the previous correspondence 
between the two Governments. . . 

The claims, then, which are referred to the Tribunal, are “claims grow- 
ing out of the acts” of certain vessels, in respect of which the Government 
of the United States alleges that Great Britain has failed to fulfil some in- 
‘ternational duty. The duties specifically mentioned, and to which the atten- 
tion of the Tribunal is directed, are duties to be performed by a “neutral 
Government,” as such. As to each vessel separately, the Tribunal is to de- 
termine whether there has or has not been any failure of duty on the part 
of Her Majesty’s Government. If, in the judgment of the Tribunal, there has 
been such a failure in respect of any specified vessel or vessels, the Tribunal 
may adopt, at its discretion, either of two courses. It may, on the one 
hand, award such a gross sum ‘as the Arbitrators may deem just to be paid 


15. Dee. 1871. 
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- by Great Britain, in full satisfaction of all well-founded claims on the part 
ien. Of the United States, “growing out of the acts” of the vessel or vessels 


in respect of which there has been a failure of duty; or, on the other hand, 
it may content itself with deciding, as to cach or any vessel in respect of 
which there has been a failure of duty, the measure or extent of the liabi- 
lity which on general principles may justly be deemed to have been incurred 
by such failure. In the event of the second course being chosen, the office 
of examining and adjudicating on the validity of particular claims “growing 
out of the acts” of the specified vessel or vessels, and of fixing the sum or 
sums of money to be paid on account of each, according to the measure of 
liability laid down by the Tribunal, is remitted to a Board of Assessors, for 
constituting which provision is made by Article X. ! In effect, therefore, the 
Tribunal is called upon to determine whether, in respect of certain vessels 
not designated by name, the Government of Great Britain, as a neutral 
Power, has made default in the performance of any international obligation due 
from that Power to the United States. Should this question be answered in 
the affirmative, the Tribunal is then to form a judgment on the extent of 
the liability, if any, incurred by the default, and is either to award a gross 
sum in satisfaction of all just claims, or to define the general limits of the 
liability as to each vessel, for the guidance of the Assessors. The claims 
which may be presented to the Tribunal, and to which alone it is to have 
regard in making its award, are claims “growing out of the acts” of the 
vessels (if any) in respect of which a failure of duty shall beproved. |! The 
vessels to which this inquiry relates are (as has been already remarked), 
not designated in the Treaty by name; they are only indicated by refe- 
rence to a particular class of claims, to which their “acts” are said to 
have given rise. These claims are assumed in the Treaty to have become 
familiar to both Governments, in the course of the correspondence which has 
passed between them, under the general title of the “Alabama Claims.” They 
are assumed to form a distinct class, well known, and easily separable from. 
the mass of miscellaneous claims arising from other sources, for which latter 
a different mode of settlement is provided by Articles XII to XVII of the 
Treaty. The Alabama was a vessel which sailed from the port of Liverpool, 
under circumstances which will be stated below, and was afterwards employed 
as a cruizer in the naval service of the Confederate States. The phrase “The 
Alabama Claims” is understood by Her Britannic Majesty’s Government to 
embrace all claims “growing” (to use the language of the Treaty), “out of 
acts committed” by this vessel, and by other vessels which are alleged to 
have been procured, like the Alabama, from British ports during the war, 
and under circumstances more or less similar, and to be confined to such 
claims. The only vessels in respect of the acts of which claims have been 
made by the Government of the United States on that of Her Britannic Ma- 
jesty, cither during the Civil War, or in the six years which have elapsed 
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since its termination, are the Alabama herself, and the vessels formerly known Nr. 5021. 
ross 
as the Florida, Georgia, and Shenandoah. On one occasion, indeed, since britamnien. 


the close of the war, namely, in a despatch dated 27th August, 1866, and, 
communicated by the Minister of the United States to Her Majesty’s Govern-" 
ment, mention was made of a vessel called the Sumter, as one of those in 
respect of which the Government of the United States conceived itself to 
have claims against Great Britain. But no claims in respect of the Sumter 
were in fact included in the detailed list which was inclosed in that despatch 
and then presented to Her Britannic Majesty’s Government, nor have any 
such claims been presented before or since. Nor is Her Britannic Majesty’s 
Government aware of any grounds on which such claims could be made with 
any show of reason. Her Britannic Majesty’s Government is therefore entitled 
to assume that the claims referred to the Tribunal are claims “growing out 
of the acts” of the four vessels above-named, or of some or one of them. | 
The circumstances under which these four vessels respectively sailed from 
British ports, and came into the possession of the Government of the Con- 
federate States, and the considerations which the Tribunal will be called upon 
to apply to them respectively, are, as will hereafter be seen, dissimilar in 
very material respects. Her Britannic Majesty’s Government, however, main- 
tains that in respect of none of them was there, on its part, any failure in 
the discharge of international obligations rendering Great Britain justly liable 
to make reparation to the United States for acts committed by them, or by 
the persons in whose possession they respectively were, out of the jurisdiction 
of the British Crown. . For the guidance of the Tribunal in adjudicating on the 
questions submitted to it, three “rules” have been laid down, which, by agrce- 
ment between the two Governments, are to be taken as applicable to the case, 
and to be reciprocally observed in future by Great Britain and the United States. 
These rules purport to lay down certain specific obligations incumbent in time 
of war on neutral Powers. By them, and by such principles of international 
law not inconsistent with them as the Tribunal shall determine to have been 
applicable to the case, the Tribunal is to be governed. Her Britannic Ma- 
jestys Government has declined to give its assent to these rules as a state- 
ment of principles of international law which were actually in force at the 
time when the claims now submitted to arbitration arose. But by Her Bri- 
tannic Majesty's Government, as well as that of the United States, they are 
believed and intended to be not at variance but in substantial accord with 
the general principles of that system by which both Powers alike hold them- 
selves bound, which they alike desire to preserve sacred and inviolate, and 
from the dominion of which neither of them proposes to withdraw the ques- 
tions that have unhappily arisen between them. Accepting the rules sincerely 
and without reserve, in the manner expressed in the VIth Article of the 
Treaty, Her Britannic Majesty’s Government will assume (as is, indeed, clearly 
implied in the terms of that Article) that they are to be construed with 
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Nr. 5021. reference to, and in connection with, that long-established body of international 
britannien. Tules and usages which was and still is common to Great Britain and the 


Case. 17} . an 
16. Deo 1871, United States with other civilized peoples. 


PART II. 


Statement of Events which attended and followed the Commence- 
ment of the Civil War, and of the Course pursued in relation to 
it by Great Britain and other Maritime Powers. 


Before approaching the cases of the vessels to which the claims in 
question are understood to relate, it is necessary to state concisely the pre- 
vious course of events, and to place clearly before the Tribunal the course 
of conduct which had been pursued during the earlier period of the war by 
Her Britannic Majesty’s Government. 


General Propositions. 


The following propositions are believed by Her Majesty’s Government to 
be in accordance with the principles of international law and the practice of 
nations: — | 1. It is the duty of a neutral Government, in all matters relating 
to the war, to act impartially towards the belligerent Powers; to concede to 
one what it concedes to the other; to refuse to one what it refuses to the 
other. ii 2. This duty, inasmuch as it flows directly from the conception of 
neutrality, attends the relation of neutrality wherever it exists, and is not 
affected by considerations arising from the political relation which before the 
war the belligerents may have sustained to one another. 3. Maritime war 
being carried on by hostilities on the high seas, and through the instru- 
mentality (ordinarily) of vessels commissioned by public authority, a neutral 
Power is bound to recognize, in matters relating to the war, commissions 
issued by each belligerent, and captures made by each, to the same extent 
and under the same conditions as it recognizes commissions issued and cap- 
tures made by the other. | 4. Where either belligerent is a community or 
body of persons not recognized by the neutral Power as constituting a sove- 
reign State, commissions issued by such belligerent are recognized as acts 
emanating, not indeed from a sovereign Government, but from a person or 
persons exercising de facto, in relation to the war, the powers of a sovereign 
(rovernment. 

[Folgt eine kurze Darstellung der Anfänge des Bürgerkriegs.) 


Neutrality of the Maritime Powers. 
The maritime Powers, on receiving information of the outbreak of the 
war, resolved to maintain a strict and impartial neutrality to their relations 
with the belligerents, holding that it did not belong to them, as Governmehts, 
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to decide on the questions which had unhappily divided the American wr as 
people, nor to take any part in the contest on which the future of the Ame- britannien. 
rican Commonwealth appeared to depend. || Of all the nations of the world 15 Doe ten. 
Great Britain, by reason of her geographical position, the activity of her 
manufacturing and trading industries, her vast commerce with America, the 

extent and number of her Transatlantic possessions, the magnitude of her 
military and commercial marine, and its dispersion not only over the seas 
bordering on the American coast but over every part of the world, was the 

Power most immediately and profoundly affected by a civil war in the United 

States. The European Power which, after Great Britain, possessed the largest 

marine was France. || On the 14th May, 1861, Her Britannic Majesty’s 
Government issued the following Proclamation, intended for the information 

of the officers of the Government and of British subjects in general: — 


[Folgt die Englische Neutralitäts-Proclamation. S. Staatsarchiv Bd. I 
Nr. 57.] 

This Proclamation was published fourteen days after the receipt in Lon- 
don of the news that Fort Sumter had been reduced by bombardment, that 
the President of the United States had called out 75,000 men, and that Mr. 
Jefferson Davis had taken measures for issuing letters of marque; twelve days 
after receipt of intelligence that President Lincoln had published a Procla- ' 
mation of blockade; nine days after a copy of that Proclamation had been 
received from Her Britannic Majesty's Consul at New York; and three days 
after the same Proclamation had been officially communicated to Her Majesty’s 
Secretary of State for Foreign Affairs by the United States’ Minister, Mr. 
Dallas. ‘ On the 1st June, 1861, Her Britannic Majesty’s Government issued 
orders by which the armed ships of both belligerents, whether public ships 
of war or privateers, were interdicted from carrying prizes "made by them 
into the ports, harbours, roadsteads, or waters of the United Kingdom, or of 
any of Her Majesty’s Colonies or Possessions abroad. | The Government of 
the Confederate States remonstrated warmly against these orders, as practi- 
cally unequal in their operation, and unduly disadvantageous to the belligerent 
whose ports were blockaded. The Secretary of State of the United States 
expressed his satisfaction with them, as likely to “prove a death-blow to 
Southern privateering”. . These orders were strictly enforced throughout the 
whole period of the war, and no armed vessel was suffered to bring prizes 
into any British port. 

[Folgt die Darlegung der Neutralitätsmassregeln anderer Staaten.] 


The Sumter. 


Of the armed ships sent to sea by the Confederate States during the first 
year of the war, two only, the Sumter and Nashville, entered any port belonging 
to a European Power. It is necessary to state briefly the circumstances which 
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- occurred in relation to these vessels. | The Sumter was a steam-ship which had 
. been purchased by the Navy Department of the Government of the Confederate 


States, was commissioned as a public ship of war in the service of those States, 
and was commanded by an officer who had previously held a Commission in the 
Navy of the United States. It appears from the Message of Mr. Jefferson 
Davis, dated 29th April, 1861, and hereinbefore referred to, that she had at 
that date been purchased and manned, and was being actively prepared for sea 
She sailed from the Mississippi River on the 30th June, 1861, cruized for six 
months, and captured seventeen prizes. | In the course of this cruize she entered 
(in the order herein named) ports within the dominions of the following Sove- 
reigns and States, namely the Queen of Spain, the King of the Netherlands, the 
Republic of Venezuela, the Queen of Great Britain, the Emperor of Brazil and 
the Emperor of the French. She obtained coal and supplies in the ports of 
Cienfuegos, Curacao, Paramaribo, Trinidad, and Martinique successively. . 

Before arriving at Paramaribo the Sumter had visited Puerto Caballo, 
in Venezuela, and the British island of Trinidad. She remained in port, at the 
latter place, during six days, and purchased from private merchants coal and 
provisions. Her Commander had applied for permission to purchase coal from 
the Government stores; but this had been refused by the Governor. With refe- 
rence to these facts the subjoined correspondence passed between the Govern- 
ment of the United States, through its Minister in London (Mr. Adams) and the 
Government of Her Britannic Majesty: — 


[Folgt die betreffende Correspondenz.] 


With the view of preventing the recurrence of similar complaints in future, 
and also. of preventing as far as might be the possibility of any abuse of the 
asylum granted in British ports (as in those of other neutral Powers) to belli- 
gerent vessels, the British Government on the 31st of January, 1862, issued the 
subjoined Orders, to be observed in all the ports of the United Kingdom and 
those of Her Majesty's transmarine territories and possessions: — 

[Folgen die Orders. S. Staatsarchiv Bd. II Nr. 208.] 


By the first and second of the foregoing Orders belligerent vessels were 
absolutely excluded from the ports, roadsteads, and waters of the Bahama 
Islands, except in case of stress of weather or of special leave granted by 
the Lieutenant-Governor. These islands being very near to the American 
coast, access to them was of little importance to the armed vessels of the 
United States, unless under stress of weather; whilst to vessels of the Con- 
federate States it was of great importance, the harbours of these States being 
generally, though not always, effectively blockaded. ;; The Orders thus issued 
by Her Britannic Majesty’s Government were more stringent and comprehen- 
sive by far than those of any other neutral Government. It was not the fact 
that in the ports of the French Empire, or in those of other neutral Powers 
generally, belligerent vessels entering without prizes were prohibited from 
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remaining more than twenty-four hours or from purchasing. supplies other wr mt. 
than arms and military supplies. . . britennien. 
On the 18th of January, 1862, the Sumter arrived at Gibraltar. The _ Ca. 
American Consul at that port immediately addressed a letter to the Governor, pes TAN 
informing him of the fact, and expressing a hope that he would “give such 
orders as may prevent this rebel cruizer from obtaining the necessary facilities, 
and making equipments for the continuance of her unlawful vocation.” . 
On the 12th February, 1862, the United States’ war-steamer Tuscarora 
arrived at Gibraltar, and proceeded to coal at the neutral port of Algeciras. 
She was soon afterwards joined by the United States’ war-steamer Ino, and 
subsequently by the Kearsarge; and the Ino and Kearsarge remained off Alge- 
ciras waiting to intercept the Sumter. The Sumter was paid off in April, and 
lay in harbour till December 1862, when she was sold by public auction 
(after having been first deprived of her armament) to a British subject resident 
at Liverpool. The United States’ Consul addressed to the Governor a protest 
against the sale, on the ground, first, that the Sumter had come into the pos- 
session of the Confederate Government as a prize of war (which was proved 
not to be the fact, the vessel having been purchased by that Government 
from a private owner), and secondly, that the sale was made “for the purpose 
of avoiding a capture by the cruizers of the United States”. This protest 
was not accompanied by any proofs, but notice of it was officially published 
by the Colonial Secretary before the day fixed for the sale. 
The course pursued by Her Majesty's Government in this case was adhered 
to in 1864 in the case of the Confederate ship Georgia. It was afterwards 
judged expedient by the Government to prohibit vessels of war belonging to 
either belligerent from being dismantled or sold in British ports. : It is not the 
duty of a neutral Government to prohibit the sale within its territory of a ship 
owned by a belligerent to a neutral purchaser. This is a transaction which in 
no way concerns the neutral Government, and with which it cannot be called 
upon to interfere. Under certain circumstances indeed — as in the case of a 
ship of war driven by superior force to take refuge in a neutral port — such a 
sale may be liable to be declared void by a prize court of the other belligerent. 
But this is a jurisdiction exercised by prize courts alone. Until so set aside, 
the sale (even in the case supposed above) is valid everywhere, and operates to 
transfer the property to the neutral purchaser. Nor again can a neutral 
Government be called upon to apply rules applicable exclusively to vessels of 
war to a vessel which, having originally been armed for war, has been disarmed 
and sold as aforesaid, unless it clearly appear that the sale was a fictitious trans- 
action, intended to disguise, without altering, the true character of the ship. 


The Nashville. 


The Nashville, an armed steamer commissioned as a ship of war of the 
Confederate States, arrived at the British dependency of Bermuda on the 
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30th October, 1862, having sailed from Charleston on the 26th. Her Com- 
mander applied for leave to draw a supply of coals from Her Majesty’s dock- 
yard, but this request was refused. She procured coal from a private yard and 
sailed on the 4th November. On the 21st November she entered the harbour 
of Southampton, having, on her way, taken and destroyed an American packet- 
ship (the Harvey Birch), and on the 22nd went into dock for repairs. On the 
same day directions were sent from the Foreign Office that she “should not be 
allowed to equip herself more completely as a vessel of war, or to take in guns 
or munitions of war”. 
[Folgt die Correspondenz hierüber.) 


General Course pursued by Her Britannic Majestys Government, and by 
other Maritime Powers in regard to the reception of Belligerent Cruizers. 


From the beginning of the war to the end of it, Her Britannic Majesty’s 
Government scrupulously observed, in respect of vessels entering British ports 
or waters under the flag of either belligerent, the duties of a neutral Power. 
The cruizers of both were admitted upon the same terms; and the regulations 
which it was found necessary to make from time to time in order to prevent 
the hospitality thus accorded from being abused, whether by design or 
through inadvertence, were impartially applied to both. Unremitting care and 
vigilance were employed to prevent these necessary precautions from being 
infringed or eluded, and especially to prevent any belligerent vessel from 
engaging in hostilities, or from enlisting seamen or otherwise increasing its 
military force, within British territory, or using such territory as a station 
from whence to observe and attack enemy’s ships. The difficulties occasioned, 
especially in Her Majesty’s Colonial possessions, by the resort of belligerent 
cruizers to British ports and waters, were considerable, and called for the 
exercise of much judgment and moderation on the part of the local authori- 
ties. By United States’ cruizers the ports and waters of Her Majesty’s 
dominions were resorted to for coaling and other purposes more frequently 
than by vessels of the Confederate States. The impartial neutrality main- 
tained in these respects by Her Majesty s Government was nevertheless made 
a frequent subject of complaint by the Government of the United States, 
which continued to insist that Confederate vessels ought to have been treated 
as piratical, or at least excluded altogether; whilst the Confederate States, 
on their part, complained that the regulations enforced were unequal in ope- 
ration, and unduly disadvantageous to a belligerent whose ports and coasts 
were under blockade. || The neutrality observed by Great Britain was observed 
also throughout the war by other maritime Powers. By them, as by Great 
Britain, the armed vessels of both belligerents were admitted impartially and 
indifferently into their ports, subject to such regulations and conditions as 
they respectively judged it expedient to impose for their own protection, and 
to prevent their hospitality from being abused. 
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which were possessed by Her Britannic Majesty's Government of 

preventing unlawful Equipments and the Manner and Circum- 

stances in and under which these Powers were exercised during 
the War. 


With a view to enable the Tribunal to form a just appreciation of the 
circumstances under which certain vessels were procured from ports in Great 
Britain by the Government of the Confederate States, it will be proper to 
state, in the first place, some general propositions, applicable to the subject, 
which are believed by Her Britannic Majesty's Government to be in accor- 
dance with international law and practice; secondly, to explain the means of 
prevention which were at the command of Her Majesty's Government; and, 
thirdly, to describe in some detail the manner in which those means of pre- 
vention were exercised during the war. 


General Propositions. 


Her Britannic Majesty’s Government believes the following propositions to 
be in accordance with the principles of international law and the practice of 
nations: — “1. A neutral Government is bound to exercise due diligence, to 
the intent that no place within its territory be made use of by either belli- 
gerent as a base or point of departure for a military or naval expedition, or 
for hostilities by land or sea. | 2. A neutral Government is not, by force of 
the above-mentioned obligation or otherwise, bound to prevent or restrain the 
sale within its territory, to a belligerent, of articles contraband of war, or 
a manufacture within its territory of such articles to the order of a bel- 
ligerent, or the delivery thercof within its territory to a belligerent purchaser, 
or the exportation of such articles from its territory for sale to, or for the 
use of, a belligerent. ' 3. Nor is a neutral Government bound, by force of 
the above-mentioned obligation or otherwise, to prohibit or prevent vessels 
of war in the service of a belligerent from entering or remaining in its 
ports or waters, or from purchasing provisions, coal, or other supplies, or 
undergoing repairs therein; provided that the same facilities be accorded to 
both belligerents indifferently; and provided also that such vessels be not 
permitted to augment their military force, or increase or renew their supplies 
of arms or munitions of war, or of men, within the neutral territority. | 
4. The unlawful equipment, or augmentation of force, of a belligerent vessel 
within neutral waters being an offence against the neutral Power, it is the 
right of the neutral Power to release prizes taken by means or by the aid 
of such equipment or augmentation of force, if found within its jurisdiction. 
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5. It has been the practice of maritime Powers, when at war, to treat as 
contraband of war vessels specially adapted for warlike use and found at sea 
under a neutral flag in course of transportation to a place possessed or occu- 
pied by a belligerent. Such vessels have been held liable to capture and con- 
demnation as contraband, on proof in each case that the destination of the 
ship was an ennemy’s port, and provided there were reasonable grounds for 
believing that she was intended to be sold or delivered to or for the use of 
the ennemy. , 6. Public ships of war in the service of a belligerent, entering 
the ports or waters of a neutral, are, by the practice of nations, exempt from 
the jurisdiction of the neutral Power. To withdraw or refuse to recognize this 
exemption without previous notice, or without such notice to exert, or attempt 
to exert, jurisdiction over any such vessel, would be a violation of a common 
understanding, which all nations are bound by good faith tu respect. 7. A 
vessel becomes a public ship of war by being armed and commissioned, that 
is to say, formally invested by order or undcr the authority of a Government 
with the character of a ship empluyed in its naval service and forming part 
of its marine for purposes of war. There are no general rules which pre- 
scribe how, where, or in what form the commissioning must be effected, so as 
to impress on the vessel the character of a public ship of war. What is 
essential is, that the appointment of a designated officer to the charge and 
command of a ship likewise designated be made by the Government, or the 
proper Department of it, or under authority delegated by the Government or 
Department, and that the charge and command of the ship be taken by the 
officer so appointed. Customarily, a ship is held to be commissioned when a 
commissioned officer appointed to her has gone on board of her and _ hoisted 
the colours appropriated to the military marine. A neutral Power may in- 
deed refuse to admit into its own ports or waters as a public ship of war 
any belligerent vessel not commissioned in a specified form or manner, as it 
may impose on such admission any other cunditions at its pleasure, provided 
the refusal be applied to both belligerents indifferently; but this should not 
be done without reasonable notice. , 8. The act of commissioning, by which a 
ship is invested with the character of a public ship of war, is, for that pur- 
pose, valid and conclusive, notwithstanding that the ship may have been at 
the time registered in a foreign country as a ship of that country, or may 
have been liable to process at the suit of a private claimant, ur to arrest or 
forfeiture under the law of a foreign State. The commissioning Power, by 
commissioning her, incorporates her into its naval force; and by the same act 
which withdraws her from the operation of ordinary legal process assumes the 
responsibility for all existing claims which could otherwise have been enforced 
against her. , 9. Due diligence on the part of a sovereign Government 
signifies that measure of care which the Government is under an international 
obligation to use for a given purpose. This measure, where it has not been 
defined by international usage or agreement, is to be deduced from the nature 
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general expediency on which the law of nations is founded. | 10. The measure be on 
of care which a Government is bound to use in order to prevent within its Case. 
jurisdiction certain classes of acts, from which harm might accrue to foreign 2° Dec. 1871 
States or their citizens, must always (unless specifically determined by usage or 
agreement) be dependent, more or less, on the surrounding circumstances, and 
cannot be defined with precision in the form of a general rule. It would 
commonly, however, be unreasonable and impracticable to require that it should 
exceed that which the Governments of civilized States are accustomed to 
employ in matters concerning their own security or that of their own citizens. 
That even this measure of obligation has not been recognized in practice might 
be clearly shown by reference to the laws in force in the principal countries of 
Europe and America. It would be enough, indeed, to refer to the history of 
some of these countries during recent periods, for proof that great and 
enlightened States have not deemed themselves bound to exert the same vigi- 
lance and employ the same means of repression, when enterprises prepared 
within their own territories endangered the safety of neighbouring States, as 
they would probably have exerted and employed had their own security been 
similarly imperilled. | 11. In every country where the Executive is subject to 
the laws, foreign States have a right to expect — : (a.) That the laws be such 
as in the exercise of ordinary foresight might reasonably be deemed adequate 
for the repression of all acts which the Government is under an inter- 
national obligation to repress; | (b.) That, so far as may be necessary for 
this purpose, the laws be enforced and the legal powers of the Government 
exercised. | But foreign States have not a right to require, where such laws 
exist, that the Executive should overstep them in a particular case, in order 
to prevent harm to foreign States or their citizens; nor that, in order to pre- 
vent harm to foreign States or their citizens, the Executive should act against 
the persons or property of individuals, unless upon evidence which would justify 
it in so acting if the interests to be protected were its own or those of its 
own citizens. Nor are the laws or the mode of judicial or administrative proce- 
dure which exist in one country to be applied as constituting a rule or stan- 
dard of comparison for any other country. Thus, the rules which exist in 
Great Britain as to the admission and probative force of various kinds of 
testimony, the evidence necessary to be produced in certain cases, the questions 
proper to be tried by a jury, the functions of the Executive in regard to the 
prevention and prosecution of offences, may liffer, as the organization of the 
magistrature and the distribution of authority among central and local officers 
also differ, from those which exist in France, Germany, or Italy. Each of 
these countries has a right, as well in matters which concern foreign States 
or their citizens, as in other matters, to administer and enforce its own laws in 
its own forum, and according to its own rules and modes of procedure; and 
foreign States cannot justly complain of this, unless it can be clearly shown 
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that these rules and modes of procedure conflict in any particular with natural 
justice, or in other words, with principles commonly acknowledged by civi- 
lized nations to be of universal obligation. | In connection with the foregoing 
propositions are to be taken the three Rules stated in Article VI of the 
Treaty, and accepted by Her Britannic Majesty’s Government in the manner 
expressed in that Article. 


Neutrality Laws — Law of the United States. 


The case of a vessel which is dispatched from a neutral port to or for the 
use of a belligerent, after having been prepared within the neutral territory for 
warlike use, is one which may be regarded from different points of view and 
may fall within the operation of different principles. The ship herself may be 
regarded merely as an implement or engine of war, sold or manufactured to 
order within neutral territory, and afterwards transported therefrom, and the 
whole transaction as falling within the scope of the principles applicable to 
the sale, manufacture, shipment, and transportation of articles contraband of 
war; or, on the other hand, the preparation and despatch of the ship may be 
viewed as being really and in effect the preparation and commencement of a 
hostile expedition. The circumstances of each case can alone determine from 
which of these two points of view it may most fitly be regarded, and to which 
class the transaction ought to be assigned. But the difficulty of drawing a 
clear, precise, and intelligible line between these two classes of transactions 
has always been considerable in theory, and still greater in practice; and it was 
enhanced to the utmost during the Civil War by the ingenuity and audacity of 
American citizens, who were engaged in carrying on hostilities against the 
Government of the United States, and were desirous of availing themselves for 
this purpose of the shipbuilding and manufacturing resources of Great Britain. 
This will sufficiently appeare trom the narrative which follows, and it will be 
seen also how serious and incessant were the trouble and embarrassment 
which these enterprises occasioned to Her Majesty’s Government. It is by the 
many difficulties encountered and by the experience acquired during the war that 
Her Majesty s Government was finally led to the conclusion that it was expedient. 
not only to enlarge the scope of its municipal law in relation to this subject 
beyond what has hitherto been deemed necessary in any other country, but 
further, to accept for itself, and propose to other Powers, rules of international 
obligation somewhat more stringent and comprehensive than are to be found 
in earlier expositions of the law of nations. ' The acts of which the Govern- 
ment of the United States is understood to complain belong to a class which 
have not commonly been made an object of prohibitory legislation. In few 
countries, or in none, according to the information received by Her Britannic 
Majesty’s Government, did the law directly prohibit such acts, or make any 
definite provision for preventing them, at the time when this war began, 
except in the United States and Great Britain. Laws are not madc till the 
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a very early period in the history of that Commonwealth, and has again write 
repeatedly presented itself at various times. The first maritime war in which Case. 


the United States held the position of a neutral Power was that which com- 
menced in 1793, when the French Republic declared war against Great 
Britain and against the United Provinces of the Netherlands. Within three 
months after the declaration of war several privateers had been procured, 
equipped, armed and commissioned in ports of the United States, to cruize 
under the French flag against the commerce of Great Britain, with which the 
United States were at peace. They were not only fitted out in American 
ports, but were owned, officered, and manned in large proportion by Ameri- 
can citizens. The measures adopted by the Executive of the United States 
to restrain these enterprises proved inadequate; they were renewed from time 
to time, and the persons who took part in them were not punished; and on 
the 5th June, 1794, an Act of Congress, intituled “An Act in addition to 
the Act of the Punishment of Certain Crimes against the United States” was 
passed, for amending the law in this respect. This Act was a temporary one, 
to continue in force for two years, and thenceforth until the end of the then 
next session of Congress. Its provisions were re-enacted on the 2nd March, 
1797, and were made perpetual by an Act of Congress passed on the 24th 
April, 1800. It was not completely effectual. From the published reports of 
cases decided in the American Courts, it appears that depredations on Bri- 
tish commerce were again and again committed by French privateers, subse- 
quently fitted out and armed for war in ports of the United States. 

[Folgt weitere Darlegung der Amerikanischen Gesetzgebung und der zahl- 
reichen Verstösse gegen diesclbe). 

It is needless here to refer particularly to more recent instances of 
vessels fitted out in ports of the United States for expeditions against coun- 
tries with which the United States were at peace. These instances are 
well-kown. || In referring to the facts mentioned above it is by no means 
the intention of Her Majesty's Government to cast any reproach upon the 
Government or people of the United States. Prohibitory laws directed against 
offences of this kind are liable to be evaded or infringed without fault on 
the part of the Government; and they have accordingly been infringed in the 
United States by acts much more flagrant than any of those now charged 
against Great Britain. The enforcement of such laws is indeed beset by spe- 
cial difficulties. It is usually difficult to ascertain the existence of an unlaw- 
ful intention. The class of acts which they prohibit are easy to conceal or 
disguise; the occasions which call them into operation occur but seldom; and 
when these occasions arise, it becomes needful either to create a special 
machinery for the purpose, or to rely upon the officers entrusted with the 
execution of the ordinary laws of trade and navigation — laws which are 


framed on the principle of avoiding as much as possible all minute scrutiny 
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and unnecessary interference. | Many cases of alleged violations of the Acts 


_ hereinbefore mentioned, have been brought before Courts of the United States, 


and various parts of them have received from those Courts a judicial inter- 
pretation. These interpretations have been, and still are, regarded as autho- 
ritative expositions of the law of the United States bearing on this subject. 
|, It results from the foregoing statement — | 1. That the law of the United 
States regarding this matter arose out of the prevalence within the United 
States of the acts which it was designed to prevent, and that it has been 
altered and amended in order to prevent more effectually the recurrence of 
those acts. || 2. That it has existed in its present form for more than fifty 
years; that in the course of that time recourse has frequently been had to 
it; and that it has always been held, and is now held, by the Legislative 
authority in the United States to be adequate for its purpose. | 3. That, 
notwitlistanding this law, vessels have from time to time been fitted out and 
armed within the United States, to cruize and commit hostilities against 
nations with which the United States were at peace, and that severe losses 
and injuries have been inflicted on those nations by the depredations of such 
vessels. || Further, it has been constantly held and maintained by the United 
States (and particularly during the discussions with Spain and Portugal above 
referred to), that the powers possessed by the Government of the United 
States to prevent tlıe fitting-out of vessels within the territory of the Republic, 
were such only as could be shown to be actually vested in the Government 
by the laws and constitution of the United States in force for the time being; 
and that, provided those powers had been bond fide exercised, the United States 
were not responsible for any losses, however severe, inflicted by any vessel or 
vessels, however numerous, fitted out and armed within their territories. ; It has 
been the practice of the Executive authorities of the United States, in enfor- 
cing the law, to act upon information laid before them by Consuls of foreign Powers, 
or other persons interested officially or otherwise in preventing the acts prohi- 
bited by the law, and to require the persons furnishing such information to 
produce evidence in support of it; and the importance of such information, to 
enable the neutral Power to intervene in proper cases, was expressly pointed 
out in the letter of Mr. Jefferson to Mr. Hammond of the 5th September, 
1793, annexed to the Treaty of the 19th November, 1794, between the 
United States and Great Britain. 


Law of Great Britain. 


The Law of Great Britain on this subject was, at the time of the hap- 
pening of the events out of which the questions submitted to the Arbitrators 
arose, embodied in an Act of Parliament passed in the year 1819, and in- 
tituled “An Act to Prevent the Enlisting or Engagement of His Majesty’s 
Subjects to serve in Foreign Service, and the Fitting out or Equipping, in 
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His Majesty’s Dominions, Vessels for Warlike Purposes without His Majesty’s da Sr 
License.” This Act is commonly referred to as the “Foreign Enlistment tritannien. 
Act”. At the time when it was proposed to Parliament, it was reported and De weil. 
believed that expeditions were being prepared in England for the assistance 
of the Spanish-American Colonies, which were then at war with their mother- 
country. The circumstances, therefore, which gave rise to the passing of the 
British law, were similar to those which gave rise to the passing of the 
corresponding laws in the United States, with the difference that in the 
United States armed vessels had actually been fitted out, and had actually 
committed hostilities and depredations against the commerce of a friendly 
Power, whereas in Great Britain it was only apprehended that some vessels 
were about to be fitted out and dispatched with a like purpose. ! The 
Legislature of Great Britain, in framing the law of 1819, appears to have 
adopted as its model the law which had been passed by the Congress of 
the United States in the preceding year. The British Act is, however, as re- 
gards the matters now in question, more stringent, riBoroNs and comprehensive 
than that of the United States. . 

During the forty-two years which elapsed between the passing of the ‘Act of 
1819 and the year 1862, only one case founded on an alleged violation of that 
Act appears to have been brought to trial before a Court. This was a criminal 
prosecution on a charge of having fitted out in England in the year 1849, 
during a civil war in the Kingdom of the Two Sicilies, a ship intended for the 
naval service of persons in arms against the Government of that Kingdom. | 
It results from the foregoing statements that the law of Great Britain, as it 
existed at the time of the Civil War in the United States, was such as in 
the exercise of due foresight might reasonably be deemed adequate for enabl- 
ing the British Government to perform its obligations as a neutral Govern- 
ment. It was modelled upon the law of the United States, which had long 
existed and had frequently been brought under consideration in the Courts of 
that country; it equalled that law and even surpassed it in stringency; and 
offences against it (if any there were) had been so rare as to have left hardly 
any trace in the judicial records of Great Britain. | The functionaries to 
whom the power of seizing vessels for contraventions of the Foreign Enlist- 
ment Act was committed by law, were the officers of the Customs stationed 
at the several ports of the United Kingdom. These officers are under the 
direction of the Commissioners of Customs resident in London, who are them- 
selves under the general superintendence and control of the Lords Cammis- 
sioners of the Treasury of Finance Department of Her Majesty’s Government. 

The police or peace-officers charged with the prevention and detection of 
crimes and offences in general within the United Kingdom are under the 
control of the local authorities in the several counties and boroughs under 
the general supervision of the Secretary of State for the Home Department. 
|| The official advisers of the Government on questions of law are the 
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Attorney-General, the Solicitor-General and the Queen’s Advocate. To 
these functionaries (whom it is usual to designate collectively as the “Law 
Officers of the Crown”) the Government refers for advice on such questions 
of law as may arise in the administration of public affairs, and it guides 
itself by their advice in dealing with such questions. | To the foregoing 
statement respecting the law of Great Britain so far as it specifically relates 
to the matters now in question, it is proper to add that, according to the 
general principles of the constitutional law of the Kingdom — : 1. The Exe- 
cutive cannot deprive any person, even -temporarily, of the possession or 
enjoyment of. property, nor subject him to bodily restraint, unless by virtue 
and in exercise of a power created and conferred on the Executive by law. | 
2. No person can be visited with a forfeiture of property, nor subjected to any 
penalty, unless for breach of a law, nor unless such breach can be proved to 
the satisfaction of a competent legal Tribunal, by testimony given on oath in 
open Court, subject to the rules of procedure established here for the due 
administration of justice. Every witness is liable to be cross-examined by the 
accused party or his advocate. | 3. No person can be compelled to answer a 
question put to him in a Court of law if the question is such that, by answering 
it, he would incur the risk of a penalty or of a prosecution before a criminal 
Tribunal. Statements on hearsay are not admissible as evidence. These general 
principles apply equally, whether the object sought to be attained be the pre- 
vention or punishment of an injury to the State, or to any citizen of the State, 
or to any other person or persons whomsoever. It may be further observed 
that during the whole period to which the questions submitted to the Arbi- 
trators relate, every case of alleged infringement of the British Foreign En- 
listment Act, brought to trial within the United Kingdom, was required to 
be proved to the satisfaction of a jury. 


Effect of the Blockade. 


After these observations on the nature, extent, and limitations of the 
powers of prevention which by the laws and constitution of Great Britain 
were vested in Her Majesty’s Government, it will be convenient to state the 
circumstances in the midst of which the Government was called upon to exer- 
cise those powers during the war. : It has been mentioned above that.one of 
the first acts of the Government of the United States, after the outbreak of 
the war, was to set on foot a general blockade of the ports, harbours, and 
sen-coasts of the Confederate States. These States being hemmed in to the 
landward on every side, except on the remote southern frontier of Texas, by 


‘States which remained faithful to the Union, it was designed by this blockade 


to cut them off entircly from all traffic and intercourse with neutral coun- 
tries,. especially those from which the people of the South had been 
accustomed to draw their supplies of manufactured goods, and to which they 
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commercial blockade on a prodigious scale; it was much more It was & britannien. 


blockade which, so far as it was successful, shut up and isolated a popu- 
lation of many millions, inhabiting a vast territory and accustomed to export 
and import largely, from all external commerce whatsoever. At the same 
time the blockade itself was for a long time very imperfectly maintained, the 
navy of the United States being quite inadequate for the purpose and need- 
ing to be supplemented by vessels of all kinds hastily procured, and the fleet 
thus composed being distributed along an immense coast-line. These facts 
are notorious. | It is evident that a blockade of this character offered extra- 
ordinary inducements, not only to the people of the Confederate States them- 
‚selves, but to traders in Europe, to use every effort in order to elude it 
Wherever an opening could be discovered. Accordingly, in the year 1862, an 
active traffic began to be carried on with some of the blockaded ports; and 
for the purposes of this traffic it was found profitable to procure or con- 
Struct vessels of a peculiar class, specially adapted for speed and for pro- 
tection against the fire of blockading squadrons, and differing in various 
ways, externally and internally, from ships employed in ordinary trade. Re- 
‘course was had, for this purpose, to the ports and building-yards of Great 
Britain, which are accustomed to supply shipping to purchasers of all coun- 
fries, and are the principal seat of this kind of industry. || Her Majesty’s 
Government, though aware that the blockade was for a considerable time 
not completely effective, and though frequently urged to disregard it, both 
‘by the Confederate States and by persons desirous of trading with them, 
refused to do so, and recognized it from first to last. British subjects who 
attempted to trade with the blockaded ports were warned by Her Majesty's 
Proclamation (issued at the commencement of the war) that they would incur the 
risk of the capture and confiscation of their property, and that against that risk 
their Government would not protect them. On the other hand, the Government 
neither did nor could — forcibly or by process of law — prohibit its subjects, 
or persons within its dominious, from engaging in such trade, or from selling, 
or constructing, or purchasing vessels adapted for that purpose. Such a course, 
indeed, would have been not only a departure from the ordinary practice and 
usage of neutral nations, but in conflict with those considerations of general 
expediency on which the rules of international law are founded. The right of 
blockade is a belligerent right, and the enforcement of it belongs to the belli- 
gerent, and not to neutral Powers. That blockades, to be binding, must be 
made effective by the blockading Power, is a settled and salutary rule; and 
this is indeed the sole protection of neutrals against an undue and extrava- 
gant extension of the right of blockade. It follows, of necessity, that to the 
exertions of the blockading Power, and to those alone, the task of making 
them effective must be left. 
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Representations of Mr. Adams. 


At all the principal sea-ports of Great Britain, the United States main- 
tained Consuls or Consular officers. It was the duty of these officials, in 
their respective localities, to keep a watchful eye on whatever might tend to 
endanger the security or interests of the United States; to use the utmost 
diligence in informing themselves of any actual or contemplated violations of 
law which might prove injurious to those interests; to communicate their in- 
formation to Mr. Adams, the Minister of the United States in London, and 
to act on such instructions as they might receive from him in matters within 
the range of their functions. And it was the duty of Mr. Adams, in all 
cases which, in his judgment, demanded action or inquiry on the part of the 
Government of Great Britain, to lay before that Government facts sufficient 
to call for and justify such action or inquiry. In the course of the years 
1861, 1862, 1863, 1864, and 1865, many representations were addressed by 
Mr. Adams to Her Majesty’s Government respecting vessels which he believed 
to be cither actually employed in carrying on trade with blockaded ports in 
articles contraband of war or other things, or to be preparing for such 
employment; and also with respect to other vessels which he believed to be 
intended to be used as privateers or commissioned ships of the Confederate 
States in cruizing and carrying on war against the United States. To com- 
plaints of traffie carried on with blockaded ports, or in articles contraband 
of war, it was answered, on the part of Her Majesty’s Government, that these 
were enterprises, which Her Majesty’s Government could not undertake to 
prevent, and the repression of which belonged to the United States as a bel- 
ligerent Power. Allegations, on the other hand, that vessels were being pre- 
pared for cruizing or carrying on war were immediately referred to the 
proper officers of the Government at the several localities for carcful investi- 
gation and inquiry. Tf, on such investigation, it appeared by sufficient primd 
facie evidence that any illegal act was being or had been committed, the 
vessels were forthwith seized, and proceedings instituted according to law; 
if not, the result was at once commmnicated to Mr. Adams, and directions 
were given to the local authorities to watch closely the vessels as to which 
his suspicions had been aroused. 





{Folgt eine Specialaufzihlung der einzelnen Fälle.) 


Summary. 


The preceding statement of facts shows the general course of conduct 
pursued by Her Britannic Majesty's Government, in relation to vessels alleged 
tu be, or suspected of being, fitted out or prepared within British territory 
for belligerent use. It includes all the cases (except those of the Florida 
and Alabama, which will be presently stated), in which information that any 
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vessel was being built, equipped or prepared for sea in any British port, and a ul. 
intended, or supposed to be intended, for warlike use, was received by, OT britannien. 
came to the knowledge of, Her Majesty’s Government before the departure of ten. 
such vessel. || It will have been seen — || 1. That in every case directions 
were given, without the least delay, for investigation and inquiry on the spot 
by the proper officers of Government; and these officers were ordered to 
keep a watchful eye on the suspected vessel; and the directions and orders 
so given were executed. || 2. That in some cases the attention of the Govern- 
ment had been directed, before the receipt of any communication from Mr. 
Adams, to vessels as to which there appeared to be ground for suspicion. | 
3. That as soon as any evidence was obtained it was submitted, without delay, 
to the Law Officers of the Crown; and they were called upon to advise as to 
the proper course of proceeding. '| 4. That in every case in which reasonable 
evidence could be obtained the vessel was seized by the officers of the 
Government, and proceedings were instituted against her in the proper Court 
of law. By reasonable evidence is understood testimony which, though not 
conclusive, offered nevertheless a reasonable prospect that the Government 
might be able, when the time for trying the case should arrive, to sustain 
seizure in a Court of law. | 5. That in several of the cases in which a sei- 
zure was made the Government found itself unable, or uncertain whether it 
would be able, to sustain the seizure by sufficient evidence, and was under 

- the necessity of either releasing the vessel and paying the costs of the trial 
and detention, or of purchasing her at the public expence. ' 6. That in every 
one of the cases enumerated either the information furnished to the Govern- 
ment proved to be erroneous, and the supposed indicia of an unlawful in- 
tention to be absent or deceptive, or this intention was defeated or aban- 
doned by reason of the measures taken and the vigilance exercised by Her 
Majesty’s Government. | 7. That it is easy to infer special adaptation for war 
from peculiarities or supposed peculiarities of construction which are really 
equivocal; and such inferences are liable to be fallacious, especially in cases 
where the vessel is constructed with a view to some employment which, 
though commercial, is out of the ordinary course of commerce. 


PART IV. 


Considerations proper to be kept in view by the Arbitrators in 
reference to the Cases of the Florida, Alabama, Georgia, and 
Shenandoah. 





In considering the facts about to be presented to the Tribunal relative to 
the four vessels which, after having been originally procured from British ports, 
were employed as Confederate cruizers in the war, it is right that the Arbi- 
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* trators should bear in mind the following propositions, to some of which their 
. attention has already been directed in an earlier part of this Case: — 1. The 


powers possessed by Her Majesty’s Government to prohibit or prevent the 
fitting out, arming, or equipping within its jurisdiction of vessels intended for 
the naval service of the Confederate States, or the departure with that intent 
of vessels specially adapted within its jurisdiction to warlike use, were powers 
defined and regulated by the Statute or Act of Parliament of July 3, 1819 
(the Foreign Enlistment Act). | 2. The modes of prevention provided by the 
Statute were two, of which both or either might be adopted as might be 
deemed most expedient, namely, (1), the prosecution of the offender by in- 
formation or indictment; (2), the seizure of the ship, which, after seizure, 
might be prosecuted and condemned in the same manner as for a breach 
of the Customs or Excise laws, or of the laws of trade and navigation. i! 
3. The persons empowered to seize under the provisions of the Statute 
were any officers of Customs or Excise or of Her Majesty’s Navy who by 
law were empowered to make seizures for forfeitures incurred under the 
laws of Customs or Excise, or of trade or navigation; and the seizure was 
to be made in the same manner as seizures are made under those laws. : 
4. The Customs officers were not empowered by law to make a seizure un- 
til an information on oath should have been laid before them. Nor, without 
such an information on oath, had any Magistrate jurisdiction under the pro- 
visions of the Statute. | 5. After a seizure made, it was by law necessary 
that proceedings for the condemnation of the vessel seized should be instituted 
in the Court of Exchequer and brought to trial before a jury. In order to 
obtain a condemnation it was necessary to prove two things, — | (a.) That there 
had been in fact an equipping, furnishing, fitting-out, or arming of the vessel, 
or an attempt or endeavour so to do, or an issuing or delivery of a commission 
for the vessel, within the dominions of the Crown; |' (6.) That the act had 
been done with intent, or in order, that the vessel should be employed in 
belligerent operations as described in the ‘th Section of the Statute. 

6. By proof, in a British Court of law, is understood the production of 
evidence sufficient to create in the mind of the Judge or jury (as the case may 
be), a reasonable and deliberate belief, such as a reasonable person would be 
satisfied to act upon in any important concerns of his own, of the truth of the 
fact to be proved. And by evidence is understood the testimony, on oath, of a 
witness or witnesses produced in open Court, and subject to cross-examination, 
as to facts within his or their personal knowledge. Testimony which is mere 
hearsay, or as to the existence of common reports, however prevalent and 
however generally credited, or as to any matter not within the knowledge of the 
witness, is not admitted in an English Court. | 7. In the judgment of Her 
Britannic Majesty’s Government, and in that of its official advisers, the special 
adaptation of a vessel to warlike use was among the acts prohibited by the 
Statute, provided there were sufficient proof of an unlawful intent, although 
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the vessel might not be actually armed so as to be capable of immediate Ne on 
employment for war. But no Court of law had pronounced a decision On vritannien. 
this point, and the question was never raised before any such Court until the. Dan vent 
trial of the case of the Alexandra in 1863. de 


Her Britannic Majesty’s Government now proceeds to state for the in- 
formation of the Tribunal the facts relative to the cases of the Florida and 
Alabama. It may be remarked that, when these cases were brought to 
the notice of Her Majesty’s Government and up to the time-of the departure 
of the Alabama from Liverpool, there had been no instance, from the com- 
mencement of the war, of a vessel ascertained to have been fitted out in, or 
despatched from, any British port for the purpose of engaging in hostilities 
against the United States. The only vessel to which the attention of Her 
Majesty s Government had been directed before the Florida had proved to be 
a blockade-runner. It may be added that the claims for the interference of 
Her Majesty’s Government in the case of these and other vessels were based, 
according to the statement of Mr. Adams in his letter to Earl Russell, dated 
9th October, 1862, on evidence considered by him to “apply directly to 
infringements of the Municipal Law, and not to anything beyond it.” 


PART V. 
Statement of Facts relative to the Florida. 


PART VL 
Statement of Facts relative to the Alabama. 


PART VIL 
Statement of Facts relative to the Georgia. 


PART VIII. 
Statement of Facts relative to the Shenandoah. 


PART IX. 


Recapitulation of Facts previously stated. 


The statements of fact which have been placed before the Arbitrators 
may be recapitulated as follows. | Of the four vessels in respect of which 
alone the United States have, up to this time, made claims against Great 
Britain, two—the Georgia and Shenandoah—were never, in any manner or 
degree, within the dominions of Her Majesty, fitted out, armed, or equipped 
for war, or specially adapted to warlike use. They were constructed and 
fitted in a manner suitable to merchant-ships. One of them—the Shenandoah— 
was not only built for a merchant-ship, but had been owned and used as 
such before she was purchased by the Government of the Confederate States ; 
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and her condition and equipment when she departed from Great Britain and 
when she came into the possession of the Government of the Confederate 
States, were, so far as appears, the same in all material respects as they 
had been when she was owned and employed as a trading vessel. This vessel, 
according to the evidence which has been brought to the knowledge of Her 
Majesty’s Government, was sold and transferred to the Government of the 
Confederate States after she had departed from Her Majesty’s dominions. | 
No information whatever respecting these two vessels respectively was conveyed 
to Her Britannic Majesty’s Government by the Minister or Consular Officers 
of the United States, or came to the knowledge of that Government, until 
they had respectively departed from Her Majesty’s dominions. Her Britannic 
Majesty’s Government had no ground to believe or subject that they or cither 
of them were or was intended to he delivered to the Government of the 
Confederate States or its officers, or employed in cruizing or carrying on 
war against the United States. If the Minister or Consuls of the United 
States had any such grounds of belief or suspicion, they were not com- 
municated to the Government of Her Britannic Majesty. || The other two 
vessels—the Alabama and Florida—though suitable, by their construction, for 
vessels of war, were not armed for war when they respectively departed from 
the waters of the United Kingdom. They had then no armament whatever, 
and they did not receive any until after they had arrived at places very 
remote from Great Britain, and out of the control of Her Majesty s Govern- 
ment. | As to one of these two—the Florida—no information supported by 
evidence proving, or tending to prove, that she was intended to cruize or 
carry on war against the United States, was conveyed to or received by Her 
Britannic Majesty’s Government previously to her departure from the United 
Kingdom. On her first arrival in a British Colony this vessel was seized 
under the authority of the Governor, but was released, for want of proof, by 
the Decree of a Court of competent jurisdiction. || The Florida, before engaging 
in any operation of war, entered a port of the Confederate States. She 
remained there for more than four months; she there enlisted and shipped 
a crew, and was put in suitable condition for cruizing, and she ‘was from 
thence sent out to cruize. || In the case of one vessel only—the Alabama— 
admissible evidence tending to prove the existence of an unlawful intention 
was furnished to Her Britannic Majesty's Government before the departure 
of the ship. This evidence was supplied little by little, the last instalment 
of it being delivered on the fourth day before her departure. She put to 
sea unregistered and without a clearance, under the pretence that she was 
abont to make a trial trip and return to her moorings. The circumstances 
under which the evidence relating to this vessel was received, referred to 
the Legal Advisers of the Government, and by them considered and reported 
on, are stated in Part VI of this Case. || All the information furnished by 
Mr. Adams to Her Majesty's Government, as well in relation to the Alabama 
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as in relation to each of the three other vessels hereinbefore specified, was Nr. 5021. 
ross- 
referred by the Secretary of State for Foreign Affairs, with the utmost ex- britannion. 


pedition, to the proper Departments of the Government, for inquiry, and in 
order that measures might be immediately taken, should occasion so require, 
for the due enforcement of the law. Inquiry was accordingly made in every 
case. In the cases of the Georgia and the Shenandoah, nothing could be 
done, since each of these vessels had already departed from Her Majesty’s 
dominions. In that of the Florida no evidence of unlawful intention was or 
could be obtained whilst she was within the United Kingdom. In that of the 
Alabama, the persons having possession of the ship carried her to sea before 
the order for seizing her was given. | In estimating the reasonableness of 
the views acted upon by Her Majesty’s Government as to the sufficiency 
of the information and evidence from time to time submitted to them 
respecting apprehended infractions of the law by the construction and equip- 
ment of warlike vessels for the service of the Confederate States, it is 
necessary throughout to bear in mind not only that the trade of shipbuilding 
is à great and important branch of industry, which Her Majesty’s Government 
was not required by any international duty to place under restrictions un- 
authorized by law, and over which it was not justified in assuming any 
arbitrary control, but also that the principal firms of British shipbuilders had 
been for a long time in the habit of entering into contracts with forcign 
Governments in all parts of the world for the construction, equipment, ond 
sale of ships of war: such contracts being privately negotiated, in the ordi- 
mary course of business, without any power on the part of the Government 
to inquire into or interfere with them. No presumption, therefore, as to 
the real destination of any such vessel would in any case arise from the 
mere fact of her having a warlike character, although she might be in course 
of building during a state of war between particular Powers, while others 
were at peace. . In the papers relating to the iron-clad rams at Liverpool, 
ample illustration will be found of the difficulties which were liable to arise 
from this state of things whenever it became necessary to prove the actual 
- purpose for which a ship of this character was being constructed: difficulties 
which, in the end, rendered it ultimately advisable for Her Majesty s Govern- 
ment to pay a very large sum of money for the purchase of the rams rather 
than risk the uncertain result of a trial. “ The four vessels above specified 
were procured from British ports, or purchased from British owners, by the 
persons comprising the de facto Government of the Confederate States through 
their agents, and passed into the possession and control of that Government. 
After possession had been so acquired they were respectively armed for war 
by the orders of that Government, were commissioned as ships of war, and 
were commanded and officered by American citizens holding commissions 
in its naval service. || The crews of these vessels were enlisted on the high 
seas or elsewhere out of the jurisdiction of Her Majesty's Government, and, 
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in the case of the Florida, chiefly in a port of the Confederate States. They 
were composed partly of British subjects, whom the American officers induced 
by persuasion and by promises of reward to take service when at a distance 
from England. The solicitations of the American officers were sometimes 
successful in inducing British seamen to serve: sometimes they were exerted 
in vain. But the vessels were also manned to a considerable extent with 
Americans and others drawn from the crews of American ships captured by 
them; though it is right to add that in the case of some of the latter class 
who left the Shenandoah at Melbourne, it was alleged that threats and ill 
usage had been employed in order to induce them to join. |; These vessels, 
after having been armed for war, were received as vessels of war in the 
ports of Great Britain as ‘well as in those of the other neutral coun- 
tries visited by them. In British ports they were received on the same 
footing as in those of other neutral nations, and were allowed to repair and 
purchase supplies on the same conditions as armed vessels of the United 
States, without favour or partiality, careful precautions being employed to 
prevent any renewal or augmentation of their warlike force within British 
waters. || No serious endeavours to intercept or capture any of these vessels, 
during the times of their respective cruises, appear to have been made by 
the Government of the United States; and the losses inflicted by them would 
probably have been in great measure averted had reasonable activity and 
diligence been exerted by that Government and its officers for that purpose. . 
The general course of Iler Britannic Majesty’s Government throughout’ the 
war was governed by a strict regard for the obligations of neutrality and a 
sincere desire to fulfil them; and this is apparent as well from the facts 
which have been stated in relation to the four vessels above specified, ss 
from the other facts stated in the earlier parts of this Case. || Thus it has 
been seen — || That beside the Florida and Alabama, many other ships were 
believed and asserted by Mr. Adams to he fitting out in British ports for 
the purpose of carrying on war against the United States, and were made 
the subject of representations to Her Majesty’s Government. || That in every 
case, without exception, the allegations of Mr. Adams were promptly and 
carefully investigated; that in the greater number of cases Mr. Adams proved 
to be mistaken, the suspected ships being merely merchant-ships, built and 
fitted out with a view to a special employment, and not for war; that in all 
cases as to which reasonable evidence could be obtained, the suspected vessels 
were scized and proceedings instituted for the condemnation of them; that 
four were thus seized—the Alexandra, the two iron-clads, and the Canton or 
Pampero—and were prevented from being used for belligerent purposes; and 
one of them (the Alexandra), having been seized in England and restored by 
the verdict of a jury, was afterwards seized again in a British Colony. : 
That during the whole period of the war, which lasted for four years, no 
vessel armed for war was sent out or procured from British ports for belli- 
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gerent use; and that of vessels specially adapted by construction for warlike 
use, two only, the Florida and Alabama, were so procured, in the manner 
and under the circumstances abovede scribed; whilst of these two only, the Ala- 
bama, escaped and came into the possession of the Confederate Government 
without having undergone a seizure and trial. || Finally, it has been seen that 
the Government of Her Britannic Majesty, not content with carefully per- 
forming, to the utmost of its power, its recognized international obligations, 
overstepped on more than one occasion the actual limit of those obligations, 
for the sake of preventing anything whatever which might compromise, or 
be reasonably thought to compromise, its neutrality; and, in particular, that, 
in order to prevent vessels which had been armed or built for war within 
Great Britain from passing into the hands of a belligerent, a large expenditure 
was twice voluntarily incurred, much of it without any equivalent, in addition 
to the costs and charges occasioned by unsuccessful proceedings in Courts 
of Law. 


PART X. 


Remarks in conclusion. 


Her Britannic Majesty’s Government has now stated, for the information 
of the Arbitrators, the principal facts which it believes to be material to a 
just adjudication on the claims urged on the part of the United States. In 
so doing, Her Majesty’s Government has been under the unavoidable disad- 
vantage of having to meet a Case which has not yet been presented. When 
that shall have been done, and the claims of the United States shall have 
been clearly ascertained, Her Majesty's Government will avail itself of the 
opportunity which it will have, under Article IV of the Treaty, to submit 
to the Tribunal such additional or more ample statement of facts as may 
then appear to be necessary. It forbears also, until a comparison of the 
Cases submitted on both sides shall have shown what points are really in 
dispute between the two Governments, to enter into argument in support of 
its own position, and will, for the present, content itself with placing before 
the Tribunal the considerations which follow. || That vessels should, under 
whatever circumstances, have been procured trom British ports for warlike 
use, and employed as belligerent cruizers against the United States (Great 
Britain herself being neutral), has been a subject of displeasure and regret 
to Her Britannic Majesty’s Government. This regret is not removed by the 
facts — material as they undoubtedly are to a just appreciation of the question 
— that the vessels were obtained by means of artifice and concealment, 
which defeated the vigilance of the officers of the Government; that all of 
them, when they respectively departed from Her Majesty’s dominions were 
wholly unarmed, and some of them constructed as mere merchant - ships, 
without any special adaptation for war; that they were few in number; and 
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* that the persons who gained possession and control of them, and by whom 
. they were used for war, were themselves (as the Government of the United 


States has never ceased to maintain) American citizens. Circumstances such 
as these must greatly affect, in the judgment of any impartial person, the 
question as to the responsibility of the neutral Government; yet it is never- 
theless truc that the acts themselves (being such as, if done or authorized 
by the neutral Government, would have compromised its neutrality) had an 
inevitable tendency to disturb its relations with the belligerent against whom 
they were directed. Her Majesty’s Government, therefore, has not hesitated 
to express its regret, frankly and publicly, to the Government of the United 
States, and has permitted the expression of it to be placed on record in the 
Treaty which has been concluded between the two Powers. || But the Govern- 
ment of the United States insists that it is entitled to satisfaction in money 
for claims which it asserts have arisen out of acts of these vessels — that 
is, out of operations of war carried on, by means of them, by the persons 
in possession of them for the time being. It is manifest that this contention 
is one which Her Britannic Majesty’s Government, although animated by the 
most friendly feelings towards the United States, could not, which due regard 
for its own rights and those of neutral nations in gencral, consent to ac- 
knowledge, not belicving it to be just. It is a claim of strict right, and can 
be supported only by clearly establishing that an international duty, owed 
by Great Britain to the United States, has been violated by Great Britain, 
and by showing further that an appreciable injury has accrued directly from 
this cause to the United States, for which Great Britain ought, in justice, 
to make reparation in money. It is for the Government of the United States, 
then, to substantiate these positions, to specify clearly the international duty 
or duties on which it relies, and to prove the violation of which it complains. 
|| A charge of injurious negligence on the part of a sovereign Government, in 
the exercise of any of the powers of sovereignty, needs to be sustained on strong 
and solid grounds. Every sovercign Government claims the right to be indepen- 
dent of external scrutiny or interference in its exercise of these powers; and the 
general assumption that they are exercised with good faith and reasonable 
care, and that laws are fairly and properly administered — an assumption 
without which peace and friendly intercourse could not exist among nations 
— ought to subsist until it has been displaced by proof to the contrary. 
It is not enough to suggest or prove that a Government, in the exercise of 
a reasonable judgment on some question of fact or law, and using the means 
of information at its command, has formed and acted on an opinion from 
which another Government dissents or can induce an Arbitrator to dissent. 
Still less is it sufficient to show that a judgment pronounced by a Court of 
competent jurisdiction, and acted upon by the Exccutive, was tainted with 
error. An administrative act founded on error, or an erroneous judgment of 
a Court,- may indeed, under some circumstances, found a claim to compen- 
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sation on behalf of a person or Government injured by the act or judgment. Nr. 5021. 
. . Gross- 
Bat a charge of negligence brought against a Government cannot be supported yritannien. 


on such grounds. Nor is it enough to suggest or prove some defect of 
judgment or penetration, or somewhat less than the utmost possible prompti- 
tude and celerity of action, on the part of an officer of the Government in 
the execution of his official duties. Te found on this alone a claim to com- 
pensation, as for a breach of international duty, would be to exact, in inter- 
national affairs, a perfection of administration which few Governments or none 
attain in fact, or could reasonably hope to attain, in their domestic concerns; 
it would set up an impracticable and therefore an unjust and fallacious 
standard, would give occasion to incessant and unreasonable complaints, and 
render the situation of neutrals intolerable. Nor, again, is a nation to be 
held responsible for a delay or omission occasioned by mere accident, and 
not by the want of reasonable foresight or care. Lastly, it is not sufficient 
to show that an act has been done which it was the duty of the Govern- 
ment to endeavour to prevent. It is necessary to allege and to prove that 
there has been a failure to use, for the prevention of an act which the 
Government was bound to endeavour to prevent, such care as Governments 
ordinarily employ in their domestic concerns, and may reasonably be expected 
to exert in matters of international interest and obligation. These conside- 
rations apply with cspecial force to nations which are in the enjoyment of 
free institutions, and in which the Government is bound to obey, and cannot 
dispense with the laws. || If the Tribunal should come to the conclusion that 
Great Britain has incurred any liability to the United States, the question 
will then arise what should be deemed the just measure and extent of that 
liability. Her Britannic Majesty’s Government abstains at present from enter- 
ing into that question, and will reserve such observations as may be fitly 
offered in relation to it on the part of Great Britain to a later stage of the 
proceedings. Here it is sufficient to remark that a claim on the part of a 
belligerent to be indemnified at the expense of a neutral for losses inflicted 
or occasioned by any of the ordinary operations of war, on the plea that 
those operations were assisted or facilitated by negligence on the part of the 
neutral Government, is one which involves grave considerations and requires 
to be weighed with the utmost care. Losses of which such negligence is the 
direct and proximate cause (and it is in respect of such only that compen- 
sation could justly be awarded) arc commonly not easy to separate from 
those springing from other causes. Success in warlike operations is generally 
due not only to the force possessed, but to the skill and courage exerted, by 
the successfull combatant. If claims of this nature were to be freely ad- 
mitted, a belligerent might demand to be indemnified by the neutral against 
consequences fairly attributable, in part or altogether, not to the fault of the 
latter but to his own want of capacity and enterprise. Her Majesty’s Govern- 
ment has been compelled to point out that in respect of the vessels to which 
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the foregoing statement relates there was, on the part of the Government of 
the United States or its officers, an extraordinary remissness in using the 
naval forces at their disposal, and that if ordinary activity had been exerted 
in the cndeavour to intercept and capture these vessels, the losses of which 
the United States now complain would probably have been in great measure 
averted. It cannot be consistent with any reasonable view of international 
obligations that a belligerent State, alleging itself to be aggrieved by some 
imputed negligence of a neutral Government, should on that account claim 
indemnity from the neutral for losses in the course of warlike operations 
which it has not actively and diligently exerted itself to prevent or arrest. : 
It was the constant aim of Her Britannic Majesty’s Government throughout 
the war to observe with fidelity and exactness the obligations, and to main- 
tain unimpaired the rights, which the law and practice of nations have 
assigned to neutral Powers. In upholding those rights all the nations of the 
world are interested; and it was the duty of Great Britain, as a maritime 
Power of the first order, brought by circumstances into closer contact with 
the war than any other State, to resist on the one hand any encroachment 
on them, and to abstain on the other from any attempt to extend them beyond 
the just and expedient limits traced out by international law. Her Majesty’s 
Government has given the best proof of its sincerity in these respects, as 
well as its earnest desire to promote the pacific and atnicable settlement of 
international differences, by proposing and agreeing to refer to the judgment 
of impartial Arbitrators the question whether, in the matters complained of 
by the United States, it has failed to discharge any international duty. In 
deciding on the questions submitted to it, the Tribunal will be called upon 
to apply to them principles and considerations of wide application, not con- 
fined to maritime neutrality, nor to the acts and conduct of maritime nations 
alone. Great Britain is prepared to accept the award, whether favourable or 
unfavourable to her. She desires only that it shall be just. She claims only 
that it shall be founded on a true and equitable interpretation of the law of 
nations, and on principles which she herself and all other Powers may be 
satisfied, whether as neutral or as belligerent, to acknowledge and abide by 
in time to come. 

[Dem hier auszugsweise mitgetheilten “British Case” waren 7 Beilagen- 
bande beigegeben, von welchen der letzte ein besonderes Blaubuch bildet. 
Derselbe enthält: “Reports of Committees appointed by the Board of Trade 


‘and Admiralty to examine the list of claims contained in Vol. VII of the 


Appendix to the Case of the United States.” Von den andern Bänden, die 
gesammte Correspondenz enthaltend, heisst es: “The other six volumes of the 
Appendix are too bulky for distribution. Copies have been placed im the 
Library of each House for reference.” ] 








Englisch-Amerikanische Differenzen [British Counter-Case]. 81 


Nr. 5022. 


GROSSBRITANNIEN. — Note addressed to the Arbitrators and to 
the Agent of the United States by Lord Tenterden, Agent of Her 
Britannic Majesty. — Ueberreichung des britischen Counter-Case. 


Geneva, April 15, 1872. 

The Undersigned, Agent of Her Britannic Majesty, appointed to attend Ne ee 
the Tribunal of Arbitration convened at Geneva under the provisions of the britannien. 
Treaty concluded at Washington, May 8, 1871, between Her Britannic Cutr- 
Majesty and the United States, has the honour, in accordance with the IVth 15.A prill872, 
Article of the Treaty and the Protocol agreed upon at the meeting held on 
the 15th of December, to deliver herewith in duplicate to Count Sclopis, the 
Arbitrator named by His Majesty the King of Italy, the printed Counter-Case 
of the Government of Her Britannic Majesty, accompanied by additional do- 
cuments, official correspondence, and evidence in reply to the Case, docu- 
ments, correspondence and evidence presented on the part of the United 
States to the Tribunal at that meeting. | The Undersigned, etc. 


Tenterden. 


Nr. 5023. 


GROSSBRITANNIEN. — Counter-Case presented on the part of the 
Government of Her Britannic Majesty to the Tribunal of Arbi- 
tration. 


PART I. 
Introductory Statement. 


The Government of Her Britannic Majesty now presents to the Tribunal Nr. 5023. 
of Arbitration its Counter-Case, or reply to the Case submitted on the part mn 
of the United States, so far as a reply appears to be necessary or admissible. Counter- 
| To the second chapter of the American Case, which imputes to the British,, Revel 
Government hostile motives, and even insincere neutrality, no reply wbatever 
will be offered in this Counter-Case. The British Government distinctly re- 
fuses to enter upon the discussion of these charges. First, because it would 
be inconsistent with the self-respect which every Government is bound to 
feel; secondly, because the matter in dispute is action, and not motive, and 
therefore the discussion is irrelevant; thirdly, because to reply, and to enter 
upon a retaliatory exposition, must tend to inflame the controversy which, in 
the whole tone and tenour of its Case, the British Government has shown its 
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desire to appease; and lastly, with respect to the charges themselves, if 
they were of any weight or value, the British Government would still contend 
that the proper reply to them was to be found in the proof which it has 
supplied that its procedings have throughont, and in all points, been governed 
by a desire, not only to fulfil all clear international duties towards the Go- 
vernment of the United States, but likewise, when an opportunity was offered, 
even to go beyond what could have been demanded of it as of right, in 
order to obviate all possibility of cavil against its conduct.|i Neither will this 
Counter-Case contain any reference whatever to the subject of indirect losses. 
Her Majesty's Government is engaged in a correspondence with the Govern- 
ment of the United States on this subject, pending which, this Counter-Case 
is presented, without prejudice to the position assumed by Iler Majesty in 
that correspondence, and under the reservations more particularly stated in 
a note accompanying it, which will be, at the same time, delivered to the 
Arbitrators. | 


Vessels to which the Claims of the United States relate. 


Her Britannic Majesty's Government believed itself to be, and was in 
fact, justly entitled to assume that the claims which it had to mect would 
be found to relate exclusively to the four vessels known as the Florida, 
Alabama, Georgia and Shenandoah, or some or one of them; these being the 
only ships in respect of which claims had becn made by the Government. of 
the United States against Great Britain. It appears that, beside claiming on 
account of all of these four vessels, the United States now claim on account 
of nine other vessels, none of which are alleged to have been in any manner 
armed, fitted out, or equipped for war within British territory. Three of 
these arc stated to have been captured, armed, and employed as tenders by 
the officer commanding the Florida during the cruise of that vessel, and one 
by the commander of the Alabama. Of two others, the Sumter and Nash- 
ville, it is alleged only that they received hospitalities in British ports, while 
cruising as ships of war of the Confederate States; of two more, the Talla- 
hassce and Chickamauga, that, having been originally built in England and 
employed in carrying cargo to and from ports of the Confederate States, they 
were converted into cruisers by the Confederate Government; and of the 
ninth, the Retribution, that her commander contrived on two occasions to 
carry à prize captured by him on the high seas into the territorial waters 
of an island belonging to Her Majesty's dominions, and there to dispose of 
or destroy the cargo. : As to al! of these nine vessels, but more especially 
as to five of them, it might justly be maintained that they ought not to be 
reckoned among the vessels which have given rise to the claims generically 
known as the Alabama claims, and that no complaints in respect of them 
ought to be considered or received by the Arbitrators. Her Britannic Ma- 
jesty’s Government, however, has not thought proper to raise this objection. 
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It contents itself with directing the attention of the Tribunal to the fact that, ps 
neither in the course of the war, nor during the long period which has pritannien. 
elapsed since its conclusion, have any claims whatever been made upon Great aan 
Britain by the United States on account of any of these vessels. || There 15 apritisza, 


have been further introduced into the list of claims losses for captures by . 
two vessels, named the Baston and Sallie, which are not mentioned in the Case, 
and expenses said to have been incurred in the pursuit of a third (the Che- 
sapeake), as to which the Case is equally silent. Wer Majesty s Government 
presumes that this has been done through inadvertence. No award can be 
made which shall comprehend or take into account the acts of vesséts as to 
which the United States have not even alleged any failure of duty. 


General Character of the Eridence. 


It would be superfluous to remind the Tribunal that the conclusions, at 
which it will arrive, must of necessity be formed, not upon what the Govern- 
ment of the United States may allege, but upon what it shall be able to 
prove. Nor can it be necessary to point out that, whilst it is not the duty 
of the Tribunal to apply to the evidence produced on either side rules 
drawn from the law or methods of procedure established in any particular 
State, the credibility and value of that evidence must nevertheless be tried 
by those general principles of reason and justice which are applicable to all 
testimony, in whatever forum it may be offered, for whatever purpose, or 
under whatever circumstances. But it may be convenient that the attention 
of the Arbitrators should at the outsct be directed to the character of some 
portions of the evidence on which the United States rely. || Much of the 
evidence adduced on behalf of the United States has been also laid before 
the Arbitrators by Great Britain, either as supporting the Case of Ler Bri- 
tannic Majesty's Government, or as forming part of the official correspon- 
dence and other materials of which it was proper that the Arbitrators should 
be in possession before proceeding to adjudicate on the matters referred to 
them. Much therefore of the evidence on each side is common to both, 
though the two parties differ in the use which they respectively make of it. ' 
Amongst the other documentary evidence cited or referred to in the Case of 
the United States, are reports and despatches from Consuls or Consular 
officers of the United States who were during the war, or have since been, 
resident in ports within Her Majesty s dominions. Of these persons it may 
be assumed that they were gentlemen worthy of credit when relating anything 
withing the range of their personal knowledge. As to statements made by 
them on the authority of others, the credit to be attached to these must depend 
in every case on the knowledge and veracity of the informant, not on those 
of the reporter of the information. Statements made on the ground of alleged 
notoriety or public rumour are evidence only — and that of a very vague 
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pa ns and unsatisfactory kind, since little reliance can be placed on assertions which, 
britennien. from their very nature, there can be no means of testing — that a number, 
Conner greater or less, of persons who are themselves unknown, and whose credibility 
‘isaprili872 and means of information are likewise unknown, believe, or have reported, a 
supposed fact to be true. It should be added that these officers were, as 
was natural, zealous — somctimes to indiscretion — in the cause of their 
Government; that they shared to the full, with their countrymen at home, 
in the excited and irritable feelings which are gencrated by civil war, and 
were, like their Government, firmly impressed with the erroneous idea that 
all armed vessels of the Confederate States ought, in foreign ports, to be 
regarded and treated as piratical. The admission of a Confederate ship on 
the same terms as a United States’ ship, was by itself, in their view, an 
offence against the United States; and this error led them into many mis- 
conceptions, and coloured throughout the reports which they addressed to 
their Government. ' The Government of the United States has appended to 
its Case, and has frequently referred to, and invoked as evidence against 
Great Britain, a mass of Confederate papers, the greater part of which consists 
of correspondence said to have passed between persons who where hired and 
employed during the war for various purposes by the Confederate Govern- 
ment and officials of that Government, whilst the rest is of a private and 
still less authentic character. Most of these papers are said to have been 
“captured at the taking of Richmond, and at other times”; and they, or such 
portions of them as the Government of the United States has thought fit to 
make public, are now made known to Her Britannic Majesty's Government 
for the first time. Of the authenticity of them, and of the manner in which 
they came into the possession of the Government of the United States, Her 
Britannic Majesty’s Government has no knowledge whatever beyond that which 
it derives from the above-mentioned statement, which it willingly accepts as 
true. Of the persons by whom and the circumstances under which the letters 
were written, and of the character and credibility of the writers, it knows 
nothing whatever. They are persons with whom this Government had nothing 
to do, and whose very existence was unknown to it; and it does not admit 
as evidence against Great Britain any statements which they may have made 
to those who employed them or to one another. . Some notice must here be 
taken of the use, which has been made in the Case of the United States, 
of opinions recently expressed by one or two living writers respecting the 
matters referred to the Tribunal. One of these (Dr. Bluntschli) is a jurist 
of celebrity, who, in the short paper written by him on the subject, has with 
great propriety guarded himself against being supposed to pronounce any 
decisive opinion, frankly admitting the inadequacy of his information, which 
indeed he appears to have derived entirely from a speech delivered in the 
Senate of the United States. On this point, however, Her Britannic Majesty’s 
Government has but one remark to make. Whatever qualifications these 
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writers might be found to possess for forming a jugdment on the question, pus 
if they had been acquainted with the facts — a matter on which Her Ma- tritannien. 
Counter- 


jesty's Government has no opinion to express — they are not the persons Case. 
selected as Arbitrators in this case. The eminent persons who have been 15.4pril1872.' 
so selected will form their conclusions. under the definite sense of responsi- 

bility proper to a high and regularly constituted judicial tribunal, after hearing 

both sides, and upon a full and complete knowledge, such as no one can 
possibly have possessed before, of all the facts of the case; and Her Bri- 
tannic Majesty’s Government is well assured that they will feel it to be, as 

it is, their first duty to form those conclusions for themselves, upon the facts 

and arguments brought before them, absolutely uninfluenced by any opinions 

which any writer, be he who he may, has permitted himself to express, 
whether on one side or on the other. ' It is well known to the Arbitrators 

that when, on former occasions recorded in history, jurists have undertaken 

to determine the merits of international questions actually in controversy, 

the jugdments so pronounced have been held questionable, as open to the 
suspicion of partizanship, and have, in fact, been often influenced by a bias, 

the precise causes of which it might be difficult to ascertain. This alone is 

a sufficient reason why weight should not be assigned to opinions put forward 

post litem motam. 


PART II. 
Argument of the United States on Neutral Duties. 


Propositions affirmed by the United States. 


In Part III of the Case of the United States an endeavour has been 
made to furnish the Arbitrators with a definition of the duties which Great 
Britain, as a neutral Power, was bound to observe towards the United States | 
during the war. At the close of an elaborate dissertation on this subject, 
the Government of the United States sums up the conclusions which it con- 
ceives itself to have established, in the form of twelve propositions. These 
propositions it regards as governing the questions involved in the claims which 
it submits to the Arbitrators. | Her Majesty s Government believes that it 
will adopt the course most convenient to the Tribunal, by explaining at once 
and in the first place how far it assents to the propositions laid down by 
the United States, and how far it dissents from them; examining aftcrwards, 
so far as may be necessary, the grounds on which the conclusions of the 
United States are formed, and stating its own conclusions on such points as 
appear to be in dispute. | The propositions advanced on the part of the 
United States are the following: — 

“1. That it is the duty of a neutral to preserve strict and impartial 
neutrality as to both belligerents during hostilities.” || The British Govern- 
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ment willingly assents to this proposition. No one, indeed, has yet been 
found to deny that it is the duty of a neutral Power to be neutral; or that 
neutrality is, by its very definition, a condition of impartiality in matters 
relating to the war, or to affirm that it is possible to be neutral as to one 
of two belligerents without being neutral as to the other. 

“3, That this obligation is independent of municipal law.” || The British 
Government accepts this proposition also. 

“3. That a neutral is bound to enforce its municipal laws and its exe- 
cutive proclamation, and that a belligerent has the right to ask it to do so, 
and also the right to ask to have the powers conferred upon the neutral by 
law increased, if found insufficient.” | The British Government does not dis- 
pute that a belligerent Government may, if it think fit, ask for any of these 
things. But that a neutral Power is under an international obligation to 
comply with the request, or to enforde its municipal laws and all proclama- 
tions or orders issued by the Executive Government, is far from being uni- 
versally true: it is admissible only under very material qualifications, which 
will be presently stated. Still less can it be admitted to be gencrally true 
that a belligerent Power has a right to call upon the neutral State to make 
changes in its domestic legislation. 

“4. That a neutral is bound to use due diligence to prevent the fitting 
out, arming, or cquipping, within its jurisdiction, of any vessel which it has 
reasonable ground to believe is intended to cruise or to carry on war against 
a Power with which it is at peace. 

#5. That a neutral is bound to use like diligence to prevent the con- 
struction of such a vessel. . 

“6. That a neutral is bound to use like diligence to prevent the depar- 
ture from its jurisdiction of any vessel intended to cruise or carry on war 
against any Power with which it is at peace; such vessel having been spe- 
cially adapted, in whole or in part, within its jurisdiction, to warlike use. 

“7. That a neutral may not permit or suffer either belligerent to make 
usc of its ports or waters as the base of naval operations against the other. 

“3. That a neutral is bound to use due diligence in its ports or waters, 
to prevent either belligerent from obtaining there a renewal or augmentation 
of military supplies, or arms for belligerent vessels, or the recruitment of 
men.” 

Great Britain adheres to the three Rules inserted in Article VI of the 
Treaty of Washington, and accepts them in the words in which they are 
there expressed; whilst it considers those Rules as exceeding in some material 
respects the obligations which, independently of them, could have been esta- 
blished by International Law against a neutral Power free from all engage- 
ments on the subject, direct or indirect, with a belligerent. The British 
Government is willing to discuss the construction of these Rules, but declines 
to admit any deviation from or enlargement of them. The statement that a 





Englisch-Amerikanische Differenzen [British Counter-Case]. 87 


neutral Government “is bound to use like diligence to prevent the construction Nr- 5024. 
of such a vessel”, appears to Her Majesty’s Government to be such a de- britannien. 
viation or enlargement. It is, in fact, a simple interpolation. Nor can the sente 
propositions numbered 7 and 8 be accepted as a correct representation of 15 april 1872. 
the Second and Third Rules. 

“), That when a neutral fails to use all the means in its power to 
prevent a breach of the neutrality of its soil or waters, in any of the fore- 
going respects, the neutral should make compensation for the injury resulting 
therefrom.’ : The British Government docs not admit this proposition as it 
stands, but it agrees that, where an appreciable injury has been directly 
caused by a violation of a clearly-ascertained international duty, suitable 
reparation ought to be made to the injured party. 

“10. That this obligation is not discharged or arrested by the change 
of the offending vessel into a public man-of-war. 

“11. That this obligation is not discharged by a fraudulent attempt of 
the offending vessel to evade the provisions of a local municipal law. 

“12. That the offence will not be deposited so as to release the liability 
of the neutral even by the entry of the offending vessel in a port of the 
belligerent, and there becoming a man-of-war, if any part of the original 
fraud continues to hang about the vessel.” | 

Ier Majesty's Government must observe, with all respect for the Govern- 
ment of the United States, that it can neither admit nor deny propositions 
to which it finds itself unable to attach a distinct meaning. It is not for 
the British Government to contend that any obligation, either of a Govern- 
ment or of an individual, which has not been fulfilled, can be discharged by 
subsequent proceedings, such as are here supposed, of other parties. But if 
it be meant to suggest that, in any such case, the default of the neutral 
Power is not limited to the acts done or omitted to be done on its part, 
within its own territory, but is to be deemed a continuing default, or scries 
of defaults, during the whole or some part of the subsequent procecdings of 
the offending vessel beyond its jurisdiction, the British Government must 
demur altogether to such a doctrine, as unknown to international law, and 
opposed to reason and principle. 


Argument of the United States. Effect ascribed to British Laws and 
Regulations as Interpretations of International Law. 


The differences which exist between the British Government and that of 
the United States arise partly in the statement of principles, but more in the 
application of them to facts admitted or proved. The latter Government has 
prefixed to its twelve propositions a lengthened argument, which appcars to 
be disigned to prove that, if not true in themselves, they arc true against 
Great Britain; and that, if true in themselves, they ought to be applied 
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against her with exceptional and peculiar rigour. This argument appears to 
the British Government to contain errors of the gravest kind. ii The source 
of these errors is manifest. The Government of the United States is not 
satisfied to rely upon the three Rules embodied in the Treaty, coupled with 
the general principles of International Law not inconsistent with them, as 
sufficient to support the claims urged against Great Britain. It desires, 
therefore, to persuade the Arbitrators to apply to the conduct of Great Bri- 
tain, not the general standard of neutral obligation which, under corresponding 
circumstances, they would apply to the United States, or to any other Power 
which had accepted those Rules, but a stricter and more rigorous standard, 
drawn from the municipal laws of Great Britain, from administrative acts of 
the British Government, or from declarations of British statesmen. | The 
positions contended for by the United States are in substance as follows: — 

1. The municipal laws of Great Britain and the administrative acts of 
her Government are to be regarded as defining as against herself her con- 
ception of her international duties. What these laws or acts prohibit, she 
must be assumed to regard as prohibited by the law of nations, and by that 
standard she must be tricd. In short, where her conception of international 
duty, thus measured, appears to fall short of the common standard, it is to 
be disregarded; in every other case it is to be assumed as the measure of 
what she owes to other nations, though not as the measure of what other 
nations owe to her. 

2. Independently of this theory, Great Britain is under an intcrnational 
obligation to execute her municipal laws and enforce her Proclamations and 
Ordinances where they are for the advantage of other nations. 

3. In the performance of these duties Great Britain is bound to use 
“due diligence”, by which is meant an exercise of active vigilance and an 
effectual use of all the means within the power of the Government. 

4. Failing to use this due diligence, Great Britain is bound to make 
compensation for any injury resulting from such failure. 

It is necessary to state these positions clearly, because they are ex- 
pressed with some vagueness in the Case of the United States. || Such, then, 
is the general measure of neutral duties which the Government of the United 
States has adopted, and endeavours to persuade the Arbitrators to adopt, in 
support of its claims against Great Britain. || To state the first of this series 
of positions is to confute it. If it were a true assumption that the municipal 
laws of a State, wherever they prohibit acts which may affect the security 
or interest of other States, must have been founded, not on considerations of 
policy and expediency, but on conceptions of international obligation, it would 
nevertheless be impossible to contend, with any show of reason, that by these 
conceptions, and not by the general rules of the law of nations, the State 
was to be judged in any international controversies in which it might become 


engaged. Such a rule, it is evident, would produce the most fantastic con- 
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sequences. In place of a common and equal standard of obligation, we Nr. 502. 
should then have a varying and unequal one, varying with the nations to britannien. 
which it was applied, and with the notions of duty which they might from el 
time to time entertain. It would be as reasonable to contend that a question 15.April 1872. 


between private litigants ought to be decided, not by the law, but by what 
the defendant had supposed to be the law, provided that the plaintiff could 
show that the difference was in his own favour. || It is not, however, a true 
assumption that whatever that laws of a State prohibit in matters affecting 
the security or interests of other States, it must have held itself bound to 
prohibit by force of an international obligation. This is a hypothesis as 
groundicss as it is unreasonable. For the primary and immediate object of 
municipal law is the protection of the security and interests of the State 
itself and its citizens; and it is clear that, with a view to this object, it 
may be, and frequently is, expedient to prohibit in relation to other States 
acts not prohibited by the law of nations. The theory of the United States 
would assume that this never is or can be expedient. || This observation 
applies with all its force to those municipal laws which are sometimes styled 
“Neutrality Laws.” Such laws belong to the class-which, in the codes of 
some European nations, are described as having for their object the protection 
of the internal and external security of the State. Thus, by the Penal Code 
of France it is made an offence to levy or enrol soldiers without the authority 
of the Government, and penalties of various degrees of severity are denounced 
against any persons who, by acts not approved by the Government, may have 
exposed French citizens to reprisals or the State to a declaration of war. 
These provisions have been adopted in the Penal Code of the Kingdom of 
Italy; in that of the Netherlands, and by other countries. || The law known 
in England as the Foreign Enlistment Act of 1819 belongs to the same class. 
The considerations on which it is founded are thus stated in the preamble: — 

“Whereas the enlistment or engagement of His Majesty's subjects to 
serve in war in foreign service without His Majesty's license, and the fitting 
out and equipping and arming of vessels by His Majesty’s subjects without 
His Majesty's license, for warlike operations in or against the dominions or 
territories of any foreign Prince, State, or Potentate, or persons exercising 
or assuming to exercise the powers of Government in or over any foreign 
country, colony, province, or part of any province, or against the ships, goods, 
or merchandize of any foreign Prince, State, Potentate, or persons aforesaid, 
or their subjects, may be prejudicial to, and tend to endanger the peace and 
welfare of this Kingdom, and whereas the laws in force are not sufficiently 
effectual for preventing the same; be it therefore enacted ,“ etc. 

Laws of this kind serve, amongst other purposes, that of enabling or 
assisting the State which enacts them to discharge, when a neutral in war, 
the duties, and protect the rights, of neutrality, and they may therefore with 
perfect propriety be described as having that object in view. But their main, 
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though not always their sole, purpose, is tu restrain whatever may tend to 
imperil the relations of the State with foreign Powers; they are framed on 
those considerations of expediency by which all legislation is governed; and, 
as they may stop short in some respects of the provisions of international 
law, so they may transcend them in others. , It has sometimes been argued 
indeed, though not with success, that the law of nations should be regarded 
as furnishing an interpretation of the Foreign Enlistment Act, and confining 
its scope to acts which can be shown independently to be within the prohi- 
bitions of that code. But that the Act should, on the contrary, be vicwed 
as extending the prohibitions of the law of nations, was never, to the know- 
ledge of Her Majesty s Government, contended by any one, and such an ar- 
gument would certainly receive no attention from any judicial tribunal. . 

The Government of the United States further assumes that the same 
false principle is to be applied not only to laws, but to the proclamations, 
orders, and regulations issued during a war by neutral nations. These also 
are to be supposed to prohibit nothing which the Government that issues 
them does not believe to be interdicted by indernational law. || Her Majesty's 
Government had supposed that the nature of these acts and orders was a 
thing perfectly well understood by the United States, as it certainly is by 
maritime nations in general. They arc universally understood to be acts done 
in the free exercise ‘of that right which every Sovereign State possesses to 
regulate the access of belligerent vessels to its ports. They convey no ad- 
mission whatever that what they enjoin is enjoined, or that what they prohibit 
is prohibited, by the law of nations. In some cases this may be so; com- 
monly it is not so. But the acts themselves, whether they happen to coincide 
with rules of international law or not, are voluntary and discretionary. They 
are done in exercise of a right, not in performance of an obligation. || The 
foregoing remarks have been drawn from the British Government by the 
attempt made in the Case of the United States to introduce into this con- 
troversy an assumption which is clearly erroneous — the assumption, namely, 
that whatever is or was prohibited by British law or by the Orders or Pro- 
clamations of the British Government ought, as against Great Britain, to be 
held to be prohibited by the law of nations. . . . . . || Her Britannic 
Majesty's Government declares, on the contrary, in the most explicit manner, 
that the law to which it has submitted its conduct, and by which it has con- 
sented to be tried, is the International Law recognized in common by all 
civilized States, coupled with the three Rules embodied in the Treaty; that 
this law is to be gathered, not from British statutes or ordinances, but from 
the general consent of nations, evidenced by their practice; and that the laws 
and ordinances of Great Britain herself can be appealed to only for the single 
purpose of proving that her Government was armed with sufficient power to 
discharge its international duties, and not for the purpose of extending, any 
more than of restricting, the range of those duties. 
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Nr. 5028, 

Argument of the United States. Alleged duty of a Government to enforce . er 
. | . . ritannien. 

its own Laws and Regulations. Counter- 


At page 211 of its Case, the Government of the United States lays t5.Apeil1872, 
down, as against Great Britain, the general proposition that a neutral is 
bound to enforce its laws and its “executive proclamation.” It appears to 
contend for the same proposition at page 108. But at pages 122, 123, it 
expressly guards itself against being supposed to admit that Great Britain, 
against whom this supposed principle is pressed, would herself, if the case 
were reversed, be entitled to the advantage’ of it against the United States 
or against other nations. The Arbitrators, therefore, are solicited to assume 
that Great Britain was bound to enforce her laws and ordinances so far as 
they were in favour of the United States, with the understanding that the de- 
cision is not to imply that any corresponding obligation was, or is, incumbent 
on the United States or on other Powers towards Great Britain. | In defence 
of this extraordinary suggestion it is pleaded that “in 1793, during Gencral 
Washington’s administration, the representative of Great Britain in the United 
States pointed out to Mr. Jefferson, who whas then Secretary of State, acts 
which were deemd by His Britannic Majesty's Government to be breaches of 
neutrality’ done in ‘contravention of the President’s Proclamation’ of Neutra- 
lity, and he invited the United States to take steps for the repression of such 
acts and for the restoration of captured prizes’, and that “it appears that 
the United States complied with these requests.” It will be scen that the 
representations then made on the part of this country to the United States 
were founded on the character of the acts themselves, which were deemed 
by the British Government to be breaches of neutrality, and not upon the 
fact that they were prohibited by the President’s proclamation. Further 
comment on this supposed precedent, which will hereafter be examined for 
a different purpose, is here unnecessary. || The international duties which 
Great Britain acknowledges towards other States, she will at all times hold 
herself entitled to enforce against them. And she would not have expected 
that, under any circumstances, the United States could have taken a diffe- 
rent view. | Disregarding the attempt to confine the operation of it to a 
single Pawer, Her Majesty’s Government cannot admit the proposition for 
Which the Government of the United States contends. Setting aside those 
cases in which the law or ordinance serves only as a means of enabling the 
Government to discharge an antecedent international obligation, and cases 
in which the omission to enforce it would be an instance of wilful partiality 
or à violation of an express or tacit engagement, it cannot be admitted that 
a State is bound by any international duty towards other States to execute 
or enforce its own ordinances or laws within its own territory. A State is 
bound to enforce the laws which afford protection to life and property, for 
the benefit of commorant foreigners, as well as for that of its own citizens; 
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because it is a principle universally recognized that foreign residents obeying 
the laws are entitled to the protection which they bestow. Here there is 
au antecedent duty. But a State is not bound to enforce revenue laws of 
its own from which an incidental advantage may be reaped by some foreign 
nation or its citizens; for here there is no antecedent duty. Still less can 
it be allowed, in the absence of any antecedent obligation, that in executing 
its own laws a State is bound, in relation to other States, to the exercise 
of active vigilance and exact diligence, or that it owes them compensation 
for any loss they may conceive themselves to have sustained through a de- 
fault in this respect. The comity of nations indeed, permits representations 
and remonstrances to be made by one Government to another in cases where 
no strict right exists. Nor is ler Majesty's Government disposed to deny 
that cases may occur in which, through a reasonable confidence that the 
laws aud ordinances of a particular State would be executed according to 
their tenor, losses may have been incurred by another State or its citizens 
or subjects for which some reparation might fairly and equitably be made. 
But the claim for compensation in such cases arises fiom special circum- 
stances, and appeals to international comity and an enlarged sense of equity, 
not to strict right. Great Britain is willing to go as far as any State has 
ever gone in this direction. The British Government has never denied — 
on the contrary, it has at all times freely and readily admitted — that the 
United States had reasonable ground to expect that the provisions of the 
Foreign Enlistment Act would, like the other municipal laws of Great Bri- 
tain, be fairly executed even where they might exceed the ascertained limits 
of the law of nations. This consideration, and the wish that every cause of 
complaint on the part of the United States should be completely and effec- 
tually removed, together with the desire to make satisfactory provision for 
the future, induced Her Majesty’s Government, in concluding the Treaty of 
Washington, to consent that a retrospective effect should be given to the 
three Rules inserted in the Vith Article of that Treaty. 


Recapitulation. 


The conduct of Great Britain in this matter is to be tried by the three 
Rules of the Treaty of Washington, coupled with such general principles of 
international law, not inconsistent with those rules, as may appear to have 
been applicable to the case. The general principles of international law are 
to be collected from those sources to which it is customary to have recourse, 
and not from the municipal law of Great Britain, nor from administrative 
acts or regulations of the British Government; and these are to be applied, 
as against Great Britain, in the same manner in which they would be applied, 
under like circumstances, against the United States or any other Sovereign 
State, | 
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Argument of the United States. Extent of Neutral Obligations as deduced wr 6038. 


from the Three Rules, and from General Principles of International Law.  vritannien. 


Her Britannic Majesty s Government proceeds to remark upon that part pol 


of the Case of the United States in which the Government of the United 15.4prili872. 
States has explained and endeavoured to support its vicw of the extent of 
the duties of a neutral Power. || The British Government deems it right here 
to observe that the questions submitted to the Tribunal are not of an ab- 
stract or speculative character. The Arbitrators have not to consider and 
determine what rules might with advantage be laid down for the regulation 
of the conduct of neutral Powers during war; what, under such rules, would 
have been the duty of Great Britain, or whether Great Britain acted in ac- 
cordance with that standard of duty. They have to deal with facts. Injuries 
are alleged to have been inflicted by Great Britain and sustained by the 
United States. Reparation is claimed for those injuries. There can be no 
injury without some violation of a duty actually existing at the time.*) The 
Arbitrators, before they decide against Great Britain, must be satisfied that 
there was such a violation of duty. They must be satisfied, therefore, in 
the first place, that the alleged duty really existed. They must be satisfied, 
further, that the violation, if any, was such that reparation may justly be 
awarded for it in money — that is, that it was the direct cause of some 
substantial and appreciable loss to the party claiming reparation. || The neutral 
duties which it is alleged by the United States that Great Britain failed to 
discharge, are of two classes, which should be kept distinct from each other. 
They relate to — 

(A.) The original fitting out, arming, or equipping in neutral ports, of 
vessels intended for the naval service of a belligerent, and the original de- 
parture from the jurisdiction of the neutral of vessels intended for such ser- 
vice, and adapted for war wholly or in part within such jurisdiction ; 

(B.) The admission into the ports or waters of a neutral of vessels in 
the naval service of a belligerent, whether such vesscls were or were not 
originally adapted for war within the jurisdiction of the neutral; and acts 
done by or in respect of vessels so admitted. 

The question what measure of diligence or care may justly be demanded 
of a neutral Government in the prevention of acts on the part of its subjects 
or citizens which are inconsistent with neutrality, and the question in what 
cases and on what accounts reparation may justly be awarded, are again 
distinct from the foregoing, and have to be considered separately. 


1) The general definition of “culpa” or “faute” applies to international injuries, 
as well as to injuries, inflicted and sustained by individuals. “Le débiteur est en faute 
soit qu'il contrevient à l’obligation de ne pas faire, soit quand il n’exécute pas Publi- 
gation de faire, soit quand il n’a pas apporté dans l’exécution ou dans l’accomplisse- 
ment de cette cbligation tous les soins auxquels il était tenu.” — Le Droit Civil 
Français, par Zachuriae, annoté pur G. Mussé et Ch. Vergé, sec, 548. 
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(A) Original Equipment, ete, of Belligerent Vessels in Neutral Ports. 


As to neutral duties falling under the first of these heads, Her Britannic 
Majesty s Government adheres to what is laid down in the three Rules em- 
bodied in the VIth Article of the Treaty, and more particularly in the first 
of those Rules. The British Government is well convinced that these Rules, 
go beyond any definition of neutral duty which, ap to that time, had been 
established by the law or general practice of nations; but it refrains from 
arguing that question, holding that the discussion of it is precluded, except 
so far as may be necessary for the purpose of dealing with arguments founded 
on an assumed state of International Law, as distinct from an undertaking 
by Iler Majesty to act upon the Rules. By common consent the Rules are, 
for the purposes of this arbitration, to be taken as applicable to the case; 
it is to be assumed, without dispute on either side, for the purpose of this 
arbitration, that the obligations which they purport to express were such as 
Great Britain had undertaken to perform. . .... ' It is true beyond contro- 
versy that, at the time when the events occurred out of which the claims of 
the United States have arisen, the mere sale and delivery of a vessel adapted 
for war in a neutral port to a belligerent, and the mere construction of such 
a vessel to the order and for the use of a belligerent, had not been declared 
by any authority to be acts which the neutral Government was under an ob- 
ligation to prevent, or which violated any neutral duty. And it must never 
be forgotten that the obligations of International Law are such as have been 
received and acknowledged by the general consent of nations. No private 
opinions, or theoretical developments of the principles on which they are 
supposed to rest, can ever constitute new international obligations or enlarge 
the old, still they have been themselves generally acknowledged and received. 
It would seem, indeed, to be inconsistent with neutrality for a neutral Power 
to introduce or admit, during war, innovations on these subjects to the pre- 
judice of either lelligerent. || It is true also, that it was a question at the 
least of reasonable and serious doubt, whether either of these classes of acts 
was à contravention of the municipal law of England, or would have been a 
contravention of that of the United States. Simple justice demands that this 
should be steadily kept in view in determining whether, in any of the cases 
brought before the Arbitrators, there was, on the part of the British Govern- 
ment or any of its subordinate officers, such a defect of promptitude or de- 
cision as to amount to culpable negligence. It is material to be borne in 
mind, in considering what facts were known tu the Government, what those 
facts proved or did not prove, and what, upon the facts which were known 
to it and on which alone it could act, it was the duty of the Government 
to do. It has been already stated to the Arbitrators, in the Case presented 
to them on the part of Great Britain, that, in the judgment of Her Majesty’s 
Government and its official advisers, the special adaptation of a vessel to 
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warlike use was among the acts prohibited by the Foreign Enlistment Act, oe 
provided there were sufficient proof that she was intended for the service of pritannien. 
a belligerent, although the vessel might not be actually armed so as “to be Coanter- 
capable of immediate employment for war. The provisions of the Act are 15.April1872. 
not, as has been already observed, to be regarded as declaratory of the law 

of nations. But Her Majesty s Government agrees that by the second clause 

of the First Rule it was the intention of the High Contracting Parties to 
preclude any question on this point from being raised before the Arbitrators, 

with reference to the words “fitting out, arming, or equipping” in the first 

clause. || Great Britain does not, on this or on any other point, desire to 

raise or dispute before the Arbitrators any doubtful or obscure questions of 

public law. She desires, on the contrary, that they should be relieved, as 

far as possible, from the necessity of considering such questions, and she 

expects from them a fair and just decision on ascertained facts, tried by the 
application of admitted- principles, or of plain and legitimate inferences from 
admitted principles. She accepts as applicable to the case, and as substan- 

tially sufficient for an equitable adjudication on it, the proposition that a 

neutral Government, which has assented to the Rules laid down in the VIth 

Article of the Treaty, is bound — | 


“First; To use due diligence to prevent the fitting out, arming, or 
equipping, within its jurisdiction, of any vessel which it has reasonable grounds 
to believe is intended to cruise or to carry on war against a Power with 
which it is at peace; and also to use like diligence to prevent the departure 
from its jurisdiction of any vessel intended to cruise or carry on war as 
above, such vessel having been specially adapted, in whole or in part, within 
such jurisdiction, to warlike use; 


“Secondly; Not to permit or suffer either belligerent to make use of its 
ports or waters as the base of naval operations against the other, or for the 
purpose of the renewal or augmentation of military supplies or arms, or the 
recruitment of men; | 


“Thirdly; To exercise due diligence in its own ports or waters, and, as 
to all persons within its jurisdiction, to prevent any violation of the foregoing 
obligations and duties.” || She accepts these rules, not with the refinements of 
meaning and the overstrained rigour of construction which are applied to 
them in the Case of the United States, but according to their obvious purport, 
and as they would naturally be understood by persons conversant with the 
law and practice of nations; and she maintains that the British Government ' 
did not at any time during the war, in respect of any of the vessels to 
which the claims of the United States relate or of any other vessels, fail to 
use the due diligence which the rules require. 
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(B.) Admission of Belligerent Vessels into Neutral Ports. 


With respect to the admission of belligerent ships of war into neutral 
ports, the principles of the law of nations arc clearly settled, not only by 
the general consent of publicists, but by a long and nearly uniform practice. 
, It is the right of a neutral Government, at its absolute discretion, either to 
refuse admission or to grant it, and extend to the vessels so admitted all the 
ordinary hospitalities of a friendly port, on such conditions, and subject to such 
regulations, if any, as the neutral Government may think fit to make; provided 
only that the same facilities be offered to both belligerents indifferently, and 
that such vessels be not permitted to augment their military force, or in- 
crease or renew their supplies of arms or munitions of war, within the neu- 
tral territory. || A neutral Government is not required by the law or prac- 
tice of nations to place any restrictions whatever upon the liberty which it 
accords of purchasing provisions, coal, and other supplies (not being supplies 
of arms or munitions of war). It is not a principle or rule of the law of 
nations that the supplies purchased should be limited to the quantity neces- 
sary for enabling the vessel to gain the nearest port of her own country or 
of an ally. No such principle was ever, so far as Her Majesty’s Government 
is aware, admitted or contended for by any maritime Power. On the con- 
trary, it has been the constant practice to allow belligerent vessels to repair, 
refit and supply themselves with stores and fuel, with the avowed intention of 
continuing to cruisc. So also belligerent ships may be either permitted or 
forbidden, at the pleasure of the neutral, to bring in prizes, to retain pos- 
session of them, or even to sell them, although there can be no condemnation 
of them as prize by any authority locally situate within the neutral terri- 
tury. Special restrictions may undoubtedly be imposed by the neutral Govern- 
ment if it think fit, but they may be revoked at any time, and do not con- 
fer any right on either belligerent. All that a belligerent has a right to 
demand is, that restrictions imposed on him shall be imposed on his ennemy 
likewise. 


First Limitation suggested by the United States. 


It has been necessary for Her Britannic Majesty’s Government to recall 
the attention of the Tribunal to these well-known and elementary maxims, 
because the Government of the United States has not only endeavoured to 
fix upon the regulations and instructions which the British Government 


.deemed it expedient to issue during the war to its own officers a character 


which they did not possess, that of acknowledgments or recognitions of rules 
obligatory under the law of nations; it has further insisted upon a con- 
struction of the words of the Second Rule which no neutral nation could 
safely accept, and which was not in the contemplation of Great Britain at the 
time when they were agreed to. || The novel limitations which it is attempted 
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thus to introduce are in the following passage mingled with limitations which re 


at present exist and are recognized by established usage: — 
“The ports or waters of the neutral are not to be made the base o 
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naval operations by a belligerent. Vessels of war may come and go under 15.4pril1872 


such rules and regulations as the neutral may prescribe; food and the ordi- 
nary stores and supplies of a ship not of a warlike character may be 
furnished without question, in quantities necessary for immediate wants: the 
moderate hospitalities which do not infringe upon impartiality may be extendtd; 
but no act shall be done to make the neutral port a base of naval operations. 
Ammunition and military stores for cruisers cannot be obtained there; coal 
cannot be stored there for successive supplies to the same vessel, nor can it 
be furnished or obtained in such supplies; prizes cannot be brought there for 
condemnation. The repairs that humanity demand can be given, but no 
repairs should add to the strength or efficiency of a vessel, beyond what is 
absolutely necessary to gain the nearest of its own ports. In the same sense. 
are to be taken the clauses relating to the renewal or augmentation of mili- 
tary supplies or arms and the recruitment of men. As the vessel enters the 
port, so is she to leave it, without addition to her effective power of doing 
injury to the other belligerent. If her magazine is supplied with powder, 
shot, or shells; if new guns are added to her armament; if pistols or muskets 
or cutlasses, or other implements of destruction, are put on board; if men 
are recruited; even if, in these days when steam is a power, an excessive 
supply of coal is put into her bunkers, the neutral will have failed in the 
performance of its duty.” 

According to this interpretation a neutral Government which should suffer 
a belligerent cruiser to effect any repairs beyond what are absolutely neces- 
sary for gaining the nearest of its own ports, or to receive more coal than 
would be enough for the same purpose, would commit a breach of neutral 
duty. It may, indeed, sometimes be found convenient by neutral Powers to 
impose restrictions of this nature, more or less stringent, on the armed 
vessels of belligerents admitted into their ports; and this was done by Great 
Britain during the Civil War. But such restrictions were not then, and are 
not now, dictated by any rule of international obligation. Were they to be- 
come such, and were the obligation to be construed against the neutral with 
the breadth and rigour for which the United States contend, it may be feared 
that neutral Powers would rarely be secure against complaints and demands 
for compensation on the part of one belligerent or another. || Having con- 
stantly during the war used British ports as places of resort for its own 
cruisers, and having repeatedly obtained for them thercin successive supplies 
of coal, which were consumed, not in returning home, but in cruising, the 
Government of the United States now appears to represent this very act as 
a breach of neutral duty, and to hold Great Britain liable for any cases in 
which Confederate vessels may have succeeded in obtaining similar facilitics. 


Staatsarchiv XXV. é 
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Nr. 508. “ This question, however, does not regard Great Britain alone. The Govern- 

Gross- , . . . 

britannien, Ment of the United States has plainly declared that it regards these Rules 

canne as no more than a statement of previously established rules of International 

15.aprilig7z, Law, So far as regards the Second Rule, Her Britannic Majesty’s Govern- 
ment concurs in this view. The expressions upon which the United States 
rely belong to a class in common use among publicists, who, in attempting 
to define the duties of neutrality, are accustomed to employ these words or 
others equivalent to them, and of not less extensive meaning. Thus the 
phrase “base of naval operations”, employed in this connection, denotes the 
use of neutral territory by a belligerent ship as a station or point of depar- 
ture where she may await, and from whence she may attack her ennemy. 
That these expressions have not hitherto received the construction which the 
United States would put upon them, is certain. Whether they are to receive 
it in future, is a question which concerns not Great Britain only, but all 
other Powers which may hereafter find themselves neutral in maritime 
warfare. 


a 


Further Limitation suggested by the United States. 


The Government of the United States insists further that the general 
right of neutral Powers to allow free entrance into and egress from their ports 
to belligerent ships of war is subject to one important exception. This excep- 
tion relates to vessels which have been originally adapted for war wholly or in 
part within the jurisdiction of the neutral. It is insisted that the neutral Govern- 
ment is bound to seize and detain such vessels whenever they may enter its 
ports; that this is a duty which it owes to the other belligerent, and by the non- 
pertormance of which it becomes liable to a demand for compensation...... 
' This duty seems to have, according to the United States, no limit of time. 
It applies to vessels which have “at any time” received any partial adaptation 
for warlike use in the building-yards, docks or waters of the neutral country; 
it aplies to public ships of war, commissioned by a belligerent Power; and 
it applies to them indifferently whether the act or acts of adaptation took 
place after they were commissioned, or before it and before they came into 
the possession of the commissioning Power. Literally, it might even be taken 
to apply to cases in which the adaptation had taken place for purposes 
totally unconnected with the particular war, or with cither of the belligerents. 
Had the United States intended to limit in any way their peculiar inter- 
pretation of the clause, they might have been expected to state the limitation. 
But it is clear that they had no such intention, for they have been careful 
to employ the widest and most comprehensive language they could possibly 
command. || It can hardly be necessary to say that this pretended obligation, 
whereby a neutral Government would be bound to seize by force any public 
armed ship which might enter its ports, and of which thcre might be reason 
to believe that she had at any time before received some partial adaptation 
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for war within the jurisdiction of the neutral, is entirely unknown to the Ne Dei 
law, unsupported by practice, and in direct conflict with the principles which ,,itanniea. 
have hitherto governed the admission of public ships of war into the ports Counter- 
of friendly nations. | This would alone be sufficient to condemn the inter- 15, Aprill872. 
pretation of the second Rule suggested by the United States, even if it could, 
with any plausibility, be represented as the natural meaning of the words 
employed. But it is not their natural meaning. No one who desired to lay 
down such a principle would clothe it in such language. It is clear that 
these words point to a departure following the special adaptation, whilst the 
hostile purpose still rests in intention, and the vessel may still, by due diligence, 
be prevented from quitting the neutral territory to carry that purpose into 
execution; and that they could not, without violence, be applied to a case 
in which the ship, having succeeded in effecting her departure, and finally 
quitted the neutral jurisdiction, has subsequently re-entered it at an indefinite 
distance of time; when, instead of being merely “intended for warlike use,” she 
is known to be actually engaged in hostile operations; and when her original 
character has been exchanged for that of a public ship of war, recognized 
as such in the ports of other neutral States, and exempt as such from all 
local jurisdiction. Unless a violation of neutrality had been established in 
due course of law against such a vessel, while properly subject to the neutral 
jurisdiction, the question of fact whether such a violation had taken place 
could not, by any form of proceeding, be investigated between the neutral 
Power and the belligerent whose flag she bore. Even if the proof of the 
facts, in foro competente, were as easy as it has been generally found difficult, 
the belligerent Power would justly deny the right of the neutral to exercise 
jurisdiction over a vessel forming part of its public maritime force, for the 
purpose of any such inquiry. And to detain a public ship of war in a neutral 
port for acts done before she had obtained that character, without any previous 
notice that she was not at liberty to come in upon the usual terms, would 
be in itself an act of war, and a plain violation of well-settled rules of 
international comity. || Her Britannic Majesty’s Government observes with 
sincere regret that, as in other particulars, so more especially in this, the 
Government of the United States, instead of accepting in a fair and reasonable 
sense Rules which the two Powers have engaged to observe towards one 
another and to recommend for adoption to other States, seems on this occasion 
to have considered how they might be turned to the greatest advantage in 
the present controversy, and with that view to have strained the construction 
of them to the very utmost. The undue extension which it is proposed to 
give to the First Rule does not accord with its plain and natural meaning, 
was never contemplated by the Government of Her Britannic Majesty, and 
is altogether rejected by Great Britain. || The British Government concurs 
with the Government of the United States in holding that a vessel which has 
become liable to arrest and seizure, within neutral jurisdiction, by reason of 
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A ae a violation of neutrality, cannot relieve itself from that liability by merely 
britannien. removing to another place within the same jurisdiction, and that the duty of 
Conner” the neutral Government to seize and detain, where such a duty exists, would 
15Ayril8:2. not be affected, though the execution of it might without any want of due 
diligence be embarrassed or prevented, by the mere fact of such removal. 

The orders issued for the scizure of the Alabama under the powers of the 
Foreign Enlistment Act would have been executed at Quecnstown or Nassau, 

had she gone from Liverpool to either of those places, exactly as they would 

have been executed at Liverpool if they had arrived in time. But the Ala- 

bama, when she touched for the first time at a port of a British Colony, had 

for more than six months been commissioned and in active service as a cruiser 

of the Confederate States; had, as such, fought a successful action with a 

United States’ warsteamer; and, as such, had been reccived at the French 

island of Martinique, as she afterwards was at Fernando de Noronha, Bahia, 

and Cherbourg. And in matters relating to the war, it was the duty of 

other neutral Powers, to treat the Alabama in exactly the same manner as, 

under corresponding circumstances, they would have treated a public ship 

armed and commissioned by a recognized sovereign State. . . . . . . 

[Folgt ein Auszug aus Ortolan, Règles internationales et Diplomatie de 
la mer (4ème édition) I p. 190.) 

The principle laid down in the preceding extract is clear, and the con- 
sequences which flow from it are cqually clear. A vessel commissioned as 
a public ship of war, entering a foreigu port, is a portion of the naval force 
of the Government by which she is commissioned, commanded by its officers, 
and displaying the ensigns of its authority. Any act of force directed against 
her (unless to prevent or repel aggression, or compel her to depart after 
having been required to do so by competent authority) would be directed 
against her Government, and would at the same time, if done without previous 
warning, be an infraction of a recognized understanding, on the faith of 
which she entered, and on the observance of which she had a right to rely. 
If, while in neutral waters, she commits any violation of neutrality or other 
offence against the neutral, force may undoubtedly be employed in any way 
which may be necessary in order to prevent or arrest the unlawful act and 
to compel her departure. But redress ought not to be sought against the 
ship herself: it should be sought, if needful, against her Government. 4 
fortiori, this is true if the offence were committed before she arrived at the 
neutral port. Thus, of the violations of neutrality committed during the war 
the grossest and most flagrant by far was that perpetrated by the Wachusett 
in the harbour of Bahia. The Brazilian authorities would have been amply 
justified in firing on that vessel whilst engaged in the act, and sinking her 
if necessary; if she had afterwards presented herself in a Brazilian port, they 
would doubtless have refused her admission; but they would have rightly 
abstained, even un such provocation, from seizing and detaining her. A multe 
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fortiori the same proposition holds good if the act complained of were done Ne es 
before the offending ship came into the possession of the commissioning britannien. 
Government, or before she was incorporated into its naval service. || These Coon 
principles are recognized by publicists and sanctioned by usage. There is not 15.April1872. 
a maritime Power in the world which would not resent any violation of them; 

and it would be the duty of any naval officer to resist such a violation, 

unless it were supported by manifestly superior force. They do not extend 

to prizes brought into neutral ports by the belligerent vessel, if captured 

within the waters of the neutral, or by a vessel unlawfully armed within her 
jurisdiction and during the cruise immediately following such armament. These 

the neutral may restore, and it may be his duty to do so, on the application 

of the original owners or their Government. 


Argument of the United States. What is “Due Diligence?” 


Passing from the question, what classes of acts a neutral Power is bound 
to use due diligence to prevent, to the further question, what is due dili- 
gence, Her Majesty s Government finds that “these words are not regarded 
by the United States as changing in any respect the obligations of a neutral 
regarding the matters referred to in the Rules, as those obligations were 
imposed by the principles of international law existing before the conclusion 
of the Treaty.” Her Majesty’s Government concurs whit that of the United 
States in holding that the words “duc diligence” introduce no new or addi- 
tional obligation. They exact.from the neutral, in the discharge of the duties 
imposed on him, that measure of care, and no other, which is required by 
the ordinary principles of international jurisprudence, and the absence of 
which constitutes negligence || Her Majesty’s Government will not follow the 
Government of the United States through the observations which it has pre- 
sented to the Arbitrators on the nature and degrees of negligence, but will 
notice only the definition which, at the close of those observations, it had 
attempted to supply. | “The United States understand that the diligence which 
is called for by the Rules of the Treaty of Washington is a due diligence; 
that is, a diligence proportioned to the magnitude of the subject and to the 
dignity and strength of the Power which is to exercise it. — a diligence 
which shall, by the use of active vigilance, and of all the other means in 
the power of the neutral, through all stages of the transaction, prevent its soil 
from being violated: — a diligence that shall in like manner deter designing men 
from committing acts of war upon the soil of the neutral against its will, and thus 
possibly dragging it into a war which it would avoid: — a diligence which prompts 
the neutral to the most energetic measures to discover any purpose of doing the 
acts forbidden by its good faith as a neutral, and imposes upon it the obligation, 
when it receives the knowledge of an intention to commit such acts, to use 
all the means in its power to prevent it.” || Her Majesty’s Government has 
been unable to collect from this definition the information which it is doubt- 
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less intended to convey. It may readily be conceded that the care exerted 
by a Government to prevent violations of its neutrality should bear some 
proportion to the probable consequences of such offences. It may be conceded 
also that the responsibility incurred by failing to prevent an offence must 
materially depend on the power which the Government possessed of preven- 
ting it. So far as this, the British Government concurs with the Government 
of the United States. But Her Majesty’s Government cannot admit that the 
measure of diligence due from neutral Powers ougth to be proportioned in any 
way to their relative degrees of dignity; it knows of no distinction between more 
dignified and lessdignified Powers; it regards all sovereign States as enjoying equal 
rights and equally subject to all ordinary international obligations; and it is firmly 
persuaded that there is no State in Europe or America which would be 
willing to claim or accept any immunity in this respect on the ground of its 
inferiority to others in extent, military force, or population. In truth, the 
Arbitrators will have clearly perceived, from the statement already presented 
to them on the part of Great Britain, that in a country which, with free 
institutions, possesses a large commercial marine and a very extensive ship- 
building trade, the difficulty of preventing enterprises of this nature is, 
instead of being less, far greater than in countries which are not so populous 
and where these conditions are not united; and just allowance ought to be 
made for this difficulty. The assertion that due diligence means a diligence 
which shall prevent the acts in question and shall deter men from com- 
mitting them, if taken literally, can only signify that no Government can 
be held to have done its duty which has not been completely successful. 
Of all the Powers in the world, such a test would most severely condemn 
the Government of the United States. If not taken literally, it can 
contribute nothing to a serious discussion. It has been shown, by ample 
evidence, in the Case presented on the part of Great Britain, that the 
measures adopted by the British Government did prevent and deter men from 
enterprises which would have violated or imperilled her neutrality; all that 
the United States have to complain of is, that these measures proved in- 
effectual to prevent or deter in a very small number of cases, in which the 
agents contrived to escape observation, or the difficulty of obtaining evidence 
was great. That due diligence requires a Government to use all the means 
in its power, is a proposition true in one sense, false in another: true, if 
it means that the Government is bound to exert honestly and with reasonable 
care and activity the means at its disposal; false, impracticable, and absurd, 
if it means that a liability arises whenever it is possible to show that an 
hour has been lost which might have been gained, or an accidental delay 
incurred which might, by the utmost foresight, have been prevented; that an 
expedient which might have succeeded has not been tried; that means of 
obtaining information which are deemed unworthy or improper have not been 
resorted to; or that the exertions of an officer or servant of Government 
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have not been taxed to the utmost limit of his physical capacity. || Nor can Me 
we fail to observe that, in proportion as we extend the duty of prevention vritannien. 
incumbent on neutral Governments, from hostile enterprises which are open Counter- 
and flagrant to acts of a more doubtful character which border on the line 15. apringze. 


betwixt the lawful and the unlawful, it becomes more and more difficult to 
exact from the neutral, in the performance of that duty, peculiar and extra- 
ordinary vigilance and activity. The duty of preventing the open assembling 
within neutral territory of an armed hostile expedition against a neighbouring 
country is plain and obvious, and requires only a prompt exercise of adequate , 
force. But it is otherwise when we come to acts of a different class, the 
criminality of which depends on a latent intention; such, for example, as the 
mere procuring for belligcrent purposes from the yards of a neutral ship- 
builder, whose ordinary business it is to build ships of all kinds for customers 
of all nations, a vessel with some special adaption for war. There is nothing 
in the relation of a neutral to a belligerent to cast on the former the duty 
of exercising within his own territory a constant and minute espionage over 
ordinary transactions of commerce for the protection of the latter. This 
relation, always onerous to the neutral, is at the same time, it must be 
remembcred, purely involuntary on his part. It is forced on him by the quarrals 
of his neighbours in which he has no concern, or by their internal discords when 
those discords break out into civil war. || Her Majesty’s Government has not 
attempted a task which has baffled, as it belicves, the ingenuity of jurists 
of all times and countries — that of defining with any approach to precision, 
apart from the circumstances of any particular case, what shall be deemed 
duc diligence or reasonable care. In its Case alréady presented to the Tri- 
bunal, it has stated some general propositions, which it believes to be con- 
sonant with justice and supported by such analogies as may be fairly drawn 
from the private law of Europe and America. It leaves it, however, to the 
Arbitrators, who know what are the ordinary powers of Governments, what 
the difficulties they labour under, and what may reasonably and wisely be 
expected from them, to determinc, upon a careful consideration of the facts, 
and on the same principles by which the States, to which they themselves 
belong, would be willing to be judged, whether on the part of Great Britain 
there has or hds not been that want of the due care or diligence which 
makes reparation a duty. jj On the question, in what cases and within what 
limits compensation in money may reasonably be deemed due from a neutral 
nation for injurics occasioned by such a want of care, Her Majesty’s Govern- 
ment will here only say, that the position of Great Britain appears to be 
misapprehended by the United States, and that the two decisions of an Ame- 
rican Court cited in the Case have no bearing upon it. Such a question, it 
is evident, is not within the cognizance of any municipal Tribunal, however 
respectable; and no municipal Tribunal has attempted to pronounce Judgment 
on it. The Supreme Court of the United States, in the cases cited, decided 
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Nr. 5028. only that of two armed vessels one had been unlawfully fitted out, whilst the 
britannien. Other had received an unlawful augmentation of force, within the jurisdiction 
Counter- of the United States, and that prizes taken by each and brought within the 
asaprilie7e, Jurisdiction of the United States ought to be restored. || The Arbitrators will 
now be in a situation to judge what value to attribute to the assertion, “that 
the principles for which the United States contend have been recognized by 
the statesmen, the jurists, the publicists, and the legislators of Great Britain; 
that they have the approbation of the most cminent authorities upon the Con- 
tinent of Europe; and that they have been regarded by the other Powers 
of Europe in their dealing with each other.” The truth is, that the alleged 
principles from which Her Majesty’s Government has declared its dissent were 
never before seriously asserted, and never admitted or recognized by any 
Power in Europe or America; that they have the support of no publicist of 
authority; that they are unknown in Great Britain; and were, up to the time 
when these claims were brought forward, equally unknown in the United 

States. 

PART II. 


Precedents appealed to by the United States. 


Unhaltsangabe. — Fall der schwedischen Schiffe 1825, — Verletzungen der 
amerikanischen Neutralität 1798 u. 1794. Fall des Cassius, — Verletzungen der ame- 
rikanischen Neutralität während des spanisch-portugiesischen Kriegs gegen die spanischen 
Colonien in Amerika. — Spätere Verletzungen der amerikanischen Neutralitätsgesetze. 
Expeditionen von Lopez gegen Cuba, 1850-1851, von Walker gegen Mexico, 1858 
bis 1860, fenische Finfälle in Canada, 1866—71, Expeditionen zu Gunsten der cuba- 
nischen Insurrektion.] 


PART IV. 


Various complaints of the United States against Great Britain. 
Traffic in munitions of war. 


(Inhaltsangabe. — Kauf von Waffen und Munition Seitens der Vereinigten 
Staaten. — Kauf von Waffen und Munition Seitens der Coufederirten Staaten, — Das 
Blockadebrechen und der Handel auf Nassau. — Falsche Auffassung der englischen 
Neutralitätsproklamation. — Die behauptete Kenutniss der Thatsachen auf Seiten der 
englischen Regierung. — Die Beschränkungen des Kohlenlagers auf Nassau.) 

PART V. 


The Sumter and Nashville. 


PART VI 
The Florida and Alabama. 


PART VIL. 
The Georgia and Shenandoah. 
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PART VIII. 


The Clarence, Tacony, Archer, Tuscaloosa, Tallahassee, Chicka- 
manga and Retribution. 


PART IX. 
Reception of Confederate Cruisers in British Ports. 
PART X. . 
Conclusion. 


Recapitulation of the Argument for Great Britain. 

Her Majesty’s Government has deemed it convenient, both in the Case 
which it has previously presented, and in this Counter-Case, to place before 
the Arbitrators, as clearly as possible, the nature and general limits of the 
questions which they are about to decide. || The comparatively novel cha- 
racter of these questions, the importance of them, the number and varicty 
of the facts which may be supposed to bear on them, appeared to make this 
course not only convenient, but necessary; and the necessity has been enhanced 
by a circumstance peculiar to this controversy. The war which commenced 
in April 1861, and ended in May 1865, was a civil war; and it was hard, 
even for a Goverment which had again and again proclaimed itself neutral 
in similar contests occurring elsewhcre, to reconcile itself to the assumption, 
in its own case, of the same attitude by other nations. Every occasion on 
which that neutrality had to be practically asserted, was painful, and perhaps 
naturally painful, to the United States. But neutrality, in a war wholly or 
partly maritime, is not, and cannot be, as regards maritime Powers, a merely 
negative condition. States, the most remote from the principal theatre of 
hostilities, may yet, through their shippinp, or their Colonial possessions, be 
brought into contact with those hostilities in various parts of the world, 
and questions will thus arise which cannot be avoided or put aside by mere 
inaction. In the Case of Great Britain, the points of contact, and therefore 
the occasions of complaint, were greatly multiplied ‘by the diffusion of her 
maritime interests, the magnitude of her commercial marine, the number of 
her Colonies, the activity of her manufacturing industries, and the almost 
unbounded liberty which her laws allow to trade. The feelings of annoyance 
which the impartial neutrality of Great Britain excited, in many ways, and 
under many circumstances, in the Government and people of the United 
States, were, it was hoped by Her Britannic Majesty s Government, almost, 
if not quite, forgotten; these were matters, at all events, which neither this 
Government, nor probably any other, would have thought it right to refer 
to any Arbitrators, however carefully selected. But the claims which are 
submitted to the Tribunal are of a different character. The United States 
believe them just; Great Britain believes them erroneous. Both nations agree 
in regarding them as proper to be referred to an independent and impartial 
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decision. Hence, the importance of separating these claims from the various 
matters of complaint or causes of dissatisfaction with which they were long 
associated in the diplomatic correspondence of the American Government and 
in the minds of the American people; and of keeping plainly and steadily 
in view the questions with which the Tribunal has actually to deal, and the facts 
and arguments which are properly and directly relevant to those questions. || Ad- 
hering firmly to this distinetion, Her Majesty’s Government has, at the same 
time, not declined to meet and argue, within the limits prescribed by its own 
self-respect, and by its view of the proper scope of the reference to arbitra- 
tion, the wider issues which the United States have thought proper to raise. 
. Endeavours were made ou the part of the United States to show that, in 
various matters which are not referred to the Arbitrators, the British Govern- 
ment had permitted violations of its neutrality in favour of the Confederate 
States, whilst it had been rigorous in refusing to the United States the enjoy- 
ment of corresponding advantages. The Arbitrators were asked to draw from 
hence a conclusion, which it was desired they should apply to the questions 
actually submitted to them for adjudication. || These complaints related sub- 
stantially to the traffic in arms and munitions of war, and other articles of 
commerce, carried on with Southern ports, from ports within the British do- 
minions, and particularly from and through that of Nassau The United 
States insisted also on the fact that the Confederate Government had agents 
in England for the purchase of what it required; and employed, as financial 
agents, a mercantile house in this country, to whom they remitted specie and 
cotton, and through whom their payments were made. But, on the part of 
Great Britain, it has been clearly proved that all these complaints are 
groundless. It has been shown that the United States, equally with the 
Confederate States, ressorted to England for necessary supplies of arms and 
munitions of war, and that they also had their agents here for making pur- 
chases, as well as for their financial transactions and for the disbursement 
of money. It has been shown that the traffie carried on with the two com- 
munities (which, for the time, they were), differed solely in incidental cir- 
cumstances, which were the natural result of the overwhelming superiority 
at sea possessed by the United States, and which imposed no peculiar duties 
on the Government of Great Britain; that in all these matters no favour or 
accommodation was accorded to one which was denied to the other; and that. 
the real substance of the complaints of the United States is, that Great Bri- 
tain declined to assist by active interference the more powerful belligerent, 
and to thwart the endeavours of the weaker to obtain the necessary supplies, 
and that she from first to last persevered in holding an even hand between 
the two. In short, it is not that she departed from impartial neutrality in 
favour of the Confederacy, but that she refused to depart from it in the in- 
terest of the United States. If therefore, from this part of the conduct of 
Her Majesty s Government, a presumption is to be applied to any other part, 
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the legitimate presumption is, not that the Government would be discovered Des 
to deviate from the line of an impartial neutrality, but that it would scrupu- britannien. 
lously and steadily adhere to that line. || Is, then, this presumption found to Countar- 
fail, when we approach the questions which are really before the Arbitrators, 15,apri1872. 


and which relate exclusively to the particular vessels enumerated in the Case 
of the United States? Her Majesty's Government maintains that it is not. 
In the Case which it has presented, and in this Counter-Case, the British 
Government has fully stated to the Arbitrators the measures adopted to pre- 
vent the equipment in its ports of belligerent ships of war, and the depar- 
ture from its ports of vessels specially adapted for warlike use and intended 
for the naval service of either belligerent; explaining at the same time the 
peculiar difficulties which, in a country like Great Britain, must always attend 
the enforcement of such a prohibition, the powers with which the Govern- 
ment was armed by law, and the restraints which the law imposed on it, — 
restraints judged expedient in England for the due security of property and 
civil liberty and for the proper administration of justice. All the cases of 
alleged or suspected equipment or warlike adaptation which occurred during 
the war have been stated in order to the Arbitrators; and they have thus 
been cnabled to take a connected view of the manner in which these cases 
were dealt with by the Goverument, and the general course which it followed 
in regard to them. || In connection with this part of the subject the question 
naturally arises, what measure of care or diligence can reasonably be expected 
in matters of this kind from a neutral Government — or, to speak more 
exactly, ought to be held due from such a Government as a matter of inter- 
national obligation. The United States have attempted to furnish a definition 
of this, which to the British Government appears not only to fail as a de- 
finition, but to exact more than neutral Powers could safely or rightly con- 
cede, and much more than has ever been practised by the United States 
themselves. In illustration of this, and for no purpose of recrimination or 
reproach, it has been found necessary to refer to the past and recent history 
of the United States, not only as being the Power which now produces this 
very strict definition of due diligence, but as the country which has been the 
principal seat and source of enterprises, such as those for which it now seeks 
to make Great Britain responsible. It has been necessary to exhibit the 
striking contrast between the course of the American Government in dealing 
with enterprises against friendly States within its territory renewed again 
and again, and always with impunity, during a long series of years, and the 
iron rigour of the rules it now seeks to enforce against Great Britain, the 
perfection of administrative organization it seeks to exact from her. The 
views of Her Majesty’s Government as to what constitutes a reasonable mea- 
sure of diligence or care have, in its Case and Counter-Case, been stated in 
general terms. But this Government has refrained from the attempt, in which 
the United States, as it conceives, have failed; and it has left the Arbitrators 


108 Englisch-Amerikanische Differenzen [British Counter-Case]. 


Nr. 5028. to judge of the facts presented to them by the light of reason and justice, 
briteenien, aided by that knowledge of the general powers and duties of administrative 
ail government which they posses as persons long conversant with public affairs. 
15.Aprilis72,|| Proceeding to the several cruisers to which the claims of the United States 
relate, Her Majesty’s Government has been compelled to observe, in the first 

place, that an award against Great Britain as to any one or more of them 

could not be supported by broad general allegations, but must be founded 

on some specific failure or failures of duty alleged and proved in respect of 

that ship or those ships; in the second place, that, in deciding whether a 

failure of duty was or was not committed, the Arbitrators have to consider, 

not what has since been discovered, or what the members of the Tribunal 

now know respecting these ships, but the information which the British Go- 
vernment actually possessed, or, by the exercise of reasonable care, ought 

to have possessed, at the time. They have to place themselves in the situ- 

ation in which this Government then was, in order to judge fairly whether it 

failed in the performance of its dutiés. As to each vessel, the original outfit 

of which is made matter of complaint, they have to be satisfied, first, that 

she was, in fact, armed, fitted out, or equipped for war within the British 
territory, or specially adapted within it to warlike use; secondly, that the 
Queen’s Government had reasonable grounds to believe that she was intended 

to cruise or carry on war against the United States; thirdly, that, having 

such reasonable ground of belief, the Government dit not use due diligence to 
prevent her equipment, or else to prevent her departure. It is not enough 

to prove one of these things, or two; it is necessary to prove all three of 

them. It has been further pointed out that, when we speak of a Government 

having reasonable grounds of belief (the matter in question being the pre- 

. vention of an apprehended act by the enforcement of a law), we mean that 
it has more than a suspicion, founded on general rumour or mere probabilities; 

that it has reasons, which can be exposed in due time to the test of judicial in- 

quiry, for such a belief as is sufficient to justify it in setting the machinery 

of the law in motion. | In the case of the Alabama it has never been denied 

by Great Britain that she was a vessel specially adapted by her construction 

for warlike use, nor that she was thus constructed in a British port. Nor 

is it denied that, at the time of her departure from England, the Govern- 

ment had obtained reasonable ground to believe that she was intended for 

the naval service of the Confederate States. But it has been shown that this 
necessary information was not put into the possession of the Government or 

its officers by the Minister or Consul of the United States until a very short 

time before the departure of the ship, either through a want of due diligence 

on their part, or (which is more probable) because they had not, up to 

that time, been able to procure it themselves. It has been shown, also, that 

no time was lost by the Government in consulting its legal advisers as to 

the sufficiency and credibility of this evidence, which was a question of rca- 
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sonable doubt; and that the order for detention which, in the event, came Nr. 5028. 
too late, was deferred only till their opinion should be obtained. It has britannien. 
been shown further that the information possessed by the Government related ter 
solely to the vessel herself, which was known to be unarmed, though adapted 15.A pril1878. 


by her construction for war. Of the intended dispatch of arms for her 
nothing was communicated — by the officials of the United States. Her 
Majesty's Government submits to the Arbitrators that, on the facts stated 
and proved, no failure of duty has been established against Great Britain in 
respect of which compensation ought to be awarded to the United States. 

In the case of the Florida it has been shown that the British Government 
had not, at or before the time of her departure from England, any reasonable 
ground to believe that she was intended to cruise or carry on war against 
the United States, and that no information on which a reasonable belief could 
be founded, had, up to that time, been produced by Mr. Dudley or Mr. Adams. 
It has been further shown, that she was seized at the Bahamas by the autho- 
rity of the Colonial Government; and, after a fair, open, and regular trial in 
a Court of competent jurisdiction, was released by judicial decree. And it 
has been likewise shown that the cruise, in which all her prizes were made, 
was commenced from the Confederate port of Mobile, in which port she was 
manned and fitted out for that cruise. Her Majesty’s Government submits 
therefore that, in respect of this ship, no failure of duty has been established 
against Great Britain, on account of which compensation ought to be awarded 
to the United States. || In the cases of the Georgia and Shenandoah, it has 
been shown that neither vessel was armed, fitted out, or equipped for war, 
or specially adapted, either wholly or in part, for warlike use within British 
territory; and, further, that Her Majesty’s Government had not, at the time 
when they respectively left England, any reasonable ground to believe that 
they, or either of them, were or was intended to cruise or carry on war 
against the United States. Efforts have, it is true, been made to show that 
the Shenandoah was enabled to ship a considerable addition to her crew at 
Melbourne, by the connivance or culpable negligence of the Colonial autho- 
rities; but this charge, which has nothing to do with the original outfit of 
the ship, and is one which from its nature would require to be supported 
by the clearest evidence, is not so substantiated, and is, on the contrary, 
disproved by the facts. No failure of duty has been established against Her 
Majesty’s Government in respect of either of these vessels. || In the case of 
the Tallahassee and Chickamauga, it has been seen that no failure of duty 
has been even alleged, much less proved, against Great Britain. The vessels 
were built, indeed, in England, but they were built and used as ships of 
commerce; it was by an afterthought that they were armed for war; and 
their employment as ships of war lasted but a few weeks in the one case, 
and but a few days in the other. They were armed in, and dispatched from, 
a Confederate port, and to the same Confederate port they returned. || The 
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Nr. 5023. Sumter and Nashville were not even built in the Queen’s dominions; and, in 
en. respect of their original outfit, nothing is, or can be, alleged against Her 
 Counter- Majesty’s Government. Setting aside some other minor complaints, which will 
Apne? uot bear a moment’s examination, it is suggested only that they received in 
British ports such hospitalities as were extended to Confederate vessels in 
gencral in the ports of neutral nations. || In the case of the Retribution, the 

facts alleged show nothing more than that her commander contrived on one 
occasion, by fraudulently personating the master of a prize captured by him, 

and concealing the fact that she was a prize, to dispose of the cargo in 

a small island of the Bahama Archipelago, remote from the seat of Govern- 

ment; and that, on another occasion, by means of a fraudulent conspiracy 

with a party of “wreckers”, he managed to carry a prize into the same 

place and to extort, through the wreckers, from her mastcr and owners, a 
ransom, under pretence of salvage. These facts, if proved, establish no fai- 

lure of duty against Great Britain. || Her Majesty’s Government deems itself 
entitled to observe that the later cases in this list throw a strong light upon 

the earlicr ones. They show very clearly what are the views of international 
obligation and international justice on which the claims of the United States 

are founded. If Great Britain is liable for the captures of the Tallahassee 

and Chickamauga, what necessity is there for endeavouring to show that, in 

those of the Florida and Alabama, the British Government had reasonable 
ground to believe, or even to suspect, the existence of an unlawful intention? 

If she is liable in those of the Sumter and Nashville, it is superfluous to 

prove even equipment or construction in British territory. If she is liable 

for the Retribution, what need, it may be asked, of any definite charge, of 

any proof or evidence at all? ° It must not be forgotten that, besides the 
various cruisers in respect of which claims are now made by the United 
States’ Government against Great Britain, there were at least ten others which 

were fitted out and sent to sea from Confederate ports in the course of the 

war (the Calhoun, Jefferson Davis, Savannah, Echo, St. Nicholas, Winslow, 

York, McRae, Judah, and Petrel): and that by at least eight of these depre- 
dations were committed upon the merchant shipping of the United States. !) 

There were also the Boston and the Sallie, which are included (without any 
apparent reason) in the Summary of Claims contained in Vol. VIL of the 
Appendix to the Case of the United States, but of which, in the Case itself, 

no mention is made. . It will not have escaped the notice of the Arbitrators 

that the cases of the Florida and Alabama occurred at a very early period 

of the war; that of the Florida occurred in the first year of it, that of the 
Alabama very soon afterwards, and before the true character of the Florida, 

or the purpose for which she was destined, was or could be known in Eng- 
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1) See the general list of Claims filed in the Department of State of the United 
States: Appendix to Case of the United States, vol. IV, p. 446, et seq. 
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land. In dealing with a charge of negligence brought by one nation against Nee eas 
another, this is a material fact. A Government, which finds itself compelled by obritannien. 
the outbreak of civil war in another. country to assume the character of a Conner 
neutral, must learn, by practical experience, the necessity for various mea- 15.April1872, 
sures of precaution which were never called for before. The United States 
therefore find it necessary to allege more than this, and to charge the British 
Government with a want of promptitude and activity continued after circum- 
stances had proved this need of unusual precautions. And, in connection with 
this charge, and as a proof of it, they have dwelt on the fact that no alte- 
ration was made, during the war, in the laws of Great Britain, although the 
Government of the United States is alleged to have asked that these laws 
might be made more effective. | Her Majesty’s Government has to observe 
upon this point that the United States have failed, or forborne, to point out u 
wherein the law of Great Britain required alteration, — and this for a very 
plain reason. || The law of Great Britain on this subject was stricter and 
more comprehensive in some of its prohibitions, and more severe in some of 
its penalties, than the corresponding law of the United States; and, except in 
those points in which the British law was of superior efficiency, both were 
substantially the same. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
But it must be observed further, that a State is under no obligation to 
make changes in its laws at the instance of another State. All that it has 
to do, is to take care that its international obligations are fulfilled. Were 
not the international obligations of Great Britain fulfilled from 1862 to 
1865? The Arbitrators have had ample proof that they were so. Ship after 
ship was seized and detained — at what cost in some cases, and under what 
circumstances of difficulty, they have already seen. No armed vessel at any 
time sailed from a British port for the service of the Confederates. From 
July 1862 to the end of the war, not a single vessel equipped or specially 
adapted by construction or otherwise for war, was able ‘to leave any British 
port for the Confederate service; and not a single vessel, of which the 
Government had any information, sailed, even without warlike equipment or 
adaptation, with the intention that she should be employed in that service. 
In the documents produced by the United States there are repeated state- 
ments to the effect that many formidable vessels had been contracted for by 
the agents of the Confederate States in England. What became of these 
contracts? They appear to have been abandoned, and the Confederate 
Government had recourse to France, whence, though foiled in some other in- 
stances, they obtained the ironclad, Stonewall. || This charge therefore 
vanishes, and the decision of the British Government not to propose any 
alteration of its laws to Parliament whilst a war was in progress, but to 
reserve the whole question for later and more deliberate consideration, can 
certainly afford no cause of complaint to the United States. || There is, how- 
ever, another class of charges, quite distinct from those reviewed above, by 
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Me accumulating which it is apparently sought, in the Case of the United States, 
britannien, to make good the deficiencies of the latter. These relate to the hospitalities 
. Conner: afforded in ports of the British Empire to Confederate cruisers, and to the 
15.Aprilig72, undue favour or partiality which is alleged to have been shown to them by 
the local authorities. The Arbitrators know what is the general character of 
these complaints. That a vessel of war may have contrived to ship a few 
more tons of coal, or a few more casks of beef or biscuit, or to stay in port 
a day or two longer, than strict necessity required — that precautions which 
ought to be needless in dealing with naval officers (who are men of honour), 
may sometimes have been omitted or not suspiciously enforced — that any 
civility, of the most trivial and ordinary kind, was extended to the comman- 
der of a Confederate vessel — these are the grievances on which the United 
States ask a Tribunal of Arbitration to pass judgment, and on which they 
rely as assisting their claim for compensation against Great Britain. || It is 
evident that, if all these complaints could be proved, they would not support 
a demand for compensation: nor are they really within the scope of the 
reference to Arbitration. || The restrictions which were imposed by the 
Queen’s Regulations on belligerent vessels, entering ports within her domi- 
nions, were not required by international law. They were made, and they 
might have been revoked, in the exercise of those discretionary powers which 
are vested in all Sovereign Governments. All that Great Britain owed the 
United States on this score was, that they should be enforced, fairly and im- 
partially, on both belligerents alike. In the section of this Counter-Case 
which has been devoted to that subject, all these complaints have been 
reviewed and answered, in a manner Which Her Majesty’s Government would 
fain hope will prove convincing, not only to the Arbitrators, but to the 
United States. It would, indeed, be no matter of surprise, and would afford 
no great occasion for censure, if it should be found that, among the widely 
scattered colonial pogsessions of the British Empire, some errors of judgment 
had been committed, and that difficulties new to the local authorities, and 
often very embarrassing, had not always been satisfactorily met. But it must 
surely be plain to every onc who reads this recital, that the Governors of the 
various British colonies executed the regulations to the best of their judg- 
ment and ability, and with thorough impartiality as between the two bellige- 
rents. It is difficult, indeed, to avoid the conclusion that these complaints 
spring from imperfect information. When, for example, it is asserted that 
the cruisers of the United States were virtually excluded from the chief port 
of the Bahama Islands, in favour of Confederate cruisers, and we discover 
that these islands were thirty-four times visited by the former, whilst Nassau 
was but twice visited by the latter — or, when the quantity of coal obtained 
by Confederate ships is made a matter of complaint, and we find that a 
single United States’ vessel, within six weeks, contrived to procure from three 
British ports more than two-thirds of the amount ascertained to have been 
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purchased within Her Majesty’s dominions by all the Confederate ships to- 
gether during the whole course of the war, can we doubt that the Govern- 
ment of the United States is labouring under serious misapprehensions? | 
The British colonies were, it is true, often resorted to by belligerent s 
of war; but their most frequent visitors were cruisers of the United States 
and, if infractions of Her Majesty’s regulations were sometimes committed, 
these cruisers were the most frequent offenders. 









Compensation claimed by the United States. General Principle. 


The British Government then, on this summary review of the facts and 
arguments adduced by the United States, submits to the Arbitrators that no 
failure of duty has been established against Great Britain in respect of any 
of the vessels enumerated in the Case. But, since the Arbitrators are to 
judge, and, as it is necessary for every party to an Arbitration to contem- 
plate the possibility that on some poiuts the award may not be in his favour, 
something ought here to be said on the claims for compensation urged by 
the United States, and on the proper mode of dealing with such claims, I 
Her Majesty's Government readily admits the general principle that, where an 
injury has been done by one nation to another, a claim for some appropriate 
redress arises, and that it is on all accounts desirable that this right should 
be satisfied by amicable reparation, instead of being enforced by war. All 
civil society reposes on this principle, or on a principle analogous to this; 
the society of nations, as well as that which unites the individual members 
of each particular commonwealth. But the general principle carries us but a 
little way. Before it can be applied in practice various considerations inter- 
pose themselves, which are as necessary to guard against injustice in one 
direction, as the principle itself is to prevent or remedy it in another. It is 
not necessary to enumerate all these considerations. Here it is enough to 
say, that the reparation claimed should never exceed the amount of the loss 
which can be clearly shown to have been actually caused by the alleged in- 
jury; and that it should bear some reasonable proportion, not only to the 
loss consequent on the act or omission, but to the gravity of the act or 
omission itself. A slight default may have in some way contributed to a 
very great injury; but it is by no means true that, in such a case, the great- 
ness of the loss is to be regarded as furnishing the just measure of repa- 
ration, without regard to the venial character of the default. It is needless 
to show this by examples. Many illustrations of it will suggest themselves 
to the minds of the Arbitrators. || There may be cases, doubtless, in which 
considerations of this kind do not demand to be taken into account. But it 
is manifest that they apply very forcibly to defaults such as are charged, 
and claims such as are made, by the United Statcs against Great Britain. 


The substance of the charge in this class of cases is, that a belligerent has 
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been enabled to make use of some spot within the neutral territory for pur- 
poses of war, through a relaxation of the care which the neutral Government 
ought to have exerted to prevent it. It is not true, that the default of the 
neutral is the cause of the losses sustained. It is certainly not the causa 
causans: it need not evon be the causa sine qui non. The most that can 
be alleged is, that, if greater diligence had been used, those losses might 
perhaps been prevented, and, at all events, would not have happened by the 
same means and in the same way. The losses complained of are losses in- 
flicted by the ordinary and legitimate operations of war, which are alleged to 
have been facilitated by the neglect of the neutral. But the active and direct 
agent in the infliction of loss is the belligerent, and he inflicts it in ways 
which, as between him and his ennemy, are lawful; the only share in it which 
can be ascribed to the neutral is indirect and passive, and consists in an un- 
intentional omission. Further, if we attempt to pursue this share of liability, 
springing from neglect alone, through the operations, naval or military, to 
Which the neglect is alleged to have contributed, — through successive 
battles, through a cruise or a campaign, — we see that it escapes from any 
precise estimate, and soon loses itself among the multitude of causes, positive 
or negative, direct or indirect, distinct or obseure, which combine to give 
success to one belligerent or the other, and to which the proverbial uncer- 
tainty of war is due. This is clearly seen when the principle is applied to 
the case of a ship which has been armed or adapted for war, or has had 
her warlike force augmented, in neutral territory. We speak, for the sake 
of brevity, of the “acts” of a ship, of prizes made or losses inflicted by her, 
as if the power and the responsibility of doing hurt adhered to the vessel 
herself. But the acts of a ship are the acts of the persons who have pos- 
session and control of her; the ship herself — which is only a vehicle of 
wood or iron, serving, if armed, the purpose of a floating fortress — is but 
the instrument or rather one of the instruments, with which those acts are 
done. || The same thing is seen more clearly still when we come to apply 
the principle to cases where the equipment or adaptation is manifestly bat 
partial. A danger here arises of being misled by a false analogy. Any 
equipment, however partial, in a neutral port, such as the shipping of a gun, 
the cutting of a, port-hole, the addition of a magazine or shell-room to the 
internal fittings of a ship, might justify the neutral Power in restoring all 
prizes made by her during the cruise to which the partial equipment was 
applied, and atterwards brought within the neutral territory. The ground on 
which the restitution is decreed here is, that there has been a violation of 
the neutrality of the territory; and it matters not whether that violation were 
great or small. But if, in such a case, it be possible to show that the par- 
tial equipment had been made through neglect on the part of the authorities 
of the port, and if reparation for the neglect be demanded, how are we tu 
assess the liability of the neutral? To assign the whole damage which the 
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ship may do during her cruise to the neglect of the neutral, would be Nr. 50%. 
extravagantly unjust: to allot with precision any specific proportion of it to britannion. 
the same cause, would almost certainly be impracticable. || Further, when the er 
neutral country from which a ship of war, or an equipment, or an augmen- j5,Aprill872. 
tation of force has been obtained, is only one of several countries to which 
the belligerent has access for similar purposes, it is impossible to assume, 
that the consequence of the prevention of a particular adventure of this kind 
would have been to deprive that belligerent of the mcans of accomplishing 
his purpose: its only effect might have becn, to change the immediate direc- 
tion of his endeavours. Thus, in the case of the rams at Birkenhead, the 
responsibility arising out of the contract between the builders and Bullock, 
was sought to be got rid of, by a trausfer of the benefit of that contract to 
a Frenchman, named Bravay, who pretended that his object was to dispose 
of them to other Powers, and not to the Confederate States; and when the 
Confederate agents found it impracticable to obtain those vessels from a 
British port, they succeeded in procuring, and carrying to sea, another simi- 
lar ram, the Stonewall, from a port in France. || When any vessels, whether 
procured from Great Britain, or otherwise obtained, had become Confederate 
ships of war, the duty of repelling their hostile proceedings by all proper 
and efficient means (like the rest of the operations necessary for the conduct 
of the war), devolved exclusively upon the United States, and not upon the 
British Government. Over the measures taken by the United States for that 
purpose, Great Britain could excrcise no influence or control; nor can she be 
held responsible, in any degree, for their delay, their neglect, or their in- 
sufficiency. Any want of skill or success, even in the operations by land, 
would have the effect of prolonging the period during which cruises of this 
nature could be continued. All losses, which might have been prevented by 
the use of more skilful or more energetic means, ought justly to be ascribed 
to a want of due diligence on the part of the Guvernment of the United 
States, and not to any error, at an carlier stage, of the British Government. 
Causa proxima, non remota spectatur. || In short, there are difficulties of no 
inconsiderable force in holding that defaults of this class draw with them 
any definite liability to make pecuniary reparation. It is difficult — very 
often it is practically impossible — to ascertain, with any approach tu accu- 
racy, what measure of loss ought with justice to be ascribed to the 
default complained of, or even, perhaps, whether it was a substantial 
cause of any loss at all | For this reason, probably, as well as from the 
reluctance usually felt to bring accusations of negligence against a friendly 
Government, claims such as the United States now urge against Great Britain 
have rarely been made; and have never, so far as Ier Majesty’s Government 
is aware, been conceded or recognized. Where prizes made by vessels armed 
for war, or which have augmented their warlike force, within neutral terri- 
tory, have afterwards been brought within the jurisdiction of the neutral, it 
ge 
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is the acknowledged right, and it may be the duty, of the neutral Power, to 
cause them to be restored on application. Beyond this point, no recognized 
neutral authority or established precedent has hitherto extended the liability 
of the neutral. || If the conduct of the United States under similar (or, rather, 
under much stronger) circumstances, were made the measure of their right to 
indemnification in the present inquiry; if the rule of compensation were sought 
in the preccdent (to which they have themselves, in their own Case, appealed), 
of the Treaty of 1794, between the United States and Great Britain, and in 
the decisions of the Commissioners under the VIIth Article of that Treaty, 
no pecuniary compensation whatever could be found due from Great Britain 
for any captures made at sea, and not brought into British ports; although 
the vessels which made those captures may have been illegally fitted out in, 
and dispatched from, British ports, through some want of due diligence on 
the part of British authorities. || If the relative positions of the Government 
of the Confederate States and its officers, to whose acts the losses in question 
are directly attributable, and of the British Government (whose neutrality they 
violated), towards the United States who now make these claims, are justly 
estimated, the more difficult it will be to see how-(upon the supposition of a 
want of duc diligence on the part of Great Britain, in guarding her own neu- 
trality), any pecuniary compensation whatever can be claimed from Great 
Britain. The whole responsibility of the acts which caused these losses, be- 
longed, primarily, to the Confederate States; they were all done by then, 
beyond the jurisdiction and control of Great Britain; wrong was done by 
them to Great Britain, in the very infraction of her laws, which constitutes 
the foundation of the present claims. But from them, no pecuniary repa- 
ration whatever for these losses has been, or is now, exacted by the con- 
querors: what has been condoned to the principals, is sought to be exacted 
from those, who were, at the most, passively accessory to those losses, 
through a wrong done to them, and against their will The very States 
which did the wrong are part of the United States, who now seck to throw 
the pecuniary liability for that wrong solely and exclusively upon Great 
Britain, herself (as far,. at least, as they arc concerned) the injured party. 
They have been re-admitted to their former full participation in the rights 
and privileges of the Federal Constitution; they send their members to the 
Senate and the House of Representatives; they take part in the election of 
the President; they would share in any benefit which the public revenue of 
the United States might derive from whatever might be awarded by the Arbi- 
trators to be paid by Great Britain. On what principle of international 
equity can a Federal Commonwealth, so composed, seek to throw upon a 
neutral, assumed at the most to have been guilty of some degree of negli- 
gence, liabilities which belonged in the first degrce to its own citizens, with 
whom it has now re-entered into relations of political unity, and from which 
it has wholly absolved those citizens? 





Englisch-Amerikanische Differenzen (British Counter-Case! 117 


The British Government, however, whilst deeming it right to present Nr. Do 


these considerations to the notice of the Arbitrators, will not omit to deal britannien. 
with the ulterior questions which must arise, in the event of the Arbitrators Conner: 
being of opinion that claims of this nature are not absolutely inadmissible, 15.April1872 
should the United States succeed in establishing any failure of duty sufficient 
to support them in the judgment of the Tribunal. Nor does it affirm that, 
in that case, no award of compensation ought to be made, unless the amount 
of loss properly assignable to the default can be estimated with exact pre- 
cision. But it firmly maintains that the duty entrusted to the Tribunal would 
not he satisfied by finding, as to any particular ship, that Great Britain had 
failed to discharge some international duty, and then proceeding at once to 
charge her with all the losses directly occasioned to the United States by 
the operations of that ship. This, indeed, would be so manifest an injustice 
that it is needless to argue against it. Should the Arbitrators be satisfied 
that, as to any ship, and in any particular, there has been a clearly ascer- 
tained default on the part of Great Britain, it would then become their duty 
to examine wherein the default consisted, and whether it was a just ground for 
pecuniary reparation; and, if so, to determine the general limits of the liability 
incurred, having regard both to the nature and gravity of the default itself, 
and the proportion of loss justly and reasonably assignable to it. The lability 
thus determined, or the aggregate of such liabilitics, as the case may be, 
constitutes, it is evident, the only just measure of the compensation, if any, 
to be awarded to the United States. The basis of the award must be the 
fact, established to the satisfaction of the Arbitrators, that certain losses 
have been sustained on the one side, which are justly attributable to certain 
specific failures of duty on the other, in respect of a certain ship or ships; 
and the basis of the award must also be the basis for computing the sum 
to be awarded. The power of awarding a gross sum does not, it need hardly 
be observed, authorize the Arbitrators to depart, in substance, from this 
basis, although it may relicve them from the necessity of a minute inquiry 
into the particulars of alleged losses, and from intricate and perhaps incon- 
clusive calculations. " The Arbitrators will have observed the manner in which 
these claims are dealt with in the Case of the United States. Specific failures 
of duty on the part of Great Britain are alleged in respect of each of the 
vessels enumerated. Great Britain is then charged indiscriminately with all 
the losses occasioned by the acts of all the vessels, and, in addition, with 
expenses said to have been incurred by the Government of the United States 
in vainly endeavouring to capture them. Thus, the Florida and Alabama 
were obtained as unarmed vessels from England; one was armed in Portuguese 
waters, the other was manned and made capable of cruising in a Confederate 
port. Great Britain is called upon to pay for all the losses which can be 
attributed to the Florida and Alabama — nay more, for all losses occasioned 
by other vessels, which were captured and armed at sea by the commanders 
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Nr. 5023. of those cruisers. The Tallahassee was built as a trading vessel in England, 
Gross- . . 
britannien. and was afterwards converted into a ship of war in the Confederate States; 
Counter- -- this country is to pay for all the captures of the Tallahassee. The 
15.Apriligza. SuMter received ordinary hospitalities in a British port; and Great Britain is 
to be charged with captures made by the Sumter. Interest on the amount 
of these losses and expenses is also asked for, to be computed at seven per 
cent. per annum from the 1st July, 1863, a date long antecedent to the 
dates at which a large proportion of the alleged losses and expenses are stated 
to have been incurred. iIn calculating the losses themselves, which is a separate 
branch of the question, the American Government appears to have presented, 
without discrimination, all claims which any persons alleging themselves to 
have been interested in captured ships or cargoes have thought proper to 
make. Claims are also presented for public property of the United States, 
captured or destroyed by some, of the Confederate cruisers, and further for 
expenditure stated to have been incurred in the “pursuit” of these cruisers. 
| The claims presented under these three heads have been referred for exa- 
mination to Departments of Her Majesty’s Government conversant with the 
classes of matters to which the claims relate; and the results of this exa- 
mination are embodied in two Reports, to which Her Majesty’s Government 
requests the attention of the Arbitrators. 
[Folgen Auszüge aus diesen Berichten betreffend die geltend gemachten 
Privatverluste und die geltend gemachten Verfolgungskosten.] 


Claim of the United States for Interest. 


On the claim for interest, which is advanced by the United States, Her 
Majesty’s Government must observe, that it is, in principle, untenable. The 
elaims referred to the Arbitrators are, it must not be forgotten, claims of 
the United States, not of private persons, against Great Britain, although a 
large proportion of them may represent losses alleged to have been sustained 
by private persons. Interest, on general principles recognized in the juris- 
prudence of all countries, and founded on reason, can be claimed only (in 
the absence of a specific agreement) where a debtor is in mord; that is, 
where default has been made in payment of a fiquidated debt at the time 
when it ought by law to have been paid, there being no mora accipiendi, 
or delay interposed on the part of the creditor. It is evident that these 
conditions do not apply to a case in which a mass of doubtful claims, of 
unascertained amount, have been made by one nation against another, have 
from time to time been the subject of negotiation, and are at length referred 
to Arbitrators. It is through no fault of Her Majesty’s Government that 
these claims were not submitted to arbitration in 1867, or again in 1869; 
and it is not for the United States, which five years ago refused to agree 
to a reference, and three years ago refused to ratify a Treaty actually con- 
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cluded for this purpose hy their Representative in England, to insist on a vr 90253, 
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delay, of which they were themselves the cause, as a ground for increasing pritannien. 
their demands upon Great Britain. Conner: 

ase 


15.April1872. 
Recapitulation of preceding Remarks on the Measure of Compensation. 


To recapitulate what has been said on this branch of the subject: — 
. The losses which may be taken into account by the Arbitrators are at the 
utmost those only which have directly arisen from the capture or destruction, 
by one or more of the cruisers enumerated in the Case, of ships or property 
owned by the United States or by citizens of the United States, and the 
extent of the liability of Great Britain for any such losses cannot exceed 
that proportion of them which may be deemed justly attributable to some specific 
failure or failures of duty on the part of her Government in respect of such 
cruiser or cruisers. ! It is the duty of the Arbitrators, in deciding whether 
claims for compensation in respect of any particular default are tenable, and 
on the extent, if any, of liability incurred by such default, to take into 
account not only the loss incurred, but the greater or less gravity of the 
default itself, and all the causes which may have contributed to the loss, - 
and particularly to consider whether the alleged loss was wholly or in part 
duc to a want of reasonable activity and care on the part of the United 
States themselves. : The claims for money alleged to have been expended in 
endeavouring to capture or destroy any Confederate cruiser are not admissible 
together with the claims for losses inflicted by such cruiser. | The claims 
for interest are not admissible. |; Should the Tribunal award a sum in gross, 
this sum ought to be measured by the extent of liability which the Tribunal 
may find to have been incurred by Great Britain on account of any failure 
or failures of duty proved against her. | The estimates of losses, public and 
private, presented by the United States are so loose and unsatisfactory, and 
so plainly excessive in amount, that they cannot be accepted even as furnishing 
a primd facie basis of calculation. The estimates of expenditure (were the 
claims on that head to be considered admissible) would likewise be found tou 
unsatisfactory to serve a like purpose. || Her Majesty’s Government is sensible 
that, should the Arbitrators find it necessary to approach this question, they 
will probably find it one of no inconsiderable difficulty. The foregoing cun- 
siderations are intended to circumscribe it, at least, within just and rcason- 
able limits, and, subject to these considerations, the British Government leaves 
it to the impartial judgment of the Tribunal. 


——. De ———— 


In concluding this Counter-Case Her Britannic Majesty’s Government 
thinks it right to advert, in a few words, to considerations which invest this 
controversy with an importance not, perhaps, so great as is ascribed to it 
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in the Case of the United States, but sufficient to make it a matter of pro- 
found general interest. The discussion turns on the duties and responsibilities 
of neutrals; and the field of discussion embraces questions of principle, questions 
of fact, and questions of peculiar moment respecting the application of prin- 


-ciples to facts. The United States have asked the sanction of the Arbitrators 


to conceptions of neutral duty, and still more of neutral liabilities, which, 
to the British Government, appear to be fraught with grave consequences, 
and to demand serious attention, These views, theoretically stated in an 
earlier part of the American Case, are embodied in a practical shape by the 
charges advanced against Great Britain; and they assume a still more formi- 
dable aspect when they are invoked to support large claims for pecuniary 
reparation. For the first time in history, as the British Government believes, 
it has becn seriously insisted that every act or omission, however doubtful 
or insignificant, on the part of a neutral Government or its officers, which 
could be construed by a belligerent into a deviation from the line traced out 
for neutrals by international law and practice, may be made the foundation 
for pecuniary demands upon the neutral Power, such as are now urged against 
Great Britain. If this be so, it becomes a matter of the highest moment 
that the rules binding on neutrals should be simple and few. But what, 
according to the Case of the United States, must be the ordinary situation 
of a neutral in a maritime war? It must be a situation of perpetual and 
unremitting anxicty, surrounded by dangers, harassed by a crowd of new 
obligations unknown in peace, which nothing short of sleepless vigilance will 
satisfy, whilst any lapse in the performance of them, on the part even of 
a subordinate officer, is to be visited with heavy national penalties. The 
transactions of private commerce must be made the object of minute inqui- 
sition and incessant supervision; private persons, suspected of being agents 
of cither belligerent, must be tracked, when within the neutral country, by 
spics and informers; trade with the belligerent nations must be fettered by 
restraints and prohibitions; the hospitalities ordinarily extended to belligerent 
ships in ports of the neutral must be guarded with precautions, for the strict 
enforcement of which no honesty or zeal on the part of the local authorities 
can afford an adequate guarantee. Laws and regulations enacted by the 
neutral nation with a view to its own protection, far from being a means 
of security, become an additional source of danger, when they are liable to 
be construed as acts by which the neutral establishes as against himself, 
by admission or otherwise, a new class of international obligations. Is this 
picture overdrawn? It can hardly be thought so, when we pass in review 
the various articles of the long indictment preferred by the United States 
against Great Britain, and the statements and arguments which have been 
used in support of them, || It is evident that, if these principles were to be 
generally adopted, the only prudent course for neutral powers would be to 
enact no regulations, repeal all laws which could be interpreted as admissions 
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against themselves, exclude all belligerent vessels of war from their ports, xe Oe. 
prohibit all traffic with belligerent nations. But even this would not pbritaonien. 
be enough, since it is difficult — perhaps, impossible — for maritime States, coer 
by any legislative or administrative precautions, to isolate themselves and 154prin82 
their subjects completely from all contact with a maritime war. States, 
especially the less powerful, would be tempted to abandon a position so pre- 
carious, and menaced by such heavy penalties; to choose, in preference, the 

certain evils of war itself; and to seek protection in an alliance with one 
belligerent or the other. || The British Government is convinced that the 
Arbitrators will not give any sanction to views of neutral obligation, to which 

not even the authority of this Tribunal could secure the gencral assent of 
neutral Powers. Nay, the British Government is persuaded that these extreme 

views, though, for the sake of argument, they have been insisted on in the 

Case of the United States, are not thoroughly realized, and would never, in 
practice, be accepted as binding, by the United States themselves. || The con- 
ceptions of neutral duty which have been stated to the Arbitrators on the 

part of Great Britain are those on which she has constantly acted, and is 
prepared to act in future, and which she believes to be upheld by reason, by 
authority, and by the general consent of nations. It is the right of a State 

which remains at peace, whilst others are at war, that its relations with 
foreign countries, and the duties it owes to them as a member of the socicty 

of nations, should, as far as is possible, continue to subsist unaltered by dis- 

cords from which it stands aloof, and wherein it has no share. Impartiality 

in act; the exercise of reasonable care to prevent itself from being made, 

even against its will, a virtual participant in the war, whilst claiming the 
advantages and immunities of peace; this is all that the neutral is bound to 

give, or the belligerent entitled to require. Great Britain has laid before the 
Arbitrators, with a fulness and minuteness of detail rendered necessary by the 

long train of accusations she has had to meet, the acts of her Government 

and of its officers, and every ascertained fact and circumstance which can be 
material to a decision; and she leaves with confidence to their judgment, and 

to that of the world, the question wether her obligations as a neutral were 

not fairly discharged towards the United States during the Civil War. | 
Finally, Ier Britannic Majesty’s Government desires to express its earnest 

hope, in which it is assured that the Government of the United States will 
cordially share, that the frank and open statement of facts as they actually 
occurred, may effectually remove every misunderstanding between nations allied 

by innumerable ties to one another. 
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Nr. 5024. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Note addressed to the 

Arbitrators and to the Agent of Her Britannic Majesty by Mr. Ban- 

croft Davis, Agent of the United States. — Ueberreichung des 
amerikanischen Counter-Case. 


Geneva, April 15, 1872. 

The Undersigned, Agent of the United States, appointed to attend the 
Tribunal of Arbitration convened at Geneva under the provisions of a Treaty 
concluded at Washington, May 8, 1871, between the United States and, Her 
Britannic Majesty, has the honour, in compliance with the provisions of 
Article IV of the Treaty, to deliver herewith, in duplicate, to Lord Tenter- 
den, the Counter-Case of the United States, and additional documeuts, corre- 
spondence, and evidence, in reply to the Case, documents, correspondence, and 
evidence presented to the Tribunal of Arbitration by the Government of Her 
Britannic Majesty. || The Undersigned, ete. . 

J. C. Bancroft Davis. 


Nr. 5025. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Counter-Case of thie 
United States. 


The IVth Article of the Treaty of Washington permits each Party, within 
four months after the delivery of the Case, to deliver in duplicate to the 
Arbitrators and to the Agent of the other Party, a Counter-Case and addi- 
tional Documents, Correspondence, and Evidence, in reply to the Case, Docu- 
ments, Correspondenct, and Evidence presented by the other Party. || Availing 
themselves of this right, the United States present this as their Counter-Case, 
together with additional Documents, Correspondence, and Evidence in reply 
to the Case, Documents, Correspondence, and Evidence submitted by Her 
Majesty's Government. || In laying this Counter-Case before the Tribunal of 
Arbitration, they deem it proper to premise that they do not consider it 
within the province of this paper to discuss all the propositions within the 
British Case which they regard as justly disputable or requiring argumentative 
discussion. So far as the propositions taken by Her Majesty s Government 
in its Case vary from those which the United States had the honour to lay 
before the Tribunal in their Case, they respectfully refer to that document 
for an expression of the views which they regard as supported by sound 
principles of reason and by the acquiescence of other Powers, and by the 
writings of publicists of authority. |, So far too as contestations of questions 
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of fact are raised between the Parties, on their respective Cases and the en | 
supporting evidence ou either side, a mere renewal of the contestation in the  Counter- 
Counter-Case would by superfluous. The United States, therefore, refer to 15 APTE. 
their original Case for their views and estimates of the contested matters of 

fact. || It has seemed to them to be more in accordance with the spirit of 

the Treaty and with the convenience of the Tribunal, thus to reserve for 

their Counsel the general analysis and discussion of these matters, so far as 

they shall prove important in their bearing upon the substantial controversy 

between the Parties, in the Argument which will be prepared by them for 
submission under the Vth Article of the Treaty, and in such oral arguments, 

if any, as the tribunal may express a wish to hear. || Reserving, therefore, 

their rights and the freedom of their Counsel in these respects, they ask the 
attention of the Tribunal to the following observations upon some of the main 

points of difference between the Case and other matter submitted on the 

part of Her Majesty’s Government, and those submitted on the part of the 

United States. 


L 


Certain errors of sense, which run through the Case of Her Majesty's 
Government, first claim attention. | 1. It is assumed in that Case that the 
rebels of the United States were, by Her Majesty’s Proclamation of May 3, 
1861, invested with some undefined political attributes. But the United States 
have hitherto understood that Her Majesty’s Government merely assumed to 
regard the persons who resisted the power of the United States as a body 
of insurrectionists who might be recognized as clothed with belligerent rights 
at the discretion of neutral Powers. They therefore think it right to conclude 
that the frequent use in the British Case of language implying recognized 
political attributes in the insurrection is an inadvertence. || 2. Her Majesty’s 
Government assume that the reclamations of the United States are to be 
confined to claims growing out of the acts of the Florida, the Alabama, the 
Georgia, and the Shenandoah. -The claims growing out of the acts of the 
other vessels named in the American Case are regarded by the United States 
as also embraced within the terms of the Treaty. They form part of the 
claims generally') known as the „Alabama Claims“. They are enumerated in 
the fourth of a series of five volumes printed by order of the Senate of the 
United States, which are part of the “Documents, Correspondence, and Evi- 
dence,” submitted with the Case of the United States. These volumes, when 
thus collected and printed, were entitled “Claims of the United States against 
Great Britain.” It is believed that under that title they were in the library 
of the Foreign Office at London before Her Majesty’s High Commissioners 
received their instructions. It may also be said, without impropriety, that 


1) Sic in orig. 
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under the same title they were on the table of the Joint High Commission 
during the negotiations which preceded the conclusion of the Treaty. The 
United States, therefore, while reasserting their constraction of the language 
of the Treaty in this respect, feel that they have the right to ask the Arbi- 
trators to assume that Her Majesty’s High Commissioners had notice of and 
acquiesced in that construction. | 3. The United States are at a loss to 
understand why several observations are introduccd into the British Case, 
which apparently aim to limit the operation of the three Rules of the Treaty. 
If by the principles of construction which are suggested, Her Majesty’s 
Government intend to ask for a modification or change in those Rules, the 
United States cannot too strongly protest against it. | 4. It is averred in several 
places that some of the acts of which the United States complain were commit- 
ted by American citizens. If these statements are introduced for the purpose 
of urging this fact as an excuse for the negligence of Her Majesty’s officials, 
or for any other supposed relevant purpose, the United States will ask the 
Tribunal to take note that the “American citizens” referred to were criminals 
in the cye of American law, at the time when’ they were clevated to the 
rank of recognized belligerents against the United States by the act of Her 
Majesty’s Government, an act in which the United States did not participate, 
and against which they have never ceased to protest. It would seem, there- 
fore, to be impossible to impute to the United States any consequences of 
responsibility for the conduct of the persons thus described as „American 
citizens.” 


IL. 


Her Majesty s Government has also stated, in terms, many propositions, 
sume of law, some of fact, some of mixed law and fact. || For the convenience 
of the Arbitrators the United States call attention to some of the leading 
points of’ difference between the two Cases, with the reservations heretofore 
made as to the points not noticed, and as to the rights of Counsel. || 1. The 
British Case scems to concede that a belligerent who has wronged a neutral 
by violating its sovereignty and by forcing it to take part, indirectly, in a 
war, may nevertheless, by some subsequent act (such as commissioning without 
the jurisdiction of the neutral a vessel of war improperly constructed within 
its jurisdiction) deprive the neutral of the right of taking cognizance of the 
original offence. | The United States suggest that such a right cannot be lost 
by the mere act of the offending belligerent. || 2. It appears to claim for 
vessels of rebels rerognized as belligerents an exemption from national juris- 
diction, which should be accorded, if at all, only to vessels of recognized 
sovereign Powers, to which Powers political representations can be made in 
case of violations of neutral sovereignty; and it ignores undoubted prerogatives 
of the Crown to exclude armed vessels from the national ports. || 3. It 
attempts to limit the operations of the words “due diligence” in a manner 
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inconsistent with principles of law well established on the Continent of Europe, van 5025. 


er. Staaten. 


in the United Kingdom, and in the United States. It sets up as the measure Counter- 


of care a standard which fluctuates with each succeeding Government in the 
circuit of the globe, viz., “such care as governments ordinarily employ in their 
domestic concerns.” || 4. If the United States have correctly interpreted its 
sumewhat vague language, on page 167, it asserts that, in a case like the 
present, a belligerent should be required to show on the part of a ucutral, 
as a foundation for a claim for compensation, an absence of care nearly 
equivalent to witful negligence. The United States had notice that this points 
would be pressed by Her Majesty’s Government. It had announced that its 
Case would be prepared partly under the direction of an eminent and learned 
publicist who had vigorously insisted upon it in his public writings on the 
neutrality of Great Britain in the American struggle. They therefore presented 
for the consideration of the Arbitrators certain facts exhibiting an unfriendly 
feeling towards them on the part of individual members of Her Majesty’s 
Government during the contest, which might naturally lead to and would 
account for a want of diligence bordering upon wilful negligence. But, while 
thus anticipating this position of Her Majesty’s Government’s Case, they did 
not and do not assent to its correctness. They do not conceive that the law 
of nations tolerates the proposition that belligerents are required to submit, 
without redress, to the injuries of neutral negligence till it reaches the extre- 
mity suggested. || 5. The British Case attempts to narrow the international 
duties of a government to the exercise of the restraining powers conferred 
upon it by municipal law. {| 6. It overlooks the obligation of the neutral to 
amend its municipal laws, when the powers conferred by such law prove 
inadequate for the performance of international duties. In this view the many 
statements in the British Case as to the actual internal distribution of powers 
in Her Majesty’s Government, thaugh interesting, are irrelevant in measuring 
its external obligations. || 7. The British Case proposes that the liability of 
Great Britain to make indemnity to the United States should be limited to 
the cases which the United States cannot show, by affirmative proof, that 
they actively and diligently exerted their naval power to prevent. The United 
States contend that such a proposed limitation has no just foundation in sound 
principles of International or other law. 


II. 


Part II of the British Case assumes to give an introductory statement 
of (1) “the events which attended and followed the commencement of the 
civil war in America;” (2) “the course pursued by Great Britain in relation 
to the war;” (3) the course pursued by “the other maritime powers” in 
relation thereto. Part III assumes to give a “statement on international 
rights and duties: on the powers which were possessed by Her Britannic 
Majesty’s Government of preventing ‘unlawful equipments, and the mauner 
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and circumstances in and under which these powers were exercised during 
the war.” | The United States, with the reservation heretofore made, now call 
attention only to some of the principal points of difference, in this respect, 
between the Cases of the two Governments. || 1. The United States insist that 
Her Majesty's Government is politically and historically in error in the 
assertion on page 6, that the contest terminated in 1365 in the complete 
reconquest of the eleven Confederated States. ; 2. If it be intended by the 
statement in page 7, that “in and soon after the month of May 1861, a 
number of armed ships were fitted out and sent tu sea from ports in the 
Confederate States,” to lead the Arbitrators to suppose that there was any 
insurgent vessel preying on the commerce of the United States when the 
Florida or when the Alabama escaped from Liverpool, the United States 
cannot too strongly protest that Her Majesty’s Government is in error in this 
respect. || 3. The United States have, in their Case, called the attention of the 
Tribunal to the acts of Belgium, Portugal, Russia and Prussia, which seem to 
have been overlooked by the authors of the British Case in their enumeration 
of the acts of the Maritime Powers. In regard to all the Maritime Powers, 
the Tribunal will doubtless observe that those which recognized the insurgents 
as lawful belligerents did so only after Great Britain, the principal Maritime 
Power, had elevated them, under the name of the “Confederate States,” to 
this rank, and had thus conferred upon them all the substantial advantages 
which they could gain from a general recognition by the Maritime Powers. 
They will also observe that the other Governments did not recognize the 
title which the insurgents had taken for themselves. ‘Thus, for example, the 
Proclamation of the Emperor of the French spoke of them as “States which 
pretend to form a Confederation,” the Circulars of the Dutch Government 
spoke of “the doubtful complications in the United States of North America”; 
„the existing disturbances in the United States of America”; and the 
Brazilian Circular expressly states that “the Confederate States have no 
legal existence.” || 4. It is stated on page 22 that, “by the United States’ 
cruisers, the ports and waters of Her Majesty’s Dominions were resorted to 
for coaling and other purposes more frequently than by vessels of the Con- 
federate States.” If by this it is intended to imply that, having regard to 
the great disparity of numbers between the vessels of the United States and 
those of the insurgents, the United States enjoyed to an equal extent with 
the insurgents the hospitalities of the British ports, or that, without regard 
to that disparity, those hospitalitics were extended with an impartial neutrality 
to each, the United States emphatically deny it. || 5. It is stated on page 25 
that “the Acts of which the Government of the United States is understood 
to complain, belong to a class which have not commonly been made the 
object of prohibitory legislation,” that“ in few countries, or in none, according 
to the information received by Her Britannic Majesty’s Government, did the 
law directly prohibit such acts, or make any definite provision for preventing 
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them at the time when this war began, except in the United States and Great 


Britain.” The information of the United States on this point does not agree Counter- 


with that of Her Majesty’s Government. They have the honour to refer the 
Tribunal to statements concerning the laws of Austria, Belgium, Denmark, 
France, Italy, the Netherlands, Portugal, Prussia, Spain, and Sweden and 
Norway, which will be found in the fourth Appendix attached to the Report 
of the Neutrality Laws Commissioners. This document will be found at the 
close of the third volume of the British Appendix, and in the fourth volume 
of the American evidence, between pages 126 and 128. They also refer to 
the documents and evidence herewith submitted regarding the laws of several 
Powers in Europe and America for the preservation of their neutrality. It 
will appear from all this evidence that acts such as those of which the 
United States complain, have been widely made the subject of positive legis- 
lation, and that in no country, except Great Britain, so far as the United 
States are advised, has it been assumed that proceedings under the Municipal 
or Local Laws are the measure of neutral obligations towards other Govern- 
ments. || 6. On page 25, it is stated, with reference to the steps taken by 
President Washington, that “the measures adopted by the Executive of the 
United States to restrain these enterprises [the fitting out of French privateers] . 
proved inadequate.”. In answer to this, the United States recall to the 
recollection of the Tribunal that the French Minister of that day contended 
that his Government derived the right to commission privateers from the 
ports of the United States from the provisions of the Treaty of 1778 between 
France and the United States, — a Treaty made at a time when Great 
Britain was at war with the United States. The repressive measures of 
President Washington were taken under a sense of the duties of the United 
States as a neutral under the Laws of Nations, and in the face of their 
particular duties under the Treaty, as construed by France. In the Memoir 
of Mr. Abbott (now Lord Tenterden) which will be found in the British 
Appendix at the end of vol. 3, it is stated that “the result of the publication 
of the Rules of the 4th of August [which were the mcasures adopted by the 
Executive referred to in the British Case] was that the system of privateering 
was, gencrally speaking, suppressed, though cases seem to have occurred 
until the arrival of M. Genét’s successor in February 1794, who disavowed 
his acts, and recalled the Commission he had granted to privateers.” | 7. The 
remarks on pages 26, 27, and 28, regarding the manner in which the United 
States have at different times performed their duties as a neutral nation 
towards Spain, Portugal and other Powers, are stated to be made without 
any “intention of Her Majesty’s Government to cast any reproach upon the 
Government or people of the United States.” . They are, however, apparently 
introduced for the purpose of inducing the Arbitrators to assume that the 
United States at some or all of those times did fail to use the diligence for 
the repression of hostile expeditions from their shores which ought to have 
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ver aren been exercised, and which is required by the Rules of the Treaty of Washing- 
Counter. ton. The United States would regard such an imputation as a reproach 
IS Apmgne however iutended by its authors. They have therefore determined to ask the 
Arbitraturs to examine the further evidence on these points which they have 
the honour to submit herewith, although they cannot but recognize that the 
Arbitrators may justly feel that neither party ought to add to their arduous 
labours, by the introduction of statements and evidence wholly foreign to the 
issues submitted to their decision. The evidence now submitted by the United 
States regarding the performance of their international duties is voluminous 
and spreads over a series of years and a variety of incidents. It relates to 
the contest between Spain and her Colonies, to the war between Brazil and 
the Artigas Government — to struggles of Cubans for independence — to the 
war between Spain and the South American Republics — and to the Crimean 
war. In all these contests it became the duty of the United States to 
preserve their neutrality under difficult circumstances; often when the sympa- 
thies of large masses of their people were enlisted in opposition to the 
national obligations. Her Majesty’s Government has thought it right to call 
in question the efficiency, while admitting the good faith with which the 
_ United States performed their duties in these trying circumstances. The 
evidence now submitted shows conclusively that Her Majesty’s Government 
has been misinformed: that the United States did perform their duties as a 
neutral at those times with a fidelity and activity which, had they been imi- 
tated by Great Britain during the insurrection, would have made the present 
proceedings unnecessary. || 8. The United States unite with Her Majesty's 
Government in its remarks on page 27, calling attention to the fact that the 
President of the United States, at the request of the Portuguese Government, 
did, in 1817, recommend Congress to confer upon the Government not only 
power to punish offenders, but also power to prevent the commission of the 
offences, and that Congress did, in compliance with such request, confer such 
power in the Neutrality Acts of 1817 and 1818. || 9. The United States 
are at a loss to understand to what reference is intended by the words on 
page 28: “It is needless here to refer particularly to more recent instances 
of vessels fitted out in ports of the United States for expeditions against 
countries with which the United States were at peace. These instances are 
well known.” Vague insinuations like these, without definite statement, 
allegation, or proof, furnish no foundation for an answer in the only 
form in which the Treaty permits the United States tu defend them- 
selves. : 10. The United States emphatically deny the statement on page 
28 that their prohibitory laws “have been infringed by acts much more 
flagrant than any of those now charged against Great Britain.” They feel 
confident that a fair consideration of the proof which they have offered, and 
of that which they now offer, showing the fidelity with which they have 
ever performed their international duties, will convince the Arbitrators that 
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they have honestly, strenuously, in good faith, and with due diligence, striven to Nr. 5025. 
perform those duties. {| 11. The United States think that Her Majesty’s counter 


Government has been incorrectly informed regarding the United States’ 
Statute of 1818, commonly known as the Neutrality Act. It is stated on 
page 29 that the British Act of 1819 is “more stringent, rigorous, and 
comprehensive than that of the United States.” Her Majesty’s Government 
does not say in. what respect the superiog stringency, rigour, and comprehen- 
siveness of that Act is supposed to consist. If the British Act could have 
been suspended by the Act of the Crown, which is supposed to have been 
the case, it may at least be held to have furnished less permanent and 
certain remedies than the law of the United States. The United States think 
that the qualities of stringency, rigour, and comprehensi s will be found 
in their law in a superior degree; and they call attention to the following 
poi of comparison: — 1. Enlistments of British subjects only are made 
unlawful by the British Act; the American Act, on the contyary, makes all 
enlistments within the neutral jurisdiction unlawful, except naval enlistments 
of subjects of the enlisting belligerent, made on the deck of a vessel of the 
belligerent while within the neutral waters. 2, By executive and judicial 
construction, the words “equip,” “fit out,” and “furnish” have received a much 
broader meaning in America than in Great Britain, as the United States 
have explained in their Case. 3. The 10th and 11th sections of the American 
Act, commonly known as the bonding clauses, are admitted not to be in the 
British Act. And it is also admitted that these clauses are intended to be 
preventive, not punitive. 4. The 8th section of the United States’ Act is 
also omitted in the English Act. This section, the practical operation of 
which is explained in the Case of the United States, is regarded by them as 
by far the most efficient part of the Act for the prevention of violations of 
neutrality, 5. It may not have escaped the attention of the Arbitrators that 
Her Majesty's Government has itself furnished evidence of the superiority of 
the United States’ Statute over the British Act. “1 may remark,” says Sir 
derick Bruce, the British Minister at Washington, writing to his Gov 
ment, “that the Government of the United States has considerable advantages 
in proceeding against vessels under the Statute. ‘They have, on the spot 
where the preparations are being made, the District’ Attorney, a legal officer 
responsible to the Government, to whom the duty of investigation is committed, 
The libel is in the nature of a proceeding in Admiralty in rem. It is 
‚decided by a Judge conversant with international and maritime law, ‘without 
the intervention of a jury.” |j 12. Without questioning, in the Counter-Case, 
the correctness of propositions 1, 2, and 3 of English Constitutional Law, on 
page 30, the United States think that they arc not mistaken when they say 
that the privilege which a witness is supposed to have of refusing to answer 
a question is a personal privilege, of which the witness may or may not 
avail himself. It is not supposed to be one which a Court will voluntarily 
Staatsarchiv XV. v 
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en take for him, and enforce against his wishes. || 13. In the statements on 
Counter- Pages 31 and 32, regarding the supposed duties of the officials of the United 
15.Aprit 1872, States, “to keep a watchful eye on whatever might tend to endanger the 
security or interests of the United States,” etc., it is not made quite clear 
whether Her Majesty’s Government regard these as duties of which it had 
the right to demand performance of these officials, or as duties which they 
owed to their own Government. , Although the latter interpretation would 
seem to be the most reasonable one, there is some ground to suppose that 
ller Majesty s Government has made the statement in the former sense. 
Without admitting it in that sense to be just, the United States insist that, 
even should such an obligation not be disputed, Her Majesty’s Government 
would not thereby be relieved from the duty of an independent, diligent, and 
vigilant watchfulness, in order to prevent evil disposed persons from violating 
its neutrality. Nor would the Minister of a belligerent Power (as Mr. Adams 
was in the eye of the English Cabinet) be required, after the receipt of offi- 
cial information as to the nature and character of the evidence that must 
accompany his representations, to make, or complained of for not making, 
representations of fact to the neutral Government, except in the manner in 
which he had been notificd to make them. Thus (to apply the proposition: 
Mr. Adams, being notified by the British Government that, in order to secure 
official action on a complaint of a contemplated violation of British neutrality 
by the insurgents, he must furnish proof of the fact sufficient to warrant 
conviction for a violation of the Foreign Enlistment Act, could not be charged 
by that Government with responsibility for not making representations em- 
bodying a lesser degree of proof. | 14. The United States do not understand 
that it is truc that “allegations that vessels were being prepared for cruising 
or carrying on war”, were in all cases followed by seizure of the vessels 
when sufficient primd facie evidence of the illegal purpose was furnished. 
They understand exactly the contrary to have been the case: — that until 
the opinion of the Law Officers of the Crown, given on the 29th day of July 
1862 (the day of the escape of the Alabama), all branches of Her Majesty's 
Government held that it was necessary not only to establish a preparation 
for cruising or carrying on war, but also an actual arming of the offending 
cruiser in a British port, in order to justify seizure, and that this prevailing 
opinion was afterwards sustained in effect by the Courts of England in the 
Alexandra case, which is still the unreversed judicial construction of the Act 


of 1819. 
IV. 
Part IV of the British Case assumes to state certain considerations 
proper to be kept in view by the Arbitrators, in reference to the Cases of 


the Florida, Alabama, Georgia and Shenandoah. || The United States have ‘ 
already made it clear, both in their Case and in this paper, that they regard 
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many of these statements as not “proper to be kept in view by the Arbi- nn 


trators” in reference to any of these vessels. Without repeating their views Counter- 
on this subject, they confine themselves to calling attention to a great error 15. api 872. 
into which the Arbitrators may be led in consequence of the use of inaccu- 

rate or careless language in the closing paragraph of this statement in the 
British Case. || It is there stated, that “Claims for the interference of 

Her Majesty’s Government in the case of these and other vessels were based, 
according to the statement of Mr. Adams, in his letter to Earl Russell, dated 

9th of October 1862, on evidence considercd by him to apply directly to 
infringements of the Municipal Law, and not to any thing beyond it.” {|| It is 

quite possible, perhaps it is not too much to say that it is probable, that 

the Arbitrators may derive from this statement the impression that all the 

official representations of Mr. Adams, in respect to these four vessels, were 
expressly based on evidence offered by him in support of allegations of in- 
fringements of the Municipal Law. The United States call attention to this, 

feeling confident that Her Majesty's Government will be anxious to exclude a 
construction of its language which is so little in accordance with the facts. 


IX. 


On page 167 of the Case of Her Majesty's Government, it is said: “If 
the Tribunal should come to the conclusion that Great Britain has incurred 
any liability to the United States, the question will then arise what should 
be deemed the just measure and extent of that liability. Her Britannic 
Majesty’s Government abstain at present from entering into that question, and 
will reserve such observations as may be fitly offered in relation to it to a 
later stage of the proceedings. Here it is sufficient to remark that a claim 
on the part of a belligerent to be indemnified at the expense of a neutral 
for losses inflicted or occasioned by any of the ordinary operations of war, 
on the plea that those operations were assisted or facilitated by negligence 
on the part of the neutral Government, is one which involves grave con- 
siderations, and requires to be weighed with the utmost care Losses of 
which such negligence is the direct and proximate cause (and it is in the 
respect of such only that compensation could justly be awarded) are com- 
monly not easy to separate from those springing from other causes.” || The 
United States concur with Her Majesty’s Government in the opinion that “a 
claim on the part of a belligerent to be indemnified at the expense of a neu- 
tral for losses inflicted or occasioned by any of the ordinary operations of 
war, “is one which involves grave considerations, and requires to be weighed 
with the utmost care.” Without the explanatory observations which Her 
Majesty’s Government reserves the right to make in a later stage of the pro- 
ceedings, they cannot say how far they do or do not concur in the further 

9° 
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Van Ban statement that compensation can only justly be awarded by the Tribunal in 
Counter- respect to losses of which the negligence of the neutral is the direct and 
15.apeilie7?, proximate cause. || It appears to them, however, that certain general con- 
siderations may reasonably be assumed by the Arbitrators. .1. Both Parties 
contemplate that the United States will endeavour to establish in these pro- 
ceedings some tangible connection of cause and effect between the injuries 
for which they ask compensation and the “acts committed by the several 
vessels” which the Treaty contemplates, are to be shown to be the fount of 
those injuries. 2. The Tribunal of Arbitration being a judicial body, invested 
by the Parties with the functions necessary for determining the issues be- 
tween them, and being now seized of the substance of the matters in dispute, 
will hold itself bound by such reasonable and established rules of law regard- 
ing the relations of cause and effect, as it may assume that the Parties had 
in view when they entered into their engagements to make this reference. 
3. Neither party contemplates that the Tribunal will establish or be governed 
by rules in this respect, which will either on the one hand tend to release 
neutrals from their duty to observe a strict neutrality, or, on the other hand, 
will make a course of honest neutrality unduly burdensome. 


Leaving now the issues raised by the Cases and Counter-Cases of the 
two Governments to the arguments of Counsel and to the decision of the 
Tribunal, the United States repcat with a strengthened conviction the lan- 
guage with which they closed their Case: “It is in the highest interest of the 
two great Powers which appear at this bar, that the causes of difference 
which have arisen between them should be speedily and for ever set at rest. 
The United States entertain a confident expectation that Her Majesty’s 
Government will concur with them in this opinion.” 





Nr. 5026. 


GROSSBRITANNIEN. — Note addressed to the Arbitrators by Lord 
Tenterden, Agent of Her Britannic Majesty. — Verwahrung wegen 
des Streits über die indirecten Anspriche. 


| Geneva, April 15, 1872. 


Nr. 5026. . The Undersigned, Agent of Her Britannic Majcsty, is instructed by Her 

NES Majesty’s Government to state to Count Sclopis, that, while presenting their 
15, April 1872. Counter-Case, under the special reservation hereinafter mentioned, in reply to 
the Case which has been presented on the part of the United States, they 


find it incumbent upon them to inform the Arbitrators that a misunderstand- 
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ing has unfortunately arisen between Great Britain and the United States as Meee 
to the nature and extent of the claims referred to the Tribunal by the Ist pritannien. 
Article of the Treaty of Washington. || This misunderstanding relates to the !5-April 18:3. 
claims for indirect losses put forward by the Government of the United 
States, under the several heads of — (1.) “The losses in the transfer of the 
American commercial marine to the British flag” (2) “The enhanced pay- 
ments of insurance.” (3.) “The prolongation of the war, and the addition of 
a large sum to the cost of the war and the suppression of the rebellion.” 
Which claims for indirect losses are not admitted by Her Majesty’s Govern- 
ment to be within cither the scope or the intention of the reference to arbi- 
tration. || Her Majesty’s Government have been for some time past, and still 
are, in correspondence with the Government of the United States upon this 
subject; and, as this correspondence has not been brought to a final issue, 
Her Majesty's Government being desirous (if possible) of proceeding with the 
reference as to the claims for direct losses, have thought it proper in the 
meantime to present to the Arbitrators their Counter-Case (which is strictly 
confined to the claims for direct losses), in the hope that, before the time 
limited by the Vth Article of the Treaty, this unfortunate misunderstanding 
may be removed. | But Her Majesty’s Government desire to intimate, and 
do hereby expressly and formally intimate and notify to the Arbitrators, that 
this Counter-Case is presented without prejudice to the position assumed by 
Her Majesty’s Government in the correspondence to which reference has been 
made, and under the express reservation of all Her Majesty’s rights, in the 
event of a difference continuing to exist between the High Contracting Parties 
as to the scope and intention of the reference to arbitration. | If circum- 
stances should render it necessary for Her Majesty to cause any further com- 
munication to be addressed to the Arbitrators upon this subject, Her Majesty 
will direct that communication to be made at or before the time limited by 
the Vth Article of the Treaty. | The Undersigned, ete. 

Tenterden. 


4 





Nr. 5027. 


VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Note addressed to the 
Arbitrators by Mr. Bancroft Davis, Agent of the United States. — 
Gegenverwahrung des amerikanischen Agenten. 


Geneva, April 15, 1872. 


The Undersigned, Agent of the United States, has the honour to inform Nr. 50%. 
the Arbitrators appointed under the provisions of the Treaty concluded be- 15 April RTS. 


tween the United States and Her Majesty on the 8th of May, 1871, that he 


Nr. 5027. 


' Ver. Stayten. 


15.April 1872. 
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has received from Lord Tenterden, the Agent of Her Majesty, a copy of a 
note this day addressed by his Lordship to cach of the Arbitrators, in which 
it is averred that some of the claims put forth by the United States in their 
Case are not within the scope and intention of this reference. || The instruc- 
tions to the Undersigned from his Government not having contemplated the 
probability of such a course on the part of Her Majesty’s Government, the 
Undersigned is compelled, in reply, to reserve to his Government its full 
right hereafter to vindicate before the Tribunal the authority which it under- 
stands the Tribunal acquired under the Treaty in this respect. || The Under- 


signed, etc. J. C. Bancroft Davis. 


Nr. 5028. 
Gross- 
britannien u. 
Ver. Staaten. 
15. Juni 1872. 





Nr. 5028. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — 

Protocol Nr. IL. — Record of the Proceedings of the Tribunal of 

Arbitration at the Third Gonference, held at Geneva, in Switzer- 
land, on the 15th day of June, 1872. 


The Conference was held pursuant to adjournment. .All the Arbitrators 
were present. | 

Lord Tenterden and Mr. J. C. Bancroft Davis attended the Conference 
as Agents of er Britannic Majesty and the United States respectively. 

Mr. J. C. Bancroft Davis then delivered in duplicate to each of the 


‘Arbitrators and to Lord Tenterden, the Agent of Her Britannic Majesty, a 


printed Arguincnt, showing the points and referring to the evidence on which 
his Government relies. 

Lord Tenterden then, on behalf of Her Britannic Majesty’s Government, 
presented the note, of which a copy is annexed, requesting an adjournment 
of the Tribunal, for the reasons therein stated, for such a period as might 
cnable a Supplementary Convention, to be concluded and ratified between Her 
Britannic Majesty and the United States. 

Mr. Bancroft Davis stated that he could not say what would be the 
views of his Government on this motion, until he should known the time for 
which the adjournment was asked. 

Lord Tenterden stated that Her Britannic Majesty’s Government believed 
that, in order to afford time for the consideration of a Supplementary Con- 
vention by the Senate of the United States in their Session, commencing in 
December next, and for its subsequent consideration by Her Britannic Ma- 
jesty’s Government, and for its ratification by the High Contracting Parties 
respectively, it would be requisite that the adjournment should be for a 
period of eight months, but that power might be reserved for the Arbitrators 
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to meet at any earlier date, upon being convened for that purpose by the Nr. £028, 
Secretary of the Tribunal, upon the joint request in writing of the Agents en 
of the two Governments Ver. Staaten. 
15. Juni 1874. 
Mr. Bancroft Davis said that his instructions did not yet enable him to 
state to the Arbitrators the views of the Government of the United States 
on this motion in full. We said that he was in telegraphic communication 
with his Government, and he asked an adjournment until Monday, the 17th 
instant. . 
The Tribunal decided that the Protocols should be signed by the Presi- 
‘dent and Secretary of the Tribunal, and the Agents of the two Governments. 
The Conference was then adjourned to Monday, the 17th day of June, 
at two o'clock. 
Frederic Sclopis. 
Alex. Favrot, Secretary. 
Tenterden. 


J. C. Bancroft Davis. 





Annex. 
Geneva, June 15, 1872. 

The Undersigned, Agent of Her Britannic Majesty, is iustructed by Her 
Majesty's Government to state to Count Sclopis,* the Arbitrator named by 
His Majesty the King of Italy, that they regret to be under the necessity 
of infurming the Arbitrators that the difference between Her Majesty’s Govern- 
ment and the Government of the United States, referred to in the note which 
the Undersigned had the honour to address to Count Sclopis when presenting 
the British Counter-Case on the 15th of April last, has not yet been removed. 
|| Her Majesty’s Government have, however, been engaged in negotiations 
with the Government of the United States, which have continued down to 
the present time, for the solution of the difficulty which has thus arisen; 
and they do not abandon the hope that, if further time were given for that 
purpose, such a solution might be practicable. || Under these circumstances, 
the course which Her Majesty’s Government would respectfully request the 
Tribunal to take, is to adjourn the present mecting for such a period-as 
may enable a Supplementary Convention to be still concluded and ratified | 
between the High Contracting Parties. || Having lodged the present application, 
the Undersigned is instructed to withhold the written or printed Argument, 
which the Undersigned as Agent of Her Majesty is directed to put in under 
the Vth Article of the Treaty, although that Argument has been duly pre- 
pared and is in the hands of the Undersigned. | The Undersigned is further 


—_ —- —— ——— 


1) A similar note was addressed to each of the Arbitrators. 


Ne. 5028. 
Groas- 
britannion nu. 
Ver. Staaten. 


15. Juni 1872, | 


Nr. 5020, 
Gross- 
britannien u. 
Ver. Staaten. 
19! Juni 1872. 
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directed to say that Her Majesty’s Government (while they would consider 
the Tribunal to have full power to proceed at the end of the period of ad- 
journment, if the difference between the High Contracting Parties should then 
ave been removed, notwithstanding the non-delivery on this day of the 
Argument by the Undersigned), continue, while requesting this adjournment, 
to reserve all Her Majesty’s rights, in the event of an agreement not being 
finally arrived at, in the same manner as was expressed in the note addressed 
by the Undersigned to Count Sclopis on the 1$th of April. || The Under- 


signed, etc. Tenterden. 





Nr. 5029. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — 

Protocol Nr. V. — Record of the Proceedings of the Tribunal of 

Arbitration at the Fifth Conference, held at Geneva, in Switzer- 
land, on the 19th day of June, 1872. 


The Conference was held pursuant to adjournment. All the Arbitrators 
were present. 

Mr. J. ©. Bancroft Davis and Lord Tenterden attended the Conference 
as Agents of the United States and Her Britannic Majesty respectively. 

The Protocol of the last Conference was read and approved, and was 
signed by the President and Secretary of the Tribunal and the Agents of the 
two Governments. 

Count Sclopis, as President of the Conference, inquired whether Mr. 
Bancroft Davis had yet received definite instructions from his Government. 

Mr. Bancroft Davis replied that he had not. 

Count Sclopis then, on behalf of all the Arbitrators, made the following 
statement: — 

„Ihe application of the Agent of Her Britannic Majesty s Government 
being now before the Arbitrators, the President of the Tribunal (Count 
Sclopis) proposes to make the following communication on the part of the 
Arbitrators to the parties interested. 

“The Arbitrators wish it to be understood that, in the observations 
which they are about to make, they have in view solely the application of 
the Agent of Her Britannic Majesty’s Government, which is now before them, 
for an adjournment, which might be prolonged till the month of February 
in next year; and the motives for that application, viz., the difference of 
opinion which exists between Her Britannic Majesty’s Government and the 
Government of the United States as to the competency of the Tribunal, under 
the Treaty of Washington, to deal with the claims advanced in the Case of 
the United States in respect of losses under the several heads of: 1. ‘The 
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losses in the transfer of the American commercial marine to the British flag;’ Ne 52 
2. ‘The enhanced payments of insurance; and 3. ‘The prolongation of the pritannien a, 
war, and the addition of a large sum to the cost of the war and the snp- ee: 
pression of the rebellion, and the hope, which Her Britannic Majesty’s 
Government does not abandon, that if sufficient time were given for that 
purpose, a solution of the difficulty which has thus arisen, by the negotiation 
of a Supplementary Convention between the two Governments might be found 
practicable. 

“The Arbitrators do not propose to express or imply any opinion upon* 
the point thus in difference between the two Governments as to the inter- 
pretation or effect of the Treaty. But it seems to them obvious that the 
substantial object of the adjournment must be to give the two Governments 
an opportunity of determining whether the claims question shall, or shall 
not, be submitted to the decision of the Arbitrators; and that any difference _ 
between the two Governments on this point may make the adjournment un- 
productive of any useful effect, and, after a delay of many months, during 
which both nations may be kept in a state of painful suspense, may end in 
a result which, it is to be presumed, both Governments would equally deplore, 
that of making this Arbitration wholly abortive. This being so, the Arbi- 
trators think it right to state that, after the most careful perusal of all that 
has been urged on the part of the Government of the United States in respect 
of these claims, they have arrived, individually and collectively, at the con- 
clusion that these claims do not constitute, upon the principles of international 
law applicable to such cases, good foundation for an award of compensation 
or computation of damages between nations, and should, upon such p iples, 
be wholly excluded from the consideration of the Tribunal in making its 
award, even if there were no disagreement between the two Ciovernments as 
to the competency of the Tribunal to decide thereon. 

“With a view to the settlement of the.other claims, to the consideration 
of which by the Tribunal no exception has been taken on the part of Her 
ic Majesty’s Government, the Arbitrators have thought it desirable to 
re the parties this expression of the views they have formed upon 
the question of public law involved, in order that after this declaration by 
the Tribunal it may be considered by the Government of the United States 
whether any course can be adopted respecting the firstmentioned claims which 
would relieve the Tribunal from the necessity of deciding upon the present 
application of Her Britannic Majesty’s Government.” 

Count Sclopis added that it was the intention of the Tribunal that this 
statement should be considered for the present to be confidential. 

Count Sclopis then asked whether the Agents or either of them wished 
to say anything touching the declaration just made. 

Mr. Bancroft Davis said that he was necessarily without instructions to 
meet the contingency which had arisen from the action thus taken by the 
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” 


Fe Ds Arbitrators. He therefore left it with the Tribunal to say whether, in view 
britannien u. Of this fact, it ought not, of its own motion, to make an adjournment suffi- 
arret cient to afford time for the proper consideration of the new position created 

by the announcement of the Tribunal. 

The Tribunal then ordered this Conference to adjourn until Wednesday 
the 26th instant at 2 o’clock in the afternoon. 
| Frederic Sclopis. 

Alex. Favrot, Secretary. 
Tenterden. 


J. C. Bancroft Davis. 





Nr. 5030. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — 

Protocol Nr. VI. — Record of the Proceedings'of the Tribunal of 

Arbitration at the Sixth Conference, held at Geneva, in Switzer- 
land, on the 25th day of June, 1872. 


Nr. 5030. The Conference was held pursuant to a call by the President, Count 
ans , Sclopis. All the Arbitrators were present. 
Ver. Staaten. Lord Tenterden and Mr. J. C. Bancroft Davis attended the Conference 


* 25. Juni 1872. , . . . 
as Agents df Her Britannic Majesty and the United States respectively. 


Count Sclopis, as President of the Tribunal, stated that he had received 
from Mr. Bancroft Davis the information that he was prepared to communi- 
cate to the Tribunal the action authorized by his Government respecting the 
declaration made by the Arbitrators at the last Conference. 


Count Sclopis added that, being desirous of advancing the work of the 
Tribunal, he had therefore convoked the Conference this day instead of 
Wednesday, the day to which the adjournment had been made. 


Mr. Bancroft Davis stated as follows: 

“The declaration made by the Tribunal, individually and collectively, 
respecting the claims presented by the United States for the award of the 
Tribunal for: 1st, “The losses in the transfer of the American commercial 
marine to the British flag;’ 2ndly, “The enhanced payment of insurance;” 
and 3rdly, “The prolongation of the war and the addition of a large sum 
to the cost of the war, and the suppression of the rebellion:” is accepted 
by the President of the United States as determinative of their judgment 
upon the important question of public law involved. 

“The Agent of the United States is authorized to say that, consequently, 
the abovementioned claims will not be further insisted upon before the Tri- 
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bunal by the United States, and may be excluded from all consideration in eee 
any award that may be made.” britannien u. 
Lord Tenterden then said: “I will inform my Government of the decla- Ver. Stasten. 
. . 25. Juni 1872. 
ration made by the Arbitrators on the 19th instant and of the statement 
now made by the Agent of the United States, and request their instructions.” 
The Conference was then adjourned to Thursday, the 27th instant, at 
11 o’clock in the morning. 
Frederic Sclopis. 


Alex. Favrot, Secretary. 
Tenterden. 


J. C. Bancroft Davis. 





Nr. 5031. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA — 

Protocol Nr. VII. — Record of the Proceedings of the Tribunal of 

Arbitration atsthe Seventh Conference, held at Geneva, in Switzer- 
land, on the 27th day of June, 1872. 


The Conference was held pursuant to adjournment. Fr 
All the Arbitrators were present. britannion u. 


Lord Tenterden and Mr. J. C. Bancroft Davis attended the Conference Ver. Staaten. 
as Agents of Her Britannic Majesty and the United States respectively. ie dunn ise 
The Pfotocol of the last Conference was read and approved and was 
signed by the President and Secretary of the Tribunal and the Agents of the 
two Governments. 
Count Sclopis, as President of the Tribunal, inquired whether Lord Ten- 
terden had received the instructions from his Government for which he had 
said that he would apply at the last Conference. 
Lord Tenterden then read the following statement: — 


“The Undersigned, Agent of Her Britannic Majesty, is authorized by Her 
Majesty's Government to state that Her Majesty’s Government find in the 
communication on the part of the Arbitrators, recorded in the Protocol of 
their proceedings of the 19th instant, nothing to which they cannot assent, 
consistently with the view of the interpretation and effect of the Treaty of 
Washington hitherto maintained by them; and being informed of the state- 
ment made on the 25th instant by the Agent of the United States, that the several 
claims particularly mentioned in that statement will not be further insisted upon 
before the Tribunal by the United States, and may be excluded from all consi- 
deration in any award that may be made; and assuming that the Arbitrators will upon 


Nr. 5031. 
Gross- 
britannien n. 
Ver. Staaten. 
27. Jani 1872. 
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such statement, think fit now to declare that the said several claims are, and 
from henceforth will be, wholly excluded from their consideration, and will 
embody such declaration in their Protocol of this day’s proccedings; they 
have instructed the Undersigned, upon this being done, to request leave to 
withdraw the application made by him to the Tribunal on the 15th instant 
for such an adjournment as might enable a Supplementary Convention to be 
concluded and ratified between the High Contracting Parties; and to request 
leave to deliver the printed Argument, now in the hands of the Undersigned, 
which has been prepared on the part of Iler Britannic Majesty’s Government 
under the Vth Article of the Treaty with reference to the other claims, to 
the consideration of which by the Tribunal no exception has been taken on 
the part of Her Majesty’s Government. 
(Signed) “Tenterden.” 


Mr. Bancroft Davis said that he made no objection to the granting of 
the request made by Lord Tenterden to be permitted to withdraw his appli- 
cation for an adjournment, and to file the Argument of Her Britannic Majesty's 
Government. » 

Count Sclopis, on bchalf of all the Arbitrators, then declared that the 
said several claims for indirect losses mentioned in the statement made by 
the Agent of the United States on the 25th instant and referred to in the 


‚statement just made by the Agent of Her Britannic Majesty, are, and from 


henceforth will be, wholly excluded from the consideration of the Tribunal; 
and directed the Secretary to embody this declaration in the Protocol of this 
day's procecdings. 

He at the same time informed Lord Tenterden that the Tribal asseuted 
to his request for leave to withdraw his application for a prolonged adjourn- 
ment, and also to his request for leave to deliver the printed Argument 
which had been prepared on the part of Her Britannic Majesty’s Government. 

Lord Tenterden then presented copies of the Argument in duplicate to 
each of the Arbitrators, and to the Agent of the United States. 

Count Sclopis stated that the Tribunal no longer desircd the proceedings 
to be considered confidential so far as publication of them by the British 
and United States’ Governments is concerned. 

He then procecded to read an adress as follows: 


“Messieurs — Au moment où le noeud qui menacait d’entraver pour long- 
temps encore l'exécution du Traité de Washington vient d’être si heureusement 
tranché, à l'heure où nos travaux vont prendre un cours libre et régulier, 
permettez-moi de vous dire, Messieurs et très-honorés collègues, combien 
j'apprécie l'honneur de siéger avec vous dans ce Tribunal d’Arbitrage, sur 
lequel sont fixés aujourd'hui les regards du monde civilisé. | Laissez-moi 
ensuite vous exprimer tout ce que j'éprouve de reconnaissance pour la marque 
flatteuse de confiance qu'il vous a plu de m’accorder en m’appelant à occuper 
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ce fauteuil 





j Je comprends parfaitement tout le prix de cette distinction si Nr. %%1. 
mais je comprends mieux encore le besoin que j'aurai d'être vritannien u. 
soutenu par le concours de vos lumières, et par l'appui de votre indulgence Ver an 
dans l'exercice des fonctions que vous m'avez confiées. Ce sera à vous que 
je les devrai, si je ne vais pas paraître trop au-dessous de ma tâche. La 
réunion de ce Tribunal d’Arbitrage signale, à elle seule, une nouvelle direction 
imprimée aux idées qui gouvernent la politique des nations les plus avancées 
sur la voie de la civilisation. | Nous sommes arrivés à une époque où, dans 
les sphères les plus élevées de la politique, Vesprit de modération et le 
sentiment d’équité commencent partout à prévaloir sur les tendances des 
vicilles routines d'un arbitraire insolent ou d’une indifférence coupable. 
Diminuer les occasions de faire la guerre, atténuer les malheurs qu'elle traîne 
à la suite, placer les intérêts de l'humanité au-dessus de ceux de la politique, 
voilà l'oeuvre vers laquelle se dirigent toutes les grandes intelligences, tous 
les coeurs haut placés. Aussi avec quel bonheur n’a-t-on pas salué le voeu 
si noblement exprimé par le Congrès de Paris en 1856, que les Etats entre 
lesquels s’éléverait un dissentiment sérieux, avant d'en appeler aux armes, 
eussent recours, en tant que les circonstances l’admettraient, aux bons offices 
des Puissances amies! Que de bons effets n’avait-on pas à attendre de la 
déclaration de ce même Congrés concernant labolition de la course, et le 
respect de la propriété privée? Enfin nous ne saurions oublier ici cette 
Convention de Genève, qui parvint à placer sous la protection spéciale du 
droit des gens des élans degla charité sur les champs de bataille, | On a 
bien dû regretter que les vues si droites ct si sages du Congrès de Paris 
n'aient pas été promptement secondées par les événements. De cruels 
démentis ont été donnés aux aspirations des âmes d'élite!); mais l'autorité 
morale des principes proclamés à cette époque ne s'est point affaiblie. || 
Grâce à l'initiative des hommes d'Etat qui président aux destinées de 
VAmérique et de l’Angleterre, cette idée généreuse commence à porter ses 
fruits. || Le grand essai de l'application des règles austéres et calmes du 
droit aux questions ardentes de la politique va se faire. L'histoire contem- 
poraine racontera à la postérité que, même dans la chaleur des plus vives 
récriminations, on a töujours songé des deux côtés de l'Atlantique à tenir 
ouvertes les voix d’un accommodement acceptable par les amis de la paix 
et du progrès. || A travers des négociations nécessairement longues, sous 
l'action des courants variables de l'opinion publique, inévitables chez les 








3) “In the performance of a melancholy duty,” dit Sir Robert Phillimore dans In 
Préface à la deuxième édition des “Commentaries upon International Law, 1871”, “L am 
obliged to close this chronicle of events by the admission that the suggestion contained 
in the last Protocol to the Treaty of Paris, 1356. has remained a dead letter, except, 
perhaps, in the case of Luxemburg. Neither of the belligerents, in the present horrible 
war, would listen to the suggestion of such an arbitration.” 


Nr. 5031. 
Gross- 
britannien u. 
Vor. Staaten. 
97. Jani 1872. 
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Gouvernements à base populaire, le but de ces magnanimes cfforts ne fut 
jamais perdu de vue. Personne, certes, ne pouvait en contester l'utilité; 
mais d'en venir au point d'accepter purement ct simplement le système de 
l'arbitrage, de renoncer à ce privilège, si cher aux ambitions vulgaires, de se 
faire justice de sa main; voilà ce qui exigeait une rare fermeté de conviction, 
un dévouement à toute épreuve aux intérêts de l'humanité. Aussi le premier 
ministre d'Angleterre a-t-il cu raison de parler du Traité de Washington 
dans les termes qui caractérisent à la fois la grandeur et la difficulté de 
l'entreprise. ‘Il se peut,’ disait-il, ‘que se soit une espérance trop éclatante 
pour être réalisée dans ce monde de miséres où nous vivons; l'expérience du 
moins est digne de l'effort. On recherche, s’il est possible, de soumettre ces 
conflits d'opinion entre deux nations au jugement d’un tribunal de raison au 
lieu de l'arbitrage sanglant des armes. L'histoire se souviendra à l'égard des 
Etats Unis et du Royaume Uni, que, ayant à vider de sérieux conflits, et 
se sentant peu disposés de part et d'autre à céder le terrain, ils se sont 
néanmoins appliqués à assurer la paix, et non-sculement à régler leur propres 
conflits, mais aussi à donner un exemple qui sera fécond en bienfaits pour 
les autres nations.!} | On a dit, que le triomphe d'une idée utile n'est 
jamais qu'une question de date. Félicitons-nous, Messieurs, d'assister à la 
réalisation d’un dessein qui doit être fécond des meilleurs résultats; espérons 
qu’il tiendra dans l'avenir tout ce qu'il promet aujourd'hui. || Nous avons 
entendu ce cri terrible ‘la force prime le droit; c’est un défi porté à la 
civilisation. Nous voyons maintenant la politique s'adresser à la justice, pour 
ne pas abuser de la force; c'est un hommage que la civilisation doit recevoir 
avec bonheur. | Ne nous plaignons pas trop si les questions que nos sommes 
appelés 4 résoudre nous arrivent à la suite d’agitations prolongées. Recon- 
naissons plutôt l'importance des documents qui nous ont été fournis et des 
raisonnements dont ils ont été accompagnés. || Les longues investigations 
préparent les meilleurs solutions. On navigue plus sûrement sur les rivières 
qui ont été le mieux sondées. | Le droit des gens a été trop souvent regardé 
comme un sol mobile sur lequel, au moment où l’on croit avancer, le pied 
glisse en arrière. Serait-ce un espoir indiscret que celui de parvenir par nos 
efforts à rendre ce sol un peu micux raffermi? {|| L'objet de nos délibérations 
demande des études aussi variées que sérieuses. Nous aurons à l’examiner 
à des points de vue différents. Ce sera tantôt avec la large perception de 
l'homme d'Etat; tantôt avec l'oeil scrutateur d’un Président aux Assises; 
toujours avec un profond sentiment d'équité et avec une impartialité absolue. ! 
Nous nous promettons beaucoup de l'aide empressée des Agents des deux 
Puissances qui ont eu recours à ce Tribunal; leur haute intelligence et leur 
zèle éclairé nous sont également connus. || Enfin le Tribunal se confie dans 


1) Discours prononcé par M. Gladstone au banquet d'installation du nouveau Lord 
Maire, le 9 novembre, 1871. 
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l'assistance des Conseils des Hautes Parties presents à la barre, de ces juris- m vl. 
’ Q . O8 - 

consultes éminents dont le nom vaut un éloge. Nous nous attendons qu'ils britannien u. 

coopéreront franchement avec nous dans ce qui doit être non-seulement un "er: Staaten. 


acte de bonne justice, mais encore un travail de grande pacification. | Puis- 
sions-nous répondre complètement aux louables intentions des Puissances qui 
nous ont honorés de leur choix; puissions-nous remplir, avec l'aide de Dieu, 
une mission qui mette fin à de longs ct pénibles différends; qui, en réglant 
de graves intérêts apaise de doule:reuses émotions, et qui ne soit pas sans 
quelque heureuse influence sur le maintien de la paix du monde et les pro- 
grès de la civilisation. " Vos vocux, très-honorés collègues, s’accorderont sans 
doute avec les miens pour que l'essai que l’on va faire serve à écarter dans 
l'avenir les occasions de luttes sanglantes et à raffermir l'empire de la raison. 

Dans cette douce prévision, j'aime à rappeler ces paroles du héros de 
l'Amérique, de Georges Washington: ‘S'il y a une vérité fortement établie, 
c'est qu'il y a ici-bas un lieu indissoluble entre les pures maximes d’une 
politique honnète et magnanime et les solides récompenses de la prospérité et 
du bonheur public’. 1) 


Lord Tenterden then stated that Sir Roundell Palmer, Her Britannic 
Majesty’s Counsel, had prepared, for the consideration of the Tribunal, a 
statement of certain points of importance, as to which he desires to have an 
opportunity of submitting to the Tribunal further arguments, in answer to 
those contained in the Argument of the United States delivered on the 15th 
instant; and that Sir Roundell Palmer would now, with the permission of the 
Tribunal, read such statement, of which, with a translation which would be 
prepared without delay, copies will be delivered to the several Arbitrators 
and to the Agent of the United States in the course of the day; and, as the 
preparation of any further arguments on those or any other points will 
necessarily require some time to be allowed, he begged respectfully to suggest 
that the Counsel on both sides should be informed of the time which the 
Tribunal would be willing to allow, before requiring their further attendance 
for the purpose of any arguments. If the interval so granted can be extended 
to the Ist of August next, it is believed that this will meet the views of the 
Counsel and Agents of both Parties, and may probably enable the Counsel, 
when again before the Tribunal, to discharge their duty in a shorter time 
than might otherwise be requisite. 

Sir Roundell Palmer then read a statement. 


Mr. Bancroft Davis then said that, upon being furnished with a copy of 
the paper now presented on the part of Her Britannic Majesty’s Counsel, he 


i ee ee 


1) Discours prononcé le 30 avril, 1789, dans la séance du Sénat Américain, lors de 
la Proclamation de Washington à la Présidence et de John Adams à la Vice Présidence 
des Etats Unis. 


Nr. 5031. 
Gross- 
britanpien u. 


- Ver. Staaten. 


27. Juni 1872. 


Nr. 5032. 
Gross- 


britannien u. 
Ver. Staaton. 
14. Sept, 1672. 
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would lay the same before the Couusel of the United States, and would 
present their views to the Tribunal after such consultation. 

Count Sclopis then stated that the Tribunal had, at the request of the 
Agent of Her Britannic Majesty’s, granted permission to Sir Roundell Palmer 
to read the statement requesting the Tribunal to authorize him to farnish 
the Arbitrators with further arguments on the points therein specified, and 
that, with reference to this request, Mr. Adams, as one of the Arbitrators, 
had suggested a preliminary question, viz., whether, under the terms of 
Article V of the Treaty of Washington, it is competent for the Agents or 
Counsel to make requests of this nature, and that the Tribunal, after discus- 
sion, and having in view the precise terms of the Treaty, had decided that 
the Arbitrators alone have the right, if they desire further elucidation with 
regard to any point, to require a written or printed statement or argument, 
or oral argument by Counsel upon it, under the terms of the said Article. 

The Conference was then adjourned until Friday, the 28th instant, at 
11 o’clock, a. m. 

Frederic Sclopis. 
Alex. Favrot, Secretary. 
Tenterden. 
J. C. Bancroft Davis. 





Nr. 5032. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA — 

Protocol Nr. XXXII. — Record of the Proceedings of the Tribunal 

of Arbitration at the Thirty-second Conference, held at Geneva, 
in Switzerland, on the 14th of September, 1872.!) 


The Conference was held with open doors, pursuant to adjournment. 
All the Arbitrators and the Agents of the two Governments were present. 

The Protocol of the last Conference was read and approved, and was 
signed by the President and Secretary of the Tribunal. 

The President then presented the Decision of Tribunal on the question 
of the Alabama Claims, and directed the Secretary to read it; which was 
done, and the Decision was signed by Mr. Charles Francis Adams, Count 
Frederic Sclopis, M. Jacques Staempfli, and Viscount d’Itajubä, Arbitrators, 
in the presence of the Agents of the two Governments. 

A copy of the Decision, thus signed, was delivered to each of the 
Agents of the two Governments respectively, and the Tribunal decided to 


1) Die Protocolle 8—31 enthalten die eigentlichen Berathungen der Schiedsrichter 
und Jie Plaidoyers der beiderseitigen Anwälte. A. d. Red. 
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have a third copy placed upon record; they further decided that the decision Ne oe 
should be printed and annexed to the present J’rotocol. britannien n. 

Sir Alexander Cockburn, as one of the Arbitrators, having declined to a Sone 187. 
assent to the Decision, stated the grounds of his own decision, which the | 
Tribunal ordered to be recorded as an Annex to the present Protocol. 

The Tribunal resolved to request the Council of State at Geneva to 
receive the archives of the Tribunal and to place them among its own 
archives. 

The President, Count Sclopis, then directed the Secretary to make up 
the record of the proceedings of the Tribunal at this XXXIInd and last 
Conference, as far as completed; which was done, and the record having been 
read and approved, was signed by the President and Sceretary of the Tribunal 
and the Agents of the two Governments. 

Thereupon the President declared the labours of the Arbitrators to be 
finished and the Tribunal to be dissolved. 

Frederic Sclopis. - 


Alex. Favrot, Secretary. 
Tenterden. 


J. C. Bancroft Davis. 





Nr. 9033. 


GROSSBRITANNIEN und VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — 

Decision and Award made by the Tribunal of Arbitration consti- 

tuted by virtue of the Ist Article of the Treaty concluded at 

Washington the 8th of May, 1871, between Her Majesty the Queen 

of the United Kingdom of Great Britain and the United States of 
America. 


Her Britannic Majesty and the United States of America having agreed Nr. 509. 
by Article I of the Treaty concluded and signed at Washington the 8th of Nes . 
May, 1871, to refer all the claims “generically known as the Alabama claims” Ver. Staaten. 


to a Tribunal of Arbitration tu be composed of five Arbitrators named: 14.Supt. 1802. 


One by Her Britannic Majesty, 
One by the President of the United States, 
One by His Majesty the King of Italy, 
One by the President of the Swiss Confederation, 
One by His Majesty the Emperor of Brazil; 
And 
Her Britannic Majesty, the President of the United States, His Majesty 


the King of Italy, the President of the Swiss Confederation, and His 
Staatsarchiv XXV. 10 


Nr. Hi, 
Gross- 
britannicn u. 
Ver. Staaten. 
14.Bopt.1812. 
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Majesty the Emperor of Brazil, having respectively named their Arbitrators, 
to wit: 
Her Britannic Majesty, Sir Alexander James Edmund Cockburn, Baronet, 


a Member of Her Majesty’s Privy Council, Lord Chief Justice of England; 


The President of the United States, Charles Francis Adams, Esquire; 


His Majesty the King of Italy, His Excellency Count Frederic Sclopis, 
of Salerano, a Knight of the Order of the Annunciata, Minister of State, 
Senator of the Kingdom of Italy; 


The President of the Swiss Confederation, M. Jacques Staempfli; . 


His Majesty the Emperor of Brazil, His Excellency Marcos Antonio 
d’Araujo, Viscount d’Itajubä, a Grandee of the Empire of Brazil, Member of 
the Council of [is Majesty the Emperor of Brazil, and His Envoy Extra- 
ordinary and Minister Plenipotentiary in France. 


And the five Arbitrators above named having assembled at Geneva (in 
Switzerland) in one of the Chambers of the Hötel de Ville on the 15th of 
December, 1871, in conformity with the terms of the IInd Article of the 
Treaty of Washington, of the 8th of May of that year, and having proceeded 
to the inspection and verification of their respective powers, which were 
found duly authenticated, the Tribunal of Arbitration was declared duly 
organized. 


The Agents named by each of the High Contracting Parties, by virtue 
of the same Article II, to wit: — 


For Her Britannic Majesty, Charles Stuart Aubrey, Lord Tenterden, a 
Peer of the United Kingdom, Companion of the Most Honourable Order of 
the Bath, Assistant Under-Secretary of State for Foreign Affairs; 


And for the United States of America, John C. Bancroft Davis, Esquire; 


Whose powers were found likewise duly authenticated, then delivered to each 
of the Arbitrators the printed Case prepared by each of the two Parties, 
accompanied by the documents, the official correspondence, and other evidence 
on which each relied, in conformity with the terms of the IlIrd Article of 
the said Treaty. 


In virtue of the decision made by the Tribunal at its first session, the 
Counter-Case and additional documents, correspondence, and evidence, referred 
to in Article IV of the said Treaty were delivered by the respective Agents 
of the two Parties to the Secretary of the Tribunal on the 15th of April, 
1872, at the Chamber of Conference, at the Hotel de Ville of Geneva. 


The Tribunal, in accordance with the vote of adjournment passed at 


their second session, held on the 16th December, 1871, reassembled at 
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Geneva on the 15th of June, 1872; and the Agent of each of the Parties Nt MSS. 


duly delivered to each of the Arbitrators and to the Agent of the other witannien a. 


Party the printed Argument referred to in Article LV of the said Treaty. Ver:Staaten. 
14.Sept. 1872, 


The Tribunal having since fully taken into their consideration the Treaty 
and also the Cases, Counter-Cases, documents, evidence, and Arguments, and 
likewise all other communications made to them by the two Parties during 
the progress of their sittings, and having impartially and carefully examined 
the same, 

Has arrived at the decision embodied in the present Award: 






Whereas, having regard to the Vith and VIIth Articles of the said 
‘Treaty, the Arbitrators are bound under the terms of the said VIth Article, 
“in deciding the matters submited to them, to be governed by the three 
Rules therein specified and by such principles of International Law, not in- 
consistent therewith, as the Arbitrators shall determine to have been appli- 
cable to the case;” 





And whereas the “due diligence” referred to in the first and third of 
the said Rules ought to be exercised by neutral Governments in exact pro- 
portion to the risks to which either of the belligerents may be exposed, from 
a failure to fulfil the obligations of ncutrality on their part; 


And whereas the circumstances out of which the facts constituting the 
subject-matter of the present controversy arose, were of a nature to call for 
the exercise on the part of Her Britannic Majesty's Government of all pos- 
sible sollicitude for the observance of the rights and duties involved in the 
Proclamation of Neutrality issued by Her Majesty on the 13th day of 
May, 1861; 

And whercas the effects of a violation of neutrality committed by means 
of the construction, equipment, and armament of a vessel are not done away 
with by any commission which the Government of the belligerent Power, 
benefited by the violation of neutrality, may afterwards have granted to that 
vessel: and the ultimate step, by which the offence is completed, cannot be 
admissible as a ground for the absolution of the offender, nor can the con- 
summation of his fraud become the means of establishing his innocence; 





And whereas the privilege of exterritoriality accurded to vessels of war 
has been admitted into the law of nations, not as an absolute right, but 
solely as a proceeding founded on the principle of courtesy and mutual defe- 
rence between different nations, and therefore can never be appealed to for 
the protection of acts dune in violation of neutrality; . 


And whereas the absence of a previous notice cannot he regarded as a 
failure in any consideration required by the law of nations, in those cases 


in which a vessel carries with it its own condemnation; 
10° 


Nr. 5038. 
Gross- 
britannien u. 
Ver. Btaaten. 
14.Sept. 1872. 
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And whereas, in order to impart to any supplies of coal a character in- ‘ 
consistent with the second Rule, prohibiting the use of neutral ports or 
waters, as a base of naval operations for a belligerent, it is necessary that 
the said supplies should be connected with special circumstauces of time, of 
persons, or of place, which may combine to give them such character; 


And whereas, with respect to the vessel called the Alabama, it clearly 
results from all the facts relative to the construction of the ship at first 
designated by the Number 290 in the port of Liverpool, and its equipment 
and armament in the vicinity of Terceira through the agency of the vessels 
called the Agrippina and the Bahama, dispatched from Great Britain to that 
end, that the British Government failed to use due diligence in the perfor- 
mance of its neutral obligations; and especially that it omitted, notwithstanding 
the warning and official representations made by the diplomatic agents of the 
United States during the construction of the said Number 290, to take in 
due time any effective measures of prevention, and that those orders which it 
did give at last, for the detention of the vessel, were issued so late that 
their execution was not practicable; 


And whereas, after the escape of the vessel, the measures taken for its 


pursuit and arrest were so imperfect as to lead to no result, and therefore 


cannot be considered sufficient to release Great Britain from the responsi- 
bility already incurred; 

And whereas, in despite of the violations of the neutrality of Great 
Britain committed by the “290”, this same vessel, later known as the Con- 
federate cruiser Alabama, was on several occasions freely admitted into the 
ports of Colonies of Great Britain, instead of being proceeded against as it 
ought to have been in any and every port within British jurisdiction in which 
it might have been found; 


And whereas the Government of Her Britannic Majesty cannot justify it- 
self for a failure in due diligence on the plea of the insufficiency uf the legal 
means of action which it possessed: 


Four of the Arbitrators for the reasons above assigned, and the fifth for 
reasons separately assigned by him, 

Are of opinion — 

That Great Britain has in this case failed, by omission, to fulfil the 
duties prescribed in the first and the third of the Rules established by the 
VIth Article of the Treaty of Washington. 


And whereas, with respect to the vessel called the Florida, it results 
from all the facts relative to the construction of the Oreto in the port of 
Liverpool, and to its issue therefrom, which facts failed to induce the Autho- 
rities in Great Britain to resort to measures adequate to prevent the violation 
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of the neutrality of that nation, notwithstanding the warnings and repeated Ne DOM 
representations of the Agents of the United States, that Her Majesty’s Govern- pritannien u. 


ment has failed to us: due diligence to fulfil the duties of neutrality; 


And whereas it likewise results from all the facts relative to the stay 
of the Oreto at Nassau, to her issue from that port, to her enlistment of 
men, to her supplies, and to her armament, with the co-operation of the 
British vessel Prince Alfred, at Green Cay, that there was negligence on the 
part of the British Colonial Authorities; 


And whereas, notwithstanding the violation of the neutrality of Great 
Britain committed by the Orcto, this same vessel, later known as the Cen- 
federate cruiser Florida, was nevertheless on several occasions frecly admitted 
into the ports of British Colonies; 


And whereas the judicial acquittal of the Orcto at Nassau cannot relieve 
Great Britain from the responsibility incurred by her under the principles of 
international law; nor can the fact of the entry of the Fforida into the Con- 
federate port of Mobile, and of its stay there during four months, extinguish 
the responsibility previously to that time incurred by Great Britain: 


For these reasons, 

The Tribunal, by a majority of four voices to one, is of opinion — 

That Great Britain has in this case failed, by omission, to fulfil the 
duties prescribed in the first, in the second, and in the third of the Rules 
established by Article VI of the Treaty of Washington. 


And whereas, with respect to the vessel called the Shenandoah, it results 
from all the facts relative to the departure from London of the merchant- 
vessel the Sea King, and to the transformation of that ship into a Confede- 
rate cruiser under the name of the Shenandoah, near the Island of Madcira, 
that the Government of Her Britannic Majesty is not chargeable with any 
failure, down to that date, in the use of due diligence to fulfil the duties of 
neutrality ; 


But whereas it results from all the facts connected with the stay of the 
Shenandoah at Melbourne, and especially with the augmentation which the 
British Government itself admits to have been clandestincly effected of her 
force, by the enlistment of men within that port, that there was negligence 
on the part of the authoritics at that place: 


For these reasons, 

The Tribunal is unanimously of opinion — 

That Great Britain has not failed, by any act or omission, to fulfil any 
of the duties prescribed by the three Rules of Article VI of the ‘Treaty of 


150 Englisch-Amerikanische Differenzen [Genfer Schicdsspruch]. 


a ee Washington, or by the principles of international law not inconsistent there- 
ross- 
britannien a. With, in respect to the vessel called the Shenandoah, during the period of 


Ver. Staaten. +: : . : 
LA Sept. 1872. time anterior to her entry into the port of Melbourne; 


And, by a majority of three to two voices, the Tribunal decides that 
Great Britain has failed, by omission, to fulfil the duties prescribed by the 
second and third of the Rules aforesaid, in the case of this same vessel, from 
and after her entry into Hobson’s Bay, and is therefore responsible for all 
acts committed by that vessel after her departure from Melbourne, on the 
18th day of February, 1865. 


And so far as relates to the vessels called — 


The Tuscaloosa 
(Tender to the Alabama), 
The Clarence, 
The Tacony, and 
The Archer 
(Tenders to the Florida), 


The Tribunal is unanimously of opinion — 

That such tenders or auxiliary vessels being properly regarded as acces- 
sories must necessarily follow the lot of their principals, and be submitted to 
the same decision which applies to them respectively. 


And so far as relates to the vessel called Retribution, 

The Tribunal, by a majority of three to two voices, is of opinion — 

That Great Britain has not failed by any act or omission to fulfil any 
of the duties prescribed by the three Rules of Article VI in the Treaty 
of Washington, or by the principles of international law not inconsistent 
therewith. 


And so far as relates to the vessels called — 
The Georgia, 
The Sumter, 
The Nashville, 
The Tallahassee, and 
The Chickamauga, respectively, 


The Tribunal is unanimously of opinion — 

That Great Britain has not failed, by any act or omission, to fulfil any 
of the duties prescribed by the three Rules of Article VI in the Treaty 
of Washington, or by the principles of international law not inconsistent 
therewith. . 
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Nr. HU. 
And so far as relates to the vessels called — Gros 


britannien m. 
The Sallie, 

The Jefferson Davis, 

The Music, 

The Boston, and 

The V. 11. Joy, respectively, 





The Tribunal is unanimously of opinion — 
That they ought to be excluded from consideration for want of evidence, 


And whereas, so far as relates to the particulars of the indemnity 
claimed by the United States, the costs of pursuit of the Confederate cruisers 
are not, in the judgment of the Tribunal, properly distinguishable from the 
general expenses of the war carried on by the United States: 


The Tribunal is, therefore, of opinion, by a majority of three to two 
voices — 

That there is no ground for awarding to the United States any sum by 
way of indemnity under this head. 





And whereas prospective carnings cannot properly be made the subject” 
of compensation, inasmuch as they depend in their nature upon future and 
uncertain contingencies: 


The Tribunal is unanimously of opinion — 
That there is no ground for awarding to the United States any sum hy 
way of indemnity under this head. 


And whereas, in order to arrive at an equitable compensation for the 
damages which have been sustained, it is necessary to set aside all double 
claims for the same losses, and all claims for “gross freights”, so far as they 
exceed “nett freights”; 





And whereas it is just and reasonable to allow interest at a reasonable rate; 


And whereas, in accordance with the spirit and letter of the Treaty of 
Washington, it is preferable to adopt the form of adjudication of a sum in 
gross, rather than to refer the subject of compensation for further discussion 
and deliberation to a Board of Assessors, as provided by Article X of the 
said Treaty: 








The Tribunal, making use of the authority conferred upon it by ‘ 
Article VIE of the said Treaty, by majority of four voices to one, awards to 
the United States a sum of 15,500,000 dollars in gold as the indemnity to 
be paid by Great Britain to the United States for the satisfaction of all the 


Nr. 5033. 
Gross- 
britannien u. 
Ver. Staaten. 
14.Sept. 1872. 
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claims referred to the consideration of the Tribunal, conformably to the pro- 
visions contained in Article VII of the aforesaid Treaty. 


And, in accordance with the terms of Article XI of the said Treaty, the 
Tribunal declares that “all the claims referred to in the Treaty as submitted 
to the Tribunal are hereby fully, perfectly and finally settled.” 


Furthermore it declares, that “each and every one of the said claims, 
whether the same may or may not have been presented to the aotice of, or 
made, preferred, or laid before the Tribunal, shall henceforth be considered 
aud treated as finally settled, barred, and inadmissible.” 


In testimony whereof this present Decision and Award has been made 
in duplicate, and signed by the Arbitrators who have given their assent 
thereto, the whole being in cxact conformity with the provisions of Article VII 
of the said Treaty of Washington. 


Made and concluded at the Hôtel de Ville of Geneva, in Switzerland, 
the 14th day of the month of September, in the year of our Lord 1872. 


C. F. Adams. 
Frederic Sclopis. 
Staempfli. 
Vicomte d’Itajubä. 


Reasons of Sir Alexander Cockburn for dissenting from the Award 
of the Tribunal of Arbitration.?) 


[Die Florida.] 


A grave question (here) presents itself whether Great Britain, even if 
open to the imputation of want of due diligence in respect of the original 
equipment of the Oreto, or of her arming at Green Cay, can properly be 
held responsible for the acts of this ship subsequently to her entry into 
Mobile. |] It is all important to bear in mind that the original equipment of 


‚this vessel, though an offence against the municipal law of Great Britain, was 


not, there being up to the time she arrived at the Bahamas no present in- 
tention of war, an offence against international law. All the power which 


1) Dieses Separatvotum des englischen Schiedsrichters giebt eine sehr ausfihrliche 
und klare Darlegung aller in Betracht kummenden rechtlichen und faktischen Gesichts- 
punkte und enthält eine Fülle von völkerrechtlicher Belesenheit und Gelehrsamkeit. Wir 
müssen es uns leider vereagen, das Aktenstück auch nur auszugsweise hier mitzutheilen 
und müssen uns darauf beschränken, diejenigen Stellen desselben wiederzugeben, welche 
speziell die abweichenden Ansichten Sir A. Cockburn’s in Betreff der Florida, der She- 
nandoah und der Gesammtsumme betreffen. À. d. Red. 
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the Government could exercise against her, in respect of any offence against Ds 
the municipal law, was such as was derived from that law, that is to say, britannien 
from the Foreign Enlistment Act. Now, all that the latter empowered the [Stary , 
Government to do was to seize the vessel and to bring her before a com- 

petent Court for condemnation. If, when such a proceeding has been adopted, 

it results in the acquittal and release of the vessel, the matter becomes res 

judicata, the original vice becomes purged, and no further proceeding in rem 

can be had. A ship cannot be seized, and brought into Court again and 

again, when once it has been decided by a competent Court that she was 

not liable to seizure and condemnation at all. After the Oreto yad been thus 

acquitted, all power of further seizure, as for an infraction of the Foreign 

Enlistment Act in her original equipment, was at an end. I grant that the 

right of a belligerent to redress for a breach of neutrality against inter- 

national law would not be affected by a judicial proceeding under the muni- 

cipal law; but there having been here, according to my view, no more than 

a breach of the municipal law, all that the belligerent could possibly exact 

was that the municipal law should be put in force by a proceeding against 

the vessel. When under such a proceeding the vessel had been acquitted, 

the matter was at an end. | It will be said that a second offence was com- 

mitted in British jurisdiction by the arming of this vessel at Green Cay; and 

this may be so; but here again we have in like manner no breach of neu- 

trality according to international law if, owing to the deficiency of the crew, 

there was no present intention of applying the ship to the purpose of war. 





Having shown, as I think, abundant grounds for saying that as to what 
passed at Green Cay, no possible imputation of want of due diligence can 
attach, it seems to me that it would be carrying the doctrine of neutral 
responsibility to an unheard-of and most unreasonable length to say that, 
after a lapse of five months, during which no vessel of the United States 
was captured by the Florida, and after this vessel had been four months in 
a Confederate port, and had there shipped a new crew, Great Britain is to 
be held liable for damage afterwards done by her. || I agree with Sir Roun- 
dell Palmer in thinking that, with her arrival at Mobile, if not with her 
departure from the Bahamas, the illegal voyage upon which any liability 
attached came to an end, and with it all responsibility which can reasonably 
be fastened on the Government of Great Britain. 

But it is said that the Florida, having again come into a British port, 
and being known to be engaged in hostile operations against the United 
States, ought to have heen detained, it being obligatory on the British Go- 
vernment to stop such a vessel, by reason of the admission in the second 
branch of the first Rule, viz., that “a neutral nation is bound to use due 
diligence to prevent the departure from its jurisdiction of any vessel intended 
“to cruise or carry on war” under the circumstances referred to in the first 


Nr. 3033. 
Gross- 


britannien u. 
Ver. Staaten. 


14.Sept. 1873, 
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branch; “such vessel having been specially adapted, in whole or in part, 
within its jurisdiction, to warlike use.” | The question is one of considerable 
importance, as it may affect not only the Florida, but also the Georgia and 
the Shenandoah, vessels as to the equipping of which it will be impossible 
to fix the British Government with want of due diligence. ii I cannot under- 
stand how such a contention can have been raised. It appears to me to rest 
on à thorough perversion of the obvious meaning of the Rule. It is impos- 
sible to read the first Rule without seeing that it is intended to apply to 
two branches of one entire transaction, which consists, first, in allowing the 
vessel to be,equipped, next in allowing her to depart; the second branch of 
the Rule being intended to meet a case in which a vessel may have been 
equipped in such a manner as to elude the diligence of the Authorities, but 
where there may be an opportunity, on her character being discovered, to 
arrest her before she has quitted neutral waters. | The second branch of the 
Rule is obviously intended to apply to the first departure of a vessel — that 
is to say, its departure from a neutral port before passing into the hands 
of a belligerent Government — and to that alone. ! It is absurd to suppose 
that, if it had been intended that (rreat Britain should be held liable for 
not having seized these vesscls on their re-entering her ports, this would not 
have been expressly stated; especially when it is remembered that this might 
have been virtually to admit liability in respect of all these vessels, if shown 
to have been specially adapted for war within British territory; for every 
one of them returned to a British port at an early period of its carcer. It 
is plain that it never could have entered into the mind ot the British 
Ministry that the Rule would be treated as applicable to anything beyond 
the first departure of the vessel. || The moral bearing of the question has 
been admirably pointed out in Sir R. Palmer’s argument: — 

“It would have become the plain duty of any neutral State which had 
entered into such an engagement to give notice of it beforehand to all bel- 
ligerent Powers, before it could be put in force to their prejudice. It is 
impossible that an act, which would be a breach of public faith and of inter- 
national law towards one belligerent, could be held to constitute any part of 
the ‘diligence duc’ by a neutral to the other belligerent. The Rule says 
nothing of any obligation to exclude this class of vessels, when once com- 
missioned as public ships of war, from entrance into neutral ports upon the 
ordinary footing. If they were so excluded by proper notice, they would not 
enter; and the Rule (in that case) could never operate to prevent their depar- 
ture. If they were so excluded by proper notice, they would not enter; 
and the Rule (in that case) could never operate to prevent their departure. 
If they were not so excluded, instead of being ‘due diligence,’ it would 
be a flagrant act of treachery and wrong to take advantage of their entrance, 
in order to effect their detention or capture. Can Her Majesty be supposed 
to have consented to be retrospectively judged as wanting in due diligence, 
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because, not having excluded these Confederate ships of war from her ports Nr. 08. 


by any prohibition or notice, she did not break faith with them, and commit britannien u. 
an outrage on every principle of justice and neutrality - by their seizure? mn. 
The Rules themselves had no existence at thc time of the war; the Con- 
federates knew, and could know, nothing of them; their retrospective appli- 
cation cannot make an act ex post facto ‘due,’ upon the footing of ‘diligence,’ 
to the one party in the war, which, if it had been actually done, would 
have been a wholly unjustifiable outrage against the other.” 

And this being so, it may safely be asserted that the United States’ 
Government must have framed the Rules with a like mind; for it would be 
to give them credit for sharp practice indeed, if, while the British Govern- 
ment agreed to the Rule, on the supposition that its application was to be 
limited to the first departure of an offending vessel, the United States should 
be at liberty to insist on its application, fofies quoties, to every subsequent 
departure. I will say no more than that the construction thus sought to be 
put on the second branch of the first Rule is quite preposterous. 

But it is said, in the second place, that the equipment and sending out 
of an armed vessel from the port of a neutral being a violation of its terri- 
tory and neutral rights, and therefore a hostile act, Great Britain had the 
right to seize these vessels on their again coming within her jurisdiction, and 
was bound to do so, to prevent them from continuing to make war on vessels 
of the United States. : The answer of the British Government is threefold: — 
| 1st. That it had not the rigth, according to international law, to seize 
these vessels, seeing that when they came again into British ports, they were 
admitted as the commissioned ships of war of a belligerent State. || 2ndly. 
That, independently of the foregoing ground, the British Government could not 
as a neutral Government, seize a ship of war of a belligerent State for that which 
was not a violation of neutrality but only of its own municipal law. 3rdly. 
That even if it had the right, it was under no obligation to exercise it. 

The first of these grounds depends on the effect of the commissions 
which these vessels had in the meantime received from the Government of 
the Confederate States as ships of war. || Now, it must be taken as an un- 
questionable fact that these ships were built, or equipped, for the de facto 
Government of the Confederate States, and were employed by it as regular 
ships of war, under the command of officers regularly commissioned. Here- 
upon two questions present themselves. Were these commissions valid? If 
so, what was their effect as to affording immunity to a vessel, thus commis- 
sioned, from seizure by the Government of Great Britain? . . . . . . 

No doubt the effect to be given to the commission of a belligerent 
Government must depend on its power to act as a Government. And I repeat 
what I have before endeavoured to make good: namely, that where an integral 
portion of a nation separates itself from the parent State, and establishes a 
de facto Government of its own, excluding the former Government from all 
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power and control, and thereupon a civil war ensues, a neutral nation is 
fully justified in recognizing the Government de facto as a belligerent, though 
it has not as yet acknowledged it as a nation; and that from the time of 
the acknowledgment of its belligerent status, the Government de facto acquires, 
in relation to the neutral, all the rights which attach to the status of a 
belligerent of an established nationality. The practice of nations has been 
uniform on this point; all the maritime nations concurred in according to the 
Confederate Government the status and rights of a belligerent. The commis- 
sions of the Confederate States, must therefore be taken to have had the 
same force and cfficacy as the commissions of any recognized Government 
would have had. * It has, indeed, been contended that, in the particular in- 
stance of the vessels belonging to the Confederate States, the commissions 
of the Government de facto ought not to have been respected. After having 
listened, with the utmost attention, to the argument of Mr. Evarts, I protest 
I am-at a loss to know why. Setting aside all the idle lanfuage that has 


heen written and spoken about “piracy” — as though the ships of eleven 
great provinces, having an organized Government, and carrying on one of the 
greatest civil wars recorded in history, could be called pirates — the argu- 


ment comes to this: that a country, the independent nationality of which has 
not been acknowledged, and which has not been admitted into the fraternity 
of nations, has no rights of sovereignty, and consequently cannot by its 
commission exclude the right of the local sovereign to seize one of its vessels 
of war if any infraction of the municipal law has been committed in respect 
of it. But what is this, practically, .but to deprive the recognition of belli- 
gerency of all the effects it was intended to have? It is admitted among 
nations that such a recognition may be made by a neutral State. Its purpose 
is to invest the de facto Government with the character of a belligerent 
Power, for the common benefit of both belligerent and neutral, without any 
recognition of independence or sovereignty. The recognition would plainly be 
idle if it did not carry with it one of the most important rights incidental 
to a belligerent Government, that of commissioning and employing vessels of 
war, and of having those vessels, when sailing under its flag, and armed 
with its commissions, invested with the privileges conceded to ships of war, 
and therefore exempted from the jurisdiction of any neutral country in whose 
waters they may be. 

But it is alleged that, even assuming the Commissions to have been 
valid, these vessels ought nevertheless to have been seized. The argument, 
as I understand it, is in substance this: the cquipping and sending forth of 
a vessel from neutral territory, for the purpose of being employed in the 
service of a belligerent, is a violation of the territorigl rigths of the neutral; 
every violation of the territory of a neutral is a hostile act; every hostile act 
calls upon the neutral to vindicate its rights by force; therefore Great Britain 
ought to have seized these vessels. 2. 2 0 . m en 
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| But it is said that — independently of any violation of territory in the 
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sense of international relations — because the vessel was equipped and armed pritannien u. 
in defiance, or in fraud, of the municipal law of Great Britain, it was in- Ver. Staaten. 


cumbent on the British authorities to seize her when she next entered a 
British port. In this contention there appears to be — I say it with all 
possible respect — considerable confusion of ideas, and a losing sight of 
elementary principles. J agree with M. Stacmpfli that, these vessels having 
been ordered by agents of the Confederate Government, it is the same thing 
as though they had been ordered by that Government itself; and that there 
was, consequently, in respect of them, a violation of the municipal law of 
Great Britain by the Confederate Government itself. But it is a great mistake 
to suppose that a breach of the municipal law of a neutral country, thaugh 
relating to neutrality, becomes a violation of the territorial rights of the 
neutral, because committed by a belligerent Power. The character of the 
offender docs not change or cffect the character or quality of the offence. 
Nothing short of a breach of neutrality, according to international law, can 
justify a resort to forcible measures on the part of the neutral as for a 
violation of his neutral rights. | Now, the equipment of the Florida in Eng- 
land for the service of the Confederates constituted no violation of neutrality 
by international law, the vessel not having been armed, or sent out for the 
present purpose of war. On her way to Nassau she would have been sub- 
ject to scizure as contraband of war; but that is all. In like manner, though 
the arming of the vessel at the desert island of Green Cay may have been, 
strictly speaking, a violation of British law, yet, there being no present 
purpose of war, it was no violation of neutral territory within the rules of 
international law. It was, at the utmost, a breach of the law of Great 
Britain. And here the distinction should be kept in view to which I have 
already referred, and which seems to me to have altogether been lost sight 
of, namely, that a breach of the municipal law, though it may be of a law 
relating to neutrality, docs not constitute a breach of neutrality as between 
nations. That which, if done by a subject, would simply amount to a breach 
of his own law, does not become a violation of neutrality, because done by 
a foreigner. Nor is it the more so because done by a belligerent Govern- 
ment, or the agent of such Government. Let such a Government send agents 
to purchase ships equipped and ready for war, not with any immediate pur- 
pose of using them as ships of war on leaving port, but that they may be 
conveyed to its own country, to be cventually used for war, it such an act 
is an offence by local law, it will still be an offence against the local law 
alone. How, then, can it be said that for a violation of municipal law alone 
a neutral can seize a vessel, in respect of which that law alone has been 
violated, when it has become the property of the Government of another 
State? No principle of the law of nations is more firmly settled or univer- 
sally acknowledged than that an independent Sovereign or Government, — 
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and, for this purpose, the Government of a State, as yet acknowledged only 
as à belligerent, must be taken to be an independent Government — is not 
amenable to the municipal law of another country. All rights, all obligations, 
all duties, all liabilities, as between Sovereign and Sovereign, State and State, 
Government and Government, depend wholly and solely either on express 
convention or on the principles and rules of the common law of nations. 
How, then, in the matter of an infraction of the municipal law only, could 
a neutral State have recourse, as against a belligerent Government, to the 
powers which that law gave it against its own subjects alone? || But, assuming 
even that a neutral State would be entitled to seize a vessel, though armed 
with a commission from a belligerent Power, by reason of some offence com- 
mitted against its neutrality, as a reparation fur a wrong done against itself, 
how can it possibly be asserted that it is under any obligation to do so? 
It may be said that a nation is bound to maintain its own sovereignty, to 
vindicate its honour, to maintain the inviolability, and, morally speaking, this 
may be true; but, I ask, what law is there which makes it obligatory on 
it to do this? A State, like an individual, may omit to insist on its rights, 
among others on its right of reparation for wrong done to it — unusquisque 
potest renuntiare juri pro se constituto. I cannot admit the argument that it 
is less free to do so, because it is to the interest of a belligerent that it 
should resent a wrong by force, and so inflict damage on his adversary. 
To ask for apology or reparation is one thing; but to seize the ship of 
another State, is neither more nor less than a step towards war. It is an 
act which no powerful State would submit to; which would lead to reprisals, 
in all probability to war. It is, therefore, one which no powerful State should 
have recourse to as against a weak one. Again, the neutral State may be 
a weak one — the wrong-doing belligerent a powerful one. The neutral 
may have the strongest motives for remaining at peace. Is it to be said 
that, in spite of all such consideration, the neutral, who would not have 
recourse to forcible measures so far as his own interests are concerned, is 
nevertheless bound to do so, no matter what may be the consequences, be- 
cause the other belligerent has a right to insist on it? Yet this is what | 
understand our honourable President to maintain. I cannot, for my part, 
concur in such a view. What would be said if a State, the neutrality of 
which is secured by international arrangements, such for instance as Belgium, 
were to find itself in such a position? Would it be bound to have recourse 
to force because a belligerent had had a vessel of war constructed in one of 
its ports without its knowledge? I cannot think so. I adopt the conclusion 
of M. Ortolan. The question whether a breach of its neutral rights shall be 
resented or not is matter for the neutral State to determine. “C'est a lui 
à juger sil y a cu, ou s’il n’y a pas eu, véritablement atteinte portée à sa 
souveraineté; s'il doit à sa propre dignité ct aux obligations d’impartialite 
qui lui impose sa qualité de neutre, de réclamer contre cette atteinte et de 
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demander que les conséquences en soient ennulées ou réparées; ou bien s'il Nr. 50. 
veut garder le silence et n’élever aucune réclamation.” || No doubt a neutral pritann: 
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as the capture of the Florida by the Wachusett in the port of 
Bahia — to insist on redress. If the Florida had not sunk in the mean- 
time, Brazil would have had a right to insist on her being set at liberty. 
But what if the Florida had not fortunately sunk, and the United States had 
refused to release her on the demand of Brazil? Though the latter might, if 
so minded, have made reprisals, or gone to war in vindication of her own 
rights, will any one say that Brazil must necessarily, and as matter of obli- 
gation to the Confederate Government, have gone to war with the United 
States? Surely it is for a nation whose neutrality has been infringed to 
judge for itself whether it will or will not resent it. In some cases, as 
where the disparity of foree is very great, it might not think it politic to do 
sv. In others, where the degree of offence is comparatively slight, it might 
not be thonght worth while to follow the matter up. In the present instance, 
Great Britain, having no diplomatic relations with the Confederate (iovern- 
ment, had no opportunity of remonstrating. This is an inconvenience which 
necessarily accompanies the recognition of belligerency without that of sove- 
reignty, though the inconvenience is counterbalanced by other weighty con- 
siderations, Being thus unable to remonstrate, will it be said that Great 
Britain ought to have thrown the weight of her arms into the contest going 
on between the Confederate States and their more powerfull opponent, because 
these vessels had managed to get away from her shores? especially when 
there was very great doubt whether, in respect of vessels armed out of 
British jurisdiction, any offence had been committed against international law. 
Would the world’s opinion have sanctioned such a proceeding? At all events, 
would not public opinion have reprobated the seizure of these vessels as an 
act of unpardonable perfidy, if they had been allowed to euter British ports 
without notice, a deliberate intention of seizing them having been first 
formed? | In truth, this contention on the part of the United States is entirely 
an afterthought. During the whole course of the war, amid the numerous 
demands and reclamations made by the United States’ Government and its 
Representatives, it never occurred to them, so far as I am aware, to suggest 
to Her Majesty's Goyernment to detain these vessels en their entering British 
ports. The conclusion, then, at which I arrive, is that, even if Great Britain 
had a right by international law to scize these vessels, she was not bound to 
do so, and in common honour could have not done so without giving notice; 
that the United States had no right to insist on the seizure of them, and, at 
all events, never having attempted to do so, can have no right now to claim 
damages by reason of its not having been done. But it has been said that, 
whether or not Great Britain had the right to scize, or whether or not, 
having the right, she was under any obligation to exercise it, or whether ur 
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not she was bound to give notice of the intention to do so, the Government 
should have resented the violation of its law by refusing to the delinquent 
vessels entrance into British ports. | The answer is, that the questions — 
whether the law of Great Britain had been broken, and whether the vessels 
were, in this sense, delinquent or not, were in each case disputable questions 
of mixed law and fact, which could not in any way be investigated between 
Great Britain and the Confederate States, and on which the opinions of high 
legal authorities in Great Britain were known to differ. It was the right and 
duty of the British Government, under such circumstances, to take the course 
which it deemed most consistent with the maintenance of a strictly impartial 
neutrality; and if, under the influence of this, motive, it decided (as it did) 
against attempting to discriminate between the different vessels bearing the 
public commission of the Confederate States, it acted in the exercise of its 
own proper right, and violated no obligation duc to the other belligerent. 
The Rules of the Treaty of Washington are wholly silent as to any such 
obligation, and the law of nations imposes none. 


[Die Shenandoah in Melbourne] 


I pass on to another subject of complaint, namely, the supply ‘of coal 
which the Shenandoah was allowed to receive and which is said to have been 
excessive — an assertion which, I confess, I have heard with no little sur- 
prise. It is true that the Shenandoah still had, on her arrival at Melbourne, 
if reliance is to be placed on a journal kept by a midshipman on board, 400 
tons of coal in her bunkers; it is true that she was there allowed to take 
in 250 tons more. | But international law, as we have seen, imposes no 
limitation on the quantity of the supplies which a belligerent vessel may 
obtain in a neutral port. The only restriction in this case would therefore 
arise frum the Government Regulation that no vessel should be allowed to 
take more than sufficient to convey her to her nearest port. Now the nearest 
port of the country of the Shenandoah was some 13,000 to 14,000 miles 
from Melbourne; and all the coal which could possibly have been stowed in 
the vessel would have fallen infinitely short of what she must have consumed 
on such à voyage if she had had recourse to her steam power. It is truc 
we are told that she was an excellent sailer. Mr. Evarts informed us, I 
believe, on the authority of a midshipmans journal, afterwards published 
under the title of “The Cruise of the Shenandoah”, that her speed under 
canvas was at times equal to 16 knots an hour; but it did not occur to that 
distinguished counsel tell us how the Governor and his Council could possibly 
know that fact, unless, indeed, they were to know it by intuition. Although, 
from the vessel’s build and appearance she might be thought likely to be a 
fast vessel, all they knew of her was that she was a screw steamer, adapted 
to sail or steam. The argument that a vessel is not to be allowed coal 
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because she is not likely to use it, strikes me, I must say, as a very singu- 
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having it on board? “Yes, but”, says Mr. Evarts, “this coal was to enable 
her to have an advantage over the whalers when among the ice’. But here 
we must have recourse again to-the intuitive powers of the Governor and 
his Council. For how else, in the name of common sense, were they to 
know that the intention of Captain Waddell was to go among the icebergs in 
pursuit of the whaling-vessels? Captain Waddell knew his business too well 
to let his intentions in this respect be known. Nor is it at all reasonable 
to say that, becausc a vessel can both sail and steam, she is not entitled to 
have whatever is necessary for navigation in both forms. The Government 
Regulations, which allow a vessel to have the quantity of coal necessary to 
take her to the nearest port, make no distinction (any more than does inter- 
national law) between vessels depending wholly upon steam, and others 
navigating both by steam and sail. The Regulation must be taken to have 
reference to the quantity of coal which would be required to take the.vessel 
to her nearest port, if she had to depend on steam alone. | It would be 
absurd to suppose that, in every case, the local authority is to enter upon 
a nice calculation of the sailing power of the particular vessel, and allow a 
greater or less quantity of coal ‘according to the estimate that may be formed 
of the rate of speed under canvas. A vessel is entitled to the advantage 
of all her motive power, however derived. Either may fail. A vessel under 
sail may carry away her masts. In this instance, had the Shenandoah been 
going homewards this might have happened when she was thousands of miles 
from home. It scems to me, therefore, that it was not a question for the 
local Government whether this vessel was a good sailer or not. The only 
question was,. what amount of coal she was at liberty to have according to 
the regulation. Referring to that, and looking to the immense distance be- 
tween her and her nearest port, no one, as it seems to me, can reasonably 
say that she was allowed a single ton too much. |! But it is said that, by 
taking in coal at Melbourne, with the ulterior purpose of making war on the 
whaling-vessels of the United States, this vessel was enabled to make the 
port of Melbourne a “base of naval operations.” || As I have already observed, 
when the law on this subject was under discussion, the application of such 
a rule in favour of the United States to the prejudice of Great Britain would 
be a flagrant injustice, seeing that, as I then showed, ships of war of the 
United States obtained many thousand tons of coal, under exactly the same 
circumstances, that is to say, when they had particular “naval operations” in 
immediate view. If this doctrine is to hold, every time a vessel, having a 
particular belligerent purpose in view, takes in coal, and proceeds on such 
purpose, the port will be at once converted into a base of naval operations. 
The same reasoning would of course apply, and in the same degree, to 
repairs, || This proposition is, to my mind, utterly unreasonable, as being 
Staatsarchiv XXV. , il 
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altogether inconsistent with any idea that ever has been, or properly can be, 
attached to the term “base of operations,” and is, morcover, in the most 
flagrant degree unjust, if it is to have the effect of imposing | on the neutral 
any responsibility to the other belligerent. For it is obviously inconsistent 
with common justice that the neutral State ‘shall suffer for that to which it 
is not only no party, but of which it has also no knowledge. By the common 
practice of nations, as well as by the regulations of the Government, a bel- 
ligerent vessel is allowed to have the benefit of necessary repairs, and to 
take a supply of coal without the Local Government being entitled to inquire 


‘into her ulterior destination. No such inquiry is prescribed by the Regula- 


tions in question, or by those made by any other nation; nor has any 
publicist ever suggested that such a proceeding should be adopted. No such 
inquiry could, with propriety, be made; nor could the Commander of the ship 
be called upon to answer it if made. The knowledge of his intended course 
might expose him to the attack of an enemy. No such question, so far as | 
am aware, was ever put to a belligerent vessel during the whole course of 
the war. None such was ever put to a ship of the United States when 
applying for coal at a British port. This being so, tu say that, the local 
government being in ignorance of the destination of the vessel, a responsi- 
bility is to be incurred because the belligerent, in obtaining this accommodation, 
has an ulterior operation in vicw, as to which, by some violent distortion of 
language, the port may be said to be thus rendered a base, but of which 
ulterior operation the neutral knows nothing, appears to me to be an outrage 
not only on the first principles of justice, but also upon the plainest dictates 
of common sense. || Thus far I am unable to discover anything but a desire 
on the part of the local Government to comply with the Queen’s Regulations, 
and to discharge their duty, faithfully and conscientiously, in preventing any 
breach of neutrality on the part of the commander of the Shenandoah in the 
enlisting of men; nor does it appear to me that any blame can reasonably or 
justly attach to them in respect of permitting necessary repairs to be done 
to the ship, or as to the time allowed for that purpose, or as to the quan- 
tity of coal which the vessel was suffered to take on board. 

The only question which presents any real difficulty is whether sufficient 
care was exercised to prevent men from enlisting in the Shenandoah imme- 
diately prior to her departure. || For, it is an undoubted fact that, on the 
night before the vessel left, which it will be remembered was on the morning 
of the 18th, a considerable number of men contrived to get on board and 
sailed away in the Shenandoah, as part of her crew . . . a. 
| I will not go the length of saying that, in my opinion, the police were on 
this occasion as vigilant and active as they might have been. There was 
reason to suspect the officers of the Shenandoah of a design to recruit their 
crew from the port; and as that purpose had so far been prevented by the 
look-out kept in respect of the two ships, the Eli Whitney and the Maria 
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Ross, suspected of being intended to take the men to the Shenandoah when 


Nr. 8078. 


outside the waters of the colony, it was not unlikely that, on the eve of the pritannion 0. 


ship's departure, some attempt would be made by the men who wished to 
ship in her to get on board. The police had received instructions to use 
the utmost vigilance to prevent anything of the kind being donc, but they 
appear to have failed to carry out their instructions at a critical moment. 
A few resolute officers, stationed on the two piers of Williamstown and 
Sandridge, would probably have prevented the men from embarking, or 
deterred the watermen from conveying them to the ship. But the Governor 
and Council acted throughout under an honest and thorough sense of duty, 
and exhibited in all their relations with the Commander of the Shenandoah 
the fullest determination to prevent, as far as in them lay, any infraction 
of neutrality. || Possibly their suspicions may have been removed too easily 
by the positive word of honour of the American Commander and his officers, 
but, as has been more than once observed, it has ever been a received rule 
of official conduct to trust implicitly to the honour of an officer. | To hold, 
under such circumstances, that because the local police were not as vigilant 
as they might have been, or because under cover of the darkness men may 
have contrived to elude their vigilance, a nation is to be held liable for 
damage done by a vessel to the extent of a claim of many millions of dollars, 
would be, as it appears to me, to carry the notion of “due diligence” to an 
unheard-of and unwarranted length, and would be calculated to deprive the 
decision of the Tribunal of respect in the eyes of the world. || Questions have 
been raised as to the number of men thus added to the crew of the Shenan- 
doah, and as to the proportion which the number thus added bore to the 
number of her crew on her arrival in the port. But to this I attach no 
value. The second Rule of the Treaty prohibits any recruitment of men. 
There can be no doubt that the number was sufficient to constitute a recruit- 
ment. And though it may be true that, independently of the addition thus 
made, the number of the crew remaining after the desertions at Melbourne 
would have been sufficient to enable the vessel to carry on operations against 
ordinary merchant-vessels, and thercfore, if the operations of this ship had 
been directed against the same class of vessels as before, the augmentation 
of the crew would have made no difference as to her capacity for mischief, 
yet 1 agree with the Counsel of the United States that it is unlikely that 
without such augmentation she would have ventured into the dangerous polar 
seas to destroy the whaling-vessels. My opinion is based on the ground that 
the authorities cannot justly be held responsible for what happened in spite 
of their anxious desire and endeavour to ensure the observance of neutrality. 


Ver. Staaten, 
14.Sopt, 1872. 


|| I cannot, therefore, concur in the decision of the majority of the Tribunal | 


that the British Government responsible for anything that happened with 


reference to the Shenandosh at Melbourne. Looking to the Regulations, and 
w 
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the distance of the vessel from her nearest port, I cannot agree with the 
President that too much coal was allowed. I cannot agree that repairing or 
taking in coal at a particular port, on the way to some ulterior operation, 
makes the port a base of naval operations; still less that the neutral can be 
affected thereby when he is ignorant of the ulterior operation so contemplated. 
I cannot agree that where the government of a colony is honestly desirous 
of doing its duty and maintaining neutrality, the fact that men anxious to 
ship on board a belligerent vessel elude the vigilance of the police in the 
night time is to make the parent State liable for all the damage such vessel 
may afterwards do. And I protest, respectfully but emphatically, against a 
decision based on grounds to my mind so wholly untenable. 


(Schluss. ] 


I have now gone through the cases of all the different vessels in respect 
of which claims have been preferred for losses sustained through the alleged 
want of due diligence on the part of the British Government. After all that 
has been said and written, it is only in respect of two Vessels, both equip- 
ped at the very outset of the civil war, and before the contrivances resorted 
to had become known by experience, that this Tribunal, which has not 
shown a disposition to take too indulgent a view of the fulfilment of ncutral 
obligations, has been able to find any default in British Authorities at home; 
while, in respect of a third, the Tribunal, by a majority of one voice only, 
has fixed the Government with liability for an alleged error in judgement of 
the Governor of a distant Colony in respect of allowance of coal, and for the 
want of vigilance of the police in not preventing men from joining a Confe- 
derate vessel at night. We have here the best practical answer to the 
sweeping charges so persevcringly brought against the British Government 
and people. || The Tribunal having thus settled the instances in which it is 
prepared to hold Great Britain responsible, we have next to consider the 
important question of damages. || The first question which presents itself on 
approaching the subject of pecuniary compensation is, whether the Tribunal 
ought to award a sum in gross, or whether it would be advisable to refer 
the amount of compensation to be settled by assessors under the provisions 
of the Treaty of Washington. On the one hand, as it is admitted that these 
claims have never been audited, or even been bond fide examined, by the 
Government of the United States, it must necessarily be extremely difficult 
to estimate the amount which should be awarded in respect of them; more 
especially as it becomes apparent that a large proportion of them are 
most extravagant in amount, while none of the ordinary documents evidencing 
the valuc of shipping property or merchandize have been brought before the 
Tribunal. On the other hand, it is for many reasons desirable that the 
matters in dispute should be disposed of and settled as soon as possible, so 
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as to put an end to all further disputcs, as well as to avoid giving the oppor- ve aS 
tunity, which would be afforded by sending the settlement to assessors, to britannien u. 
invent fresh claims and present them from day to day before the latter. On iM Bopt 1872. 
the whole, I have come to the conclusion that, if the clearly inadmissible 
claims be rejected, and the extravagant claims properly reduced, justice may 
substantially be-done by awarding a lump sum, and that the advantage of 
such a course would counterbalance the disadvantages which it no doubt 
involves. || The claims for individual losses, which were in April last advanced 
in the Revised Statement, amounted to 25,547,161 dollars; besides which a 
claim for “costs of pursuit and capture,” exceeding 7,000,000 dollars, was 
preferred on the part of the United States’ Government. To all which was 
supcradded a claim for interest of 7 per cent. per annum from the times 
of capture until payment. These claims have, however, to be diminished by 
reason of Great Britain having been pronounced by the Tribunal to be liable 
in respect only for the captures made by the Alabama, Florida, and Shenan- 
doah, and for those made by the latter only after her departure from Mel- 
bourne. On the other hand, the claims in respect of the other vessels having 
been rejected, the representatives of the United States, on the 19th of August 
last, presented new and increased claims to the extent of 2,150,000 dollars, so 
that the claims then advanced by the United States in respect of those captures, 
for which Great Britain has been held liable, amounted, after correcting cer- 
tain admitted crrors of calculation, to 19,146,444 dollars, over and above a 
claim of 6,735,062 dollars for the cost of pursuit and capture in respect of 
the threc vessels and the claim of interest at the rate of 7 per cent. || I concur 
entircly with the rest of the tribunal, in holding that the claim for cost of 
pursuit and capture must be rejected. This item expense formed part of the general 
expense of the war. The cruisers employed on this service would, probably, 
have been kept in commission had the three vesscls in question never left the 
British shores. | We have, therefore, only to deal with the claim for losses 
sustained by individual citizens. || Now there can be no doubt that the only 
damages which the Tribunal is authorized to award under the Treaty for the 
indemnification of American citizens must be confined to loss actually sus- 
tained by destruction of ships, cargoes, or personal effects. Where damage 
to property arises, not directly from wilful injury, but indirectly only, from 
want of due care, an indemnity against actual loss is all that, by the law 
of England or America, or by any principles of general jurisprudence, can 
possibly be awarded. |; If, therefore, this Tribunal, instead of sending the 
amount to be paid by Great Britain to be ascertained by assessors, should 
think fit to award a sum in gross, as it is empowered to do by the Treaty, 
it must still, in fixing the latter, proceed on the best estimate it may be 
enabled to arrive at, on the data before it, of the losses actually sustained 
by American citizens through the threc ships for which Great Britain is to 
be held liable. || The claims for individual losses by reason of property de- 
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Nr, BOSS. stroyed by the three ships in qucstion amounts to the sum of 19,146,444 
britannien u, dollars; but this amount includes items which involve important questions of 
Ver. Staaten. nrinciple, and deserve special consideration. 





14.Sept. 1872. 
These are: — 
Dollars 
(A.) The claims in respect of the whaling-vessels destroyed, for + 
loss of prospective catch, amounting to . . . . . . . 4,009,301 
(B.) The claims for gross freights amounting t0 . . , . . 1,007,153 
(C.) The double claims, amounting to . . . > . . … 1,682,243 
(D.) The uew claims, presented for the first time on 19th August, 
amounting to . . . . . . . . . . ,. . . . . . 2,150,000 
8,848,697 


(A.) There can be little doubt that the amount claimed for the prospec- 
tive catch of the whalers, which is, in fact, about double the value assigned 
to the vessels and their outfits, is so extravagant as almost to justify at once 
the rejection of the whole claim. | The true character of these claims will be 
seen by comparing the amount of the demands now made for the prospective 
earnings of the whalers, with the original list of claims forwarded by Mr. 
Seward to Mr. Adams in 1866, and communicated by the latter to the British 
Government. It thus appears that these claims have, without any assignable 
reason, increased to such an extent that they are now sometimes double, 
sometimes treble, and sometimes even more than five times what they were 
in the original list. The following Table exhibits some of the more striking 








cases: — 
Claims for Prospective | Similar Claims in the 
Earnings in the Original | Revised Statemont pre- 
List. sented in April last. 
Dollars. | Dollars. 
Alert. . 2... Een 80,000 144,869 
Kate Cory. . . . . . . . . . . 1,820 19,293 
Lafayette . . . . . . . . . . . 33,446 | 50,000 
J. Howland . . . . 2 2 2 . . . 53,075 | 196,158 





Many other similar instances of extraordinary and arbitrary increase 
might be cited, but the above will suffice to show (what, indeed, a mere 
comparison of the claims themselves with the value and tonnage of the vessels 
but too clearly proves), that these demands are of a most extortionate cha- 
racter. But, independently of the undeniably exaggerated amount of the 
claims, a demand for gross prospective earnings as distinguished from nett 
earnings is quite incapable of being maintained. This is admitted in the 
Argument of the United States, and is clearly demonstrated in the British 
Report. According to the decisions of the Supreme Court of the United 
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4 
States, the only allowance which ought to be made in respect of prospective 


Nr. 5033. 
ross- 


catch is in the nature of interest from the time of the destruction of the pritannien u. 


vessel. || I should myself be disposed to adopt a more liberal mode of com- 
pensation, and to award for prospective profits a reasonable per-centage on 
the values of the vessels and outfits; but I cannot but think that if a year’s 
wages is to be awarded as proposed for the officers and crews, the amount 
of 25 per cent. on those values as claimed in the American Tables presented 
on the 26th of August, in case of the claim for prospective catch being 
disallowed, far execeds what is properly assignable. The total amount claimed 
for the whaling-vessels and outfits, an amount, which, as I shall presently 
show, bears every sign of great exaggeration, is 1,780,691 dollars. A claim 
of 659,021 dollars is advanced for secured carnings. To award a further 
sum of 400,000 dollars, as claimed, in lieu of prospective profits, would make 
a total allowance of over 1,000,000 dollars (or 60 per cent. of the original 
values of the vessels and outfits) for secured and prospective outfits alone; 
in addition to a sum of 588,000 dollars, or more than 30 per cent. more, 
for the wages of the officers and crew (which are supposed to come out of 
the gross earnings), and this irrespective of the fact of interest being claimed 
on the whole from the date of the capture. 

(B.) As to the claims for gross freights amounting to 1,007,153 dollars. 
ı That these claims are also greatly cxaggcrated appears from the several 
instances to be found commented on in the British Reports; but the same 
fact follows beyond a doubt from the following consideration: — || In a Report 
presented by a Committee of the louse of Representatives of the United 
States in 1870 a Table is to be found (Table XVI) giving the value of the 
gross yearly carnings of all American vessels engaged in the foreign carrying 
trade from 1861 to 1870. The value of these gross yearly earnings is there 
stated to amount to 331}, per cent. of the value of the vessels. On looking 
at the British Tables it will be found that the amounts claimed for freight, 
although for individual voyages not exceeding on the average six months in 
duration, arc more than 47 per cent. on the alleged values of the vessels, 
from which it would follow that these claims are exaggerated to the extent 
of nearly 60 per cent. || Independently, however, of the exaggeration in amount, 
it is clear that a claim for gross freight as distinguished from nett freight 
cannot be supported by any sound reasoning. It is, moreover, inconsistent 
with all the English and American authorities on the subject. The United 
States’ Counsel seemed to have themselves thought such a claim hopeless, 
for, on the 19th August last, they, for the first time, asserted that these 
were claims, not for gross, but for nett freights. It is sufficient on this 
point to say that, in the face of the well-known official estimate above re- 
ferred to, according to which the gross average yearly earnings of American 
merchant-vessels amnonted only to 331/, per cent. of the values of the ves- 
sels, an assertion that claims amounting to more than 47 per cent. of such 
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values were advanced for nett and not for gross freights on voyages not 
exceeding, on the average, half a year in duration, is one which carries its 
own refutation on the face of it, especially when it is remembered that these 
claims are generally presented in the Revised Statement as claims for charter- 
party or bill-of-lading freight. | Under these circumstances I cannoé but think 
that the allowance of 50 per cent. on these claims, which the Tribunal recei- 
ved with favour and is prepared to adopt, is far in excess of what would in 
justice satisfy them. 

(C.) As to the double claims. || They consist in the main of claims made 
by the owners for the value of their property, simultancously with claims 
advanced by insurance companies with whom the property was insured, and 
who paid the owners the amount of their loss. To pay the owners and the 
insurance companies these double claims would be clearly equivalent to paying 
the losses twice over. One of these claims, therefore, must necessarily be 
rejected. || One cannot but regret that these claims should have been advan- 
ced, and that. the United States’ Government should not at once have expungel 
them as inadmissible, instead of allowing them to be included, without excep- 
tion, in the total claims of the United States. || These double claims are of 
two descriptions: first, those which arc avowedly and intentionally made, or 
where, to use their own words, “the claimants ‚protest against any diminution 
of their claims by reason of their having been paid by insurance companies;” 
secondly, those which are tacitly made. As regards the second class of 
double claims, viz., those tacitly made, it is enough to observe that they were 
pointed out many months ago in the British Reports as double claims, and 
the United States’ Government, although it has had in its possession all the 
evidentiary documents bearing on the same, has never denied their character 
as double claims. It is, thercfore, clear that all these double claims amoun- 
ting to the large sum of 1,682,243 dollars must be struck out. 

(D.) As to the new claims presented, for the first time, in August last. 
As a majority of my colleagues have already intimated an opinion that these 
claims ought to be excluded from consideration in awarding a lump sum, it 
is only necessary for me to state that I am decidedly of the same opinion, 
because the claims are entirely unsupported by any evidence, and are merely 
based upon assumptions as to the amount of wages the officers and crews 
might or should have been receiving, and the amount of personal effects 
which they might or should have had on board at the time of capture, and 
which they have lost in consequence of it. I find, moreover, in the Revised 
Statement presented with the United States’ Counter-Case, claims to consider- 
able amounts actually preferred by the officers of some of the vessels for 
loss of wages and, personal effects, and, as I shall show, those gentlemen have 
been by no means disposed to undervalue their property. Finally, it seems 
to me entirely inconsistent both with the letter and the spirit of the Treaty 
of Washington that, at the last moment, the request of the Tribunal for 
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explanatory Tables to assist it in the discussion of the varidus items of Ds 


claims should be taken advantage of to swell the amount already presented, britannien u. 
without giving the British Government an opportunity to advance argument Bent 1872. 
and evidence in opposition to such increase. |! For all these reasons I am 
clearly of opinion that the claims for prospective catch and for gross freights, 
the double claims and the new claims presented in August last, altogether 
amounting to the sum of 8,848,697 dollars, must be rejected. 

I now procced to consider the questions relating to the valuc of the 
property actually destroyed. It is admitted in the Argument of the United 
States’ Government that these claims had never been audited by that Govern- 
ment. I cannot help thinking it would have been better if, before the United 
States called upon this Tribunal to estimate the value of claims to be asses- 
sed by it without an inspection of the documents which are said to be filed 
at Washington, these claims had been audited under the authority of the 
United States’ Government. Had this been done I think it is only fair to 
assumo that the very numerous demands which are manifestly extravagant 
would have been diminished in amount in the same manner as the claims in 
respect of the vessels sunk in the River Seine (more than once referred to 
in the British Reports) were reduced after they had been thoroughly sifted 
by Her Majesty’s Government. The Tribunal is, in fact, called upon to csti- 
mate the values of vessels, the age and class of which are not given, and the 
values of cargoes, of which neither the description nor quantity is stated. 
Under these circumstances it is manifest from the experience every day gained 
in courts of justice, that a very considerable deduction ought to be made 
from the estimates presented by the claimants in respect of the losses for 
which they are claiming compensation. To hold Great Britain simply liable 
for the amounts demanded by the claimants would not be to award the latter 
fair compensation, but to grant them enormous profits. 

I now proceed to consider the values of the vessels — and, first, the 
whalers. The fact of the extraordinary express double claims advanced in 
respect of these vessels is of itself sufficient to make one look with some 
suspicion on the other items of claim. I believe that the estimate of 100 
dollars per ton for ship and outfit, proposed in the British Reports, is such 
as would be accepted as adequate by persons acquainted with the character 
and value of whaling-vessels. It is, moreover, borne out by the fact that the 
claims for insurance in the Revised Statement show that these vessels were 
not insured at so high a value. || But I am ready to refer to a standard 
given by the claimants themselves. I find that, in the case of the fourteen 
whalers destroyed by the Alabama, with a total tonnage of 3,560 tons, a 
claim is advanced for vessels and outfits of 409,233 dollars, which is equi- 
valent to a valuation of less than 115 dollars per ton. In the case of the 
whalers destroyed by the Shenandoah, on the contrary, with a total tonnage 
of 8,560, the claim under the same head amounts to 1,325,768 dollars, or 
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very ncarly- 155 dollars per ton. I cannot sce why the average valuc of the 
whalers destroyed by the Shenandoah should so vastly exceed that of those 
destroyed by the Alabama, and I certainly. think the average in the latter 
case may be taken as likely to be more near the mark. || As regards the 
merchant-vessels I see no reason to doubt that the British average estimate 
of 40 dollars per ton is adequate; but there is one mode of arriving at an 
average estimate which is open to no objection. It appears from the same 
Table, in the Report presented to the Congress of the United States already 
referred to, that the average value of American vessels engaged in the foreign 
trade was, in the year 1861, 41 dollars per ton, and that it has, since the 
year 1862, been 45 dollars per tou. It will be found on looking at the 
United States’ Argument, that it is there strongly urged that the depredations 
committed by the Confedcrate cruisers occasioned a very serious diminution 
in the value of American shipping property. This assertion scems directly 
opposed to the statistical information given in the Table I have just referred 
to; but whether it be or be not correct, it cannot be doubted that an esti- 
mate of the merchant-vessels at the rate of 45 dollars per ton must be a 
very liberal estimate. The adoption of this valuation would cause the British 
allowance to be increased by 200,000 dollars, but it would cause the claim 
of the United States to be diminished by more than 500,000 dollars. : 
I now come to the claims for cargo. Those claims, it must be remembered, 
include claims for the value of goods, insurances, commissions, and profits on 
the same cargoes; profits which will be found to be claimed at the rate of 
somctimes 25, sometimes 50, and sometimes as much as 100 per cent. More- 
over, it is important to observe that, as merchants generally considerably 
overvaluc their property in policies of insurance, and always include in the 
amount insured the premium of insurance itself, a considerable reduction 
ought to be made from the amounts claimed by insurance companies. Again, 
for reasons fully stated in the first British Report,') it is generally impossible 
to trace the double claims which are advanced for cargoes; and yet the pro- 
bability certainly is that they exist to at least as great an extent as they 
have been proved to exist in the cases of vessels and freights. Taking all 
these circumstances into consideration, I belicve that most persons who study 
thesc claims, and who are acquainted with the subjects to which they relate, 
will consider the reduction of 12 per cent. which has been made in the 
British estimate from the total claim for cargo, commission, profits, and insu- 
rances ou the same, a very moderate reduction. || The last item of claims 
to be considered is that relating to personal effects. That some of these 
claims are exorbitant is provéd by the various instances cited in the British 
Reports. I will direct attention to a few of them. || Ebenezer Nye, the 
master of the Abigail, a whaling-vessel of 310 tons, has claimed upwards of 








1) British Appendix, vol, VII, p. 13. 
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16,000 dollars, or 3,2001. for the loss of personal effects on board that x os 
vessel. Again, the master of the Rockingham, a vessel of 976 tons, has britannien a. 
claimed for personal effects 8,054 dollars, or 1,6001. In the Winged Racer Sont 1872. 
a passenger claims for loss of office as Consul 10,000 dollars, over and above 
1,015 dollars for loss of personal effects. Finally, in the Crown Point, a 
vessel of 1,100 tons, the master and the mate each advance claims for 
10,000 dollars. Excepting in these and some other similar cases, in which 
the demands are evidently grossly cxaggerated, all the claims for personal 
effects have been allowed in the British cstimate, and I sec no reason what- 
ever for adding to the amount which is proposed to be allowed in that esti- 
mate under this head. || On the whole, therefore, I am of opinion that if half 
a million dollars were to be added to the British estimate, more than ade- 
quate compensation will in all probability be granted for any direct losses 
which may have been occasioned by the Confederate cruisers, and that, there- 
fore, the Tribunal ought to assess these claims at an amount not greater than 
8,000,000 dollars. || In the observations on M. Stacmpfli’s calculations which 
I submitted to the other members of the Tribunal on the 2nd of September, 
and which will be found in the Protocol of that date, I have shown that, 
even including the allowances of 988,000 dollars for profits and wages of the 
whalers, and the allowance of 50 per cent. on the claims for freights, and 
striking a mean between the British estimate and the gross claims for the 
other items not absolutcly disallowed by the Tribunal, the amount should not 
exceed 10,000,000 dollars in round numbers. 

The Tribunal having formed its estimate of the actual loss sustained in 
respect of ships and property at the time of their destruction, a most impor- 
tant question presents itself, whether, to such actual value, interest from the 
time of loss should be superadded. Upon this question, which is entirely in 
the discretion of the Tribunal, according to what it may dcem equitable and 
right under all the circumstances, we have had the advantage of very able 
arguments. Looking to technical considerations alone, Sir Koundell Palmer’s 
argument appears to me to be unanswerable. But I confess I should be dis- 
posed, when able to deal with a case of indemnity, unfettered by technical con- 
siderations, as I think we may do in the present instance, to hold that where 
a pecuniary indemnity against loss is to be given, such indemnity is not com- 
plete unless the party is compensated, not only for the property actually 
destroyed, but for the profit — here to be represented by interest — which 
that property would have brought him. If a man loses property worth 
1,0001., which, but for the loss, he would have continued to turn to some 
profitable account, and after a given period the actual value, namely, the 
1,0007. is given to him, and no more, it is plain that le remains a loser of 
all the profit he would have realized in the meantime; in other words, he 
remains to that extent unindemnified. Under ordinary circumstances, there- 
fore, I should have been willing to award interest, when awarding compen- 
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sation for property destroyed. But there are in this case most peculiar cir- 


britannien u. cumstances which make me incline to a different conclusion. || The first is, 
Vor. Staaten. that neither the British Government, nor British subjects, were the authors 
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of the damage done. All that can be ascribed to the British Government is 
want of diligence in not preventing these vessels from leaving British waters 
on their work of mischicf. Professor Bluntschli has done justice to the Bri- 
tish Government in this respect: — 

“Tl ne faut d’ailleurs pas perdre de vue que tous ces effets désastreux 
sont en premier lieu imputables, non pas au Gouvernement Anglais mais aux 
croiseurs eux-mêmes. Personne n’accusera le Gouvernement Anglais d’avoir 
donné mission de détruire les navires de commerce Américains, ou d’avoir, 
par ses agissements, entravé ou endommagé la marine Américaine. Ce que 
l'on peut lui reprocher à bon droit (en supposant que les faits cités plus 
haut doivent être considérés comme avoués ou prouvés), ce n'est pas un fait 
mais unc omission contre le droit. Sa faute ne consiste pas à avoir équipé 
et appareillé les corsaires, mais à n'avoir pas empêché leur armement et leur 
sortie de son territoire neutre. Mais cette fawe n'a qu'un rapport indirect, 
et nullement un rapport direct, avec les déprédations réellement commises par 
les croiseurs.”1) _ 

American citizens have suffered by the acts of American citizens. Great 
Britain is to make good the injury. Why? Because, in order to commit 
these acts, the wrong-doers began by violating her laws, and her Government 
was not quick cnough in preventing them. But who were the American 
citizens who did these things, and brought these injuries and losses on Ame- 
rican citizens? Private individuals? No! Eleven States, heretofore an inte- 
gral portion, and now again an integral portion, of the North American 
Union — in other words, an integral portion of the body who are the Plain- 
tiffs against Great Britain in this memorable suit. And, to make the ano- 
maly of the position more complete, but for concessions voluntarily made, 
Great Britain would have been enabled to say, first, that she was not, and 
could not be, liable to another nation for losses sustained through breaches 
not of international but of her own municipal law; next, that if she, on the 
one hand, was liable for injury done to American citizens, because her 
Government by greater diligence might have prevented them, she, on the 
other hand, might have claimed to be recouped by States, now forming an 
integral part of the Union, as having been the actual wrong-docrs through 
violation of her law, whatever sum she was obliged to pay as compensation. 
| For, had the Confederate States possessed, or had they succeeded in 
acquiring an independent nationality, Great Britain would have had a perfect 
right to insist on being indemnified for a pecuniary loss incurred through a 
violation by them of her neutrality and of her law. The nationality of those 


1) “Revue de Droit International, 1870”, p. 478. 
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States is now again united with and merged in that of the United States, Ne 
now plaintiffs against Great Britain. And though, the compensation being yritannien u. 
asked for losses suffered by individual American citizens, and not by the Ver. Staaten. 
Government of the United States, Her Majesty’s Government were, in my Sept 1872 
humble opinion, right in not taking their stand on such an objection, I can- 

not but think that, looking to all these circumstances, this Tribunal, in the 

exercise of the equitable and unfettered jurisdiction with which it is invested, 

might well decline to add interest to the amount of the loss actually sustained. 

ii Even if interest should be given, it seems to me that, as the United States 

might have had, as far back as the year 1869, an arbitration for the pur- 

pose of having these identical claims adjudicated upon, an arbitration having 

been offered by Great Britain and accepted by the Executive of the United 

States, and having only failed because rejected by the American Senate, all 

claim to interest, as from that date, should, as matter of cquity, be disallowed 

by the Tribunal. || At all events, I can see no reason why, under all these 
circumstances, anything more than the lowest rate of interest anywhere pre- 

vailing in the United States should be allowed, and I cannot concur in the 

rate of 6 per cent. adopted by the Tribunal. , 

I have now travelled through the wide range of this inquiry, partly in 
order to place the facts, over which a cloud of prejudice has been raised, in 
their true light; partly to explain the reasons which prevent my concurring 

in the award which the majority of the Tribunal have thought it right to 
pronounce. || The result is that, while I differ from the grounds on which the 
decision of the Tribunal in the case of the Alabama is founded, nevertheless, 
owing to the special circumstances to which I have hereinbefore called 
attention, I concur in holding Great Britain liable in respect of that ship. | 
With respect to the Florida, on the best judgment I can form upon a review 
of all the facts, the charge of want of due diligence is not made out. I can- 
not concur in thinking that anything was left undone by the Government of 
Ier Majesty which could be reasonably expected of them, or the omission of 
which can justly subject them to the charge of want of due diligence and 
care. I cannot agree that the law of Great Britain should have been changed 
because of the breaking out of the civil war. First, because the existing 
law was adequate to all that could reasonably be expected; secondly, because, 
at all events, there was af the time no reason for believing -it other than 
sufficient; lastly, because, even if the law might have been improved and the 
hands of the Executive strengthened with advantage, the United States could 
have no possible right to expect any amendment of the British law so long 
as their own remained unaltered. || As to the Shenandoah, I cannot express 
too strongly my dissent from the decision of the majority. || Not concurring 
in the decision as to the Florida and Shenandoah, I cannot, of course, con- 
cur in awarding the sum which is to be paid on account of the damage done 
by them. || Even if this were otherwise, I should still hold the amount 
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Nr. S088. awarded greater than it should have been. || Lastly, under the very special 
britannien u. Circumstances out of which these claims have arisen, it appears to me that 
rer the allowance of interest was uncalled for and unjust. || But, while the award 

of the Tribunal appears to me to be open to these exceptions, I trust that, 
by the British pcople, it will be accepted with the submission and respect 
which is due to the decision of a Tribunal by whose award it has freely 
consented to abide. || The United States, on the other hand, having had the 
claims of their citizens for losses sustained considerately weighed, and com- 
pensation awarded in respect of them, will sec, I trust, in the consent of 
Great Britain to submit these claims to peaceful arbitration, an honest desire 
on her part to atone for any past errors or omissions, which an impartial 
judgment might find to have existed — and will feel that all just cause of 
grievance is now removed — so that, in the time to cu:ne, no sense of past 
wrong remaining unredressed will stand in the way of the friendly and har- 


monious relations which should subsist between two great ani kindred nations. 


Geneva, September 14, 1872. 
A. E. Cockburn. 





Nr. 5034. 
GROSSBRITANNIEN. — Lord Tenterden to Earl Granville. 


Geneva, September 14, 1872. 
Nr. 5034. My Lord, — after the proceedings of the Tribunal of Arbitration had been 
bn, concluded and the Protocol approved, Count Sclopis read an address, of which 
14.8ept.1872,1 have the honour to inclose a copy. || I have, ete. 


Tenterden. 


Beilage. 


Address by Count Sclopis. 


Messieurs et chers Collégues! Notre tâche. est remplie. Le Tribunal 
d’Arbitrage a vécu. Pendant son existence les meilleurs rapports se sont 
constamment maintenus entre nous. En ce qui me concerne je ne saurais 
assez vous exprimer, Messieurs, toute la reconnaissance que jeprouve pour 
m'avoir soutenu par le concours de votre indulgence ct de vos lumières dans 
l'exercice des fonctions délicates que vous m'avez confiées. || Nous avons été 
heureux de voir le succès complet obtenu par la première partie de notre 
oeuvre conçue uniquement dans le sens d’une initiative officieuse. Nul éloge 
plus flatteur pouvait nous être adressé que celui sorti des voix les plus auto- 
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risces dans les deux Gouvernements intéressés dans la controversc; elles re- FE Se 
connurent que nous avons agi en amis dévoués des deux Puissances. Tel pritannion. 
était .en effet le sentiment vrai et profond qui nous auimait. || Dans la seconde -Sert-1872. 
partie de notre travail, renfermée entièrement dans le cercle de l'autorité 
judiciaire qui nous avait été conférée par le Traité de Washington, nous 

avons mis un soin d'examen scrupuleux accompagné d'une impartialité absolue 

à ne pas dévier un instant des règles de la justice et de l'équité. || La co- 
opération des éminents juristes qui assistaient les deux Gouvernements, ainsi 

que celle des Agents que les représentaient, nous a aidés puissamment dans ce 

travail. Nous sommes heureux de leur en offrir ici tous nos remerciments. 

| Nous emportons avec nous le témoignage de notre conscience de ne pas 
avoir failli à notre devoir. | Nous formons des vocux fervents pour que Dieu 
inspire à tous les Gouvernements la pensée constante et cfficace de maintenir 
ce qui est le désir invariable de tous les peuples civilisés, ce qui est, dans 
l'ordre des intérêts moraux ainsi que dans celui des intérêts matériels de la 
société, le bien de tous les bicns — la paix. || Notre dernier mot sera pour 
Genève, cette cité noble ct hospitalière qui nous a si bien accueillis; en lui 
disant adicu nous pouvons l’assurer que son souvenir ne scffacera point en 
nous. || Le Tribunal a cru qu'il serait agréable au Gouvernement de cette 
République de garder dans ses archives un témoignage de ce qui s'est passé 
à l'Hôtel de Ville dans cette occasion. || Il a ordonné qu’une expédition de 
l'acte de décision signée par tous ses membres soit déposée aux archives du 
Conseil d’Etat. || Encore unc fois en prenant congé de la ville de Genève 
nous lui souhaitons tout le bonheur qu’elle mérite. 





San Juan-Frage. 


Nr. 5035. 


GROSSBRITANNIEN. — Case of the Government of Her Britannic 
Majesty. 


His Majesty the Emperor of Germany having consented to accept the Nr. 5085. 
office of Arbitrator between the Government of the United States of America britennion. 
and the Government of Her Britannic Majesty under the provisions of Dec. 1871. 
Article XXXIV of the Treaty concluded at Washington on the 8th May, 

1871, between the United States and Her Britannic Majesty, the Government 


of Her Britannic Majesty submits to the consideration of His Majesty the 
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limperor of Germany, in pursuance of Article XXXVI of the said Treaty, 
the following Case: — 


The Question for Decision. 


The question submitted to the decision of His Imperial Majesty affects 
so much of the boundary line between Her Britannic Majesty’s possessions in 
North America and the territories of the United States as is comprised be- 
tween the Continent of America and Vancouver's Island. || The boundary line 
is described in the Treaty between the United States and Great Britain of 
June 15, 1846, in the following general terms: — 


Treaty of June 15, 1846 (Article I). 


‘From the point on the forty-ninth parallel of north latitude, where the 
boundary line laid down in existing Treaties and Conventions between Great 
Britain and the Urfited States terminates, the line of boundary between the 
territories of Her Britannic Majesty and those of the United States shall be 
continued westward along the said forty-ninth parallel of north latitude to 
the middle of the Channel, which separates the Continent from Vancouver's 
Island, and thence southerly, through the middle of the said Channel and of 
Fuca’s Straits to the Pacific Ocean; provided, however, that the navigation of 
the whole of the said Channel and Straits south of the forty-ninth parallel 
of north latitude remain free and open to both parties.” 


The question more immediately submitted to the decision of His Imperial 
Majesty is described in Article XXXIV of the Treaty of 8th May, 1871, in 
the following terms: — 


Treaty of May 8, 1871. 


“Whereas it was stipulated by Article I of the Treaty concluded at 
Washington on the 15th June, 1846, between Her Britannic Majesty and the 
United States, that the line of boundary between the territories of the United 
States and those of Her Britannic Majesty from the point on the forty-ninth 
parallel of north latitude, up to which it had already been ascertained, should 
be continued westward along the said parallel of north latitude to the middle 
of the Channel which separgtes the Continent from Vancouver's Island, and 
thence southerly through the middle of the said Channel and of Fuca Straits 
to the Pacific Ocean; and whereas the Commissioners appointed by the two 
High Contracting Parties to determine that portion of the boundary which 
runs southerly through the middle of the Channel aforesaid were unable to 
agree upon the same; and whercas the Government of Her Britannic Majesty 
claims that such boundary line should, under the terms of the Treaty above 
recited, be run through the Rosario Straits, and the Government of the 
United States claims that it should be run through the Canal de Haro, it is 
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agreed that the respective claims of the Government of Her Britannic Majesty 
and the Government of the United States shall be submitted to the arbi- 
tration and award of His Majesty the Emperor of Germany, who, having 
regard to the above-mentioned Article of the said Treaty, shall decide there- 
upon finally and without appeal which of those claims is most in accordance 
with the true interpretation of the Treaty of June 15, 1846.” 

It will be observed by His Imperial Majesty, that whereas the Treaty of 
June 1846 speaks only of the Channel which separates the Continent from 
Vancouver's Island, through the middle of which the boundary line is to be 
run, the Treaty of 1871 speaks of the Rosario Straits and the Canal de 
Haro, as if there was more than one Channel between the Continent and 
Vancouver's Island through which the boundary line may be run and be con- 
tinued through the middle of Fuca’s Straits to the Pacific Ocean. || It will 
be convenient, therefore, to bring to the attention of His Imperial Majesty at 
once the hydrography of the entire space between the Continent and Van- 
couver’s Island south of the 49th parallel of north latitude according to the 
best information which is in the possession of Her Majesty’s Government. 


The Strait of Georgia. 

The 49th parallel of north latitude continued westwardly, according to 
the provisions of the Treaty of June 15, 1846, strikes the upper waters of 
the ancient Gulf of Georgia, designated by the Spaniards El Canal del Ro- 
sario, in Semiahmoo Bay. These waters are now termed, in British Charts, 
the Strait of Georgia. Continued across that Bay the parallel line intersects 
a narrow peninsula, the extreme of which was named by Vancouver, Point 
Roberts. This Point extends about 15/, miles (English) south of the parallel 
line. Continued across the Strait of Georgia, the parallel line strikes at an 
acute angle a line drawn southerly through the middle of the Channel. ‘, 
Respecting so much of the boundary line, as extends to the middle of the 
Strait of Georgia, there is no controversy between the High Contracting Par- 
ties to the Treaty of June 15, 1846, that it terminates at a point on the 
parallel of 49° north latitude in the middle of the Strait of Georgia. It is 
with regard to the line to be drawn southerly from the parallel of 49° north 
latitude through the middle of the Channel that the Commissioners of the 
High Contracting Parties have been unable to agree. The truc direction of 
such a line drawn towards the Strait of Fuca would appear, from a survey 
of the waters, to be south-east by east for a distance of about 19 miles, 
where the Strait of Georgia gradually expands to a width of nearly 40 miles, 
and may be said to lose the characteristic features of a single Strait. : The 
space now entered upon is encumbered by numerous islands, varying in size 
and character, among which are three navigable channels leading into Fuca’s 
Strait. = The most eastern of the three channels has been of late termed in 
British charts the Rosario Straits, and in American charts Ringgold’s Channel. 

Staatsarchiy XXY. 2 
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The most western is termed in British charts the Haro Strait, and in Ame- 
rican charts the Canal de Arro. The latter term has been borrowed from 
the Spaniards, who term the lower part of the Strait the Canal de Lopez de Haro. 
|| There are, besides, other narrow passages; but they may scarcely be considered 
as highways for ships passing from the Strait of Georgia into Fuca’s Strait. 


The Rosario Strait. 


From a point midway between Saturna Island and the Continent and 4 
miles (English) south of Point Whitehorn on the shore of the Continent, the 
waters of the Strait of Georgia merge on almost the same line of bearing 
(south-east by east) into those of the Rosario Strait, passing eastward of the 
small Islands of Patos, Sucia, Matia, and Clark, thence between the large 
Islands of Lummi and Orcas. At Point Lawrence, which is the castward 
point of Orcas, the Strait trends a little westward of south for 3 or 4 miles 
(English), and then leads by a due south course into the head-waters of the 
Strait of Fuca, the whole distance from the point above-mentioned, as where 
the Strait of Georgia merges in the Rosario Strait, being 30 miles (English). 
| The width of the Rosario Strait varies from 6 to 1!/, miles (English). At 
its nothern entrance, between the Island of Sucia and Sandy Point, on the 
Continent, it is 6 miles (English) across; but the Alden Bank lies almost 
between those two points. || There is, however, a clear passage of 4 miles 
(English) eastward of the Bank, and a passage of 11/, miles (English) west- 
ward. The least water on the shoal part is 21/, fathoms (English). The 
Bank itself is an extensive patch, being 21}, miles (English) north and south, 
and more than 1 mile (English) east and west. On the greater part of it, 
anchorage may be had in from 5 to 9 fathoms (English). || The Bank is not 
really an impediment to the Channel. The shoal part of it, which would be 
dangerous to a ship, is of small extent, and is easily avoided by good natural 
leading marks during the day, and by the lead a night; whilst it is a mani- 
fest advantage to a sailing-vessel to be able to anchor in a moderate depth 
should calms, strong tides, or fogs render it desirable, and when it would 
probably be impossible to fetch a harbour. The width of the Rosario Strait, 
southward of the Alden Bank, soon decreases to 31/, miles and 2 miles 
(English), which latter is about its average breadth. Between Cypress and 
Blakely Islands, it is as narrow as 1!/,; miles; but soon opens out again to 
21/, miles. The Bird and Belle Rocks lie almost in the centre of the Strait, 
31/, miles (English) within its southern entrance. The former is an extensive 
rock, 15 feet above high water. The latter lies north-north-cast of it, more 
than half-a-mile (English), and is covered until near low water. The tides, 
which sweep with considerable strenght over these rocks, are calculated to 
render the passage between them dangerous to sailing-vessels in calms or 
fogs; but there is a good passage on either side of them; that to the east- 
ward of them being 1°/, miles (English) wide, while the width of that to 
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the westward is 11}, miles (English). The Williamson and Denis rocks which 
extend about one-third of a mile off the south-west side of Allan Island, are 
easily avoided. The former is 22 feet above high water; the latter awash 
at low spring tides. || The Davidson Rock, occasionally uncovering itself at 
low spring tides, lies threefourths of a mile (English) east by south of 
Colville Island, and is easily avoided, as it is marked by kelp. The 
only other hidden danger which has been discovered to exist in Rosario Strait 
is the Panama Reef, which extends one-third of a mile (English) off the north- 
west end of Sinclair Island. This reef is marked by kelp, and uncovers 
itself at low water. A rock also, which is about the same distance west. of Rock 
Islet, near the end of Cypress Island, is also marked by kelp, and uncovers 
itself at low water. || The tides in Rosario Strait run with considerable strength; 
in the narrow part between Cypress and Blakley Islands they have been 
found, during spring tides, to exceed 6 miles (English) an hour: in other parts 
of the Strait their velocity is from 2 to 5 miles (English) The depth of 
water, however, being from 25 to 35 fathoms over the greater part of the 
Strait, admits of vessels anchoring anywhere, if it should be necessary; but 
the most desirable stopping places are Fidalgo Bay, on the western side of 
the island of the same name, Walmouth Bight, on the south-east side of 
Lopez Island; the Guemes Passage, and Strawberry Bay, on the west side of 
Cypress Island. 
The Canal de Haro. 

On the other hand, the Canal de Haro, from the point where the Strait 
of Georgia may be said to lose the characteristic features of a single Strait, 
takes a direction about south-west and a half south between the east point 
of Saturna Island and the small Island of Patos, for a distance of 8 miles 
(English), it then turns to the westward, and runs in a direction south - west 
by west for almost an equal distance, until between Stuart and Moresby Is- 
lands, where it turns to the southward, and runs for a further distance of 
about 20 miles (English), trending to the south-east, when it strikes the Strait 
of Fuca. || The width of the Canal de Haro at its northern entrance between 
East Point and Patos Island is 2'/, miles (English), where, from the strong 
tides and irregularity of the hotfom, heavy races occur; about the same width 
is carried for 12 miles (English) when, between Turn Point and Moresby 
Island, it decreases to something less than 2 miles (English), and the narro- 
west part, which is between Stuart Island and Cooper’s Reef, is 15/, miles 
(English), After passing south of Henry Island it gradually widens, and is 
more than 6 miles in breadth when it enters the Strait of Fuca. || The water 
is deeper and the depth is more irregular in the Canal de Haro than in the 
Rosario Strait, and though the tides run with about equal velocity in both, 
the former is more subject to irregularities and races. || The eastern or San 
Juan shore of the Canal is bold and steep. || After passing San Juan, when 
northward of Henry Island, very strong and irregular tides are met with, and 

12° 
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Br. 508. there are rocks off Spieden Island which must not be approached too close. 
britannien. | Off Turn Point, on Stuart Island, there are strong whirls and eddy tides; 
Dec. 1871. and, unless with a commanding breeze, a sailing-vessel is liable to be turned 
round by them and lose the power of her helm. || On the western side of the 
Canal the principal dangers are — |; The Zero Rock and its neighbouring 
shoals in Cormorant Bay; also the Kelp Reefs, which extend southward and 
eastward of Darcy Island. || Cormorant Bay, however, affords good anchorage. 
To enter it vessels may safely stand in midway between Gordon Head and 
Zero Rock, and anchor in 9 fathoms, where they will be free from any cun- 
siderable tide. The Low and Bare Islands, northward of Sidney Island, 
should not be approached very close, and Cooper’s Reef should be particularly 
avoided. The flood tide sets strongly to the north-west through the Miner’s 
Channel, and sailing-vessels would be very liable to be set into it during 
light winds. || Plumper Sound, on the northern side of the bend of the Strait, 
between Stuart Island and the east point of Saturna Island, is a good an- 
chorage, with a moderate depth of water for vessels seeking shelter, and one 
of the few among the group of islands, which is of easy access to a sailing- 
vessel. || Cowlitz Bay, on the western side of Waldron Island, is also an excel- 
lent stopping-place, easy of access or egress. | There are two small anchorages 
in Stuart Island, Reid and Prevost Harbours, but they are only suited to 
small vessels or steamers. || A vessel passing through the Canal de Haro 
may seek shelter in any of the abovementioned anchorages, but the great 
depth and irregular nature of the bottom would render it impossible for her 
to anchor anywhere in the main channel. ! Such is the most complete account 
which Her Majesty’s Government is able to lay before His Imperial Majesty 
respecting the hydrography of the two channels, which are in controversy. 


Origin of the Names of the tico Channels. 

With regard to the origin of the respective names of the two Channels 
there is some uncertainty. From an account published by Mr. Robert Greenhow, 
the Librarian of the Department of the United States, in his “Tistory of 
Oregon and California” (Boston, 1845), it would appear that, in the summer 
of 1790, an attempt was made by the Spaniards to explore the waters sup- 
posed to be identical with a north-west passage leading into the Polar Sea, 
which, according to an ancient tradition, had been discovered in the sixteenth 
century by a Greek pilot, called commonly Juan de Fuca. For that purpose, 
to quote Mr. Greenhow’s words (History, p. 221), “Elisa, the Commandant 
of Nootka, detached Licutenant Quimper, in the sloop ‘Princess Royal,’ who 
traced the passage in an castwardly direction, cxamining both its shores to 
the distance of about a hundred miles from its mouth, when it was observed 
to branch off into a number of smaller passages towards the south, the east, 
and the north, some of which were channels between islands, while others 
appeared to extend far into the interior. Quimper was unable, from want 
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of time, to penetrate any of these passages; and he could do no more than Nr. 508. 
uote the positions of their entrances and of several harbours, all of which britannisa. 
are now well known, though they are generally distinguished by names diffe- Deo 1871 
rent from those assigned to them by the Spaniards. Among these passages 

and harbours were the Canal de Caamano, afterwards named by Vancouver 
Admiralty Inlet; the. Boca de Flon, or Deception Passage; the Canal de 
Guemes, and the Canal de Haro, which may still be found under those names 

in English charts, extending northward from the eastern end of the strait; 

Port Quadra, the Port Discovery of Vancouver, said to be one of the best 
harbours on the Pacific side of America, with Port Quimper near it on the west; 

and Port Nunez Gaona, called Poverty Cove by the American fur-traders, 
situated a few miles cast of Cape Flattery, where the Spaniards attempted, 

in 1792, to form a settlement. || Having performed this duty as well as 
possible, under the circumstances in which he was placed, Quimper returned 

to Nootka, where he arrived in the beginning of August.” || It is probable 

that it was upon the authority of Quimper, who was an Ensign of the Royal 

Navy of Spain, that the name of the Canal de Haro was given to the Strait, 

which separates Vancouver's Island from the Island of San Juan, in the 
Spanish Chart of the discoveries made on the north-east coast of America, 
annexed to the narrative of the expedition of the Spanish exploring vessels, 
“Sutil” and “Mexicana,” which was published at Madrid in 1802, by order 

of the King of Spain. || A very bricf allusion is made in the first chapter of 

that narrative to Quimper’s Expedition. He is stated to have sailed from 

the port of Nootka on 31st May, 1790, to have reconnoitred the Port of, 
Claucaud (in Vancouver’s Island), to have entered afterwards into the Canal 

of Fuca, to have visited certain ports and part of the coast, to have taken 
surveys, and to have retired on the 1st of August, the weather not permitting 

him to continue his labours. || Mr. Greenhow cites, as his authority, the jour- 

nal of Quimper’s voyage among the manuscripts obtained from the Hydro- 
graphical Department at Madrid. 

On the other hand, the name of Rosario Channel appears from the 
uarrative of the “Sutil” and “Mexicana” to have originated with Lieutenant 
Elisa, who, prior to the arrival of those vessels, had penetrated into the 
upper waters, now called the Strait of Georgia, and had given to them the 
name of “El Canal del Rosario.” That name is accordingly given to those 
waters in the Chart, which represents the course of that expedition. Van- 
couver, on the other hand, in his Chart, to which reference will be made 
hereafter, assigns that name to certain narrow waters further north, which 
separate the Continent from the Island now called Texada. How the name 
has come to be applied in modern days to the waters of the Strait of Ge- 
orgia, as they are traced southerly through the islands until they join the 
head-waters of the Strait of Fuca, does not appear. No name was in use, at 
the time when the Treaty of 15th June, 1846, was concluded, to distinguish 
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Sr. 5035. these waters from the upper waters. The fact, however, is clear, that the 
britannien. name assigned by the Spaniards to the upper waters of the ancient Gulf of 
Doc. 1891. Georgia is used in the present day to denote the Channel, which Her Ma- 
jesty’s Government maintains to be the true continuation of that Strait. The 
expedition of the “Sutil” and “Mexicana” in 1792 appears to have ascended 
the Strait of Fuca to its headwaters, having touched first at Port Cordova 
(now Esquimalt Harbour), at the southern extremity of Vancouver’s Island. 
It thence proceeded between the Island of Bonilla (Smith’s Island), and the 
south-east point of Lopez Island, at that time believed to be one and the 
same Island with San Juan, until it reached the mouth of the Canal de 
Guemes, which separates the Island of Guemes from the Continent. The 
expedition then passed up that Strait into the “Seno de Gaston,’ now Bel- 
lingham Bay, and thence along the passage which separates the Island of 
Pacheco (now Lummi Island) from the Continent, into the upper waters now 
known as the Strait of Georgia. The two vessels continued their voyage 
onwards in those waters past the Promuntory of Cepeda, afterwards called 
Point Roberts by Vancouver, and were employed in reconnoitering the Boca 
de Florida Blanca, the first large inlet north of Point Roberts, when they 
were joined by Vancouver. | The expedition under Vancouver, after making 
a complete survey of the Strait of Fuca up to its head-waters, had also 
passed onward through the Channel between the north-east point of Lopez 
Island and the Continent; but instead of directing its course eastward, like 
the “Sutil” and “Mexicana,” on reaching Guemes Island, it continued its 
. course northward along the main channel, which separates Blakely Island 
from Cypress Island, aud anchored in Strawberry Bay. : Thence it pursued 
its course between Orcas Island and Lummi (Pacheco) Island, until il reached 
Birch Bay. Passing onwards it pursued a north and west course past Point 
Roberts, and fell in with the Spanish vessels “Sutil” and ,,Mexicana,” as 
already mentioned, off the first large inlet north of Points Roberts. 
ı The narrative of Vancouver’s expedition was made public in 1798, and 
there was annexed to it a chart, in which the course of the expedition is 
traced through the present Rosario Strait, and soundings are given at the 
entrance and in various parts of that Strait, and in the upper waters of the 
ancient Gulf in continuation of that Strait. The name of the Canal de Arro 
appears also in this. chart assigned to the lower part of the Strait which 
separates Vancouvcr’s Island from San Juan; but the parts on the west and 
north shores of these waters are not shaded, intimating that Vancouver derived 
his information from Spanish authorities. : No soundings whatever are given 
of the Canal de Haro either in Vancouver's Chart, or in the Spanish Chart 
annexed to the narrative of the voyage of the “Sutil” and ,,Mexicana.” The 
Chart of Vancouver, in which the soundings as above-mentioned are laid down, 
has been the guiding chart for all British vessels navigating the waters 
between the Continent and Vancouver’s Island from 1798 until some time 
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after 1847, when a more accurate survey was made of the Strait of Fuca 
by Captain Kellett, and there is evidence preserved in the logs of vessels 
in the service of the Hudson’s Bay Company prior to that year, that it was 
their invariable practice to use the Rosario Strait as the leading channel from 
Fuca’s Strait into the upper waters now known as the Strait of Georgia. 
| Mr. Greenhow, in his “Memoir on the North-West Coast of North America” 
(New York, 1840), p. 139, says that “the observations of Vancouver form 
the basis of our best maps of the west coast of America from the 30th 
degree of latitude to the northern extremity of Cook’s inlet, as also of those 
of the Sandwich Islands, which he surveyed with care. The maps contained 
in the atlas annexed to the journal of the voyage of the ‘Sutil’ and ‘Mexi- 
cana’ are nearly all copied from those of the British navigator.” 


Extent of Fuca’s Strait. 
It will have been observed by His Imperial Majesty that Her Majesty’s 
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Government, in speaking of Fuca’s Strait, uses that expression to denote the 


inlet of the sea which extends from Cape Flattery to Whidbey Island, which 
lies off the American Continent. The utmost length of Fuca’s Strait would 
thus extend over about 2° 5’ of longitude, equal in that latitude to about 
80 miles (English), when it merges, at its south-east extremity, in Admiralty 
Inlet, and at its north-east extremity in Rosario Strait. 


Navigation of Fuca’s Strait. 

The Rosario Strait and the Canal de Haro are both of them connected 
immediately with Fuca’s Strait, so that it is possible for a vessel setting out 
from a port on either side of the Channel under the 49th parallel of north 
latitude, to pass by either of these intervening Channels into Fuca’s Strait, 
and thence to the Pacific Ocean; with this difference, however, that a vessel 
passing down the Rosario Strait would enter Fuca’s Strait at its eastern end, 
in about 122° 47’ west longitude , the proper and safe course for such a 
vessel being to the eastward of Davidson’s Rock at the distance of about 
1 mile south of Cape Colville, and so would hare to navigate the whole of 
Fuca’s Strait on its way to the Pacific Ocean; whereas a vessel passing down 
the Canal de Ilaro can keep a safe course between Discovery Island and the 
Middle Bank, and enter the Strait of Fuca in about 123° 10’ west longitude, 
and so would only be obliged to navigate about two-thirds of Fuca’s Strait 
on its way to the Pacific Ocean. On the other hand, a vessel entering Fuca’s 
Strait from the Pacific Ocean and bound up the Rosario Strait by night, 
after making the light upon Race Island, would have to make the light upon 
New Dungeness, which is about 70 miles from Cape Flattery, and then the 
light upon Smith or Blunt Island, which lies almost in the centre of the eastern 
end of Fuca’s Strait, and about 6 miles from the entrance of the Rosario 
Strait. Having made Smith’s Island, the vessel may pass safely either to the 
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northward or the southward of it, according as the wind may allow. In the 
former case she would probably have to pass within 3 miles of Cape Colville 
before she can enter the Rosario Strait. On the other hand, if she is ob- 
liged to keep a course to the southward of Smith’s Island, she would probably 
have to pass within 3 miles of Whidbey Island before she reaches the en- 
trance of Rosario Strait. She might thus be obliged in one or the other case 
to navigate within the three miles limit. On the contrary, a vessel entering 
Fuca’s Strait from the Ocean, and bound up the Canal de Haro, will not be 
under any necessity to pass within territorial waters on either side of the 
boundary line, in order to reach the entrance of the Canal. 


Having thus, in the first place, brought under the consideration of His 
Imperial Majesty the physical features of the waters through which the boun- 
dary line is to be drawn pursuant to the provisions of the Treaty of the 
15th June, 1846, Her Britannic Majesty’s Government proposes, in the second 
place, to submit to the consideration of His Imperial Majesty certain rules 
of interpretation which, in the opinion of jurists of the highest authority, are 
applicable to the interpretation of Treaties, and which, in the opinion of Her 
Britannic Majesty s Government, may be properly invoked to elicit the true 
interpretation of the Treaty of the 15th June, 1846. 


Rules for the Interpretation of Treaties. 


There are certain admitted Rules to which Her Majesty's Government 
invites the attention of His Imperial Majesty, as proper to be observed in 
the interpretation of Treaties: — 

1. The words of a Treaty are to be taken to be used in the sense, in 
which they were commonly used at the time when the Treaty was entered into. 

In affirmation of this rule, Vattel (l. ii, chap. 17, sec. 271) writes: — 
“In the interpretation of Treaties, compacts, and promises, we ought not to 
deviate from the common use of language unless we have very strong reasons 
for it;” and in illustration of what he means by “the common use of language,” 
he goes on to say, in section 272, “The usage we here speak of is that of 
the time when the Treaty or the Deed, of whatever kind, was drawn up and 
concluded. Languages incessantly vary, and the signification and force of 
words changes with time.” 

2. In interpreting any expressions in a Treaty, regard must be had to 
the context and spirit of the whole Treaty. 

In affirmation of this rule, Vattel (ibid., sec. 285) writes as follows: — 

“It frequently happens that, with a view to conciseness, people express 
imperfectly, and with some degree of obscurity, things which they suppose to 
be sufficiently clucidated by the preceding matter, or which they intend to 
explain in the sequel; and, moreover, words and expressions have a different 
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force, sometimes even a quite different signification, according to the occasion, 
their connection and their relation to other words. || The connection and 
train of the discourse is, therefore, another source of interpretation. We must 
consider the whole discourse together, in order perfectly to conceive the 
sense of it, and to give to each expression not so much the signification which 
it may individually admit of, as that which it ought to have from the context 
and spirit of the discourse. Such is the maxim of the Roman law: ‘Incivile 
est, nisi totà lege perspecté, und aliquâ particulâ ejus proposita, judicare vel 
respondere. (Digest. 1. i, tit. iii, De Legibus, leg. 24.)” 

3. The interpretation should be drawn from the connection and relation 
of the different parts. 

Upon this rule, Vattel (ibid., sec. 286) writes as follows: — 

“The very connection and relation of the things in question helps also 
to discover and establish the true sense of the Treaty or of any other piece. 
The interpretation ought to be made in such a manner that all the parts 
may appear consonant to each other — that what follows may agree with 
what preceded, unless it evidently appear that, by the subsequent clauses, 
the partics intended to make some alteration in the preceding ones. For it 
ix to be presumed that the authors of a deed had an uniform and steady 
train of thinking — that they did not aim at inconsistencies and contradic- 
tions, but rather that they intended to explain one thing by another — and, 
in a word, that one and the same spirit reigns throughout the same produc- 
tion or the same Treaty.” 

4. The interpretation should be suitable to the reason of the Treaty. 

In illustration of this rule, Vattel (ibid., sec. 287) writes: — 

“The reason of the law or of the Treaty — that is to say, the motive 
which led to the making of it and the object in contemplation at the time — 
is the most certain clue to lead us to the discovery of its true meaning; 
and great attention should be paid to the circumstance whenever there is 
question either of explaining an obscure, ambiguous, indeterminate passage in 
a law or Treaty, or of applying it to a particular case. When once we 
certainly know the reason which alone has determined the will of the person 
speaking, we ought to interpret and apply his words in a manner suitable to 
that reason alone; otherwise he will be made to speak and act contrary to 
his intention, and in opposition to his own views. | Pursuant to this rule, a 
prince who on granting his daughter in marriage has promised to assist his 
intended son-in-law in all his wars is not bound to give him any assistance 
if the marriage does not take place. . But we ought to be very certain that 
we know the true and only reason of the law, the promise, or the Treaty. 
In matters of this nature it is not allowable to indulge in vain and uncertain 
conjectures, and to suppose reasons and views, where there are none certainly 
known. If the piece in question is in itself obscure — if, in order to dis- 
cover its meaning, we have no other resource than the investigation of the 
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author’s views or the motives of the deed, we may then have recourse to 
conjecture, and, in default of absolute certainty, adopt as the true meaning 
that which has the greatest degree of probability on its side. But it is a 
dangerous abuse to go without necessity in search of motives and uncertain 
views in ordre to wrest, restrict, or extend the meaning of a deed, which is 
of itself sufficiently clear and carries no absurdity on the face of it. Such 
a procedure is a violation of that incontestable maxim, that it is not allow- 
able to interpret what has no need of interpretation.” 

It may be observed, by the way, that the motive of the High Contrac- 
ting Parties to the Treaty of 1846, and the object they had in view, are 
explicitly stated in the Preamble of the Treaty, so that it will not be neces- 
sary for His Imperial Majesty to travel out of the words of the Treaty itself, 
for the purpose of ascertaining the reason of it. 

5. Treaties are to be interpreted in a favourable rather than an odious 
sense. 

In illustration of this rule, Vattel (ibid., sec. 301) writes: — 

“It will not be difficult to show in general what things are favourable, 
and what are odious. In the first place, everything that tends to the common 
advantage in Conventions, or that has a tendency to place the Contracting 
Parties on a footing of equality, is favourable. The voice of equity and 
the general rule of contracts require that the conditions between the parties 
should be equal. We are not to presume, without very strong reasons, that 
one of the Contracting Partics intended to favour the other to his own pre- 
judice; but there is no danger in extending what is for the common advan- 
tage. If, therefore, it happens that the Contracting Parties have not made 
known their will with sufficient clearness, ‘and with all the necessary preci- 
sion, it is certainly more conformable to equity to seek for that will in the 
sense most favourable to equality and the common advantage, than to suppose 
it in the contrary sense. For the same reason everything that is not for 
the common advantage, everything that tends to destroy the cquality of a 
contract, everything that onerates only one of the parties, or that onerates 
the one more than the other, is odious. In a Treaty of strict friendship, 
union, and alliance, everything which, without being burdensome to any of 
the parties, tends to the common advantage of the Confederacy, and to draw 
the bonds of union closer, is favourable. In unequal Treaties, and especially 
in unequal alliances, all the clauses of inequality, and principally those that 
onerate the inferior ally, are odious. Upon this principle that we ought, in 
cases of doubt, to extend what leads to equality and restrict what destroys 
it, is founded that well-known rule — ‘Incommoda vitantis melior, quam 
commoda petentis, est causa.’ (Quinctilian, Inst. Orat., 1. vii, ch. iv.) The 
party who endeavours to avoid a loss has ‘a better cause to support than 
he who aims at obtaining an advantage.” 

6. Whatever interpretation tends to change the existing state of things 
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at the lime the Treaty was made is to be ranked in the class of odious 
things. j . 
Vattel (ibid., sec. 305), in illustration of this rule observes, that “the 
proprietor cannot be deprived of his right, except so far precisely as he 
relinquishes it on his part; and in case of doubt the presumption is in fa- 
vour of the possessor. It is less repugnant to equity to withhold from the 
owner a possession which he has lost through his own neglect, than to strip 
the just possessor of what lawfully belongs to him. In the interpretation, 
therefore, we ought rather to hazard the former inconvenience than the latter. 
Here also may be applied, in many cases, the rule above-mentioned (sec. 
301), that the party who endeavours to avoid a loss has a better cause to 
support than he who aims at obtaining an advantage.” 


Her Britannic Majesty’s Government will now proceed to submit to the 
consideration of His Imperial Majesty, in the third place, their views as to 
the proper application of the above rules to the interpretation of the Treaty 
of 15th June, 1846. 


The First Rule of interpretation in its application to the Treaty of 1846. 


In accordance with the first rule above mentioned, Her Majesty’s Govern- 
ment submits to the consideration of His Imperial Majesty the following facts 
in support of the position that the narrow waters, now designated the Rosario 
Strait in British Charts, were the only channel between the Continent and 
Vancouver's Island generally known and commonly used by sea-going vessels 
at the time when the Treaty of 15th June, 1846, was made, and that the 
words “the Channel,” in the signification which common usage affixed to them 
at that time, denoted those waters. || (1.) Vancouver’s expedition, in 1792, 
after exploring the head-waters of Fuca’s Strait, passed on to the northward, 
along the narrow waters which separate Lopez Island from what was then 
believed to be the Continent, and followed those waters in their course be- 
tween Blakely Island and Cypress Island into Birch Bay, and thence passed 
onwards to Point Roberts and the upper waters of the ancient Gulf now 
called the Strait of Georgia. Soundings were made throughout the passage, 
which are stated in Vancouver’s narrative, and are laid down in the chart 
annexed to it, sufficient to secure for future navigators a safe course from 
Fuca’s Strait into the upper Gulf. Vancouver did not explore, nor does he 
give any soundings of the Canal de Haro. It is not mentioned in his narra- 
tive; the name of it, however, appears on the face of his Chart, distinguishing 
waters without soundings from the Channel through which Vancouver passed. | 
(2.) The Spanish exploring vessels “Sutil” and “Mexicana,” in the same year, 
appear, from the narrative of the expedition, to have pursued a course to the 
southward of the San Juan Island until they reached the head-waters of 
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Fuca’s Strait. They then entered the same channel which Vancouver entered, 
and followed it as far as the Island of Guemes, when they passed onwards, 
along the Canal de Guemes, into Bellingham Bay (“El Seno de Gaston”). 
From Bellingham Bay they pursued a northerly course past Point Roberts 
into the upper waters of the ancient Gulf. || (3.) The Chart of Vancouver, 
which gives soundings only for navigating through the Rosario Channel, was 
the Chart in general use up to the end of 1846. || (4.) No Spanish chart of 
a date antecedent to the Treaty of 15th June, 1846, is known to Her 
Majesty’s Government, in which soundings are given for navigating through 
the Canal de Haro. (5.) Wen the “Beaver,” the first steam-vessel used by 
the Hudson’s Bay Company, passed up from Fuca’s Strait to Fort Langley 
on the Frazer River in 1837, she made use of what is now known as the 
Rosario Channel. She explored the Canal de Haro for the first time in 1846. 
|| (6.) When the United States’ exploring vessel “Porpoise ‚ under Lieutenant 
Ringgold, passed up to the northward, from Fuca’s Strait into the upper Gulf 
in 1841, she made use of what is now known as the Rosario Channel. The 
boats, on the other hand, of her consort, the “Vincennes,’ which remained at 
New Dungeness, were dispatched to the Canal de Haro to make a survey of 
it. Lieutenant Wilkes, in his narrative (vol. iv, p. 515), states that they were 
so engaged for three days, by which time they “completed all that was es- 
sential to the navigation of it.” . (7.) Her Majesty’s steamer “Cormorant,” the 
first of Her Majesty’s steam-ships which navigated the waters between the 
Continent and Vancouver's Island, in September 1846 passed up the Rosario 
Channel to the northward, and returned to Fuca’s Strait by the same chan- 
nel. || (8.) The declarations of sea-capitains and other persons in the service 
of the IIudson’s Bay Company are conclusive that the only channel, used and 
considered safe by them prior to 1846, was the Rosario Channel. 


The Second and Third Rules of Interpretation. 


It is conceived by Her Majesty’s Government that the second and third 
rules for the interpretation of Treaties, already brought to the attention of 
His Imperial Majesty, as they are of a cognate character, may be conveni- 
ently considered together in their application to the question submitted to the 
arbitration of His Imperial Majesty. || These rules may be, then, briefly ex- 
pressed: — || (a) That the context and spirit of a discourse is a source of 
interpretation, where particular expressions are obscure from over-conciseness 
of statement. fi (d.) The interpretation of any part of a discourse ought to be 
made in such a manner, that all the purts may be consonant to one another. 
_ It may be observed then, in the first place, that the only expressions in 
the Treaty of 15th Juae, 1846, respecting which any disagreement has arisen 
between the High Contracting Parties, are to be found in the second para- 
graph of the Ist Article of it: “And thence southerly through the middle of 
the said Channel, and of Fuca’s Strait, to the Pacific Ocean:” and that the 
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disagreement is limited to the words “the said Channel.” It is considered, 
therefore, by Her Majesty’s Government that, in order to arrive at the true 
interpretation of the above words, regard may properly be had, not merely 
to the context of the paragraph itself, but to the text of the preceding and 
following paragraplıs of the Ist Article, which is the operative part of the 
Treaty as regards the settlement of the line of boundary. || The Ist Article, 
then, of the said Treaty is divided into three paragraphs: — . 1. From tlıe 
point in the 49th parallel of north latitude, where the boundary laid down 
in existing Treaties and Conventions between Great Britain and the United 
States terminates, the line of boundary between the territories of Her Bri- 
tannic Majesty and the United States shall be continued westward along the 
said 49th parallel of north latitude to the middle of the Channel, which 
separates the Continent from Vancouver’s Island. || 2. And thence southerly 
through the middle of the said Channel and of Fuca’s Straits to the Pacific 
Ocean. | 3. Provided, however, that the navigation of the whole of the said 
Channel and Straits south of the 49th parallel of north latitude remain free 
and open to both parties. || Looking now to the text of the first paragraph 
of this Article in connection with the second paragraph, Her Majesty’s 
Government submits to His Imperial Majesty that the second paragraph may 
be read as if it were written in extenso thus: “And thence southerly through 
the middle of the Channel which separates the continent from Vancouver’s 
Island, and through the middle of Fuca’s Straits to the Pacific Ocean,” the 
channel and the straits being so connected in the second paragraph as to be 
governed by the preceding words, “through the middle of.” || Now, the extent 
of the waters here designated as Fuca’s Strait is not in controversy. It is 
true, indeed, that by some writers, amongst whom may be mentioned Mr. 
Robert Greenhow, the Librarian to the Department of State of the United 
States, and the author of a Memoir, Historical and Political, on the North- 
West Coast of North America, published in 1840 by direction of the Senate, 
the term “Fuca’s Strait” has been used prior to the Treaty of 1846 to 
denote the whole of the channel through which it was supposed that tlıe 
Greek pilot, Juan de Fuca, found a passage into the Polar Sea in the six- 
teenth century. Thus Mr. Greenhow, in his “History of Oregon” (p. 20), 
speaking of the three great groups of islands south of 54° 40’ north latitude, 
says, “The southernmost group embraces one large island, and an infinite 
number of smaller ones, extending from the 49th parallel to the 51st, and 
separated from the continent on the south and east by the channel called the 
Strait of Fuca.” There is a slight inaccuracy, it may be observed, in this 
passage as regards the latitude of the group of islands; but Mr. Greenhow, 
in à previous passage of the same work (p. 22), has described the channel 
which he has in view with greater accuracy, as running eastward about 100 
miles between the 48th and 49th parallels of latitude, and then turning to 
the north-west. || The view of Her Majesty’s Government is, that the term 
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“Fuca’s Straits” is used in the Treaty of 1846 to signify the lower portion 
only of Mr. Greenhow’s Channel, namely, the inlet of the sea which extends 
eastward from the Pacific Ocern to the entrance of the passage, through 
which Vancouver continued his voyage to the northward, and which he has 
laid down in his chart as a navigable channel, connecting Fuca’s Strait with 
the upper waters of the ancient Gulf. | In accordance with this signification 
of Fuca’s Straits, Her Majesty’s Government submits to His Imperial Majesty 
that the term “Fuca’s Straits” must be taken to have been inserted in the 
second paragraph of the Ist Article of the Treaty of 1846, for the sake of 
describing with greater precision the course of the boundary line, that it 
should be drawn through the middle of the inlet of the sea, of which Cape 
Flattery may be regarded as the south-western extremity, and Deception 
Pass as the north-eastern extremity. || Now a line may be properly said to 
be drawn through the middle of this inlet, if it be drawn in either of two 
ways, namely, if it be drawn lengthways, or if it be drawn breadthwars. 
There can however be no doubt as to which of such alternative lines is re- 
quired to satisfy the Treaty, as the line is to be drawn to the Pacific Ocean, 
and this can only be effected by drawing the line through the middle of 
Fuca’s Straits lengthways. Upon this point in the case, Her Majestys 
Government submits to His Imperial Majesty that there can be no reasonable 
doubt. | Her Majesty’s Government further submits to His Imperial Majesty 
that, in order that the second paragraph of the Ist Article of the Treaty of 
1846 shall be consonant to the third paragraph, in other words in order to 
account for and give reasonable effect to the third paragraph, whereby the 
navigation of the whole of Fuca’s Straits is secured to both the High Con- 
tracting Parties, the second paragraph must be interpreted as requiring the 
line to be drawn southerly through the middle of a channel which will allow it 
to enter the head-waters of Fuca’s Straits, and to be continued through the 
middle of the Straits in an aninterrupted, line to the Pacific Ocean; in other 
words the boundary line after it has entered Fuca’s Straits must divide the 
waters of the Straits in such a manner, as to render the proviso necessary 
which is embodied in the third paragraph. For the purpose of bringing this 
part of the case more completely before the mind of His Imperial Majests, 
Her Majesty’s Government will recapitulate briefly the characteristics of Fuca's 
Straits, as they bear upon the question. ! The breadth, then, of Fuca’s 
Straits, where they leave the Pacific Ocean between Cape Flattery on the 
Continent, their southern point, and Bonilla Point on Vancouver’s Island, 
their northern point, is thirteen miles. Within these points they soon narrow 
to cleven miles, and carry this width on an east course for forty miles. Ther 
then take an east-north-east direction to the shore of Whidbey Island. Be- 
tween Race Islands and the southern shore is the narrowest part of the 
Straits. Their least breadth, however, in this part is not less than eight 
miles, after which the Straits cxpand immediately to senventeen miles, a 





Englisch-Amerikanische Differenzen (San Juan-Frage]. 191 


width which they maintain more or less in the part where the Canal de Haro 
enters them. On the other hand, it is difficult to define precisely the place 
where the waters of Fuca’s Straits merge in those of the Rosario Strait; but 
Fuca’s Straits gradually contract as they approach the entrance of the Rosario 
Strait, which is only five miles wide. A provision which thus secures to the 
vessels of either nation the right of free navigation on either side of the 
boundary line throughout the whole of the Channel and Fuca’s Straits would 
be perfectly intelligible, and, in fact, would be a requisite precaution, if the 
line is to pass through Rosario Strait, dividing the head waters of Fuca’s 
Straits; but it would not be in any such sense a necessary precaution, if the 
linc of boundary is to be drawn through the Canal de Haro. || On the former 
supposition it would be reasonable to secure to either party the free naviga- 
tion of the whole of Fuca’s Straits equally as of the Rosario Channel, inas- 
much as the medium filum aquae in the uppermost part of Fucas Straits 
would been within the “three miles limit” of either shore; on the other hand, 
the part of Fuca’s Straits, where the Canal de Haro strikes them, are of so 
great a breath that there would be an ample margin of common navigable 
water for vessels on either side of the medium filum aquae, and no necessity 
for vessels passing to and from the Pacific Ocean to navigate within Ihe juris- 
dictional waters of either of the High Contracting Parties. || If it should be 
said on behalf of the United States’ Government that the proviso in the third 
paragraph of the Ist Article of the Treaty of 1846 was not inserted by way 
of precaution, but rather by way of comity, to preserve to both the High 
Contracting Parties a liberty of navigation hitherto enjoyed by them in com- 
mon, Her Majesty’s Government submits that considerations of comity would 
equally have required the extension of the proviso to the waters of the 
Channel, which separates the continent from Vancouver’s Island north of the 
forty-ninth parallel of north latitude, as both parties had heretofore enjoyed 
in common the free navigation of those waters; but no such precaution has 
been taken in the Treaty to limit the exercise of exclusive sovereignty north 
of the forty-ninth parallel | Again, it would have been an unreasonable thing 
to have provided by the Treaty that both parties should retain the free 
enjoyment of the navigation of the zchole of Fuca’s Straits, unless the Treaty 
is to be interpreted as requiring the boundary line to be drawn through the 
middle of those Straits, and continued through the Rosario Channel, in which 
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case the free navigation of the whole of Fuca’s Straits to the eastward of 


the Canal de Haro would be at times a condition essentially necessary to 
enable British or American vessels, as the case may be, to enter or leave 
the channel connecting Fuca’s Straits with the waters of the upper Gulf. 
To contend, indeed, that this provision of the Treaty would be consonant to 
an interpretation of the Treaty, which would continue the boundary line 
through the Canal de Haro, is to deprive the proviso of any rational meaning, 
as American vessels would possess the right of navigating the Straits to the 
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eastward of the Canal de Haro without any such proviso, and British vessels 
would not require any such liberty to enable them to enter or leave the 
Channel through which the boundary line is to pass from Fuca’s Straits into 
the waters of the upper Gulf. 


The Fourth Rule of Interpretation. 


The fourth of the rules to which Her Britannic Majesty's Government 
has invited the attention of His Imperial Majesty is, that the interpretation 
should be suitable to the reason of the Treaty, that is to say, the motive 
which led to the making of it, and the object in contemplation at the time. 
' “We ought,’ says Vattel (section 287), “to be very certain that we know 
the true and only reason of the law, or the Treaty. In matters of this 
nature it is not allowable to indulge in vague and uncertain conjectures, and 
to suppose reasons and views where there are none certainly known. If the 
piece in question is in itself obscure; if, in order to discover its meaning we 
have no other resource than the investigation of the author’s views or the 
motives of the decd, we may then have recourse to conjecture, and in default 
of absolute certainty adopt, as the true meaning, that which has the greatest 
degree of probability on its side. But it is a dangerous abuse to go without 
in search of motives and uncertain views in order to wrest, restrict, ur 
extend the meaning of the deed, which is of itself sufficiently clear, and car- 
ries no absurdity on the face of it” | Now the motive of the Treaty, as 
recited in the Preamble of it, was to terminate a state of doubt and uncer- 
tainty, which had hitherto prevailed respecting the sovereignty and govern- 
ment of the territory on the north-west coast of America, lying westward of 
the Rocky Mountains, by an amicable compromise of the rights mutually 
asserted by the two parties over the said territory. . It is a reasonable pre- 
sumtion from this Preamble, that Her Britannie Majesty’s Government, which 
drew up the paragraph of the Treaty of 1846, the meaning of which is in 
controversy, had a definite boundary line in view, which would terminate all 
doubt and uncertainty as to the limits, within which the respective Parties 
to the Treaty were henceforth to exercise rights of sovereignty. : The Treaty 
of 1846, it should also be borne in mind, was not an ordinary Treaty of 
friendship or alliance, in which a paragraph respecting mutual boundaries 
was inserted amongst paragraphs relevant to other matters; but it was a 
Treaty, of which the primary object was the settlement of a boundary line, 
and it would be unreasonable to attach a vague and uncertain meaning to 
any words descriptive of the boundary line, if such words are susceptible of 
a definite and certain meaning. It is not too much to say, and it will pro- 
bably not be disputed — for it has been so stated by one of the most emi- 
nent of American statesmen — that the great aim of the United States in 
1846 was to establish the 49th parallel of north latitude as the line of 
boundary on the western side of the Rocky Mountains, “not to be departed 
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from for any line further south on the Continent” and that with regard to 
straits, sounds, and islands in the neighbouring seas, they were subjects of 
minor importance, to be dealt with in a spirit or fairness and equity. (Speech 
of Mr. Webster before the Senate of the United States, March 30, 1846.) 

On the other hand, it is notorious, and it is also patent on the face of the 
‘Treaty itself, that the great aim of Her Britannic Majesty’s Government was 
to meet the views of the United States’ Government in regard to the 49th 
parallel of north latitude with as little sacrifice as possible of the rights here- 
tofore enjoyed by the Hudson's Bay Company and other British subjects in 
the waters south of that parallel. | Now it is a remarkable feature of the 
‘Treaty that no name is given to the Channel, to the middle of which the 
49th parallel of north latitude was to be continued after leaving the Conti- 
nent, and through the middle of which it was to be drawn southerly after 
being deflected from that parallel. The chännel is described “the Channel 
separating the Continent from Vancouver's Island”, and the line is simply 
directed to be drawn “southerly through the middle of the said Channel and 
of Fuca’s Straits”. The presumption arising from this description of it is that 
the Channel intended by the Treaty was the only Channel then used by sea- 
going vessels, and that it had no distinguishing name, but that upon the face 
of the charts then in use, it would readily answer the description given of 
it in the Treaty, and would admit of the boundary line being deflected and 
continued through the middle of it and of Fuca’s Straits to the Pacifi 
Ocean. It will be seen by His Imperial Majesty, on an examination of Va: 
couver’s Chart, which was the most accurate chart known to Her Britannic 
Majesty’s Gcovernment at the time when the Treaty was made, and which was 
the Chart under the consideration of Her Britannic Majesty’s Government 
when they framed the Ist Article of the Treaty, that the name of the Gulf 
of Georgia is assigned in that Chart fo the whole of the interior sea, which 
separates the Continent from the group of islands, the chief of which is called 
Quadra and Vancouver's Island, such being the name of the largest island at 
the time when the chart was constructed, and that wo distinguishing name is 
assigued either to the channel up which Vancouver sailed to the northward, 
or to the portion of the Gulf in the 49th parallel of north latitude. Her 
Majesty’s Government accordingly contends — (1) that the boundary line, 
which is directed by the Treaty to be continued westward along the 49th 
parallel of north latitude to the middle of a channel without any distin- 
guishing name, and thence southerly through the middle of the said channel 
and of Fuca’s Straits, is intended by the words of the Treaty to be drawn 
through the middle of a channel which had, at that time, no distinguishing 
name; and (2) that, as the channel now called the Rosario Strait is found in 
the charts of the period (1846) without any distinguishing name assigned to 
it, and in other respects corresponding with the requirements of the Treaty, 
such channel ought to be preferred to the Canal de Haro, which bore a 
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distinguishing name at that period. Her Britannic Majesty’s Government contends, 
on this part of the case, that to draw the line through the middle of the waters 
distinguished in Vancouver’s Chart from the Channel, through which he sailed, br 
the name of the “Canal de Arro”, and which waters are represented in that chart 
as unsurveyed, would be to continue the line not through “the said Channel” 
— that is, a Channel without any distinguishing name — but through a 
channel which, at the time the Treaty was made, was distinguished by name 
from the channel surveyed by Vancouver. No reason can well be assigned, 
if such a channel was contemplated by botlı parties, why it should not have 
been designated by its distinguishing name to prevent all uncertainty. || But 
it may be said, that there is evidence that the Canal de Haro was contem- 
plated by the United States’ Government, and that they had charts in their 
possession, which satisfied them that it was a navigable and safe channel, 
equally as the channel along which Vancouver sailed. The reply to such an 
argument is not far to scek. If it can be established that one of the parties 
to the Treaty had knowledge only of one navigable Channel corresponding to 
the provisions of the Treaty, the fact that the other party was aware of 
another navigable Channel could never justify such an interpretation being 
given to the Treaty, as should bind the former to accept the Treaty in a 
sense of which it did not know it to be capable, when the Treaty mar be 
interpreted in a sense in which both parties were aware that it was capable 
of being interpreted. The reason of the thing is against such an interpre- 
tation, as has been proposed to be given to the Treaty on the part of the 
United States’ Government. | There is a further reason, why the Canal de 
Haro does not satisfy the language of the Treaty. The commencement of 
the boundary line, which is to be drawn southerly, is described in the Treatr 
as being in a Channel under the 49th parallel of north latitude; but a glance 
at the chart will satisfy His Imperial Majesty that the Canal de Haro cannot, 
in any proper sense of the words, be held to commence under that parallel. 
It has a distinct commencement between Saturna Island and Patos Island, 
under a lower parallel. Jt has, therefore, not only a distinguishing name, 
but it has its physical characteristics which distinguish it from the chann:l 
described in the Treaty of 1846 as identical with the channel under the 49ta 
parallel of north latitude. 


The Fifth Rule of Interpretation. 


The fifth rule of interpretation, to which Her Britannic Majesty's Govern- 
ment has invited the attention of His Imperial Majesty is, that Tyeaties are 
to be interpreted in a favourable rather than in an odious sense. || “We are 
not to presume, says Vattel (sec. 30), “without any strong rcasons that one 
of the Contracting Parties intended to favour the other to his own prejudice, 
bat there is no danger in extending what is for the common advantage. If, 
therefore, it happens that the Contracting Parties have not made known their 
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will with sufficient clearness and with all the necessary precision, it is cer- 
tainly more conformable to equity to seek for that will in the sense most 
favourable to equality and the common advantage.” || Now, it may be stated 
by Her Majesty’s Government without fear of contradiction, that, at the time 
when the Treaty of 1846 was signed at Washington, no charts were in use 
by those, who navigated the interior sea between the Continent and Van- 
couver’s Island, but Vancouver’s Chart, and possibly a Spanish Chart pur- 
porting to be constructed in 1795 upon the surveys made by the “Sutil” and 
“Mexicana”. Of the latter chart, indeed, Her Britannic Majesty’s Government 
had no certain knowledge in 1846, for the only Spanish chart of those 
waters, which is to be found in the archives of the British Admiralty at 
Whitchall, did not come into its possession until 1849. In neither, however, 
of those Charts are there any soundings of a navigable passage through the 
Canal de Haro. It is true, indeed, that in the Spanish Chart some soundings 
are given of Cordova Channel, in which the boats of the “Sutil” and “Mexi- 
cana” appear to have crept close along the shore; but there are no soun- 
dings to guide a vessel out of the Canal de Haro into any part of the upper 
waters, which are south of 49° parallel of north latitude. An interpretation, 
therefore, of the Treaty, which would declare the Canal de Haro to be the 
channel, down which the boundary line is to be carried, would be to declare 
that Her Britannic Majesty’s Government when it concluded the Treaty of 
1846 intended to favour the United States’ Government to its own prejudice, for 
it would be to declare that Her Britannic Majesty’s Government intended fo 
abandon the use of the only channel leading to its own possessions, which it 
knew to be navigable and safe, and to confine itself to the use of a channel 
respecting which it had no assurance that it was even navigable in its upper 
waters for sea-going vessels, nay, respecting which it is not too much to 
say, that Her Britannic Majesty’s Government had a firm belief that it was 
a dangerous strait. On the other hand, an interpretation which would declare 
Vancouver’s Channel, now distinguished by the name of the Rosario Strait, to 
be the common boundary, will give to both Parties the use of a Channel, 
which was known to both Parties at the time when the Treaty was made to 
be a navigable and safe channel. The two Parties in respect of such an 
interpretation would be placed in a position of equality. 


The Sixth Rule of Interpretation. 


The sixth Rule of Interpretation, which is a corollary to the next pre- 
ceding Rule, and which is also submitted to the attention of His Imperial 
Majesty, is that, in case of doubt, the presumption is in favour of the possessor 
of a thing; in other words, the party who endeavours to avoid a loss has a 
better cause to support, than he who aims at obtaining an advantage. | It 
has been already said that the Channel in use in 1846, and the only Channel 
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in use by British vessels navigating from the Straits of Fuca to the stations 
of the Hudson’s Bay Company on Frazer’s River and elsewhere north of the 
49th parallel of north latitude, was the channel surveyed by Vancouver, and 
of which soundings are given in his Chart. || The Government of the United 
States contends for an interpretation of the Treaty, which will dispossess 
British vessels of the use of this channel. There is no evidence on the other 
hand that the Canal de Haro was used by vessels of the United States prior 
to the Treaty of 1846. || Her Britannic Majesty’s Government, on the other 
hand, is not contending for an interpretation of the Treaty, which will deprive 
the citizens of the United States of any right habitually exercised by them 
prior to the Treaty. If, indeed, the United States’ Government had know- 
ledge from unpublished surveys or otherwise, prior to the Treaty of 1246, 
that the Canal de Haro was a navigable and safe channel, it cannot be denied 
that citizens of the United States, if they used any channel at all prior to 
1846, made use of the channel now called the Rosario Strait. It is sub- 
mitted accordingly to His Imperial Majesty, that an interpretation of the 
Treaty, which declares the Rosario Strait to be the channel, through the 
middle of which the boundary line is to be drawn, will continuc to American 
citizens the full enjoyment of such rights of navigation as were exercised br 
them prior to the Treaty, whilst a declaration in favour of the claim of the 
United States will strip British subjects of corresponding rights. Wherever 
there is doubtful right, it is less repugnant to equity to withhold from u 
claimant the enjoyment of a thing, which he has never possessed, than to strip 
the possessor of a thing, of which he has habitually had the enjoyment. || The 
question whether any third channel, other than the Rosario Strait or the 
Canal de Haro, would satisfy the requirement of the Treaty of 1846 has nut 
been touched upon by Her Britannic Majesty’s Government for these reasons 
— amongst others, that the existence of any intermediate navigable channel 
was unknown to both the Contracting Parties at the time when the Treaty 
of 1846 was signed, and the Government of the United States has never cun- 
tended for any such channel. Besides, Her Britannic Majesty’s Government 
presumes that the true interpretation of the Treaty of 1846 is to be sought 
rebus sic stantibus, that is, upon the state of facts known to both parties at 
the time when the Treaty of 1846 was concluded. 

On the above considerations of fact and of public law, Her Britannic 


“ Majesty's Government submits to His Imperial Majesty that the claim of Her 


Britannic Majesty’s Government that the portion of the boundary line which, 
under the terms ot the Treaty of 15th June, 1846, runs southerly through 
the middle of the Channel which separates the Continent from Vancouvers 
Island, should be run through the Rosario Strait, is valid, and ought to be 
preferred to the claim of the Government of the United States, that it should 
be run through the Canal de Haro. 
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Recapitulation of Facts. 


The considerations of fact may be briefly recapitulated: — || 1. That 
the Channel, now designated as the Rosario Strait in British charts, which 
designation embraced the Channel to the north as well as the south of the 
49th parallel of north latitude in Spanish charts, was the only Channel be- 
tween the Continent and Vancouver’s Island generally known and commonly 
used by sea-going vessels at the time when the Treaty of 15th June, 1846, 
was made, and that the words “The Channel”, in the signification which com- 
mon usage affixed to them at that time, denoted those waters. | 2. That the 
context of the first and second paragraphs of Article I of the Treaty of 15th 
June, 1846, requires that the boundary line should be continued through the 
middle of a Channel so as to enter the head-waters of Fuca’s Straits, which 
is practicable, if the line should be run through the Rosario Strait, but is 
impracticable, if it should be run through the Canal de Haro. || 3. That the 
proviso in the third paragraph of Article I, which secures to either Party 
the free navigation of the whole of Fuca’s Straits, is intelligible, as a neces- 
sary precaution, if the boundary line is to be run through the Rosario Strait, 
but is unnecessary and unreasonable, if the boundary line is to be run 
through the Canal de Haro. | 4. That a boundary line run through the 
middle of the Channel, now called the Rosario Strait, satisfies the great aim, 
which cither party had in view prior to the conclusion of the Treaty of the 
15th June, 1846; and as that Channel had no distinguishing name at the 
time when the Treaty was made, it could not be otherwise described than as 
it is described in the Treaty. On the other hand the Canal de Haro had a 
distinguishing name, and there was no reason, if the Canal de Haro was con- 
templated by both the High Contracting Parties at the time when the Treaty 
was made, why it should not have been described by its distinguishing name 
to prevent all uncertainty. {| 5. That a line of boundary run through the 
middle of the Rosario Strait, in accordance with the knowledge, which both 
the High Contracting Parties possessed at the time when the Treaty of 15th 
June, 1846, was made, would have been favourable to both Parties, whereas 
a line of boundary run through the Canal de Haro would have deprived Her 
Britannic Majesty of a right of access to her own possessions through the 
only then known navigable and safe channel. | 6. That it is more in accor- 
dance with equity that His Imperial Majesty should pronounce in favour of 
the claim of Her Britannic Majesty’s Government, than in favour of the claim 
of the Government of the United States, as a decision of His Imperial 
Majesty declaring the Rosario Strait to be the Channel through which the 
boundary line is to be run, will continue to citizens of the United States the 
free use of the only Channel navigated by their vessels prior to the Treaty 
of 15th June, 1846; whilst a declaration of His Imperial Majesty in favour 
of the claim of the Government of the United States will deprive British 
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Nr. 5035. subjects of rights of navigation, of which they have had the habitual enjoyment 
britannion. from the time when the Rosario Strait was first explored and surveyed by 
Dec. 1871. Vancouver. ° 
The evidence, which Her Britannic Majesty’s Government has thought it 
proper to offer to the consideration of His Imperial Majesty in support of 
the present case, has, for the convenience of His Imperial Majesty, been col- 
lected in an Appendix, which is annexed thereto.1) 
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VEREINIGTE STAATEN von AMERIKA. — Memorial on the Canal 
de Haro as the boundary line of the United States of America 
By the Amcrican Plenipotentiary, George Bancroft. 

Re The Treaty of which the interpretation is referred to Your Majestys 
12, Dee.1871.arbitrament was ratified more than a quarter of a century ago. Of the sixteen 
members of the British Cabinet which framed and presented it for the ac- 
ceptauce of the United States, Sir Robert Peel, Lord Aberdeen, and all the 
rest but one, are no more. The British Minister at Washington who signed 
it is dead; of American statesmen concerned in it, the Minister at London, 
the President and Vice-President, the Secretary of State, and every one of 
the President’s constitutional advisers, except one, have passed away. I alone 
remain, and, after finishing ‘the threescore years and ten that are the days 
of our years, am selected by my country to uphold its rights. | Six times the 
United States had received the offer of arbitration on their North-Western 
Boundary, and six times had refused to refer a point where the importance 
was so great, and the right so clear; but when consent was obtained to 
bring the question before Your Majesty, my country resolved to change its 
policy, and in the heart of Europe, before a tribunal from which no judgment 
but a just one can emanate, to explain the solid foundation of our demand, 
and the principles of moderation and justice by which we have been governed. 
_ The case involves questions of geography, of history, and of international 
law; and we are glad that the discussion should be held in the midst of a nation 
whose sons have been trained in those sciences by a Carl Ritter, a Ranke, 
and a Heffter. || The long-continued controversy has tended to estrange from 
each other two of the greatest powers in the world, and even menaced, though 
remotely, a conflict in arms. A want of confidence in the disposition of the 
British Government has been sinking into the mind of the States of the 
Union now rising on the Pacific, and might grow into a popular conviction, 
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not easy to be eradicated. After having secured union and tranquillity to Nr: 50%. 
the people of Germany, and attained a happiness never before allotted by 12.Dec.1871. 


Providence to German warrior or statesman, will it not be to Your Majesty 
a crowning glory now, in the fulness of years, and in the quiet which follows 
the mighty struggles of most eventful life, to reconcile the two younger 
branches of the great Germanic family. 


The Point for Arbitration. 


The point submitted for arbitration is limited with exactness. By Article 
I of the Treaty concluded at Washington on the 15th of June, 1846, between 
the United States and Her Britannic Majesty, it was stipplated that the line 
of boundary between the territories of the United States and those of Her 
Britannic Majesty, from the point on the 49th parallel of north latitude up 
to which it had already been ascertained, should be continued westward along 
the said parallel of north latitude “to the middle of the channel which 
separates the continent from Vancouver's Island, and thence southerly, through 
the middle of the said channel and of Fuca’s Straits, to the Pacific Ocean.” 
The British Government claim that the water-line here referred to should 
run through a passage which they have thought proper to name the Straits 
of Rosario, and which the United States, for the purpose of this reference, 
permit to go by that name. The United States claim that the water-line 
runs through the Canal de Haro. The Arbitrator is to say finally, and 
without appeal, which of those claims is most in accordance with the true 
interpretation of the Treaty of June 15, 1846. That is the point submitted, 
and that alone; nothing more and nothing less. || If the United States can 
but prove their claim to be most in accordance with the true interpretation 
of.the Treaty, it is agreed that the award shall be in their favour; how much 
more then, if they prove that their interpretation is the only one which the 
Treaty admits! 


How this Discussion will be conducted. 


In conducting this discussion I shall keep in mind that the restoration 
of friendship between the two Powers which are at variance is the object of 
the arbitration. Nothing that has been written since the ratifications of the 
Treaty were exchanged, can alter its words, or affect its interpretation. I 
shall, therefore, for the present at least, decline to examine all communi- 
cations that may have taken place since that epoch, except so far as is necessary 
to explain why there is an arbitration, and shall thus gain the advantage of 
treating the subject as simply an investigation for the ascertainment of truth. 
| Since the intention of the negotiators must rest on the knowledge in their 
possession at the time when the Treaty was made, I shall use the charts and 
explorations which have advanced, or profess to have advanced, our knowledge of 
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the country in question, and which are anterior to that date. Of such charts I 
have found six, and six only; and though they are of very unequal value, yet for 
the sake of impartiality and completeness I present photographie copies or 
extracts of every one of them. Of charts of explorations of a later date, it 
was my desire to make no use whatever; but then, as will appear in the 
sequel, there would be not one map on which the channel claimed by the 
British Government would be found with the name of “the Straits of Rosario:” 
I am therefore compelled to add a later chart, on which the name is placed, 
as required for the arbitration. This chart also shows the lenght and breadth 
and depth of the respective channels. || My task is an easy one; for I have 
only to deduce the intentions of the negotiators of the Treaty from its history, 
and to interpret its words according to the acknowledged principles of inter- 
national law. 


Parallels of Latitude the Customary Boundaries of English Colonies in 
North America. 


A parallel of latitude, extending from the Atlantic to the Pacific, was 
an usual boundary established by England for its Colonies in North America. 
The Charter granted -in 1620 by James I to the Company of Plymouth for 
New England, bounded its territory by the parallels of 48° and of 40° north 
latitude “in length and breadth throughout the mainland from sea to sea.” 
The Charter granted by Charles I to Massachusetts in 1628 had in like 
manner for its northern and southern boundaries parallels of latitude running 
from sca to sea. So, too, had the old Patent of Connecticut: so, too, had 
the Charter to Connecticut, granted by Charles IT in 1662. The Charter 
yranted in 1663 by Charles II to the Lords Proprietors of Carolina adopted 
as their northern boundary the parallel of 36°, and as their southern boun- 
dary the parallel of “31° of northern latitude, and so west in a direct line 
as far as the South seas.” The precedent was followed by George II in the 
charter granted in 1732 for Georgia; and in 1761 George III officially 
described that colony as extending by parallels of latitude “westward in direct 
lines” to the Pacific. ° 


The same Rule continued in the Treaty of the Peace of 1782. 


In the first Convention between the United States of America and Great 
Britain, signed at Paris on the 30th of November, 1782, the Northern 
Boundary Line of the United States was carried by the two Powers throngh 
the great Upper lakes to the most north-western point of the Lake of the 
Woods. If from that point the line was to be continued, the Treaty, adopt- 
ing the precedent of the past century of colonization and foreshadowing the 
rule of the future, prescribed “a due west course”. 
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Nr. 5096. 


ï isiana. Vor, Staaten 
The same Rule applied to the Boundary of Louisiana. be Don. 


By the Treaty of April 30, 1803, between the United States of America 
and the French Republic, the United States came into possession “for ever 
and in full sovereignty” of the colony and territory of Louisiana. | No 
suoner had the United States made this acquisition, than they sent out an 
exploring expedition, which made known to the world the Rocky Mountains 
and the branches of the river of Oregon, the mouth of which an American 
navigator had been the first to enter. | By the acquisition of Louisiana the 
Republic of America and Great Britain, as Sovereign over the territory of 
Tludson’s Bay, became neighbours still further to the west; and the two 
Powers took an early opportunity to consider their dividing line, west of the 
Lake of the Woods. The United States might have demanded, perhaps should 
have demanded, under the Treaty of 1782, that the line “due west” should 
proceed from “the most north-west point of the Lake of the Woods”. That 
point is near the parallel of 50°; the United States consented to the parallel 
of 49° But with regard to the continuation of the line, while Mr. Madison, 
the American Secretary of State, was desirous not to advance claims that 
could be “offensive to Spain”, both parties adopting the words of the Treaty 
of 1782, agreed as between themselves that the line should proceed on that 
parallel “in a due west course” to the Rocky Mountains. In 1807 this 
agreement would have been ratified; but the maritime decrees of the Emperor 
Napoleon, dated at Berlin and at Milan, disturbed the peace of the oceans; 
and Orders in Council of Great Britain, which finally provoked war with the 
United States, interposed delay. || When in 1815 the terms of peace were to 
be adjusted, the American Plenipotentiaries were instructed by their Govern- 
ment as to the north-western boundary, to consent to no claim on the part 
of Great Britain to territory in that quarter south of the 49th parallel of 
latitude; and they implicitly adhered to their instructions. | In due time the 
negotiations, which had effected an agreement in 1807, were renewed; and on 
the 20th of October, 1818, the parallel of 49° was adopted as the boundary 
line between the two countries as far as the Stony, or as we now more com- 
monly call them, the Rocky Mountains. From that range of mountains to 
the Pacific, America, partly from respect to the claims of Spain, was willing 
to delay for ten years the continuance of the boundary line. 


The United States acquire the Claims of Spain north of 42°. 


The ocean chivalry of Spain were the first to explore the northern coast 
of the Pacific. Hernando Cortes began the work. The Straits of Fuca take 
their name from a Greek navigator who was in the Spanish service in 1592. 
Perez, a Spaniard, whose explorations extended as far to the north as 54°, 
discovered Nootka Sound in 1774. In the next year Bodega y Quadra 
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reached the 58th degree, and Heceta, on the 15th of August, 1775, returning 
from Nootka, noticed, though he did not enter, the mouth of the River Ore- 
gon. In 1789, 1790, 1791, before a British keel had entered the Straits of 


. Fuca, a succession of Spanish navigators, Martinez, and de Haro, Eliza, 


Fidalgo, Quimper, and others, had explored and draughted charts of the 
island which is now called Vancouver, and the waters which lie to the east 
of it. Wen Vancouver, on the 29th of April, 1792, passed through the Straits 
of Fuca and entered those waters, he encountered to his mortification Spanish 
navigators who had already explored them, and who produced before him a 
chart of that region, made by Spanish officers the year before. | By the 
Treaty of Spain with the United States, of the 22nd of February, 1819, “His 
Catholic Majesty ceded to the United States all his rights, claims, and pre- 
tensions to any territories north of the parallel of latitude 42°, from the 
Arkansas River to the Pacific.” : Thus did the custom of boundaries by a 
parallel of latitude receive a new confirmation; and thus did the United States 
become sole heir to all the pretensions and rights which Spain had acquired 
in North America, north of the parallel of 42°, and beyond that of 49°. 


Mr. Huskisson objects to the Division of Vancouver's Island. 


When the ten years’ limitation of the Treaty of 1818 drew near, Mr. 
Canning, Secretary of State for Foreign Affairs in Great Britain, on the 20th 
of April, 1826, invited the American Government to resume negotiations 
(attempted in vain in 1824) for settling the boundary upon the north-west 
coast of America. . At that time John Quincy Adams was President of the 
United States, with Henry Clay for Secretary of State, and the negotiation on 
the American side was conducted in London by Albert Gallatin. Reinforced 
as were the United States of America by the titles of both France and 
Spain in addition to their own claims from contiguity and discovery, they re- 
mained true to their principle of moderation, and again it was resolved not 
to insist on the territory to the north of 49° which Spain had ceded; and 
on the 19th of June, 1826, “in the spirit of concession and compromise, 
which he hoped Great Britain would recognize and reciprocate,’ Mr. Clay 
authorized Mr. Gallatin to propose “the extension of the line on the parallel 
of 49° from the Stony Mountains to the Pacific Ocean”. “This”, he wrote 
“is our ultimatum, and you may so announce it. We can consent to no line 
more favourable to Great Britain.” In the following August Mr. Clay re- 
peated to Mr. Gallatin: “The President cannot consent that the boundary on 
the north-west cuvast shall be south of 49°” On the 22nd of November, 
1826, Mr. Iluskisson, one of the British Plenipotentiaries, remarked on the 
straight line proposed by the United States, that its cutting off the lower 
part of Vancouver's Island was quite inadmissible. Here is the first intimation 
of the boundary line of +40" to the Pacific, with just so much deflection as 
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to leave the southern extremity of Vancouver's Island to Great Britain. | To "" nn. 
this Mr. Gallatin, nine days later, replied that, “to the 49th parallel the 12. Dec. 1871. 
United States would adhere as a basis.” Yet as it seemed to cut Vancouver's 

Island in an inconvenient manner, he had in view the exchange of that 
southern extremity for an equivalent north of 49° on the mainland. Here is 

the first intimation of the possibility, on the part of the United States, to 

vary from the line of 49°, but only so far as to yield to Great Britain the 
southern extremity of Vancouver's Island, in return for a full equivalent. But 

the interest of the Hudson’s Bay Company was better subserved by leaving the 

whole region open to the fur trade, and the United States, on their part, had 

no motive for hastening an adjustment. The American Envoy, therefore, in 

1827, consented to prolong the Treaty of 1818, yet with the proviso that 

either party might abrogate it, on giving notice of twelve months to the 

other Contracting Party. Under this Convention the question of jurisdiction 

and boundary remained in abeyance for nearly sixteen years. 


Lord Aberdeen and Mr. Everett discuss the North Western Boundary. 


In October 1842, the British Foreign Secrefary, the Earl of Aberdeen 
who through the agency of Lord Ashburton had just settled out north-eastern 
boundary from the Lake of the Woods to the Atlantic, expressed to Mr. 
Everett, then American Minister at London, a strong wish that he might re- 
ceive instructions to settle the boundary between the two countries on the 
Pacific Ocean. | American emigrants had already begun to find their way on 
foot across the continent. In 1843 1000 emigrants, armed men, women, and 
children, with waggons and cattle, having assembled on the western frontier 
of Missouri, marched across the plains and through the mountain passes to 
the fertile valley of the Willamette in Oregon. The ability of America to 
inforce its rights by occupation grew with every year. But its increasing 
power did not change its policy of moderation, and, to meet the wish of 
Lord Aberdeen, on the 9th of October, 1843, the Government of the United 
States sent to Mr. Everett the necessary powers with this instruction: “The 
offer of the 49th parallel may be again tendered, with the right of navigating 
the Columbia on equal terms.” | On the 29th of November, 1843, soon after 
Mr. Everett's full powers had arrived, he and Lord Aberdeen had a very long 
and important conversation on the Oregon Question; and the concessions of 
Lord Aberdeen appearing to invite an expression of the extremest modifi- 
cation which the United States could admit to their former proposal, Mr. 
Everett reports that he said: “I thought the President might be induced so 
far to depart from the 49th parallel as to leave the whole of Quadra and 
Vancouver's Island to England, whereas that line of latitude would give us 
the southern extremity of that island, and consequently the command of the 
Straits of Fuca on both sides. I then pointed out on a map the extent of 
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arr this concession: and Lord Aberdeen said he would take it into consideration.” 

12 Dec. 1871. The next day Mr. Everett more formally referred to the subject in a note 
to the British Secretary: — | 

“My dear Lord Aberdeen, “46, Grosvenor Place, November 30, 1843. 

* * * “Tt appears from Mr. Gallatin’s correspondence that * * * 

Mr. Huskisson had especially objected to the extension of the 49° to the 

Pacific, on the ground that it would cut off the southern extremity of Quadra 

and Vancouver’s Island. My suggestion yesterday would obviate this objection. 

* * * A glance at the map shows its importance as a modification of the 


49th degree. * * * , “Edward Everett.” 


On the 2nd of February and on the 1st of April, 1844, Mr. Everett 
reports that he continuously insisted with Lord Aberdeen that the only modi- 
fication which the United States could, in his opinion, be brought to agree 
to, was that they should waive their claim to the southern extremity of Van- 
couver’s Island, and that Lord Aberdeen uniformly answered “he did not think 
there would be much difficulty in settling the question.” || During the follow- 
ing months Mr. Everett and Lord Aberdeen, both wishing sincerely to settle 
the controversy, had further frequent conversations, and, as the result of 
them all, Mr. Everett reported that England would not accept the naked 
parallel of 49° to the ocean, but would consent to the line of the 49th 
degree, provided it could be so modified as to leave to Great Britain the 
southern extremity of Vancouver’s Island: “I have spared no pains,” wrote 
Mr. Everett on the 28th of February, 1845, “to impress upon Lord Aber- 
deen’s mind the persuasion that the utmost which the United States can con- 
cede is the 49th parallel with the modification suggested, taking always care 
tu add that I had no authority for saying that even that modification would 
be agreed to.” To one fact I particularly invoke the attention of the Im- 
perlal Arbitrator: not the least room for doubt was left by Mr. Everett with 
regard to the extent of the modification proposed. He had pointed it out to 
Lord Aberdeen on the map, and had so often and so carefully directed his 
attention to it, that there could be no misapprehension on the limit of the 
proposed concession. Mr. Everett retired from office in the full persuasion 
that the north-western boundary would be settled, whenever the United States 
would consent so far to depart from the parallel of 49° as to leave the 
whole of Vancouver’s Island to Great Britain. 


The Pamphlet of Mr. Sturgis. 
The subject attracted public attention. On the 22nd of January, 1845, 
Mr. William Sturgis, a distinguished citizen of the United States, who had 
passed several years on the north-west coast of America, delivered in Boston 
a lecture on what was now generally called the Oregon Question, in which, 
hitting exactly the idea of Mr. Everett, he proposed as the boundary: “a 
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continuation of the parallel of 49° across the Rocky Mountains to tide-water,, 


say to the middle of the Gulf of Georgia; thence by the northernmost navig- 19. Dec. 1871. 


able passage (not north of 49°) to the Straits of Juan de Fuca, and down the 
middle of these straits to the Pacific Ocean; the navigation of the Gulf of 
Georgia and the Straits of Fuca to be for ever free to both parties; all the 
islands and other territory lying south and east of this line to belong to the 
United States, and all north and west to Great Britain. By this arrangement 
we should yield to Great Britain the portion of Quadra and Vancouver's Is- 
land that lies south of latitude 49°. * * Will Great Britain accede to 
this? I think she will.” The pamphlet of Mr. Sturgis, accompanied by a 
map on which the proposed boundary is marked, was read by Lord Ashbur- 
ton and by Lord Aberdeen. To one who eminently enjoyed the confidence 
of both Governments Lord Aberdeen pronounced it “a clear and sensible 
view of the matter.” Lord Ashburton, whose opinion on the subject carried 
the greatest weight, wrote to Mr. Sturgis: “Your treatise enables me every 
day to answer satisfactorily the question put to me so often, where is the 
Oregon, and what is this dispute about? You have stated the case distinctly 
in a few pages, and what is indeed uncommon, with great impartiality.” 


Mr. Buchanan negociates with Mr. Pakenham. 


Meantime the negociation on the Oregon Question had been transferred 
to the new British Minister at Washington. Offers of arbitration had been 
rejected; emigration across the plains gave promise of founding states on the 
Pacific; and the Congress of the United States teemed with propositions to 
prepare for establishing a territorial Government in Oregon. When the ad- 
ministration of Mr. Polk entered upon office, all parties in America were 
unanimous in insisting on à boundary at the least as favourable as the parallel 
of 40°; while a very large number, and seemingly the largest number, thought 
the time had come for America, as the heir of Spain, to carry its claims beyond 
the parallel of 49°. But the new administration would not swerve from the 
moderation which had marked the policy of the country. || Meantime both 
parties had reccived more accurate information on the geography of that 
district. In July 1841, Captain Wilkes had made a survey of the waters 
south of 49°, especially of the Channel of Haro; and in the early part of 
1845 his narrative and accompanying map had been published both in 
America and England. Believing now that Great Britain would accept the 
line of 49°, with the small modification for the southern end of Vancouver’s 
Island, the American Administration, on the 12th of July, 1845, made to the 
British Minister at Washington the proposal, “that the Oregon territory shall 
be divided between the two countries by the 49th parallel of north latitude 
from the Rocky Mountains to the Pacific Ocean: offering at the same’ time 
to make free to Great Britain any port or ports on Vancouver’s Island south 
of this parallel, which the British Government may desire.” A friendly 
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spirit dictated the proposition, which it was sincerely hoped and expected 
might “prove the foundation of lasting peace and harmony between the two 
countries.” || The proposition, which excited surprise by its moderation, was 
rejected by the British Plenipotentiary at Washington, who, without even 
waiting to refer the subject to the Ministry in England, suffered the negocia- 
tion on his part to drop, expressing his trust that the United States would 
offer “some further proposal for the settlement of the Oregon Question.” In 
consequence of receiving such an answer, the American Secretary of State 
withdrew the offer that he had made. || On hearing of this abrupt rejection 
of the American proposal, Lord Aberdeen invited Mr. MacLane, the new Ameri- 
can Minister at London, to an interview of which Mr. MacLane made report: 
— “Lord Aberdeen not only lamented but censured the rejection of our 
proposition by Mr. Pakenham, without referring it to his Government. He 
stated that, if Mr. Pakenham had communicated the American proposition to 
the Government here, as he Was expected to have done, he, Lord Aberdeen, 
would have taken it up as the basis of his action, and entertained little doubt 
that he would have been enabled to propose modifications which might have 
resulted in an adjustment mutually satisfactory to both Governments.” |: The 
conduct of Mr. Pakenham was not censured in private only, Lord Aberdeen 
censured it in the House of Lords. In the House of Commons, on the night 
of Friday, the 23rd of January, 1846, Lord John Russell condemned it as 
“a hasty proceeding.” Sir Robert Peel was cheered, when on the same 
evening he observed: — “It would have been better, had he transmitted that 
proposal to the Home Government for their consideration; and, if found in 
itself unsatisfactory, it might possibly have formed the foundation for a 
further proposal.” And now that the reopening of the negotiation was thrown 
upon his Ministry, he was loudly applauded by the House, as he gave a 
pledge for his own future conduct in these words: “I think it would be the 
greatest misfortune, if a contest about the Oregon between two such Powers 
as England and the United States, could not, by the exercise of moderation 
and good sense, be brought to a perfectly honourable and satisfactory con- 
clusion.” 
Final Proposal of the Earl of Aberdeen. 

Lord Aberdeen confessed that it now fell to him to propose a peaceful 
solution of the long controversy. Mr. Everett had left him no doubt as to 
the utmost departure from the parallel of 49, which the United States, under 
the late Administration, could have conceded. The only doubt was now: if 
the United States would still be willing to yield so much. The rude rejec- 
tion of Mr. Buchanan’s proposal had roused and united their people. Mr. 
Calhoun, the late Secretary of State, and the ablest Senator from one section 
of thé country, declared himself in the Senate for the 49th degree as the 
boundary line. Mr. Webster, the former Secretary of State, who had settled 
with Lord Ashburton the north-eastern boundary, repeatedly “said as plainly 





Englisch-Amerikanische Differenzen [San Juan-Frage). 207 


as he could speak, or put down words in writing, that England must not ves er 
expect any thing south of 49%” All those Members of Congress who were 12, Dee. 1871. 
of a different mind, Mr. John Quincy Adams, a late President of the United 
States, Mr. Cass, afterwards Secretary of State, Mr. Sevier, then the Chairman 
of the Committee on Foreign Affairs, contended, not for less than the line of 
49°, but, under the heirship from Spain, for very much more. The voice of 
England became loud for the line of the 49th parallel. Mr. Bates, an Ameri- 
can naturalized in Great Britain by Act of Parliament, and much trusted by 
both Governments, wrote from London: “The 49°, to the strait, giving Van- 
couver’s Island to Great Britain, is as much as any American, be he Bosto- 
nian or Carolinian, will I think consent to give up. If Great Britain is not 
satisfied with that, let them have war if they want it.” || The British Govern- 
ment sought anxiously to know what proposition the American Government 
would consent to receive, and the American Government proved its firmness 
by its moderation. To protect the rights of the country Congress voted to give 
to Great Britain the twelve months’ notice required by Treaty for terminating 
the Convention of 1827, and thus open the region of the north-west to the 
progress of American colonization. Meanwhile, on the 26th of February, 
1346, Mr. Buchanan answered that the President would consent to consult 
the Senate on the proposition to divide the territory between the two countries 
“by the 49th parallel and the Straits of Fuca,” so that “the Cape of Van- 
couver’s Island would be surrendered to Great Britain.” This was exactly 
the proposition of Mr. Everett. | On the 15th of May, 1846, information of 
the notice for terminating the Convention of 1827 was reccived by the British 
Ministry in London. For four years Lord Aberdeen had been striving to 
close this question of boundary. He had privately and publicly censured his 
subordinate, Mr. Pakenham, at Washington, for rejecting the parallel of 49. 
He had taken pains to learn what deviation from that parallel the United 
States might accept. The Secretary of State for the United States, after 
minute inquiry concerning the probable vote of the Senate, had promised not 
at once to reject the offer of the line proposed by Mr. Everett, and not to 
listen to any demand for a larger concession. This had been formally com- 
municated to the British Government by Mr. MacLane, the American Minis- 
ter at London. And now, within two days after receiving news of the 
termination of the Convention of 1827, Lord Aberdeen held a lengthened 
conference with Mr. MacLane, in which the nature of the proposition he 
contemplated submitting for an amicable settlement of the Oregon Question 
“formed the subject of a full and free conversation.” Mr. MacLane was a 
calm and experienced statesman, trained in business, exact in his use of words, 
careful especially in reporting what was said by others. Lord Aberdeen in 
the House of Lords publicly expressed his esteem for him, founded on an 
acquaintance which dated from fifteen or sixteen years before. | With this 
knowledge of Mr. MacLane’s character and of the confidence reposed in him 
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veg oe by Lord Aberdeen, I request the Imperial Arbitrator to take in hand the 

12 Dec. 1871. map of the Oregon territory by Wilkes, which had been published in Eng- 
land as well as in America in 1845, and which was the latest, most authen- 
tic, and best map of the territory, as well as the only one recognized by the 
American Senate; and, with this map in hand, to read the following extract 
from Mr. MacLane’s official Report of the interview made on the 18th of 
May, 1846: — 

“I have now to state that instructions will be transmitted to Mr. Paken- 
ham by the steamer of to-morrow to submit a new and further proposition 
on the part of this Government for a partition of thé territory in dispute. | 
The proposition, most probably, will offer substantially: — |! First. To 
divide the territory by the extension of the line on the parallel of 49 to the 
sea: that is to say, to the arm of the sea called Birch’s Bay, thence by the 
Canal de Arvo and Straits of Fuca to the Ocean.” 

* * * x x 

Here follow other clauses conceding to the Hudson’s Bay Company a 
temporary use of the Oregon River for navigation, with other advantages, and 
protection to British subjects who would suddenly come under the jurisdiction 
of the United States. To these clauses the phrase “most probably” applies 
for they were not precisely ascertained; but not to the boundary. On that 
point the further statement of Mr. MacLane in the same dispatch leaves no 
room for a doubt. His words are: “During the preceding Administration of 
our Government, the extension of the line on the 49th parallel to the Straits 
of Fuca, as now proposed by Lord Aberdeen, was actually suggested by my 
immediate predecessor (Mr. Everett), as one he thought his Government might 
accept.” 

Now what the propusal of Mr. Everett had been we know from the 
citations which I have made from his despatches; and I have already referred 
to the fact that he had drawn the line of demarcation upon the map, and 
specially directed the attention of Lord Aberdeen to it. | On the same day 
Lord Aberdeen sent the Treaty which Mr. Pakenham was to invite Mr. 
Buchanan to sign. In the accompanying Instruction to Mr. Pakenham he 
accepted the parallel of 49° as the radical principle of the boundary, and 
described the line as a line of demarcation “leaving the whole of Vancouver's 
Island with its ports and harbours in the possession of Great Britain.” |; A 
suspicion of ambiguity could not lurk in the mind of any one. Mr. Benton 
found the language so clear that he adopted it as his own. In his speech 
in the Senate on the day of the ratification of the Treaty, he said: — 

“The Ist Article of the Treaty is in the very words which I myself 
would have used, if the two Governments had left it to me to draw the 
boundary line between them. * * * The line established by the 
Ist Article follows the parallel of 49° to the sea, with a slight defection, 
through the Straits of Fuca, to avoid cutting off the south end of Vancouver's 
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Island. bd + When the line reaches the channel which separates Nr. 50%. 
Vanconver’s Island from the continent, it proceeds to the middle of the M Peter 
channel, and thence, turning south through the Channel de Haro (wrongly 
written Arro on the maps), to the Straits of Fuca, and then west, through 
the middle of that Strait, to the sea. This gives us * * * the 
cluster of islands, between de Haro’s Channel and the continent” 

The language of the Treaty seemed perfectly clear to the Senate, to the 
President, to his Secretary of State, and to every one of his constitutional 
advisers, as departing from the line of the parallel of 49° only so far as to 
yield the southern extremity of Vancouver's Island, and no more. And so it 
was signed on the 15th of June, 1846, and returned to England for the 
exchange of ratifications. In the House of Commons Lord Palmerston wel- 
comed it as honourable to both countries; Sir Robert Peel quoted from a 
despatch which proved that he was aware of the three days’ debate in the. 
American Senate on the Treaty before its approval. We cited every word of 
the Article on the boundary, and interpreted it thus: — 

“Those who remember the local conformation of that country will under- 
stand that that which we proposed is the continuation of the 49th parallel 
of latitude till it strikes the Straits of Fuca; that that parallel should not 
be continued as a boundary across Vancouver's Island, thus depriving us of 
a part of Vancouver's Island, but that the middle of the channel shall be the 
future boundary, thus learing us in possession of the whole of Vancouver's 
Island, with equal right to the navigation of the Straits.” 


Mr. Buchanan and Sir Robert Peet believed they had closed every cause 
of Dissension. 


It had been the special object of Mr. Buchanan to leave nothing in the 
Treaty which could give occasion to future controversy. And on the night 
before Sir Robert Peel retired from office, never again to resume it, he spoke 
of the Treaty as having averted the dreadful calamity of a war between two 
nations of kindred origin and common language, and having at length “closed 
every cause of dissension between the two countries.” All Great Britain, all 
the United States, were gladdened by the belief that at last every contro- 
versy between the two nations had come to a happy end. 





The Ministry of Lord John Russell renews Dissension. 


And yet it was not so. My country has had no serious difficulties on 
its limits with any Power -but Great Britain. When its boundary on the 
south with Spain was adjusted by Treaty, not a difference arose, though the 
line extended from sca to sea. When afterwards the southern boundary was 


regulated with Mexico under a Treaty most imperfect in its descriptions, 
Staatsarchiv XXV. w 
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Commissioners unrestrained by instructions promptly settled the line. It is 
with Great Britain alone that obstinate dissensions on boundaries, extending 
from the Gulf of St. Lawrence to the Pacific, have exercised disturbing influ- 
ences for sixty-four years. At last we thought ourselves assured of quiet on 
that side also by the Treaty of 1846; and though its terms were not alto- 
gether satisfactory, the country, in expectation of rest, accepted cheerfully 
and unanismously the action of its Government. Yet, after a pause of hardly 
two years, the strife was reopened by the Ministry which succeeded that of 
Sir Robert Peel. Under instructions from Lord Palmerston, the British 
Minister at Washington, on the 13th of January, 1848, in a proposed draft 
of instructions to Commissioners for settling the boundary, indirectly insinua- 
ted a claim that the line of boundary should be drawn on the channel] through 
which Vancouver, in 1792, had sailed from Admiralty Inlet to Birch’s Bay. 
This insinuation took the American Government by surprise. The history 
of the negotiation shows that no such line was suggested by either side to 
the other. Vancouver was an explorer, who examined every inlet and bar 
and passage, not a merchant seeking the shortest, most natural, and best 
passage. Nothing justifies a reference to his course of sailing from one 
interior bay to another, as the line of the Treaty. The suggestion is in open 
conflict with the law of nations. The draft of the Treaty was made entirely, 
even to the minutest word, by the British Ministry, and was signed by both 
parties without change. The British Government cannot, therefore, take ad- 
vantage of an ambiguity of their own, otherwise that draft of the Treaty 
would have been a snare. Such is the principle of natural right, such the 
established law of nations. Hugo Grotius lays down the rule that the inter- 
pretation must be made against the party which drafted the conditions: “Ut 
contra cum fiat interpretatio, qui conditiones elocutus est.” But no one has 
expressed this more clearly than Vattel, who writes: — | 
“Voici une règle qui coupe court à toute chicane: Si celui qui pouroit 
et devoit s'expliquer nettement et pleinement ne l'a pas fait, tant pis pour lui: 
il ne peut être reçu à apporter subséquemment des restrictions qu'il n'a pas 
exprimées. C'est la maxime du droit Romain: Pactionem obscuram iis nocert 
in quorum fuit potestate legem apertius conscribere.  L'équité de cette règle 
saute aux yeux; sa nécessité n’est pas moins évidente. Nulle convention as- 
surée, nulle concession ferme et solide, si on peut les rendre vaines par des 
limitations subséquentes, qui devoient être énoncées dans l'acte, si elles étoient 
dans la volonté des contractans.” 


Plra for the Integrity of Sir Robert Pee’s Ministry. 


And can it be true, that Sir Robert Pcel and Lord Aberdeen were in- 
sincere in their professions of an carnest desire to settle the boundary 
question in North-West America? Did they put into the core of the Treaty 
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which they themselves framed, words inferpreted in one way by all Americans Nr. 508e. 


aud by themselves in public, and secretly interpreted by themselves in another 
When Sir Robert Peel, on the last night of his official life, in the face of 
political enemis and friends, cast up the account of his Ministry for the 
judgment of posterity and declared in the most public and solemn manner 
that he had “closed every cause of dissension between Great Britain and the 
United States,” had he indeed planted the seed of embittered discord in the 
instrument that he and his associate Minister claimed as their own work, and 
extolled as a Convention of peace? || My respect for Sir Robert Peel and 
his administration forbids the thought that they put any ambiguity into the 
Treaty which they themselves draughted. There attaches to human language 
such imperfection that an acute caviller may dispute about the meaning of 
any proposition. But the words of the present Treaty are so singularly clear 
that they may claim protection under the first general maxim of international 
law on the subject of interpretation: “qu'il n’est pas permis d'interpréter ce 
qui n’a pas besoin d'interprétation.” 


The Words of the Treaty. 


The words of the Treaty are as follows: — 

“From the point on the forty-ninth parallel of north latitude, where he 
boundary laid down in existing Treaties and Conventions between the United 
States and Great Britain terminates, the line of boundary between the terri- 
torics of the United States and those of Her Britannic Majesty, shall be con- 
tinued westward along the said forty-ninth parallel of north latitude to the 
middle of the channel which separates the continent from Vancouver’s Island, 
and thence southerly through the middle of the said channel, and ‘of Fuca’s 
Straits to the Pacific Ocean: Provided. however, that the navigation of the 
whole of the said channel and straits south of the forty-ninth parallel of 
north latitude remain free and open to both parties.” 


The Words of the Treaty, taken together. 


The language of the Treaty, ‘taken as a whole, admits no interpretation 
but the American. The radical principle of the boundary is the forty-ninth 
parallel of north latitude, and the only reason for departing from that parallel 
was to yield the whole of Vancouver's Island and no more, to the power which 
would already possess the greater part of that island. To express this line 
concisely, in both countries it was described as the line of the “forty-ninth 
parallel and Fuca’s Straits”. This short form of expression occurs many 
times in the despatches of Mr. MacLane; in the instructions of Mr. Bucha- 
nan; in the letters of Mr. Bates from London; in an article in the London 


“Quarterly Review”, written in February 1846, and published in March; and 
14 
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finally in the speech of Sir Robert Peel on the 29th of June, 1846, which I 
have already quoted. The description of the line as that “of the forty- 
ninth parallel and Fuca’s Straits” was not only the usage of the day; it was 
also well chosen for all time. The 49th parallel can be found as long as 
the sun shall continue in the heavens; Fuca’s Straits end at the south-east 
cape of Vancouver’s Island, and will end there till nature shall heave with a 
convulsion. If the name of Haro does not specially appear in the Treaty, let 
it be borne in mind that neither does the name of the Gulf of Georgia. 


The Channel. 


The words of the description considered collectively, establish the Ame- 
rican interpretation of the Treaty, and exclude every other; the same result 
follows from the consideration of each separate word. When the Treaty 
speaks of “the channel”, for that part south and west of Birch’s Bay, it must 
mean the Channel of Haro, for no other “channel” was known to the nego- 
tiators. The Channel of Haro was on the map of Vancouver, the highest 
English authority, and on the map of Wilkes, the highest American authority, 
at the time when the Treaty was signed, and no other channel is named un 
either of these maps, or on any map used by the negotiators. On the chart 
of those waters by Duflot de Mofras, published in 1844 under the auspices 
of Louis Philippe and the French Ministry, the Channel of Haro is named, 
and no other. In the collection of maps in the Royal Library at Berlin, not 
a single German or other “map, anterior to June, 1846, names any other 
channel than that of Haro. How is it possible then, that any other channel 
could have been intended, when no other was named on any map which it 
can be pretended was known to Lord Aberdeen or Mr. MacLane, to Mr. 
Buchanan, or Mr. Pakenham? | Again, the word “channel”, when employed 
in Treaties, means a deep and navigable channel, and where there are two 
navigable channels, by the rule of international law preference is to be 
given to the largest column of water. Now, compared with any other channel 
through which a ship could pass from the sea at the 49th parallel to the 
Straits of Fuca, the Channel of Haro is the broadest and the deepest, the 
shortest, and the best. Its maximum width is six and a half English miles, 
and there is no other channel of which the maximum width exceeds four 
miles. The narrowest part of the Channel of Haro is about two and 3 
quarter English miles, and there is no other channel of which the minimum 
width exceeds about one and a quarter English miles. With regard to the 
depth the contrast is still more striking. A cross section on the parallel of 
48° 45’ shows the Canal de Haro to be about 120 fathoms deep, about. twice 
as deep as any other; on the parallel of 48° 35’ the Canal de Haro is 
nearly 150 fathoms deep, against 30 fathoms for any competitor; on the 
parallel of 48° 25‘ the Canal de Haro has nearly 110 fathoms, while no other 
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passage has more than 40. : Not only is the volume of water in the Canal Nr. 5036. 
de Haro vastly greater than that in any other passage; a single glance at 12 Dec. 1871, 


any map shows that it is the shortest and most direct way between the 
parallel of 49° and Fuca’s Straits. Duflot de Mofras describes it at noto- 
riously the best. |: If the Channel of Haro excelled all others only on one 
point, if it were the widest, not the deepest, or the reverse, or if, being the 
widest and deepest, it were not the shortest and best, there might be some 
degree of colour for cavil; but, since the Channel of Haro is the broadest 
and the deepest, and the shortest and the best, how can any one venture to 
pretend that any other is “the channel” of the Treaty? 


“The Channel which separates the Continent from Vancouver's Island.” 


The next words of the Treaty are: “the channel which separates the 
Continent from Vancouver’s Island,” and this from latitude about 48° 46° can 
be no other than the Canal de Haro. It is the only one which from that 
latitude to “Fuca’s Straits” separates the Continent from Vancouver’s Island. 
There are other passages which divide islands from islands, but none other 
separates the Continent from Vancouver's Island. Iu the statement the Conti- 
nent is properly named first, because it is far away in the interior of the 
Continent that the line begins, and it is the Continent that the line leaves in 
going towards Vancouver. But when a great continent like North America 
is spoken of as distinguished from a large island lying near it, the inter- 
vening cluster of smaller islands would, according to all geographical usage, 
be taken as included with the Continent, and thus the Channel of Haro 
divides the Continent from Vancouver. But we will not waste words. No- 
body can dispute that the Canal de Haro washes the eastern shore of Van- 
couver’s Island, and separates that island from the Continent. 


“And thence Southerly.” 


The next words in the Treaty are: “and thence southerly.” The southerly 
deflection from the 49th parallel is made to avoid cutting Vancouver’s Island, 
and must be limited to that object. The movement of the boundary line is 
steadily west to the Pacific. The Treaty knows only two points of compass: 
“westward,” and this “southerly” deviation from the due west course. The 
southern deflection, therefore, must always be accompanied with the idea of 
a western direction, and of two channels going in a “southerly” direction, 
that which least interrupts the general “westward” dircction of the line, must 
be chosen as the channel of the Treaty. 


é 


“Through the middle of the said Channel and of Fuca’s Straits to the 
Pacific Ocean.” 


The next words of the Treaty are: “through the middle of the said 
channel and of Fuca’s Straits to the Pacific Ocean.” The Treaty contemplates 


Nr. 5086. 
Ver. Staaten 


12. Dee. 1871. 
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a continuous channel to the Pacific; the Channel of Haro and Fuca’s Straits 
form such a continuous channel, and a glance at the map will show that no 
other channel can pretend to do so. 

So then the description of the Treaty as a whole applies to no channel 
but that of Haro; and every single phrase taken separately, points also to 
that channel, and to that channel alone. 


“The Straits of Rosario.” 


And yet the British Government ask the Imperial Arbitrator to find the 
channel of the Treaty in a passage for which in January 1848 they had 
no name and no other description than “the wide channel to the east of 
numerous islands, which is laid down by Vancouver,’ and which now in 1871 
they call by the name of “the Rosario Straits.” | My first request is that 
the Imperial Arbitrator will ascertain where, on the 15th of June, 1846, the 
day when the Treaty was signed, the negotiators supposed Rosario Straits to 
lie. On that day the name “Straits of Rosario” was on every map used by 
the negotiators, placed upon the waters which divide the Island of Texada 
from the Continent, far north of the paralled of 49% There it lies fast an- 
chored on the map of Vancouver, published in 1798; it holds the same place 
in the atlas of the French translation of Vancouver. There too it is found 
on the French map of Duflot de Mofras, published in 1844; and also on the 
map of Wilkes, published in 1845; and there too on the British map of 
Vancouver's Island, published by the geographer to the Queen, so late as 1848. 
Then since all British and all American maps, which in 1846 had on them 
the name “Straits of Rosario,” located those straits far to the north of 49°, 
how can the British Government invite Your Majesty to say that the Straits 
uf Rosario form the line of boundary established by British and American 
negotiators in that year, between the United States and the British territory? 
' How and why the British unmoored the name from the waters to which 
they themselves had consigned it, and where it remained for just half a 
century, I leave to them to explain and to justify. I remark only that they 
cannot produce a map, English, French, Spanish, or German, older than 
1848, on which the passage which they now call the Straits of Rosario bears 
that name. On Spanish maps the name is applied only to the very broad 
channel lying north of the Canal de Haro and of the 49th parallel of latitude. 
' Further, the so-called Straits of Rosario are not straits at all. It is the 
track of Vancouver, on his way from Admiralty Inlet to the north, as his 
map shows, but it reccived from him no name whatever. On British maps 
it never bore a name till after the British Government introduced a new 
interpretation of the Treaty of June 1846. | Again, and this remark is of 
conclusive importance, by itself alone sufficient to decide the question; the 
line of the Treaty must run “from the middle of the channel which separates 
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the continent from Vancouver’s Island.” Now the so-called Straits of Rosario Nr. 5086. 
neither touch the continent nor Vancouver’s Island. They divide small islands 13 | aprons 
from small islands, and nothing else; they have tio pretension to divide 
Vancouver from the continent, or the continent from Vancouver. . Moreover 

the water-line of the Treaty must be a channel which makes a continuous 

line with Fuca’s Straits, for the words of the Treaty are “through the middle 

of the said channel and of Fuca’s Straits.” Now the so-called Straits of 
Rosario lead only to a sound, which Spanish voyagers called the Bay of 

Santa Rosa, they do not connect with Fuca’s Straits, which cease at the 
south-eastern promontory of Vancouver's Island. Reversing the track of Van- 
couver, and following the so-called Straits of Rosario southerly, the mariner 

would enter Admiralty Inlet, he never would reach the Straits of Fuca. : Then, 

too, compared with the Canal de Haro, the so-called Strait of Rosario is, 

as we have seen, a narrower passage, a shallower passage, and a roundabout 
passage. 


Conclusion. 


But enough; the rights of America cannot be darkened except by an 
excess of words. The intention of the parties to the Treaty is made plain 
by its history, and the boundary which we claim is clearly set forth in its 
words, taken collectively and taken separately. I will close by citing general 
principles of interpretation established by international law. A party offering 
the draught of a Treaty is bound by the interpretation which it knew at the 

_time that the. other party gave to it. Lord Aberdeen cannot have doubted 
how the Treaty was understood by Mr. MacLane, by Mr. Buchanan, and by 
the Senate of the United States. “Where the terms of promise,” writes 
Paley, whose work was long a text book at Oxford, “admit of more senses 
than one, the promise is to be performed in the sense ‘in which the promiser 
apprehended at the time that the promisee received it. ; This will not differ 
from the actual intention of the promiser, where the promise is given without 
collusion or reserve; but we ‘put the rule in the above form to exclude evasion, 
wherever the promiser attempts to make his escape through some ambiguity 
in the expressions which he used.” Again, “Where a right admits of diffe- / 
rent legtees , it is only the smallest degree which may be taken for granted.” 
— “Ist ein Recht verschiedener Abstufungen fähig, so darf zunächst nur die 
geringste Stufe als zugestanden angenommen werden.” This rule of Heffter 
fits the present case so aptly, that it seems made for it. There being degrees 
in the departure from the parallel of 49°, it must be taken that only the 
smallest degree was conceded. ' Finally and above all: there is a principle 
which not only controls the interpretation of Treaties, but the results of in- 
vestigation in every branch of human knowledge. A theory which implies 
confusion and contradiction is at once to be rejected; of two rival theories, 
that which most nearly reconciles all phenomena is to be preferred; the theory 
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Vor. Staaten 
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that reconciles all appearances and all circumstances is ‘to be received as 


12. Dec. 1971. true. || The British interpretation of the Treaty implies that the British who 


exclusively draughted it; sowed the seeds of future dissensions in the very 
instrument by which they proposed to settle every boundary question for ever; 
that among the negotiators of the Treaty there were those who duped, and 
those who were dupes. Lord Aberdeen ceases to be the “straightforward” 
man of Mr. MacLane’s report. On the American side the statesmen appear 
void of spirit and of common sense, and easily circumvented. ' The historical 
process by which the Treaty was arrived at becomes incomprehensible. The 
names on maps must be changed; the conformation of islands and continents 
and the highways of the great deep are made to expand and contract so as 
to suit the cavils of a Government which does not profess exactly to under- 
stand the true meaning of the Treaty, for every word of which it is itself 
responsible. Take the other theory: interpret the Treaty as the Americans 
accepted it, and there are no statesmen on the British side who attempted 
to dupe, and no dupes on the American side. The history of the negotiation 
becomes clear, and is consistent with its result. Mr. MacLane retains the 
reputation for prudence and clear perception and careful statement which has 
always been attributed to him. All words that fell from the pen or lips of 
every one concerned in framing, accepting, or approving the Treaty, agree 
together and bear the stamp of good intention and uprightness. Everything 
that was uttered by Mr. Everett, Mr. MacLane, and Mr. Buchanan, by Lord 
Aberdeen, Mr. Benton, or Sir Robert Peel, is perfectly reconciled, without 
even the semblance of contradiction. The straits and channels may rest 
where nature has set them, and old names may be restored to their rightful 
places. The completion of the Treaty does honour to the labours of honest 
and able statesmen, bent on establishing friendship and peace between “kindred 
nations.’ Persons and history and reports of conversations and the words 
of the Treaty, all chime together in the most perfect harmony; inviting an 
award which will command ready acquiescence, and leave nothing to rankle 
in the wound which it heals. 


[Auf die beiden hier mitgetheilten Streitschriften folgte noch von jeder 
Seite ein weiteres Schriftstück, ein “Second and definitive Statement on behalf 
of the Government of Her Britannic Majesty” und “Reply of the United 
States to the Case of the Government of Her Britannic Majesty.”) 
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Nr. 5037. 


DEUTSCHLAND. — Schiedsspruch Sr. Majestät des Deutschen 
Kaisers in der San Juan-Grenzfrage. 


Wir, Wilhelm, von Gottes Gnaden, Deutscher Kaiser, König von Preussen, 
etc., etr., etc. 


Nach Einsicht des zwischen den Regicrungen Ihrer Britischen Majestät nn 


und der Vereinigten Staaten von Amerika geschlossenen Vertrages de dato 21. Oct. 1872. 
Washington den 6ten?) Mai, 1871, Inhalts dessen die gedachten Regierungen die 
unter ihnen streitige Frage: ob die Grenzlinie, welche nach dem Vertrage de 
dato Washington den 15ten Juni, 1846, nachdem sie gegen Westen längs des 
49ten Grades Nördlicher Breite bis zur Mitte des Kanals, welcher das Fest- 
land von der Vancouver Insel trennt, gezogen worden, südlich durch die Mitte 
des gedachten Kanals und der Fuca-Meerenge bis zum Stillen Oceän gezogen 
werden soll, durch den Rosario-Kanal, wie die Regierung Ihrer Britischen 
Majestät beansprucht, oder durch den Haro-Kanal, wie die Regierung der 
Vereinigten Staaten beansprucht, zu ziehen sei, Unserem Schiedsspruche unter- 
breitet haben, damit Wir endgültig und ohne Berufung entscheiden, welcher 
dieser Ansprüche mit der richtigen Auslegung des Vertrages vom 15ten Juni, 
1846, am meisten im Einklange stehe; 

Nach Anhörung des Uns von den durch Uns berufenen Sach- und Rechts- 
kundigen über den Inhalt der gewechselten Denkschriften und deren Anlagen 
erstatteten Vortrages, 

Haben den nachstehenden Schiedsspruch gefällt: — 

Mit der richtigen Auslegung des zwischen den Regierungen Ihrer 
Britischen Majestät und der Vereinigten Staaten von Amerika geschlossenen 
Vertrages de dato Washington den 15ten Juni 1846, steht der Anspruch der 
Regierung der Vereinigten Staaten am meisten im Einklange, dass die Grenz- 
linie zwischen den Gebieten Ihrer Britischen Majestät und den Vereinigten 
Staaten durch den Haro-Kanal gezogen werde. | 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 


(regeben Berlin den 21. October, 1872. 
Wilhelm. 


[Das Gutachten der von Sr. Majestät dem Kaiser berufenen Sach- und 
Rechtskundigen, Obertribunals-Vicepräsident Grimm, Oberhandelsgerichtsrath 
Dr. Goldschmidt und Professor Kiepert ist nicht publicirt, auch den beiden 
Parteien nicht mitgetheilt worden und ist der Redaction des Staatsarchivs 
nicht zugänglich gewesen.] 





— 


1) Sic. in orig. (Query, May 8? (Anmerkung des Englischen Blaubuchs.) 
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Nr. 5038. 


DEUTSCHLAND. — Leiter des Auswärtigen Amts (Hr. von Balan) 

an den englischen Gesandten in Berlin (Lord Odo Russell). — 

Ablehnung des angebotenen Kostenersatzes wegen der San Juan- 
Entscheidung. 


(Translation.) | Berlin, November 1, 1872. 
Nr. 5088. In the Note which Her Britannic Majesty s Ambassador, Lord Odo 
pres Russell, was good enough to address to the Undersigned on the 21st ultimo, 
communication was requested of the amount of costs and expenses incurred 
by this country in the boundary question between Great Britain and the 
United States. ; In reply to this. inquiry, the Undersigned, while express- 
ing his thanks for this courteous offer, has the honour to inform his Excel- 
lency Lord Odo Russel that no costs or expenses have been incurred by this 


country in the matter referred to. | The Undersigned, etc. 
Balan. 


[Gleichlautend wurde auf die gleiche Anfrage dem amerikanischen Ge- 
sandten, Mr. George Bancroft, geantwortet.] 
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Nr. 5039. 


FRANKREICH. — Botschaft des Präsidenten der Republik, Mr. 
Thiers, und darauffolgende Debatte in der Sitzung der National- 
versammlung vom 13. November 1872. 


Messieurs, 
Nr. 5039. Après une séparation de trois mois, pendant lesquels l'oeuvre de répara- 
rires tion que vous nous avez confiée n’a pas été interrompue un seul instant, nous 
venons remplir le devoir annuel que nous imposent les institutions républi- 
caines, et vous exposer la véritable situation du pays, le bien et le mal 
n'étant ni exagérés ni déguisés. 

Le calme sur lequel vous comptiez, et dont vous aviez donné l'exemple 
en vous interdisant toute discussion irritante au moment de vous séparer, ce 
calme s’est maintenu. Nous avons promis de faire respecter la représentation 
nationale dans la mesure de nos pouvoirs légaux, et nous n'avons pas souffert 
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qu'il fat porté atteinte au respect dont elle doit être entourée. .. (Légères _ Nr. Mare 
rumeurs à droite. — Assentiment à gauche.) Car, dans ce pays bouleversé IS Ron 1872. 
par les révolutions et par la guerre, que resterait-il debout si la souveraineté 
nationale, ici représentée aussi légitimement qu'elle le fut jamais, n'était l’au- 

torité suprême, source de toutes les autorités, partout respectée, et quand 

elle a parlé, partout obéie? (Très bien! très hien!) 

Mais nous pouvons laffirmer, sauf d’inévitables incidents, ce respect a 
été maintenu, et vous reprenez paisiblement vos siéges de législateurs et de 
légitimes représentants de la souveraineté nationale. (C'est vrai! — Très 
bien! très bien!) 

Tout en nous attachant à maintenir l’ordre, nous n'avons cessé de veiller 
au cours régulier des affaires, à la stricte observation des lois, au développe- 
ment de la grande opération financière qui doit aboutir à la libération du 
territoire, à l'évacuation des départements qui devaient être les premiers 
affranchis, à la rentrée des nouveaux impôts, à la réorganisation de notre 
sage et vaillante armée, à la marche de nos négociations commerciales, enfin 
à la pacifique et amicable direction de nos relations avec les deux mondes 

Pendant ce temps, le pays travaillait de son côté avec cette activité qui 
ne l’abandonne jamais, qui est en ce moment la puissante réparatrice de nos 
malheurs, et qui, cette année, nous procurera un mouvement commercial 
supérieur à ce qu'il avait été dans les temps les plus prosperes. 

Ne quittons pas ce sujet sans remercier la Providence, qui, dans ce 
moment d'immenses sacrifices, nous a envoyé les plus belles récoltes que nous 
ayons obtenues depuis un quart de siècle . . . . (C’est vrai‘) ce qui nous a 
aidés à solder une partie des sommes que nous devions acquitter au dehors. 
Et ici, messieurs, il n’y a à remercier que Dieu, souverain auteur de toutes 
choses, qui, tour à tour, instruit, soutient, relève quand il lui plait les nations 
qui ont failli, et n’ont désespéré ni de lui ni d’elles-mémes! (Bravos et applau- 
dissements prolongés.) 

Permettez-moi, messieurs, de ne pas m'en tenir à ces énonciations 
générales, et d'entrer dans quelques détails sur nos affaires les plus essen- 
tielles. 

L’emprunt du mois de juillet est, sans contredit, l'opération financière la 
plus considérable qu’on ait encore tentée. Jamais, en effet, on avait demandé 
trois milliards et demi 4 la fois, et jamais on n'avait reçu pour réponse une 
souscription de quarante-trois milliards. Nous savons bien que les auteurs de 
cette offre n'auraient voulu ni pu la réaliser; néanmoins on est fondé à dire 
que, en cette occasion, la totalité des capitaux disponibles du monde commer- 
cial a été offerte à la France. 

ll y a d'ailleurs quelque chose de plus significatif que l'offre, c'est le 
versement. On pouvait craindre, en effet, qu'il fallät un temps bien long pour 
réaliser cette offre; et cependant, au jour où nous avons l’honneur de parler 
devant vous, le Trésor a déjà reçu en valeurs réelles dix-sept cent cinquante 
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"Ne sel millions, de la part des capitalistes qui sont venus, les uns opérer leurs verse- 


28. Nor.1872. ments aux époques convenues, les autres libérer en une seule fois les rentes 


qu’ils avaient souscrites. (C’est, par conséquent, la moitié de cet emprunt 
colossal, réalisée en moins de trois mois. (Mouvement. — Très bien!) 

Nous n'avions rien fait, du reste, pour exciter en cette circonstance la 
fièvre de la spéculation; car, entre les prix d'émission proposés, nous avions 
choisi le plus élevé, celui de 64 fr. 50. Or, les cours actuels, qui oscillent 
depuis deux mois entre 86 et 87 fr., prouvent que nous n'avions laissé à la 
spéculation que le moindre bénéfice qu'on püt lui abandonner, et que néan- 
moins ce bénéfice était suffisant, puisque chaque fois qu'une baisse se produit, 
les ordres d'achats, arrivant tout à coup du fond de nos provinces, constituent 
une sorte d'amortissement quotidien de plusieurs millions par jour, qui opère 
le classement successif de l'emprunt. 

L'opération qui doit nous fournir les moyens de libérer notre territoire 
s’accomplit donc sans aucun des accidents qu'on pouvait craindre et que nous 
predisait la malveillance. Nous n'avons même pas vu apparaître la crise 
monétaire, qui, au précédent emprunt, s'était produite un instant, mais que 
des mesures prises à propos avaient arrêtée sur-le-champ. Pour des opérations 
si considérables et si nouvelles, l'expérience n'existait pas. Mais cette expé- 
rience s'est bientôt formée, ct elle a été mise à profit par notre administra- 
tion financière. 

La difficulté principale a toujours consisté, comme nous l’avons dit bien 
des fois, à payer à l'étranger une somme de 5 milliards. La payer en or 
ou en argent aurait privé le pays de tout son numéraire; la payer en 
marchandises aurait été impossible, car aucune puissance, si commerçante 
qu'on la suppose, na un commerce de 5 milliards avec quelque pays que 
ce soit. L’Angleterre elle-même n'a un tel commerce qu'avec le monde entier, 
et c'est du papier qu'on échange avec tous les pays, qu'il faut se servir pour 
opérer de tels payements. Mais ce papier, il faut l'acheter avec prudence, 
si l'on ne veut pas produire une hausse du change qui grèverait dangereuse- 
ment le commerce et ferait presque aussitôt sortir le numéraire. C’est à 
quoi s'est appliquée notre administration financière. En achetant avec les 
précautions convenables, elle s'était procuré à un taux modéré 450 millions 
de traites de tous les pays sur l'Allemagne. 

Elle ne s’était pas bornée à cette mesure. Au premier emprunt, quelque 
rassurant que fût l'aspect du marché européen, elle avait cru sage de se faire 
garantir la souscription de la totalité de l'emprunt: ce qui avait coûté au 
Trésor une commission qu'il ne faut pas regretter en présence d’une opération 
de deux milliards, qui ne s'était jamais vue. Au second emprunt, au contraire, 
celui de juillet dernier, le doute ne pouvant plus exister, l’administration des 
finances a eu recours à un moyen tout différent, et elle s'est fait garantir, 
non pas la souscription de l'emprunt qui était certaine, mais le taux du change 
qui aurait monté démésurément. Nous avons donc acquis à forfait et à bon 





Französische Republik. 221 


marché sept cents millions de traites sur l'Allemagne. De plus, les souscrip- Fr 5098. 
tions de nos rentes à l'étranger, favorisées au moins d'un faible avantage, 18 Nov.1672. 
nous ayant encore procuré environ trois cents millions de papier, nous avons 
pu aborder la grande opération dont il s'agissait, avec quatorze ou quinze 
cents millions de traites sur l'Allemagne, de manière à pouvoir acquitter au 
dehors ces sommes prodigieuses sans produire aucune perturbation dans les 
changes. (Marques nombreuses de satisfaction.) 

Au jour même où nous avons l'honneur de nous adresser à vous, nous 
avons déjà payé à la Prusse 800 millions; nous lui en payerons 200 en 
décembre. Ainsi, un milliard aura été acquitté en quatre mois, et il nous 
restera cinq à six cents millions de traites pour les payements de l’année 
prochaine. 

Cependant, comme le papier sur l'étranger attire toujours le métal à sa 
suite, et que le numéraire pouvait devenir rare, de grandes précautions avaient 
été prises d'accord avec la Banque de France, afin de parer aux accidents 
qui pouvaient se produire. Vous l'aviez autorisée, en deux fois, à porter ses 
émissions de billets de 2 milliards 400 millions à 3 milliards 200 millions; 
et ce grand établissement, toujours dévoué à l'Etat, avait fait travailler ses 
ateliers jour et nuit pour fabriquer 100 millions de petites coupures, partie 
en billets de 20 et de 5 francs, partie en monnaie divisionnaire d'argent. 

Grâce à ces précautions, nous avons pu opérer, sans secousse, sans 
embarras pour le commerce, le plus grand transport de valeurs qui ait jamais 
été exécuté dans la monde: et s'il s’est rencontré quelque gêne ce n’est pas 
chez nous: c'est dans les pays, où des spéculations locales avaient compliqué la 
situation générale, et où l’empressement à souscrire nos rentes avait déterminé 
la création d’une grande quantité de valeurs. Mais cette gêne ne saurait être 
que passagère. L'or qui arrive des colonies anglaises payera bientôt nos blés, 
et Vor, prix de ces blés, ira, de Londres à Berlin, liquider notre dette envers 
l’Allemagne. 

Quelque détails sur l’état de la Banque de France achèveront de vous 
faire connaître la situation économique du pays. 

Ainsi que je viens de vous le dire, vous aviez autorisé la Banque à porter 
ses émissions de billets de 2 milliards 400 millions à 3 milliards 200 millions. 
Jusqu'au mois dernier, elle n'avait pas dépassé une fois cette ancienne limite 
de 2 milliards 400 millions. 

Depuis un mois, la sortie inévitable du numéraire, attiré vers l’Angle- 
terre, et les abondants secours donnés au commerce par l’escompte, ont exigé 
une plus grande émission de monnaie fiduciaire; mais encore aujourd’hui, sur 
les 800 millions que vous l'aviez autorisée à émettre, la Banque n’a émis que 
150 millions, et il lui reste 650 millions, dont très probablement elle n’aura 
pas à faire usage. 

Il faut ajouter que son portefeuille, qui ne contenait dans les meilleurs 
temps que 600 à 650 millions d'effets de commerce, en contient aujourd’hui 
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Pre. 950; ce qui révéle le plus grand développement d’affaires qui se soit encore 
. 18 Mov.1872, produit dans notre pays. Elle avait, au moment où la guerre a fini, 500 
millions en or et en argent dans ses caisses; elle en a aujourd'hui près de 800), 
auxquels il faut ajouter 44 millions de lingots en dépôt, plus de 50 millions 
en or et en argent appartenant à l'Etat, ce qui constitue un dépôt métallique 
de 900 millions, peu inférieur à celui qui existait avant la guerre. Enfin, 
sur 800 millions d'effets ajournés légalement par suite des événements des 
deux dernières années, il ne restait le mois dernier que 17 millions d’im- 
payés. Il n'en reste plus aujourd’hui que sept, sur lesquels deux ou trois 
rentreront encore. Ces circonstances expliquent comment le billet de la Banque 
de France est accueilli, dans le monde entier, à l'égal de l’or et de l'argent. 
Et si nous disons cela, messieurs, ce n’est pas pour en faire honneur à qui 
que ce soit, mais pour prouver l'étendue et la ‘solidité du commerce français, 
fondement du crédit de la France elle-même, et nerf de sa puissance. (Très 
bien! très bien!) 

Maintenant, messieurs, il faut que je vous parle de ce commerce français, 
et que je vous fasse connaître quels ont été ses progrès pendant la présente 
aunée 1872. De cette année, nous connaissons neuf mois, et à l'entrée du 
dixième nous pouvons déjà dire avec précision ce que seront les douze. En 
ajoutant à ces neuf mois trois mois évalués d’après la moyenne des neuf 
premiers, on est sûr de ne se point tromper, car la fin de l’année est pres- 
que toujours sa portion la plus productive. 

En adoptant cette base de calcul, les importations seront de 3 milliards 
437 millions, et les exportations de 3 milliards 557 millions; total pour l’en- 
semble du commerce pendant l'année courante, 7 milliards 14 millions. Si 
l'on veut apprécier le progrès obtenu, il faut remonter à l’année 1869, dernière 
année de la paix, et la plus fructueuse de la période impériale. Or, en 1869, 
le commerce a été de 6 milliards 227 millions, ce qui fait ressortir, A l’avan- 
tage de l’année courante, une augmentation de 787 millions, augmentation 
presque sans exemple dans les périodes précédentess. (Applaudissements sur un 
grand nombre de bancs, au centre gauche et à gauche.) 

Maintenant si l’on entre dans les détails, on sera frappé des remarques 
suivantes: 

Les exportations dépasseront d’une centaine de millions les importations, 
et elles les auraient dépassées d’une somme bien plus considérable sans les 
introductions de céréales qui se sont accomplies au commencement de 1872, 
pour suppléer à la mauvaise récolte de 187]. 

Sans ces introductions tout accidentelles, la supériorité des exportations 
sur les importations, serait non pas de 100 millions, mais de 247. Et quand 
je m'arrête à cette remarque, ce n'est pas que je regarde les importations 
comme un malheur. Il faut bien importer pour pouvoir exporter; mais il n’en 
est pas moins vrai que la supériorité habituelle des exportations sur les im- 
portations, quand elle est continue dans un pays, a toujours été considérée 
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comme le signe de sa supériorité industrielle et commerciale sur ses rivaux. Nr. 50%. 
(Assentiment sur les mêmes bancs.) 18 Nov, 1872, ~ 

Si de plus on’examine nos importations en elles-mêmes, on reconnaîtra 
qu’elles denotent une grande activité manufacturière, puisqu'elles ont surtout 
consisté en matières premières. 

Nous importerons, par exemple, les graisses indispensables à la savon- 
nerie, à l'éclairage pour une somme de 70 millions, au lieu de 40 à 50. Les 
peaux brutes, matière de nos peaux ouvrées si recherchées, sont entrées pour 
une somme de 144 millions au lieu de 100. L'introduction des soies brutes 
dépassera de plus de 50 millions la moyenne des années antérieures. 

Les introductions de laines et de cotons bruts n'ont pas varié malgré 
les apparences contraires, dues à la différence des prix Une seule de nos 
importations pourrait paraître inquiétante pour notre industrie, c'est celle des 
tissus de coton venu du dehors, laquelle recevra, en 1872, l'accroissement 
considérable de 30 à 86 millions. Cette importation, qui chagrine en ce 
moment la Normandie et les Flandres, aurait de quoi les inquiéter si elle 
n'était parfaitement expliquée. 

En effet, nos tarifs ont accordé à l’Alsdce-Lorraine une faveur tempo- 
raire qui a permis à ses produits d'entrer au quart du droit pendant les six 
premiers mois de 1872, et à demi-droit pendant le reste de l'année. 

Or, ce qui prouve que la cause vraie de l'énorme introduction des tissus 
de coton est due à la faveur temporairement accordée à l’Alsace-Lorraine, 
cest qu'il en entrera par la seule frontière de l'Est plus que par toutes nos 
frontières réunies, c’est-à-dire 44 millions par l’Alsace-Lorraine contre 41 mil- 
lions par l'Angleterre, la Suisse, la Belgique et l'Allemagne. C'est donc un 
état de choses qui va cesser, et qui ne peut inquiéter sérieusement nos pro- 
vinces cotonnières. 

Quant aux exportations, celles des soieries, des lainages, des peaux pré- . 
parées, de Vorfévrerie, de la tabletterie, de la lingerie, dépassent toutes de 
20 à 25 p. 100, quelques-unes de près de 30, nos exportations antérieures. 
Les vins et eaux-de-vie ayant compensé une légère diminution sur 
les vins. 

Ces divers chiffres expliquent comment l’année 1872 surpasse de 787 
millions le commerce des époques antérieures; et un tel progrès dans des cir- 
constances si difficiles doit nous rassurer sur l'avenir de nos industries, si la 
politique, cause toujours prépondérante dans l'activité de la production, ne 
fait pas succéder des perturbations nouvelles à deux années d'un repos pres- 
que complet. (Assentiment. — Très bien! très hien!) 

Reste maintenant, à vous rendre compte le l'état de nos budgets; car, si 
la situation économique du pays n’a pas autant souffert qu'on aurait pu le 
craindre des malheurs de la guerre, cependant les finances de Y'Etat auraient 
pu s'en ressentir gravement. Elles s'en ressentent, en effet, mais grâce aux 
sacrifices que vous avez courageusement consentis, le budget en cours d’exé- 
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Nr. une cution sera facilement soldé et nos budgets futurs se trouveront en plein 
48 Nor. 1872. équilibre. 

Le budget de 1872 a été, comme vous le savez, arrêté à 2 milliards 
$34 millions de dépenses, le budget départemental et communal laissé à part. 
Ce chiffre de 2 milliards 334 millions ne sera guère dépassé; ct pour la 
première fois, depuis longtemps, vous avez peu ou point de crédits supplé- 
mentaires. La difficulté pour l'équilibre ne consistera donc pas dans les 
excédants de dépenses, mais dans l'insuffisance des recettes. 

Cette insuffisance avait été prévue et était facile à prévoir; car, d'une 
part, les impôts indispensables n'avaient pas été votés à temps, et, d’autre 
part, il n'était pas possible que les impôts votés donnassent tout de suite la 
plénitude de leur produit. Pour établir l'équilibre en finances, il ne suffit 
pas de le voter, il faut le réaliser par la perception; et cette seconde partie 

. de l’oeuvre exige à la fois beaucoup de temps, de soins et de fermeté admi- 
nistrative. 

Déjà nous avions dit, car nous n'avons rien à dissimuler, que les nou- 
veaux impôts attribués au budget de 1872, resteraient en arrière des évalu- 
ations budgétaires, non pas qué les estimations eussent été forcées, mais parce 
que la perception ne s'établit jamais du premier coup. 

Ainsi, malgré les précautions que vous aviez prises, il est entré en sucre, 
cafés, cacaus, poivre, des quantités considérables de ces denrées introduites 
précipitamment pour les soustraire à l'augmentation de l'impôt. Parmi ces 
quantités, les unes représentent une moitié, les autres un quart, un cinquième 
de la consommation annuelle, et elles peuvent être évaluées à une cinquan- 
taine de millions dérobés à l'impôt. Si l’on ajoute que la frontière était 
restée ouverte pendant plusieurs mois, par suite de l'occupation étrangère, et 
que la seconde ligne de douanes, supprimée il y a plusieurs années, vient à 

. peine d’être rétablie, on aura l'explication d’une seconde perte d’environ 
10 millions. 

Les boissons, les tahacs ont présenté les mêmes pertes, et celles-ci prin- 
cipalement par la fraude. Mais l’action de ces causes devait être passagère, 
et tous les jours les perceptions en souffrance se rétablissent à vue d'oeil. 

Ainsi, en comptant par trimestre, ce qui, en faisant disparaître les vari- 
ations mensuelles, rend plus sensible la marche ascendante des recettes, on 
constate le progrès suivant: Pour les sucres exotiques, on voit la perte qui, 
d'après les évaluations budgétaires, était de 9 millions pendant le premier 
trimestre, descendre à 4 millions pendant le second, et à 770,000 francs 
pendant le troisième. 

Pour les boissons, la perte qui était de 15 millions dans le premier 
trimestre, n’est plus que de 10 millions dans le second, et de 6 millions dans 
le troisième. 

Le même phénomène s’est produit sur les tabacs: et à cet égard, la 
perte qui variait entre 4 ct 5 millions pendant les premier et second tri- 





Französische Republik. 225 


mestres, n’est plus que de 2 millions au troisième, grâce au rétablissement de Nr net 
la consommation d’abord ralentie, et à la répression de la fraude devenue 18 Nov. 1832. 
plus efficace. 

L’impöt sur le papier donne la somme promise, et, probablement, il don- 
nera une somme plus forte. 

Le droit sur les transports des chemins de fer (voyageurs et marchan- 
dises de grande vitesse) estimé à 60 millions, dépassera cette évaluation. 

Tout nous fait donc espérer que les impôts votés à la fin de 1871 et 
au commencement de 1872 atteindront prochainement la plénitude de leur 
produit, et qu'à partir du 1° janvier 1873, Véquilibre, quant à ces percep- 
tions, sera complétement obtenu. | 

Mais, tandis que les impôts de consommation, plus sensibles, plus diffi- 
ciles à percevoir, laissaient un déficit, les impôts de l'enregistrement et du 
timbre, moins sujets à la fraude, donnaient une augmentation de produit d’en- 
viron 19 millions. 

Quant aux impôts directs, malgré les charges accablantes de ces deux 
années, ils se perçoivent avec une prodigieuse facilité. Ainsi, à la fin du 
troisième trimestre, pour huit douzièmes échus s’elevant à 401 millions, il 
était rentré 427 millions, c’est-à-dire 26 millions en avance. 

Néanmoins, sur l’ensemble des recettes, la fin de l’année ne pouvant 
compenser les retards du commencement, on peut prévoir un de saurait 
“élève en ce moment à environ 132 millions. Mais ce déficit néficit qui 
avoir rien d'inquiétant, ni même d’embarrassant, si l’on songe aux annulations 
de crédit prévues pour ce même cxercice et déjà réalisées sur les trois exer- 
cices précédents. Nous vous en parlerons tout à l'heure, à propos du compte 
de liquidation. Il suffira pour l'instant de vous dire que les annulations s’élè- 
veront à plusieurs centaines de millions. 

Il nous reste à vous faire connaître les vraisemblances que présente 
l'exercice de 1873. 

Le budget de cet exercice vous a été sonmis, et vous avez hâté votre 
retour afin de pouvoir le voter avant le 31 décembre prochain, de manière à 
être rentrés l’année prochaine dans nos habitudes financières. 

Ce budget, non compris le budget communal et départemental, avait été 
arrêté en dépense à deux milliards 38x millions; ce qui faisait ressortir une 
augmentation de dépense de 53 millions sur l'année précédente. 

La commission du budget vous a proposé quelques réductions, qui, sui- 
vant nous, scraient regrettables pour les services. Mais vous les apprécierez, 
et jusque-là les dépenses peuvent être évaluées à environ 2 milliards 374 
millions. . 

Quelles sont les ressources pour faire face à cette dépense ? 

L'année dernière, la commission du budget, cherchant à diminuer la 
somme des impôts nouveaux jugés nécessaires pour 1872, avait fait recette de 
55 millions restés libres sur le produit du premier emprunt Une ressource 
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me ts aussi accidentelle ne pouvait évidemment figurer au budget de 1873, pas 
18. Nor.1872. plus qu'une autre somme d'environ 3 millions également accidentelle. Les 
recettes de cet exercice 1873 se réduisaient donc à 2 milliards 286 mil- 
lions, et elles ne pouvaient plus suffire à une dépense de 2 milliards 374 
millions. | 

On aurait pu se borner à demander 120 millions d'impôts nouveaux, et 
on aurait ainsi obtenu un total de 2 milliards 406 millions de recettes, supé- 
rieur de 32 millions à la dépense. Cependant, convaincus par l'expérience 
que les impôts votés n'étaient pas les impôts perçus, nous vous avons 
demandé, non pas 120 millions d'impôts nouveaux, mais 170. 

Si ces 170 millions étaient perçus intégralement et immédiatement, les 
ressources de 1873 s’eleveraient à 2 milliards 456 millions; ce qui procure- 
rait, par rapport aux dépenses, un excédant d'environ 82 millions, porté même 
à 90 millions, d’après certaines évaluations. Dans ce cas, nous aurions, dès 
l'année qui va s'ouvrir, dépassé l'équilibre de 82 à 90 millions. Nous serions 
heureux de croire à un si brillant résultat, mais nous n’osons l’espérer, du 
moins pour l'exercice 1873. 

Vous n'avez sans doute pas oublié le différend qui s'est élevé, à ce sujet, 
entre la commission du budget et nous, vers la fin de la session dernière. 
“Vous demandez trop, nous disait-on, et, dans la situation présente, quand on 
exige tant des contribuables, il est inhumain de leur demander 60, peut-être 
mème 80 millions au delà du nécessaire!” Si vous aviez partagé l'avis de 
nos contradicteurs, l'impôt des matières premières serait même devenu à peu 
près inutile. Vous ne l'avez point pensé, et l'événement vous donne pleine- 
ment raison. Ce fort excédant d'environ 90 millions pourra se réaliser en 
totalité ou en partie pendant les années 1873 et 1874; mais nous n’y croyons 
pas pour 1873. La raison en est facile à donner. 

Les impôts votés les premiers, en 1871 et 1872, sur l'enregistrement, 
les sucres, les cafés, les alcools, les tabacs sont restés, comme on vient de le 
voir, au-dessous des évaluations budgétaires. Mais ils auront bientôt traversé 
leur année d’épreuve et ils donneront, à partir du 1°" janvier prochain, tout 
ce qu'on pouvait en attendre. Il en sera autrement pour les 170 millior:s 
d'impôts votés en juillet dernier et dont les matières premières forment la 
partie principale. Ceux-là aussi auront leur temps d'épreuves à traverser; et 
pour ceux-là, comme pour les autres, ce ne sera certainement pas trop d'une 
année pour qu'ils acquièrent leur complet développement; non pas, comme on 
vous l'avait annoncé, que les impôts sur les matières premières soient impos- 
sibles à percevoir; nous sommes heureux, au contraire, de vous annoncer que 
l'Angleterre a signé avec nous un traité quieva être soumis à vos délibé- 
rations, et dont la première condition est la perception au 1° décembre pro- 
chain de nos taxes fiscales. 

Ce n’est donc pas l'impossibilité de faire accepter nos nouvelles taxes, 
impossibilité tant et si souvent alléguée, qui nous fait douter de la rentrée 
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des 170 millions d'impôts votés les derniers, mais bien l'épreuve préalable nw dos. 


qui retarde la fécondité de tout impôt nouveau. 

C'est par ce motif qu’à la session dernière, nous avons demandé, non 
pas 120 millions seulement, mais 170 d'impôts supplémentaires, pour être 
assurés que l'équilibre tant désiré, et si nécessaire à notre crédit, serait 
atteint. 

Il eût été sans doute plus facile, plus populaire, de demander moins;. 
mais le mieux, le plus sage, le plus sûr, c’est de ne pas flatter le pays, de 
lui dire la vérité, et de ne lui demander ni plus ni moins qu'il ne faut. 

Ainsi donc, les impôts votés les premiers donnant, dès le 1° janvier 
1873, la totalité de leur produit, et les 170 millions d'impôts votés les der- 
uiers en donnant une partie seulement, l'équilibre sera largement atteint à la 
fin de 1873, mais sera certainement dépassé en 1874 d’une somme impossible 
à évaluer aujourd'hui et qui pourra être considérable. 

Nous aurions voulu vous la faire espérer pour l’année 1873; mais nous 
aimons mieux être vrais, et ne vous la promettre que pour le moment où 
elle pourra se réaliser. Dans ces limites, les résultats obtenus seront assez 
grands pour qu’il faille autant s'en étonner que s’en applaudir! (Oui! oui! — 
Très bien! très bien!) 

On se préoccupe quelquefois du compte de liquidation, mais à tort. Ce 
compte sera chargé sans doute de beaucoup de dépenses, et notamment des 
indemnités votées l’année dernière pour les pays envahis; de la restitution 
aux départements des sommes dépensées pour les bataillons mobilisés, de 
plusieurs centaines de millions nécessaires pour la reconstruction du matériel 
de la guerre, d’une partie de la contribution payée à l’armée allemande par 
la ville de Paris, de quelques sacrifices enfin que vous ne pourrez manquer 
de faire pour la reconstruction de nos monuments incendiés, charges qui se 
balanceront entre six et sept cents millions. Mais les annulations de crédit, 
dont l'empire faisait d'avance une recette des budgets, et dont nous nous 
bornons à faire une ressource de leur liquidation, nous ont laissé disponibles 
des sommes considérables. 

L’actif de ce compte, qui avait, comme ressource propre, 90 millions, 
prix d’une rente appartenant à Etat, et 35 millions d'immeubles domaniaux, 
trouvera en annulations de crédits, 53 millions sur le budget de 1869, 234 
millions sur le budget de 1870, et 127 sur celui de 1871: total, 539 
millions. 

Tl faut ajouter à cette. somme, un reliquat qu’on veut regarder comme 
certain, sur les 500 millions consacrés aux frais du dernier emprunt. Si l’on 
s’en rapporte au reliquat du premier, il n’y aurait pas de témérité à évaluer 
ce nouveau reliquat à une centaine de millions au moins. On aurait donc un 
actif de 639 millions contre un passif de 700 millions, lequel ne sera payable 
que dans quatre ou cinq ans; ce qui pourrait être sans doute l’occasion d’une 


faible augmentation de la dette flottante, aujourd’hui réduite au-dessous de 
15 
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toutes les proportions antérieures, mais ce qui ne saurait créer la nécessité 
de rouvrir le Grand-Livre de la dette publique. Notre situation financière 
est donc aussi satisfaisante que nous pouvions le désirer et l’espérer après 
les années que nous venons de traverser. (Très bien! très bien!) 

Nous devons, avant de finir, vous en faire connaître une circonstance im- 
portante; c’est le traité signé avec l'Angleterre, et qui va rendre certaine et 
immédiate la perception de nos impôts sur les rhatières premières. 

Ce traité est le résultat des négociations longues et laborieuses, qui ont 
duré plusieurs mois, pour concilier des intérêts nombreux et contraires. Vous 
connaissez les intérêts, leur susceptibilité, leur obstination; et vous ne devez 
pas vous étonner qu’en Angleterre de puissantes villes de commerce aient 
réclamé et réclament encore contre le traité qui vient d'être signé par le 
gouvernement britannique. Nous croyons qu'elles ont tort, comme auront tort 
chez nous ceux qui réclameront contre les arrangements convenus; car, de 
part et d'autre, les intérêts nationaux ont été ménagés avec le plus grand soin. 

Nous nous sommes arrêtés, gouvernement anglais et gouvernement fran- 
çais, au point où l'accord devenait impossible, et où la rupture était imminente, 
rupture commerciale, bien entendu, et, dans aucun cas, politique. Mais, 
dans l’état actuel du monde, aucun genre de dissentiment n’est à désirer entre 
les puissances de l’Europe. (Assentiment.) Ajoutez que le défaut d’accord 
entre la France et l'Angleterre rendait toute entente impossible avec les autres 
puissances commerciales, et que nos tarifs refusés en Angleterre auraient 
perdu toute chance d'être acceptés ailleurs. Voici, du reste, en peu de mots, 
les bases posées et adoptées à Londres et à Paris, sauf votre ratification. 

Les taxes fiscales mises sur les produits étrangers, notamment sur les 
matières premières, et les droits compensateurs qui en sont la conséquence 
nécessaire, seront perçus à partir du 1° décembre prochain, sur toutes les 
provenances de la Grande-Bretagne, d’après le tarif voté par vous, le 26 
juillet dernier. 

Quant au régime définitif qui réglera nos rapports commerciaux avec 
l'Angleterre, voici ce qui est convenu: 

Les traités et conventions de 1860 seront abolis à partir du 1° mars 
1873, époque où la dénonciation devait avoir son effet; et, à l'avenir, le 
régime établi entre les deux nations, ‘sera celui que partout on qualifie de 
“traitement de la nation la plus favorisée.” Ce traitement, il faut le recon- 
naître est le régime naturel de notre époque. 

Partout aujourd'hui, dès qu’on entreprend de négocier avec les Etats 
commerçants, chacun vous dit: “Traitez-nous comme vous traitez les autres.” 
C'est en effet ce qui nous est arrivé avec l'Allemagne, lorsque tous nos ar- 
rangements commerciaux ayant été anéantis par la guerre, il a fallu adopter avec 
elle un principe de paix commerciale, équitable et simple. Nous lui avons promis, 
et elle nous a promis, de nous traiter comme les nations les plus favorisées. 
C'est le même principe qui, à l'avenir, réglera nos rapports avec la Grande- 
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Bretagne. Nous ferons pour la protection de notre industrie ce que nous Fa 
jugerons utile; mais nous ne traiterons pas les produits anglais autrement ig Nov. 187%, 
que les produits des autres nations. L’Angleterre fera de même à notre 
égard. 

Cependant, comme nous étions liés avec plusieurs nations par des engage- 
ments nombreux et impossibles à rompre sans accord préalable, nous avons 
ajourné l'application complète du principe adopté jusqu’au 31 décembre 1875, 
époque où expirent nos engagements, ceux notamment qui nous lient avec 
l’Autriche. Jusque-là, si nos taxes fiscales ou nos traités en vigueur com- 
portaient temporairement un régime différentiel à l'égard de l'Angleterre, 
l'Angleterre attendrait au 31 décembre 1876 le régime égalitaire que nous 
avons promis de lui accorder. 

Ainsi, quant au présent, perception immédiate de nos taxes fiscales, et 
maintien provisoire du régime existant pour les produits français en Angle- 
terre, pour les produits anglais en France; quant à l'avenir, traitement 
réciproque de la nation la plus favorisée, au jour où ce régime égalitaire 
sera devenu possible, telles sont les conditions stipulées avec la Grande- 
Bretagne, et que vous ratifierez, nous l’espérons, lorsqu'elles vous auront été 
complétement expliquées. (Mouvements divers.) 

Nous venons, messieurs, de vous faire connaître exactement la véritable 
situation du pays, et nous nous sommes étendus spécialement sur sa situation 
financière et commerciale, parce que c’est celle qui importe le plus à notre 
crédit, et que le crédit constitue, à côté de notre armée qui se réorganise 
avec une singulière promptitude, les deux éléments de notre puissance. Ainsi, 
après la guerre la plus malheureuse, après la guerre civile la plus terrible, 
après l’écroulement d’un trône qu'on avait cru solide, la France a vu toutes 
les nations empressées de lui offrir leurs capitaux, son crédit mieux établis. 
que jamais, huit milliards acquittés en deux ans, la plus grande partie de 
ces sommes transportées au dehors sans trouble dans la circulation, le billet 
de Banque accepté comme argent, les impôts, quoique accrus d’un tiers, ac- 
quittés sans ruine pour le contribuable, l'équilibre financier rétabli ou près 
de l'être, 200 millions consacrés à l'amortissement, et l'industrie, le commerce, 
s’augmentant de plus de 700 millions en une seule année! Ces résultats, 
que nous ne saurions pas remettre sous vos yeux, s'ils n'étaient la preuve 
frappante de la force vitale du pays, à quoi les devons-nous, messieurs ? 
Nous les devons à une cause, à une seule, au maintien énergique de l'ordre! 
(Vif assentiment sur un très grand nombre de bancs) Oui, c'est l'ordre 
qui a fait qu'au lendemain de la guerre étrangère, au lendemain de la guerre 
civile, les soldats étrangers occupant notre sol, les ruines de nos cités fumant 
encore, c’est l'ordre, je le répète, énergiquement maintenu qui a pu permettre 
que la France donnêt autant de produits, et fût entourée d'autant de crédit 
qu'aux époques les plus prospères de son existence. (Applaudissements sur 
les mêmes bancs.) 
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Br. en Je ne cesserai, messieurs, de le redire, si vous n’aviez été en pleine 

18. Nov. 1872. possession de l'ordre, cette guerre sans égale en revers, ce crucl démem- 

brement de notre territoire, ces charges effrayantes qui semblaient au-dessus 

- de nos forces, ce trône tombé sous le poids de ses fautes, cette antique forme 

de la monarchie sous laquelle nous étions habitués à vivre tout à coup 

disparue, cette forme nouvelle de la République qui d'ordinaire inquiète les 

esprits dès quelle apparaît, tout cela fondant à la fois sur notre pays surpris, 

désolé, tout cela pouvait devenir un irréparable désastre! Avec l’ordre, au 

contraire, nos ateliers se sont rouverts, les bras ont repris leur activité, les 

capitaux étrangers, loin de nous fuir, les capitaux français, loin de se cacher, 

sont revenus vers nous, le calme a reparu avec le travail, et déjà la France 

relève la tête, supporte sans les oublier d’inconsolables douleurs; et, chose 

surprenante encore, une forme de gouvernement qui d'ordinaire la troublait 

profondément, commence à entrer peu à peu dans ses habitudes. . . (Accla- 

mations d’assentiment à gauche et au centre gauche. Une voix à droite. 

— C'est une erreur!) — ... ne l'empêche pas au moins de revenir à la 

vie, à l’espérance, à la confiance, confiance qu'elle inspire aux autres en 
l’éprouvant elle-même! (Nouvelle et vive adhésion à gauche) 

Et puisque japproche inévitablement des sujects brülants du jour, je 
dirai à ceux qui depuis longtemps ont donné leur foi à la République, comme 
à l'idéal de gouvernement le plus conforme à leur pensée, et le plus approprié 
à la marche des sociétés modernes, je leur dirai: “C'est par vous surtout 
que l’ordre doit être passionnément désiré. . . (Oui! oui! Très bien! à gauche. 
— Exclamations et rires ironiques à droite). . . car si la République, déjà 
essayée à deux reprises et sans succès, peut réussir cette fois, c’est à l’ordre 
que vous le devrez. (C'est vrai! Très bien! au centre gauche et à gauche} 
Faites-en donc votre oeuvre, votre souci de tous les jours! Si l'exercice de 
certains droits qui appartiennent aux peuples libres peut inquiéter le pays, 
sachez y renoncer momentanément et faites à la sécurité publique un sacrifice 
qui profitera surtout à la République. S’il était possible de dire que l’ordre 
n'est pas un intérêt égal pour tous, j'oserais affirmer qu'il est votre intérét 
essentiel à vous, et que lorsque nous travaillons à le maintenir, nous travail- 
lons pour vous, presque plus que pour nous-mêmes.” (Mouvement approbatif 
au centre gauche) 

Messieurs, les événements ont donné la République, et remonter à ses 
causes pour les discuter et pour les juger, serait aujourd'hui une entreprise 
aussi dangereuse qu'inutile. La République existe. . . 

(Voix à droite. — Non! non! : 

M. le baron Chaurand. — Nous avons dit le contraire à Bordeaux! 

Veuillez, messieurs, ne pas m’interrompre! Vous n'avez pas de réponse 
individuelle à faire à un Message à l’Assemblée nationale. (C'est vrai! Très 
bien!) — Je prie toutes les opinions d'attendre et de ne pas se hater de 
blâmer ou d'approuver. 
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Je reprends. 
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Frankreich. 
La République existe; elle est le gouvernement légal du pays; vouloir 19.Nor 1878. 


autre chose serait une nouvelle révolution et la plus redoutable de toutes. 
Ne perdons pas notre temps à la proclamer; mais employons-le à lui imprimer 
ses caractères désirables et nécessaires. Une commission nommée par vous, 
il y a quelques mois, lui donnait le titre de République conservatrice. Em- 
parons-nous de ce titre, et tâchons surtout qu'il soit mérité. (Très bien!) 

Tout gouvernement doit être conservateur, et nulle société ne pourrait 
vivre sous un gouvernement qui ne le serait point. (Assentiment général.) 
La République sera conservatrice ou elle ne sera pas. (Sensation. 

(Une voix au centre gauche. — Très bien! Nous accepton: 

La France ne veut pas vivre dans de continuelles alarmes: elle veut 
pouvoir dormir en repos, afin de travailler pour se nourrir, pour faire face 
à ses immenses charges; et si on ne lui laisse pas le repos dont elle a in- 
dispensablement besoin, quel que soit le gouvernement qui lui refusera ce 
repos, elle ne le souffrira pas longtemps! (C’est vrai! — Très bien! sur un 
grand nombre de bancs à gauche et au centre gauche.) 

Qu'on ne se fasse pas d'illusions! On peut croire que, grâce au suffrage 
universel, et appuyé ainsi sur la puissance du nombre, on pourrait établir 
une république qui serait celle d'un parti! Ce serait là une oeuvre d'un jour. 

Le nombre Ini-même a besoin de repos, de sécurité, de travail. (C’est 
vrai! — Très bien! très bien!) Il peut vivre d’agitations quelques jours; il 
n'en vit pas longtemps. (Nouvelles et nombreuses marques d'adhésion.) Après 
avoir fait peur aux autres, il prend peur de lui-même; il se jette dans les 
bras d’un maître d'aventure, ct paye de vingt ans d’esclavage quelques jours 
d'une désastreuse licence. (C'est vrai! c’est vrai! — Applaudissements pro- 
longés sur un grand nombre de bancs) Et cela, il l’a fait souvent, vous le 
savez, et ne croyez pas qu'il ne soit pas capable de le refaire encore. Il 
Tecommencera cent fois ce triste et humiliant voyage de l'anarchie au des- 
potisme, du despotisme à l'anarchie, semé de hontes et de calamités, où la 
France a trouvé la porte de deux provinces, une dette triplée, l'incendie de 
sa capitale, la ruine de ses monuments et ce massacre des otages qu'on 
n'aurait jamais cru revoir! (Profonde émotion.) 

Je vous en conjure, messieurs, n'oubliez pas ces termes si terriblement 
liés l'un à l’autre: République agitée d’abord: puis retour à un pouvoir qu'on 
appelle fort, parce qu'il est sans contrôle, et avec l'absence du contrôle, la 
ruine certaine et irrémédiable. (Vive et générale adhésion.) Oui, rompons la 
chaîne fatale qui lie ces termes funestes, et calmons au lieu d’agiter; faisons 
à la sécurité générale les sacrifices nécessaires, faisons mème ceux qui sem- 
bleraient excessifs, et’ surtout ne laissons pas entrevoir le règne d'un parti 
+.» (Très bien! très bien! très bien!); car la République n'est qu'un contre- 
sens si, au lieu d’être le gouvernement de tous, elle est le gouvernement 
d'un parti quel qu'il soit. (Bravos et applaudissements sur un grand nombre 
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orien. de bancs.) Si, par exemple, on veut la représenter comme le: triomphe d’une 
1% Nov.1872. Classe sur une autre, à l'instant on éloigne d’elle une partie du pays, une 

partie d'abord et le tout en suite. (Oui! oui! — C’est vrai!) 

La Révolution de 1789 a été faite pour qu'il n'y eût plus de classes, 
pour qu'il n'y eût dans la nation que la nation elle-méme, la nation une, 
vivant tout entière sous une même loi, supportant les mémes charges, jouissant 
des mêmes avantages, et où chacun, en un mot, fût récompensé ou puni 
suivant ses oeuvres. (Très bien! et applaudissements à gauche.) En agissant 
ainsi, la Révolution de 1789 a établi sur la base de la véritable justice 
sociale proclamée et appliquée (Nouveaux applaudissements à gauche) pour la 
première fois sur la terre. Et c'est parce qu'il avait cette signification qu'on 
a pu dire du drapeau tricolore qu'il ferait le tour du monde. Longtemps, à 
la suite d’un conquérant, il s’est promené victorieux chez les nations euro- 
péennes, mais ses oeuvres matérielles ont péri, ses oeuvres morales subsistent 
et sont la plus solide gloire de la France, bien plus que des victoires qui, 
selon les hasards de la force, passent d’un drapeau à un autre drapeau. 
(Mouvement.) 

Quant à moi, je ne comprends, je n'admets la République qu’en la pre- 
nant comme elle doit être, comme le gouvernement de la nation, qui, ayant 

, voulu longtemps et de bonne foi laisser à un pouvoir héréditaire la direction 
partagée de ses destinées, mais n'y ayant pas réussi, par des fautes impos- 
sibles à juger aujourd’hui, prend enfin le parti de se régir clle-même, elle 
scule, par ses élus librement, sagement désignés, sans acception de partis, de 
classe, d’origine, ne les cherchant ni en haut ni en bas, ni à droite ni à 
gauche, mais dans cette lumière de l'estime publique, où les charactéres, les 
qualités, les défauts se dessinent en traits impossibles à méconnaître, et les 
choisissant avec cette liberté dont on ne jouit qu’au sein de l’ordre, du calme 
ct de la sécurité. (Bravos et acclamations à gauche.) 

Deux années écoulées sous vos yeux, sous votre influence, sous vôtre 
contrôle, dans un calme presque complet, peuvent nous donner l'espérance de 
fonder cette République conservatrice, mais l'espérance seule; et qu'on ne 
l'oublie pas, il suffirait de la moindre faute pour faire évanouir cette espé- 
rance dans cette désolante réalité. (Mouvement et rumeurs à droite.) 

Permettez-moi d'ajouter une dernière réflexion. Ce n'est pas à la France 
seule que la République a besoin d’inspirer confiance, c'est au monde. Quoi- 
que vaincue, la France n’a pas cessé d'attirer, de fixer les regards des nations, 
qui salarment ou se rassurent selon ce qui se passe chez elle; et cette atten- 
tion inquiète n’est qu'un hommage rendu à son influence sur les peuples. 
(Mouvement.) 

Nous entendons dire quelquefois: La France est isolée! Et la plupart 
du temps, ce n’est chez les partis qui le disent qu'une illusion de leur orgueil. 
Les gouvernements étrangers ont eu à d’autres époques un penchant à se 
mêler des affaires intérieures des pays voisins; mais de cruelles expériences 
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les ont éclairés et ils n’y sougent plus. Mais ils sont maîtres de leur estime, 


et personne ne peut se passer de l'estime d'autrui L'homme a besoin de 18. Nov.18@ 


l'estime de l’homme, et les nations ont besoin de l'estime des nations. (C'est 
vrai! — Très bien! très bien!) Un jour vient d'ailleurs, où l’on a besoin 
d'appui, d'appui moral au moins, et on ne le trouve que lorsqu'on l’a mérité. 
(Assentiment.\ 

Les gouvernements étrangers sont assez éclairés aujourd'hui pour ne voir 
dans la France que la France elle-même. LEst-elle ordonnée, elle convient à 
tous; est-elle non-seulement ordonnée, mais forte, elle convient à ceux qui 
désirent un juste équilibre entre les puissances de l'univers. 

Or, j'ose affirmer que les efforts que la France a faits depuis bientôt 
deux ans, lui ont valu une estime dont elle a déjà reçu de nombreux té- 
moignages. Et ce n’est pas à tel ou tel parti, à tel ou tel homme, que 
s'adressent ces témoignages, mais à la France, à la France seule, et à la 
conduite qu'elle tient pour réparer des fautes qu’elle n’a pas commises, 
mais qu'elle expie parce quelle les a laissé commettre. (Vives et nombreuses 
adhésions.) 

Eh bien, je le déclare, parce que j'ai, par devoir, les yeux sans cesse 
fixés sur l'Europe, la France n’est pas isolée, et il dépend d’elle d’être au 
contraire entourée d'amis confiants et utiles. Quelle soit paisible sous la 
République et elle h’eloignera personne. Qu'elle soit agitée sous une mon- 
archie chancelante, et elle verra le vide se faire autour d'elle sous une forme 
de gouvernement aussi bien que sous l’autre. (Vives approbations à gauche. 
Interruption prolongée.) 

Nous touchons, messieurs, à un moment décisif, La forme de cette Ré- 
publique n'a été qu'une forme de circonstance donnée par les événements, re- 
posant sur votre sagesse et sur votre union avec le pouvoir que vous aviez 
temporairement choisi; mais tous les esprits vous attendent, tous se de- 
mandent quel jour . . . (murmures à droite), quelle forme vous choisirez 
pour donner à la République cette force conservatrice dont elle ne peut se 
passer... | 

(M. de Larochefoucauld, duc de Bisaccia — Mai. nous n’en 
voulons pas! 

M. le vicomte de Lorgeril. — Et le pacte de Bordeaux?) 

— C'est à vous de choisir l'un et l’autre. Le pays, en vous donnant 
ses pouvoirs vous & donné la mission évidente de le sauver, en lui procurant 
la paix d'abord, après la paix l’ordre, avec l’ordre, le rétablissement de sa 
puissance, et enfin un gouvernement régulier. Vous l’avez proclamé ainsi, et 
dès lors c'est à vous de fixer la succession, l’heure de ces diverses parties de 
l'oeuvre de salut qui vous est confiée. (Oui! Très bien! à droite.) Dieu nous 
garde de nous substituer à vous: Mais, à la date que vous aurez déterminée, 
lorsque vous aurez choisi quelques-uns d’entre vous pour méditer sur cette 
oeuvre capitale, si vous désirez notre avis, nous vous le donnerons loyalement 
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et résolûment. (Exclamations et rumeurs à droite.) Jusque-là comptez sur 
notre profond attachement au pays, à vous, à cette chose si belle et si chère 
à nos coeurs, qui était avant nous, qui sera après nous, à la France, qui 
seule mérite tous nos efforts et tous nos sacrifices. (Vives et nombreuses 
approbations.) 

Voici une grande, une décisive session qui s'ouvre devant vous; ce ne 
sera de notre part ni la déférence, ni le concours, ni le dévouement, ni la 
résolution qui manqueront au succès de votre oeuvre, que Dieu veuille bénir, 
rendre complète, et surtout durable, ce qui ne nous a pas encore été accordé 
depuis le commencement du siècle! (Longues acclamations et applaudissements 
réitérés au centre gauche et à gauche.) 


M. le.president. — L'Assemblée donne acte à M. le président de la 
République du Message dont elle vient d'entendre la lecture; elle en ordonne 
l'insertion au procès-verbal et le dépôt à ses archives. 

(L’émotion produite par la lecture de M. le président de la République 
détermine une grande et générale agitation dans l'Assemblée. La plupart de 
MM. les représentants se lèvent et, sans quitter leurs bancs, se livrent par 
groupes à des colloques animés. ° ° 

Pendant plus de vingt minutes, M. le président fait de vains efforts pour 
obtenir le rétablissement du silence et du calme.) 


M. le président, cherchant à dominer le bruit. — Je vais donner 
connaissance de l’ordre du jour de la séance de demain. 

M. Hervé de Saisy. — Je demande la parole sur l’ordre du jour. 

M. le président. . . . . . . . . +. . M. de Saisy a la parole 
sur l’ordre du jour. 

M. Hervé de Saisy. — Je viens prier l’Assemblée de vouloir bien 


décider que la proposition, que j'ai eu l'honneur de lui soumettre snr l’appel 
au peuple, viendra à une de ses plus prochaines séances. 

Après les paroles que nous venons d'entendre, nous pouvons prévoir qu'un 
gouvernement définitif sera prochainement donné à la France. 

Or il est nécessaire, pour que le principe de la souveraineté nationale et 
notre vicille réputation de loyauté française soient sauvegardés, que ce gou- 
vernement arrive par la grande porte ct non par l'escalier de service. 
(Bruyantes exclamations à gauche. — Rires approbatifs et applaudissements 
à droite.) . 

Un membre à gauche. — C’est un vieux cliché! 

M. Audren de Kerdrel monte à la tribune. 

M. le président. — Vous demandez la parole, monsieur de Kerdrel? 

M. Audren de Kerdrel. — Oui monsieur le président. 


M. le président. — Mais sur l’ordre du jour seulement. 
® 
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Plusieurs voix à droite. — Parlez! parlez! monsieur de Kerdrel! mali our 
(Rumeurs à gauche.) 13. Nov. 1872. 
M. le président, — Veuillez faire silence, messieurs! M. de Kerdrel 
usera de son droit, mais seulement de son droit. 
M. Audren de Kerdrel. — Je n’ai jamais fait autre chose. 


Autre membre: On ne conteste pas”l’ordre du jour. 

M. de Larochefoucauld, duc de Bisaccia, s’avangant vers la tri- 
bune. — Nous protestons contre le Message du président de la République. 
(Exclamations à gauche. — Très bien! et applaudissements sur plusieurs 
bancs à droite.) 

M. le marquis de Gouvello et quelques autres membres de la droite 
qui se sont avancés dans le couloir à droite de la tribune. — Nous pro- 
testons tous. 

M. Audren de Kerdrel est toujours à la tribune. 

A droite: Parlez! parlez! 

M. le président. — Permettez-moi d'achever avant tout le règlement 
de l’ordre du jour. 

M. de Saisy n’a pas demandé la mise à l’ordre du jour de sa proposition 
à un jour précis, il a demandé seulement qu’elle soit placée prochainement à 
l'ordre du jour. | 

Je ne peux pas consulter l’Assemblée sur cette question, dans cette 
forme. | 
Quand M. de Saisy voudra, lors d’un règlement d'ordre du jour, préciser 
sa demande, et réclamer, pour sa proposition, la mise à un ordre du jour 
déterminé, je consulterai l'Assemblée. (Marques d’assentiment.) 

Il n’y a pas de contestation sur la fixation de l'ordre du jour de de- 
main? ... 

Il reste ainsi réglé. 

M. Audren de Kerdrel dépose une proposition ou une demande ainsi : 
formulée; 

“J'ai l'honneur de demander qu'une commission soit nommée pour 
l'examen du Message de M. le président de la République.” (Très: bien! 


à droite.) 
M. Audren de Kerdrel. — Je demande l'urgence. 
M. le président. — M. de Kerdrel a la parole sur l'urgence. 
M. Audren de Kerdrel. — Messieurs, je demande à dtre simplement 


un mot en faveur de la prise en considération de l'urgence. Je serai ainsi 
dans le règlement, et j'espère aussi rester dans les convenances. j 
Je n’ai pas l'habitude de me laisser aller à des entraînements irréfléchis: 
je ne m'associe donc à aucune protestation contre le Message de M. le Presi- 
dent de la République; je n'ai pas à le juger aujourd'hui. Le véritable juge, 
à l'appréciation duquel je me soumettrai, comme chacun de nous doit s’y sou- 
mettre, c'est l'Assemblée. (Très bien! à droite. — Mouvements divers.) 
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Voix & gauche: Et le pays! 

Voix à droite: L’Assemblée, c'est le pays! 

M. Audren de Kerdrel. — Je sollicite un jugement, une appréciation 
libre et non passionnée. 

C'est ce que je demande à mes collègues de la gauche comme à mes 
collègues de la droite; c'est ce que je demande à l’Assemblée tout entière. 

Il y a, messieurs, ce me semble — c’est le seul mot que je me per- 
mettrai sur le Message, et j'espère que vous ne le trouverez pas excessif, — 
il y a dans le Message quelques expressions qui seraient de nature à établir 
peut-être une équivoque, un malentendu. Nous serions peut-être, d’après M. 
le président de la République, plus avancés sur le terrain constituant que je 
ne le croyais, ct quand il n’y aurait que ce doute à éclaircir, je crois que 
ma proposition aurait son opportunité, et j'espère que vous voudrez bien en 
déclarer l'urgence. (Très bien! très bien! à droite.) 

M. le président de la République. — L’honorable M. de Kerdrel 
vient de faire appel à toutes les parties de cette Assemblée pour demander 
que le Message ait un juge. Je regrette qu'il ne se soit pas adressé au gou- 
vernement aussi, il en aurait recu cette réponse empressée: que le gouverne- 
ment lui-même en demande un. Le gouvernement a la prétention de pouvoir 
être jugé par l’Assemblée et par le pays, et il ne l’aurait pas, que force lui 
serait bien d’accepter de tels juges. 

Quant à moi, je désire que l'Assemblée juge, juge froidement, en se 
livrant & un examen approfondi sur toutes les parties du Message, et Je 
désire que ce jugement ait lieu devant le pays tout entier; car je ne me sen- 
tirais pas la conscience en repos, si, à la tête du gouvernement, je ne sais 
pour combien de temps, je pouvais me conduire dans un sens que l’Assemblée 
et le pays n'auraient pas approuvé. 

Quant à moi, je puis me tromper; si je me trompe, on me le prouvera 
et je baisserai volontiers la tête devant la majorité de cette Assemblée et 
devant la majorité du pays. (Très bien! très bien! à gauche. — Rumeurs 
à droite.) 

Mais je dis la majorité. Je puis me tromper, et je serais coupable si 
javais parlé comme je l’ai fait ne m’étant pas trompé; mais j'ai cru, en par- 
lant comme je l'ai fait, parler dans le sens de la majorité véritable. (Oui! 
oui! Très bien! à gauche. — Bruit à droite.) 

M. de Larochefoucauld, duc de Bisaccia. — Vos serments! 

M. le président de la République. — Je munis donc à M. de Ker- 
drel pour demander un froid jugement, comme il l’a dit, un jugement réfléchi. 
(Très bicn! très bien! à gauche.) 

M. Lambert de Sainte-Croix. — C'est le rétablissement de l’Adresse! 

M. le président. — Monsieur de Kerdrel, veuillez rédiger votre propo- 


_ sition d’une manière definitive. 


(M. de Kerdrel monte au fauteuil de M. le président, et, après s'être 
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entretenu avec lui, écrit, sur son bureau, la nouvelle rédaction de sa pro- en 
position.) 13. Nov. 1872. 

M. le président. — Je relis la proposition de M. de Kerdrel: 

“J'ai l’honneur de demander qu’une commission soit nommée pour présenter 
à l’Assemblée nationale un projet de réponse au Message de M. le président 
de la République.” (Exclamation à gauche.) 

M. Audren de Kerdrel. — Il paraît que la nouvelle rédaction fait 
difficulté. (Bruits divers.) 

Messieurs, vous venez de remarquer un léger changement de rédaction 
dans ma proposition. (Oui! oui! — Mouvements divers.) 

Permettez, messieurs! laissez-moi m'expliquer avec franchise. Vous 
croyez évidemment que j'ai attaché à ce changement une très grande impor- 
tance, sans cela vous n’auriez pas réclamé. 

Eh bien, s'il y a un coupable, c’est M. le président de l’Assemblée. 
(Exclamations à droite.) C'est sous sa dictée que j'ai écrit ma nouvelle ré- 
daction ... 

M. le président. — Parfaitement! 

M. Audren de Kerdrel. — Par conséquent, messieurs, vos soupçons 
se sont trompés d'adresse. (Oh! oh!) 

Je ne tiens pas à la forme, ou plutôt j'y tiens en ce sens que je veux 
qu'elle soit le plus convenable possible. Si vous préférez la première ré- 
daction, j'y reviendrai d'autant plus facilement qu’elle est l'expression spon- 
tanée de ma pensée. (Oui! oui! à droite. — Mouvements divers.) 

M. le président. — Il est très vrai que c’est sur mon observation 
que l'honorable M. de Kerdrel a modifié la rédaction de sa proposition. 

La proposition avait pour but l'examen du Message de M. le président 
de la République. (C'est cela!) Le Message de M. le président de la République 
est une communication du pouvoir exécutif à l'Assemblée nationale. Il ne peut 
étrel’objet d'un examen ... (Réclamations à droite) ou d’une censure, mais 
seulement d'une réponse délibérée par l’Assemblée nationale. (Mouvements en 
sens divers.) | 

La raison, la nature des choses, l’usage constant sous tous les gouverne- 
ment représentatifs, n'ont jamais admis, au sujet d'un Message, autre chose 
qu'une réponse du pouvoir législatif (C’est vrai! — Très bien!) 

Je ne pouvais, sans faire une observation à son auteur, laisser déposer 
une proposition paraissant impliquer une censure du Message du président de 
la République. (Mouvements divers.) 

Je le répète, le Message est une communication de pouvoir à 
pouvoir. 

Plusieurs voix à droite: L’un des pouvoirs est le délégué de l’autre! 

_ M. le président. — M. le président de la République s'adresse à 
l'Assemblée nationale; l’Assemblée ne peut que faire une réponse, si elle le 
juge convenable. (Assentiment à gauche. — Mouvement prolongé.) 
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ares M. de Kerdrel demande que sa proposition soit déclarée urgente. Je 
13. Nov. 1872. mets aux voix la déclaration d'urgence .. (Interruption à gauche.) 

M. Prax-Paris. — Veuillez la relire. (C’est très grave! (Non! non! 
— Bruit.) 

M. Larrieu. — Mais c'est en contradiction avec la proposition dé- 
posée hier par M. Dahirel! On ne peut dire blanc et noir à deux jours de 
distance. 

M. le président. — M. Dahirel a fait une proposition: jusqu'à ce 


qu'elle ait été admise, les choses restent en l’état. (Approbation à gauche. 
— Dégénations à droite.) 

M. Fresneau. — Je demande la parole. 

M. le président. — Vous aurez satisfaction dans quelques jours; mais 
je ne puis exécuter une proposition avant qu'elle ait été acceptée. Je dois 
rester dans la procédure suivie depuis deux ans par l’Assemblée jusqu'à ce que 
cette procédure ait été modifiée. (Mouvements et bruits divers.) 

Je consulte l'Assemblée sur l'urgence de la proposition de M. de 


Kerdrel. 
(Une première épreuve a lieu.) 
M. le président. — Une partie du bureau demande que l'épreuve soit 


recommencée. (Réclamations sur quelques bancs à droite.) 

Veuillez reprendre vos places, messieurs. 

(Des députés qui se tenaient debout dans les couloirs regagnent leurs 
bancs et une nouvelle épreuve a lieu.) 

M. le président. — L’urgence est déclarée. (Exclamations à gauche.) 

Je voudrais bien savoir qui peut se permettre ces protestations in- 
convenantes contre la décision du bureau? (Marques d'approbation sur un 
grand nombre de bancs.) 

Les bureaux ne sont pas encore constitués. Après leur constitution, 
l'Assemblée fixera le jour auquel elle voudra renvoyer dans les bureaux 
l'examen de la proposition de M. de Kerdrel. 

Voix à droite: A demain! à demain! 

M. le président. — Je répète que les burcaux ne sont pas con- 
stitués. 


(La séance est levée.) 
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Nr. 5040. 


FRANKREICH. — Bericht der Dreissiger-Commission erstattet in 
der Sitzung der Nationalversammlung vom 21. Februar 1873. 


Rapport de M. le Duc de Broglie. 


Messieurs, le vote rendu par vous le 29 novembre dernier est présent à Nr. 5040. 
tous les esprits. Une proposition vous était faite à l'effet de nommer une à rare 
commission de quinze membres pour présenter un projet de loi relatif à la 
responsabilité ministérielle. 

A la suite d’une discussion mémorable et sur la demande de M. le garde 
des sceaux, cette proposition a subi une modification grave; le nombre des 
commissaires a été doublé et leur mission étendue. 

Ce ne sont plus quinze, mais trente de vos membres qui ont été chargés 
de régler tout à la fois et les attributions des pouvoirs publics en général, et 
les conditions de la responsabilité ministérielle. 

La commission à qui cette tâche a été confiée m’a fait l'honneur de me 
choisir pour son rapporteur. Je viens vous rendre compte de ses premiers 
travaux. 

Le mandat dont vous nous aviez investis était très vaste. Nous avons 
dû nous préoccuper d'abord d’en fixer l'étendue et les limites. 

Nous n’aurions voulu paraître à vos yeux ni le restreindre arbitrairement 
pour rentrer ainsi par une voie détournée dans la proposition plus étroite 
que vous aviez écartée, ni, en l’élargissant outre mesure, usurper des pouvoirs 
qu’il n’était pas dans votre intention de nous confier. 

L'examen des termes de votre résolution nous à convaincus que vous 
nous aviez permis, presque prescrit, de vous proposer le moyens de pourvoir 
non-seulement à l’amélioration des pouvoirs publics existants, mais à la créa- 
tion d'instructions nouvelles, si elles étaient jugées nécessaires. 

Cette conviction résultait pour nous du cours même de la discussion qui 
a précédé votre vote, et dans laquelle, à plusieurs reprises, l'établissement 
d’une seconde Chambre législative a été mis en avant comme un des moyens 
de résoudre les problèmes politiques que ce débat avait soulevés. 

Mais notre droit allait-il jusqu'à traiter devant vous ces grandes questions 
de gouvernement que le commun et patriotique accord de tous les partis est 
convenu à Bordeaux de tenir en réserve pour des temps meilleurs?  Etions- 
nous un comité de constitution proprement dit, chargé de proposer à la France 
unc forme de gouvernement définitive, et de vous suggérer un usage de ce 
pouvoir souverain qui vous appartient et qu'a formellement consacré la loi du 
31 août 1871? Nous ne l'avons pas pensé, messieurs, et vous ne le penserez 
pas davantage. 

Du moment où vous naviez pas dit explicitement que telle était votre 
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ey intention, nous ne pouvions pas vous la supposer. De telles questions ne 
91.Febr.1873, peuvent être tranchées par voie d’extension et de prétérition. De tels man- 
dats ne doivent pas être assumés, quand ils ne sont pas explicitement conférés. 
Vous approuverez cette réserve et vous en trouverez l'expression dans le 
considérant qui figure en tête du projet que nous vous apportons. Il y est 
stipulé formellement que, quelles que soient les dispositions de ce projet, 
nous n’avons pas entendu rentrer dans le domaine de votre pouvoir consti- 
tuant, dont l'intégrité vous est réservée. 


I. — Relation des pouvoirs publics. — Responsabilité ministérielle. 


Notre tâche restait encore assez grande, et pour la parcourir avec ordre 
nous avons cru devoir songer d’abord au plus pressé, et nous occuper en 
premier lieu des réformes urgentes réclamées par le vice principal du régime 
mal défini sous lequel nous vivons aujourd'hui. 

Ce vice, messieurs, vous le connaissez; il se trahit par un fait douloureux: 
c'est le retour fréquent des conflits qui s'élèvent entre cette Assemblée sou- 
veraine et le chef éminent à qui elle a confié le pouvoir exécutif. Depuis 
deux ans, ces conflits se sont renouvelés à propos soit des dispositions impor- 
tantes de vos grandes lois organiques, soit d'incidents de la politique générale, 
et quand ils éclatent, l'Assemblée se trouve placée dans la plus cruelle alter- 
native. . 

M. le président de la République présente trop dignement la France 
malheureuse aux yeux de l’Europe, pour que nous puissions l'entendre sans 
alarme, parler d'abandonner le mandat que nous lui avions confié (Rumeurs 
sur quelques bancs à droite. — Très bien! très bien! à gauche et au centre 
gauche); mais l'Assemblée a son mandat aussi qu’elle tient de la France et 
quelle ne peut déserter. Il est pénible pour elle d’être réduite trop souvent 
à choisir entre deux partis, dont l’un consisterait à laisser descendre du pou- 
voir celui qu'elle y a placé et veut y maintenir, et l’autre à incliner des 
convictions très arrêtées devant les vues personnelles du chef de l'Etat. 

Pour bien comprendre le trouble que cette situation jette dans l'esprit 
N public, il suffit de se rappeler tant de scènes pleines d’&motions dont nous avons 

été témoins; il n’est pas un de nous, à quelque parti de cette Assemblée qu'il 
appartienne, qui n'ait été mis un jour à la rude épreuve, soit d’ebranler par 
son vote le repos précaire dont jouit la France, soit de consacrer par son 
silence des résolutions coutraires à ses convictions; nous en attestons le sou- 
venir de tous nos collègues. (Marques d’assentiment sur plusieurs bancs.) 

Dieu nous garde de reprocher à M. le président de la République la 
vivacité de ses convictions, qui tient chez lui au sentiment du devoir; mais il 
doit aussi comprendre la profondeur des nôtres et ne peut s’offenser qu’on 
lui dise que la pression exercée par son talent, par son caractère et par le 
sentiment des périls publics pèse trop fortement sur nous et compromet la 
liberté de nos délibérations. 
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Et, ce qui rend le mal plus difficile à supporter, c’est que ces épreuves rats 
ne sont pas toujours causées par les véritables et profonds sujets de dissidence. 91 pobr1878. 
C’est quelquefois à la suite ‘d’une discussion confuse, à une heure tardive, pour 
une question mal posée, pour un amendement mal rédigé, qui s'explique le 
lendemain, pour un des mille incidents de la vie parlementaire en un mot, 
que la destinée du pays a été mise au hasard, et que devant l'étranger en 
armes sur le territoire, la France aurait pu apprendre en se réveillant qu’elle 
n'avait plus de gouvernement qui la représentat. 

Que ce danger ait été senti de bonne heure dans cette Assemblée, c'est 
ce qu’atteste la loi du 31 août 1871, qui porte la trace de quelques essais 
impuissants pour le prévenir. En attendant, la nécessité d’y pourvoir est 
chaque jour plus évidente. Il serait impossible, comme on nous l'a quelquefois 
proposé, d’ajourner le remède jusqu'à une organisation ‘plus régulière et plus 
complète. de nos institutions actuelles. C’est maintenant qu'il faut aviser; car 
demain, peut-être, il serait trop tard. Avant de terminer son mandat, cette 
Assemblée a encore à procéder aux oeuvres législatives les plus importantes. 
Elle doit achever d'organiser l’armée, les services administratifs, l’enseigne- 
ment public à tous ses degrés, déterminer les conditions des libertés munici- 
pales et du droit électoral; le gouvernement lui-même la presse d’entrer 
largement dans la voie des réformes constitutionnelles. 

A mesure aussi qu’approche l'heure de la libération du territoire, la poli- 
tique intérieure, un peu effacée par les complications douloureuses de la poli- 
tique étrangère, devient la légitime préoccupation de tous. Chacun sent qu’il 
faut que le gouvernement prenne une attitude de plus en plus nette ct éner- 
gique en face de l’audace, chaque jour croissante, des passions antisociales. 
(Très bien! très bien! au centre.) 

L'Assemblée peut-elle abdiquer son droit d'intervenir, avec sa pleine 
liberté dans toutes ces questions capitales et d’y faire prévaloir sa pensée 
tout entière? Veut-elle s’exposer à voir dans ces jours critiques son action 
paralysée par un serupule patriotique qui, en altérant la sincérité de ses 
décisions, en affirme l'autorité aux yeux des populations? 

Comment s'étonner alors que la pensée soit venue à un grand nombre 
de nos collègues que, dans la plupart des pays libre’, le choses ne se passent 
point ainsi; que ce n’est pas le chef de l'Etat lui-même, mais ses ministres 
seuls qui soutiennent le poids et subissent les conséquences des discussions 
politiques; que ces ministres, pris eux-mêmes parmi les membres du Parlement, 
eu sympathie avec les opinions de sa majorité, entrent rarement en couflit 
avec l’Assemblée dont ils émanent, et que, si ce cas arrive, leur échec, suivi 
de leur retraite, n’entraine pas le bouleversement dé l'Etat tout entier. 

C'est ce qu'on nomme, par une expression consacrée dans le régime 
parlementaire, la “responsabilité ministérielle,” si souvent réclamée par M. le 
président de la République lui-même, sous le gouvernement précédent, comme 
la première des libertés nécessaires d'un pays. (Léger mouvement.) 

Staatsarchiv XXV. 16 
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Prankreieb, Comment s’&tonner que l'idée d'organiser, sur des bases plus larges la 

21.Febr.1873, responsabilité ministérielle (déjà posée en principe dans la loi du 31 août 
1871) soit nee de la nécessité mème de la situation que je viens de dépeindre 
et du désir de substituer à des questions de gouvernement qui mettent tous 
les intérêts en péril, de simples questions de cabinet qui n'agitent que les 
régions élevées de la politique. 

Malheureusement, il faut bien le reconnaître, le régime républicain, devenu 
actuellement le nôtre par le fait des événements, ne comporte pas dans sa 
plénitude l'application de cette garantie si simple du régime parlementaire. 
Dans la monarchie constitutionnelle, le chef de l'Etat est inviolable; la res- 
ponsabilité des actes de son gouvernement ne peut jamais remonter jus- 
qu'à lui. 

Cette situation, élevée au-dessus des débats des partis, permet d'exiger 
de lui qu'il abandoyne à ses ministres la direction de la politique, et au 
Parlement, par voie indirecte du moins, la désignation de ses ministres. 

Le chef élu d’un Etat républicain est responsable, en vertu du principe 
mème de la République. On ne peut lui demander de se désintéresser au 
même degré des débats de Ja politique dont la conséquence peut l’atteindre. 
C'est ainsi qu'une plus grande latitude accordée au pouvoir personnel du chef 
de l'Etat aux dépens des droits du parlement est la déduction rigoureuse du 
principe républicain. Ce qui explique peut-être pourquoi dans un pays comme 
le nôtre, où le pouvoir exécutif, disposant de tant de moyens d'action, est 
toujours porté à sortir de sa sphère, la République a deux fois, par une pente 
brusque et rapide, tourné à la dictature. (Très bien! à droite. — Bruit, et 
rumeurs à gauche.) | | 

A cette difficulté inhérente au régime républicain, notre situation présente 
en ajoute une autre qui complique la première. Dans le système républicain 
comme avait essayé de Yetablir la Constitution de 1848, et tel qu'il prévaut 
dans le nouveau monde, le chef de l’État ne fait partie d'aucune Assemblée 
délibérante et sa voix n'est entendue à aucune tribune. 

S'il communique avec les Assemblées, c'est par voie de message écrit, 
qu il ne vient pas lire lui-même. Ainsi diminuent avec les points de contact 
les occasions de conflit et disparaissent au moins dans les rapports du chef 
de l'Etat et des Assemblées, ces prises, ces luttes personnelles dont la vivacité 
aigrit ct envenime si aisément les dissentiments politiques. 

Mais M. le président de la République est sorti de vos rangs et vous 8 
répété à plusieurs reprises que son mandat de député lui était plus cher que 
celui qu'il tient de vos suffrages. Il ne renoncerait pas au droit d'exercer ce 
talent oratoire qui est un de ses plus certains et plus légitimes moyens d'as- 
cendant. Or, du moment où il est présent à nos débats, il y est le premier 
et presque le seul représentant de sa politique. Les ministres disparaissent 
derrière lui, et leur responsabilité, couverte par la sienne, ne paraît plus que 
nominale. | 
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Tels étaient, messieurs, les obstacles que nous rencontrions dans la voie ne ere 
où l'opinion générale de cette Assemblée, et le texte même de la résolution à Febr. 1858. 
du 29 novembre nous faisaient un deyoir d'entrer. Nous ne nous sommes pas - 
découragés devant ces difficultés que nous avions prévues. Nous avons pensé 
que s'il ne nous était pas possible de tout faire, ce n'était pas une raison 
pour ne rien essayer. 

Nous avons pensé que si l'on ne pouvait demander à M. le président de 
la République de renoncer entièrement à sa responsabilité pour l’effacer der- 
rière celle de ses ministres, on pouvait réclamer de Juj quil en restreignit 
l'application — comme le désirait la loi du 31 août 1871 — à des cas 
rares et solennels, intéressant seulement les plus hautes questions de gouverne- 
ment et que, dans le cours habituel de la politique, il consenttt & vous laisser 
seuls en présence de son conseil des ministres. 

Nous avons pensé également que si Yon ne pouvait peut-être exiger de 
lui qu'il abstint entièrement de se faire entendre à la tribune, il était possible 
en quelque sorte que son intervention y fût moins fréquente, assujettie 4 cer- 
taines formalités qui la rendraient plus solennelle et soustraite surtout aux 
orages des luttes oratoires et parlementaires. | 

C'est là, en résumé, l'esprit des trois articles de loi que nous vous pro- 
posons. Nous n’en avons point imaginé l'idée principale; nous l'avons recueil- 
lie, pour ainsi dire, sur vos bancs, et comme de la voix publique de cette 
Assemblée. A peine votre commission était-elle réunie, que divers projets lui 
étaient soumis par plusieurs de nos collègues appartenant aux divers côtés de 
cette Chambre. La plupart aboutissaient à peu de chose près au système 
que nous avons adopté. Les projets des honorables MM. Marcel Barthe et 
Eugène Tallon s’en rapprochent en particulier sur ce point spécial presque 
dans les termes; et le dernier nous ayant été indiqué par M. le président de 
la République lui-même comme celui qui lui paraissait le plus propre à con- 
cilier nos désirs avec les droits qu'il croyait devoir se réserver, cette indica- 
tion nous a suffi pour que nous le prissions pour base de nos délibérations. 

Dans le système que nous vons demandons d'adopter, les communications 
de M. le président de la République avec l'Assemblée ne doiyent avoir lien 
en principe que par le moyen d’un Message écrit. Ce n’est que par exception 
qu'il peut venir se faire entendre lui-même à la tribune. 

Ces exceptions sont régies par des règles différentes que nous examine- 
rons tout à l'heure, suivant qu'il s’agit pour Jui de prendre part à la discus- 
sion des lois ou aux débats de politique générale naissant d’interpellations 
adressées au ministres ou de pétitions rapportées à l'Assemblée. 

Mais, dans tous les cas, il ne pent être entendu qu'après en avoir pré- 
venu l'Assemblée un jour d’ayance et par une communication solennelle. Après 
s'être fait entendre, le président se retire, et la délibération qui suit son 
discours, renvoyée à une séance ultérieure, n'a jamais lieu en sa présence. 
Aucune discussion n'est jamais engagée avec lui 

16° 


Nr. 5040. 
Frankreich. 
41.Febr.1873. 
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Le but de ces dispositions est évident. En opposant à l'intervention du 
président dans nos débats des difficultés, des retards de diverse nature, nous 
entendons l’engager respectueusement à user de cette intervention le moins 
possible, dans des cas exceptionnellement graves, où il trouve l'intérêt de 
l'Etat et son propre honneur engagés, et, dans le cours ordinaire des affaires, 
à laisser ses ministres agir et parler sous leur responsabilité. 

En nous bornant à l'entendre et en nous interdisant de discuter avec 
lui, nous avons le dessein de prévenir tous les conflits qui peuvent naître in- 
opinément du tour imprévu que prend un débat passionné, comme il s’en élève 
aisément dans une Assemblée nombreuse. 

Nous voulons enlever à nos dissentiments s'ils venaient malheureusement 
à sé reproduire, tout ce que peut y ajouter l'entraînement des luttes d’élo- 
quence. 

Nous voulons nous préserver, en matiére si grave, de toute surprise, 
laisser le temps et la réflexion agir, dans l'espoir que le calme permettra 
toujours de trouver ces éléments de conciliation qu’écartent, au contraire, la 
vivacité et l’aigreur d'un débat contradictoire. 

Ce sont cependant, messieurs, ces intentions si droites et si simples, 
toutes conçues dans un esprit de pacification et pour faire face à un péril 
évident, que l'injustice des partis a représentées comme tendant à gêner par 
une complication ridicule, on a presque dit humiliante, la liberté d'action du 
chef de l'Etat, que sais je? comme des efforts téntés par des médiocrités 
impuissantes pour se soustraire à la supériorité incontestable de sa puissance 
oratoire. | 

Si j'ai réussi à faire comprendre de quel ordre d'idées le projet est né, 
vous aurez répondu d'avance à ces critiques. Sans doute ces formalités ne 
sont pas exemptes de complication. Mais la complication tient au problème 
qui nous était posé, non à la solution que nous y donnons. 

La solution serait plus claire et plus simple si nous avions en face de 
nous un chef d'Etat inviolable comme en Angleterre ou, comme en Amérique, 
un président qui ne tînt pas à être orateur. (Sourires et rumeurs sur divers 
bancs. — Interruption prolongée.) 

Sans doute aussi, en éloignant M. le président de la partie ardente de 
nos délibérations, nous lui demandons le sacrifice des succès qu'il n’a jamais 
cessé de remporter dans les joutes oratoires. Nous devons lai savoir gré de 
la bonne grâce avec laquelle il se résigne à cette privation. (Légères ru- 
meurs sur plusieurs bancs.) 

Mais, outre que les armes dont il se prive restent toutes entières entre 
le mains de ses ministres qui sauront en faire usage, ces succès facilement 
obtenus étaient-ils pour lui sans compensation? Ne l’exposaient-ils pas à 
quitter la haute situation qui convient au premier représentant d’un pays 
malheureusement divisé en partis divers et qui doit les dominer tous? 
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Une discussion même est-elle possible, quand les adversaires ne sont pas Nr. 500. 
sur un pied de parfaite égalité? Et chacun de nous peut-il s’y mettre avec 21.Pebr.1818. . 


le chef de l'Etat? 

Nous conservons à l’illustre M. Thiers l'usage de la partie, si non la plus 
haute, du moins la plus inimitable de son talent. 

La France ne sera pas privée de ces exposés lumineux d'affaires. . . . 
(Rires ironiques sur quelques bancs à droite. — Très bien! très bien! 
au centre et à gauche.) où la lucidité de la forme laisse apercevoir toute 
la solidité du fond. Ce que nous lui enlevons ne peut rien ôter à la 
renommée de Yorateur et ajoutera peut-être à l'autorité morale du chef 
de l'Etat. x 

M. le vicomte de Lorgeril. — M. Thiers est le chef du gouvernement 
et non pas le chef de l'Etat! 

Voix nombreuses: N’interrompez pas! 

M. le rapporteur. — Quant à l'idée que nous avons voulu amoindrir 
la situation du chef de l'Etat, nous la repoussons hautement. Le projet de 
loi, par le texte même, la repousse encore bien plus que nous. 

Le projet qui limite un des droits actuels du président lui en accorde, 
en effet, un autre en échange qu'il ne possédait pas ct qu'il peut sembler 
étrange dans la rigueur des principes, de voir conférer par une Assemblée à 
son délégué. 

Pour compenser le désavantage que nous imposons au Président en lui 
retirant le droit de suivre jusqu'au moment du vote la délibération des lois, 
nous lui accordons le droit considérable d’en suspendre pour un temps l'effet. 
Il pourra exercer cette faculté dans les lois non soumises à trois lectures, 
en provoquant une nouvelle délibération; dans les lois qui sont assujetties à 
la formalité d’un triple débat, en retardant de deux mois l'intervalle qui doit 
s'étendre entre la seconde ct la troisième lecture. Ce délai, d'abord fixé à 
un mois comme dans la constitution de 1848, a été étendu jusqu’à deux, sur 
la demande de M. le président. 

Un chef d'Etat républicain, au moment où il est investi du droit d’ar- 
rêter l'effet des résolutions d’une Assemblée souveraine, ne pourrait, sans 
injustice, se plaindre d'être abaissé. 

Cette prérogative, dans l'étendue où le projet de loi l'accorde, a paru 
même excessive à plusieurs de nos collègues, Un amendement de l'honorable 
M. de La Bassetière proposait de ne l’accorder, au moins pour les lois ur- 
gentes, que dans le cas où le président aurait négligé de se faire entendre 
dans la première délibération. Un autre, de Vhonorable M. La Caze, propo- 
sait que l’Assemblée eût la faculté de la suspendre dans les cas extraordi- 
naires, comme ceux où l’Assemblée aurait pourvu par des résolutions au 
maintien de ses droits et de sa sûreté propre. 

Toutes ces propositions pouvaient se défendre par des raisons très légi- 
times. C’est le désir d’attester à M. le président que les restrictions imposées 
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ar hee à son droit de député ne partaient d’aucun esprit de défiance qui les a fait 
21.Fobr.1873. ECATter. 

Tl est du reste demeuré entendu que les résolutions prises par l’Assem- 
blée pour le maintien de ses droits et de sa sûreté étant non des lois, mais 
des actes du pouvoir souverain, n'étaient, comme cela a été reconnu formelle- 
ment en 1848, assujetties à aucune formalité de promulgation. 

Ii ne reste plus, pour vous faire entenüre l’économie de cette partic du 
projet de loi, qu'à expliquer les distinctions que le projet établit entre le 
mode d'intervention du président dans la discussion des lois, et celui dont il 
doit user dans le débat des interpellations et des pétitions politiques. 

En matière législative, il’ est entendu toutes les fois qu'il le désire, 
sous la seule condition de prévenir l’Assemblée la veille par un Message. 1 
pourra même reparaître nécessaire de rétablir des faits dénaturés ou des argu- 
ments contestés de son premier discours. Aucune difficulté n'a été élevée à 
ect égard dans la commission, bien qu'évidemment le désir de la presque 
unanimité de la commission soit que M. le président ait recours le plus rarc- 
ment possible à l'usage, et surtout à l’usage réitéré de cette faculté. 

Un plus long et plus sérieux débat a été soulevé à propos des inter- 
pellations et pétitions politiques. Il n'en pouvait être autrement, car c’est 
dans les questions que soulèvent ces incidents parlementaires que se débat 
d'ordinaire la ligne politique du gouvernement. C'est donc là que l’Assemblée, 
pour pouvoir imprimer à cette ligne la direction qui lui convient doit désirer 
réserver la plus grande part possible à la responsabilité ministérielle; mais, 
c'est là aussi, d'autre part, que le président de la République pouvant trouver 
d'un moment à l’autre sa responsabilité personnelle cngagét, peut être le plus 
jaloux de réserver le droit de se faire entendre. 

La rédaction que nous vous proposons est le résultat d’unc transaction 
offerte par M. le président et adoptée par la majorité de votre commission, 
qui croit, là encore, avoir poussé jusqu'à l'extrême limite son désir d'éviter 
toute occasion de dissentiment. 

Ainsi elle a accordé, non sans l'opposition d’une assez forte minorité, au 
président de la République le droit d’être entendu quand il le désircrait (ton- 
jours avec les formalités convenues) dans les interpellations ou pétitions qui 
ne porteraient que sur les affaires extéricures. La raison principale qui l'a 
déterminée à lui laisser cette latitude, c'est que M. le président de la Ré- 
publique est toujours à nos yeux le négociateur chargé de racheter la liberté 
et de réparer les malheurs de la France. Cette qualité là dure en lai, et 
prime toute autre, tant que le dernier soldat prussien n’a pas quitté le terri- 
toire. Jusque-là toute notre politique extéricure cst subordonnée à ce point 
capital, qui reste confié aux soins ardents et dévoués de M. le président de 
la République. Nous ne voulons pas que rien puisse venir le gêner, de près 
ou de loin, dans ce qui touche ce précieux fardeau. 

En matière de politique intérieure, la même raison n'existe pas, ct il est 
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clair que si, toutes les fois qu'un ministre est interpellé sur un fait de son Xr MO 


administration ou le conseil des ministres tout entier sur un acte du gou-g1.Febr.iem. 
vernement, le président peut venir inferposer son autorité pour le défendre; 
l'ombre même de Ja responsabilité ministérielle a disparu. 

M. le président de la République a compris ct admis cette distinction, 
et il est convenu lui-même que son intervention dovait se borner au cas où 
la discussion soulevée cngagerait, soit la politique générale du gouvernement, 
soit sa responsabilité personnelle. 

Ce principe admis, comment déterminer les cas où l'interpellation, de 
particulière et personnelle su ministre, devient générale et s'élève jusqu'au 
président? Et, si aucunc règle générale en ce genre n'est possible, à qui 
remettre au moins l'appréciation de chaque cas particulier? C’est sur quoi 
plusicurs systèmes différents avaient été proposés, soit par nos honorabies 
collègues MM. Bertauld, Delacour ct Duchâtel, soit, en dehors de la com- 
mission, par l’honoräble M. Brott. . 

La majorité de votre commission, se conformant en cela à l'amendement 
de M. Broët, pensait que cette appréciation ne devait appartenir qu'à 
l’Assemblée elle-même, et qu'an vote de cette Assemblée pouvait seul décider 
quelle portée elle voulait donner à la question. La raison principale était 
que le président et ses ministres, n'étant les uns ct les aütres, À des titres 
divers, que des délégués de l'Assemblée, c'était à elle à faire entre eux les 
parts de responsabilité ct à dire sur qui des deux celle voulait faire porter 
d'abord son examen, puis l'expression, soit de son approbation, soit de son 
mécontentement. 

M. le président de la République a déclaré ne pouvoir ainsi laisser 
borner par ane autorité étrangère à lui la part qu'il avait à prendre dans la 
responsabilité des affaires publiques. Il a pensé qu’un vote précédé peut-être 
d'une discussion dans l’Assemblée sur le point préalable engagerait nécessaire- 
ment la discussion du fond sans qu’il fat présent pour l’éclairer. 

Tl nous a proposé de remettre la décision au conseil des ministres tout 
entier, qui ferait part à l’Assemblée de son avis délibéré. Oct avis, d’après 
une addition proposée par MM. Sacase ct d’Haussonville, devra être commu- 
niquée à l'Assemblée par le vice-président du conseil _ 

La majorité de votre commission s’est rangée au désir de M. le prési- 
dent de la République avec regret (dd moins chez plusieurs), afin de donner 
une preuve nouvelle de son esprit de conciliation. Elle a été frappée aussi 
de cet argument présenté par un de ses membres, que la responsabilité qu’on 
ne laisserait pas prendre at président à la tribune, il pourrait toujours la 
revendiquer par un Messdge écrit, ct qu’ainsi le conflit (qu'avant tout nous 
voulons fuir) ne serait pas évité. Une minorité considérable a pourtant main- 
tenu jusqu’au bout l’autre système, et l'amendement de M. Broët, reproduit 
sous une autre forme plus générale par M. Lucien Brun, et défendu par lui 
avec une rare vigueur logique, a gardé des partisans nombreux ct convaincus. 
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La délibération du conseil des ministres qui doit précéder l'entrée du 
président à l’Assemblée doit avoir lieu, dit l’article, avant l'ouverture de la 
discussion. Ce point, qui était resté dans l'ombre, a été réglé dans le cours 
de la discussion par un amendement qui n’a paru à personne de ceux qui 
l'ont voté contraire à la pensée de M. le président de la République. On a 
demandé, cependant, ce qui arriverait si, dans le cours du débat (comme cela 
s’est vu plus d’unc fois), la question, d’abord particulière ct limitée, s’étendait 
et s'élevait jusqu'à toucher des points que le président aurait le droit de 
traiter lui-même. 

Il a été répondu sans hésiter que le président de l’Assemblée était 
chargé d'empêcher la discussion de s’égarer, et, en ce cas surtout, ne faillirait 
pas à son devoir. En tout cas le ministre interpellé a toujours le droit de se 
refuser à répondre aux questions qui ne lui ont pas été posées d'avance, et 
de renvoyer ses explications à un débat spécial fixé à une séance ultérieure. 

Nous espérons que cette réponse si simple dissipera les ombrages que 
ce point secondaire avait soulevés. 

Tel est, messieurs, le plan que nous vous soumettons. Nous regrettons 
de n'avoir pu trouver un moyen ni plus simple ni plus complet, dans l’état 
présent de nos lois, d'assurer les conditions de la responsabilité ministérielle, 
que vous nous aviez chargés de rechercher. 

Nous croyons cependant qu'un pas sérieux est fait pour garantir la paix 
et la liberté de nos délibérations. La pratique le démontrera, nous l’esp6rons, 
et fera rendre justice à nos efforts. (Très bien! sur plusieurs bancs.) 


II. — Art. 4 Seconde chambre. — Réforme électorale. — Organisation et 
Transmission des Pouvoirs. 


Il eût été naturel de nous en tenir là, et suivant l'usage de toutes nos 
grandes commissions qui ont reçu par vos ordres une série de questions à 
examiner, attendre que la suite de nos travaux fût arrivée à maturité pour 
vous en entretenir en temps utile. 

Mais la majorité de votre commission avait à coeur de faire voir que, si 
elle a cru devoir d’abord pourvoir à ce qui lui paraissait le plus urgent, les 
relations des pouvoirs publics existants, elle n'avait jamais entendu négliger 
l'autre, à savoir le règlement de l'avenir et la création d'institutions nouvelles. 
Votre désir en tout genre est une loi pour elle. 

Aussi, en tout état de cause, elle vous aurait fait connaître que dans 
l'une de ses premières séances, une sous-commission a été nommée avec la 
charge expresse de s'occuper des nouveaux pouvoirs publics ou des nouvelles 
institutions dont il pouvait être utile, dans la condition présente de notre 
pays, de conseiller la création. . 

A cette sous-commission ont été renvoyés de nombreux projets émanés 
de l'initiative de nos collègues, entre autres le projet signé par plus de cent 
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députés qui signalaient à notre attention, sans les résoudre eux-mêmes, un ee 


certain nombre de problèmes à étudier. H.Febr.iB7R, 

Les propositions plus précises présentées par nos honorables collègues, 
MM. Marcel Barthe, Eugène Tallon, Louis Passy, le comte de Chambrun, 
Bienvente, Pierre Lefranc, le comte de Douhet, le marquis d’Andclarre, 
Cézanne et Eymard Duvernay, projets qui se recommandent tous par des 
qualités différentes et dont quelques-uns présentent l’ensemble d’une véritable 
constitution politique. 

En jetant un coup d'oeil sommaire sur les diverses propositions, et 
avant de les soumettre, comme nous devons le faire, à un examen détaillé, 
un point commun entre elles, à travers leurs dissemblances, a dû frapper 
tout de suite la sons-commission. 

Il n'en est pas une seule qui ne réclame, dans un délai plus ou moins 
prochain, la division de la représentation nationale en deux branches et la 
création d’une seconde Chambre. Nos collègues ne sont d'accord entre eux 
ni sur le mode de composition ni sur les attributions de cette seconde 
Chambre. Ils ne le sont pas non plus sur le moment où ils désirent quelle 
prenne séance. 

Quelques-uns, comme MM. Marcel Barthe ct Louis Passy, voudraient 
qu'elle entrât cn fonction immédiatement à côté de cette Assemblée même, et 
avec un certain nombre d'éléments extraits de son sein. D'autres, plus nom- 
breux, l'ajournent jusqu’au terme de notre séparation. 

Mais, sur le principe lui-même, leur concert est complet, et cela seul 
nous faisait un devoir de mettre ce point en première ligne parmi nos pré- 
occupations. 

La sous-commission est arrivée rapidement à deux conclusions: la pre- 
mière, c’est qu’il n’était pas possible que cette Assemblée, ayant reçu de ses 
électeurs une souveraineté indivisible, en opérât elle-même le partage entre 
ses membres; que dès lors la création d’une seconde Chambre était inadmis- 
sible du vivant de celle-ci, pour ainsi dire, ct pour opérer concurremment avec 
elle; la seconde, c’est que le principe de la seconde Chambre se recomman- 
dait par trop de hautes autorités, par une trop constante expérience des 
pays libres, pour qu’elle dat hésiter à y adhérer avant même d'en avoir 
étudié l'application. 

Elle a donc posé en principe qu’une seconde Chambre serait créée après 
notre séparation, et, afin de passer du principe à la pratique, elle a décidé 
qu'elle prierait M. le garde des sceaux de venir dans son sein pour exposer 
à cet égard les idées du gouvernement. 

Nous en étions là, messieurs, et voilà ce dont nous comptions vous in- 
former dans ce rapport. M. le président de la République, dans une des con- 
férences que nous avons eues avec lui, a désiré quelque chose de plus: il a 
demandé que le principe de la seconde Chambre et l'engagement de la créer 
déjà voté par votre sous-commission vous fussent présentés dans le projet 
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panel actuel par une disposition législative, afin de recevoir de vos suffrages une 
91.Febr.1879. Sanction formelle. 

Cette demande, nous devons le dire, était imprévue. 

Il n’est pas dans les usages des Assemblées françaises de poser des 
principes dans les lois avant de leur faire subir l'expérience d'un projet de- 
taillé d'application. 

Un tel cmpressement peut avoir cn beaucoup de cas plus d'un incon- 
vénient. Nous y avons consenti cependant, et pour entrer dans les vues de 
M. le président, et pour rendre hommäge au principe même qu'il nots deman- 
dait de recommander ainsi à vos suffrages. 

La portée de ce principe, en effet, méme cn dehors de toute application, 
est grande ct salutaire. Si vous l’adoptez, par cela seul que vous direz qu'à 
Vavenir la représentation nationale consistera dans deux Chambres égales en 
droit, mais inégales en quantité numérique, différentes par leur compositioh, 
nornmécs par des électeurs ct choisies parmi des éligibles différents, vous pro- 
testtrez hautement contre le principe brutal et démagogique de la souve- 
raincté pure ct absolue du nombre: (Murmures à l'extrême gauche. — Appro- 
bation sur divers bancs.) | 

Par cela seul que vous annoncerez votre dessein d'établir un pouvoir 
dont l’entréc (quel que soit le mode qu’on y assigriera) devra, dans votre pen- 
see, être réservé aux citoyens distingués par l'intelligence, par l’éducation, par 
les services rendus, par les grands intérêts sociaux qu'ils représentent, vous 
attesterez que l'égalité civile et politique reconnue par nos lois se distingue, à 
vos yeux, de ce nivellement grossier qui conteste et veut annuler toutes les 
supériorités légitimes. (Rires sur quelques bancs à l'extrême gauche. — Très 
bien! très bien! au centre ct à droite.) 

Par cela seul que vous vous montrerez désireux de créer une institution 
qui dans tous les pays du monde a été destinée à setvir de garantie aux 
intérêts conservateurs, vous attesterez combien est profoiid à vos yeux le 
besoin de chercher partout des défenseurs pour la société menacée contre le 
torrent des innovations téméraires. (Nouvelles marques d'approbation au centre 
et à droite.) | 

C'est ainsi d’ailleurs que M. le président de la République a qualifié 
l'institution dont il désire que nous dotions la France en lui donnant le nom 
significatif de “Chambre de résistance”. (Interruptions à gauche.) 

M. Hervé de Saisy. — Chambre de résistance à là sotiveraineté natio- 
nale. (Exclamations diverses.) 

M. le président. — Veuillez ne pas interrompre. 

M. le rapportcur. — C’est un mot utile à prononcer dahs un temps 
où, en présence des attaques audacicuscs des ennemis de la société, tant de 
courages défaillent. 

Nous vous offrons avec empressement l’occasion de l'entendre sortir une 
fois de plus de la bouche du gouvernement à cette tribune et de l'appuyer 
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de votre énergique adhésion. (Très bien! très bien! sur un grand nombre ee 
de bancs.) 2i.Febr.iBr8. 

C'est par ces motifs élevés que nous avons cru pouvdir vous demander de 
consacrer dès à présent, dans une disposition législative, la création future 
d'une seconde Chambre. Une telle disposition, une fois adoptée, en appelait 
nécessairement une autre: c'est la révision de la loi qui détermine les con- 
ditions de l'électorat politique. 

Si, à l'avenir, en effet, la représentation nationale doit être divisée en 
deux branches, la loi électorale de 1849, In seule qui soit cn vigueur an- 
jourd’hui, faite en vue d’une Assemblée unique et sdiiveraint, ne poutra 
évidemment être maintenue dans toutes scs parties. 

D'ailleurs, la nécessité de modifler cette loi, döfettteuse sdtis tant de 
rapports, est depuis longtemps reconnue, et en ce moment mène une de vos 
commissions prépare tc travail de révision dvec un zèle et des lumières dont 
les noms de ceux qui la composent sont de sûrs garants. Nous avons dont dû 
aborder ce point important, objet de Id vive préoccupation du pays, dans nos 
conférences avec le gouvernement, et vous apprendrez avec plaisir gie nous 
nous sommes rencontrés en parfait accord de sentiments avec lui. 

Décidé, comme nous, à respecter le principe du suffrage universel, qui 
est la base de nos institutions, il nous a déclaré de lui-même qu'il sentait la 
nécessité d’en assurer la sincérité, en cherchant de meilleures garanties pour 
constater l'identité, la capacité civile, la moralité du citoyen. Ces garanties 
consistent à ses yeux, comme aux nôtres, dans la durée prolongée ct plas 
qu’annuelle d’un domicile fixe ct connu. 

Nous avons recueilli ces assurances de la bouche même de M. le prési- 
dent de la République, qui nous a permis d’en prendre acte. 

L'accord, si heureusement établi entre le gouvernement et nous sur tant 
de points essentiels, a pourtant failli être troublé à la dernière heure par un 
dissentiment plus apparent que réel. Bien qu'ici encore la dissidence ait dis- 
paru devant des explications loyales ct que l'esprit de conciliation ait prévalu, 
je dois vous rendre brièvement compte de cet incident, qui a causé quelque 
émotion dans le public. . 

A Yune de nos dernières séances, le gouvernement, par l'organe de M. le 
garde des sccaux, nous a demandé de ranger parmi les mesures législatives 
auxquelles nous vous proposerions de procéder, outre Ja création d’une 
seconde Chambre et la révision de la loi électorale, “une loi sur l’organi- 
sation du pouvoir exécutif pendant Ie temps qui s’écoulera entre la disso- 
lution de l'Assemblée actaclle et la constitution des deux nouvelles Assem- 
blées.” 

Cette demande était conçue dans des’ termes, qui semblaient nous faire 
un devoir d'imprimer à l'ensemble de nos travaux une extrême précipitation. 

Après mûre réflexion, nous nous sommes vus contraints de refuser toute 
adhésion au désir du gouvernement qui, dans la forme qu'il lui avdit 
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donnée, semblait borner arbitrairement les deyoirs comme les droits de cette 
Assemblée. 

Il nous était difficile, en premier lieu, de bien comprendre en qui pour- 
rait consister cette sorte d’interr&gne auquel on nous demandait avec instance 
de pourvoir. 

Cette Assemblée est souveraine; la souveraineté ne peut ni périr ni poser 
dans le vide. Nous garderons le dépôt du pouvoir pendant l’élection jusqu'à 
l'installation de nos successeurs, et tant que l’Assemblée dure, dure aussi le 
mandat de M. le président de la République, qui, par la loi du 31 août 1871, 
n'a pas d'autre terme que le nôtre. 

L’imagination ne saisit donc, dans cette transmission directe de la souve- 
raineté, aucun intervalle véritablement appréciable, et, dût-il s’&couler un petit 
nombre de jours entre le moment où la nouvelle représentation nationale 
entrera en fonctions et celui où, régulièrement constituée, elle pourrait exercer 
tous ses droits, un règlement de police applicable à un délai si court méri- 
tait-il bien le grand nom qu'on lui donnait de “loi d'organisation du pouvoir 
exécutif ? ” 

Et vous, messicurs, investis, comme vous l’&tes, d'un mandat souverain, 
et chargés de répondre à tous les vocux du pays, pouviez-vous déclarer 
d'avance que vous ne feriez rien de plus pour organiser le pouvoir exécutif 
qu’une disposition précaire de cette nature? 

Etiez-vous résignés à laisser passer le temps, et, en quelque sorte, couler 
l'eau jusqu'au dernier soupir de votre vie légale, sans prendre soin du lende- 
main et sans léguer autre chose après vous à la France qu'un souvenir intéri- 
maire de quelques heures ou de quelques jours? 

Faire un tel aveu d’impuissance, d'urgence en quelque sorte et par une 
déclaration hätive, n’était-ce pas signer votre déchéance et mettre à l’ordre 
du jour votre dissolution prochaine? Telle était bien l'impression ressentie 
par l'esprit public ct propagée par tous les commentaires de la presse. 

Pour peu que nous l’eussions confirmé par le moindre assentiment, il 
n'en fallait pas davantage pour effacer des esprits le souvenir de la nuit du 
14 décembre et les effets de l’éloquence écrasante de M. le garde des sceaux. 
(Très bien! très bien! — Rumeurs sur plusieurs bancs à gauche.) 

Notre décision négative, communiquée avec franchise au gouvernement, l’a 
trouvé, je dois le dire, aussi contrarié que nous de la fausse interprétation 
qui avait dénaturé sa pensée et aussi pressé de la détruire. Après quelques 
pourparlers échangés, il nous a soumis de lui-même une rédaction différente 
destinée à former l'article 4 du projet et ainsi conçu: 

“L'Assemblée ne se séparera pas sans avoir statué: 1° sur l’organisation 
et le mode de transmission des pouvoirs législatif et exécutif; 2° sur la cré- 
ation d'une seconde Chambre; 3° sur la loi électorale.” 

Vous jugerez comme nous, messieurs, que cette proposition nouvelle, 
exempte des inconvénients de celle que nous avious justement repoussée, vous 
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maintient, par sa largeur même, dans la plénitude de votre dignité et de vos nu res 
droits. Rien ici n'est plus stipulé ni sur le délai dans lequel devront être 21 rebr.1878. 
rendues les lois qu’on attend de vous, ni sur la portée des dispositions qu’elles 

devront contenir. 

L'ordre même de vos travaux n’est pas indiqué, car le premier para- 
graphe contient les deux autres, qui n’en sont que le développement, et la 
création d'une seconde Chambre aussi bien que la loi électorale sont évidem- 
ment comprises dans les termes généraux “d'organisation du pouvoir légis- 
latif.” Votre liberté reste donc entière, et tous vos pouvoirs sont intacts. 

L'article proposé ne ferme la porte à aucune des solutions, soit provi- 
soires, soit définitives, que comportent les grands problèmes politiques dont 
vous êtes saisis. Vous restez maîtres à tout instant, soit, si vous le jugez 
opportun dans votre sagesse, d’user du pouvoir constituant qui vous appartient 
et auquel aucune atteinte n'est portée, même par une voie détournée, soit, si 
vous le trouvez plus utile dans un intérêt de paix sociale, de prolonger la 
trêve des partis et d'étudier seulement les combinaisons diverses qui peuvent amé- 
liorer le présent sans engager l'avenir. A vrai dire, l’article, dans ses termes 
généraux, n'a qu'un tort: c’est d'être superflu; car la France vous connaît, 
messieurs; elle a vu votre dévouement à l'oeuvre et vous n’avez pas besoin 
de lui dire que, quelles que soient vos divisions de partis et vos préférences 
politiques, vous ne vous séparerez pas sans vous être souvenus d'elle, en lais- 
sant le vide dans ses institutions et sa destinée abandonnée au hasard. {Très 
bien! très bien!) 

Mais si vous n'avez pas besoin de faire, à la face du pays, cette décla- 
ration dictée par le plus simple élément de bon sens et de patriotisme, vous 
n'avez pas non plus de raisons pour vous y refuser. Nous n'avons donc pas 
fait difficulté d'adopter, sous cette forme si profondément modifiée, l’article 
proposée par le gouvernement. 

Le sens, d’ailleurs, en a été nettement déterminé par la discussion de 
divers amendements qui en ont précédé l’adoption. Votre collègue M. Béren- 
ger nous invitait à procéder dès à présent à l'organisation de la république 
et à épuiser ainsi, au profit de cette forme de gouvernement, en la rendant 
définitive, votre droit de constituer. Dans une séance précédente, M. Arago 
nous avait pressés de prolonger les pouvoirs du président actuel de la Répu- 
blique, au moins jusqu’à l'installation de la future représentation nationale. 

La majorité de votre commission a Ccarté, presque sans débat, ces deux 
propositions. Elle n’a pas cru pouvoir adopter d'avantage celle qui était 
introduite, à un autre point de vuc, par M. Amédée Lefèvre-Pontalis, et qui 
vous engageait seulement à déclarer qu'avant de vous séparer, vous donneriez 
à la France des institutions définitives. Nous n’avons rien voulu stipuler qui 
limitât dans un sens ou dans un autre, ni pour aujourd'hui, ni pour demain, 
la liberté des résolutions que pourra vous suggérer votre amour éclairé du 
bien public. (Très bien!) 
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Nr. 5040. Une disposition additionnelle, introduite par M. Ricard, et qui a reçu 

ann. l'adhésion du gouvernement, exprime le voeu que la proposition des lois à 

| faire en vertu de l’article 4 émane de l'initiative du gouvernement. Il était 
assez naturel de lui remettre cette tâche, puisque c'était lui surtout qui avait 
paru pressé de la voir accomplie. 

Peut-être aussi, dans le vaste champ ouvert par l'article 4, il serait à 
craindre que l'initiative parlementaire ne s'égarât, et les pensées dy gouverne- 
ment sur ces grands sujets, quand bien même, sur certains points, elles 
s’ecarteraient des nôtres, pourront du moins servir de base et de centre aux 
études de vos commissions. 

Cet exposé ne paraîtra pas trop long, messieurs, s’il a réussi à vous 
faire comprendre avec quel esprit persévérant de conciliation a été pour- 
suivi le travail, souvent ingrat, de votre commission. Nommée an lendemain 
d'une grande crise politique, elle a eu à coeur, non de la rouvrir, mais de 
la terminer. 

Elle ne s'est pas laissé rebuter dans cette tâche par l’aridité de discus- 
sions que le public a plus d’une fois accusces de lenteur. Puisque le résultat 
a été obtenu, vous ne regretterez pas le temps quil nous a coûté. 

Vous ne rechercherez pas, et Je pays ne recherchera pas plus que vous 
quelle a été, de part et d'autre, la mesure des concessions ou des sacrifices. 
Laissons les commentaires envenimés à ceux qui fondent leurs espérances sur 
la discorde des pouvoirs publics. (Très bien! très bien!) 

C’est dans leur union, au contraire, que la France place son espoir. 
Cette union cimentée par des sacrifices et des efforts communs, va bientôt 
effacer les dernier vestiges de l'invasion étrangère. C’est au même accord, 
employé avec énergie à la protection de ses intérêts conservateurs, que la 
France veut devoir le bienfait d'échapper au fléau non moins redontable de 
l'anarchie. Le projet de loi n’a eu d’autre pensée que de rendre cet accord 
plus facile. Nous voulons éspérer que le vote qui le terminera n'aura pas 


d'autre caractère. (Très bien! très bien! — Applandissements sur divers 
bancs.) 

Maintenant, messieurs, voici le texte du projet de loi que vous propose 
votre commission: % 


Projet de loi vote par la commission. 


“T,’Assemblée nationale, 

“Reservant dans son intégrité le pouvoir constituant qui lui appartient, 
mais voulant apporter des améliorations aux attributions des pouvoirs publics, 
décrète: 

“Art. 1°. L'article 1° de la loi du 31 août 1871 est modifié ainsi 
qu'il suit: . | 

“Le président de la République communique avec l'Assemblée par des 
Messages qui, à l'exception de ceux par lesquels s'ouvrent les sessions, sont 
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lus à la tribune par un ministre. Néanmoins il sera entendu par l’Assemblée ee es 
dans la discussion des lois lorsqu'il le jugera nécessaire, et après l’avoir in- 21.Febr.1878 
formée de son intention par un Message. 

“La discussion à l'occasion de laquelle le president de la République veut 
prendre la parole est suspendue après la réception du Message, et le prési- 
dent sera entendu le lendemain, à moins qu'un vote spécial ne décide qu’il le 
sera le même jour. La séance est levée après qu'il a été entendu, et la dis- 
cussion n’est reprise qu'à une séance ultérieure. La délibération a lieu hors 
la présence du président de la République. 

“Art. 2. Le président de la République promulgye les lois déclarées 
urgentes, dans les trois jours, et les lois non urgentes dans le mojs après le 
vote de l’Assemblée. ! | 

“Dans le délai de trois jours, lorsqu'il s'agira d’une loi non soumise à 
trois lectures, le président de la République aura le droit de demander par 
un Message motivé une nouvelle délibération. 

“Pour les lois soumises à la formalité des trois lectures, le président de 
la République aura le droit, après la seconde, de demander que la mise à 
l'ordre du jour pour la troisième délibération ne soit fixée qu'après le délai 
de deux mois. 

“Art. 3. Les interpellations ne peuvent être adressées qu'aux ministres, 
et non au président de la République. 

“Lorsque les interpellations adressées aux ministres op les pétitions en- 
voyées à l’Assemblée se rapportent aux affaires extérieures, le président de la 
République aura le droit d’être entendu. | 

“Lorsque ces interpellations ou ces pétitions auront trait à la politique 
intérieure, les ministres répondront seuls des actes qui les cqncernent. Néan- 
moins si, par une délibération. spéciale, communiquée à l'Assemblée avant 
l'ouverture de la discussion, par le vice-président du conseil des ministres, le 
conseil déclare que les questions soulevées se rattachent à la politique géné- 
rale du gouvernement et engagent ainsi la responsabilité du président de la 
République, le président aura le droit d’être entendu dans les formes déter- 
minées par l'article 1°. 

“Après avoir entendu le vice-président du conseil, l’Assemblée fixe le jour 
de la discussion. 

“Art. 4. L'Assemblée nationale ne se séparera pas avant d’avoir statué: 

“1° Sur l'organisation et le mode de transmission des pouvoirs législatif 
et exécutif; 

“90 Sur la création et les attributions d’une seconde Chambre ne devant 
entrer en fonction qu'après la séparation de l’Assemblée actuelle; | 

“30 Sur la loi électorale. 

“Le gouvernement soumettra à l’Assemblée des projets de lois sur les 
objets ci-dessus énumérés.” 
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Nr. 5041. 


FRANKREICH. — Gesetz vom 13. Marz 1873, betreffend die Befug- 
nisse der Offentlichen Gewalten und die Bedingungen der Minister- 
| verantwortlichkeit. 


Lot ayant pour objet de régler les attributions des pouvoirs publics et les 
conditions de la responsabilité ministérielle. 


Nr. 5041. L’Assemblée nationale a adopté, 
1 Marsıamn. Le Président de la République française promulgue la loi dont la 


teneur suit: 
L’Assemblée nationale, 


Réservant dans son intégrité le pouvoir constituant qui lui appartient, 
mais voulant apporter des améliorations aux attributions des pouvoirs publics, 


Décréte: 


Art. 1”. La loi du 31 août 1871 est modifiée ainsi qu'il suit: 

Le Président de la République communique avec l’Assemblée par des 
messages, qui, à l'exception de ceux par lesquels s'ouvrent les sessions, sont 
lus à la tribune par un ministre. 

Néanmoins, il sera entendu par l’Assemblée dans la discussion des lois, 
lorsqu'il le jugera nécessaire, et après l'avoir informée de son intention par 
un message. 

La discussion à l’occasion de laquelle le Président de la République veut 
prendre la parole est suspendue après la réception du message, et le Prési- 
dent sera entendu le lendemain, à moins qu’un vote spécial ne décide qu'il le 
sera le même jour. La séance est levée après qu'il a été entendu, et la dis- 
cussion n'est reprise qu'à une séance ultérieure. La délibération a lieu hors 
la présence du Président de la République. 

Art. 2. Le Président de la République promulgue les lois déclarées 
d'urgence dans les trois jours, et les lois non urgentes dans le mois après le 
vote de l’Assemblée. 

Dans le délai de trois jours, lorsqu'il s'agira d’une loi non soumise à 
trois lectures, le Président de la République aura le droit de demander, par 
un message motivé, une nouvelle délibération. 

Pour les lois soumises à la formalité des trois lectures, le Président de 
la République aura le droit, après la seconde, de demander que la mise à 
l'ordre du jour pour la troisième délibération ne soit fixée qu'après le délai 
de deux mois. 

Art. 3. Les dispositions de l’article précédent ne s’appliqueront pas aux 
actes par lesquels l’Assemblée nationale exercera le pouvoir constituant qu’elle 
s'est réservé dans le préambule de la présente loi. 
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Art. 4 Les interpellations ne peuvent être adressées qu'aux ministres, nu st 
et non au Président de la République. 183.März1873. 

Lorsque les interpellations adressées aux ministres ou les pétitions en- 
voyées à l’Assemblée se rapportent aux affaires extérieures, le Président de 
la République aura le droit d'être entendu. 

Lorsque ces interpellations ou ces pétitions auront trait à la politique 
intérieure, les ministres répondront seuls des actes qui les concernent. Néan- 
moins si, par une délibération spéciale, communiquée à l’Assemblée avant 
l'ouverture de la discussion par le vice-président du conseil des ministres, le 
conseil déclare que les questions soulevées se rattachent à la politique géné- 
rale du Gouvernement et engagent ainsi la responsabilité du Président de la 
République, le Président aura le droit d'être entendu dans les formes déter- 
minées par l’article 1°. u 

Apres avoir entendu le vice-président du conseil, l’Assemblée fixe le jour 
de la discussion. 

Art. 5. L'Assemblée nationale ne se séparera pas avant d’avoir statué: 

1° Sur l'organisation et le mode de transmission des pouvoirs législatif 
et exécutif; 

2° Sur la création ‚et les attributions d’une seconde Chambre ne devant 
entrer en fonctions qu'après la séparation de l’Assemblée actuelle; 

3° Sur la loi électorale. 

Le Gouvernement soumettra à l’Assemblée des projets de loi sur les 
objets ci-dessus énumérés. 


Délibéré en séance publique, à Versailles, le 13 mars 1873. 


Le président, 
: Signé: Jules Grévy. 
Les secrétaires, 
Signé: Francisque Rive, Albert Desjardins, 
E. de Cazenove de Pradine, L. Grivart, 
Félix Voisin. 
Le Président de la République, 
A. Thiers. 
Le garde des sceaux, ministre de la justice, 
J. Dufaure. 
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Nr. 5042. 


FRANKREICH. — Resolution der Nationalversammlung vom 
17. Marz 1873 betreffend Dankesvotum an den Präsidenten der 
Republik und die Regierung anlässlich des deutsch- französischen 
| Räumungsvertrages. 


Résolution de l’Assemblée nationale portant que des remerciments sont adressés 
à M. le Président de la République ef au Gouvernement, et dérlasant que 
M. Thiers a bien mérité de la patrie. 


Mr. 5042. L'Assemblée nationale a adopté la résolution suivante: 
Frankreich. 
inMein. L'Assemblée nationale, 


Accueillant avec une patriatique satisfaction la communication qui vient 
de lui être faite, et heureuse d’avoir ainsi accompli une partie essentielle de 
sa tâche, grâce au concours généreux du pays, 

Adresse ses remerciments et ceux du pays à M, Thiers, Président de la 
République, et au Gouvernement, et déclare que M. Thiers a bien mérité de 
la patrie. 

Délibéré en séance publique, à Versailles, le 17 mars 1873. 


Le président, 
Signé: Jules Grévy. 
Les secrétaires, 
Signé: Vicomte Blin de Bourdon, Albert Desjardias, 
E. de Cazenove de Pradine, Félix Voisin, 





L. Grivart. 
Nr. 5043. 
FRANKREICH. — Sitzung der Nationalversammlung vom 23. Mai 
1873. — Interpellation über die letzten Ministerveränderungen 


und die innere Politik der Regierung. 


Présidence de M. Buffet. 


M. Thiers, président de la République, est au banc du Gouvernement. 
M. Dufaure, garde des sceaux, vice-président du conseil des ministres. 


Shane Je demande la parole. 
23. Mai 1873. M. le président. La parole est à M. le vice-président du conseil. 


M. le vice-président du conseil Messieurs, avant l'ouverture de 
la discussion et conformément à l’article 4 de la loi du 13 mars 1873, j'ai 
l'honneur de communiquer à l’Assemblée la délibération suivante du conseil 


des ministres: 
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“Le conseil des ministres, après en avoir délibéré, déclare que Vinter- Nr. 543 
pellation déposée dans la séance du 19 de ce mois sur le bureau de l'As-99 Mai 1878. 


semblée, se rattachant à la politique générale du Gouvernement et engageant 
ainsi la responsabilité du Président de la République, 

“Le Président exercera le droit de prendre part à la discussion, droit 
qui résulte pour lui des dispositions de l’article 4 de la loi du 13 mars 1873. 

“Délibéré à Versailles, le 20 mai 1873.” 

Suivent les signatures de tous les membres du conseil: MM. Dufaure, 
Léon Say, Rémusat, général de Cissey, Teisserenc de Bort, de Fourtou, 
Waddington, Casimir Perier, A. Pothuau, Bérenger. 

M. le président. Il est donné acte à M. le vice-président du conseil de 
la communication qu’il vient de faire à l’Assemblée, { L'ordre du jour appelle 
la discussion de l'interpellation d’un grand nombre de députés concernant les 
dernières modifications ministérielles et la politique intérieure du Gouverne- 
ment. | La parole est 4 M. le duc de Broglie. 

M. le duc de Broglia Messieurs, Vinterpellation déposée par nous, et 
qui a reçu l'adhésion de plus de trois cents signataires, porte sur deux choses: 
la nécessité reconnue par ceux qui interpellent de voir à la tête des affaires, 
dans la gravité de la situation présente, un cabinet dont la fermeté rassure 
le pays; Vimpatience éprouvée par le mêmes députés de savoir si le cabinet 
qui est sur ces bancs, avec les modifications qu'il a subies, répond à cette 
nécessité. || Je ne serais pas tout à fait sincère si je n’ajoutais pas que le 
doute, un doute profond, existe à cet égard dans lour esprit. .. (Mouvement) 
et que la discussion présente a pour but de savoir s’il peut être dissipé. 

Quelle est donc, messieurs, la gravité de cette situation et dans quel état 
cette situation trauve-t-elle l'administration de la France? | Aux yeux des 
signataires, la gravité de la aituatian se résume en ceci: la possibilité révélée 
par les dernières élections de voir arriver, dans un délai plus ou moins 
prochain, lo parti radical à la tête des affaires par la voie du suffrage uni- 
versel, tel qu’il est organisé aujourd'hui. La possibilité du triomphe du parti 
radical, voilà ce qui constitue à leurs yeux la gravité de la situation. | Si 
le parti radical était un parti politique eomme ceux qui divisent ordinairement 
les Assemblées, le triomphe de ee parti sur un autre serait une de ces vieis- 
situdes auxquelles tous doivent s'attendre et dont personne ne doit ni s’effrayer 
ni sindigner. Mais le parti radical n'est pas un parti politique ordinaire; 
c'est avant tout et surtout, chacun le sait, un parti social. | Je n’essaierai 
point de déterminer par des definitions théoriques qui seraient toujours conte- 
stables, et qui venues de ma part seraient certainement contestées, quelles 
sont les doctrines du parti radical. Je me bormerai à dire, — et ceux qui 
représentent ici le parti-radical ne le contesteront probablement pas, — qu'aux 
yeux de ce parti, dans la France, telle que la revolution de 89 l’a faite, 
avec le suffrage universel, avec l'égalité civile absolue, avec lg liberté religieuse, 
il y a encore à accomplir de profondes réformes, presque des révolutions 

17° 
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Nr. 5043. sociales. C’est, par conséquent, un parti qui menace la société actuelle dans 

ws unr son, ses bases, pour les refondre, sinon pour les détruire. Voilà ce qui rend son 
triomphe si redoutable pour cette société même, qui ne paraît pas générale- 
ment pressée de se soumettre à ce travail de refonte, qui pourrait être un 
travail de destruction. (Trés-bien! trés-bien! à droite et au centre droit. 
' Mais dans des temps de révolution comme le nôtre, les doctrines ne restent 
pas longtemps à l’état de théorie; elle se sréalisent dans les faits et s’incarnent 
dans les hommes. || Or, il y a pour nous un grand fait qui domine toute 
notre situation intérieure, et qui l’eclaire encore de ses sinistres lueurs, c'est 
le souvenir de cette épouvantable insurrection qui a menacé, au début de 
cette Assemblée, la souveraineté nationale, et que cette Assemblée a dé, 
comme le héros de la fable, étouffer dans son berceau. | Quels ont donc été 
les rapports du parti radical avec la commune de Paris? Je ne veux calom- 
nier personne; je ne dirai pas qu'il ait approuvé toutes les doctrines on 
justifié tous les crimes de la Commune de Paris; je dirai simplement, — et 
je, ne crois pas que ses représentants le contestent, — que dans ce débat 
entre l’Assemblée et la Commune de Paris, le parti radical a pensé que les 
torts étaient partagés, il a pensé que si la Commune de Paris avait des 
prétentions exagérées, elle avait aussi des griefs légitimes, et que si nous 
avions, nous, des droits, nous les avions dépassés dans l'application. | Que 
telle soit l’opinion du parti radical, que ce soit son opinion sur les faits d'il 
y a deux ans, cela n’est pas douteux. Les noms seuls des nouveaux collègues 
que le parti radical envoie dans cette enceinte le démontrent jusqu’à l’évidence. 
| Notre nouveau collègue, M. Barodet,, est venu exprès à Paris pour opérer 
une pacification entre la Commune et l’Assemblée et s’est plaint, à son retour, 
dans un document public, d’avoir trouvé unc égale ardeur de dissentiment, 
un égal défaut d'esprit de conciliation à Paris et à Versailles. || Notre nouveau 
collègue, M. Ranc, a siégé dans la Commune de Paris; il a pris part à 
quelques-uns des ses faits les plus sinistres, et, sans un scrupule tardif et 
un ralentissement de la justice qui n’est pas encore expliqué, il aurait figure 
parmi les accusés. (Vifs applaudissements à droite et au centre droit.) |: Notre 
nouveau collègue, M. Lockroy, a donné sa démission de membre de cette 
Assemblée, où il siégeait déjà, pour ne pas prendre part à sa résistance. 
: Enfin, le chef avoué, quoique pas toujours obéi, du parti radical, l’honorable 
M. Gambetta, parlant dernièrement à Belleville des souvenirs de la Commune, 
s’est plaint que Paris eût été livré à toutes les horreurs d'une réaction 
furieuse. | Ajouterai-je enfin, pour compléter le tableau, que sinon un de nos 
collègues lui-même, au moins un de ses patrons, un de ceux qui, dans les 
réunions publiques, appuyaient sa candidature, un procureur de la Ré- 
publique, démissionnaire volontaire seulement de l’arinee dernière, M. An- 
drieux, ami et soutien du docteur Guyot, un des correspondants de l’hono- 
rable M. Barthélemy Saint-Hilaire — (Rires ironiques à droite) s’expri- 
mait ainsi: 
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“Je n'hésite pas à dire que c’est l’Assemblée qui a fait l'insurrection du Fr 5048 


Frankreich. 


18 mars, et quelle est responsable du sang et des ruines qui ont marqué 3, Mai 1873, 


le passage de la Commune.” 

Voilà, messieurs, quelle est l'opinion, non pas de tous les membres, 
mais d’une grande fraction du parti radical sur les souvenirs cffroyables que 
je vous rappelle. Je résume cette opinion dans ces mots: qu'à leurs yeux 
les torts sont partagés et qu'il y a une réparation à faire à la Commune de 
Paris. | De là, messieurs, le programme que le parti radical a développé 
dans les dernières élections, programme qui se réduit à trois termes: 
dissolution immédiate de cette Assemblée qui a été le boulevard de la 
société contre la Commune, amnistie de tous les condamnés de la Com- 
mune, levée immédiate de l’état de siége qui est une précaution contre 
le retour de parcilles horreurs. On n'y joint pas le réarmement de la 
garde nationale; mais je pense que cette conséquence des mêmes principes y 
est également comprise. " Imaginez, messieurs, avec ces doctrines d'un côté, 
avec cette appréciation de faits récents, ct si récents (car ils sont bien récents, 
puisque à la date d'hier il y a cu deux ans seulement que l’armée française 
est entrée dans Paris), avec cette appréciation de l'autre, ce que peut être 
le triomphe légal du parti radical! Imaginez une Assemblée dont la majorité 
serait radicale, rentrant dans Paris pour réformer la société, aux acclamations 
des amnistiés de la Commune! Imaginez-vous le spectacle qu'an tel événe- 
ment donnerait. J’ose dire que cela serait la revanche légale de la Commune 
de Paris... (Oui! oui! Très-bien! trés-bien! à droite et au centre droit.)| Voilà, 
messieurs, l'éventualité qui, apergue par la société, l'a pénétrée de terreur, 
et qui résume, pour nous, la gravité de la situation dont parle l’interpellation. 
Naturellement, nous avons dû nous demander ce que pensait, dans une pareille 
éventualité, ce que préparait pour la prévenir, ce que jugeait nécessaire et 
convenable le Gouvernement qui a reçu de nous le dépôt du pouvoir exé- 
cutif. || Loin de moi l'idée que co Gouvernement, représentant l’Assemblée et 
régissant la France en son nom, ait pour les doctrines du parti radical le 
plus léger degré de sympathie; les conséquences que ces doctrines empor- 
teraient le menacent comme nous, au même degré, plus que nous peut-être, 
puisqu'il a eu l'honneur de marcher à notre tête pour triompher de ces nou- 
veaux barbares. || Mais le danger que je signale n’est pas nouveau. Il a 
apparu le 27 avril et le 11 mai sous une forme vive ct pressante, que per- 
sonne n'a pu méconnaître, et nous l’avions déjà aperçu plusieurs fois à 
l'horizon, sous des traits moins apparents, et par des démarches successives 
nous l’avions signalé au Gouvernement. Nous avions alors cru remarquer 
dans le sein du Gouvernement, au sujet de ses rapports avec le parti radical, 
déux tendances, deux manières de voir, deux manières de se conduire qui 
étaient en conflit tacite l'une avec l’autre, conflit qui, dans ces derniers temps, 
s’est accusé tout à fait. Il nous avait toujours semblé qu'il y avait dans 
le Gouvernement une tendance franchement, ouvertement hostile aux doc- 
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ne ae trines ‘comme aux pratiques du parti radical, décidée à user, pour he com- 
98. Mai 1873, battre, de toute l'étendue des moyens légaux, des moyens matériels que la 
loi permet, de la force morale dont tout Gouvernement dispose, une tendance 
décidée, en un mot, pour unc politique de résistance aux doctrines comme 
aux ptatiques du parti radical. A côté de coitte tendance, nous en avons 
toujours distingué une autre, d'après laquelle on semblait penser que dans les 
rapports avec le parti radical, les ménagements, les concéssiôns, les com- 
promis étaicnt la meilleure manière d’apaisor ses passions ou d’amoindrir ses 
prétentions; qu'il fallait user avec lui de douceur, de paticnte, ne pas aller 
jusqu'au bout des moyens légaux, ne réprimer que l'excès du désordre matériel 
n’entrer en conflit avec lui qu'à ia dernière extrémité, et cn tempérant, par 
la bonne grâce des relations, ce que pouvait avoir de rude la répression 
légale. (Nouvelle approbation à droite. — Mouvements divers.) || Ces dear 
tendances, messieurs, nous ne sommes pas surpris de les rencontrer; dans les 
temps de révolation, elles partagent ordinairement les assemblées. Ces det 
tendances se sont rencontrées, après la révelation de Juillet, dans deux partis 
commandés par des hommes inégalement illustres, mais également honorables: 
elles sont au fond de la nature des choses comme dc l'esprit humain. Nous 
ne nous sommes donc pas étonnés de les voir reparaître. , Mais ce qaf est 
peut-être plus surprenant, c’est de tes voir réunies dans le même ministère, 
dans ic même cabinet, à côté l'une de l'autre, ayant chacune leur four, lear 
moment d'empire prévalant par intermittence et se partageant, en quelque 
sorte, la carte de France, de manière que des régions cntidtes semblaient 
abandonnées par l’administration, à l’une où à l’autre. (Rires d'adhésion sur 
plusieurs bans à droite.) || Voilà pourtant le spectacle auquel, il faut bien le 
dire, le Gouvernement nous fait assister depuis deux ans. Que ces deux ten- 
dances aient été suivies et pratiquées par Jui tour à tour, suivant les licux 
et les heures, j'en appelle à vos soavenirs; j'en appellerai au souvenir de ces 
discussions qui, quelquefois dans le même débat, ont valu aux organes du 
Gouvernement ou les applaudissements qui partaient de la pointe extrême de 
‚ce côté (la gauche) ou des adhésions qui partaient du sommet de celui-ci (la 
droite). À J'en appelerai aux souvenirs que chacun a pu rapporter de son dé- 
partemont, de ces condamnations provoquées par les magistrats contre des 
individus subitement grâciés par des interventions supérieures; jen appellerai 
fa souvenir de ces promotions de fonctionnaires, où la part semblait à dessein 
également faite à deux élémonts contradictoires; j'en appellerai enfin au sou- 
venir de ces correspondances tant de fois parties du secrétariat général de 
la Présidence, ct tant de fois désavouées dans le Journal officiel. Dans tous 
ces faits, les deux tendances étaient visibles, on les saisissait aux prises l’une 
avec l’autre. Dans le cours de la session dernière, en particulier, ces con- 
flits et ces différends se sont accusés aux yeux du public tous les jours da- 
vantage, à ce point qu'on a commencé à nommer dans le cabinet ceux qui 
représentaient l'une et l’autre. (C'est vrai: c’est vrai! à droite.) | Eh bien, 
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les élections de Paris da 27 avril, et déjà même les préliminaires bruyants un Lars 
de ces élections, ont fait passer ce cunflit de tendances, de l’état latent et an mal 8. 
tacite à l’état public et aigu Le confit a éclaté alors à tous les yeux de 
manière à ne plus pouvoir être dissimulé. || Je ne veux pas prolonger cette 
discussion. Je ne prendrai donc que deux faits très-caractéristiques et in- 
contsstables. || La conduite du Gouvernement à l'égard de la loi ls muni- 
cipalité lyonnaise est le premier de ces faits. La nécossité de cette loi a 
été pour la première fois signalée à cette tribune par M. le ministre de 
l'intérieur: c'est lui qui a dit dans ia discussion sur la police de Lyon que 
le désordre moral était tel à Lyon qu’on ne pouvait pas le souffrir plus long- 
temps. C'est le ministre de l'intérieur qui s présenté ls première loi pour 
y porter remède. { Modifiée par ia commission, cette loi a été acceptée dans 
ses modifications par le Gouvernement, représenté cette fois encore par le 
ministre de l'intérieur, Si jamais loi paraissait établir une solidarité étroite 
entre le Gouvernement et l'Assemblée, o'était bien celle-là assurément qui 
avait été préparée par le Gouvernement, modifiée par la commission, et ac- 
ceptée à la tribune par le ministre de l'intérieur. | Qu'est-il arrivé? Ce qui, . 
en réalité, devait arriver, ce que des hommes d'Etat apparemment devaient 
prévoir, ce qui ne pouvait pas ne pas arriver. C’est que la municipalité 
lyonnaise étant an centre puissant, une véritable citadelle du parti radical, 
le parti radical tout entier a ressenti l'attaque et s'est proposé immédiate- 
ment d’user de représailles. U a voulu se défendre et rendre au Gouverne- 
ment qui l'avait frappé attaque ponr attaque. Ccla était inévitable. Je ne 
puis que m’étonner que des hommes d'Etat en aient été surpris. | Quant à 
nous, membres de la majorité, nous nous étions parfaitement attendus à ce 
que le parti radical ne se laisserait pas déposséder sans combat, sans résis- 
tance, d'un de ses centres les plus puissants. Nous nous étions donc attendus 
au conflit; c'était une lutte qui commençait. (Très-bien! trös-bien!’& droite et 
au centre droit. — Rumeurs à gauche.) | Qu’avons-nous vu cependant? Quel 
a été le résultat de ces représailles contre cette attaque portée en commun 
contre un acte fait à la fois par le Gouvernement et par l'Assemblée? Je 
dis “en commun”, car ce qu'un Gouvernement laisse faire, il le fait. (Nou- 
velle approbation à droite et au centre droit) Je dis donc et je répète que 
l'acte était fait en commun, par le Gouvernement et l’Assemblée. || Eh bien, 
aussitôt que la représaille a paru sous la forme d’uue candidature opposée 
à celle de M. le ministe des affaires étrangères à Paris, tous les organes 
officieux on officiels du Gouveraement ont désavoaé la loi votée en commun 
par Ini et par l’Assemblée. (C'est cela! — très-bien! trés-bien! à droite et 
au centre droit.) | Tous les patrons de la candidature de M. le ministre des 
affaires étrangères, les comités dont il visait les circulaires ont condamné 
cette loi, l'ont condamnée comme une atieinte aux franchises municipales et 
ont dénoncé l’Assemblée comme ayant jeté à ces franchises municipales une 
provocation gratuite. | Voilà ce que j'appelle le conflit des deux tendances 
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ne Kiel à l’état public et aigu (Vive approbation ct applaudissements à droite et au 
33. Mai 1573. centre droit.) , Depuis, autre chose s’est passée, plus considérable encore dans 
ses conséquences, | Pendant que durait cette grande lutte électorale, tout à 
coup, dans un congrès de sociétés savantes, où la politique était déplacée, 
et ne pouvait, par conséquent, entrer sans calcul, M. le ministre de l’instruc- 
tion publique, — le ministre d'alors s'entend, — dans des paroles dont on 
ne connaît pas bien la teneur exacte, a porté contre cette Assemblée une 
cruelle imputation. L’honorable M. Jules Simon, contre lequel aucun grief 
personnel ne m’anime. . . (Légères rumeurs sur quelques bancs à gauche) 
me permettra de n’être pas plus blessant pour lui qu'il ne l’a été pour chacun 
de nous; mais enfin son discours, — quel qu’en soit le texte exact, soit velui 
qui a été primitivement recueilli par les divers journaux, soit celui qui a été 
publié dans le Journal officiel, — son discours contenait, au fond, une offense 
bien grande et bien doulourense contre chacun des membres de cette Assem- 
blée. (Vif assentiment à droite et au centre droit.) | Dire, en effet, qu’un 
homme, un homme seul, quelque illustre qu’il soit, a opéré la libération du 
® territoire francais; le dire quand cette Assemblée a reçu du pays, comme 
première mission, le rachat de notre indépendance, c'était lui dire qu'elle 
avait négligé et compromis la partie la plus chère ct la plus sacrée de son 
mandat. (Très-bien! très-bicn! à droite.) Qu'on l'ait dit expressément ou par 
prétérition, l’offense est la même. (C’est vrai! — Très-bien! du même côté 
| Le ministre de l'intérieur, dans la commission de permanence qui vous 
représentait si dignement, sommé de s'expliquer sur ces paroles, en a solen- 
nellement désavoué la responsabilité; il a déclaré qu'il ne voulait pas en 
répondre. '! Voilà ce que j'appelle, encore une fois, le conflit de tendance à 
l'état public et aigu. (Marques d’assentiment à droite et au centre droit. 
|| Dès lors, messieurs, ce conflit est devenu tout à fait officiel; la presse, les 
journaux, la publicité, tout le monde s’en est emparé, et les deux tendances 
ont été représentées par l'honorable M. de Goulard d’un côté, par l'honorable 
M. Jules Simon de l’autre: tendance à la résistance ouverte contre le parti 
radical d’un côté, tendance aux ménagements à l'égard de ce mème parti, de 
l'autre; — car, porter atteinte à l’Assemblée, comme l'avait fait l'honorable 
M. Jules Simon, c'était apporter au premier article du programme du parti 
radical un appui qui venait de haut, puisque ce premier article est la disso- 
lution immédiate de l’Assemblée. (Nouvelles marques d’assentiment à droite 
et au centre droit.) || Ce conflit a duré, je crois, trois semaines, publiquement, 
devant tout le monde; chaque ministre ayant des journaux qui l'appuyaicnt: 
le public attendant de quel côté pencherait le Gouvernement. Enfin, le 
Journal officiel a paru avec cette mention que M. le Président de la Ré- 
publique avait reconnu la nécessité de modificr son administration. Je le 
crois bien, en vérité! Il etait difficile do faire revenir sur les mêmes bancs 
les ministres séparés par de telles différences d'appréciation politique. La 
politique d'équilibre, de bascule, comme on l'a appelée, la coexistence de deux 
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tendances contraires au sein du cabinet, tout cela avait fait son temps; il Pers 
fallait prendre son parti entre l’une et l'autre. || Quel est le parti qui a été 24 Mai 188 
pris? Le nouveau cabinet qui se présente, quelles tendances roprésente-t-il ? 

Est-ce une tendance ouverte à la résistance, à la politique de résistance, 

à la résistance par tous les moyens légaux ct moraux, aux pratiques comme ” 

aux doctrines du parti radical? Est-ce, au contraire, la tendance à la con- 

cession, aux complaisances, aux compromis, une politique se rapprochant du 

parti radical autant que la sécurité de la société ct la conscience d’honndtes 

gens pourraient le permettre? Laquelle de ces deux tendances le cabinet 
représente-t-il ? 

A droite et au centre droit. Très bien! — Voilà la question! 

M. le duc de Broglie. Voilà, messieurs, à quoi revient, en définitive, 
Vinterpellation adressée au cabinct. Que représente-t-il? Est-ce la tendance 
à la résistance? Est-ce la tendance à la concession? | Jo vais dire tout de 
suite, sauf à être contredit, — et je serais heureux de l'être, — mais il 
faudra que je le sois par des faits positifs, par des explications concluantes, 
et non par des déclarations générales (Oui! oni! — Très-bien! très-bien! — 
Applaudissements à droite et au centre droit.) ... dont les termes sont tou- 
jours vagues, et dont, à la longue, les oreilles se fatiguent. (Nouvelles 
marques d'approbation à droite:) Il faudra que je sois contredit par des ex- 
plications concluantes, — je serai heureux de l'être, — mais il faudra qu'elles 
soient concluantes. 

Un membre à droite. Il faut des actes! 

M. le duc de Broglie. En attendant, je dirai qu’elle est l'impression 
publique générale, que chacun de nous peut recueillir en causant, en dehors 
de cette enceinte, avec tous ceux que la politique préoccupe. || Cette impres- 
sion est que ce cabinet actuel est un pas de plus dans la voie des conces- 
sions, des ménagements, des compromis vis-à-vis du parti radical. (Rumeurs 
à gauche. — Marques d’assentiment ct applaudissements répétés du côté 
droit.) || Je dis que c’est 14 l'impression commune, que c’est celle que chacun 
de nous peut recueillir, même parmi les gens d'opinions le plus opposées. || 
Sans doute chacun ne se sert pas des mêmes termes pour rendre sa pensée: 
éenx qui approuvent le cabinet nouveau ne parlent pas de complaisance et de 
compromis; mais ils conviennent volontiers que c’est un pas fait en dehors de 
la politique de résistance et dans la voie contraire. || Qu'est-ce qui donne 
cette opinion au public, quand les noms des personnes appelées nouvellement 
à prendre place dans le cabinet devraient donner l'impression toute contraire, 
quand leurs intentions connues, quand leurs actes même, leurs actes récents, 
comme par exemple le discours de M. Bérenger qu’il aurait peut-être un peu 
de peine à refaire aujourd’hui qu’il est ministre... (Rires à droite. — Pro- 
testations et rumeurs à gauche.) | 

M. Dufaure, garde des sceaux. Pourquoi donc aurait-il de la peine à 
le refaire? . 
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sur M. le duc de Broglie. Je tiens à expliqeer ma pensée qui n’a rien 
88. Mai 1878. de blessant pour l'honorable M. Bérenger. {| Je doute que le ministère assis 
sur ces bancs voulêt prendre aujourd'hui la solidarité du discours prononcé 
par M. Bérenger et de ses attaques contre la municipalité lyonnaise; jen 
doute. S'il dit qu'il accepte cette solidarité, je ne demande pas mieux. 
Quelle est donc la raison qui fait croire que des personnes si honorables, des 
noms si compromis dans la cause de l'ordre même depuis plusieurs géné- 
rations, paraissent déterminer par leur arrivée au pouvoir ah pas en dehors 
de la politique de résistance. Bien des faits, messieurs, qu'il serait trop long 
d’énumérer, et surtout la base étroite sur laquelle s'est placée la nouvelle 
modification ministerielle, la base étroite qui sépare les mouveaux ministres, 
qui jes tient du moins à distance de ia majorité conservatrice de cette Assem- 
blée et de la plupart de ses nuances, et puis, comme conséquence, la sortie 
du cabinet du membre qui, dans ces derniers temps, avait représenté les 
intéréts, les doctrines, les pensées de la grande majorité conservatrice de 
cette Assemblée. (Trés-bien! trés-bien! au centre droit et à droite.) Void 
e les faits qui, éclatant aux ycux du pablic, ont donné tout de suite à la der- 
nitre modification ministérielle le caractère d’être un pas fait en dehors de 
la politique de résistance. || Je sais bien qu'un autre membre du cabinet, qui 
représentait l’autre tendance, en est sorti le même jour et à la même heure. 
Mais on me permettra de faire remarquer quil n’y a point de parité. {| En 
effect, il était difficile à l'honorable M. Jules Simon, ayant ame opinion si 
sévère sur ses collègues de la majorité de cette Assemblée, de continuer à 
les représenter comme ministre de lear délégué. La même raison n'existait 
pas, c'était la raison contraire, pour le ministre qui représentait les intérêts 
et les pensées de la majorité de cette Assemblée. (Assentiment à droite et au 
centre droit.) | Et s’il était vrai, que c’est pour faire une sorte de oompes- 
sation qu'ils sont sortis l’un et l’autre, alors ce serait bien là ce que j'appelle 
une politique de concessions et de compromis. (Nouvel assentiment sar les 
mêmes bancs.) {| J’insiste, messieurs, sur ce fait, qui est le plas saillant; non 
qu'il soit ke fait unique, mais il est le fait dominant dans la crise. {| Je crois 
que le moment est venu de parler ouvertement et qu’il doit m'ôtre permis de 
prononcer quelques noms propres Je tâcherai de le faire sans ètre blessant: 
mais le pays a besoin de lumière, il a besoin de sortir des sousentendus et 
de l'obscurité. (Rumeurs sur quelques bancs à gauche.) 
. À droite et au centre droit. Parlez! parler! — Ecoutez! écoutez! 

M. le duc de Broglie. Messieurs, j'insiste sur ce fait, parce qu'il 
répond d'avance à l’objection qac je prévois et que nous font, de plusieurs 
côtés, les organes de la presse amie du Gouvernement. || On sous a dit, depuis 
un an, on nous répète beaucoup, depuis quelques jours, que les incertitudes, 
que les conflits et que les contradictions que je vous signale dans la politique 
du Gouvernement proviennent de ce que le Gouvernement n’a, pour assiette, 
que des institutions provisoires; de ce qu'il ne peut prendre son point d'appui 
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de résistance sur des institutions définitives. Le mal vient, dit-on, de ce que Nr. 508. 
la majorité conservatrice se refuse à passer du provisoire au définitif, de ce ga, Mai 1878 


que le parti conservateur n'est pas suffisamment républicain; on ajoute que le 
nouveau cabinet va retremper ses armes de conservation dans les caux répu- 
blicaines et qu'il les en retirera moins émoussées et plus vives contre le parti 
radical, || Messieurs, je serais d’abord un peu étonné de rencontrer cette ob- 
jection dans la bouche de M. le garde des sceaux; car, s’il m'en souvient bien, 
dans la discussion si récente encore de ia commission des Trente, c’est lui, au 
nom du Gouvernement, c’est iui qui à insist$ surtout pour qu'on no passât en 
aucune manière ct sous aucun prétexte du provisoire au définitif, c'est lui, 
au nom du Gouvernement, qui, dans des termes que j'ai sous les yeux, a dit 
que ic Gouvernement était d'avis que le moment n'était pas venu alors, — 
c'était il y a deux mois à poine, — ni de faire ia république, ni de consti- 
tuer la monarchie; que co n’était pas là de sa part unc tactique parlemen- 
taire étudiée, — co sont ses termes mémes, — mais la suite d’unc profonde 
étude de la situation du pays. C'est lui qui, à l'intérêt de la paix et du repos, 
a demandé à la commission des Trente de s'abstenir de toucher à la question 
des institutions définitives. f D'accord avec lui sur ce point, nous lui avons 
accordé aussi ce qu'il demandait dans la mesure et dans la forme qu’il avait 
déterminées lui-même; nous lui avons remis le soin de présenter à l’Assem- 
blée, sous la forme qu'il jugerait convenable, trois lois organiques qui sont de 
vraies lois constitationnelles. || Comme rapporteur de ia commission des Trente, 
j'ai adhéré et demandé à l’Assemblée son adhésion à toutes ces mesures. Je 
l'ai fait surtout par cette çonsidération qu'aux yeux du Gouvernement l'intérêt 
conservateur, l'intérêt de la politique conservatrice était engagé dans ces mesures. 
Je l'ai fait an prix de sacrifices douloureux; beaucoup de mes amis l'ont fait avec 
moi. Tels le Gouvernement nous a trouvés alors, tels, dans la discussion des pro- 
jets de loi qu’il vient de déposer sur le bureau de l’Assemblée, il nous retrou- 
vera, s'il veut encore de notre concours, que sa réserve et sa mesure rendent 
essentiellement désintéressé. (Mouvements divers.) Mais si on pouvait reprocher 
à la majorité de cette Assemblée de n’être pas assez républicaine, l'honorable 
M. de Goulard ne méritait pas ce reproche; il avait pris, lui, très-résolu- 
ment son parti d’adhérer à toutes les déclarations ct à toutes les tendances 
républicaines du Gouvernement. {| Le premier, il avait fait honneur de l’em- 
prunt des 3 milliards à la République conservatrice; il avait accepté, comme 
ministre, la solidarité da message du 11 novembre. Rien n'indique qu'il n'ait 
pas collaboré aussi aux lois actuellement soumises à l’Assemblée. S'il est 
sorti du cabinet avec la tendance qu'il représentait, ce n’est donc pas qu'il 
fût trop peu républicain, il faut bien convenir que c’est qu'il était trop con- 
servateur. (Vives marques d'adhésion à droite.) {| Eh bien, messieurs, si cela 
est vrai, si c'est bien 14, en dehors de toutes les questions de formes de 
gouvernement, si c’est bien là la dissidence qui nous sépare du nouveau cabi- 
net, si c’est Ia crainte que son uavénement ac soit un pas fait en dehors de 
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28. Mai 1873, plications catégoriques fondées sur des faits, je demande la permission d’ap- 

peler l'attention du cabinet sur la position où il va se trouver. || Il ya ici 

320 députés ayant signé l'interpellation, qui sont profondément convaincus que 

contre le progrès des doctrines radicales l’action active, énergique du Gou- 

vernement dans la voie légale et indispensable; qui attribuent à ses oscilla- 
tions, à ses indécisions la plus grande partie du progrès que ces doctrines 
font dans le pays, l’autre partie seule étant imputable aux passions qu'elles 
flattent dans le cocur des populations. (Trés-bien!) | Profondément convaincus 
aussi que ces oscillations, que ces indécisions, que cet équilibre entre la rési- 
stance et les ménagements dont je parle ont été le grand véhicule des pro- 
près du parti radical (Très-bien! très-bien! à droite.) . . . . ils ont conclu 
résoliment qu'il faut renoncer à ces oscillations, à cet équilibre et à plus 
forte raison s'abstenir de faire un pas dans le sens contraire à la résistance. 
Il pensent qu'un gouvernement n’a pas tout fait quand il a assuré l’ordre 
matéricl; que l'ordre moral dépend beaucoup de lui, qu'il peut le fortifier on 
laffaiblir par son attitude, par les doctrines qu’il professe hautement et surtout 
par l'esprit qu'il inspire à son administration. (Trés-bien! très-bien!) |] Ils sont 
convaincus que, si le Gouvernement ne revient pas dans la voie résolôment 
conservatrice, le progrès du radicalisme ne pourra être arrêté. Ces 320 dé- 
putés ont cette conviction, dans le fond même de leurs consciences, et ils 
sont décidés à la maintenir. Ils croient que l'heure suprême est arrivée et 
que les compromis, que les ménagements ont duré, et ont porté leurs mauvais 
fruits aussi longtemps qu'il est possible de les supporter. (Trés-bien! très- 
bien! et applaudissements à droite). || Ils croient que le précipice est ouvert et 
qu'il n'y a qu'un pas à faire pour y tomber; ils croient, suivant une phrase 
fameuse, qu'il n’y a plus, dans ce sens, ni une faiblesse ni une faute à com- 
mettre. (Nouveaux applaudissements à droite.) C’est leur conviction profonde; et 
tout cabinet, qui ne leur donnera pas à cet égard une certitude absolue, ne peut 
pas, — malgré leurs regrets et quels que soient ses services et ses mérites d’ail- 
leurs, car le péril public cst grand, pressant ct n'attend pas de délai, — ne peut 
pas, dis-je, compter sur leur concours. (Approbation à droite.) || Ces 320 per- 
sonnes disposent-elles de la majorité de cette Assemblée? Je crois qu’elles sont 
en communion de pensée avec la grande majorité de l’Assemblée; je ne préjuge 
rien sur un vote inconnu où peuvent agir des motifs différents, entre autres le 
désir très-naturel, trés-légitime de ne pas ébranler le Gouvernement dans une 
société si souvent ébranléc que la nôtre. (Rumeurs sur divers bancs à gauche ct 
au centre gauche.) C’est un sentiment qui ne l'emporte pas dans nos consci- 
ences sur la certitude d’un péril évident, d'une menace certaine, mais qui 
peut agir sur certains esprits, je le congois; mais si le Gouvernement devait 

à ce sentiment quelques voix de majorité, dans quelle situation se trouverait- 

il? || Dans cette majorité de hasard figurerait tout l'état-major du parti 

radical lui-même. (Trés-bien! très-bien! à droite.) Il y figurerait dans I’hypo- 
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thèse que je dis, dans l'hypothèse où le caractère donné à la politique du Nr. 504s. 
. A à . Frankreich. 
Gouvernement ne serait pas démenti par les faits, il y figurerait comme un ss mai 1878. 
appoint vainqueur et dominant. Le cabinet et le reste de la majorité ne 
seraient pas les alliés, mais les pupilles et les protégés du parti radical. (Très- 
bien! très-bien! à droite. — Bruit à gauche.) |; Et c’est dans cette situation, 
situation dépendante du parti radical que le cabinet nous convierait à consti- 
tuer la France avec lui? ; C’est dans cette situation dépendante du parti 
radical qu'il nous demanderait de voter des lois que je n’ai pas encore exa- 
minées, contre les principes généraux desquels je n’élève ici aucune objection, 
mais enfin des lois qui, aux yeux du parti radical, blessent le suffrage uni- 
versel et partagent la souveraineté nationale d'une façon que ce parti n’ac- 
cepte pas! " Quelle situation étrange et sans issue! Dépendre, pour son 
existence journalière, di bon plaisir des radicaux et, en même temps, proposer 
et faire voter des lois contre lesquelles le parti radical proteste! Car il a 
protesté déjà, vous le savez, contre le principe de ces lois, contre votre droit . 
de les faire, et cette protestation, déposée séance tenante, sans perdre une 
heure, ne peut avoir d’autre but dans sa pensée que de faire courir les délais 
légaux de l'insurrection. Comment donc le Gouvernement s’étonne-t-il que nous 
ne prétions à ces lois qu'une attention distraite. Avant de les examiner il faut 
que nous sachions si des alliés, qui demain peut-être seront des maîtres, lui 
permettront à lui-même de les discuter et surtout de les appliquer. | Je ter- 
mine, messieurs, et restant toujours dans l'hypothèse que j'ai posée, toujours 
prêt à en recevoir la réfutation par les faits, je termine en disant au Gou- 
vernement que, si réellement il se trouvait placé, comme je viens de l’expli- 
quer, daus la dépendance du parti radical, nous le supplierions, pour son 
honneur, de ne pas rester même un jour dans cette cruelle situation; nous le 
supplierions de s'arrêter dans cette voie funeste, car c’est celle où, avec les 
plus loyales et les meilleures intentions, les gouvernements se laissent aller aux 
transactions qui les déshonorent, courent aux catastrophes qui emportent leur 
renommée eu même temps que les sociétés qu'ils défendent. (Approbation à 
droite.) || Sur cette pente funeste, dans la dépendance et sous la direction qui 
pèseraient sur lui, ce ne serait pas seulement les lois constitutionnelles qui 
disparaîtraient: ce serait les lois organiques et fondamentales de la société 
elle-même qui seraient bientôt atteintes. Il irait de faiblesse en faiblesse et 
de chute en chute. Personne ne peut dire, dans les grands assauts auxquels 
est soumise cette société meurtrie par tant de blessures, quel sort nous ré- 
servent à tous les passions révolutiqnnaires. I] peut y avoir de mauvais jours. 
lis menaceraient les membres du cabinet, j'en suis sûr; ils menaceraient aussi 
le plus grand nombre de ses amis tout autant que nous. || Mais périr pour sa 
cause, en tenant son drapeau dans la main et au pied d’un rempart qu’on 
défend . . . (Très-bien! trés-bien! à droite), c'est une mort glorieuse, dont un 
parti se reléve, et qui grandit la mémoire des hommes publics. (Trés-bien! 
très-bien! et applaudissements à droite et au centre droit.) || Périr, au con- 
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ne, beet. traire, aprés avoir préparé, avant de le suhir, le triomphe de ses adversaires; 
28 Mai 1872. PCrir en ayant ouvert la porte de la citadelle; périr en joignant au malheur 
d'être victimes, le ridicule d’être dupes (Bravos et applaudissements répé- 
tés à droite), et le regret d’être involontairement complice, c’est une humilia- 
tion qni emporte la renommée en même temps que la vie des hommes d'Etat 
; Je conjure le ministère et ses amis de se rappeler le ministère des Giron- 
dins, suivi de sj près du 10 août; je les conjure de se rappeler que, si les 
contemporains sont souvent flatteurs, la postérité est impitoyable pour les 
gouvernements et pour les ministres, dont la faiblesse livre à l'ennemi les lois 
et les sociétés qu’ils sont chargés de défendre. (Très-bien! trés-bien! Bravos 
et applaudissements redoublés à droite et au centre droit. — L’orateur, en 
descendant de la tribune, est accueilli par une nouvelle salve d’applaudisse- 
ments et recoit de nombreuses félicitations.) 

M. Dufaure, garde des sceaux, vice-président du conseil. Messieurs, k 
Gouvernement est très-loin de se plaindre de l'interpellation qui lui a été 
adressée au nom d'un grand nombre des membres de cette Assemblée. Dans 
les termes où elle a été posée, elle est un usage légitime et salutaire du 
gouvernement parlementaire. Elle établit une communication directe et pu- 
blique entre l’Assemblée ct ceux qui sont accidentellement chargés du Gou- 
vernement. Elle vaut mieux que toutes les conversations, que tant de bruits 
répandus, tant d’inventions singulières qui ne sont propres qu'à altérer nos 
rapports mutuels; elle est l'expression publique, sincère, avouée de ce que veut 
lo Gouvernement, de ce qu'il a fait, de ce qu’il entend faire. Je remercie 
donc nos honorables collègues de leur interpellation . . . . (Interruptions et 
rires ironiques sur plusieurs bancs à droite.) Je les remercie sincèrement de 
leur interpellation, à la condition qu'ils veuillent bien écouter avec quelque 
attention la réponse que je dois y faire. (Parlez! Parlez!) || L’honorable ora- 
teur qui descend de la tribune a commencé par expliquer la cause de l'émo- 
tion qui s'est emparée de lui et d’un grand nombre de nos collègues. Elle 
est, a-t-il dit, toute entière dans les deux graves élections qui ont eu lieu 
depuis notre séparation, le 27 avril et le 11 mai. | On y a va, — et je dis 
immédiatement que nous y avons vu, dans la même mesure que l’honorable 
oratour que l’Assemblée vient d'entendre, — on y a vu une sorte de péril 
social contre lequel il était nécessaire de lutter. Je dirai tout à l’heure par 
quels moyens, selon nous, il faut lutter contre le danger que nous redoutons. 
' Qui, nous avons été frappés du même péril que l’arateur signalait tout à 
l'heure. Nous ne sommes pas plus que lui, — et il le sait bien, — des 
complaisants du parti radical. Je ne veux pas parler ici des personnes, je ne 
prononcerai aucun nom. Je parle des doctrines; jai le droit d'en parler: 
elles sont professées avec toute la liberté que donnent nos lois sur la presse; 
elles sont proclamées dans les banquets publics; elles sont écrites dans des 
professions de foi; elles sont écrites dans les antécédents de quelques-uns de 
ceux qui les professent. J’ai donc le droit de connaître ces doctrines, d’en 
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parler, et les apprécier. || Je dis que le Gouvernement les repousse: je dis que N* ae 
le Gouvernement les condamne, qu’il les regarde comme incapables de fonder oa, Mai 18:3. 


une société régulière. . . . (Légères interruptions à droite.) | Si quelqu'un con- 
teste ce que je dis... . (Non! non! — Continuez! continuez!) Il les regarde, 
je le répète, pour que ma pensée soit bien comprise, il les regarde comme 
‘incapables de fonder une société régulière. Je suis convaincu que du jour où 
elles viendraient à triompher légalement, il n’y aurait plus ni ordre, ni seeu- 
rité, ni garantie pour aucun droit et qu'il n’y aurait autre chose en France 
qu'une liberté absolument égale du mal et du bien, tempérée très-souvent par 
un despotisme sans limite, sans frein. Voilà quelle est mon opinion sur les 
doctrines radicales. (Mouvement prolongé en sens divers.) 

Un membre à droite. Il faut los empêcher de se produire! 

M. Prax-Paris, Vaus ne les empéchez pas d'arriver! 

M. le garde des sceaux, Maintenant, messieurs, puisque nous sommes 
d’accard sur ce point l'honorable orsteur qui descend de la tribune et moi, 
quel reproche adresse-t-il au Gouvernement? || Il a mis de côté ce qui s’est 
passé à l'égard de l'affreuse insurrectian de la Commune; il n’a pas tenté de 
diminuer le mérite du Gouvernement qui en a été le vainqueur. Mais, qu’a- 
t-il vu, pour ce qui s’est passé depuis, dans le Gouvernement? Il y a vu 
deux tendances contraires: Je parti radical n'a pas été combattu; le Gouverne- 
ment a usé de tempéraments, il a usé de complaisances. | Je voudrais bien, 
messieurs, que nous prissions l'habitude de juger le Gouvernement par ses 
actes publics. (Chuchotements à droite. — Trés-bien! trés-bien! au centre 
gauche.) Je voudrais bien que nous prissions l'habitude la plus juste et la 
plus raisonnable du monde, de juger un Gouvernement par ses actes, et non 
par des propos qui se répandent au milieu de la société et dont on ne con- 
naît jamais les inventeurs, (Réclamations à droite. — Trés-bien! trés-bien! du 
côté gauche.) || Eh bien, quels ont été les actes du Gouvernement? Depuis la 
victoire sur la Commune, a-t-il faibli un moment? Permettez-moi de yous le 
dire, messieurs, quelquefois vous vous êtes associés avec éloge aux tentatives 
qu'il a faites précisément pour réprimer les excès du parti démagogique. || 
C’est le Gouvernement qui vous a demandé, permettez-moi de le rappeler, la 
loi sur l'Internationale, loi essentielle et puissante que vous avez entre les 
mains, Une autre fois, e’est le Gouvernement qui a résisté à la tentative qui 
est partie de ce côté (le côté droite) d’abolir nos lois sur les associations, Il 
a fallu que je subisse les épigrammes de M, le vicomte de Meaux . . . (Sou- 
_rires), parce que j'avais été si peu libérale, que j'avais résisté à la loi qu'il 

défendait, loj qui détruisait, selon moi, toutes les garanties dont la société a 
besoin. C’est le Gouvernement qui a fait maintenir ces lois, | Une loi a été 
présentée pour combattre les abus que la loi de 1849 sur le jury avait in- 
troduits dans le jugement des affaires criminelles. Qui donc l'a présentée, qui 
l'a soutenue et pourquoi vos orateyrs, & cette épaque, rendaient-ils hommage 
à la fermeté avec laquelle le Gouvernement cherchait des juges équitables, 
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impartiaux et éclairés? Vous oubliez tout cela; vous conservez soigneusement 
le souvenir de quelques propos de salons et de cabinets qui se répandent. .. 
(Exclamations à droite. — Applaudissements à gauche.) | On nous faisait 
l'honneur tout à l'heure de nous dire qu'on attendait du Gouvernement une 
direction vive et ferme contre les attaques que la société pouvait souffrir. 
Nous avons, messicurs, un moyen de donner cette impulsion, de faire connaître 
notre pensée, de la faire prévaloir: c'est par les lois que nous apportons à 
la tribune, par les résolutions que nous vous demandons. Nous l'avons fait 
constamment. Indiquez-nous, depuis deux ans, une loi dans laquelle nous 
ayons manqué à toutes les garanties que réclament l’ordre et la sécurité pu- 
blique, que réclament les intérêts de la société entière. : Voilà la réponse que 
j'avais à faire à l'honorable orateur. | Lorsqu'il a pris la peine de chercher 
dans le cabinet ces deux tendances contraires, une tendance de sévérité et une 
tendance de tempérament, il a oublié que les lois ont été présentées au nom du 
cabinet tout entier; qu’elles ont été soutenues par le cabinet tout entier; qu'elles 
ont été exécutées sous l'autorité du Gouvernement tout entier, et qu’il n’y a pas 
le moindre fondement aux reproches qu'il nous faisait à cet égard. (Exclama- 
tions ironiques à droite.) ; Mais, dit-il, de graves circonstances se sont présen- 
tées, dans lesquelles des tendances différentes se sont manifestées dans le Gou- 
vernement. Dans une première occasion, le Gouvernement avait présenté, par 
l'intermédiaire de l’honorable M. de Goulard, une loi qui apportait des modifi- 
cations à l’organisation de la commune de Lyon, modifications que votre com- 
mission n’a pas trouvées assez radicales. (Rires à gauche.) Votre commission 
a exprimé son opinion, le Gouvernement l’a adoptée: la loi a été votée con- 
formément à cette opinion; le Gouvernement l’a fait exécuter, le Gouvernement 
tout entier; pas un ministre n’a protesté. || Mais, dit-on, lorsqu’est venue la 
candidature de M. Barodet à Paris, des organes officiels du Gouvernement ont 
déclaré que la loi sur la municipalité lyonnaise était mauvaise. Des organes 
officiels! 

Quelques voix à droite. Des organes officieux! 

M. le garde des sceaux. L’honorable orateur peut consulter le 
seul organe officiel que le Gouvernement reconnaisse. . . . . (Exclamations 
à droite.) |‘. Messieurs, vous m'obligez à me répéter. Je répète que le 
Gouvernement ne reconnaît qu'un organe officiel. (Nouvelles interruptions à 
droite.) Me comprenez-vous? . . . (Mouvements divers.) qu'un organe officiel, 
et que nous n’entendons pas, à aucun degré, dans aucune mesure, que l’on 
nous attribue des opinions qui seraient écrites dans quelque autre journal que 
ce soit; et je suis étonné que l'honorable duc de Broglie, qui, au moins par 
souvenir de famille, devrait conserver quelques convenances à l'égard de ses 
collègues . . . . (Vives réclamations à droite. — Approbation et applaudisse- 
ments à gauche.) je suis étonné, dis-je, que l'honorable duc de Broglie vienne 
attribuer aux collègues qu'il a dans le cabinet des opinions puisées dans des 
journaux où, le jour où il le voudra, il trouvera tout aussi bien des attaques 
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contre nous. | Laissons donc, messieurs, tout cela de côté; le Gouvernemen 
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a été parfaitement uni dans la présentation de ces projets de loi, dans leur 28, Mai 1873. 


défense, dans leur vote, et le Gouvernement les a fait rigoureusement et 
fermement exécuter. |. Mais, dit-on, dans une réunion de sociétés savantes, un 
des membres du cabinet, l'honorable ministre de l'instruction publique aurait 
prononcé des paroles blessantes pour l’Assemblée, || Je les regrette si elles 
ont été prononcées; mais je m’empresse de dire que l'honorable ministre lui- 
même, devant le cabinet tout entier, a reconnu que ce n'était point là un acte 
de gouvernement. (Bruyantes exclamations à droite et au centre.) 

M. Paris (Pas-de-Calais). Il parlait comme ministre! 

M. le garde des sceaux. Attendez donc, messieurs! Il s’est reconnu 
seul responsable; et, lorsque le ministre de l'intérieur, dans le sein de la 
commission de permanence, a déclaré que M. Jules Simon devait seul en ré- 
pondre, il a été l'organe du cabinet tout entier. (Rumeurs sur divers bancs.) 
| Comment donc, messieurs! vous, qui m’interrompez, imaginez-vous qu'on puisse 
attribuer au cabinet les paroles que je ne connais pas, mais qui auraient été 
prononcées? (Exclamations à droite.) || Eh bien, voilà pourtant tous les gages 
que, d’après l'honorable duc de Broglie, nous avons donnés au parti radical! 
Vous venez de le voir! || Mais il nous demande qu’elles seront les tendances 
du ministère actuel à l'égard du parti radical. Seront-elles des tendances plus 
faciles, plus complaisantes? J'ai, dit-il, des raisons de le craindre. | Je suis 
un peu étonné, lorsqu'on a devant soi les honorables collègues qui sont entrés 
dans le conscil, que l’on se demande s'ils y viennent comme des complaisants 
du parti radical. (Mouvements divers.) Pour justifier ce doute blessant, on a 
dit que "honorable M. Bérenger, dont le discours puissant a été un des prin- 
cipaux moyens de faire triompher la loi sur la municipalité lyonnaise, on a 
dit qu'aujourd'hui il ne le prononncerait pas. Et pourquoi ne le prononcerait-il 
pas? Est-ce que son opinion a changé? Est-ce que son caractère décidé, 
quand il a prononcé ce discours, s'est affaibli depuis? Est-ce que ses col- 
lègues, qui ont voté la loi, exerceraient sur lui une pression quelconque pour 
l'empêcher de parler comme il a parlé? Vous voyez tout ce qu’il y a de 
frivole dans des reproches de cette nature. (Approbation au centre gauche.) 
_ À la vérité, on est inquiet sur les tendances du nouveau cabinet, par deux 
raisons: l’une, la retraite de l'honorable M. de Goulard et l’autre la base 
étroite sur laquelle le cabinet s’est formé. || Pour la retraite de l'honorable 
M. de Goulard, je serai promptement d'accord avec ce que disait tout à l'heure 
M. le duc de Broglie. Il ne s’est élevé entre M. de Goulard et nous aucune 
question de principe. Nous avons été préoccupés pendant votre absence de 
deux grandes questions: la première, la confection des lois que vous nous 
avez prescrit d'élaborer; la seconde, après les élections, la question de savoir 
si nous ne devions pas demander à l'Assemblée de reconnaître le gouverne- 
ment républicain. | Voilà les deux graves questions politiques, et je n’en con- 
nais pas de plus élevées, qui ont occupé le cabinet, l’ancien cabinet, depuis 
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Pr ur le jour où l’Assemblée nationale s'est séparée. Nous avons été complétement 

23. Mai 1853. d'accord avec les deux collègues qui nous ont laissés Il peut y avoir, dan: 
les lois que nous avons eu l'honneur de vous présenter, quelques points de 
détail sur lesquels nous differions; dans une matière aussi délicate, il ne peut 
en être autrement. Mais quant au principe même de ces lois, et quant à h 
nécessité de reconnaître le gouvernement républicain, il n’y & en aucun dés- 
accord entre nous. (Tres-bien! trés-bien! à gauche.) || Si donc M. de Goulard 
a laissé le cabinet, ce que personne ne regrette plus vivement que moi, ce 
n'est pas pour unc question de politique générale. M le duc de Broglie na 
pas le droit d'en conclure qu’il y a entre le cabinet actuel et le cabinet dont 
faisait partie M. de Goulard, une dissidence sur les principes. (Réelamations 
4 droite.) | 

Un membre. Pourquoi donc est-il parti? 

M. le garde des sceaux Je vous demande pardon de répéter les 
choses les plus simples du monde; mais, puisque nous étions tous d’accord sur 
tous les principes politiques, M. de Broglie n'a pas le droit de conclure de 
la retraite de M. de Goulard qu'il y avait entre lui et nous ane dissidence 
sar le principe. || Cela me paraît clair. || Mais les caractères les ples fermes 
peuvent céder quelquefois à des considérations personnelles. Dans cette cir- 
constance, quelles ont-elles été? Pourquoi l’honorable M. de Goulard s'est-il 
retiré? Vous voudrez bien permettre à un de ses collègues, qui n’a jamais 
eu un froissement avec lui, que Dieu l'en garde, qui a été toujours dans les 
relations les plus douces et les plus affectuenses avec lui, de ne pas se char- 

° ger de rendre compte d’impressions personnelles qu'il n’a pas connues. . . 

Un membre au centre. Ah! (On rit.) 

M. le garde des sceaux . . . . qu'il n’a pas connues, je le répète, et 
si quelqu'un désire les connaître, ce n'est pas au ministre de la jastice qu'il 
doit s'adresser, c'est à l'honorable M. de Goulard lui-même, qui seul peut en 
rendre compte. (Trés-bien! très-bien! à gauche et au centre gauche.) I Ainsi, 
messieurs, cette première raison, qui inspirait des craintes ou des doutes à 
M. le duc de Broglie, cette première raison, au point où nous examinons la 
question, ne peut lui en inspirer aucune. || Mais le cabinct s’est formé sur 
une base trop étroite! cela veut dire, je erois, en langage ordinaire, que les 
trois membres nouveaux da cabinet ont été pris dans un des groupes qu'on 
appelle le centre gauche. 

Un membre. Centre gauche-droit! 

M. le garde des sceaux. Voulez-vous que je vous dise pourquoi? 
C'est facile. | Nous avons cru qu'il y avait un parti décisif à prendre, et a 
proposer à l'Assemblée; j’expliquerai tout à l'heure la contradiction dans h- 
quelle M. le duc de Broglie a cru me mettre avec moi-même; mais quant à 
présent, je dis qu'il nous a paru nécessaire de proposer à l'Assemblée de 
prendre un parti définitif et de reconnaître le gouvernement républicain. (Très- 
bien! à gauche.) || A qui, indépendamment de toutes les autres qualités qui 





Französische Repablik, 275 


pouvaient nous décider, à qui de préférence devions-notis nous adresser? Avez- us Pr 
vous oublié que, peu de jours auparavant, l'honorable M. Casimir Perier avait 25, wai 1878 
publiquement manifesté ses opinions à cet égard? (Exclamations et rires à 

droite et an centre droit.) | Messieurs, je suis obligé de parler lo ladgage élé- 
mentaire da gouvernement parlementaire. || Lorsque deux grandes questions 
politiques sont à résoudre dans un pays, ct que le cabinet a besoin de se 
constituer, à moins de dissidence profonde sur d'autres points, qu’y at-il de 

plus naturel que de choisir ceux qui se sont exprimés publiquement à éet 

égard, ct pris ainsi la responsabilité de Vopimion qu’ils veulent faire triom- 

pher? (Nouvelles exclamations sur les mêmes bancs) Voilà pourquoi nous 

nous sommes adressés à nos nouveaux collègues; et comme leurs prédécesseurs, 

ils viendront défendre les lois que nous avons présentéés, | Maintenant, avons- 

nous eu tort, em présence du danger que nous avons vu, comme M. le duc 

de Broglie, avons-nous eu tort de prendre cette résolution? Vous en déci- 

derez, messieurs, quand nous examinerons ces lois, . . . 

A droite. Non! non! 

M. le garde des sceaux. Oh! nous les examinerons! -— vons en déci- 
derez, dis-je, quand nous examinerons ces lois qui n'ont pas encore appelé 
l'attention de M. Ie duc de Broglie . . . (Sourires sur plusieurs bancs), mais 
qui nous vtaient recommandées par la loi du 13 mars 1873. | Je ne vous 
en dirai aujourd’hui qu’un mot. J’éviterai tout ce qui pourrait blesser l'As- 
semblée, mais je lui dirai sincèrement que, lorsque les deux élections du 27 
avril et du 11 mai, et pour mienx préciser, je parle des deux élections de 
Paris et de Lyon; lorsque, dis-je, ces deux élections ont été faites, nons avons 
cherché sérieusement, nous avons appliqué notre esprit à découvrir qu’elles 
étaient les causes qui portaient les masses immenses d’ölecteurs vers le parti 
radicat plutôt que de V’arréter au parti conservateur républicain. (Mouvements 
divers.) 

M. Léonce de Giraud. Je demande la parole. 

M. le garde des sceaux. Lorsque nous avons vu dans Paris un can- 
didat comme le ministre des affaires étrangères, qui avait puissamment con- 
couru à tous les actes qui ont préparé la délibération du territoire ... (Vils 
applaudissements et acclamations 4 gauche. — Bruit et rumeurs à droite.) 

M. Fouquet. Nous avons écouté M. le duc de Broglie en silence! 

M. le garde des sceaux . . .. qui était recommandé à ia fois par le 
sentiment national, par tous les souvenirs de la vie la plus honorable ct par 
toutes les qualités d’un des esprits les plus distingués de notre temps . . .. 
(Nouveaux applaudissements à gauche) lorsque nous Yavons vu échouer, nous 
avons compris le danger profond qu'il y avait à rester dans l’état provisoire 
où nous étions. (Très-bien! très-bien! à gauche.) Il est vrai que je croyais 
— je l'ai dit dans ta commission des Trente; je le pensais à cette époque .… 
(Rires ironiques sur plusieurs bancs à droite.) 

A gauche. A Yordre! à l’ordre! 

1e 
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M. le president. L/’interruption qui vient d'avoir lieu n’est certaine- 
ment pas parlementaire. 

M. le garde des sceaux. Je le pensais à cette époque. Je croyais 
que nous pouvions encore continuer cette paix, cette trêve qui durait depuis 
deux ans et qui, jusqu'à cette époque, à part la Commune, à l’origine, nous 
avaient permis de maintenir la France libre, tranquille, heureuse . . . . (Oui. 
oui! à gauche.) je puis le dire, dans la mesure du bonheur qu’elle peut avoir 
après tant de catastrophes. | Oui, je pensais que nous pouvions encore con- 
tinuer, je le faisais par esprit de conciliation. || Eh bien, j'ai été frappé, 
comme l'honorable duc de Broglie lui-même, des élections des 27 avril et 11 
mai, j'ai cru qu'elles nous donnaient une grande leçon que n’a pas comprise 
l'honorable membre qui m’interrompait tout à l'heure . . . (Rires et applau- 
dissements à gauche); j'ai compris que, pour lutter désormais contre le péril 
qu'on a signalé, il fallait un gouvernement définitif; c’est pour cela que nous 
vous avons présenté les projets de lois. (Nouveaux applaudissements à gauche 
et au centre gauche.) | Nous vous les avons présentés avec conviction; nous 
étions prêts à vous déclarer que, si vous n’accordiez pas ce que nous vous 
demandions: la reconnaissance du Gouvernement de la République, nous ne 
nous sentions plus la force de répondre de l'ordre public dans notre pays. 
(Très-bien! très-bien! à gauche et au centre gauche. — Mouvements divers. 
1 Messieurs, vous en jugerez, vous examinerez en même temps les lois que 
nous vous avons proposées; vous verrez si elles présentent des garanties suf- 
fisantes pour la conservation de tous les grands intérêts de la société. || Et 
quant aux calculs arithmétiques par lesquels l’houorable duc a terminé: “320 
membres ayant fait une interpellation, l'extrême gauche de l’Assemblée repons- 
sant la loi ‘par la proposition que M. Peyrat a déposée l'autre jour”, que 
pourra faire le Gouvernement? je ne m/arréte pas à cette objection: Savez- 
vous pourquoi, messieurs? C’est par un profond respect pour vous, et parce 
que je suis convaincu que, si 45 membres de l'Assemblée prétendent que 
vous n'avez pas le pouvoir constituant, et refusent d'examiner nos lois, si 
elles sont bonnes, dans les 320 membres qui ont signé l’interpellation, nous 
trouverons largement la compensation qui nous est nécessaire. (Rires d’appro- 
bation sur. divers bancs. — Très-bien! et applaudissements à gauche et au 
centre gauche.) | 

A droite. La clôture! la clôture! 

M. le président. On demande la clôture de la discussion. Je vais 
consulter l’Assemblée. . . . 

(M. Waddington, ministre de l'instruction publique, monte à la tribune et 
remet à M. le président un pli cachett.) 

M. le président. Messieurs, avant de consulter l’Assemblée sur la clö- 
ture de la discussion, je dois lui donner connaissance d'un message que je 
viens de recevoir à l'instant de M. le Président de la République. Ce message 
est ainsi conçu: 
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“Versailles, le 23 mai 1873. 
“Monsieur le président, 

“Conformément à la loi du 13 mars 1873 qui m’autorise à prendre la 
parole sur. les interpellations lorsqu'elles touchent à la politique générale de 
Y'Etat, conformément à la déclaration des ministres qui reconnaissent ce ca 
tere aux interpellations actuelles, je vous prie d'informer l'Assemblée de l’in- 
tention où je suis d'intervenir dans la discussion, usant ainsi du droit que me 
confère la loi, et que la raison seule suffirait à m’assurer si la loi n'existait 
pas.” (Rires à gauche. — Mouvements divers.) 

“Veuillez agréer, Monsieur le président, l'assurance de ma haute considé- 
ration. 





“Signé: A. Thiers.” 


Voix à droite. Tout de suite! tout de suite! 

M. le président. Je dois rappeler à l’Assemblée les dispositions de la 
loi du 13 mars 1873: 

“La discussion à l'occasion de laquelle le “Président de la République 
veut prendre la parole est suspendne après la réception du message et le 
Président sera entendu le lendemain . . .,” (Ah! ah!) 

Veuillez me-laisser terminer la citation: 

“et le Président sera entendu le lendemain, 4 moins qu’un vote spécial 
décide qu'il le sera le même jour.” 

Si personne ne propose . . . 

M. Raoul Duval. Je demande la parole. 

M. le président. Il ne peut y avoir de discussion. 

M. Raoul Duval. Je voulais seulement demander que M. le Président 
de la République fût entendu aujourd’hui. 

Un membre. Cela dépend de lui! 

M. le président. Permettez! Je viens de donner lecture à l’Assemblée 
des dispositions de la loi du 13 mars. Elles sont parfaitement claires sur 
ce point. Cette loi décide qu'après la réception du message la discussion est 
suspendue. 

Il ne peut donc plus y avoir de débat jusqu'à ce que M. le Président 
de la République ait parlé. 

Quant au moment où il sera entendu, la règle générale est de l'entendre 
le lendemain. Mais l'article 1° dont je viens de mettre les termes sous les 
yeux de l’Assemblée, dit: “à moins qu'il n'ait été décidé par un vote spécial 
que le Président de la République sera entendu le jour même . . .” (Excla- 
mations diverses.) 

M. Bertawld, de sa place. Le Président de la République n’est enten- 
du séance tenante qu’autant qu'il est présent et demande à bénéficier de la 
disposition exceptionnelle, qui a été introduite en sa faveur et non contre lui. 
(Bruit prolongé.) 


Rr, 5043. 
Frankreich, 
33. Mai 1873, 
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Nr. 5048. M. le president. Messieurs, si vous voulez bien faire silence, je pour- 
Praskreich. . 
3. Mai 1878. l'Ais poser la question et consulter l’Assemblée sans aucune perte de temps. 
Je dis que la solution de cette question appartient non pas au bureau, 
mais à l'Assemblée elle-même. Tout à l'heure, un de nos collègues, M. Raoul 
Duval, demandait à l’Assemblée de décider que M. le Président de la Répu- 
blique serait entendu aujourd'hui. . . . 
M. Thiers, Président de la République Je demande... 
A droite. La loi! la loi! — Vous n'avez pas la parole . . . 
M. le Président de la République. Je demande que ce soit demain! 
A droite. La loi! la loi! 
M. le président. Je crois que le Gouvernement, par l'organe de M. le 
vice-président du conseil ou d’un de ses collègues peut parfaitement indiquer 
à l’Assemblée le moment qu'il préfère. (Assentiment.) 
Si M. le vice-président du conseil désire exprimer une opinion sur ce 
point, je lui donne la parole. 
M. le garde des sceaux. M. le Président de la Répnblique désire que 
la séance soit remise à demain. (Mouvement prolongé en sens divers.) 
M. Raoul Duval monte à la tribune. 
M. le colonel de Chadois. La décision doit avoir lieu sans débats! 
Plusieurs.membres à gauche. La discussion doit être suspendue! 
Plusieurs membres de la droite s'adressant à M. Raoul Duval. Demandez 
le renvoi de la discussion à demain! — A demain, neuf heures du matin! 
(Nach lebhafter Discussion wird beschlossen, den Präsidenten der Republik 
am folgenden Tage um 9 Uhr Morgens zu hôren.] 





Nr. 5044. | 
FRANKREICH. Sitzungen der Nationalversammlung vom 24. Mai 
1873. — Fortsetzung der Diskussion über die innere Politik. 


Rede von Mr. Thiers. Annahme der motivirten Tagesordnung von 
Mr. Ernoul. Demission von Mr. Thiers. Annahme derselben und 
Wahl des Marschall Mac Mahon zum Präsidenten der Republik. 


Première séance du samedi 24 mai 1873. 


Présidence de M. Buffet. 
Nr. 504. M. le président. La parole est à M. le Président de la République. 
3a Mai 1873. M. Thiers, Président de la République. L'Assemblée, qui me fait l’hon- 
neur de m’écouter, ne sera certainement pas étonnée de me voir à la tribune 
en ce moment. Si quelqu'un doit des explications à l’Assemblée et au pays 
sur cette politique, tant dénigrée hier, c’est moi assurément. Si je ne suis 
pas le seul responsable, — et je me hâte de dire que je ne suis pas le seul, 
car refuser à mes collègues, qui se sont dévoués à la même mission que moi, 


une part de responsabilité, ce serait leur refuser l'influence qui leur est due 
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et la participation qu'ils ont toujours loyalement apportée aux affaires, — si, 


dis-je, je no suis pas le soul responsable, parce que je n'ai pas été le seul24 Mai 1973. 


influent, je suis le principal et s'il y | un coupable, — je le dis devant 
VAssemblée ct devant le pays, — c'est moi! (Très-bien! très-bion! à gauche 
et au centre gauche.) || Et je ne crains pas de porter octte responsabilité de- 
vant vous, devant le pays qui nous écoute, devant l’Europe qui nous écoute 
aussi, ct qui attache à nos affaires l'intérêt que l'on doit attacher à l’ordre 
général. Je suis dont le grand coupable; je viens le déclarer et m’expliquer 
ici avec la fierté d’une conscience honnête et la franchise d’un citoyen dé- 
voué. (Vifs applaudissements à gauche et au centre gauche.) 

M. de Lorgeril prononce quelques paroles qui se perdent au milieu du bruit. 

M le président. Vouillez ne pas interrompre, messieurs! J’invite les 
membres qui sont debout à s'asseoir, et je rappelle à l'Assemblée que le 
Président de la République a soul le droit de prendre la parole dans cette 
séance, et que, par conséquent, toute interruption serait non-seulement unc 
infraction à l'ordre, mais une illégalité. (Oui! oui! — Très-bien! très-bien!) 

M. le President de la République. Permettez-moi, messieurs, en 
passant, cette réflexion. || J'avais raison, il y a quelques mois, lorsque, devant 
la commission des Trente, je disputais vivement pour que le Président de la 
République pdt non-seulement prendre la patole sur les lois mais sur les 
interpellations; car toute la politique de VEtat peut être comprise dans une 
interpellation. Oui, j'avais raison, au moins co jour-là J'aurais voulu être 
écouté davantage quand je désirais abréger les délais, dont vous aurez à 
souffrir peut-être dans cette discussion, si elle sc prolonge. || Je suis donc, 
par la loi, et, comme je l'ai dit hier, par la raison, obligé de m'expliquer, 
moi surtout, devant vous. J'ai cru, et je ne me suis pas trompé, que dans 
cette occasion solennelle l'attaque se dirigerait spécialement contre moi. Ccla- 
doit être; je ne m’en plains pas, c’est à moi qu'elle devait arriver. C'est 
ainsi que je la prends, franchement, loyalement, sans détours. | Et certes, 
bien que dans mon opinion il oft été à la fois plus sage et plus patriotique 
d'attendre cinq semaines, — car dans cinq semaines l'étranger quittera notre 
sol ... (Mouvement), — je n'ai pas hésité un moment à accepter, au jour 
même que fixeraient mes adversaires, cette grande discussion; je n'ai pas 
voulu V’éloigner d’un moment. || Seulement, il m'en coûterait, je dois le dire, 
en Vabordant si nettement, qu'on me fit une position qui n’est pas la mienne. 
On a vu quelquefois des ministres s'attacher à conserver le pouvoir, le dis- 
puter jusqu’au dernier moment. Jo ne les blâme pas: l’ambition est permise 
dans un Etat libre, ello est quelquefois commandée par le devoir, et des 
hommes qui représentent une opinion et une cause font bien de lui conserver 
l'avantage du pouvoir le plus longtemps qu'ils peuvent. Je ne bläme donc 
pas les ministres qui, dans le passé, ont pu s'attacher au pouvoir et le dé- 
fendre jusqu'à la dernière extrémité. Mais telle n’est pas ma position: je ne 
suis pas un ministre dans des circonstances ordinaires, qui ait désiré le pou- 
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al ae voir, qui l'ait recherché, qui s’efforce d’en prolonger la possession; non, je ne 
94. Mai 1819. Suis pas cela. || J'ai été appelé au pouvoir dans unc des circonstances les 
plus graves de notre histoire, peut-être la plus grave, — car je ne sais pa 
une situation comparable à celle de la France cn 1871. Celle de 1815, celle 
des temps passés, quand les Anglais occupaient la moitié de notre territoire, 
n'était peut-être pas aussi grave que celle que j'ai vue il y a deux ans ed 
demi; — dans ces circonstances, vous le savez bien, je n'ai pas cherché le 
pouvoir, je ne l'ai pas désiré: j'en était épouvanté. Vous n'avez pas délibéré 
en me le donnant, je n’ai pas délibéré en l’acceptant. Vous et moi nous étions 
sous le poids de la nécessité. Pour moi, j'ose le dire sans crainte d’être dé- 
menti, — et je suis sûr que, si je suis démenti quelque part, ce ne sera 
pas dans le pays, — pour moi, j'ose le dire, lorsque j'ai accepté le pouvoir 
que vous m'avez offert, cela a été de ma part un acte de dévouement 
(Applaudissements à gauche.) || Pendant que j'ai occupé ce pouvoir, — je puis 
le dire encore, personne ne me démentira, — je l'ai exercé abreuvé d’amertume. 

Plusieurs voix. C'est vrai! 

M. le Président de la République. Je le conserve encore aujour- 
d’hui pour cette discussion; mais, quand votre verdict sera rendu, sachez-le 
bien, il ne faut pas le dissimuler, ce n’est pas à ces loyaux ministres que 
j'ai appellés à concourir avec moi aux affaires, c'est à moi, à moi seul, que 
ce verdict se sera adresse; c’est pour moi que je le prendrai. IL faut de la 
sincérité ici; et vous savez, maintenant, messieurs, quel sera le résultat de la 
décision que vous allez rendre. (Applaudissements à gauche.) || Toute équi- 
voque sur le résultat du vote que vous aurez à émettre ayant disparu, le 
grand coupable étant ici devant vous, personne ne doutant plus que votre 
verdict sadresscra à lui seul, vous me permettrez, messicurs, de m’expliquer 
avec une entière franchise. (Ecoutez! écoutez!) || Je ne veux blesser per- 
sonne ici, je ne veux surtout blesser aucune opinion, — je les respecte 
toutes, surtout quand je ne les partage pas; — personne n’a poussé plus loin 
que moi le respect de la conscience religieuse, et je regarde la conscience 
politique comme la plus respectable après la conscience religieuse. Mais, 
messieurs, l’occasion est solennelle; vous allez décider des destinées du pays; 
il faut que vous me permettiez de parler aux partis, aux individus, à tout le 
monde, avec la franchise que nous nous devons les uns aux autres. (Parlez! 
parlez!) || Eh bien, cette politique qu’on a dépeinte hier comme une politique 
à double face, — on n’a pas employé l'expression, j'en conviens, mais, dans 
l'ensemble, le sens était plus sévère encore que les paroles par lesquelles je 
le résume, — cette politique, dis-je, qu'on a dépeinte, comme une politique à 
double face qui tantôt s’adressait ici, tantôt 14, qui ne donnait pas des faits 
mais des paroles, nous allons voir ce quelle a été. | Cette politique, mes- 

sieurs, mes collégues pas plus que moi nous ne l'avons choisie; elle nous a 
été imposée par la situation des choses et la nécessité, ct notre mérite, si 
nous en avons eu un, Ça été de comprendre cette situation, de discerner 
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lose dire, un homme de bon sens d’avoir suivi, dans les circonstances que 
nous avons traversées, une autre conduite que celle qui a été la nôtre. | 
Messieurs, songez à la situation du pays. Quand vous nous avez remis les 
affaires, il était envahi au nord par l'ennemi étranger, au midi par la démo- 
cratie, devenue démagogie sous l'impulsion des malheurs publics. De gouverne- 
ment nulle part, point de finances, point d'armée. Etait-ce le plus grand de 
nos maux? J’ose dire que non. Le plus grand, c'était la division, division 
immense qui n’a pas d'exemple dans l’histoire; et c'était avec un pays divisé, 
avec des partis antipathiques, qu'on me permette de le dire, les uns aux 
autres, qu'il nous a fallu dégager de cette situation une volonté unique, un 
gouvernement qui nous permit de suffire aux malheurs et aux nécessités du 
temps. || Eh bien, messieurs, vous nous regarderez, et vous nous jugorez, 
c’est votre droit; mais votre devoir, c’est de vous regarder vous-mêmes, et de 
voir dans quel état de division profonde et sans exemple vous vous trouvez 
ici. Croyez-vous donc que le Gouvernement soit facile dans des temps comme 
ceux-ci, et que, dans les apparences, il puisse toujours y avoir cette unité 
qui n’est pas en vous et qui n’est pas même dans le pays? C’est avec des 
efforts sans pareils qu'il faut essayer de dégager une unité qui rende le gou- 
vernement possible. || Permettez-moi ici, messieurs, de décrire votre état, qui 
est non pas tout à fait celui du pays, — car la proportion des opinions qui 
est ici n’est pas exactement celle qui est dans le pays ... (Assentiment à 
gauche.) — permettez-moi de vous présenter la situation telle qu’elle est, et 
promettez-moi de ne pas vous offenser du tableau véridique que je vais tracer 
devant vous. | Il y a d’abord une grande division, une très-grande division 
qui, à elle seule, suffirait pour troubler un pays: les uns veulent la mon- 
archie, les autres veulent la République. Vous êtes tous dans votre droit. 
Il serait insensé, et je dirai arrogant, de prononcer ici un jugement sur les 
uns et sur les autres. Lorsque la monarchie a, pendant tant de siècles, fait 
la gloire et la prospérité de la France, il serait étrange qu'il ne restât pas 
dans notre pays de fidèles représentants de cette religion politique. Je suis 
donc loin de les blämer; j'ai trop d'expérience des opinions et des hommes 
pour n’étre point arrivé à cette impartialité qu’il faut avoir quand on veut 
juger un pays et un peuple, et qu'il faut avoir surtout quand on gouverne. || 
Vous êtes donc ici (Porateur désigne la droite) pour la monarchie, et vous 
avez raison, et vous êtes dans votre droit. Mais si l’on est là (l’orateur dé- 
signe la gauche) pour la République, on a également raison et on est aussi 
dans son droit. Si, d’un côté, vous êtes, non sans motifs, effrayés de cette 
forme de gouvernement qu'on appelle la République, il ne faut l'être que 
dans la mesure de la sagesse; il ne faut pas l'être dans la mesure de la 
passion, qui égare. (Très-bien! à gauche.) |; Et vous devez comprendre que, 
d'un autre côté, on a bien le droit aussi de croire que, dans l'état présent 
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nul bei du monde, quand la démocratie, comme on l'a dit, coule à pleins bords, que 

2. Mails: la République, gouvernement naturel de la démocratie, sera, dans un temps, 
la fin des formes do gouvernement dans notre pays. Je ne dis pas qu'on ait 
raison, je ne dis pas que vous ayez tort, je dis que chacun a le droit de 
penser ainsi. | Eh bien, ne sontez-vous pas, — soyez justes pour nous qui 
sommes sous le poids de cette situation, — que toutes les fois que nous 
touchons à cc grand sujet, on se divise en portions presque égales? Vous 
l'avez vu ces jours derniers; au fond, c'était ce mêmo sujet qui s’agitait sous 
les deux noms si respectables de M. de Larcy et de M. Martel, dont vous 
respectez les uns et les autres le caractère, dont vous aimez la personne les 
uns ct les autres: combien étiez-vous de voix? 304 contre 308, 323 contre 
330. |j Il est donc bien vrai qu'ici la première, la plus grande des difficultés, 
surgit aussitôt que vous touchez à la question essentielle. | On nous dit que 
c'est la question de conservation. Je ne nie pas que ce soit vrai à un cer- 
tain degré; mais la vraie question, c'est celle qui vous divise ici en deux 
parts à peu près égales comme ici, mais dans les proportions plus tranchées. 
(Réclamations à droite. — Assentiment à gauche.) | Sont ce 1& toutes les 
causes de nos divisions? Hélas! celle-là est déjà bien grande, bien grave, 
bien profonde; mais il ÿ en a d’autres encore! Vous connaissez notre histoire 
aussi bien que moi. Regardez aux siècles écoulés; voyez combien la division, 
la discorde, si je puis ainsi dire, s’est acharnée sur notre pays, que de mal- 
heurs elle a semés sur nous! Et ces causes de divisions, ne croyez pas que 
je n'en voie que d'un seul côté, il y en a de tous les côtés. | Au commence- 
ment du siècle dernier, la maison de Bourbon, qui régnait sans partage, 
n'était pas divisée: vous savez bien que la Révolution française l’a divisée, ; 
Ce n'est pas tout, cette terrible Révolution française, qui a fait tant de bien, 
— tant de bien mêlé, comme il arrive dans toutes les révolutions, mêlé de 
tant do mal, — elle nous a créé une troisième dynastie par la guerre. 
(Mouvements divers.) Ces faits, ils sont patents. | Ainsi, quand je m'adresse 
de ce côté (l'orateur désigne la droite), je trouve des conservateurs, je le 
reconnais; mais j'y trouve aussi les représentants de trois dynasties. | Et si 
je me tourne à gauche, n’y vois-je qu'une seule république? Non. C'est 
vrai. | Il y a des hommes qui, comprenant très-bien la destinée de la Ré- 
publique, comprenant très-bien les causes qui l’ont fait échouer, quand elle a 
paru dans ce pays, disent: Ce que la République doit faire, si elle veut se 
maintenir, c'est d'être non pas alarmante, mais rassurante. (Très-bien! très- 
bien! — Applaudissements au centre gauche.) | Là est la question. Qui, le 
pays, on l’a dit souvent, le pays n’est pas républicain. Voici ce qu’il y a de 
vrai, je lai dit déjà, je le répète et je l’affirme: oui, dans les classes élevées, 
qui sont préoccupées de l'ordre, et qui ont raison, il y a des appréhensions, 
des répugnances; mais dans les masses, ne vous y trompez pas, la République 
a une immense majorité. 

Quelques voix à droite. Non! 
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Voix nombreuses à gauche. Si! si! C'est la vérité! 


Nr. 504. 
Frankreich. 


M. le Président de la République Je ne veux blesser aucune 4. Mai ise. 


opinion, Dieu m'en garde! quand je sollicite, non pas pour moi, mais pour 
le pays uno appréciation juste de la situation, croyez que je ne serais pas 
assez mal habile, assez mal inspiré pour vouloir blesser aucun dé vous; mais 
je vous dirai seulement que si les masscs pensent ce que vous pensez, les 
alarmes que vous exprimez tous les jours sont bien peu fondées, et co serait 
une bien grande contradiction de vous dire si effrayés, si les masses sont à 
vous. (Rires’d’assentiment à gauche.) |; Permettez-moi de le dire, jo ne fais 
pas de cette politique frivole et méchante de parti; je tâche de reconnaître 
la vérité partout où elle est. Oh! oui, si vous voulez dire que les masses 
sont mobiles et peuvent n’avoir pas toujours la même pensée, vous avez 
raison; mais je parle du temps présent, des nécessités présentes, et jo n'hésite 
pas à dire et à répéter que le nombre est républicain. | Mais il y a dans 
le parti républicain des hommes assez sages pour comprendre que le sort de 
la République est attaché à cette condition: c’est qu'au lieu d’effrayer le pays, 
elle le rassurera. Et ils ont poussé, j'aurai le courage d'être juste onvers 
tout lo monde, ils ont poussé la raison jusqu'à comprendre qu’il fallait que 
leur République, pour ne pas effrayer, fût dans des-mains d'hommes qui se 
recommendassent au pays par la conduite politique et sage de leur vic. Ils 
out compris cela, et je ne les en remercie pas, parce que je semblerais les 
remercier en quelque sorte de m'avoir soutenu au pouvoir; mais je dis qu'ils 
ont parfaitement compris les nécessités de la situation. || Mais au-delà il y 
cn a qui pensent autrement et qui, à mon avis, compromettent gravement le 
sort de la République. Au lieu de comprendre qu’elle ‘doit être rassurante, 
que, pour être rassurante, elle doit être patiente, ct qu’elle doit attendre que 
le temps ait prononcé entre tout le monde, ils croient qu'il n’y a de possible 
ou de désirable que la République avec les anciens républicains. Et, à cette 
doctrine, ils en ajoutent d’autres qui sont capables d’alarmer le pays et de 
lui faire prendre en aversion une forme de gouvernement que soutiennent les 
iustincts des masses se portant vers la République. | Il y a donc ici trois 
dynasties, là deux républiques. (Mouvement) Chacun dit: Voyez comme moi! 
gouvernez dans mon sens! |; Il faut admettre que si on le dit d’un côté, on 
peut le dire do l'autre. | De l'an et de l'autre, on dit également: Gouvernez 
avec moi, gouvernez dans mon sens, gouvernez selon mes vues! |: Que voulez- 
vous que fasse un gouvernement dans cette situation? Que de fois on m'a 
dit: Mettez-vous avec nous, nous vous suivrons. | Je remercie ceux qui 
tiennent ce propos sincèrement, mais je les supplie de considérer — et c'est 
ce que les partis ne veulent jamais voir, c’est en cela que consiste leur 
aveuglement, — qu'ils ne sont pas les seuls, qu'il y a à côté d'eux des 
hommes tout aussi respectables, aussi nombreux qu'eux, et qui, eux aussi, 
demandent qu'on gouverne dans leur sens. | Eh bien, messieurs, ici, je trouve 
le principe de ma conduite, le principe de la conduite de mes honorables 


Nr. 504. 
Frankreich. 
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collègues, qui sur la direction générale n'ont jamais différé avec moi Oui 


94. Mai 1873. ce qu'il faut dans cette situation, ce n’est pas un Gouvernement de parti, } 


ne crains pas de le dire, c’est un Gouvernement qui soit inexorable devant 
le désordre, impitoyable même jusqu'à ce que l'ordre soit rétabli, jusqu'à e 
que la paix soit rendue au pays, ct, en même temps, quand le combat et k 
désordre sont finis, devienne calme, impartial, conciliant. | Ce n’est pas là u 
Gouvernement à double face, c’est un Gouvernement de gens éclairés. Et si, dans ce 
pays, vous faisiez un Gouvernement de parti, soyez convaincus que le repos public 
ne durerait pas longtemps. (Très-bien! à gauche.) " Traitez avec déGain cette poli- 
tique, même avec pitié, comme on l’a fait hier; moi je ne crains les hauteurs de per- 
sonne: par ma vic, par mes actes, ct peut-être par quelques qualités bien 
modestes d'esprit, je suis capable de supporter les dédains. Vous pouvez dédaigner 
cette politique, comme on peut dédaigner ceux qui n'ont pas le courage de la 
suivre. Il est plus aisé de suivre un parti que de le contenir au dehors d 
de tâcher de lui faire entendre raison. (Très-bien! à gauche.) |! Dedaigne 
cette politique; moi, je plains ceux qui ne sauraient ni la comprendre ıi 
avoir la force de la soutenir. Il m'a fallu bien plus de force de caractère 
et de volonté pour tenir cette conduite, que pour me donner à un parti et 
lui obéir aveuglément. ' Et croyez vous que cette impartialité soit du scepti- 
cisme? Non, messieurs, je n’ai de scepticisme d'aucune sorte: ce n’est pas 
ma nature, ce n'est pas celle de mon esprit, ce n’est pas celle de mon carac- 
tére. Les résolutions nettes et décidées sont les seules conformes 4 ma 
nature. Je ne suis pas plus sceptique en politique que je ne le suis en 
philosophie. Je suis arrêté dans mes vues. Ce n’est pas que je ne croic pas à 
une vérité politique, ce n'est pas cela; mais ce que je crois, je le répète, 
c'est que le gouvernement de parti serait désastreux pour mon pays. ] Voila 
l'inspiration de notre politique; c’est elle qui a réglé tous nos actes. Et per- 
mettez-moi que — quoiqu’on veuille oublier le passé ou le traiter avec une 
parfaite ignorance, qui est très-commode, — de vous rappeler les actes prin- 
cipaux de cette politique et de vous faire voir combien il y a eu d'unité 
dans ma conduite personnelle et dans celle de mes honorables collègues qui 
se sont dévoués à la même pensée que moi. || Eh bien, cette politique, elle 
avait une double tâche. La première était une tâche d'urgence. Dans l’état 
où était le pays, il y avait une chose urgente à faire: il fallait faire la paix: 
il fallait réorganiser le pays, dégager le territoire. || Il y avait une seconde 
tâche, tâche d'avenir, tâche de prévoyance, dont le but devait être d'essayer, 
lorsque le provisoire scrait devenu impossible, de vous diriger vers les formes 
de gouvernement non pas éternelles . .. — l'éternité n'appartient qu’à Dieu, 
à l’homme appartient la durée quand il est sage, — et quand je dis “Vous 
diriger vers des formes de gouvernement”, je ne veux pas parler avec ce 
langage qui blesse la conscience, ou avec cette arrogance qui fait croire qu’on 
enchaîne l'avenir, mais avec la prudence et la sagesse d'hommes qui acceptent 
Jes situations ct savent y suffire. ; La tâche de prévoyance, la tâche d'avenir, 
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celle qui commence aujourd'hui, elle devait venir après l'autre. Eh bien, Eee 
cette politique dont je parlais tout à l'heure est celle qui nous a inspirés gt Mai 1678 


dans la tâche d'urgence et qui nous inspire aujourd'hui dans ce que j'appelle 
l'oeuvre d'avenir. Je vais dire quelques mots de l'oeuvre d'urgence; vous 
allez voir combien la politique dont je parlais tout à l'heure, et que j'appelle 
la directrice de notre conduite, a eu d'influence sur ce que j'appelle la tâche 
d'urgence. | Quelle était la situation? Je vous le rappellerai en peu de 
mots, non pas pour m'attirer de la reconnaissance, — je connais les hommes, 
ce n’est pas cela que je demande, — mais de la justice ...— de la justice, 
non pas pour moi, à mon âge, je n'ai besoin que d’une mémoire honorable, 
et j'espère la laisser après moi. (Oui! oui! — Légères rumeurs à droite.) | 
Non, je ne crains pas pour ma mémoire, car je n’entends pas paraître au 
tribunal des partis, — devant eux, je fais défaut; — je ne fais pas défaut 
devant l’histoire, et je mérite de comparaître devant elle. (Bravos et applau- 
dissements à gauche.) j; Je rappelle donc les faits: 400,000 hommes occu- 
paient le nord de la France jusqu'à la Loire; de deux armées ennemies, l’une 
menagait Bordeaux, l'autre menagait Lyon. Quant à nos armées, les unes, 
après des efforts très-honorables, étaient rejetées en Suisse, les autres dans 
les places du Nord, les autres au delà de la Loire. De moyens de résistance, 
il n'y en avait pas. La passion en faisait supposer, la passion égarait: il n’y 
en avait pas! Je l'ai vu. Et quand, pour ma part, je me suis dit qu'il fal- 
lait faire la paix, j'avais la conviction profonde que poursuivre la guerre 
était un acte insensé. Nous n'avions donc plus d’armées; il fallait faire la paix. 
;, Nos finances, elles consistaient en quelques secours de la Banque de France. 
L'impôt ne revenait plus au Trésor, il restait dans les provinces. De crédit, 
nous n'avions que celui que dans une situation pareille on peut avoir. || Sans 
la Banque, qui faisait crédit à l'avenir de la France, — non pas à son 
présent, je le dis bien haut, — nous n’aurions pas pu exister, | Le désordre, 
l'anarchie partout. Ce n’était pas la démocratie, c'était la démagogie, arrivée 
au dernier degré d’exaltation, qui disposait de toutes les villes du Midi, toutes 
en armes, toutes coalisées, et qui disposait surtout de Paris, où se trouvait 
un peuple nombreux, habitué depuis quatre mois à la présence de l'ennemi, 
armé de 400,000 fusils que depuis nous lui avons arrachés en le désarmant, 
et de plusieurs centaines de bouches à feu, ct de ces murailles qui avaient 
arrêté pendant quatre mois les Prussiens; la démagogie était lo seul gouverne- 
ment du pays dans le moment. Eh bien, je le dirai, le désespoir était dans 
les âmes et la division entre vous. (Mouvement) Ce tableau est-il exagéré? 
| Rappelez-vous vos alarmes de ce moment-là, vos justes alarmes, je dirai 
presque notre désespoir, si notre courage, très-méritoire à tous, n'avait sur- 
monté les sentiments que nous éprouvions. Eh bien, qu’ai-je dit alors? Après 
avoir réfléchi toute une nuit avant de vous apporter l'exposé qui a suivi le 
moment où vous m'aviez conféré le pouvoir exécutif, je me suis dit ceci: 
Mais si nous nous livrons tous à nos passions de partis, à nos préférences, 
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an quelque respectables qu’elles soient, ferons-nous quelque chose? Créeronm 
94. Mai 1853. nous un pouvoir? Créerons-nous des finances? des armées? Obtiendrons-neu 
de l’enuemi qu'il évacue le territvire? Non! Et je vous ai tous sappliés & 
déposer vos préférences, non pas de les détruire dans vos âmes, — on tt 
refait pas l'âme humaine, — mais do faire entre nous une tréve qui now 
permit de pourvoir à l'oeuvre si pressante que nous avions à accomplir. & 
vous l'ai dit; cela a été le pacte de Bordeaux, et vous vous rappelez peut- 
être l’image que jemployais alors, lorsque ce noble blessé qu’on appelle la 
France aura recouvré ses forces, alors plus calmes, — hélas! j’ai mal préve, 
jesperais que nous serions plus calmes . . . (Léger mouvement.) — vous pour- 
rez, vous disais-je, lui remettre son sort à lui-même ct il en déeidera ! 
Quant à moi, ajoutai-je, — et c'était mon engagement personnel, — vous mt 
remettez la République, je vous rendrai la République. Et ce n'était pas m 
acte de loyauté envers le parti répablicain, c'en était un envers vous-mêmes 
Car si j'avais favorisé clandestinement la monarchie, comme on ne poaraii 
pas appeler au trône trois dynasties, jen aurais servi une et trahi deux 
(Rires .approbatifs à gauche.) !| Eh bien, messicurs, la situation est-elle oa 
n'est-elle pas changée? L'oeuvre d'urgence dont nous avions assumé l’aceon- 
plissement est-elle accomplie? Je le demande à votre équité. La paix a été 
faite, paix douloureuse, paix cruelle. Qui le ressent plus que l’infortuné qui 
a été obligé de la signer? Et cependant, quand nous n'avions d’autre moyen 
d'action que le grand nom de la France, son passé, son avenir, que personne 
n’a jamais méconnu, dans un moment de désespoir, dont je m’effraye quand 
Jy pense, qui a produit une scene de discussion de quinze heures, j'ai arra- 
ché à la toute-puissance de nos vainqueurs la frontière de l'Est, Belfort. Je 
suis encore effrayé lorsque j'y pense; car j'ai bravé un renouvellement de k 
gucrre quand nous n'avions plas les moyens de la faire. Cette paix si dor 
loureuse, savez-vous ce qui me console de l'avoir signée, c’est qu’enfin la fron- 
tiere de l'Est a été sauvéc. || Mais la paix que l’on signe en un jour, c’est l 
paix nominale; la paix sérieuse, c’est la libération du territoire! Nous avons 
obtenu d’abord le retrait des troupes allemandes de la Loire à la Seine; 
c’est la seule concession qu'on nous ait faite: l'ennemi est encore resté en 
possession d’une moitié du périmètre de Paris. Mais, enfin nous avons eu 
une paix nominale, et nous aurons bientôt la paix définitive par l’évaeuation 
totale. | Nous avons eu la paix nominale; mais ce n'était pas tout: il fallait 
établir un Gouvernement, établir l'ordre. Nous n'avions point d'agents: il a 
falla nommer çà et là des hommes que souvent nous connaissions À peine. 
Nous étions à Bordeaux, loin du centre des affaires et des renseignements; 
nous avons nommé des préfets, des sous-préfets pour créer, en courant, d’ur- 
gence, un ordre quelconque. Les villes du Midi, en voyant que nous ne 
touchions pas à la République, n'ont pas abusé des armes qu'elles avaient 
entre Ies mains: elles ont gardé la neatralité; c'est à Paris seulement qu'il a 
falla nous porter. Je ne vous ai jamais conscillé de vous y rendre. Je vom 





Französische Republik. 987 


ai conseillé de vous rendre aux environs de Paris, dans la position la plus Nr. 504. 
à : . at Frankreich, 

forte, celle de Versailles. {| Qu’avions-nous pour vaincre le radicalisme devenu 2, wai 1838. 
communisme? 18,000 hommes toujours braves, mais plongés au milieu de 
cette popalation incandescente de Paris; 18,000 hommes non pas démoralisés 
ou découragés, — non, il ne serait pas juste de le dire, — mais troublés. 
C'est hors de Paris que nous avons dû faire une armée. En cing semaines 
nous sommes parvenus à réunir 150,000 hommes sous les murs de Paris. 
Tous les généraux de cette noble armée, qui ne voyaient pas en moi un 
ami, — car je représentais un Gouvernement tout autre que celui qu'ils avaient 
servi, — sont arrivés avec une loyauté sans égale, ct ils me rendaient justice 
en ne discernant pas en moi un homme de parti Ils m'ont dit: Notre épée 
est à vous, c’est-à-dire, au pays, pour le rétablissement de l'ordre. Aidé de 
tous ces braves gens dont j'ai pa apprécier le mérite et des 150,000 hommes 
que nous avions réunis, nous avons attaqué Paris. | On a parlé de négocia- 
tions! Moi, complaisant du radicalisine, sujet du radicalisme, j'ai écouté ceux 
qui sont venus me dire: “Ne faites pas verser des torrents de sang, écoutez- 
nous! On peut transiger; vous entrerez dans Paris, le Gouvernement y sié- 
gera, mais l'armée n’y entrera pas!” | J'ai été indigné de ces paroles: L'armée 
n'y entrera pas! C'est alors que j'ai dit: Vous parlez de torrents de sang! 
mais l’armée c'est la France, elle entrera dans Paris comme le Gouvernement, 
avant le Gouvernement; l'armée doit être partont, elle y sera! J'ai done bravé 
de cruelles extrémités. (Mouvement) S'il y a un homme à qui coûte l’effa- 
sion du sang, c’est moi, j'ose le dire. J'ai bravé toutes les chances, toutes 
les extrémités de cette guerre affreuse. Moi, complaisant du radicalisme, du 
communisme, j'ai écrasé . . . — quand j'ose dire moi, ce sont les braves gens 
qui voulaient bien écouter ma voix, —— nous avons écrasé cette faction déte- 
stable, ct nous l'avons écrasée, j'espère, pour longtemps. (Mouvement pro- 
longé.) || Et alors la confiance est revenue, quand on 8 vu non pas ce qu’on 
appelle un Gouvernement vaillant, un Gouvernement regardant ici ou là, mais 
un Gouvernement qui regardait devant lui, qui allait droit à l'avenir, qui savait 
ce qu’il voulait, la confiance est rentrée dans les esprits, la sécurité dans les 
coeurs, l'industrie a repris son activité, le crédit nous a été rendu, et nous 
avons pu commencer ces emprunts prodigieux pour lesquels il n’y avait pas 
d'expérience, parce qu'il n’y avait pas d'exemples. Nous avons fait un premier 
emprunt de deux milliards, nous avons soldé une première partie de l’indem- 
nité; et, en présence de notre ponctualité dans une situation aussi grave, nous 
avons obtenu la libération de Paris. Le périmètre de Paris où il m'était si‘ 
douloureux de voir tous les jours des soldats étrangers, nous a été rendu. 
On nous a rendu le territoire jusqu’à la Marne. || La confiance a continué, 
elle s'est accrue. Cette politique, qui vous paraît si condamuable, a été une 
politique d’apaisement. L’apsisement a produit la confiance, et nous avons pu 
faire ce nouvel et dernier emprunt de trois milliards et demi, qui avait bien 
moins d'exemples encore que le précédent, qui épouvantait tout le monde. On 
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nous a offert 43 milliards. Je n’ai pas pris cela au séricux; mais ce que 
j'ai pris au sérieux, c’est la confiance qui nous faisait de telles offres. j| On 
m'a dit quelquefois — les partis disent tout! — “Vous payez l'indemnité; 
beau mérite! Vous prenez l'argent dans nos poches.” (Sourires.) Je deman- 
derai: où puis-je le prendre, si ce n’est dans les épargnes du pays? (Marques 
d’assentiment.) || Savez-vous quel est le mérite? Je ne veux pas le grossir: 
c'est la confiance que cela fait supposer, et les intérêts sont meilleurs juges 
que les partis; quand ils prononcent, ils faut les en croire, parce qu'ils sont 
sur eux-mêmes parfaitement éclairés. | Eh bien, nous avons pu alors assurer 
Vaffranchissement définitif du territoire. Aujourd'hui, tandis que toutes les 
places financières de l'Europe sont gènées, qu'il y a des crises partout, nous 
qui avons à payer des sommes si énormes, nous étonnons l’Europe par la 
ponctualité de nos payements. (Marques d’assentiment.) Nous avons payé 4 
milliards, la dernière portion de ces 4 milliards a été versée il y a quinze 
jours; le payement du dernier milliard va commencer dans huit jours; les 
fonds sont assurés. | Pour les 250 millions composant le premier quart du 
dernier milliard, les fonds sont déjà faits, sauf une faible somme qui sers 
transportée par les chemins de fer. Les fonds pour le 1° juin sont prêts; 
ils sont assurés pour le 1% juillet, ils sont assurés pour le 1°" août, pour le 
1°" septembre; et j'espère que la sagesse, si elle n'est pas dans les paroles, 
étant dans les actes, rien ne troublera l’affranchissement définitif de notre 
pays. (Tres-bien! trés-bien! à gauche.) | Mais est-ce tout? J’ose dire à ceux 
qui prétendraient que nous n’avons pas d’alliances, qu’ils se font une étrange 
idee de notre situation aux yeux de l'Europe. Je pourrais, s’il m'était per- 
mis, pour une satisfaction personnelle, de faire connaître l’état vrai des senti- 
ments dé l'Europe, je pourrais, dis-je, les étonner beaucoup. | Des alliés, 
messieurs! dans l’état du monde, après. la politique insensée qui a brisé ce 
qu'on appelait l'équilibre européen, qu'elle affectait de mépriser, il n’y a plus 
d'alliés pour personne. La vraie alliance, elle est dans l'estime qu’on inspire. 
Eh bien, je l’ose dire, la France, en montrant une vitalité si grande, a pres- 
que réparé par cette vitalité l'atteinte que ses défaites avaient portée à son 
prestige. On croit à la France, en voyant la conduite de son Gouvernement, 
qui n’a qu'un mérite, mais un mérite qui est peut-être réel: c’est la suite 
dans ses desseins, c'est la conséquence dans sa conduite. | Ainsi nous répa- 
rons nos forces militaires devant toute l'Europe. Elle le voit, nous ne le 
cachons pas; je l'ai toujours dit franchement, car on ne trompe personne, et 
il n’y a rien de plus puéril que de recourir au mensonge, surtout devant des 
gouvernements éclairés comme ceux d'Europe; nous réparons nos forces, parce 
que nous ne voulons pas que la France soit déchue de son rang, parce que 
nous voulons qu'elle pése dans les conseils de l'Europe ce qu’elle doit peser; 
mais nous voulons la paix, nous la voulons franchement; elle est pour ainsi 
dire systématique chez nous. Nous avons obtenu ce résultat qu’on assiste 
sans crainte à nos armements. Une partie de l'Europe en souhaite le succès; 
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l'antre partie Yadmet, ct tous croient à la parole que nous avons donnée: nu 504. 
c’est que nous voulons Ja paix, qu’elle est notre système, à moins que des 24. Mai 1878. 





intérêts majeurs ne nous forcent A y renoncer. bien! très-bien!) || Eh 
bien, je le dis, la véritable alliance est l'estime qu'on inspire à l’Europe, ct 
nos successeurs cn trouveront la preuve dans des archives que je ne peux 
pas ouvrir ici devant vous. || Je pourrais ajouter que l'armée se réorganise; 
que tous les juges compétents admirent sa tenue; que les grandes questions 
de son armement sont résolues; que la grande fabrication commence, qu'elle a 
commencé, et que, sous ce rapport, nos successeurs pourront se convaincre 
que le temps wa pas été perdu. © Quant à l'ordre, quoi qu'on en dise, vous 
savez qu'il est tellement maintenu à l'heure qu'il est, — et c’est la première 
fois peut-être, car lorsqu'on a fait le Deux-Décembre, que nous disait-on ? 
qu'à tous moments: nous devions nous attendre à quelque bataille, — l’ordre 
est tellement maintenu à l'heure qu'il est, qu'à l'heure qu'il est on ne peut 
pas dire cela, Il n'est pas supposable, et les partis même ne peuvent sup- 
poser, qu'il y ait des troubles à craindre pour l’ordre matériel. || Le genre 
se le prouve. On nous dit: Mais qu'est-ce 
que l'ordre maté Fest l'ordre moral qui est la chose ess lle. | Je 
conviens que l'ordre moral est la chose la plus importante; mais il ne peut 
reposer que sur l'ordre matériel. Et, puisqu'on dédaigne tant l'ordre matériel, 
qu'on en parle avec si peu de considération, qu'on me permette de dire que 
c’est la preuve, puisqu'on le dédaigne, qu'il est obtenu. Qu'on en tienne done 
compte! (Vive approbation à gauche et au centre gauche.) | Eh bien, eroyez- 
vous qwavee une politique de parti, une politique irritante, une politique de 
combat, puisque c’est le mot adopté, eroyez-vous, di 
produit et obtenn cet apaisement, relatif, je le reconnais, mais enfin cet 
apaisement? Mon Dieu! ce qui se passe dei prouve qu'il peut être 
interrompu souvent: — néanmoins, t cet apaisement qui a permis à 
l'industrie, au commerce, à toutes les facultés du pays de se développer, 
qui a permis an crédit de établir, à ce point que, comptant sur votre sa- 
gesse, il se soutient ... (Mouvement), qu'au lieu d'une panique il se contente 
de quelques variations; c'est un hommage qu'il vous rend. (Rires approbatifs 
à gauche et au centre gauche.) || Je maintiens qu'avec une politique de parti, 
vous wauriez pas même obtenu cet apaisement relatif auquel vous devez l'élé- 
vation ou la conservation de notre crédit ct la libération du territoire Oui, 
voilà la tâche d'urgence. || Mais la tâche d'avenir! Oh! là est «la difficulté, 
ct elle est très-grande. Cest 1a qu'est l'ordre moral. | C'est ect ordre moral 
qu'il faut rétablir. Mais ce qu'il y a de singulier, d' 
qui demandent l’ordre moral, oubliant qu'ils en font partie, le troublent pour 
leur part considérablement.  ‘Trés-h bien! à gauche et au centre 
gauche.) || En quoi consiste cet ordre moral? Défi 
Cela veut-il dire que la France serait démoralisée? Non, messieurs; on nous 
avait accusés d’immoralité, on avait dit qu'il n’y avait point de religion en 
Startyarchiy XXV. w 
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Fu a | France. Puis, après l'avoir souvent répété, on se vante — et on a raison 

94. Mai 1858. — de Vaffluence dans les églises. On disait que la spéculation effrénée avait 
affaibli nos caractères, les avait abaissés. Regardez hors du pays, — Dies 
me garde d'offenser personne! — dites-moi si ces spéculations effrénées ne 
règnent pas ailleurs que chez nous et avec bien moins de réserve, aver 
bien moins de sagesse, avec bien moins de solvabilité, et 1a solvabilité 
est une probité dans les affaires, — avec bien moins de solvabilité que 
chez nous. 

A gauche et au centre gauche. C’est vrai! Très-bien! tres-bien! 

M. le président de la République. Quand on parle de l’ordre moral 
menacé dans le pays, cela ne signifierait rien, rien de vrai au moins, si on 
appliquait cela à la moralité du pays. | Que veulent dire ces mots: l'ordre 
moral troublé? ceci uniquement: la division! C’est que nous avons devant 
nous une question immense, cette question de la forme du gouvernement, à 
laquelle, à mon avis, on donne trop d'importance. Elle en mérite sans doute 
beaucoup; mais la politique pratique, qui fait les affaires du pays, devrait 
passer avant cette politique théorique, qui attache aux formes de gouverne- 
ment tant d'importance. || Je ne veux pas, encore une fois, nier quelle en 
ait beaucoup. Cette question de la monarchie et de la république, ella a 
troublé tous les Etats, elle a fait couler des torrents de sang. Je ne mé. 
connais pas son importance; mais, au fond, si vous voulez être justes, là est 
la difficulté, 14 est le trouble. (Trés-bien! trés-bien!) | On disait hier: “Cela 
n’est pas la question; nous ne sommes pas des monarchistes, nous sommes 
des conservateurs!” Je vous dirai que nous aussi nous avons la prétention 
de l'être, et peut-être, permettez-moi de vous le dire, nous cn avons le droit; 
ct jeprouve un certain sentiment que je coutiens à peine, quand je vois des 
hommes beaucoup plus jeunes que moi ct qui ont encore dans la politique 
apporté plus de paroles que de faits, mettre en doute mon esprit conserva- 
teur, (Applaudissements ct rires d’assentiment à gauche.) | Nous ne somme: 
pas des monarchistes, nous sommes des conservateurs, dites-vous. Eh bien, 
permettez-moi de vous le dire, il vous arrive quand vous dites cela ce que, 
selon vous, il arrive à M. Casimir Perier, à M. Bérenger, à M. Wai- 
dington, quand ils disent qu'ils sont conservateurs. Vous nous avez dit 
hier avec la liberté dont vous avez usé à notre égard, dont j'ai le droit d’user 
à mon tour et dont juserai avec ménagement: vous nous avez dit: On ne 
vous croit pas. Eh bien, à mon tour, quand vous dites que vous n’ötes pas 
monarchistes, que ce n'est pas le sentiment qui vous anime, permettez-moi de 
vous dire: On ne vous croit pas! (Tres-bien! très-bien! et applaudissements 
prolongés à gauche ct au centre gauche.) 

M. Lestourgie. On ne doit pas applaudir dans les tribunes! On a 
applaudi dans la tribune présidenticlle, ct c’est M. le préfet de la Seine. 
(Rumeurs diverses.) 

M. le président. Si quelques manifestations ont lieu dans les tribunes, 
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la tribune où cette manifestation se sera produite sera immédiatement éva- Mess 


enéc. (Tres-bien!) 24. Mai 1878. 

M le marquis de Sers C’est scandaleux! Faites évacuer la tribune 
du Président de la République! 

Plusieurs voir à droite. Oui! oui! faites évacuer la tribune! (Agitation.) 

M. le président. Veuillez faire silence, messieurs! c'est au président de 
l'Assemblée qu’appartient le maintien de l’ordre. (Trés-bien! trés-bien! — 
L’agitation cesse et le silence sc rétablit.) 

M. le Président de la République. Messicurs, soyons sincères, les 
uns et les autres. || Oui, et je le répète, c’est parfaitement respectable: les © 
uns tendent à la monarchie, les autres tendent à la République. Ce qui nous 
divise ici, ce qui fait l'embarras du moment, c'est surtout cette question; il 
n’y en a pas une autre. || Sans doute, si yous voulez parler des dangers 
qu’une mauvaise législation électorale peut faire courir au pays, nous sommes 
davis qu’il faut y pourvoir, et nous avons apporté des lois dans ce but; con- 
servateurs sous ce rapport, nous le sommes tous. Mais la question qui nous 
divise, il faut être sincère, c'est la question dont je parlais tout à l'heure. | 
Eh bien, voyons! mettez-vous à notre place: comment voulez-vous que nous 
la résolvions? comment pouvons-nons nous y prendre? || Je vous exprimerai 
ici mes sentiments, permettez-moi de le dire, sans amertume, bien que je 
nicrais la vérité, si je disais que je n’en ai pas dans le cocur; mais il n’y 
en a ni dans ma conduite ni dans ma bouche. Je sais bien que cette fran- 
chise vous inspire à notre égard très-peu de bienveillance, et que de ce côté 
qui tient à la République, on a pour nous une faveur que nous n'avons rien 
fait pour acquérir. Je n'ai désavoné aucune de mes opinions, et je pouxrais 
prouver ici que, sur les questions qui intéressent le plus la politique conser- 
vatrice, j'ai été plus conservateur que la plupart de ceux qui m’interrompent. 
et qui ont abandonné des questions conservatrices que j'ai soutenues jusqu'à 
la dernière extrémité. Je n'ai qu'un titre, celui que ma donné votre faveur, 
celui que m'a donné celle de mes collègues qui sont 14 (la gauche), c’est 
d’avoir tenu ma parole, c’est d’avoir pris mon parti sur la question de la 
République. Je Vai pris, oui, je Vai pris. {| Le fond de la question, pour ce 
qui me regarde, est 14. J'ai mon parti pris, savez-vous pourquoi? || Quand 
on est dans son cabinet, avec ses livres si chers, que l’on est si heureux de 
parcourir, où l’on est témoin des injustices que d’autres hommes ont éprouvées, 
où l'on n’est responsable et jugé que devant sa conscience, eh bien, quand on 
a ce bonheur, que peut-être vous me rendrez, — et vous me ferez bien heu- 
reux, — quand on a ce honheur-là, on peut délibérer comme un philosophe, 
comme l’a fait Montesquieu, sur les avantages et les inconvénients de la Ré- 
publique; on peut délibérer snr les beautés de la monarchie. || Mais quand 
on est au Gouvernement, il faut prendre son parti. Est-ce que vous croyez 
que, quand on a gouverné deux ans et demi, bientôt trois ans, dans le pro- 
visoire, entre un parti qui dit: “Je ne puis pas faire la république dans ce 
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Rates semestre, je garde le pouvoir constituant et je pourrai peut-être la faire dans 
24. Mai 1873, le semestre suivant!” quand, de l'autre, il y a des gens que cette attitude 
remplit de méfiance et qui, au moindre acte même conservateur, regardent si 
ld-dessous ne se cacherait pas une intention monarchique . . . (Mouvements 
divers), est-ce que vous croyez qu'on peut continuer à gouverner longtemps 
dans ces conditions? Et par exemple, quand on a dit ici: “Le gouverne- 
ment ne scra pas définitif, il sera provisoire”, quand on a dit cela, quand on 
l'a voulu, quand on l’a obtenu, quand nous vivons dans le provisoire depui 
bientôt trois ans, deux ans et demi au moins, si encore on avait la justice, 
l'équité de ne pas venir nous dire hors du parlement, dans Varéne des parti: 
Vous n'êtes qu'un gouvernement provisoire, on n'a pas à se géner avec vom: 
vous êtes provisoires, vous ne serez plus dans quinze jours, vous ne serez 
plus dans six mois! Et ceux-là même qui nons ont demandé le provisoire 
nous en font un crime lorsqu'ils sont hors d'ici Est-ce que vous crove7 
qu'avec tout cela Yon peut gouverner? ... || On nous parle de la fidélité au 
pacte de Bordeaux; ct puis, chacun de son côté, — je ne fais pas le re- 
proche aux uns sans le faire aux autres, — dit: Je ne reconnais que tellr 
monarchie, pas la même malheureusement; — moi, je ne veux que telle re- 
publique, nous n'en voulons pas d'autre! Chacun proclamant la sienne, et 
dans la presse, dans les banquets, on tient ld, — permettez-moi de le dire, 
— un langage attentatoire à l’ordre et au vrai repos des esprits Est-ce que 
vous croyez qu'une nation peut durer longtemps lorsque dun côté on boit à 
la chute de la République, ct que de Vautre on célèbre telle ou telle dyna- 
stic? Je ne fais de reproche à personne; mais quand on se livre à ses pas- 
sions, on devrait comprendre qu'on provoque les passions contraires. (Tres- 
bien! tres-bien! — Applaudissements à gauche et au centre gauche.) ‘ Eh 
bien, quand après deux ans et demi, et toutes les fois que le moment appro- 
chait où la question allait ètre soulevée, quand nous avons vu les esprits 
s’enflammer, nous nous sommes dit: nous ne pouvons pourtant pas rester 
éternellement dans cette situation! Et alors pour notre part, sans aucune 
prétention de résoudre cette question au profit ou aux dépens des uns on 
des autres, ayant toujours la résolution de lapporter devant vous, nons nous 
sommes dit qu'au moment déterminé dans ce que vous appelez le pacte de 
Bordeaux, au moment où le pays aurait recouvré ses forces, sa santé, sun 
calme d'esprit, à ce moment, il faudrait décider ses destinées, non pas, je le 
répète, avec cette arrogance qui fait croire aux hommes qu'ils font une con- 
stitution définitive, qu'ils travaillent pour l'éternité, mais avec le positif, la 
précision, la netteté de gens qui veulent une loi indiscutable et respectée, et 
qui ne croient pas que l'ordre soit possible lorsque tous les jours ou permet 
d'attaquer, de saper les bases et de bafouer les principes d'un gouvernement! 
(Vive approbation à gauche.) | Ce mest pas de notre part une impatience 
théorique, une satisfaction de notre opinion persunnelle, c’est la constatation 
d'une nécessité pratique; c'est ce qui a fait que nous avons pris notre parti, 
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et quand je dis notre parti, nous n'avions aucun droit, aucune prétention de 
le prendre tout seuls, car c'est à vous, messieurs, qu'il appartient de décider, 
— jai toujours reconnu votre souveraineté, || Mais, comme Gouvernement, 
nous devions avoir une opinion, c'était indispensable; il faut bien que l’Assem- 
blée trouve dans le Gouvernement institué par elle une politique qu’elle puisse 
suivre on modifier. Nous avons done pris notre parti, et permettez-moi de 
vons le dire, je ne voudrais pas blesser, je ne voudrais pas vous déplaire, — 
mais savez-vous quelle cst la raison qui n’a décidé, moi, vieux partisan de 
la monarchie, outre le jugement que je portais en considérant la marche 
générale des choses dans le monde eivilis6? C’est qu’anjourd’hui, pour vous, 
pour moi, pratiquement, la monarchie est absolument impossible. || Et je ne 
veux pas vous déplaire davantage en vous cn donnant les motifs. Mais vous 
le savez bien, et c’est ce qui vous justifie de ne pas venir, an nom de votre 
foi, nous proposer le rétablissement de la monarchie; car, enfin, ce serait 
votre droit. Puisqu’on propose ici telle ou telle république, vous avez le 
droit de proposer telle ou telle monarchie. Pourquoi ne le faites-vous pas? 
Pourquoi, vous qui êtes plus calmes qne tels et tels autres, — je ne veux 
pas faire de personnalités, — pourquoi leur dites-vous qu'il scrait imprudent 
de venir ici proposer la monarchie? Pourquoi, par exemple, quand la polé- 
mique s'engage entre vous ct nous, vous hâtez-vons de dire. “Non, ce n’est 
pas comme monarchistes qne nous parlons, c'est comme conservateurs!” C’est 
eonvenons-en, de bonne foi, que vous-mêmes sentez que, pratiquement, au- 
jourd’hui la monarchie est impossible. (Mouvement) Je n'ai pas besoin d'en 
dire la raison encore une fois, elle est dans votre esprit à tous: il n'y a 
qu'un trône, et on ne peut pas Voceuper à trois. (Rires à gauche) : Et 
quand on nous dit qu'on est d'accord, oh! oni, d'accord aujourd’hui, mais 
selon votre verdict, certainement on ne le sera pas après-demain. Oui, voilà 
la raison et la nécessité d'avoir un Gouvernement qui ne soit pas contesté 
tons les jours, bafoué tons les jours, oui, contesté à ce point que, pour cer- 
tains troubles où on avait poussé des cris vraiment séditieux, et quand nous 
nous sommes adressés A la justice, elle nous a répondu: “Le principe du 
Gouvernement n’est pas consacré!” Et on considérait ecla comme un trouble 
nocturne! ! Il n'est pas possible, je le répète, de vivre longtemps sans que 
le principe du Gouvernement soit établi et respect. j La seconde raison, 
c'est celle que je vous disais: si, à droite, les plus honnétes gens, les plus 
fidèles, les plus fervents dans leur foi, pronvent par leur silence, qu'ils ne 
penvent pas eux 




















mêmes aujourd'hui, dans l'état des esprits et des partis, faire 
la monarchie, est: tonnant que nous à qui, -- pardonnez-moi une expres- 
sion qui appartient au barrenu, auquel je suis malheureusement étranger, — 
que nous à qui incombe la nécessité d'avoir une opinion, de donner l'exemple 
au pays, de lui faire des propositions, nous ayons tenu la conduite qu'on a 
tant blâmée? : Je regrette vivement les denx collègues qui se sont séparés 
de nous ct qui, jusques-A, avaient été toujours d'accord avec nous. C’est 
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an malgré moi qu'ils ont quitté le cabinet. Je ne nie pas que j'aie cru devoir 
o4 Mai uwgaleur demander leur démission. Cela est vrai; vous me permettrez de ne pas 
entrer dans les personnalités; cela ne servirait qua égayer la malignite 
publique sans profiter au pays. Mais si j'ai été obligé d'agir ainsi, c'était 
afin d'arriver devant vous avec un gouvernement un et homogène, afin que 
l'on ne pdt pas venir me dire comme on aurait pu le faire il y a quinze 
jours: “ Vous êtes desunis!” Je me suis adressé à des hommes dont je n'ai 
pas à faire l'éloge, — mon amitié n’est pas un devoir pour vous, vous n’ave 
pas à vous en préoccuper; — mais vous ne nierez pas qu'il n’en est guère 
de plus considérables ni de plus respectables dans notre pays. || Quel a tt 
leur titre à mes yeux? C’est que, comme nous, ils avaient pris leur parti 
Ce parti, Pavons-nous pris en aveugles ou bien en arrogants, usurpateurs de 
votre autorité ct prétendant résoudre la question à nous seuls? non. Dans 
mon message, si maltraité, je vous avais sculement dénoncé la question et 
la nécessité de la résoudre, en vous disant qu'à vous seuls appartenait cette 
juridiction, et en ajoutant que, quant A la nature des institutions, dès que 
vous nous donnericz un signal, à l'instant même nous vous dirions, sur ces 
institutions, notre opinion, sous notre responsabilité et sanf votre jugement 
Depuis, la commission des Trente a été formée; avant, il y en avait cu ue 
autre. A quoi ont abouti ces deux commissions? A ce qui me semble être 
la justification de ce message, qui n'avait fait que dénoncer la question: elles 
ont abouti à nous commander de présenter des lois, qui n'auraient rien fait 
si elles n'avaient pas résolu la question, ' Comment voulez-vous, en effet, qu'un 
fasse des lois organiques si l'on n’est pas fixé sur le principe du Gouverne- 
ment? (Mouvements divers.) Ces lois sont un acte de déférence envers vous. 
Elles méritent, je crois, considération. Je ne dis pas qu'on doive les lire en 
quarante-huit heures; mais j'espère qu'on finira par les lire, et quand on les 
aura lues, on jugera notre politique. Seulement je me permettrai de dire 
qu'on porte ce jugement un peu vite, et, pour employer la langue dont on 
s'est servi à notre égard, nn peu légèrement, quand on se prononce sur notre 
politique sans avoir même In ces lois-l4. Eh bien, quel est le fond de ces 
lois? On nous demande quelle est la politique conservatrice: je vais vous la 
montrer ici, ct ce n'est pas sur de vagues appréciations que je m’appuierai, 
c'est sur des signes certains dont personne ne pourra contester la valeur. ; 
Je ne veux pas discuter ces lois, je veux en énoncer les points principaux; 
et, pour ceux qui ne les ont pas lues, je crois qu'ils connaîtront le fond 
des choses par le simple résumé que je vais faire. D'abord, avons-nous 
dit: Puisque c'est la souveraineté nationale qu’on doit organiser, il faut d'abord 
épurer les sources de la représentation nationale. Pour cela, il faut une loi 
électorale. Nous vous en apportons une. Dans notre opinion, il n’est pas 
possible aujourd'hui de porter atteinte au principe du suffrage universel J'en 
connais les inconvéuients; j'ai été nn des auteurs de la loi du 31 mai; je ne 
Vai jamais nié, je wai rien à nier devant personne; j'ai tout fait en con- 
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science. Et bien que, aujourd’hui, je croic impossible de renouveler cette 


tentative, je n'ai pas été l'auteur ni le complaisant du suffrage universel. 24 Mai 1873. 


C'est un écrivain légitimiste qui en a donné l’idée au pays. (On sourit) C’est 
la famille Bonaparte qui l'a appliqué au pays ct qui l'a appliqué, vous le 
savez bien, après quelle avait voulu la loi du 31 mai. Elle a brisé cette 
loi et s’en est fait ainsi un échelon au trône. | Je suis done parfaitement 
innocent de l'établissement de ce principe en France, Cependant aujourd’hui, 
— quant à moi, j'en parle ici pratiquement, comme tout à l'heure je parlais 
de la république ct de la monarchie, — je crois souverainement imprudent 
de songer seulement à y toncher. Mais autre chose est de le réglementer, 
de le meraliser, de l'épurer. Dans l'état actuel, fante de certaines consta- 
tations; on ne sait pas qui vote. on ne sait pas si c’est un malfaiteur on un 
citoyen qui a le droit ct l'honneur d’user de ses droits. (Mouvements divers.) 
: Tl y a donc des précautions à prendre; elles sont dans ces lois; vous les 
jugerez; vous êtes en mesure de les amender, car vous êtes les souverains 
législateurs. | La représentation nationale établie sur cette base, ou plutôt 
la source de la représentation nationale étant, suivant l'expression que je 
crois la vraie, épurée, comment fant-il constituer cette représentation natio- 
nale? Je n'hésite pas à le dire, il faut la diviser en deux assemblées. | Je 
“ne veux pas discuter cette question; mais je dirai qu'il n’y a pas dans les 
républiques anciennes, ni dans les républiques du moyen-âge, un seul exemple 
d’un pays qui ait voulu confier son sort À une seule assemblée. Et si j'avais 
le temps de, m’ötendre sur ce sujet, je dirais ce que j'aisdit devant le Corps 
législatif de l’Empire: “Il faut organiser un gouvernement comme Dien a fait 
Yäme humaine. Dieu Ini a donné des instincts vifs qui l'emportent, et il lui 
a donné la raison pour y résister” | Il faut dans un gouvernement, en 
livrant le pays à ses cntrafucments, il faut constituer quelque part la raison 
qui arrête les instincts, qui arréte les emportements. Quand les peuples, après 
des expériences de plusieurs siècles, ont eu tous reconnu la nécessité de 
deux assemblées, ils ont voulu faire le gouvernement des Etats comme Dieu 
a fait l'âme humaine, entraînable mais retenue par le frein de la raison. | 
Eh bien, voilà un principe: il n’y en a pas de plus conservateur que celui-là, 
Nous allons voir tout à l'heure qui veut, qui ne veut pas de ce principe, et nous 
reconnaftrons, comme je vous l’annonçais, qui est-ce qui n’est pas conservateur. 
Ce n’est pas tout: il faut un pouvoir exécutif. Eh bien, nous avons cru 
que, après les exemples de notre histoire, après les leçons que nous a don- 
uées l'Amérique, il ne fallait pas, avec deux Assemblées qui discutent, un 
pouvoir exécutif qui discute en étant divisé; qu'il ne fallait pas un Directoire, 
qu'il fallait an Président. : Quant à la forme de Id nomination du Président, 
si j'étais en position de me prononcer sur la questio pour moi-même, — mais 
non, il n’est pas question de moi, il n’en sera pas question, — c’est le mode 
américain que je préférerais. Dans l'état des esprits, l'opinion du cabinet, à 
laquelle j'ai accédé, c'est qu'il fallait confier l'élection du Président à l’As- 
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nes semblée nationale et à une adjonction des conscils généraux. Vous jusvrez 
24. Mai x73, tout cela Le cabinet vous apporte ces lois, vous les discuterez. |} Mais il y 
a tne question souveraine à la solution de laquelle, à mon avis, est attache 

le salut du pays: les pouvoirs peuvent entrer en conflits, quel doit ètre le 

juge de ces conflits? qu'est-ce qui les fera cesser? Aujourd'hui, vons voyez 
l'inconvénient de l’état actuel: je suis devant une Assemblée unique, que je 

' respecte profondément, mais enfin, plus d'une fois déjà il a failli s'élever des 
conflits entre elle et moi. Je pourrais citer toutes les occasions où j'ai hr 

milié ma propre pensée et où j'ai cédé. Non pas qu'il soit dans ma nature 

de vaciller, de tergiverser; mais j'ai voulu faire cesser le conflit en m'immr 

lant moi-même, (Mouvements divers.) * Ainsi, la loi des Trente, j'ose à peine 

le dire, elle a révolté tous mes instincts de bon sens, et cependant “je lai 


acceptée. (Rires à gauche. — Mouvement prolongé) Je l'ai acceptée, pare 
que, nous disait-on, elle ferait naître l'accord entre nous. Je Vai espéré: 
j'ai soumis, je ne dirai pas mon intérêt, — et cependant je pourrais k 


dire, car c’est mon intérêt, c'est le vôtre que j'aie la faculté de venir ay 
porter à cette tribune ce que je crois être la vérité, alors surtout qu'il nv 
a qu'une scule Assemblée, — jai soumis, sinon mon intérêt, au moins mon 
sentiment personnel, à cette considération que si je sacrifiais une partie notable 
de mes moyens de faire le bien et d’empécher le mal, je pourrais peut-étr 
arriver à un accord plus parfait dans mes relations avec l’Assemblée. Von: 
pouvez voir que je me suis trompé, — cela m'est arrivé, cela m/’arrivera 
encore peut-être: —.l'accord, je ne l'ai pas obtenu. Il faut done qu’il y ait 
quelqu'un qui fasse cesser les conflits. Eh bien, le point principal des in- 
stitutions que nous vous apportons, c’est d'avoir placé quelque part le pouvoir 
de dissolution. " Cela est difficile à obtenir, je le reconnais. Il est bien pos- 
sible que nous ne trouvions pas l'appui nécessaire; je dis nous, le propos est 
très-aventuré, mais enfin, nous ou d’autres, ne trouveront peut-être pas l’appni 
nécessaire pour faire prévaloir ce grand principe. Quoi qu'il en soit, je n’hésite 
pas à le dire, la est la véritable politique conservatrice, la politique prévoyante. 
(Mouvements divers.)' Oh! vous allez juger, avec quelques mots que j'ai encore à 
vous dire, si c’est la vraic politique conservatrice comme je l’entends, et aussi, je 
crois, comme vous l'entendez vous-mémes.! Ces lois ont deux sortes d’adversaircs. 
Les uns disent: “Vous constituez la République; nous ne voulons pas la constituer: 
laissez-nous en paix avec vos lois; nous voulons, que l’Assemblée conserve son 
pouvoir constituant, et puis, la Providence aidant, peut-être pourrons-nous satis- 
faire nos convictions.” Et ils ne veulent pas de ces lois, parce qu’elles 
constituent autre chose que la mouarchic. Je ne les en bläme pas, je respecte 
toutes les opinions. : Les autres disent: “Vos lois, non: non! nous n’en von- 
lons pas; nous voulons une Constituante!" Ils espèrent que cette Constituante 
sera de leur avis et pas du nôtre, et ils ne veulent pas constituer, parce 
qu'ils espèrent faire la Répabliqne qu'ils preferent. | Eh bien, c'est entre ces 
extremes que nous nous placons. Nous disons aux uns: Oui, il faut constituer 





Französische Republik. 297 


la République vous-mémes! Nous disons aux autres: Nous ne nous fions pas 


Nr. 5044. 
Fraukroich. 


A l'avenir d'intérêts si chers. Non! non! Nous qui admettons la souveraineté 24, wai 187%. 


de cette Assemblée, qui ne contestons ni la durée, ni l'étendue de ses pon- 
voirs, nous désirons que ce soit elle qui fasse la République. Mais nous 
trouvons, c’est vrai, des oppositions à droite et à gauche. " Messieurs, voilà, 
selon moi, la vraie politique conservatrice, c’est celle qui, passant entre tous 
les extrêmes, se fixe 14 où est l'intérêt évident du pays. Nous faisons l'acte 
le plus conservateur du monde, quand nous vous apportons les lois de cette 
République conservatrice, disant aux uns: “Faites le sacrifice de voter unc 
. forme qui, pratiquement, est la seule possible, donnez-lui le caractère légal;” 
+t quand nous disons aux autres: “Quoique, — pardonnez-moi les termes, — 
vous puissiez penser de cette Assemblée envers laquelle vous êtes sévères, 
comme on Vest envers nous, pour laquelle vous n’avez pas de confiance, nous, 
au lien de vouloir la dissondre, nous voulons, pour ce qui nous regarde, 
qu'elle dure assez longtemps pour faire les lois de la République conservatrice. 
“Sourires sur quelques bancs À gauche.) A mon avis, voilà la véritable 
opinion, l'opinion sage, celle qui peut rassurer le pays. (Mouvements divers). 
On nous dit: Mais, les élections! ” Eh bien, j'en conviens, ces élections 
qui, permettez-moi de le dire, — ne vous irritez pas de ces quelques paroles 
par lesquelles je vais terminer ce trop long discours, — ces élections n'ont 
pas toujours été toutes de la nature qui me rassurcrait le plus (Sourires) I 
serait inconvenant de discuter ici, devant nos collègues nouvellement arrivés, 
le mérite ou la qualité de leurs candidatures, le mérite ou le démérite 
de leurs électeurs et de leur élection; mais je suis loin de trouver les 
derniers résultats électoraux aussi alarmants qu’on affecte de le dire, ou 
qu'on le dit très-sincèrement. Pour moi, je ne m’aveugle pas sur les 
dangers de Vavenir; ce que je crois, c’est que, en général, les élections 
partielles sont presque toujours ce qu'on appelle mauvaises. On appelle 
mauvaises les élections qni froissent vos convictions; c’est le droit de tout le 
monde. (On rit.) ' Pourquoi en est-il ainsi? © C'est que le pays conservateur 
a le tort d'être porté à Vabstention, et il est d'autant plus porté à Vabsten- 
tion que les élections dont il s’agit ont moins d’importance. || Je suis persuadé, 
«nant à moi, que, "aoyennant les lois électorales que nous vous présentons, 
quand il y aura des éféctions générales, — je crois connaître le pays, je 
puis me tromper cependant, — mais je suis persuadé que vous aurez des 
élections qui n'auront rien d’alarmant. Que vous ayez des difficultés, assurd- 
ment, vous en aurez toujours. Vous êtes une Assemblée conservatrice. Es 
que n'ai pas eu ici, dans vos rangs, à résister à l'impôt sur le revenu? 
Ce sont 1 des questions conservatrices. | Est-ce que je n'ai pas cu aussi à 
faire des efforts inouis pour empêcher des impôts fâcheux et empreints d’un 
caractère de socialisme? Est-ce que je n'ai pas eu à plaider ici pour la plus 
conservatrice de toutes les solutions, celle qui donnait à l'armée cing ans de 
service et non pas deux ou trois ans? N’ai-je pas eu aussi, un jour, à vous 
> 
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demander une résolution qui vous coûtait, qu'on m'a reprochée, celle de 
revenir, séance tenante, sur un vote qui donnait l'élection des maires des 
grandes villes au suffrage universel? (Mouvements divers.) ' Je pourrais indi- 
quer une quantité de questions sur lesquelles j'ai été obligé d’epuiser tout 
mes efforts pour vous ramener à ce que vous appelez la solution conservatrice. 
' Que vous ayez dans l'avenir des Assemblées qui pourront présenter, sur 
beaucoup de points, des divergences fâcheuses ct regrettables, c’est possible. 
Dans ce siècle-ci, le repos, ce repos des pays qui ne sont pas libres, il ne 
nous est pas destiné. J’ai traversé la Constituante, Ccux qui m’accusent o's 


étaient pas, comme moi; quand on a vu ces neuf cents députés — socialistes, 
il faut le dire, de bonne foi, par ignorance, — quand on les a vus céder à 


la raison, et, sur les questions les plus importantes, finir par les solutions 
les plus raisonnables, on ne s’effraye pas autant de l'avenir. (Mouvement. 
J'ai pour maxime qu’il faut tout prendre au sérieux, mais rien au tragique. 
Quant A moi, je ne désespère pas de l'avenir de mon pays, et surtout quand 
je vois ce qui égare le corps électoral; quand je vois ces preuves de défiance 
qui nous divisent; quand je vois certains candidats repoussés, non pas avec 
une intention socialiste dont on parle, mais parce qu’on les suspecte de von- 
loir la monarchie; quand je vois les électeurs... (Bruit à droite) — je prévois 
objection, je n'en laisserai aucune sans réponse, — quand je vois des can- 
didats qui, cn toute autre circonstanee, scraient repoussés, mais qu’on préfère 
parce qu'on les croit décidés sur la question de la République, je dis, quant 
à moi, que je suis persuadé que lorsque vous aurez dégagé la grande 
question du jour, lorsque vous l'aurez résolue, lorsque la question ne 
sera plus posée qu'entre ceux qui veulent l’ordre ct ceux qui veulent 
le désordre, entre ceux qui veulent le bien et ceux qu’on pourrait accuser 
de vouloir le mal, je suis convaincu qu'une majorité se déclarera. ‘| Pais 
je reconnais qu'il peut arriver telle Assemblée qui ne pense pas comme 
il faudrait, à mon avis, qu'une Assemblée française pensät; mais alors nous 
apportons, à mon sens, la senle garantie: cette garantie, c'est la discussion. 
cest unc seconde Chambre, c’est le pouvoir de dissolution placé quelque part. 
; Si on ne trouve pas cette garantie suffisante, je demanderai qu’on m'en 
présente une autre. Dans l'état de nos lois, quand vous aurez fait ce que 
vous pourrez pour épurer les sources de la representation nationale; quand 
vous aurez pris toutes les précantions que la situation actuelle vous permet 
de prendre; quand vous aurez organisé deux Chambres le mieux qne vons 
pourrez, — la question est posée et c'est à vous de la résoudre; — quand 
vous aurez placé le pouvoir de resistance dans une de ces deux Chambres: 
quand vous aurez créé la faculté de dissolntion de l'une des deux Chambres, 
alors les difficultés s’évanouiront. , On peut me dire, il est vrai: Mais si, après 
avoir prononcé Ja dissolution, le pays vons renvoyait la même chambre, que 
feriez vous? , Je crois, messicurs, qu'avec un gouvernement prudent et 
vigourcux, avec un gouvernement conservateur ct ferme, en ne prenant pas 
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l'épouvante trop facilement, je crois qu'avec un gouvernement ferme, ct aussi ere 
avec le temps, on pourra triompher de toutes les difficultés qui se présen-94. Mai 188. 
teront. | En tous cas je dirai: apportez-moi un autre remède! Si deux Cham- 
bres, le pouvoir de dissolution, ct un pouvoir exécutif bien vigoureux étant 
constitués ne suffisent pas, indiquez-moi le remède, donnez-m'en un qui me 
rassure, Dans ma bonne foi, je ne dis pas que je l'accucillerai, — je n’en 
ai pas le pouvoir, — mais je le discuterai avec vous. || Au delà des moyens 
légaux, je ne sais qu'un remède, je n’en aperçois qu'un seul, c'est la dicta- 
ture. Or, qu'est-ce qui la veut? Oh! ceux à qui on la donnerait, je le sais 
bien, Vaccepteraient. (Hilarité prolongée) Mais, je le demande, où est la 
dictature? " Oh! la dictature, elle s'est levée sur notre pays. Oui, et je 
n'ai pas assez peu de mémoire pour l'avoir oublié. Vous a-t-elle sauvés? 
{| Vous lui avez, avec une confiance bien grande, abandonné la solution de 
toutes les questions qui intéressaient le pays; qu’en at-elle fait? (Mouvement.) 
Le pays est tombé en 1815 avec gloire. Comment est-il tombé en 1870? .... 
(Mouvement.) |! Je ne veux pas ajonter aux amertumes qui remplissent vos coeurs 
en face des divisions qui existent parmi nous; mais, laissez-moi vous le dire, ayons 
recours aux moyens légaux. Il n’y en a pas d’autres, sauf les modifications 
de ceux que nous vous apportons, il n’y en a pas d’antres, excepté la dicta- 
ture. La dictature des grands hommes vous a perdus; celle des petits ne 
vous perd pas moins, et avec eux il y a de moins la gloire. (Applaudissc- 
ments au centre gauche. — Mouvement prolongé.) 

Maintenant, j'arrive au terme de ce discours. La politique conservatrice 
est celle que je viens de décrire: c’est celle qui se place entre les extrèmes 
qui ne veulent pas constituer, les uns parce qu’en constituant on ne con- 
stitucrait pas le monarchie; les autres qui veulent une autre Assemblée que 
vous, qui ne veulent pas vous laisser le temps de faire ces lois, parce qu'ils 
espèrent d’une Constituante la satisfaction de ce qu'ils appellent leurs con- 
victions et de ce qu'ils ont le droit d'appeler ainsi. | C’est entre ces deux 
extrêmes que chemine notre politique, inexorable pour le désordre, l'ayant 
comprimé à ce point qu'on en a fait un argument. Et que dirait-on, si chez 
nous, comme dans plusieurs villes d'Allemagne, l’émeute, si elle avait le temps 
de détruire, détruisait les boutiques, que diriez-vous? — Chez la nation 
victorieuse, ce spectacle a été donné. Chez nous, si un audacieux voulait 
toucher à la porte d’une boutique, il expirerait avant d’avoir enfoncé la porte. 
L'ordre est donc établi, oui, l’ordre est établi. |: Oh, je le sais, on dit: C’est 
l'ordre matériel! Permettez-moi de le dire, c'est déjà quelque chose que 
d'en jouir. Cette politique, je le répète, est celle qui est placée entre tons 
les extrêmes, garantissant l’ordre matériel d’une manière infaillible, et tächant 
de rétablir l’ordre moral par la solution des questions difficiles, solution à 
vous abandonnée; car c’est à vous d'examiner ces lois, de les discuter, d'y 
consacrer le temps nécessaire. | Je sais bien qu’on nous a dit hier que tous 
ces moyens ne suffisaient pas; je n’en sais pas d'autres. || On nous a dit, 
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Nr. 5014. avec une pitié dont j'ai été très-touché. . . (On sourit.) qu'on plaignait notre 

Frankreich. . . 

24. Mai 1873, S0rt, que nous allions être des protégés, des protégés de qui? Du radi- 
calisme. On m'a prédit à moi une triste fin. Je Vai bravée plus d’une fois 
pour faire mon devoir, je ne suis pas sûr que je l’aic bravée pour la der- 
niére fois. | Et puis on nous a dit qu'il y avait une chose fâcheuse outre 
une fin malhenreuse, c'était d’y ajouter le ridicule. {| On me permettra de 
trouver cela bien sévère. Un homme qui aurait servi son pays toute sa vir, 
qui aurait, dans les temps les plus difficiles, sacrifié sa popularité pour la 
vérité, qui aurait rendu des services que je ne prétends pas avoir rend: 
peut-être pourrait traiter avec cette pitié des hommes comme ceux qui sont 
sur ces hanes. (L'orateur désigne le bane des ministres) , Je remercie l'ors- 
teur de ses sentiments compatissants. (Rires à gauche). Qu'il me permetk 
de lui rendre la parcille et de lui dire aussi que moi je le plains. De ma- 
jorité, il n’en aura pas plus que nous; mais il scra un protégé aussi, je vais 
lui dire de qui, d'un protecteur que l'ancien duc de Broglie aurait repouss 
avec horreur, il sera le protégé de l’Empire. (Triple salve d'applaudissements 
À gauche et au centre gauche.) 

(Une longue agitation succède au discours de M. le Président de la Re 
publique. — Presque tous les députés sont debout à leurs places. — Un 
eertain temps s'écoule avant que M. le président parvienne à obtenir le 
rétablissement du silence.) 

M. le président. Je vais consulter l’Assemblée. 

(L'Assemblée, consultée, décide qu'elle se réunira à deux heures.) 

M. le president. Voici l'ordre du jour de la prochaine séance, qui 
aura lieu en dehors de la présence de M. le Président de la République: 

Suite de la discussion de Vinterpellation. 


(La séance est levée à onze heures quarante minutes.) 


Deurième seance du samedi 24 mai 1873. 
Présidence de M. Buffet. 
M. le president. La parole est à M. le ministre de l’intérieur. 

M. Casimir Perier, ministre de l'intérieur. Messieurs, si la clôture. 
(Non! non! --- Parlez! à gauche.) si la clôture n'avait pas été réclamée, j'aurais 
laissé la parole à l'un des orateurs qui l'ont demandée; mais je suis convaincu, 
messieurs, que vous ne refuserez pas aux membres nouveanx du cabipet, 
contre lesquels ont été dirigées des attaques toutes particulières, de venir ici 
vous dire quels sont les motifs qui les ont déterminés à accepter la part de 
fardeau dont ils se sont chargés. (Très-bien! Parlez! parlez!) 

M. le vice-président du conseil, et M. le Président de la République. . . 

A droite. : Oh! oh! 
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A gauche. A l'ordre! à l'ordre! les interrupteurs. 
fn membre & gauche. Ce sont des facticux qui murmurent! 

M. le président. J’invite les interrupteurs à faire silence. 

M. le ministre de l’intérieur. M. le vice-président du conseil, ct 
M. le Président de la République ont répondu tour à tour aux accusations 
dirigées contre la politique générale du Gouvernement. ; Ils vous ont montré 
qu'ils tronvaient la principale cause de la faiblesse du pouvoir daus un régime 
provisoire, légal, puisque c'est vous qui l'avez établi, messieurs, mais auquel 
manque la consécration d’un droit placé hors d'une contestation de tous les 
jours. Je ne répéterai pas ce qu'ils vous ont dit, et ce qu'ils vous ont dit 
mieux que je ne le dirais moi-même, je viens ici, non point engager une 
longue discussion, ni faire un discours: je viens faire une déclaration. : Mais 
auparavant il est nécessaire que je réponde quelques mots aux reproches très- 
immérités que M. le duc de Broglie a adressés hier aux trois membres nou- 
veaux du cabinet. Je ne puis reconnaître à M. le due de Broglie le droit 
de dire que, lorsque l'honorable M. Bérenger, l'honorable M. Waddington et 
‘moi nous sommes entrés dans le cabinet “nous avons fait faire un pas vers 
les concessions, vers les ménagements et les compromis avec le parti radical” 
|| M. le due de Broglie chercherait vainement dans nos votes passés, dans 
notre langage un mot prononcé, une ligne écrite qui pât justifier de pareilles 
paroles. M. le due de Broglie ne s’est souvenu d'un acte de Vhonorable 
M. Bérenger que pour le placer en contradiction hypothétique et bien gra- 
tuite avec lui-même. (Très-bien! an centre gauche.) M. le due de Broglie 
ne s'est pas souvenu que l'honorable M. Waddington ct moi nous avons long- 
temps appartenu au centre droit ... (Rumeurs à droite), et que nous ne 
Vavons quitté que lorsque nous avons vu qu'une partie au moins du centre 
droit allait se confondre avec l'extrême droite. 

A gauche et an centre gauche. Très-b très-bien! 

M..le ministre, M. le due de Bro; waurait point dû oubli 
plus que dans une occasion récente, nous avons tous les trois manifes 
façon non dontense notre ferme résolution de ne point entrer, même en appa- 
rence, en concert avec le parti radical. M. le due de Broglie nous a dé- 
clarés suspects, puisqu'il a dit qu'il ne s’en tenait pas à nos paroles, qu'il 
fallait des actes ct que ce langage est adressé aux membres d’un cabinet qui, 
comme ministres, n’ont pas encore pu faire un acte, ni prononcer une parole, 
(Trös-bien! très 
du radicalisme”, at-il dit, et telle est la seule alternative qu'il nous laisse. 
Eh bien, il nous dome le droit, je dirai plus, il nous impose l'obligation de 
lui demander à notre tour quelles seront les dupes dans cette coalition dont 
il s’est fait l’organc. (Très-bien! trés-bien! et applaudissements à gauche.) 
Nous sommes obligés de lui demander non pas dans l'intérêt misérable de la 
conservation dun pouveir que nous n'avons pas désiré, que j'ai le droit de 
dire que je n'ai pas désiré . .. (Nouveaux applaudissements à gauche. Ru- 
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meurs à droite.) — nous lui demandons de faire savoir au pays quel sera le 
lendemain de la victoire. (Bravos répétés à gauche ct au centre gauche. 

Voix divers. Voilà la question! — Qu'est-ce qu'ils feront du pays? 

M. le ministre. Nous lui demandons de nous dire à qui appartienin 
le pouvoir dans une coalition victorieuse entre les plébiscitaires, les partisans 
de la monarchie constitutionnelle et les partisans de la monarchie de droit 
absolu. (Applaudissements à gauche ct au centre gauche. — Rumeurs à 
droite. — Agitation prolongée) 

M. le vicomte d’Aboville. Est-ce à Frohsdorf que vous vez 
appris cela? 

M. de Belcastel. Il n’y a pas parmis nous de monarchistes de droit 
absolu. C’est une calomnie! 

Plusieurs membres du centre droit, désignant la gauche et s’adressant 4 
l'orateur. Voilà quels seront vos amis! 

M. le ministre. Vous le savez bien ... (Nouvelles interruptions 3 
droite. — Attendez le silence!) Vous savez bien, dis-je, que je n’irai jamai: 
m'asseoir sur ces bancs. (L’orateur désigne les bancs de la gauche.) 

Un membre à droite. Mais vous marchez avec eux! 

M. le ministre. Et si quelques personnes de ce côté m’acceptent aver 
une très-grande réserve, c'est qu'elles savent que mes amis et moi non 
sommes les otages qui rassurent le pays sur la République conservatrier. 
(Vive approbation à gauche.) || Eh bien, messieurs, c’est cette situation étrange 
que je vous signale avec regret, et dont, vous le voyez, si je parle ave 
fermeté, je parle aussi avec modération . .. (Iixclamations et rires à droite. 
— Tres-bien! à gauche.) . Si j'ai dit un mot qui blesse aucune opinion, um 
personnalité quelconque, qu'on me le dise. J’affirme mes opinions, je respecte 
les vôtres; respectez aussi les miennes! (Tres-bien! trés-bien! à gauche) : 
On nous accuse d'équivoques et de compromis, et vous ne voulez pas que k 
vous signale les équivoques ct les compromis là où je les rencontre! f Ces 
le premier de nos devoirs, et vous l’avez imposé à notre honneur. (Nouvelles 
marques d'approbation à gauche.) || Je sais bien que Yon se retranche der 
rière le nom de conservateurs. (C'est un beau nom, messieurs, et je me 
Pattribue; je m’honore de l'avoir toujours porté, je m’honore de n’en avoir 
jamais démérité, (Très-bien! très-bien:) M. le duc de Broglie, à qui jai 
tout & l'heure reproché quelques oublis, aurait pu aussi se souvenir de 
quelques actes significatifs de ma courte administration, dont j'espère que tous 
mes collègues, sur ces bancs, n’ont pas perdu le souvenir. (Approbation sur 
plusieurs bancs.) 

Un membre au centre droit. Et entre autres la demande du retour à Paris: 

M. le ministre. Et quant à la fermeté dont on nous reproche de 
manquer, ne serait-ce pas plutôt que l'on nous en tronve trop sur le terrain 
où nous nous sommes placés? Ne scrait-ce pas ce que l'on regrette? On 
aurait le droit, non pas de nous dire que nous manquons de fermeté, mais de 
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prétendre prouver que nous employons mal celle que nous déployons pour Sr Sit. 


établir la seule forme de gouvernement que nous croyons aujourd’hui possible, 24. Mai 1878. . 
de laquelle nous croyons pouvoir attendre le salut de notre pays. (Tres-bien! 
très-bien! à gauche.) | Messieurs, la fermeté et le courage ne sont pas la 
même chose. Le courage est l’action d’un moment; la fermeté est une action 
durable. Le courage, vous n'en pouvez pas douter; nous en faisons preuve en 
ce moment, et je ne connais pas de courage plus difficile ct plus douloureux 
que celui de se séparer sur une question donnée d’amis de toute sa vie aux- 
quels on reste attaché par bien des liens, par bien des sentiments communs, 
quand on a le malheur de les trouver unis à des adversaires de la veille. 
(Très bien! très bien! à gauche.) | J'entends dire ici: Et vos alliés! | Non, je 
n’ai point d’alliés, si ce n'est pour sauver le pays. Il peut y avoir des ren- 
contres — je ne veux point blesser mes collègues, — mais si ce sont des 
alliés, il faut qu'ils m’acceptent tel que je suis. (Trés-bien! et applaudisse- 
ments à gauche. — Rumeurs à droite.) | Vous pourrez me faire bien des 
. reproches, je puis commettre bien des fautes, mais je n'ai jamais trompé, je 

ne tromperai jamais personne. |. J'arrive aux motifs de notre entrée dans le 
cabinet, aux motifs qui m'ont déterminé ainsi que l'honorable M. Berenger ct 
l'honorable M. Waddington, tous deux mes amis personnels et politiques, ayant 
siégé avec moi dans un groupe auquel vous ne pouvez refuser le nom de 
conservateurs, dans un groupe qui m'a fait Vhonncur de me mettre à sa tete 
et dont je soutiendrai les idées avec la dernière énergie. (Tres-bien! très- 
bien! à gauche.) » Le programme m'appartient et n’a pas été délibéré entre 
moi et mes collègues. J'ai voulu en prendre sur moi toute la responsabilité 
et jai pris soin de l'écrire pour être certain que dans unc matière aussi 
grave, il n'échapperait pas à l'improvisation de ces mots qui peuvent ètre 
regrettables dans des circonstances aussi solennelles. Permettez-moi de vous 
en donner lecture. (Lisez! lisez!) 

“Une profonde conviction domine et explique notre conduite. Il faudrait, 
pour prolonger le provisoire, une sagesse que n'ont eue d'aucun côté les 
partis, une patience difficile à attendre d'une nation comme la nôtre. ! Le 
provisoire est à nos yeux non pas l'unique, mais la principale cguse du 
trouble des esprits, de manifestations qui traduisent une situation, très-grave 
sans doute, mais n’expriment pas le vrai des sentiments du pays et le fond 
de ses tendances. L’inquietude, inséparable de Vincertitude, s’est emparée 
des esprits. Le pays, dans son immense majorité, veut la paix, le respect 
des lois, l'ordre, la protection des intérêts; il déteste les agitations stériles et 
les excitations violentes. | La France veut être gouvernée; elle comprend 
qu’elle ne peut l'être fermement par un Gouvernement précaire et contesté, 
dont l'existence même est mise chaque jour en question. || La France com- 
prend que ce Gouvernement, ferme parce qu’il sera respecté et obéi, elle ne 
peut le devoir aujourd'hui qu'à la République. . Ce besoin d’un Gouverne- 
ment est passé de l'inquiétude à Limpatience, de l'impatience au mécontente- 
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24. ai 1873. gens assez indifforents à la forme du gouvernement, sont irrités et pousse 

presqu’au désespoir par nos divisions et nos irrésolutions.” (Trés-bien! trés- 

bien: au centre gauche. —- Murmures ct réclamations du côté droit.) 

Vous pourriez, messicurs, réclamer si je vous disais que cette dernien: 
pensée s'attache exclusivement à la République; je dis que nous avons besir 
d'un gouvernement ct si vous ne voulez pas laisser établir celui-là, faites-en 
un autre: (Vive approbation du côté gauche.) ‘ Je reprends ma lecture: 

“Sans donte il y a quelque chose de trop absolu dans la logique qui 
ferait chercher le remède à tous maux, le terme de tous périls dans le fait 
seul de la reconnaissance formelle d'un gouvernement quelconque. Mais dan: 
l'état actuel des esprits, c'est 14 le point de départ inévitable. Hors de A 
la marche vers la désorganisation politique ct sociale est certaine par k 
progrès du radicalisme que vous ne sauricz reprouver plus que nous. Aussi 
malgré tout ce qui pouvait personnellement n'arrèter, malgré des sacrifices 
dont nul autre que moi ne peut mesurer l'étendue, lorsque j'ai été appele a 

. faire partie dun cabinet, reconstitué dans des conditions particulières d’hoini- 

généité et d'entente sur ce qui allait ètre, à mes yeux, comme à ceux d 

tous mes collegues, Ja plus importante partie de notre mission, je n'ai ps 

hésité. J'ajoute que l'accord sur la nécessité d’une politique de préservatioi 
et de défense a éte cimenté entre le président de la République et sia 
cabinet par les plus complètes explications, ll est plus que jamais necessain- 

qu'en partageant le fardeau du pouvoir, chacun en partage cfficacement li 

responsabilité collective et que chacun revendique, envers tous, celle de se 

actes personnels. «Il faut le plein accord, l'accord concerté dans toutes les 
questions générales, mais il faut l'unité de direction dans tous les départe- 
ments ministériels. Tl n'y a pas sans cela de bon gouvernement, de bonne 
administration possibles, L’indécision et la contradiction sont. partout funestes: 
elles le seraient plus que partout ailleurs an ministère de l’intéricur, dont 
j'ai accepté la lourde charge. ' Et si après avoir In notre programme, si 
après nous avoir entendus on persiste à nous accuser d’equivoque, à nous 
reprocher de quèter Fappni du radicalisme ct de compter sur son alliance 
pour gouverner, ce ne serait plus seulement notre raison, c'est notre honneur 
qu'on mettrait en doute. (Approbation à gauche.) Cest pour combattre 
le radicalisme que nous voulons Ja République et que nous faisons appel à 
tous ceux pour lesquels, sans distinetion de partis, Vapaisement des passion: 
et la prospérité publique sont le premier des voeux, le premier des besoin: 
| Nous leur demandons, au milieu de tant de compétitions diverses, de nous 
donner, contre les ennemis de tout ordre paisible ct régulier, la force dont 
nous avons besoin pour les contenir. : Nous demandons un Gouvernement 
qui ait le droit de s’appeler par son nom, afin qu'il puisse dire où il va et 
qu'on puisse le suivre. (Nouvelle approbation à gauche) Si les conditions 
que nous jugeons indispensables à l'exercice du pouvoir viennent à nous 
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ètre refusées, nous ferons ce que nous commandera notre devoir, comme Nr. 504. 


vous croirez avoir fait le vôtre || Le pays nous jugera, et l'avenir 
fera la part des responsabilités” (Applaudissements à gauche ct au centre 
gauche.) ° 

A droite. La clôture! la clôture! 

M. le président. On demande la clôture de la discussion. (Oui! oui!) 

(La clôture de la discussion est mise aux voix et prononcée.) 

M. Ernoul. Je demande la parole pour présenter un ordre du jour motivé. 

M. le président. Vous avez la parole. 

M. Ernoul. Messieurs, au nom d’un assez grand nombre de signa- 
taires, j'ai l'honneur de proposer à l’Assemblée l’ordre du jour motivé suivant: 

“L'Assemblée nationale, 

“Considérant que la forme du gouvernement n’est pas en discussion ... 
(Explosion de rires ct applaudissements ironiques au centre gauche, auxquels 
répondent des applaudissements d’assentiment partant du centre droit.) 

M. Cézanne. Dites que la République est hors de discussion et nous 
sommes d'accord! (Bruit.) 

M. le président. Messieurs, veuillez écouter en silence la lecture de 
l'ordre du jour. 

M. Ernoul. Je reprends: 

“L'Assemblée nationale, 

“Considérant que la forme du gouvernement n’est pas en discussion; 

“Que l’Assemblée est saisie de lois constitutionnelles présentées en vertu 
d'une de ses décisions et qu'elle doit examiner; 

“Mais que, dés aujourd’hui, il importe de rassurer le pays...” (Excla- 
mations ironiques à gauche.) “Mais que dès aujourd'hui, il importe de rassurer le 
pays en faisant prévaloir dans le Gouvernement...” (Interruptions à gauche.) 

M. le président. Messieurs, vous pourrez discuter l'ordre du jour, 
mais, je vous en prie de nouveau, veuill:: en écouter Ja lecture en silence. 

M. Ernoul. “Mais que, dès aujourd'hui, il importe de rassurer le pays en 
faisant prévaloir dans le Gouvernement une politique résolûment conservatrice... 

Un membre à gauche. Qu'est-ce que c'est que cela? 

M. Ernoul. “Regrette que les récentes modifications ministérielles 
n'aient pas donné aux intérêts conservateurs la satisfaction qu ‘ils avaient le 
droit d'attendre ...” (Bruyantes exclamations à gauche. — Applaudissements à 


droite, auxquels répondent des applaudissements ironiques à gauche.) “Re- : 


grette que les récentes modifications ministérielles n'aient pas donné aux inté- 
rêts conservateurs la satisfaction qu'ils avaient le droit d'attendre. 
“Et passe à l’ordre du jour.” 
Je demande la priorité pour cet ordre du jour. (Approbation à droite. 
— Exclamations diverses et rires à gauche.) 
M. Target. Je demande la parole. 
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M. le président. M. Target a la parole. 

M. Target. Ce nest pas un discours que je viens prononcer à cette 
tribune... (Interruptions sur divers bancs à gauche.) | Je répondrai a 
toutes les interruptions d'où qu’elles viennent. (Oh! oh!) | Je viens faire, au 
nom d’un certain nombre de mes collègues, une déclaration, car il ne faut 
pas d’ambiguité dans le vote. |} Au nom de mes collègues dont les noms 


‘ suivent, j'ai l'honneur de déclarer ... 


Quelques membres à gauche. Lisez les noms! lisez les noms! 

M. Target. . . . afin de bien préciser la pensée et la portée de notre 
vote, que, tout en nous associant à l’ordre du jour... (Tres-bien! très-bien: 
à droite), nous nous déclarons résolus à accepter la solution républicaine tell 
quelle résulte de l’ensemble des lois constitutionnelles présentées par le Gou- 
vernement ... (Très-bien! trés-bien! au centre gauche), et à mettre fin à un 
provisoire qui compromet les intérêts matériels du pays. Nous entendons, en 
adoptant cet ordre du jour... 

Sur divers bancs à gauche. Quel ordre du jour? 

M. Target. L'ordre du jour qui vient d’être présenté par l’honorable 
M. Ernoul. (Nouvelles interruptions.) 

Nous entendous..... 

Un membre à gauche. Renverser le ministère! 

M. Target. ... manifester la pensée que le Gouvernement du Président 
de la République doit faire prévaloir désormais par ses actes une politique 
nette et énergiqucment conservatrice. (Rires à gauche. — Applaudissements 
au centre droit). . . .. 

M. le président. Un certain nombre de nos collègues, par une de- 
mande signée, proposent l’ordre du jour pur et simple. 

M. Denormandie. Je demande la parole sur l’eydre du jour pur 
ct simple. . 

M. le président. La parole est à M. Denormandie. 

M. Denormandie. Messieurs, vous avez parfois autorisé quelques-uns 
de nous, dans des circonstances graves comme celle-ci, à porter à la tribune 
une sorte de commentaire de leur vote. Un certain nombre de nos collègues 
m'ont demandé d’être leur interprète: c'est ce que je vous demande la per- 
mission de faire eu quelques mots seulement. || On a reproché au Gouverne- 
ment d'avoir des hésitations et des tätonnements, et il s’est défendu de ce 
reproche en disant que dans l’état provisoire du pays, dans cet état diff- 
cile à définir, qui n’est ni la monarchie ni la République, il lui était extréme- 
ment difficile d'éviter les grands embarras qui, nécessairement, résultent de 
cette situation. 

Plusieurs membres à droite et au centre droit. C'est un discours! (Bruit. 
— Parlez! parlez!) 

M. Denormandie. Cette défense du Gouvernement s’explique et doit 
être admise au point de vue politique proprement dit; mais ceux de nos col- 
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lögues, au nom desquels je parle, pensent qu’ik doit être fait une distinction Pie 
en ce qui touche les questions de personnel et d'administration. Peut-être le 4. Mai 1878. 
Gouvernement à cet égard n’a-t-il pas toujours eu l'unité suffisante dans les 

vues et la fermeté dans la direction; peut-être a-t-il eu des faiblesses regret- 

tables, faiblesses dont nous avons souffert comme vous. (Trés-bien! sur 
plusieurs bancs à droite. — Mouvements divers.) || Je n'hésite pas à vous 

dire, tant nous sommes conservateurs, que, si nous étions dans une situation 
politique différente de celle où nous nous trouvons, nous nous associerions 
peut-être à votre demande d’interpellation. (Très-bien! à droite) || Je vais 

donc vous dire d'où vient notre anxiété et où naît notre dissentiment. 

Nous vous demandons ce que vous ferez le lendemain de votre victoire ... 

M. Boduin. Mais c’est un discours! 

Plusieurs membres à droite, Vous rentrez dans la discussion! 

M. Denormandie. Je vous affirme que je ne rentrerai pas dans la discussion. 

Un membre. Vous y êtes complétement! 

M. Denormandie. Nous croyons que le renversement du Gouvernement, 
à l'heure où nous sommes, peut avoir en France les plus grands dangers. 
(Dénégation à droite.) 

M. Prax-Paris ei plusieurs voix à droite. C’est de la discussion! 

M. le président. J'entends assurer à tous nos collègues la plus com- 
plète diberté de discussion; mais je suis obligé de faire remarquer à M. De- 
normandie que les observations qu'il présente paraissent rentrer dans la dis- 
cussion générale, qui a été close. (Réclamations à gauche. -- Assentiment à droite.) 

Plusieurs membres à gauche. Il parle sur l’ordre du jour pur ct simple! 

M. le président. Les différents ordres du jour peuvent être incon- 
testablement discutés ... et si c’est contre la rédaction de l’ordre du jour 
motivé que M. Denormandie veut discuter, je lui maintiens la parole. 

M. Denormandie. Les observations que j'ai l'honneur de vous sou- 
mettre, messieurs, sont contre l’ordre du jour motivé et en faveur d’un ordre 
du jour pur ct simple. Je n'ai plus que quelques mots à dire, et je vous 
supplie de les entendre. | Je dis que nous sommes inquiets de ce qui peut 
se produire dans le pays au moment même de votre victoire. (Nouvelle inter- 
ruption à droite) Savez-vous pourquoi? C’est parce-que nous n’avons aucune 
loi constitutionnelle comme base de notre organisation politique, et qu'il est 
certain que la chute du Gouvernement peut produire en France une grande . 
émotion dont les conséquences sont incalculables. (Vive approbation à gauche. 
— Protestations à droite.) 

M. Target. La victoire que nous recherchons, c’est l'affirmation de la 
République conservatrice avec M. Thiers. (Bruit confus.) 

M. le comte de Rességuier. C’est dans l’Assemblée que le pays a 
confiance! (Dénégations à gauche.) 

M. Denormandie. Je dis encore que nous redoutons beaucoup une 


division, même sur le choix et l'indication d’un nouveau gouvernement provi- 
Pi 
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soire succédant au provisoire actuel. (Rumeurs à droite.) Enfin; j'ajoute que nous 
craignons une division profonde lorsque le moment sera venu de donner à la France 
des institutions définitives, et vous savez ce que je veux dire à cet égard. (Bruit. 
| Il nous semble donc que, comme remède aux dangers qui ont été signalés, 
il y aurait sagesse à examiner et à discuter les lois qui vous ont été sou- 
mises. (Ah! ah! à droite.) | Em outre, nous vous demandons instamment, et 
c'est 14 la raison pour laquelle nous vous soumettons l’ordre du jour pur et 
simple, nous vous demandons d'attendre à l'épreuve le cabinet nouveau qui 
a pris la direction des affaires. (Très-bion! très-bien! à gauche. — Excla- 
mations à droite. — La clôture! la clôture!) ' Nous attendons que ce cabinet 
nouveau ... (Bruit général.) | 

M. de Carayon-Latour. Vous parlez pour le Journal officiel! Per- 
sonne ne vous entend! | 

M. Denormandie. Messieurs, je descends de la tribune. | Nous re- 
tenons comme sérieuses les promesses qui ont été faites au nom du Gouverne- 
ment; nous demandons à lui faire crédit . .. (Exclamations à droite.), un cré- 
dit extrêmement limité; nous en attendons les actes, les agissements, et nou: 
vous supplions de faire au moins l'expérience de l'administration nouvelle. 
(Rumeurs à droite.) Vous ne contesterez pas le caractère essentiellement 
conservateur des membres du cabinet, ct nous vous disons que si, dans un 
délai non éloigné, des satisfactions n'étaient pas données à l'esprit conserva- 
teur, vous nous trouvericz avec vous. (Très bien! sur quelques bancs. — 
Aux voix! aux voix!) 

M. le président. L'ordre du jour pur ct simple est demandé ... 
(Interruptions diverses.) 


M. Dufaure, garde des sceaux. Messieurs, je monte à la tribune pour 
dire à l’Assemblée que le Gouvernement, en protestant contre les commen- 
taires dont la proposition d’ordre du jour pur et simple a été accompagnée, 
adopte cet ordre du jour pur ct simple. (Applaudissements & gauche. — 
Mouvement prolongé.) 

De plusieurs côtés. Aux voix! aux voix! 

M. le président. Je consulterai l’Assemblée dès qu'il me sera possible 
de me faire cntendre. (Le silence se rétablit.) ..... 

Il va être procédé au scrutin public sur l’ordre du jour pur et simple 

(Le scrutin est ouvert et les votes sont recueillis.) 

M. le président. Voici le résultat du dépouillement du scrutin: 

Nombre des votants . . . . . . . . . . ‘710 
Majorité absolue . . . . . . . . . . . 356 
Pour l'adoption . . . . . 348 
Contre . . . . . . . . 862 

L'Assemblée nationale n'a pas adopté. (Mouvement général et pro- 
longé. ) 
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M. Broét a déposé entre mes mains un ordre du jour ainsi congu, sign 
de lui et de M. Antonin Lefèvre-Pontalis: 

“L'Assemblée nationale, confiante dans les déclarations du Gouvernement, 
et attendant de lui une politique résoldment conservatrice, passe à l'ordre du 
jour.” (Exclamations à droite) 

Au centre gauche. Appuyé! appuyé! 

Un membre à droite. Aux voix d’abord l’ordre du jour de M. Ernoul! 

M. Cézanne. Nous demandons la priorité pour l’ordre du jour de 
M. Broét. | 

M. le président. Je vais consulter l’Assemblée sur la priorité, on la 
réclame d’un côté pour l’ordre du jour proposé par M. Broët, de l’autre pour 
celui de M. Ernoul.) . 2 . 

(L'Assemblée, consultée, décide que la priorité 5 sera | donnée à l'ordre du 
jour motivé proposé par M. Ernoul. 

M. le président. Je mets aux voix l’ordre du jour motivé proposé 
par M. Ernoul. 

Quelques membres. Veuillez le relire! 

Autres membres. Expliquez le vote, monsieur le président! 

M. le président. L'Assemblée veut-elle entendre une nouvelle lecture 
de l’ordre du jour de M. Ernoul? (Oui! oui!) 

Il est ainsi conçu: 

“L'Assemblée nationale, 

“Considérant que la forme du gouvernement n’est pas en discussion; que © 
l'Assemblée est saisie de lois constitutionnelles présentées en vertu d’une de ses 
décisions, et qu'elle doit examiner; mais que, dès aujourd'hui, il importe de 
rassurer le pays en faisant prévaloir dans le Gouvernement une politique 
resolüment conservatrice, regrette que les récentes modifications ministérielles 
n'aient pas donné aux intérêts conservateurs la satisfaction qu’elle avait le 
droit d'attendre et passe à l’ordre du jour.” 


—< — — — —_ — — — —— und — 


(Le scrutin est ouvert et les votes sont recueillis.) 


M. le président. Voici le résultat du dépouillement du scrutin: 
«Nombre des votants . . . . . . . . . . ‘704 
Majorité absolue . . . . . . . . . . . 353 

Pour l'adoption. . . . . . 360 
Contre. . . . . . . . . 344 


L'Assemblée nationale a adopté. 


M. Baragnon. Je demande la parole. 

M. le président. La parole est & M. Baragnon. 

M. Baragnon. Messieurs, je viens d’avoir l’honneur de m’approcher du 
banc de MM. les ministres et de leur demander s'ils avaient une communi- 
cation à faire à l’Assemblée. | Le langage que le Gouvernement a fait 
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ne entendre dans le cours de cette discussion me permettait de_supposer qu'il 
” 94 Mai 1878. avait quelque chose à nous dire en ce moment. 

MM. les ministres sont demeurés silencieux. || L'intérêt souverain du 
pays exige que le Gouvernement parle bientôt. (Réclamations à gauche. — 
Approbation à droite.) | Ce west pas moi, messieurs, qui l’ai mis dans la 
nécessité de parler; c’est lui-même, par le langage qu'il a tenu dans le con- 
rant de la discussion; et quelles que soient ici les opinions de chacun, à 
moin® de vouloir le malheur irrémédiable du pays... (Vives exclamations 
et protestations du côté gauche.) personne ne peut vouloir un seul instant, 
dans cette enceinte, que la France demeure, füt-ce seulement une heure, sans 
gouvernement... 

Plusieurs membres à gauche. Elle en a un! 

M. Baragnon. Vous avez raison, elle en a un, ct je le sais; mais elle 
a un Gouvernement qui s'est obligé, par son langage, à nous dire, — et à 
nous dire bientôt, — s'il reste ou s’il cesse d’être. (Mouvements divers.) 

Quelques membres à gauche. Attendez! 

M. Baragnon. C'est pourquoi je propose à l’Assemblée de décider 
qu'elle aura séance ce soir, à huit heures, et, après s'être consulté, le Gou- 
vernement verra sil a quelque communication à nous faire. (Applaudissements 
à droite. — Interruption prolongée.) 

M. le pr&sident.. M. Baragnon propose à l’Assemblée de tenir aujour- 
d’hui même une nouvelle séance à huit heures. 

A gauche. Pourquoi faire? 

M. le président. Je vais consulter l’Assemblée. 

M. Horace de Choiseul. Le Gouvernement demande-t-il cette séance, 
a-t-il des communications à faire? | 

M. le président. Aucun de MM. les ministres na demandé la parole; 
je ne puis faire qu'une chose: consulter l’Assemblée sur la proposition qui 
est faite; c’est à elle à l’apprécier. 

Un membre. Il faut nous mettre en permanence! 

Un autre membre. Quel est l’ordre du jour de cette séance du soir? 

M. le comte de Rességuier. Le salut du pays! 

M. le garde des sceaux. Je demande la parole. | 

M. le’pr&sident. La parole est à M. le garde des sceaux. 

M. le garde des sceaux, vice-président du conseil. Messieurs, je 
veux dire d’abord que l'honorable M. Baragnon a prononcé une parole con- 
traire à toute constitution politique, à toute condition parlementaire. 

Au centre gauche. Très-bien! 

Un membre au centre droit. Laquelle ? 

M. le garde des sceaux. Laquelle! Je vais vous le dire. 

Il ne s'écoulera pas un moment sans que la France ait un gouverne- 
ment. (Très-bien’ trés-bien!) Le vote que vous venez d'émettre n'empêche 
pas qu'il y ait un Président de la République ... (Vifs applaudissements à 
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gauche. — Trés-bien!. très-bien! sur divers bancs au centre droit et à Nr. 50H. 
droite.) 24. Mai 1873. ° 


M. Baragnon. Trés-bien! Nous sommes d’accord! 

M. le garde des sceaux. . . . et des ministres qui, jusqu’au moment 
où ils auront été remplacés, gardent le pouvoir et répondent de l’ordre "Mans 
notre pays. (Applaudissements sur un grand nombre de bancs.) || Quant au 
parti qu'ils ont à prendre, ils se rendent chez M. le Président de la Ré- 
publique, et ils ne font aucune opposition à ce que l’Assemblée, si elle le 
juge convenable, ait une séance de nuit. (Non! non! — Si! si!) 

M. Baragnon monte à la tribune. Sur des exclamations parties des 
bancs de la gauche, il en redescend en disant: J'espère que vous m’avez compris! 

M. le président. La proposition d’une séance pour ce soir est main- 
tenue? (Oui!) 
| Je vais consulter l’Assemblée. 

(L'Assemblée, consultée, décide qu’elle tiendra une nouvelle séance à huit 
heures. 

La séance est levée à six heures moins cing minutes.) 


Troisième séance du samedi 24 mai. 
Présidence de M. Buffet. 


M. le président. Je donne la parole à M. le vice-président du conseil 
qui vient de me la demander. 

M. Dufaure, garde des sceaux, vic-président du conseil. Ainsi que jai 
eu l'honneur de vous l’annoncer à la fin de votre dernière séance, nous nous 
sommes retirés, mes collègues et moi, par devers M. le président de la Ré- 
publique. Nous lui avons donné nos démissions. Il a bien voulu les accepter, 
et il m'a remis, en même temps, le message que je transmets à M. le prési- 
dent de l’Assemblée. (Mouvement.) 

M. le président. Voici, messieurs, la teneur du message que vient de 


me remettre M. le garde des sceaux: 
“Versailles, le 24 mai 1873. 


“Monsieur le président, 
“J'ai l'honneur de remettre à l’Assemblée nationale ma démission des 
onctions de Président de la République qu'elle m'avait conférées. 
“Je n'ai pas besoin d'ajouter que le Gouvernement remplira tous ses de- 
voirs jusqu’à ce qu'il ait été régulièrement remplacé. 
“Recevez l'assurance de ma haute considé ration. 
& Signé: A. Thiers, 
Membre de l’Assemblée nationale.” 
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M. Changarnier. Je demande la parole. (Exclamations à gauche. 

M. le président. Avant de donner la parole au membre qui la 
demandée, je dois communiquer à l’Assemblée une > proposition qui m'est re- 
mise à l'instant. 

“Les soussignés, vu la démission de M. Thiers, Président de la Répr- 
blique ... (Exclamations à gauche.) 

M. Pamiral Jaurès. (C'était écrit d'avance! 

Plusieurs membres à gauche. La démission est-elle acceptée ? 

M. Foubert. L'Assemblée n’a pas accepté la démission du Président 
de la République! .. 

M. le président. Monsieur Foubert, vous n’avez pas la parole! 


M. Foubert. Il faudrait, avant tout, consulter l’Assemblée sur la 
question de savoir si elle accepte ou n'accepte pas la démission du Président 
de la République. 

M. le président. Monsieur Foubert, si vous persistez à parler sans 
avoir obtenu la parole, je serai obligé de vous rappeler à l'ordre. 

M. Foubert. Je vous rappelle simplement à l'exécution du règle 
ment. (Bruit) 

M. le président. L'Assemblée prendra une résolution lorsque je lui 
aurai communiqué la proposition qui m'a été remise ct dont je ne puis me 
dispenser de lui donner lecture. 

Plusieurs membres à gauche. Quels sont les signataires de cette pro- 
position ? 

M. le président. Permettez-moi d’abord de la lire; je vous ferai 
connaître ensuite les noms deg membres qui l’ont signée. (Oui! oui! — 
Lisez!) 

“Les soussignés, vu la démission de M. Thiers, Président de la Repn- 
blique française, proposent à l’Assemblée deprocéder immédiatement an serutin 
sur la nomination de son successeur.” 

Ont signé: MM. le général Changarnier . .. (Rires à gauche), duc de 
Broglie . (Nouveaux rires du même côté.) 

Vonlez-vous, messieurs, me permettre de lire les signatures? 

A droite. Lisez! lisez! 

A gauche. On n'entend pas! 

M. le président. Si vous voulez bien faire silence, vous entendrez. 
Jl n'est pas possible que ma voix domine le bruit des conversations. 

Je reprends. 

Ont signé la proposition: MM. le général Changarnier, duc de Broglie, 
Delile, Beulé, Ernoul, Baragnon, Audren de Kerdrel . . .” 

Quelques membres à gauche. Henri V! 

D'auires membres du mime côté. Rouher! 

M. le président. Veuillez me permettre de continuer.. . . . . 
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Je dois consulter l’Assemblée sur la proposition qui vient d'être déposé 
entre mes mains, 

M. le général Billot, de sa place. Tl n'a pas été donné acte à M. le 
garde des sceaux du message portant la démission du Président de la Répu- 
blique ... l'acceptation de cette démission. 

M. le président. Je vais faire droit à votre réclamation. 

M. le général Billot. ... Et l'Assemblée n’a pas statué sur l’accep- 
tation de cette démission. 

M. le président. M. le général Billot me fait observer que je n’ai 
pas donné acte & M. le garde des sceaux du message qu'il vient de me re- 
mettre. Je répare cette omission. (Trés-bien! très-bien! à droite.) 

M. George. Je demande la parole! 

M. le président. Vous avez la parole. 

M. George. Dans les circonstances actuelles, il me semble au moins 
décent que l’Assemblée nationale statue avant tout sur la question de savoir 
si, oui ou non, elle acceptera une démission que le pays n'accepte pas, 
(Double salve d’applaudissements au centre gauche, — Agitation.) . 

M. le président. Je consulte ... (Bruit) 

M. Foubert. Je demande la parole. 

M. le président. M. Foubert a la parole. 

M. Foubert. Messieurs, M. le président m'a menacé de me rappeler à 
l'ordre, lorsque, qu’il me permette de le lui dire, je le rappelais lui-même à 
l'exécution du règlement. 

II me semble que jamais on ne peut passer outre à une démission sans 
qu’elle ait été acceptée par l’Assemblée. J'en citerai un exemple. 

Lorsque M. Victor Hugo, à Bordeaux ... (Exclamations à droite.) 

M. le marquis de Castellane. Il ne manquait plus à M. Thiers que 
d'être comparé à Victor Hugo! 

M. Foubert. ... Lorsque M. Victor Hugo — jai de la mémoire, moi, 
— a donné sa démission de député, — c’était bien moins qu'une démission 
de Président de la République, quel que soit l’homme, — vous avez remis 
au lendemain avant de l’accepter. (Vive approbation et applaudissements à 
gauche.) Et aujourd’hui, quand il s'agit du premier magistrat de la Répu- 
blique, de celui qui vous a rachetés... (Vives rumeurs à droite. — Applau- 
dissements à gauche.) || Messieurs, moi, je n'ai jamais eu la mémoire courte 
... (Nouveaux applaudissements sur les mêmes bancs.) En entrant dans cette 
enceinte, mon premier sentiment a été celui de la gratitude. Je n’ai jamais 
été un ingrat. Je demande que ce que l’Assemblée a accordé à M. Victor 
Hugo ... (Rires ironiques à droite. — Bravos et applaudissements à gauche) 
elle l'accorde au Président de la République, à celui, je le répète, qui a 
maintenu depuis deux ans ct demi l'ordre dans le pays. (Allons donc! à 
droite! — Bravos et applaudissements à gauche.) | Et si on a la mémoire 
courte, je rappellerai que, en 1848, vous avez eu des émeutes, vous avez eu 
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mali vt des descentes dans la rue, tandis que pendant que M. Thiers a été Président 
24, Mai 1873. de la République, vous avez eu la paix, l'ordre, la tranquillité! (Bravos et 
applaudissements répétés au centre gauche.) 

Voix à droite. Et la Commune? (Exclamations diverses.) 

M. Foubert. Et la Commune? ... Est-ce que c’est M. Thiers qui l'a 
faite? La Commune? ... Mais c’est lui qui l’a vaincue. 

Au centre gauche. Très-bien! très-bien! 

Sur plusieurs bancs à droite. Assez! assez! 

M. Foubert. Assez? ... Non!. . J’ai encore quelque chose”à vous 
dire. Vous oubliez que c’est aujourd'hui le 24 mai, et qu'il y a aujourd’hui 
deux ans que le Président de la République réduisait la Commune. (Excla- 
mations à droite.) 

M. Charles Rolland. Vous ne riiez pas à ce moment-là. 

M. le marquis de Castellane. Il a vaincu la Commune avec k 
maréchal Mac Mahon et nos soldats. 

M. Foubert. Le maréchal Mac Mahon, par qui a-t-il été nommé con- 
mandant des forces dirigées contre la Commune ? 

Voix à droite. Par nous! 

M. Foubert. Vous vous trompez: il a été nommé par M. le Président 
de la République. 

Un membre à droite. (C'est nous qui avions nommé le Président de ls 
Répablique! | 

M. Foubert. Je dis, en terminant, que je n'ai pas mérité la menace de 
rappel à l’ordre, et je ne crois pas y avoir été rappelé réellement. 

M. le président. C'est vrai! | 

M. Foubert. Je n'ai pas besoin de m'expliquer là-dessus. Mais, av- 
jourd’hui, je demande que ce que vous avez accordé à M. Victor Hugo... 


(Exclamations à droite) vous l’accordiez à un homme, — entendez bien ceci! 
— à un homme qui a rendu tant de services à son pays. (Très-bien! à 
gauche. — Exclamations et rires à droite.) 


M. le colonel de Chadois. Rira bien qui rira le dernier! 

M. le président. Messieurs, plusieurs de nos collègues viennent de me 
remettre une proposition ainsi concue: 

“Les soussignés proposent que l’Assemblée n'accepte pas la démission de 
M. Thiers.” (Très-bien! très-bien! à gauche.) 

A droite. Les noms des signataires! 

M. le président. Je vais lire les noms, messicurs; jinvite l’Assemblée 
au calme ct au silence. . 

Cette demande est signée par MM. Soye, Parent, George, etc. 

Un grand nombre de membres à gauche se levant. Tous! Tous! 

M. le président. Je vais consulter l’Assemblée sur cette proposition. 
La proposition sur laquelle l'Assemblée va être appelée à se prononcer con- 
siste à ne pas accepter la démission de M. Thiers. . ..... 
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La proposition sur laquelle l’Assemblée va être appelée à se prononcer nas at 
consiste à ne pas accepter la démission de M. Thiers ..... 24. Mai 1873. 
(Le scrutin est ouvert et les votes sont recueillis.) 
M. le président. Voici, messieurs, le résultat du scrutin: 
Nombre des votants . . . . . . . . . . 693 
Majorité absolue se ee + + 347 
Pour l'adoption . . . . . 331 
Contre . . . . . . . . 362 
En conséquence, l’Assemblée nationale n’a pas adopté la proposition. 
(Mouvement prolongé.) 
Messieurs, après avoir proclamé le résultat du scrutin, je suis certain 
d'être l'interprète des sentiments unanimes de l’Assemblée ... (Bruyantes 
protestations à gauche.) en disant quelle a accepté avec regret une démis- 
sion . .. (La violence des réclamations empêche M. le président de continuer.) 
M le colonel de Chadois. Gardez le silence, monsieur le président: 
M. de Pressensé C’est trop fort! 
M. le président. Messieurs .... 
A gauche. Non! non! 
M. Langlois. Pas d’hypocrisie! 
M. Horace de Choiseul Le silence est plus digne! 
M. le président. Messieurs, je réclame le silence... 
A gauche, avec force. Non! non! 
M. de Pressensé. Laissez l'histoire prononcer! 
M. le président. Messieurs ... 
A gauche. Non! non! 
M. le président. Je n’admets pas, messieurs ... (Non! non!) 
(M. le président essaie à plusicurs reprises de parler. Chaque fois, de 
bruyantes interruptions, parties des bancs de la gauche, couvrent sa voix.) 
M. le président, après avoir attendu que le silence se rétablit. Je ne 
veux pas insister . .. 
A gauche. Non! non! 
M. Cornélis de Witt. Voilà la République conservatrice! 
M. le président. Entend-on rendre la présidence impossible? (Bruit.) . 
Je proteste contre cette violence. 
(Tous les membres de la droite et du centre droit se lèvent en criant: 
Bravo! bravo! et en applaudissant avec énergie.) 
M. le président, se tournant vers la sténographie. Le compte rendu 
officiel insérera . .. (Très-bien! trés-bien! — Applaudissements à droite.) ... 
le compte rendu officiel insérera mes protestations contre la violence de la 
minorité. (Redoublement d’applaudissement à droite.) 
Je vais soumettre à l’Assemblée . .. (Non! non! à gauche.) 
Messieurs, vous ne rendrez pas impossibles les délibérations de l’Assem- 
blée . (Nouvelles interruptions à gauche.) 
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Cette violence est un scandale, ct je frapperai de peines disciplinaires 
ceux que je pourra+ saisir comme en étant les promoteurs. (Vive approbation 
à droite et au centre droit.) 

Je consulte l’Assemblée sur la proposition qui a été déposée centre mes 
mains ct dont j'ai donné lecture tout à l'heure. 

J'en relis le texte: 

“Les soussignés, 

“Vu la démission de M. Thiers, Président de la République française, 

“Proposent à l'Assemblée de procéder immédiatement au scrutin sur la 
nomination de son successeur.” (Applaudissements à droite.) 


— — — — — — — — — — — 


M. Schoclcher. Nous demandons la fixation à lundi. 

M. le président. Je vais consulter l’Assemblée. Il suffit qu'une pro- 
position parvienne jusqu'à moi et soit appuyée, c'est-à-dire faite par deux per- 
sonnes, pour que je considère comme un devoir de la soumettre au vote de 
l'Assemblée. (Tres-bien! très-bien!) 

On propose de fixer à lundi la nomination du Président de la République, 
C'est le jour le plus éloigné, je le mets aux voix. 

(Le renvoi à Inndi n'est pas adopté.) 

Voix à gauche. “Nous proposons de renvoyer la nomination a demain. 

M. le président. Je vais consulter l’Assemblée sur la fixation à demain 

(L'Assemblée, consultée, n’admet pas la fixation à demain.) 

M. Wilson. Je demande une suspension d’une heuret (Non! non!) 

M. le president. La proposition est-elle appuyée? (Non! non!) 

Alors il n’y a pas lieu de la mettre aux voix. 

L'Assemblée a décidé qu’elle allait procéder aujourd'hui même à l'élection 
du Président. 

M. Horace de Choiseul. Pour combien de temps sera-t-il nommé? 
Sera-t-il irrévocable? ... 

M. le président. Je dois faire remarquer à l'Assemblée, — car, il ne 
m’appartient pas d'intervenir dans le débat, mais j'ai le devoir de poser la 
question et d'indiquer avec précision quelle est la question que l’Assemblée 
est appelée à résoudre, — je dois faire remarquer, dis-je, qu’il ne s’agit 
d'adopter aucune modification dans les lois et dans les institutions existantes 
(Tres-bien! trös-bien! au centre ct à droite. — Exclamations et rires ironique 
à gauche.) 

Le Président de la République qui sera élu cn remplacement de 
M. Thiers se trouvera exactement dans les conditions légales et constitution- 
nelles où sc trouvait M. Thiers lui-même. (Oui! oui! c’est cela! 

On va procéder au tirage au sort des scrutateurs pour le dépouillement 
du scrutin. 

Lorsque ce tirage sera fait, jouvrirai le scrutin. 

(Le scrutin, ouvert à dix heures, est fermé à onze heures. Le dé- 
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pouillement des votes est fait dans une salle contigué à celle des 
séances. 
Cette opération terminée, le résultat en est apporté à M. le président.) 
M. le président Voici le résultat du dépouillement du scrutin: 


Nombre des votants . . . . . . . . . . 392 
Bulletins blancs . . . . . . . . . . . 1 
Suffrages exprimés . . . . 391 
Majorité absolue . . . . . 196 


M. le maréchal de Mac Mahon a obtenu 390 voix, 

M. Grévy 1 voix. 

En conséquence M. le maréchal de Mac Mahon est proclamé Président 
de la République française. (Bravos et applaudissements à droite et au 
centre droit.) . 

Je pense, messieurs, que vous jugerez convenable qu’une deputation de 
votre bureau se rende auprès de M. le maréchal de Mac Mahon pour lui 
faire part de la décision de l’Assemblée nationale. La séance ne serait levée 
que lorsque nous aurons reçu la réponse de M. le maréchal. (Trés-bien! tres- 
bien! et applaudissements sur les mêmes bancs.) 

La séance est suspendue pendant une demi-heure, mais elle n'est 
pas levée. 

(Il est onze heures du soir. — M. le président de l'Assemblée cède le 
fauteuil à M. de Goulard, vice-président, qui sy assied aux applaudissements 
redoublés de la droite et du centre droit.) 

La séance est reprise à minuit moins un quart. 

M. le président Buffet remplace M. de Goulard au fauteuil de la 
présidence. 

M. le président. Messieurs, conformément aux ordres de l’Assemblée, 
une députation de son bureau, dont j'avais l'honneur de faire partie, s'est 
rendue auprès de M. le maréchal de Mac Mahon ct lui a fait part de la dé- 
cision de l'Assemblée. || Je dois dire que, pour vaincre la résistance, les 
objections et les scrupules de Villustre maréchal, nous avons dû faire un 
énergique appel à cet esprit de dévouement et de sacrifice au pays, dont le 
maréchal a déjà donné tant de preuves . . . (Trös-bien! très-bien! — Applau- 
dissements à droite.) et dont il donne aujourd'hui une, preuve plus éclatante 
encore en acceptant les hautes, mais si difficiles fonctions que l’Assemblée 
lui confie. , Je suis chargé par M. le maréchal — ce qui est peut-être 
d'ailleurs superflu, — d'exprimer l'espérance et la conviction que MM. les 
ministres actuels continueront à exercer leurs fonctions jusqu'à ce qu’un nou- 
veau ministère ait été formé. (Nouveaux applaudissements à droite. — Bravo! 
bravo!) || L'ordre du jour de lundi portera d’abord communication du Gou- 
vernement, s’il y a lieu, et ensuite continuation de l’ordre du jour tel qu'il a 
été précédemment réglé. Les différents projets de loi qui y ont été portés 
y resteront dans l'ordre indiqué. 
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an its Quelques voix à droite. Vive la France! 
‘ ran IC . . . 
24. Mai 1878. Une voix à gauche. Vive la République! 


(La séance est levée à minuit moins dix minutes.) 





Nr. 5045. 


FRANKREICH. — Annahme der Wahl zum Präsidenten der Re- 
publik seitens des Marschalls Mac Mahon. 


[Aus dem Journal officiel] 


nt Aujourd’hui, 24 mai, lorsque la séance du soir venait d’être levée, le 
24. Mai 1873. président de l’Assemblée nationale a reçu la lettre suivante de M. le mark 


chal de Mac Mahon: 


“Messieurs les représentants, 


“Jobéis à la volonté de l’Assemblée, dépositaire de la souveraineté 
nationale, en acceptant la charge de Président de la Republique. C’est une 
lourde responsabilité imposée à mon patriotisme. Mais, avec l’aide de Dies, 
le dévouement de notre armée, qui sera toujours l’armée de la loi, l’appui de 
tous les honnêtes gens, nous continuerons ensemble l'oeuvre de la libération 
du territoire et du rétablissement de l'ordre moral dans notre pays. Nous 
maintiendrons la paix intérieure et les principes sur lesquels repose la société. 
Je vous en donne ma parole d’honnéte homme et de soldat. 


“Maréchal de Mac Mahon, 
duc de Magenta.” 





Nr. 5046. 


FRANKREICH. — Botschaft des Präsidenten der Republik, Marschall 

Mac Mahon, verlesen in der Sitzung der Nationalversammlung von 

26. Mai 1873 durch den Minister des Auswärtigen, Vicepräsident 
des Ministerraths, Herzog von Broglie. 


“Messieurs, 


Nr. 5046. “Appelé par l’Assemblée nationale à la présidence de la République, jai 


Frankreich. 
96. Mai 1873, exercé sans retard le pouvoir que vous m’avez confié, et fait choix d’un mini- 


stère dont tous les membres sont sortis de vos rangs. 
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“La pensée qui m’a guidé dans la composition de ce ministère, et celle Nr 504 
qui devra l'inspirer lui-même dans tous ses actes, c’est le respect de vos. mai 18 


volontés et le désir d’en être toujours le scrupuleux exécuteur. (Trés-bien! 
très-bien! à droite.) 

“Le droit de la majorité est la règle de tous les gouvernements parle- 
mentaires, (Très-bien!) mais cette règle est surtout d'une application néces- 
saire dans les institutions qui nous régissent, en vertu desquelles le magistrat 
chargé du pouvoir exécutif n’est que le délégué de l'Assemblée ... (Très- 
bien!) en qui réside la seule autorité véritable et qui est expression vivante 
de la loi. (Trés-bien! trés-bien!) . 

“Cette Assemblée, dans le cours des deux années d’existence quelle a 
déjà parcourues, a eu deux grandes tâches à remplir: libérer notre territoire 
envahi après d’affreux malheurs et rétablir l’ordre dans une société travaillée 
par l'esprit révolutionnaire. 

“La première de ces deux tâches a été poursuivie avec un dévouement 
constant, non par la majorité seulement, mais par l'unanimité ‘de ses représen- 
tants, la France peut le dire avec orgueil. (Très-bien! très-bien!) Aucune 
des grandes mesures qui ont eu pour but le rachat de notre indépendance 
nationale n’a soulevé dans cette enceinte un débat ni rencontré un contra- 
dicteur. 

“Disons bien haut que ces mesures n'auraient pu être prises si le pays 
lui-même, le pays tout entier ne s’y était prêté, quelques onéreuses qu’elles 
fussent, avec une patience héroïque qui n’a laissé échapper ni une réclamation 
ni un murmure. (Trés-bien! trés-bien!) Ce concours de toutes les classes 
est la force principaie qui est venue en aide dans d’habiles et patriotiques 
négociations à l’homme illustre que je remplace et dont une dissidence que 
je déplore sur la politique intérieure a seule pu vous séparer. (Trés-bien! 
très-bien! sur plusieurs bancs au centre.) 

“Je compte sur vous, messieurs, pour retrouver la même force dans les 
efforts que je devrai faire, afin d'achever par l'entière exécution de nos en- 
gagements cette oeuvre aujourd’hui, grâce à Dieu, presque accomplie. 

“La tâche, d'ailleurs, sera facilitée par les excellents rapports que le 
dernier gouvernement a su rétablir entre la France ct les puissances étran- 
gères et que je m’efforcerai d'entretenir. 

“Ma ligne de conduite à cet égard sera exactement celle qui a été in- 
diquée plusieurs fois par mon prédécesseur, à cette tribune, et que vous avez 
toujours approuvée: Maintien de la paix assez hautement professé et pratiqué 
pour que l’Europe convaincue de notre sincérité ne puisse voir dans la réor- 
gauisation de notre armée — à laquelle je continucrai de travailler sans re- 
lâche — que le désir légitime de réparer nos forces et de conserver le rang 
qui nous appartient. (Trös-bien! très-bien!) 

“Dans la politique intérieure, le sentiment qui a dicté tous vos actes cst 
l'esprit de conservation sociale. Toutes les grandes lois que vous avez votées 
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à d'immenses majorités ont eu ce caractère essentiellement conservateur. 
Quelquefois divisés sur les questions purement politiques, vous vous êtes 
trouvés aisément réunis sur le terrain de la défense des grands principes 
fondamentaux sur lesquels repose la société ct que menacent aujourd’hui tant 
d’audacicuses attaques. 

“Le Gouvernement qui vous représente doit donc être et sera, je vous 
le garantis, énergiquement et resolüment conservateur. (Vive approbation à 
droite et au centre droit.) 

“Des lois très-importantes sur l'organisation de l’armée, sur l’admini- 
stration municipale, sur l’enseignement public, sur d’autres questions encore 
qui touchent à des intérêts de premier ordre, commerciaux ct financiers, sont 
préparées ou débattues en ce moment dans vos commissions. Je crois d’avoir 
choisi des ministres compétents pour en traiter avec vous. 

“D'autres lois qui soulèvent des questions constitutionnelles d’une hante 
gravité ont été présentées par mon prédécesseur, qu'une décision expresse de 
vous en avait chargé. Vous en êtes saisis; vous les examinerez, le Gouverne- 
ment lui-même les ctudiera avec soin, et quand viendra le jour où vous 
jugerez convenable de les discuter, il vous donnera sur chaque point son 
opinion réfléchie. | 

“Mais pendant que vous délibérez, messicurs, le Gouvernement a le de- 
voir ct le droit d'agir. Sa tâche est, avant tout, d’administrer, c’est-à-dire 
d'assurer par une application journalière l'exécution des lois que vous faites 
ct d’en faire pénétrer l'esprit dans les populations. (Très-bien! très-bien! à 
droite!) Imprimer à l'administration entière l'unité, la cohésion, l'esprit de 
suite, faire respecter partout et à tout instant la loi, en lui donnant à tous 
les degrés des organes qui la respectent et se respectent cux-mêmes ... 
(Applaudissements à droite) c'est un devoir ctroit, souvent pénible, mais par 
là même plus nécessaire à remplir à la suite des temps révolutionnaires. Le 
Gouvernement n’y faillira pas. (Tres-bien!) 

“Telles sont, messieurs, mes intentions, qui ne sont autres que de me 
conformer aux vôtres. A tous les titres qui commandent notre obéissance, 
l’Assemblée joint celui d'être le véritable boulevard de la société menacée en 
France et en Europe par une faction qu‘ met en péril le repos de tous les 
peuples et qui ne hâte votre dissolution que parce quelle voit en vous le 
principal obstacle à ses desseins. (Tres-bien! très-bien! à droite et au 
centre droit.) 

“Je considère le poste où vous m'avez placé comme celui d’une senti- 
nelle qui veille au maintien de l'intégrité de votre pouvoir souverain. (Bravos 
et applaudissements répétés à droite et au centre.) 

“Maréchal de Mac Mahon, 
duc de Magenta.” 
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FRANKREICH. — Min. d. Ausw. an die Vertreter Frankreichs im 
Auslande. — Circular betreffend den Amtsantritt des Präsidenten 
Mac Mahon. 


26 mai 1873. 

Monsieur, — Vous avez été informé que, par un décret du 24 mai der- Net. 
nier, l'Assemblée nationale a accepté la démission de M. Thiers, President de 26. Mai 1873. 
la République, et a désigné, pour le remplacer dans cette dignité, M. le 
maréchal de Mac Mahon, duc de Magenta. Je sais déjà avec quel respect et 
quelle approbation unanime a été accueilli partout le nom du nouveau Président. 

Léclat de ses services, l'intégrité de son caractère l’appelaient naturellement 
à ces hantes fonctions || Je crois cependant nécessaire de vous indiquer 












brièvement la portée des événements qui ont amené ce changement dans la 
personne du dépositaire du pouvoir suprême. Le différend qui s’est élevé 
entre la majorité de l'Assemblée nationale et M. Thiers n'a porté sur aucun 
poiut relatif à la politique étrangère. Vous pouvez vous souvenir que, pen- 
dant le cours des deux années qui viennent de s'écouler, la conduite adoptée 
par M. Thiers pour blir nos rapports avec les puissances ¢trangéres après 
les désastres de 1870 n'a fait l’objet d'aucun débat dans l'Assemblée. Des 
votes nombreux, an contraire, ont approuvé les efforts qu'a faits avec succès 
cet homme illustre pour effacer les traces de nos malheurs et rendre à la 
France sa pleine indépendance nationale. Le nouveau Président, dans son 
Message que les journaux vous ont fait counaître, rend à ect égard, vous 
l'aurez remarqué, pleine justice à son prédécesseur. || Vous n'aurez donc rien 
à changer aux instructions que vous avez reçues du dernier gouvernement ; 
je les développerai quand l'occasion gen présentera, d'après les renscigne- 
ments que vous m’aurez transıni: 











vous même; mais, en attendant, vous devez 
rester fidèle à la ligne de conduite qui vous a été tracée. | Cest sur la 
politique intérieure uniquement que le Président et l'Assemblée sont  entrés 
en dissentiment. La majorité de l'Assemblée a pensé qu'une résistance éner- 
gique devait être opposée aux progrès de l'esprit révolutionnaire attestés par 
les derniers résultats électoraux, ct n’a pas trouvé que le cabinet formé par 
le Président à la suite de ces élections présentât toutes les garanties qu’elle 
désirait à ce point de vue essentiellement conservateur. Un ordre du jour 
qui primait cette é, et les ministres ayant donné leur 
démission, le Président n'a pas cru pouvoir changer sa ligne de conduite et 
les a accompagnés dans leur retraite. || Le nouveau gouvernement, se con- 
formant à son origine, suivra done une politique résoldment conservatrice, 
c'est-à-dire pacifique au dehors et modérée au dedans. Opposaut une sévél 
inflexible & toutes les tentatives que ferait le parti révolutionnaire pour 
étendre son influence par des voies illégales, il ne sortira pas lni-même de 
Staatsarchiv XXV. a 
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la légalité la plus stricte. Aucune réaction n’est méditée ct ne sera tentée 
contre les institutions existantes; les lois constitutionnelles présentées par nos 
prédécesseurs restent soumises au jugement de l'Assemblée qui tranchera 
seule, quand elle le jugera convenable, la question suprème de la forme du 
gouvernement. || En expliquant ainsi, suivant la réalité des faits, le sens de 
cet important événement, vous ne manquerez pas de faire remarquer que la 
question débattue' à l’Assemblée nationale intéressait non-seulement le repos 
de la France, mais celui de toutes les nations. Ce nest point en France 
seulement que Jesprit révolutionnaire conspire contre la paix publique et 
contre les bases mèmes de l’ordre social. Aucune nation de l'Europe n'est 
exempte de ce mal, et toutes ont un égal intérct à le voir reprime. La 
situation de la France et l’action puissante quelle exerce autour d'elle ren- 
draient le triomphe du parti révolutionnaire dans notre patrie plus grave que 
partout ailleurs, et la cause de la société française est celle de la civilisation 
tout entière. || Ces considérations doivent servir de règle au langage que vous 
tiendrez au sujet des derniers événements, et vous vous cfforcerez de les faire 
apprécier au gouvernement auprès duquel vous êtes accrédité. || Agréez, etc. 


Broglie. 





Nr. 5048. 


FRANKREICH. — Min. d. Innern an dic Praefecten. — Circular 
betreffend die Haltung der neuen Regierung. 


Versailles, le ler juin 1873, 


Monsieur le préfet, — Je vous disais dans ma dépêche du 25 mai: 
“Aucune équivoque ne doit altérer le caractère des résolutions de l’Assemblée 
nationale auxquelles Ie gouvernement se conformera scrupuleusement. Rien 
n'est changé dans les institutions qni régissent la France; le Président de la 
République exerce le pouvoir au.méme titre et en vertu des mêmes lois que 
son prédécesseur.” || Cette déclaration que je yous adressais dès la première 
heure avait pour but de faire ressortir les conditions de légalité rigoureuse 
dans lesquelles s’est accomplie la transmission du pouvoir exécutif. || Pour la 
première fois, en effet, un gouvernement tout entier a fait place à un guu- 
vernement nouveau sans que la sécurité ait été compromise; le pays est resté 
calme, les administrations ont fonctionné avec régularité, le travail ne s'est 
pas ralenti, le crédit s'est relevé et la confiance des nations voisines n’a pas 
été ébranlée. | Ce rare exemple contient pour l’avenir des présages rassu- 
rants ct nous apprend que la liberté, quelle que soit la forme du gouverne- 
ment, cesse d’être un danger lorsqu'elle est contenue par le respect absolu 
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de la loi. | Le gouvernement, Monsieur le préfet, vous donne sa confiance; 


il réclame en échange tout votre dévouement. Mes instructions ne vous feront 1. Juni 1873. 


pas défaut; n'hésitez pas à vous y conformer, et ma responsabilité couvrira 
toujours la vôtre. Ce que l’Assemblée nationale attend avant tout du gou- 
vernement qu'elle à institué, c’est un personnel administratif inspiré par une 
mème pensée, dirigé avec précision et se mettant ouvertement à la tête des 
conservateurs. | L'administration doit être, à tous ses degrés, la représen- 
tation fidèle de cette politique réparatrice, qui seule peut raffermir un pays si 
crucllement éprouvé. N'hésitez pas à dire bien haut de quel côté sont vos 
sympathies ct nos encouragements: appelez à l'union tous les bons citoyens; 
qu'ils se fortifient par la pratique exacte des devoirs de la vie publique; ce 
n'est que par cette ferme conduite et par le maintien énergique de tous les 
principes conservateurs que nous pourrons constituer en France une vraie 
majorité de gouvernement. || Entrez, dès à présent, en communication con- 
stante avec Îles populations que vous administrez; la netteté de votre attitude 
suffira pour relever leur moral, décourager les tendances anarchiques et 
assurer partout le respect de l'Assemblée nationale et de la loi. || Que tous 
ceux qui veulent réorganiser le pays sous la présidence de l’illustre maréchal 
que les dépositaires de la souveraineté nationale ont élu, sachent enfin qu'ils 
seront résoliment soutenus et défendus. || Recevez, Monsicur le préfet, l’assu- 
rance de ma considération trés-distinguéc. 
Le ministre de l'intérieur, 
Beulé. 





Nr. 5049. 


FRANKREICH. — Botschaft des Präsidenten Mac Mahon an die 
Nationalversammlung anlässlich deren Vertagung. 


+ 


Messieurs, 


L'Assemblée nationale a décidé qu’elle suspendrait pendant quelques mois 99. Juli 1873. 


ses travaux. Elle peut s'éloigner sans inquiétude. 

Jose lui donner l'assurance que rien en son absence ne viendra com- 
promettre l'ordre public, et que son autorité légitime scra partout respectée. 
J'y veillerai de concert avec le ministère que jai choisi dans vos rangs. 

Je me félicite de voir que ce ministère est honoré de votre confiance. 
L'accord si désirable du gouvernement et de l’Assemblée a déjà, mème dans 
le court espace de temps qui s’est écoulé depuis que vous m'avez remis le 
pouvoir, fait sentir ses heureux cffets. 

Grâce à cette union, des lois importantes ont pu être votées presque 
sans débat. Je place au premier rang celle qui assure la défense du pays, 

21° 
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en donnant une organisation définitive à l’armée que vous saluïez, il y a peu 
de jours, de vos acclamations. 

Quand vous vous réunirez de nouveau, un grand événement impatiemment 
attendu sera consommé. L’occupation étrangère aura cessé; nos départements 
de l’Est, qui ont si noblement payé leur dette à la patrie, puisqu'ils ont été 
les premières victimes de la gucrre et les derniers gages de la paix, seront 
enfin soulagés d’une épreuve héroïquement supportée, et nous ne verrons plus 
sur le territoire français d'autre armée que l'armée francaise; ce bienfait 
inappréciable est l'oeuvre commune du patriotisme de tous. 

Mon prédécesseur a puissamment contribué par d’heureusesn égociations à 
le préparer. Vous l’avez aidé dans sa tâche en lui prêtant un concours qui 
ne lui a jamais fait défaut, et en maintenant une politique.prudente et ferme, 
qui a permis au développement de la richesse publique d'effacer rapidement 
les traces de nos désastres. Enfin ce sont nos laborieuses populations sur- 
tout qui ont hâté elles-mêmes l'heure de leur libération par leur empresse- 
ment à se résigner aux plus lourdes charges. 

La France, dans ce jour solennel, témoignera sa reconnaissance à tous 
ceux qui l'ont servie; mais, dans l'expression de sa joie patriotique, elle gar- 
dera la mesure qui convient à sa dignité, et elle réprouverait, j'en suis sûr, 
des manifestations bruyantes peu conformes aux souvenirs qu'elle conserve 
des sacrifices douloureux que la paix a coûtés. 

Cette paix, si chèrement acquise, c'est notre premier besoin, et notre 
ferme résolution est de la maintenir. 

Rendue à la complète possession d'elle-même, la France sera mieux en 
mesure encore qu'auparavant d'entretenir avec toutes les puissances étrangères 
des rapports de sincère amitié. 

Les sentiments sont réciproques de leur part; j'en reçois chaque jour 
l'assurance formelle. , 

C'est le fruit de la sage ligne de conduite que l’Assemblée elle-même, 
vubliant ses dissentiments intérieurs pour ne songer qu'aux intérêts généraux 
de la patrie, a consacrée plus d'une fois par l'unanimité de ses suffrages. 
Vous m’approuverez d’y persévérer. 

Maréchal de Mac Mahon, 
duc de Magenta. 
Versailles, 29 juillet 1873. 








Nr. 5050. 


DEUTSCHLAND. — Thronrede des Kaisers bei Eröffnung der 
zweiten Session des orsten Deutschen Reichstags, am 16. October 
1871. 
Geehrte Herren! Nr, 5050. 


Deutschland. 
Als Ich Sie im März dieses Jahres zum ersten Male begrüsste, hatten 16. Oct. 1851. 


die Vorarbeiten für die regelmässige Gesetzgebung durch den Krieg Ver- 
zögerungen und Unterbrechungen erlitten. Ihre Thätigkeit war vorzugsweise 
für diejenigen Fragen in Anspruch zu nehmen, welche sich unmittelbar aus 
der neuen Gestaltung Deutschlands herleiteten. Gegenwärtig wird die Ord- 
nung des Reichshaushalts Ihre hauptsächlichste Aufgabe sein. Es kommt 
darauf an, durch Verwendung eines Theiles der Mittel, welche wir den Er- 
folgen des ‚Krieges verdanken, die einzelnen Bundesstaaten von den Vor- 
schüssen zu entlasten, welche sie bisher für die Zwecke des Reichs zu leisten 
hatten, um auf diesem Wege ein normales Verhältniss zwischen dem Haushalt 
des Reichs und dem Haushalt seiner Glieder herzustellen. Es kommt darauf 
an, die für Deutschland neu erworbenen Gebiete mit denjenigen Einrichtungen 
in den Haushalt des Reiches einzufügen, welche ihnen mit dem Reiche ge- 
meinsam sind oder ihnen von letzterem gewährt werden. Es kommt darauf 
an, dafür Sorge zu tragen, dass die äussere Lage der Beamten des Reiches 
den Anforderungen entspreche, welche im öffentlichen Interesse an sie gestellt 
werden müssen. || Ich hatte gehofft, dass Ihnen auch ein Etat für die Ver- 
waltung des deutschen Heeres, wie er den dauernden Bedürfnissen desselben 
genügt, würde vorgelegt werden können. Der Umfang, in welchem die durch 
den Krieg veranlassten Arbeiten alle Kräfte der Verwaltung auch über die 
Dauer des Krieges hinaus in Anspruch genommen haben, und die Um- 
gestaltung, in welcher ein Theil des Heeres begriffen ist, haben leider die 
rechtzeitige Aufstellung dieses Etats verhindert. Ich bin daher genöthigt, . 
Ihre Zustimmung dafür in Anspruch zu nehmen, dass die Uebergangszeit, 
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welche die Reichsverfassung bis zum Schlusse des laufenden Jahres für den 
Militär-Etat bestimmt, noch auf das kommende Jahr ausgedehnt. werde. Der 
Ihnen vorzulegende Etat verlangt von den Bundesstaaten keine höheren Bei- 
träge für die Zwecke des Reiches, als der jetzt geltende. || Der Haushalt des 
Jahres 1870 hat, ungeachtet der Wirkungen des Krieges, einen Uceberschnss 
gelassen, wegen dessen Verwendung Ihnen cine Gesetzvorlage zugeht. ‘ Die 
Ordnung des Münzwesens, welche die Verfassung dem Reiche überweist, hat 
seit Jahren die Sorge der Regierungen in Anspruch genommen und das Iuter- 
esse des Volkes beschäftigt. Ich habe den Augenblick für gekommen v«- 
halten, um den Grund für diese Ordnung zu legen, nachdem eine ganz 
Deutschland umfassende Regelung des Münzwesens möglich geworden ist und 
die wirthschaftlichen Verhältnisse für dieselben niemals günstiger waren, als 
jetzt. Der Bundesrath ist mit der Berathung einer Gesetzvorlage beschäftigt, 
welche zunächst eine umlaufsfähige Goldmünze schaffen und die Grundzüge 
eines gemeinsamen deutschen Münzwesens feststellen soll. | Die Sicherung 
einer Eisenbahn -Verbindung zwischen Deutschland und Italien durch die 
Schweiz, welche bereits im verflossenen Jahre von dem Norddeutschen Reichs- 
tag beschlossen wurde, wird Gegenstand Ihrer Berathung werden. Die Re 
gicrungen und Volksvertretungen Italiens und der Schweiz haben die Aus 
führung dieses grossen Unternehmens bereitwillig unterstützt. Ich bin gewiss, 
dass die mit demselben verbundenen wirthschaftlichen und politischen Inter- 
essen von den deutschen Regierungen und dem Deutschen Reichstage nicht 
germger werden gewürdigt werden, als dies in den beiden andern Ländern 
geschehen ist. : Die Gewährung einer billigen Ansgleichung für die Be- 
schränkungen, welchen die in den Bereich neuer oder erweiterter Festungs- 
anlagen gezogenen Grundstücke unterworfen werden müssen, ist von den ver- 
bündeten Regierungen von Nenem zum Gegenstande der Berathungen gemacht 
worden. Als Ergebniss derselben wird Ihnen eine Gesetzvorlage zugehen. 
Auch der Entwurf eines Gesetzes über die Reichsbeamten wird, wie Ich hoffe, 
Ihnen vorgelegt werden können. Die von Frankreich bisher gezahlte und 
in den ersten Monaten des künftigen Jahres zu zahlende Kriegsentschädiguug 
wird zu einem wesentlichen Theile zur Tilgung der Anleihen verwendet 
werden, welche der Norddeutsche Bund für die Kriegsführung gemacht hatte. 
Für einen Theil dieser Anleihen ist die Tilgung bereits erfolgt oder durch 
Kündigung vorbereitet, für einen Theil bedarf sie Ihrer Zustimmung. Es wird 
Ihnen deshalb eine Vorlage zugehen. Im Vertrauen auf eine stetige Furt- 
entwickelung der inneren Zustände Frankreichs im Sinne der Beruhigung und 
Befestigung habe Ich es für thunlich gehalten, die Räumung der Departements, 
deren Besetzung nach den Friedensbedingungen bis zum Mai künftigen Jahres 
in Aussicht genommen war, schon jetzt eintreten zu lassen; die Bürgschaften, 
welche an Stelle des aufgegebenen Pfandes treten, werden Sie aus dem am 
12. d. M, darüber geschlossenen Abkommen erschen, und mit demselben wird 
Ihnen zu Ihrer Prüfung und verfassungsmässigen Genehmigung eine Convention 
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über dic Zugeständnisse vorgelegt werden, welche von Deutschland für die der 


Industrie Elsass-Lothringens zu sichernden Erleichterungen zu machen sein 16. Oct. 1851. 


werden. Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik hat Mcine Aufmerksam- 
keit der Ausbildung und Befestigung des mit Frankreich neu geschlossenen 
Friedens um so ungetheilter gewidmet sein können, als die Beziehungen 
Deutschlands zu allen auswärtigen Regierungen friedliche und von gegen- 
seitigem Wohlwollen getragen sind. Meine Bemühungen bleiben dahin ge- 
richtet, das berechtigte Vertrauen zu stärken, dass das neue Deutsche Reich 
ein zuverlässiger Hort des Friedens sein will. | In dieser Richtung ist es 
eine besonders wichtige, aber Mir auch besonders willkommene Aufgabe, mit 
den nächsten Nachbarn Deutschlands, den Ilerrschern der mächtigen Reiche, 
welche dasselbe von der Ostsee bis zum Bodensee unmittelbar begrenzen, 
freundschaftliche Beziehungen von solcher Art zu pflegen, dass ihre Zuver- 
lässigkeit in der Öffentlichen Meinung aller Länder ausser Zweifel stehe. Der 
Gedanke, dass die Begegnungen, welche Ich in diesem Sommer mit den Mir 
persönlich so nahe stehenden Monarchen dieser Nachbarreiche gehabt habe, 
durch Kräftigung des allgemeinen Vertrauens ayf eine friedliche Zukunft 
ÆEuropa’s der Verwirklichung einer solchen förderlich sein werden, ist Meinem 
Herzen besonders wohlthuend. ‘ Das Deutsche Reich und der österreichisch- 
ungarische Kaiserstaat sind durch ihre geographische Lage und ihre geschicht- 
liche Entwickelung so zwingend und so mannigfaltig auf freund-nachbarliche 
Beziehungen angewiesen, dass die Befreiung der letzteren von jeder Trübung 
durch die Erinnerung an Kämpfe, welche eine unerwünschte Erbschaft tausend- 
jähriger Vergangenheit waren, dem ganzen deutschen Volke zur aufrichtigen 
Befriedigung gereichen wird. Dass eine solche Befriedigung der Gesammt- 
entwickelung des Deutschen Reiches gegenüber von der grossen Mehrheit der 
Nation empfunden wird, dafür bürgt Mir der herzliche Empfang, der Mir in 
Meiner dieses Reich vertretenden Stellung in allen Gauen des grossen Vater- 
landes kürzlich zu Theil geworden ist, und der Mich mit freudiger Genug- 
thuung, vor Allem aber mit Dank gegen Gott für den Segen erfüllt hat, der 
unserem gemeinsamen Streben auch in Zukunft nicht fehlen wird. 





Nr. 5051. 


DEUTSCHLAND. — Thronrede bei Eröffnung der dritten Session 
des ersten Deutschen Reichstages, verlesen vom Reichskanzler, 
Fürsten von Bismarck, am 8. April 1872. 


Geehrte Herren! 


Ihre Thatigkeit wird in bevorstehender Session in erster Linie durch die Nr. 50. 
Fortführung der im Vorjahre begonnenen gesetzlichen Regelung und Ausbildung 3. april 1872. 
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der gemeinschaftlichen Einrichtungen des Reiches in Anspruch genommen 
werden. ı Durch ein Gesetz über die Einrichtung und die Befugnisse des 
Rechnungshofes soll die Controle der Erhebung und der Verwendung der Ein- 
nahmen des Reiches definitiv geordnet und die Behörde, welche mit der Hand- 
habung dieser Controle, so wie mit. der Vorbereitung der durch den Bundes- 
ratlı und den Reichstag auszusprechenden Entlastung zu betrauen ist, mit den 
dazu erforderlichen Befugnissen ausgestattet -werden. : Der Entwurf eines 
Militär-Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich wird Ihnen vorgelegt werden, 
um die Einheitlichkeit der Ileereseinrichtungen auf dem Gebiete des Straf- 
rechtes zum Abschluss zu bringen und der bereits gewonnenen Einheit des 
Strafrechtes für das bürgerliche Leben, den vom Reichstage geäusserten 
Wünschen entsprechend, als Ergänzung hinzuzutreten. © Der Entwurf eines 
zur Regelung der Verhältnisse der Reichsbeamten bestimmten Gesetzes, welcher 
dem Reichstage bereits vorgelegen hat, ist unter Beachtung des Gutachtens 
der Commission des Reichstages und der inzwischen eingetretenen politischen 
Veränderungen einer neuen Prüfung unterzogen worden, und wird in der 
danach veränderten Gestalt, Ihrer Beschlussfassung unterbreitet werden.  Dic 
einheitliche Regelung der Bierbesteuerung innerhalb der Gebiete, welchen die 
Abgabe von Bier gemeinschaftlich ist, hat Ihre Thätigkeit schon mehrfach in 
Anspruch genommen, ohne dass es bis dahin gelungen wäre, die derselbun 
entgegenstehenden Schwierigkeiten zu überwinden. Eine Ihnen zugehende 
Gesetzvorlage wegen Erhebung der Brausteuer im Deutschen Reich hat den 
Zweck, diese Aufgabe zu lösen und zugleich durch Mitbesteuerung der Malz- 
surrogate eine dem Interesse der Finanzen sowohl wie des Verbrauchs ent- 
sprechende Reform der Braumalzsteuer durchzuführen. _ Die erfreuliche Stei- 
gerung des Verkehrs und Verbrauchs hat die Möglichkeit geboten, in dem 
Ihnen vorzulegenden Reichshaushaltsetat für das Jahr 1873 die Einnahme aus 
den gemeinschaftlichen Verbrauchsabgaben und die Ucberschüsse der Postver- 
waltung unter Beachtung der bewährten Grundsätze vorsichtiger Veranschlagung 
höher auszubringen, so dass trotz des in verschiedenen Kreisen der Ausgabe- 
Verwaltuug hervorgetretenen Mehrbedarfs eine Verminderung der Matricular- 
beiträge in Aussicht zu nehmen ist. . Ein Nachtrag zum Reichshaushaltsetat 
für das Jahr 1872 ist bestimmt, neben der Befriedigung einiger anderer nach- 
träglich hervorgetretener Dedürfnisse die Mittel für Begründung eines sta- 
tistischen Amtes aufzubringen, welches im Stande sein würde, durch einheit- 
liche wissenschaftliche Dearbeitung der Ergebnisse statistischer Erhebungen 
im Reiche der Gesetzgebung und Verwaltung, sowie der wissenschaftlichen Er- 
kenntniss der staatlichen und gesellschaftlichen Zustände wesentliche Dienste 
zu leisten. Die Verwaltung des Jahres 1871 hat erhebliche finanzielle 
Ueberschiisse sowohl bei den Stenern als auch bei der Postverwaltung ergeben. 
Ueber die Verwendung derselben wird Ihnen ebenso wie über die gesetzliche 
Regelung der Verwendung und Vertheilung der französischen Kricgsentschadigung 
eine Vorlage zugehen. Ueber die durch den Krieg mit Frankreich ver- 
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anlassten Ausgaben der Staaten des vormaligen Norddeutschen Bundes wird 


Ihnen, den Bestimmungen der in den Jahren 1870 und 1871 erlassenen Credit- x. April 1872. 


gesetze entsprechend, ein Rechenschaftsbericht erstattet werden. , Die mit 
der Regierung des Königreiches Portugal seit Jahren gepflogenen Verhand- 
lungen haben am 2. März d. J. zum Abschluss eines Vertrages geführt, welcher 
nach dem Vorbilde der mit anderen Staaten abgeschlossenen Handels- 
und Schifffahrts - Verträge die gegenseitigen Verkehrsbeziehungen auf dem 
Fusse der meistbegünstigten Nationen regelt und, wie zu hoffen, die Grund- 
lage für die Anknüpfung intimerer und ausgedehnterer Handelsverbindungen 
zwischen Deutschland und Portugal bilden wird. Der- Vertrag wird Ihnen zur 
tenehmigung vorgelegt werden. | Ebenso eine mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika abgeschlossene Consular-Convention und ein mit Frankreich ab- 
geschlossener Postvertrag, welcher die gegenseitigen postalischen Beziehungen 
unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des in stetem Wachsthum begriffenen 
Correspondenzverkehrs regelt. || Die Neuordnung und Befestigung der Ver- 
hältnisse von Elsass - Lothringen schreitet in erwünschter Weise vor. Die 
Schäden des Krieges gehen mit Hülfe der Unterstützung, welche nach denı 
(resetze vom 14. Juni 1871 aus Reichsmitteln gewährt werden darf, allmählich 
der Heilung entgegen. Die Grundlagen für die deutsche Verwaltung sind ge- 
legt, die Rechtspflege ist gesichert und die Universität in Strassburg soll am 
1. Mai d. J. ins Leben treten. Für den ausscrordentlichen Aufwand, welchen 
die Einrichtung der damit zu verbindenden wissenschaftlichen Institute cr- 
heischt, wird auf dic Hülfe des Reichs gerechnet werden dürfen. Eine Ucber- 
sicht der bisher erlassenen Gesetze und allgemeinen Anordnungen sowie über 
den Gang der Verwaltung des Landes wird entsprechend der Vorschrift des 
Gesetzes vom 9. Juni v. J. Ihnen zugehen. Sie werden, geehrte Herren, die 
Befriedigung theilen, mit welcher die verbündeten Regierungen auf die Ergeb- 
nisse des ersten Jahres des neu begründeten Deutschen Reiches zurückblicken, 
und der ferneren staatlichen und nationalen Entwickelung unserer inneren 
Einrichtungen mit freudiger Zuversicht näher treten. || Mit derselben Genug- 
thuung werden Sie die Versicherung entgegennehmen, dass es der Politik 
Seiner Majestät des Kaisers und Königs gelungen ist, bei allen auswärtigen 
Regierungen das Vertrauen zu erhalten und zu befestigen, dass die Macht, 
welche Deutschland durch seine Einigung zum Reich gewonnen hat, nicht nur 
dem Vaterlande eine sichere Schutzwehr, sondern auch dem Frieden Europa’s 
eine starke Bürgschaft gewährt. 





330 - Deutsche Thronrede [Session 18731. 


Nr. 5052. 


DEUTSCHLAND. — Thronrede des Kaisers bei Eréffnung der 
vierten Session des ersten Deutschen Reichstages, am 
12. März 1873. 


Nr. 5052. Geehrte Herren! 

Deutschland. . . . 

12. Marz 1878, Im Namen der verbündeten Regierungen heisse Ich Sie zur letzten 
Session der Legislatur-Periode willkommen. || Während dreier Sessionen haben 
Sic in Gemeinschaft mit dem Bundesrathe eine doppelte Aufgabe zu erfüllen 
gehabt, dic Befestigung und Ausbildung der durch die Reichsverfassung ge- 
schaffenen Institutionen und die Ordnung und Regelung der durch einen 
grossen Krieg herbeigeführten ausserordentlichen Verhältnisse. In beiden Be- 
zichungen wird Ihre Thätigkeit wiederum in Anspruch genommen werden, 
theils für den Abschluss der in ihren Grundlagen bereits festgestellten, theils 
für die Schöpfung neuer Einrichtungen. || Das Eigenthums-Verhältniss an den, 
aus den Verwaltungen der cinzelnen Bundesstaaten an die Reichsverwaltung 
übergegangenen Grundstücken bedarf der gesetzlichen Regelung, um die immer 
mehr licrvortretenden Schwierigkeiten zu beseitigen, welche von der über 
diesemVerhältniss ruhenden Unklarheit unzertrennlich sind. || Das deutsche 
Festungssystem erheischt eine Umgestaltung, welche, indem sie die Ver- 
theidigungsfähigkeit der grossen Waffenplatze erhöht, den Verzicht auf die 
Erhaltung anderer Befestigungen gestattet. Die Ansprüche, welche den 
Invaliden aus dem letzten Kriege und deren Hinterbliebenen gesetzlich zu- 
stehen, erfordern Einrichtungen, welche Gewähr dafür leisten, dass die Deckung 
dieser Ansprüche aus der Kriegsentschädigung bestritten werden wird, ohne 
auf die regelmässigen Einnahmen des Reichs zurückzugehen. !| Der vor sechs 
Jahren für die Entwickelung der Kriegsmarine festgestellte, seiner Ausführung 
nahe gebrachte Plan wird in Betracht der seitdem eingetretenen Verhältnisse 
und gewonnenen Erfahrungen ¢incr, in Ihrer letzten Session auch von Ihnen 
angeregten Umgestaltung zu unterwerfen sein. || Ein allgemeines Militärgesetz 
ist in der Verfassung verheissen, und durch die Erweiterung des deutschen 
Ileeres zu einer Nothwendigkeit geworden. Auf der Grundlage des Gesetzes 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienste und der erprobten Einrichtungen 
der Armee wird es der Wehrkraft der Nation die Ausbildung sichern, um 
welche uns das Ausland beneidet, und welche die Bürgschaft dafür bietet, 
dass Deutschland sich in Frieden der Güter erfreue, die es auf geistigem und 
wirthschaftlichem Gebiete erwirbt. Die Leistungen, welche vom Lande im 
Falle eines Krieges zu fordern und die Grundsätze, nach welchen diese 
Leistungen zu vergüten sind, werden ebenfalls, unter Beachtung der im letzten 
Kriege gemachten Erfahrungen, neu und gleichmässig zu ordnen sein. || Durch 
die Beschlüsse in Ihrer vorletzten Session haben Sie die äussere Lage der 
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Reichsbeamten günstiger gestaltet. Die Erfahrung hat gezeigt, dass die damals Dea aca. 
von Ihnen verlangten und bereitwillig gewährten Bewilligungen nicht aus- 12 Mars 1878. 
reichen, um das Einkommen der Beamten so zu regeln, wie das öffentliche 
Interesse es erfordert. Dieselben Erfahrungen erheischen mit gleicher Dring- 
lichkeit eine Verbesserung des Einkommens der Offiziere und Unteroffiziere. 
Die günstige Lage der Einnahmen des Reichs wird es gestatten, diese Zwecke 
ohne Erhöhung der Matricularbeiträge zu erreichen. Um so mehr vertraue 
Ich, dass den Vorlagen, welche für diese Zwecke nach erfolgter Zustimmung 
des Bundesrathes Ihnen zugehen werden, Ihre Genehmigung nicht fehlen wird. 

Die in ihrer Grundlage festgestellte Neugestaltung des deutschen Münz- 
wesens soll durch einen Ihnen zugehenden Gesetzentwurf ihren endgültigen 
Abschluss erhalten. Für die Beförderung von Packeten und Werthsendungen 
durch die Post wird Ihnen ein neuer Tarif vorgelegt werden, welcher den 
doppelten Zweck hat, die bestehenden Sätze wesentlich zu vereinfachen und 
in den meisten Fällen erheblich zu ermässigen. || In Folge der, während 
Ihrer letzten Session über die Salzsteuer stattgefundenen Verhandlungen hat 
der Bundesrath eine eingehende Erörterung der Frage eingeleitet: auf welchem 
Wege die, bei Aufhebung dieser Steuer ausfallende Einnahme anderweit zu 
beschaffen sei. Diese Erörterung ist ihrem Abschluss nahe, und es wird ihr 
Ergebniss einen Gegenstand Ihrer Berathungen bilden. || Wenige Tage nach 
dem Schluss Ihrer letzten Session wurde mit Frankreich eine Uebereinkunft 
getroffen, welche die Fristen für die Zahlung des letzten Theiles der Kriegs- 
kosten-Entschädigung und, im Zusammenhange damit, für die Räumung der 
von unseren Truppen besetzten Gebietstheile regelt. Die Ihnen über diese 
Uebereinkunft und deren Ausführung zu machenden Mitthcilungen werden 
zeigen, dass Frankreich mit seinen Zahlungen den verabredeten Terminen weit 
vorausgecilt, und dass daher der Zeitpunkt gekommen ist, um die in dem vor- 
jährigen Gesetze über die Kriegskosten - Entschädigung noch vorbehaltenen 
Fragen zu entscheiden. Auch über diese Fragen werden Ihnen Vorlagen ge- 
macht werden. || Das von Mir im vergangenen Jahre an dieser Stelle ausge- 
sprochene Vertrauen auf eine Entwickelung der inneren Zustände Frankreichs 
im Sinne der Beruhigung und der wirthschaftlichen Fortschritte ist nicht ge- 
täuscht worden. Ich begründe hierauf die Hoffnung, dass der Augenblick 
nicht mehr fern sein werde, wo die vollständige Abwickelung unscrer finan- 
ziellen Auseinandersetzung mit der französischen Regierung die gänzliche 
Räumung des französischen Gebiets früher, als in Aussicht genommen war, 
herbeiführen wird. || Die Beziehungen des Reichs zu allen auswärtigen Staaten 
rechtfertigen das volle Vertrauen, mit welchem Ich auf die Erhaltung und 
die fortschreitende Befestigung des Friedens rechne. Dieses Mein Vertrauen 
schöpft seine volle Berechtigung aus Meinen freundschaftlichen Beziehungen 
zu den Herrschern der mächtigen Nachbarreiche Deutschlands, welche ihre 
Bestätigung und Kräftigung durch den Besuch erhalten haben, der Mir von 
Seiten der Mir so nahc befreundeten mächtigen Monarchen vor wenig Monaten 
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Mu on zu Theil geworden ist. || Diese den Frieden verbürgenden Beziehungen zu 
u 
1:2.März 1873, UNSeren Nachbarn zu pflegen werde Ich fortgesetzt als Meine erwünschte und 


mit Gottes Hülfe erfüllbare Aufgabe anschen. 





Nr. 5053. 


DEUTSCHLAND und PERSIEN. — Freundschafts-, Handels- und 
Schifffahrts- Vertrag vom 11. Juni 1873 nebst zusätzlicher Ueber- 
einkunft vom 6. Juni 1873. 


Au nom de Dieu clément et miséricordieux! 


Dr ART ; Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, d’une part, et Sa Majesté, dont le 
u. Persien. Soleil est l'étendard, le Sacré, l’Auguste et Grand Monarque, le Souverain 
U1. Jani 1878. ajsolu et l'Empereur des Empercurs de tous les Etats de Perse, d'autre part, 

L'un et l'autre également et sincèrement désireux de resserrer les rap- 
ports d'amitié entre l'Empire d'Allemagne et l'Empire Persan, sont convenus 
de reviser les traités existants et de les remplacer par un nouveau traité 
d'amitié, de commerce et de navigation réciproquement avantageux et utile 
aux sujets des Hantes Puissances contractantes. 

A cet effet ont nommé pour leurs Plénipotentiaires: 

Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne: 

Son Altesse Sérénissime, Monseigneur le Prince Henri VIL Reuss, 
Licutenant-Général et Son Aide de Camp Général, Son Ambassa- 
deur Extraordinaire et Plénipotentiaire etc. etc. etc. 

Et Sa Majesté le Shahinshah de Perse: 

Son Excellence Mirza Abdulrahim Khan saïd oul Moulk, Son 
Envoyé Extraordinaire et Ministre Plénipotentiaire etc. etc. etc. 

Et les deux Plénipotentiaires s'étant reunis à St. Pétersbourg ayant 
échangé leurs pleinpouvoirs et les ayant trouvés en bonne ct dûe forme, sont 
convenus des articles suivants: 

Art. 1. Tl y aura comme par le passé amitié sincère et bonne intelli- 
gence entre Îles Etats et les sujets des Hautes Parties contractantes. 

Art. 2. Les Ambassadeurs, Ministres Plénipotentiaires ou autre Agents 
diplomatiques respectifs seront reçus et traités réciproquement, eux et tout le 
personnel de leurs missions comme sont reçus dans les pays respectifs les 
Ambassadeurs, Ministres Plénipotentiaires ou autres Agents diplomatiques des 
nations les plus favorisées, et ils y jouiront de tout point, des mêmes hon- 
neurs, prérogatives et immunités. 

Art. 3. Pour la protection de leurs sujets et de leur commerce respec- 
tifs, et pour faciliter de bonnes ct équitables relations entre leurs sujets, les 
Hautes Parties contractantes se réservent la faculté de nommer chacune trois 
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Consuls dans les Etats respectifs. || Les Consuls d'Allemagne résideront à Nr. 505% 
Téhéran, à Tauris et à Bender-Bouchir. || Les Consuls de Perse résideront à" rene 
en Allemagne partout où se trouvent des Consuls d’une Puissance étrangère. !!- Jani 1878. 
, Ces Consuls des Hautes Puissances contractantes jouiront réciproquement 

tant pour leur personne et l'exercice de leurs fonctions que pour leurs mai- 

sons, les employés de leurs consulats et les personnes attachées à leur service, 

des mêmes honneurs ct des mêmes privilèges dont jouissent: et jouiront à 

l'avenir les Agents consulaires de la nation la plus favorisée. || En cas de 
désordres publics, il devra être accordé aux Consuls sur leur demande, une 
sauvegarde chargée d'assurer l'inviolabilité du domicile consulaire. || Les 

Agents diplomatiques ct Consuls d'Allemagne et réciproquement les Agents 
diplomatiques ct Consuls de l'Empire Persan ne devront pas protéger, ni en 

secret ni publiquement, aucun sujet persan et réciproquement aucun sujet 
allemand qui ne serait pas employé effectivement par leurs Missions ou par 

les Consuls-Généraux, Consuls, Vice-Consuls ou Agents consulaires respectifs. 

|| I est bien entendu que si un des agents consulaires de l'une des Ilautes 

Parties contractantes s’engageait dans les affaires commerciales sur le terri- 

toire de l'autre Puissance, il serait soumis A cet égard aux mêmes lois ct 

aux mêmes usages, auxquels sont soumis leurs nationaux faisant le même com- 

merce. 

Art. 4. Les sujets de chacune des Parties contractantes jouiront dans 
les territoires de l’autre des mêmes droits, privilèges, immunités et exemptions, 
dont jouissent actuellement ou jouiront à l'avenir en matière de commerce et 
de navigation les sujets de la nation la plus favorisée. 

Art. 5. Les sujets des deux Hautes Parties contractantes pourront par- 
courir en pleine liberté les territoires respectifs et les traverser pour se 
rendre dans les pays voisins, sans qu'ils en soient empêchés par les autor 
locales qui, de leur côté, mettront la plus vive sollicitude à les préserver de 
tout désagrément, en veillant continuellement à leur sûreté personnelle, en les 
traitant avec tous les égards possibles afin qu'ils n'éprouvent ni dommage ni 
entrave ou vexation quelconque dans leur voyage, et en les munissant à cet 
effet de sauf-conduits, firmans on autres documents. 

Art. 6. Les sujets des Hautes Parties contractantes qui, en leur qualité 
de marchands, commerçants ou voyageurs, se rendraient sur les territoires 
respectifs pour leurs affaires, y seront accucillis et traités dès leur entrée 
jusqu’à leur sortie, avec les mêmes égards et sur le même pied que les sujets 
des nations les plus fav s. || En conséquence les sujets des Hautes Par- 
ties contractantes pourront soit par terre soit par mer, librement importer 
dans les pays respectifs, en exporter ou y transporter des marchandises et 
exercer le commerce dans toute l'étendue de leurs Etats, conformément aux 
réglements et aux lois en vigueur dans les pays respectifs, y louer des mai- 
sons, des magasins et des boutiques pour leurs affaires, et ils n'y seront sou- 
mis, sous aucun nom ou prétexte, à un impôt quelconque auquel ne seraient 
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N point soumis les sujets des nations les plus favorisees. || Il est bien entendu 

u. Persion. que si la Hante Cour d'Iran accordait aux sujets d’une nation étrangère le 

i. Juni 1878. droit d'acquérir et de posséder en Perse des terres, maisons, magasins ou 
autres immeubles, ce même droit sera aussi accordé aux sujets de l’Empire 
d'Allemagne. || Les marchands des deux nations qui voudraient faire le com- 
merce intérieur dans les deux pays, seront soumis quant à ce commerce, aux 
lois du pays où ce commerce se fait. 

Art. 7. Les sujets de l'Empire Allemand qui importeraient des mar- 
chandises en Perse ou en exporteraient scront traités, à l'égard des droits de 
douane, sur le même pied que les sujets des nations les plus favorisées. . 
Parcillement les sujets persans qui importeraient des marchandises en Alle- 
magne ou en exporteraient seront traités à l'égard des droits de douane et 
impôts sur le même pied que les sujets des nations les plus favorisées. 

Art. 8. Il sera permis aux bâtiments de commerce de chacune des 
Hautes Parties contractantes, soit chargés soit sur lest, de fréquenter libre- 
ment dans les Etats respectifs, toutes les baies et rivières ainsi que tous les 
ports, rades ct ancrages ouverts par le Gouvernement territorial au commerce 
maritime. Cette liberté comprendra pour les navires et les sujets des Hautes 
Parties. contractantes la faculté de faire le commerce d'importation et d’ex- 
portation dans la mème étendue que les navires et les sujets des nations les 
plus favorisées, ainsi que la faculté de se livrer à toutes les opérations com- 
merciales dont l'exercice est permis, en vertu des lois en vigueur, dans les 
pays respectifs; les bâtiments de commerce et les sujets respectifs seront en 
tout point traités à cet égard sur le même picd que les navires et les sujets 
des nations les plus favorisées. 

Art. 9. Les bâtiments de l’une des Hautes Parties contractantes qui 
arrivent soit sur lest soit chargés de quelque pays que ce soit, dans les ports 
de l'autre seront traités tant à leur entrée qu'à leur sortic sur le même pied 
que les bâtiments des nations les plus favorisécs par rapport aux droits de 
port, de tonnage, de fanaux ct de pilotage ainsi qu'à tout autre droit ou 
charge de quelque espèce ou dénomination que ce soit, revenant à la couronne, 
aux villes ou à des établissements particuliers quelconques. 

Art. 10. Relativement aux cas de naufrage les Hautes Parties contrac- 
tantes s'engagent à prendre les dispositions nécessaires pour qu’il soit voué 
au sauvetage de leurs navires respectifs échoués sur les côtes de lune ou de 
l'autre, ainsi quà des personnes ct des objets de tout genrc, qui se trouve- 
ront à leur bord, les mêmes soins qu'en pareille circonstance seraient 
apportés au sauvetage des bâtiments de la nation la plus favorisée. Elles 
s'engagent également à veiller à ce que les débris du navire naufragé, les 
papiers du bord, les espèces, effets, utensiles ct autres objets de valeur soient 
mis sous bonne garde ainsi que cela se pratique à l'égard des navires nau- 
fragés des Puissances les plus, favorisées, à ce qu'il soit donné connaissance 
du fait au Gouvernement intéressé par l'organe de son Consul ou Agent com- 
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ji roi Nr. 5058. 
mercial le plus rapproché ou par toute autre voie en mettant le tout à SB ante) 


disposition de la mauière la plus convenable et enfin à ce que tous les objets u Persien. 
sauvés ou bien le prix de leur vente, dans le cas où celle-ci aurait dû1l-7eni1#8. 
s'effectuer, soient fidèlement remis aux propriétaires ou à leurs fondés de 
pouvoirs ou bien à défaut des uns et des autres à la charge du Consul ou 

Agent du Gouvernement intéressé. 

Art. 11. Les officiers, employés ou sujets de la Haute Cour d'Iran ne 
pourront entrer de force dans le domicile d’un Allemand, ni dans sr:“maga- 
sins ou boutiques; en cas de néci il faudra en prévenir l’Agent diplo- 
matique ou le Consul duquel cet individu relèvera, et toute perquisition domi- 
clisire ne pourra se faire qu'en présence dés commissaires délégués par le- 
dit Agent ou Consul. Dans les localités où il n’y a pas d’Agent ou Consul 
les sujets de l'Empire d'Allemagne seront traités à cet égard sur le mème 
pied que le sont les sujets des nations les plus favorisées dans les endroits 
où il n’y a pas d'Agent ou Consul de leur Gouvernement. 

Art. 12. Tous les contrats et autres engagements des sujets des Hautes 
Parties contractantes par rapport aux affaires de commerce seront fidèlement 
maintenus et protégés avec la plus grande exactitude par les Gouvernements 
respectifs. ; Pour mieux veiller à la sûreté des sujets des Etats de l’Empire 
d'Allemagne en Perse, les billets de créance, lettres de change et lettres de 
garantie ainsi que tous les contrats faits par des sujets des Hautes Parties 
contractantes relativement à des affaires de commerce, devront être signés par 
le Divan-Khané et À défaut de celni-ci par l'autorité locale compétente et, 
dans les endroits où il y aurait un Consul d'Allemagne, aussi par ce dernier, 
afin qu'en cas de quelque différend on puisse faire les recherches nécessaires 
et décider ces affaires litigieuses conformément à la justice. | En conséquence 
celui qui sans être muni des documents ainsi légalisés voudrait intenter un 
procès à un sujet allemand en ne produisant d’autres preuves que les décla- 
rations d’un témoin, ne sera point écouté quant à sa demande, à moins que 
celle-ci ne soit reconnue valable par ledit sujet allemand. L'Empire d’Alle- 
magne veillera également à Ja sûreté des sujets persans en Allemagne con- 
formément aux lois et aux usages établis et les traitera à cet égard sur le 
pied des nations les plus favorisces. 

Art. 13. Toutes les contestations ou disputes ct tous les procès qui 
s'élèveraient entre des Allemands en Perse seront examinés ct jugés par les 
Représentants respectifs près la Haute Cour d'Iran ou par les Consuls des- 
quels ils reléveront, ou les plus rapprochés de leur domicile conformément 
aux lois de leur pays sans que l'autorité locale y puisse opposer le moindre 
empèchement ou la moindre difficulté. || Les procès, contestations et disputes 
qui s'élèveraient en Perse entre des Allemands et des sujets appartenant à 
d’autres nations étrangères seront jugés exclusivement par l'intermédiaire de 
leurs Agents ou Consuls. | Toutes les contestations ou disputes ct tous les 
procès qui s’éléveraient en Perse entre les sujets des deux Hautes Parties 
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bets ona contractantes seront jugés devant les tribunaux persans, mais ces différends 

u. Persim. Ct procès ne pourront être décidés ou jugés qu’en présence et avec l’inter- 

11. Suni 1873. vention du Représentant ou du Consul Allemand, on, au nom de celui-ci, en 
présence du Drogman qui en sera employé à cet effet, le tout conformément 
aux lois ct aux coutumes du pays. | Le procès une fois terminé par la sen- 
tence du juge compétent ne pourra plus ètre repris une seconde fois, mais si 
la nécessité exigeait la révision du jugement prononcé, celle-ci ne pourra se 
faire qu'avec l'avis du Représentant ou Consul duquel les sujets allemands, 
dont il s'agira, relèvent ou au nom de cet agent en présence du Drogman 
respectif, et seulement devant une des Cours suprèmes de contrôle ct de 
cassation qui siégent à Téhéran, à Tauris ou à Ispahan. |! En réciprocité de 
ces engagements les sujets de la Naute Cour d'Iran jouiront dans les Etats 
de l’Empire d'Allemagne pour leurs intérêts et leurs droits acquis, en cas de 
contestations, de la pleine protection des lois et des tribunaux de ces Etats, 
de la mème manière que les sujets nationaux et ceux d'autres puissances 
étrangères; et les Représentants, Consuls ct Agents de la Haute Cour d'Iran 
y jouiront, quant à une intervention de leur part en faveur de leurs natio- 
naux auprès des autorités de ces Etats, de la faculté qui y est accordée aux 
Agents diplomatiques et Consuls des nations les plus favorisées. 

Art. 14. Si un sujet de l’une des deux Hautes Parties contractantes 
résidant dans les domaines de l’autre, se déclare en état de faillite ou fait 
banqueroute, on dressera l'inventaire de tous ses biens, de ses effets et de 
ses comptes actifs et passifs pour en faire la liquidation requise et Ja juste 
répartition entre ses créanciers. |: En cas qu'un Allemand résidant ou st 

trouvant en Perse se déclare en état de faillite, la procédure susmentionnée 
ne sera effectuée que de l'avis et par Vintervention du Représentant ou Con- 
sul respectif, résidant à l'endroit le plus rapproché du lieu de séjour du 
banqueroutier. | Si un sujet persan fait faillite cn Allemagne il sera accordé 
dans la procédure de faillite au Représentant on Consul Persan le même droit 
d'intervention dont jouissent en parcil cas les Représentants ou Consuls de la 
nation la plus favorisée. || Sur la demande faite par les créanciers, les Agents 
diplomatiques ou consulaires respectifs des Puissances contractantes provoque- 
ront les recherches nécessaires pour constater si le failli n’a pas laissé dans 
sa patrie des biens qui pourraient satisfaire à leurs réclamations. 

Art. 15. En cas de décès de l'un de leurs sujets respectifs sur le terri- 
toire de l’une ou de l’autre des Hautes Parties contractantes, sa succession 
sera remise intégralement à la famille ou aux associés du défunt, s’il en a. 
Si le défunt n'avait ni parents ni associés, sa succession dans les pays des 
Hautes Parties contractantes, sera remise intégralement à la garde des Agents 
ou des Consuls respectifs, pour que ceux-ci en fassent usage convenable con- 
formément aux lois ct coutumes de leur pays. 

Art. 16. Quant aux affaires de la juridiction criminelle, dans lesquelles 
seraient compromis des sujet? allemands en Perse ou des sujets persans en 
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Allemagne elles seront jugées dans les états respectifs suivant le mode qui y Nr. 5059. 


est adopté à l'égard de la nation la plus. favorisée. 


Art. 17. Le Gouvernement Impérial d'Allemagne s'engage à n’accorder 11: Juni 1878. 


à aucun sujet persan des lettres de naturalisation qu’à la condition expresse 
du consentement préalable du Gouvernement Persan; le Gouvernement Persan 
s'engage aussi de son côté à n’accorder des lettres de naturalisation à aucun 
sujet du dit Empire Allemand sans le consentement préalable du Gouverne- 
ment de celui-ci. 

Art. 18. En cas de guerre de l’une des Puissances contractantes avec 
une autre Puissance, il ne sera porté pour cette seule cause, atteinte, préju- 
dice ou altération à la bonne intelligence et à l'amitié sincère qui doivent 
exister à jamais entre les Hautes Puissances contractantes. Pour le cas où 
la Perse serait impliquée dans un différend avec une autre Puissance, le 
Gouvernement d'Allemagne se déclare prêt à employer, sur la demande du 
Gouvernement de Sa Majesté Impériale le Shah ses bons offices pour con- 
tribuer à applanir le différend. 

Art. 19. Le présent Traité restera en vigueur à dater du jour de sa 
signature jusqu'à l'expiration de douze mois après que l’une des Hautes Par- 
ties contractantes aura annoncé à l'autre l'intention d’en faire cesser les effets. 
|| Toutefois les deux Ilantes Parties contractantes se réservent la faculté 
d'introduire, d’un commun accord dans le présent Traité toutes modifications 
qui ne seraient point en opposition avec son esprit ‘ou ses principes et dont 
Vutilité serait démontrée par l'expérience. 

Art. 20. Les dispositions du présent traité sont applicables également 
au Grand Duché de Luxembourg, tant qu'il sera compris dans le système de 
douane et d'impôts allemands. 

Art. 21. Les gouverneurs, conimandants, douaniers, officiers et autres 
employés des Hautes Puissances contractantes seront chargés de remplir les 
stipulations de ce Traité avec toute l'exactitude possible et sans y porter la 
moindre atteinte. ; Le présent Traité sera ratifié et les ratifications en seront 
échangées à St. Petersbourg dans l’espace de trois mois ou plus tôt si faire 
se peut. „ En foi de quoi, les Plénipotentiaires respectifs des Hautes Parties 
contractantes ont signé le présent Traité et y ont apposé le sceau de leurs 
armes. |} Fait à St. Pétersbourg ce 11 juin 1873 en quatre expéditions dont 
deux en Français et deux en Persan. jj Le 15 rabi-oul-Sani Yan 1290 de 
Vhégire. 

H. VIL P. Reuss. 
Gs). 


- Abdulrahim. 
(L. S) 
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Un traité d'amité, de commerce et de navigation ayant été conclu à 
St. Pétersbourg entre Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse, 
d'une part, et Sa Majesté l'Empereur de Perse, d'autre part, traité dont 
l'article 19 porte: 

Le présent Traité restera en vigueur à dater du jour de sa signa- 
ture jusqu'à l'expiration de douze mois après que Vine des Hautes 
Parties contractantes aura annoncé à l’autre l'intention d'en faire 
cesser les effets. 

Toutefois les deux Hautes Parties contractantes se reservent la 
faculté d'introduire, d’un commun accord dans le présent traité toutes 
modifications qui ne seraient point en opposition avec son esprit ou 
ses principes et dont l'utilité serait démontrée par l'expérience. 

et les Hautes Parties contractantes ayant l'intention de donner à ce traité 
une durée de dix ans au moins, les Soussignés sont convenus à déclarer que 
leurs Gouvernements respectifs s'engagent à ne pas exercer le droit de de- 
noncer le traité susmentionné pendant les dix ans qui suivront l'échange des 
ratifications de ce traité. || En foi de quoi les Sonssignés ont dressé le pré- 
sent Acte additionnel dont les ratifications seront ¢changées en même temps, 
que Jes ratifications du traité précité et l'ont signé en double expédition. 
Fait à Berlin le six Juin mil huit cent soixante-treize. 


de Bismarck. 


Mirza Houssein Khan. 


Der vorstehende Vertrag und die zusätzliche Uehereinkunft sind ratifiziri 
und die Ratifikations-Urkunden ausgewechselt worden. 





Nr. 5054. 


PREUSSEN. — Thronrede des Königs bei Eröffnung des Landtags 
am 27. November 1871. 


Erlauchte, edle und gechrte Herren von beiden Häusern des 
Landtags! 

Indem Ich zum ersten Mal nach den grossen Ereignissen der jüngsten 
Vergangenheit den Landtag der Monarchie wieder selbst begrüsse, darf Ich 
vor Allem der hohen Genugthuung darüber Ausdruck geben, dass an den 
Ihren und Erfolgen diesere denkwürdigen Zeit dem preussischen Volke ein 
so hervorragender Antheil zugefallen ist; die Wehrkraft Preussens, deren Ans- 
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bildung Ich seit dem Beginn Meiner Regierung als cine der höchsten Auf- N, 35 


gaben Meines königlichen Berufs erkannt habe, sowie der altpreussische Geist 27.Nov.1871. 
sittlicher Zucht, fester Treue und patriotischer Hingebung haben eine glän- 
zende Probe bestanden; es drängt Mich, Meinem Volke vor seinen Vertretern 
nochmals Meinen freudigen Dank für seine erhebende Haltung auszusprechen. 
i! Während dem neu erstandenen deutschen Reich, dessen Kaiserwürde mit 
Meiner und Meiner Nachfolger Krone verbunden ist, fortan die Pflege der 
nationalen Macht und Sicherheit zufällt, wird sich die Vertretung des preussi- 
schen Volks in Gemeinschaft mit Meiner Regierung um so zuversichtlicher 
der heilsamen Ausbildung der inneren Einrichtungen der Monarchie widmen 
können. || Aus dem Entwurf zum Staatshaushalts-Etat für 1872 werden Sie 
ersehen, dass die Finanzlage Preussens, ungeachtet der Opfer, welche der ge- 
waltige Krieg erheischt, eine in hohem Grade befriedigende ist. Die Schwierig- 
keiten, mit welchen die Finanzverwaltung vor einigen Jahren zu kämpfen 
hatte, sind bereits im Jahre 1870 überwunden worden; einer weiteren glück- 
lichen Entwickelung geht die Finanzlage unter der Einwirkung der Kriegs- 
erfolge entgegen. || Die durch Reichsgesetz angeordnete Bildung eines Reichs- 
kriegsschatzes überhebt Preussen der Nothwendigkeit, noch ferner einen Staats- 
schatz zu unterhalten; es werden Ihnen Gesctzentwürfe zugehen, wonach der 
hierdurch verfügbar werdende Bestaud des Staatsschatzes sowie einige ausser- 
ordentliche Einnahmen zur Tilgung von Staatsschulden verwendet werden 
sollen. || Die in solcher Weise für den Staatshaushalt erwachsende Entlastung, 
ferner die mit dem lebhaften Aufschwunge des Verkehrs Hand in Hand 
gehende Steigerung der Erträge aus wichtigen Einnahmequellen des Staats, 
endlich das Vorhandensein eines erheblichen Ueberschusses aus dem abge- 
laufenen Finanzjahre werden es möglich machen, im Jahre 1872 den Bedürf- 
nissen auf allen Gebieten der Staatsverwaltung in weitem Umfange gerecht 
zu werden. © Vorzugsweise hat Meine Regierung der Thatsache ihre Aufmerk- 
samkeit zuwenden müssen, dass die Besoldungen der Staatsbeamten in ein 
von Jahr zu Jahr steigendes Missverhältniss zu den Anforderungen getreten 
sind, welche bei dem Stande aller Preisverhältnisse die Befriedigung der Be- 
dürfuisse des Lebens und der Stellung an sie richtet; es wird Ihnen der 
Plan zu einer umfassenden Erhöhung der Beamten - Besoldungen vorgelegt 
werden; Ich vertraue, dass Sie bereit sein werden, durch Bwæilliguug der 
dazu nöthigen Mittel einem Zustande Abhilfe zu schaffen, aus dessen Fort- 
dauer ernste Gefahren und Schäden für die Staatsverwaltung entstehen 
müssten. |} Sie werden Vorlagen erhalten, welche bei einzelnen Steuern Er- 
leichterungen herbeizuführen bestimmt sind und es wird Ihnen cin Gesetz- 
entwurf zugehen, durch welchen die Einrichtungen und die Befugnisse der 
Ober-Rechnungskammer gesetzlich geregelt werden sollen. |; Der nach dem 
Abschlusse des Friedens eingetretene, überaus lebhafte Aufschwung des 
Handels und der Gewerbe erheischt die Herstellung neuer Verkehrswege, ins- 


besondere eine weitere Ausbildung der Eisenbahnen. Der Bau einiger als 
pr 





Nr. 054. 
Preussen. 
27. Novy. 1871. 
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nothwendig erkannten Bahnen für Rechnung des Staates und cine Vermehrung 
des Betriebsmaterials auf den Staatsbahnen ist in Aussicht genommen, ebenso 
die Gewährung reichlicher Mittel für Land- und Wasserwege und für Landes- 
Meliorationen aller Art. Wiederholt werden Ihnen Vorlagen über den Erwerb 
des Grundeigenthums und über das Hypothekenrecht gemacht werden: nach- 
dem die Finanzlage es gestattet hat, die Kostensätze für die Geschäfte bei 
dem Grundbuche zu ermässigen, ist zu hoffen, dass es jetzt gelingen werde, 
diese wichtige, seit langer Zeit angestrebte Reform nunmehr zum Abschluss zu 
bringen. || Die Aufgaben der inneren Verwaltungsreform werden erneut den 
Gegenstand Ihrer Berathungen bilden, es wird Ihnen der Entwurf einer Kreis- 
ordnung für die östlichen Provinzen, nachdem derselbe mit Rücksicht auf die 
früheren Erörterungen in mehreren Theilen Abänderungen und Ergänzungen 
erhalten hat, wieder vorgelegt werden. Meine Regierung giebt sich der Hot- 
nung hin, dass cs dem gemeinsamen ernsten Willen gelingen werde, über das 
wichtige Organisationsgesetz, welches zugleich dic Grundlagen weiterer Re- 
formen enthält, zur Verständigung zu gelangen. || Inzwischen ist die commu- 
nale Selbstverwaltung der Provinzen in einer erfreulich fortschreitenden Ent- 
wickelung begriffen; die zur Führung einer einheitlichen Verwaltung der pro- 
vinziellen Angelegenheiten geeigneten Organe sind auf Grund der bestehenden 
Gesetze bereits in der Mehrzahl der Provinzen geschaffen. || Gegenüber den 
Bewegungen, welche anf dem Gebiete der Kirche stattgefunden haben, hält. 
Meine Regierung daran fest, der Staatsgewalt ihre volle Selbststindigkeit in 
Bezug auf die Handhabung des Rechts und der bürgerlichen Ordnung zu 
wahren, und zugleich neben der berechtigten Selbstständigkeit der Kirchen 
und Religions-Gesellschaften die Glaubens- und Gewissenstreiheit der Ein- 
zelnen zu schützen. Behufs verfassungsmässiger Durchführung dieser Grund- 
sätze werden Ihnen besondere Vorlagen zugehen, welche die Eheschliessung, 
die Regelung der Civilstands-Verhältnisse und die rechtlichen Wirkungen des 
Austritts aus der Kirche zum Gegenstande haben. || Einen Gesetzentwurf, be- 
treffend die Aufbringung der Synodalkosten, empfehle Ich Ihrer Aufmerksam- 
keit um so mehr, als der Staat der evangelischen Kirche noch immer die 
Ausführung des Art. XV. der Verfassungs-Urkunde verbunden mit den dazu 
nötigen Einrichtungen schuldet und dieses Gesetz nur eine nothwendige Vor- 
bedingung dazu ist. || Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts wird die 
Verwendung schr beträchtlicher Mittel in Anspruch genommen, um viele bis- 
her zurückgestellte Bedürfnisse nunmehr zu befriedigen. Die von der Ver- 
fassungsurkunde geforderte Vorlage eines allgemeinen Unterrichtsgesetzes wird 
auch in dieser Session erneuert werden, nachdem die bei den früheren Be- 
rathungen stattgehabten Erwägungen und Erfahrungen der letzten Jahre bei 
der Revision des Entwurfs eingehende Berücksichtigung gefunden haben. Ein 
Specialgesetz über die Beaufsichtigung der Schulen bezweckt die beschleunigte 
Abhülfe eines als vorzugsweise dringend erkannten Bediirfnisses. || Meine 
Herren! Die Aufgaben, welche Ihrer harren, sind umfassend und von Be- 
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deutung für die Entwickelung unserer inneren Zustände, Ihre Arbciten werden a ae 
. roussen. 

segensreich sein, wenn sie von dem Geiste des Vertrauens und willigen Zu- 27.Nov. 1871. 

sammenwirkens geleitet werden, welcher Mein Volk in der jüngsten grossen 


Zeit erfüllt hat! 





Nr. 5055. 


PREUSSEN. — Thronrede, verlesen bei Eröffnung des Landtags 
von dem stellvertretenden Vorsitzenden des Staatsministeriums, 
Kriegsminister Grafen von Roon, am 12. November 1872.*) 


Erlquchte, edle und gechrte Herren von beiden Häusern des Nr. 5055. 


Preussen. 
1 
Landtages! 12.Nov. 1872 


Seine Majestät der Kaiser. und König haben mich zu beauftragen geruht, 
den Landtag der Monarchie in Allerhöchst Ihrem Namen zu eröffnen. | Da 
die Hoffnung gescheitert ist, die Reform der Kreis-Verfassungen, nach Wieder- 
aufnahme der im Juni vertagten Session, zum Abschlusse zu bringen, hat die 
Regierung Sr. Majestät es für geboten crachtet, die in dieser Beziehung 
fruchtlos geblicbene Session zu schliessen, um in einer neuen jene wichtige 
und dringende Aufgabe zur Lösung zu bringen und Ihnen neben denjenigen 
Gesetz-Entwürfen, welche Ihnen bereits in der eben verflossenen Session zu- 
gegangen sind, andere gesetzgeberische Aufgaben von Bedeutung zu unter- 
breiten. . Sie wissen bereits aus der früheren Vorlage des Staatshaushalts- 
Etats für 1873, dass die Finanzlage Preussens eine durchaus befriedigende 
ist, dass nicht allein die Mittel vorhanden sind, um den auf dem Gebiete der 
gesammten Staatsverwaltung hervorgetretenen Ausgabe-Bedürfnissen in weitem 
Umfange gerecht zu werden, sondern auch um erhebliche Summen zur Bil- 
dung von Provinzialfonds, zur Gewährung von Wohnungsgelderzuschüssen an 
Staatsbeamte und zur ausscrordentlichen Tilgung von Staatsschulden zur Ver- 
fügung zu stellen. || Zugleich gestattet. die Finanzlage an der Absicht. festzu- 
halten, den weniger wohlhabenden Einwohnerklassen eine umfassende Stener- 
erleichterung zu Theil werden zu lassen: ein Gesetzentwurf wegen Abänderung 
des Gesetzes vom 1. Mai 1851, betreffend die Einführung einer Klassen- und 
klassifizirten Einkommensteuer, wird Ihnen unverzüglich zugehen, | Es werden 





*) Nachdem am 31. October 1872 das Herrenhaus in namentlicher Abstimmung mit 
145 gegen 18 Stimmen die Kreisordnungs-Vorlage abgelehnt hatte, war am 1. November 
der Landtag. durch königliche Verordnung geschlossen und gleichzeitig zu der neuen 
Session einberufen worden. Am 30. November erfolgte darauf die Berufung von 24 
neuen Mitgliedern des llerrenhauses aus Allerhöchstem Vertrauen. 
Anm. d. Red, 
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a Ihnen Vorlagen gemacht werden, welche bestimmt sind, die Bezichungen des 

2, Nov. 1872, States zu den Religionsgesellschaften nach verschiedenen Richtungen hin klar 
zu -tellen. | Vor Allem werden Sie wiederum mit der Umgestaltung der bis- 
herigen Kreiscinrichtingen befasst werden. || Die Regierung Sr. Majestät ist 
fest durchdrungen von der Nothwendigkeit, die Reform, deren Ausführung 
durch Bereitstellung der dazu erforderlichen Geldmittel erleichtert wird, als 
Grundlage der Lösung mannigfacher anderer Aufgaben des Staates ins Leben 
zu rufen. ‘ Es wird Ihnen ein Entwurf der Kreisordnung vorgelegt werden, 
in welchem unter Festhaltung der wesentlichen Grundlagen des früheren Ent- 
wurfs eine Reihe von solchen Veränderungen vorgeschlagen ist, deren Noth- 
wendigkeit oder Zweckmässigkeit sich aus den bisher stattgefundenen cin- 
gehenden Berathungen ergeben hat. |} Die Regierung Sr. Majestät hofft zuver- 
sichtlich, eine allseitige Vereinbarung über diesen Entwurf zu erreichen und 
ist entschlossen, die Durchführung der bedeutsamen Aufgabe durch alle Mittel, 
welche die Verfassung der Monarchie an die Hand. giebt, zu sichern. |; Im 
Namen Seiner Majestät des Kaisers und Königs erkläre ich den Landtag der 
Monarchie für eröffnet. 








Nr. 5056. 


PREUSSEN. — Thronrede beim Schluss des Landtags, verlesen vom 
Präsidenten des Staatsministeriums, Grafen von Roon, 
am 20. Mai 1873. 


x. 5056. „Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häusern des 
reussen. 
20. Mai 1873. Landtages! 


Mit dem von Sr. Majestät dem Kaiser und Könige befohlenen Schlusse 
des Landtages der Monarchie erreicht die gegenwärtige Session ihr Ende. | 
Wir können auf dieselbe mit grosser Genugthuung blicken. | Reich an müh- 
samer Arbeit, aber auch an werthvollen Resultaten auf fast allen Gebieten 
der Gesetzgebung nimmt sie einen hervorragenden Platz in der Reihe der 
Sessionen des preussischen Landtages ein. ' Die Reform der inneren Ver- 
waltung, seit Jahren erstrebt, aber durch tiefgehende Meinungskämpfe autge- 
halten, ist in ihrem ersten und grundlegenden Theile zum Abschlusse gelangt. 
Schon jetzt scheint sich die Iirwartung zu erfüllen, dass bei der Ausführung 
derselben die zuvor streitenden Kräfte gemeinsam und patriotisch Hand an- 
legen werden, um das Werk segenbringend für das Land zu gestalten. | Nicht 
minder lebhafte Kämpfe haben die Berathung der wichtigen Gesetze begleitet, 
durch welche die Beziehungen des Staates zu den grossen Kirchengemein- 
schaften klarcr und fester als bisher geregelt worden sind. Die Regierung 
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Sr. Majestät beharrt in dem festen Vertrauen, dass diese Gesetze den wahren 
Frieden unter den Angehörigen der verschiedenen Bekenntnisse fördern und 
die Kirche dahin führen werden, dem lauteren Dienste des göttlichen Wortes 
allein ihre Kräfte zu weihen. , Dank der glücklichen Finanzlage des Staates 
und der Bereitwilligkeit der Häuser des Landtages ist durch den Staatshaus- 
haltsetat den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Verwaltung nach allen 
Seiten hin reichere Befriedigung als seither gewährt worden. Die Gesetze 
über die Umgestaltung der Classensteuer, die anderweite Regelung der Erb- 
schaftssteuer und die Aufhebung oder Ermässigung gewisser Stempelabgaben 
werden neben einer beträchtlichen Erleichterung, namentlich der weniger be- 
mittelten Bevölkerungsschichten, eine gerechtere Vertheilung der Steucrlast 
sichern. || Durch die erhebliche Verbesserung der Lage der Staatsbeamten 
gewinnt die erspriessliche Entwickelung des Staatswesens eine erneute Bürg- 
schaft. || Die von Ihnen der Staatsregierung ertheilte Ermächtigung zur Aus- 
führung einer umfassenden Erweiterung des Eisenbahnnetzes wird dem in 
erfreulichem Aufschwung begriffenen Verkehrsleben und der Vertheidigungs- 
fähigkeit des Landes in allen seinen Theilen zu Statten kommen. . Meine 
Herren, die gegenwärtige Session ist voraussichtlich die letzte einer Legis- 
laturperiode, welche inmitten einer denkwiirdigen, für Preussen und Deutsch- 
land hoch bedeutungsvollen Zeit begann und welcher es vorbehalten war, die 
Erfolge und Früchte jener Epoche auch für die besonderen Aufgaben der 
preussischen Monarchie zu verwerthen. Wenn die Arbeiten dieser Legislatur 
auf allen Gebieten der Gesetzgebung einen erfolgreichen Verlauf gehabt haben, 
so ist dies vor Allem dem Geist des vertrauensvollen Zusammenwirkens 
zwischen Staatsregierung und Landesvertretung zu danken, welcher durch die 
erhebenden Ereignisse jener gewaltigen Zeit mächtig belebt und gestärkt 
worden ist. || Je erfreulicher die Früchte sind, welche das Walten dieses 
Geistes in der nunmehr beendigten Legislaturperiode gebracht hat, desto be- 
rechtigter ist dic Hoffnung, dass das preussische Volk bei den bevorstehenden 
Wahlen der künftigen Landesvertretung sich von demselben patriotischen Sinne 
leiten lassen werde, von dem Sinne fester und vertrauensvoller Gemeinschaft 
mit der Regierung Sr. Majestät zur allscitigen Förderung des wahren Wohls 
und Gedeihens unseres Vaterlandes. , Im allerhöchsten Auftrage Sr. Majestät 
des Kaisers, unseres allergnädigsten Königs und Herrn, erkläre ich die Session 
des Landtages der Monarchie für geschlossen.“ 





Nr. 5056. 
Preussen. 
20. Mai 1873 
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Nr. 5057. 


GROSSBRITANNIEN. — Thronrede der Königin bei Eröffnung des 
Parlaments, am 6. Februar 1873. 


Nr. 5057. My Lords and Gentlemen, 

Groxs- 

britannion. I greet you cordially on your reassembling for the discharge of yonr 
6. Fobr. 1873. 


momentous duties. || I have the satisfaction of maintaining relations of friend- 
ship with Foreign Powers throughout the world. || You were informed when I 
last addressed yon that steps had been taken to prepare the way for dealing 
more effectually with the Slave Trade on the East Coast of Africa. I have 
now despatched an Envoy to Zanzibar, furnished with such instructions as 
appear to mc best adapted for the attainment of the object in view. He 
has recently reached the place of his destination, and has entered into com- 
munication with the Sultan. | My ally, the German Emperor, who had under- 
taken to pronounce judgment as Arbiter on the line of water-boundary so 
long in dispute under the terms of the Treaty of 1846, has decided, in con- 
formity with the contention of the Government of the United States, that the 
Haro Channel presents the line most in accordance with the true interpre 
tation of that Treaty. | I have thought it the course most befitting the spirit 
of international friendship and the dignity of the country to give immediate 
execution to the award by withdrawing promptly trom my partial occupation 
of the Island of San Juan. || The proceedings before the Tribunal of Arbi- 
tration at (Geneva, which I was enabléd to prosccute in consequence of the 
exclusion of the Indirect Claims preferred on behalf of the Government of 
the United States, terminated in an award which in part established and in 
part repelled the claims allowed to be relevant. You will in due course be 
asked to provide for the payment of the sum coming due to the United 
States under this award. | My acknowlegments are due to the German Em- 
peror, and likewise to the Tribunal at Geneva, for the pains and care be- 
stowed by them on the peaceful adjustment of controversies such as could 
not but impede the full prevalence of national goodwill in a case where it 
was especially to be cherished. In further prosecution of a well understood 
and established policy, I have concluded a Treaty for the Extradition of Cri- 
minals with my ally the King of the Belgians. : The Government of France 
has, during the recess, renewed its communications with my Government for 
the purpose of concluding a Commercial Treaty to replace that of 1860, 
which is about to expire. In prosecuting these communications, I have kept 
in view the double object of an equitable regard to existing circumstances, 
and of securing a general provision more permanent in its character, and 
resting on a reciprocal and equal basis, for the commercial and maritime 
transactions of the two countries. I hope to be enabled, within a short 
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period, to announcé to you the final result. ı It has been for some years felt Ne SS 
by the Governments of Russia and the United Kingdom respectively, that it britannion. 
would be conducive to the tranquillity of Central Asia if the two Govern-® Febr. 188 
ments should arive at an identity of view regarding the line which describes 

the northern frontier of the dominions of Afghanistan. Accordingly a corre- 
spondence has passed, of which this is the main subject. Its tenour, no less 

than its object, will, I trust, be approved by the public opinion of both 

nations. | Papers will be laid before you with relation to the awards delivered 

under the Treaty of Washington, to the commercial negotiations with France, 

and to the northern frontier of the dominions of Afghanistan. 


Gentlemen of the House of Commons, 


The estimates of the coming financial year will be presented to you. 
They have been framed with a view to the efficiency and moderation of our 
establishments, under circumstances of inconvenience entailed by variations of 
an exceptional nature in the prices of some important commoditics. 


My Lords and Gentlemen, 


Although the harvest has been to some extent deficient, the condition of 
the three Kingdoms with reference to Trade and Commerce, to the sufficiency 
of the Revenue for meeting the public charge, to the decrease of paupcrism, 
and to the relative amount of ordinary crime, may be pronounced generally 
satisfactory. || A measure will be submitted to you on an carly day for sett- 
ling the question of University Education in Ireland. It will have for its 
object the advancement of learning in that portion of my dominions, and will 
be framed with a careful regard to the rights of conscience. ‘ You will find 
ample occupation in dealing with other legislative subjects of importance, 
which, for the most part, have already been under your notice in various 
forms and at different pcriods.. Among these your attention will speedily be 
asked to the formation of a Supreme Court of Judicature, including provisions 
for the trial of Appeals. || Among the measures which will be brought before 
you there will also be proposals for facilitating the Transfer of Land, and for 
the amendment of our system of Local Taxation, of certain provisions of the 
Education Act of 1870, and of the Gencral Acts regulating Railways and 
Canals; together with various other Bills for the improvement of the Law. | 
l earnestly commend your deliberations, tu the guidance and favour of Al- 
mighty God. 


Nr. 5058. 
_ Böm. Curie. 
‚7. Aug. 1873. 


Nr. 5058. 


RÖMISCHE CURIE. — Der Papst an Se. M. den Kaiser von Deutsch- 
land, König von Preussen. — 


Macstä, — Tutte le disposizioni che si prendono da qualche tempo dal 
Governo di Vostra Maestä mirano sempre piü alla distruzzione del Cattoli- 
cisıno. E mentre rifletto meco stesso alle cause che possono aver dato 
luogo a queste durissime misure, confesso di non trovarne nessuna. D'al- 
tronde mi si dice. che V. M. non approvi la condotta del sno Governo, ¢ 
non lodi la severità delle misure contro la Religione Cattolica. Ma se e 
vero che V. M. non approva, e le lettere ch’Ella ha scritto nel tempo pas- 
sato, proverebbero a sufficenza ch’Ella non pud approvare quanto ora si sta 
facendo; se V. M., dissi, non approva, come poi si prosegue dal suo governo 
nel cammino intrapreso che moltiplica le misure di rigore contro la Reli- 
gione di G. Cristo, che mentre recano tanto pregiudizio alla medesima, si 
assecuri Maestà che non fanno altro che minare il Trono della stessa, 
Maestä Vostra? Parlo con franchezza, giacchè la verità & la mia bandiera, 
e parlo per ‘esaurire un mio dovere il quale m’impone di dire a tutti il 
vero, e anche a chi non à Cattolico, giacché chiunque & battezzato apparticne 
in qualche parte, e in qualche modo che non à qui luogo a spiegare, appar- 
tiene, dissi, al Papa. Sono persuaso che la V. M. accoglierà con l’usata sua 
cortesia le mie riflessioni, e prenderà quelle misure che nel caso si richic- 
dono, mentre con pienezza di osservanza cd ossequio prego Iddio a unirlo 
meco coi vincoli della stessa carità. 


Dal Vaticano 
7 Agosto 1873. Pio P. M. 
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[Ucbersetzung.*)] 


Majestät, — Sämmtliche Massregeln, welche seit einiger Zeit von Eurer Nr. 505¢ 


Majestät Regierung ergriffen worden sind, zielen mehr und mehr auf die Ver- 
nichtung des Katholicismus ab. Wenn ich mit mir selber darüber zu Rathe 
sche, welche Ursachen diese sehr harten Massregeln veranlasst haben mögen, 
so bekenne ich, dass ich keine Gründe aufzufinden im Stande bin. Anderer- 
scits wird mir mitgetheilt, dass Eure Majestät das Verfahren Ihrer Regierung 
nicht billigen und die Härte der Massregeln wider die katholische Religion 
nicht gutheissen. Wenn es aber wahr ist, dass Eure Majestät es nicht: 
billigen, — und die Schreiben, welche Allerhöchstdieselben früher an mich 
verichtet haben, dürften zur Genüge darthun, dass Sie dasjenige, was gegen- 
wärtig vorgeht, nicht billigen können, — wenn, sage ich, Eure Majestät es 
nicht billigen, dass Ihre Regierung auf den eingeschlagenen Bahnen fortfährt, 
die rigorosen Massregeln gegen die Religion Jesu Christi immer weiter aus- 
zudehnen, und letztere hierdurch so schwer schädigt, werden daun Eure Ma- 
jestät nicht die Ucberzeugung gewinnen, dass diese Massregeln keine andere 
Wirkung haben, als diejenige, den eigenen Thron Eurer Majestät zu unter- 
graben? Ich rede mit Freimuth, denn mein Panier ist Wahrheit, und ich 
rede, um eine meiner Pflichten zu erfüllen, welche darin bestcht,. Allen die 
Wahrheit zu sagen, auch denen, die nicht Katholiken sind. Denn Jeder, 
welcher die Taufe empfangen hat, gehört in irgend einer Beziehung oder auf 
irgend eine Weise, welche hier näher darzulegen nicht der Ort ist, gehört, 
sage ich, dem Papste an. Ich gebe mich der Ueberzeugung hin, dass Eure 
Majestät meine Betrachtungen mit der gewohnten Güte aufngimen und die in 
dem vorliegenden Falle erforderlichen Massregeln treffen werden. 

Indem ich Allerhöchstdenselben den Ausdruck meiner Ergebenheit und 
Verehrung darbringe, bitte ich Gott, dass Er Eure Majestät und mich mit 
len Banden der gleichen Barmherzigkeit umfassen mögc. 


Im Vatican, den 7. August 1873. 
Pio P. M. 





Nr. 5059. 


PREUSSEN. — $. M. der Kaiser von Deutschland, König von. 
Preussen an den Papst. 


Berlin, den 3. September 1878. 


Ich bin erfreut, dass Eure Heiligkeit Mir, wie in früheren Zeiten, die Nr. 50 
L] s s » LC] e ussen 
Ehre erweisen, Mir zu schreiben; Ich bin es umsomehr, als Mir dadurch die 3,gept. 18 


ee 


*) Verôfientlicht im Deutschen Reichs-Anzeiger vom 14. October 1873. 


Nr. 5059. 
Preussen. 
3. Sept. 1673. 
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(relegenheit zu Theil wird, Irrthümer zu berichtigen, welche nach Inhalt des 
Schreibens Eurer Ieiligkcit vom 7. August in den Ihnen über deutsche Ver- 
hältnisse zugegangenen Meldungen vorgekommen sein müssen. Wenn die Be- 
richte, welche Eurer Heiligkeit über deutsche Verhältnisse erstattet werden, 
nur Wahrheit meldeten, so wärc es nicht möglich, dass Eure Heiligkeit der 
Vermuthung Raum geben könnten, dass Meine Regierung Balınen einschlüge, 
welche Ich nicht billigte. Nach der Verfassung Meiner Staaten kann ein 
solcher Fall nicht eintreten, da die Gesetze und Regierungsmassregeln in 
Preussen Meiner landesherrlichen Zustimmung bedürfen. 

Zu Meinem tiefen Schmerze hat ein Theil Meiner katholischen Unter- 
thanen seit zwei Jahren cine politische Partei organisirt, welche den in 
Preussen seit Jahrhunderten bestehenden konfessiunellen Frieden durch staats- 
feindliche Umtriebe zu stören sucht. Leider haben höhere katholische Geist- 
liche diese Bewegung nicht nur gebilligt, sondern sich ihr bis zur offenen 
Anflehnung gegen die bestehenden Landesgesetze angeschlossen. 

Der Wahrnehmung Eurer Heiligkeit wird nicht entgangen sein, dass ähn- 
liche Erscheinungen sich gegenwärtig in der Mehrzahl der europäischen und 
in einigen überseeischen Staaten wiederholen. 

Es ist nicht Meine Aufgabe, die Ursachen zu untersuchen, durch welche 
Priester und Gläubige einer der christlichen Konfessionen bewogen werden 
können, den Feinden jeder staatlichen Ordnung in Bekämpfung der letzteren 
behülflich zu sein; wohl aber ist es Meine Aufgabe, in den Staaten, deren 
Regierung Mir von Gott anvertraut ist, den inneren Frieden zu schützen und 
das Anschen der Gesetze zu währen. Ich bin Mir bewusst, dass Ich über 
Erfüllung dieser Meiner Königlichen Pflicht Gott Rechenschaft schuldig bin, 
und Ich werde Ordnung und Gesetz in Meinen Staaten jeder Anfechtung 
gegenüber aufrecht halten, su lange Gott Mir die Macht dazu verleiht; leh 
bin als christlicher Monarch dazu verpflichtet auch da, wo Ich zu Meinem 
Schmerz diesen Königlichen Beruf gegen die Diener einer Kirche zu erfüllen 
habe, von der Ich annchme, dass sie nicht minder, wie die evangelisch. 
Kirche, das Gebot des Gehorsams gegen die weltliche Obrigkeit als einen 
Ausfluss des uns geoffenbarten göttlichen Willens erkennt. 

Zu Meinem Bedauern verleugnen Viele der Eurer Heiligkeit unter- 
worfenen Geistlichen in Preussen die christliche Lehre in dieser Riehtung und 
setzen Meine Regierung in die Notliwendigkeit, gestützt auf die grosse Mehr- 
zahl Meiner treuen katholischen und evangelischen Unterthanen, die Betolgnus 
der Landesgesetze durch weltliche Mittel zu erzwingen. 

Ich gebe Mich gern der Hoffnung hin, dass Eure Ileiligkeit, wenn von 
der wahren Lage der Dinge unterrichtet, Ihre Autorität werden anwenden 
wollen, um der unter bedauerlicher Entstellung der Wahrheit und unter 
Missbrauch des priesterlichen Anschens betriebenen Agitation cin Ende zu 
machen. Die Religion Jesu Christi hat, wie Ich Eurer Heiligkeit vor Gott 
bezeuge, mit diesen Umtricben nichts zu thun, auch nicht die Wahrheit, 
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zu deren von Eurer Heiligkeit angeruferiem Panier Ich Mich rückhaltlos be- a 5 
kenne. | 3. Sept. 
Noch eine Aeusserung in dem Schreiben Eurer Heiligkeit kann Ich nicht 
ohne Widerspruch übergehen, wenn sie auch nicht auf. irrigen Bericht- 
erstattungen, sondern auf Eurer Heiligkeit Glauben beruht, die Aeusserung 
nämlich, dass Jeder, der die Taufe empfangen hat, dem Papste angchdre. 
Der evangelische Glaube, zu dem Ich Mich, wie Eurer Heiligkeit bekannt 
sein muss, gleich Meinen Vorfahren und mit der Mehrheit Meiner Unterthanen 
bekenne, gestattet uns nicht, in dem Verhältniss zu Gott cinen anderen Ver- 

mittler als unseren Herrn Jesum Christum anzunehmen. 

Diese Verschiedenheit des Glaubens hält Mich nicht ab, mit Denen, 
. welche den unseren nicht theilen, in Frieden zu leben und Eurer Heiligkeit 
den Ausdruck Meiner persönlichen Ergebenheit und Verehrung darzubringen. 


Wilhelm. 


